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1. 

Die  folgenden  Ausführungen  wurden  durch  zwei  Ent- 
scheidungen veranlaßt,  die  im  Juni  1921  von  dem  Französisch- 
deutschen Gemischten  Schiedsgerichtshofe  erlassen  worden 
sind.  In  der  amtlichen  Entscheidungssammlung,  dem 
,,Recueil  des  Decisions  des  Tribunaux  Arbitraux  Mixtes", 
sind  sie  bisher  noch  nicht  erschienen.  Allein-  die  Fragen, 
die  sie  behandeln,  haben  eine  so  ungewöhnlich«  dringende 
Bedeutung,  daß  es  mir  geboten  schien,  mit  ihrer  Besprechung 
nicht  bis  zu  der  offiziellen  Veröffentlichung  zu  warten. 
Damit  aber  der  Leser  meine  Darlegungen  an  der  Hand  der 
Entscheidungen  kontrollieren  kann,  lasse  ich  deren  Text,  so 
wie  er  mir  auf  meine  Bitte  zur  Verfügung  gestellt  worden 
ist,  in  der  Anlage  abdrucken. 

Die  Rechtsprechung  der  Gemischten  Schiedsgerichts- 
höfe sollte  in  Deutschland,  aber  auch  im  unbeteiligten  Aus- 
lande, mit  größerer  Teilnahme  verfolgt  werden,  als  es  dem 
Anscheine  nach  der  Fall  ist.  Die  Gerichtshöfe  haben  über 
Streitfragen  zu  erkennen,  bei  denen  zumeist  außerordentlich 
große  materielle  und  ideelle  Interessen  auf  dem  Spiele  stehen. 
Bei  der  Abneigung  jedes  Gerichtshofs,  von  den  in  einem 
Urteile  anerkannten  Rechtsgrundsätzen  in  späteren  Erkennt- 
nissen über  gleichartige  Fälle  abzugehen,  und  angesichts 
der  Tatsache,  daß  es  sich  bei  den  zur  Entscheidung  der  Ge- 
richtshöfe verstellten  Sachen  oft  um  ganze  Serien  gleich  oder 
ähnlich  gelagerter  Fälle  handelt,  und  daß  hier  oft  eine  un- 
erwartet zugunsten  eines  Klägers  ausfallende  Entscheidung 
sofort  eine  große  Menge  von  neuen  Klägern  auf  den  Plan 
rufen  wird,  besitzen  die  Präjudizien  der  gemischten  Tribu- 
nale eine  ganz  g'ewalti"ge  Tragweite.     Daher  ist  es  die  Pflicht 
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einer  den  Inhalt  dieser  Rechtsprechung  verfolgenden  un- 
parteiischen Wissenschaft,  auf  solche  Urteile  hinzuweisen, 
in  denen  sie  treffende  neue  Rechtsgedanken  zu  entdecken 
meint.  Aber  nicht  minder  ist  es  ihre  Pflicht,  auf  diejenigen 
Entscheidungen  aufmerksam  zu  machen,  die  ihr  bedenklich 
oder  gar  völlig  verfehlt  erscheinen.  Und  sie  wird  das  zweite 
mit  um  so  größerer  Energie  tun  müssen,  wenn  sie  es  mit 
Urteilen  zu  tun  hat,  auf  deren  Inhalt  Juristen  von  Namen, 

wie   die   neutralen   Vorsitzenden   der   vier   Abteilungen   'les 

• 

französisch-deutschen  Schiedsgerichtshofes,  einen  der  Natur 
der  Sache  nach  maßgebenden  Einfluß  ausgeübt  haben.*) 

Zu  den  Entscheidungen,  gegen  die  unter  solchen  Voraus- 
setzungen der  lebhafteste  Widerspruch  erhoben  werden  muß, 
gehören  die  beiden,  die  im  folgenden  besprochen  werden 
sollen.  Die  erste  ist  am  23.  Juni  1921  in  Sachen  Chamant 
gegen  Deutsches  Reich-),  die  zweite  am  30.  Juni  1921  in 
Sachen  der  Witwe  Heim  gegen  Deutsches  Reich  er- 
gangen.^) 

Der  Tatbestand  in  der  ersten  Prozeßsache  war  folgen- 
der. Der  Kläger,  Auguste  Chamant,  war  Elsaß-Lothringer;  er 
ist  zufolge  der  Bestimmungen  des  Versailler  Vertrages  über 
die  Abtretung  Elsaß-Lothringens  an  Frankreich  Franzose 
geworden.  Er  wohnte  vor  dem  Ausbruche  des  Kriegs  in 
vStraßburg  und  betrieb  dort  eine  Weinhandlung.  Am  31.  Juli 
1914  verließ  er  plötzlich  das  Elsaß  und  begab  sich  nach 
Frankreich,  ohne  jemanden  mit  der  Wahrnehmung,  seiner 
Interessen  zu  betrauen.  Er  schuldete  damals  der  Elsässi- 
schen  Schiffahrts-  und  Speditionsgesellschaft  in  Straßburg 
den  Betrag  von  9184,23  M.  Diese  Schuld  wurde  am  30.  Sep- 
tember 1914,  also  nach  Kriegsausbruch,  fällig.  Die  Gläu- 
l;igerin  erhob  beim  Landgerichte  Straßburg  Klage,  erzielte 
am  12.  Oktober  ein  Versäumnisurteil,  auf  Grund  dessen  sie 
am  21.  Dezember  1914  durch  den  Gerichtsvollzieher  200  dem 


0  Die  vier  Vorsitzenden  dieses  Schiedsgenchtshofs  sind  der  Schweizer 
A.  Mercier.  der  Schwede  S  j  o  e  b  o  r  g  ,  der  Holländer  C.  D.  Asscr, 
de  r    Spanier   B  o  t  e  1  1  a. 

-')  S.  Anhaniij  T  unter   l.  •■<)  S.  Anhang    l    unty  2. 


Chamant  gehörige  Fässer  versteigern  ließ.     Der  Versteige- 
riingserlös  erbrachte  850,10  M. 

Chamant  hat  vor  dem  Gemischten  Schiedsgerichtshofe 
<rinen  Schadensersatzanspruch  gegen  das  Deutsche  Reich  m 
Höhe  von  45  000  M.  geltend  gemacht.  Das  Gericht  hat  den  An- 
spruch dem  Grunde  nach  anerkannt. 

Die  Urteilsgründe,  auf  die  nachher  genauer  einzugehen 
ist,  lehnen  es  ab,  den  ergangenen  Spruch  auf  die  vom  Kläger 
angezogenen  Ifesonderen  Bestimmungen  zu  stützen,  die  sich 
in  dem  auf  Elsaß-Lothringen  bezüglichen  Abschnitte  des 
Versailler  Vertrages  befinden.  Sie  stellen  ausschließlich 
auf  den  zweiten  Absatz  des  Art.  302  des  Vertrages  ab. 
Dieser  Absatz  lautet  im  französischen  Texte  folgendermaßen: 

,,Si  un  jugement,  en  quelque  matiere  qu'il  soit  inter- 
venu,  a  ete  rendu,  pendant  la  guerre,  par  un  tribunal  alle- 
mand,  contre  un  ressortissant  des  Puissan- 
ces  alliees  ou  associees*),  dans  une  instance  oü 
Celui-ci  n'a  pas  pu  se  defendre,  le  ressortissant 
allie  ou  associe^)  qui  aura  subi,  de  ce  chef,  un  pre- 
judice  pourra  obtenir  une  reparation  qui  sera  determinee 
par  le  Tribunal  arbitral  mixte  prevu  par  la  Section  VI." 

Der  Sinn  der  Vorschrift  ist  völlig  klar.  Ist  während 
des  Kriegs  gegen  einen  Staatsangehörigen  einer 
der  alliierten  oder  assoziierten  Mächte  von  einem  deutschen 
Gerichte  ein  Urteil  in  einem  Verfahren,  in  dem  jener  sich 
nicht  hat  verteidigen  können,  also  kurz  gesagt:  ein  Ver- 
säumnisurteil, erlassen  worden,  so  soll  der  genannte  Staats- 
angehörige, falls  ihm  hieraus  ein  Schaden  erwachsen  ist, 
den  Ersatz  dieses  Schadens  verlangen  können;  der  Gemisciitc 
Schiedsgerichtshof  soll  die  Entschädigung  festsetzen.**) 


*)  Im  englischen  Texte  „a  national  of  an  Allied  or  Associated  State." 
^)  Im  englischen  Texte:  „the  Allied  and  Associated  n  a  t  i  o  n  a  1." 
«)  Nach  Abs.  3  des  Art.  .302  kann  der  Gemischte  Schiedsgerichtsliof, 
wenn  es  möglich  ist,  auf  Antrag  des  angeblich  Geschädigten  diesen  und  die 
damalige  Gegenpartei  auch  durch  restitutio  in  integrum  in  die  Lage  zurück- 
versetzen, in  der  sie  sich  vor  dem  Urteile  des  deutschen  Gerichtes  befanden 
Auf  d.is  Verhältnis  der  beiden  Absätze  soll  hier  nicht  eingegangen  werden. 
Auch  bleibe  unerörtert,  ob  nicht  die  Klage  aus  Abs.  2  gegen  die  damalige 


Wer  ohne  Voreingenommenheit  an  die  Prüfung  des 
Urteilstenors  in  der  Sache  Chamant  gegen  Deutsches  Reich 
herangeht,  der  wird  erstaunt  fragen,  wie  es  möglich  war, 
diesem  Kläger  -auf  Grund  dieser  Vertragsbestimmung 
einen  Schadensersatz  zuzubilligen.  Ich  lasse  dahingestellt 
sein,  ob  ein  Kaufmann,  der  sich  aus  dem  Staatsgebiete  ent- 
fernt, ohne  für  seine  Vertretung  zu  sorgen,  zu  den  Personen 
zu  rechnen  ist,  die  sich  gegen  eine  wider  sie  erhobene  Klage 
nicht  verteidigen  ,, können".  Die  Hauptsache  ist:  der  Ver- 
tiag  spricht  von  Schäden,  die  der  Staatsangehörige  einer 
alliierten  oder  assoziierten  Macht  durch  deutsche  Gerichts- 
urteile, während  des  Krieges  ergangen,  erlitten  hat.  Selbst- 
verständlich und  für  jeden  Unbefangenen  keines  Beweises 
bedürftig  ist  dabei,  daß  der  Geschädigte  zur  Z^it  des  Ur- 
teilserlasses einem  der  genannten  Staaten  angenört  haben 
muß.  Es  war  doch  natürlich  nicht  die  Absicht  des  Vertrags,  daß 
das  Deutsche  Reich  einem  Deutschen  oder  einem  Schweizer, 
der  erst  nach  dem  Kriege  zu  irgendeiner  Zeit  die  französische 
oder  englische  oder  italienische  Staatsangehörigkeit  er- 
werben würde,  einen  während  des  Krieges  durch  ein 
deutsches  Versäumnisurteil  zugefügten  Verlust  vergüten 
solle.  Nun  war  aber  der  Weinhändler  Chamant  im  Jahre 
1914  unzweifelhaft  ein  Deutscher  und  kein  Angehöriger 
einer  alliierten  oder  assoziierten  Macht.  Er  ist*  erst  nach 
dem  Kriege  und  zufolge  des  Versailler  Vertrags  Franzose 
geworden.  Wie  reimt  sich  damit  die  getroffene  Ent- 
scheidung? 

Der -Schiedsgerichtshof  kann  natürlich  nicht  bestreiten 
und  bestreitet  auch  nicht,  daß  Chamant  in  der  kritischen 
Zeit  nach  deutschem  Rechte  die  deutsche  Staatsangehörig- 
keit besessen  habe.  Aber  ,er  sagt,  Chamant  sei  ,,E  1  s  a  ß  - 
Lothringe  r",  und  der  Versailler  Vertrag  stehe  auf  dem 
Standpunkte,  daß  die  Elsaß-Lothringer  bis  zu  ihrer  ,,reinte- 

Prozeßpartei,  gegen  den,  der  das  Versäumnisurteil  erlangt  hat  —  also  nicht 
^'.cgen  das  Deutsche  Reich  —  gerichtet  werden  muß,  für  welche  Annahme 
gerade  der  Abs.  3  einen  Anhalt  geben  möchte.  In  der  vorliegenden  Sache 
war  ^jes  von    deutscher    Seite   geltend   gemacht   worden,    indes   ohne   Erfolj? 


gration"  in  die  französische  Nationalität  mit,  einem  „be- 
sonderen  indigenat"  ausgestattet  gewesen  seien, 
das  sich  sowohl  von  der  deutschen,  wie  von  der  französi- 
schen Staatsangehörigkeit  unterschieden  habe  (indigenat 
distinct  soit  de  la  nationalite  allemande,  soit  de  la  nationalite 
frangaise).  Man  wird  sofort  sagen:  zugegeben, daß  diese  merk- 
würdige Behauptung  richtig  sei,  so  würde  doch  nach  ihr 
Chamant  zur  Zeit  des  StraßburgerVersäumnisurteils  zwar  kein 
Deutscher,  aber  auch  kein  Franzose,  also  kein  „ressortissant 
des  Puissances-alliees  ou  associees''  im  Sinne  des  Art.  302 
gewesen  sein.  Der  Verfasser  der  Entscheidungsgründe 
schemt  diesen  durchschlagenden  Einwand  vorausgesehen  zu 
haben.  Denn  er  ersetzt  einige  Zeilen  weiter  die  erste 
Formel  durch  eine  zweite,  die  sich  mit  ihr  inhaltlich  durch- 
aus nicht  deckt,  aber  freilich  noch  erstaunlicher  ist  als  sie. 
Er  sagt:  Der  Versailler  Vertrag  betrachte  die  Elsaß-Loth- 
ringer als  Personen,  die  während  der  Zeit  von  1871  bis  1919, 
zwischen  dem  Frankfurter  Frieden  und  dem  Versailler  In- 
strument, gewissermaßen  (en  quelque  sorte)  ,,v  irtue  He- 
rn e  n  t  Fr  a  n  ga  i  s''  gewesen  seien.  Auf  diesen  Satz  wird 
dann  alles  andere  gestützt. 

Von  derselben  Auffassung  geht  der  Schiedsgerichtshof 
in  der  Entscheidung  Heim  gegen  Deutsches  Reich  aus.  Hier 
lag  der  Tatbestand  so:  Die  Klägerin,  die  Witwe  Heim,  war 
Elsässerin;  auch  sie  ist  erst  kraft  des  Versailler  Vertrags 
Französin  geworden.  Sie  war  Pächterin  des  am  Bahnhofs- 
platze in  Straßburg  gelegenen  Hotel  National,  hatte  dieses 
b^i  Lebzeiten  ihres  inzwischen  verstorbenen  Ehegatten  an 
ein  schweizerisches  Ehepaar  Fedier  unterverpachtet,  war 
aber  Eigentümerin  des  Gasthofsinventars,  insbesondere 
der  Wäsche  und  der  Kücheneinrichtung  geblieben.  Wäh- 
rend des  Krieges,  im  Jahre  1918  und  jedenfalls  vor  dem 
Tage  des  WafTenstillstands,  mußten  die  Unterpächter  des  Gast- 
hofs eine  große  Anzahl  von  Küchengegenständen  aus  Kupfer 
und  Messing  an  die  Metallablieferungsstelle  abgeben,  wofür 
ihnen  1736,66  M.  ausgezahlt  wurden.  Ebenso  mußten  sie 
einen  größeren   Bestand  an   Wäschezeug,  namentlich  Bett- 


und  Tischwäsche,  Handtücher  und  Kopfkissenbezüge,  im 
angenommenen  Werte  von  25  000  Fr.  durA  Vermittlung 
der  städtischen  Behörde  der  Reichsbekleidungsstelle  ab- 
liefern; sie  erhielten  dafür  217  M.  Die  Klägerin  verlangt 
jetzt  vom  Deutschen  Reich  Schadensersatz,  27  829  Fr.  für 
das  Küchengeschirr,  25  000  Fr.  für  die  Wäsche.  Das  Ge- 
richt hat  ihr  25  000  Fr.  samt  Verzugszinsen  sofort  zu- 
gesprochen, die  Entscheidung  in  bezug  auf  das  Küchen- 
geschirr bis  zur  Erledigung  des  Sachverständigenbeweises 
über  die  Höhe  des  Schadens  ausgesetzt. 

Der  Anspruch  war  gegründet  auf  Art.  297,   Ziff .  e  des 
Versailler  Vertrages.   Der  Art.  297  beginnt  mit  den  Worten: 

„La  question  des  biens,  droits  et  interets  prives  e  n 
pays  ennemi  recevrä  sa  Solution  conformement  aux 
principes  poses  dans  la  presente  section  et  aux  disposi- 
tions  de  TAnnexe  ci-jointe.'' 

Unter  Ziffer  e  heißt  es  sodann  im  entscheidenden  Satze: 

,,L  es     ressortissants     des     Puissances 
aUiees  ou  associees  auront  droit  ä  une  indemnite 
pour  les  dommages  ou   prejudices  causes  ä   leurs  biens, 
droits  ou   interets  y  compris  les  societes  ou  associations 
dans    lesquelles   ils   etaient    interesses  ^)    sur    le   terri- 
toire  aUemand,  tel  qu'il  existait  au  premier 
aoüt  1914,  par  l'application,  tant  des  mesures  excep- 
tionnelles  de  guerre  que  des  mesures  de  disposition  qui 
fönt  l'objet  des  paragraphes  1  et  3  de  l'Annexe  ci-jointe." 
In  den  angeführten  §§  1  und  3  der  Anlage  werden  wort- 
reiche Erläuterungen  über  den  Begriff  und  den  Umfang  der 
,, mesures  exceptionnelles  de  guerre'*  und   der  ,, mesures  de 
disposition''  gegeben.     Es  sei  hervorgehoben,  daß  der  Ver- 
trag unter  den  ,, außerordentlichen  Kriegsmaßnahrhen"  solche 


^)  Der  deutsche  Leser  wird  in  Gedanken  hinter  „interesses"  ein  Komma 
einzuschalten  haben,  um  sich  vor  Mißverständnissen  zu  schützen.  Denn 
die  folgenden  Worte  „sur  le  lerritoire"  usw.  beziehen  sich  auf  den  ganzen, 
jnit  „causes"  beginnenden  Satzteil.  Der  enghsche  Text  läßt  darüber  keinen 
Zweifel.  Es  wäre  aber  auch  ohnedies  selbstverständlich.  Die  amtliche 
deutsche    Ucbersetzung    verfährt    richtig. 


—     9     — 

Staatsakte  versteht,  die  den  Zweck  haben,  dem  Eigentümer, 
ohne  sein  Eigentum  anzutasten,  die  Verfügungsbefugnis 
über  seine  Güter  zu  entziehen,  während  die  ,,Ubertragungs- 
anordnungen''  solche  Akte  sind,  die  das  Eigentum  des  feind- 
lichen Inhabers  ohne  seine  Zustimmung  ganz  oder  teilweise 
auf  einen  anderen  übertragen. 

Wer  nun  auch  hier  wieder  den  Art.  297  samt  seiner 
Anlage  isoliert,  d.  h.  ohne  zunächst  die  besonderen  Ver- 
tragsbestimmungen über  Elsaß-Lothringen  heranzuziehen, 
ins  Auge  faßt,  dem  wird  nicht  im  entferntesten  einleuchten, 
wie  es  möglich  sein  soll,  daß  im  Falle  der  Witwe  Heim 
diese  Klägerin  auf  Grund  dieses  Artikels  einen  Scha- 
densersatzanspruch gegen  das  Reich  solle  geltend  machen 
können. 

Denn  auf  der  einen  Seite  erhellt  aus  dem  Wortlaute  und 
dem  Zusammenhange,  in  dem  sich  die  angeführten  Klauseln 
befinden,  mit  vollster  Deutlichkeit,  daß  es  sich  hier  ganz 
ausschließlich  um  Ersatzansprüche  für  solche  Schäden  han- 
delt, die  durch  Vornahme  besonderer,  gegen  feindjiche 
Staatsangehörige  als  solche  gerichteten  Maßregeln  ent- 
standen sind.  Nur  Maßnahmen  des  Handelskriegs,  nur 
„mesures  differentielles  prises  exclusivement  contre 
les  biens  ennemis''  stqhen  in  Frage,  wie  es  der  deutsche 
Parteivertreter  in  der  Klagebeantwortung  vollkommen 
richtig  ausgedrückt  hat.  Auf  staatliche  Gesetze  oder  Ver- 
waltungsmaßregeln, die  zwar  durch  die  außerordentlichen 
Verhältnisse  des  Krieges  veranlaßt  worden  sind,  aber 
doch  nicht  einseitig  die  feindlichen  Ausländer,  die  ,,alien 
enemies"  nach  englischer  Sprechweise,  sondern  gleich- 
mäßig alle  der  Sta.atsgewalt  vermöge  der  Gebiets- 
zugehörigkeit unterworfenen  Personen,  einheimische  so 
gut  wie  fremde,  neutrale  so  gut  wie  feindliche,  treffen 
sollten  —  und  um  solche  handelt  es  sich  bei  der  Beschlag- 
nahme und  Enteignung  von  Metall  oder  Wäsche  — ,  kann 
Art.  297  e  unmöglich  bezogen  werden^  Der  Gemischte 
Schiedsgerichtshof  ist  der  erste  gewesen,  der  auf  das  Gegen- 
teil verfallen  ist.     Soviel  ich  sehe,  haben  vorher  weder  fran- 


—     10    — 

zösische  Schriftsteller^)  noch  deutsche  eine  solche  Auslegung 
versucht.®)  Der  französisch-deutsche  Schiedsgerichtshof  hat 
schon  in  mehreren  vorangegangenen  Entscheidungen  die 
höchst  bedenkliche  w^eite  Auslegung  des  Begriffs  der  „mesures 
exceptionnelles  de  guerre**  vorgenommen  —  wenn  man  hier 
überhaupt  noch  von  einer  erw^eiternden  „Auslegung" 
sprechen  darf.^'')  Und  in  der  Sache  Heim  gegen  Deutsches 
Reich  hat  er  auf  zwei  dieser  Präjudizien,  auf  die  Urteile 
in  Sachen  Huret  und  Dutreil  einfach  verwiesen,  ohne  sich 
auf  eine  erneute  Prüfung  der  Rechtsfrage  einzulassen.  Ich 
vermeide  es,  um  die  mich  in  erster  Linie  beschäftigende 
Frage  nicht  zu  kurz  kommen  zu  lassen,  den  m.  E.  durchs 
aus  berechtigten  Widerspruch  gegen  diese  Judikatur  aus- 
führlicher zu  begründen,  um  so  mehr,  als  dies  schon  von 
anderer  Seite,  von  S  c  h  o  Tz "),  von  Bolte^^),  be- 
sonders eingehend  und  vortrefflich  von  P  a  r  t  s  c  h  ")  ge- 
schehen ist. 

Auf  der  anderen  Seite:  Die  Ziffer  e  des  Art.  297  und 
die  zugehörigen  Klauseln  der  Anlage  setzen  in  einer  gar 
nicht  mißzuverstehenden  Weise  den  Fall  voraus,  daß  ein 
feindlicher  Staatsangehörger  in  Feindes  lind,  d.h. 
ein  Franzose,  Brite,  Jtaliener  usw.  auf  deutschem  Ge- 
biete, und  zwar,  wie  es  ausdrücklich  heißt,,  innerhalb  der 
Grenzen,  wie  sie  am  1.  August  1914  bestanden,  durch  Kriegs- 
maßregeln der  gedachten  Art  geschädigt  worden  ist.  Nun 
besaß  aber  die  Witwe  Heim  zur  kritischen  Zeit,  genau  wie 
im  ersten  Falle  der  Herr  Chamant,  die  deutsche  Staats- 
angehörigkeit, und  der  Schaden,  der  ihr  zugefügt  worden, 
ist   ihr   auf   einem    Gebiete   entstanden,   das   damals   für   sie 


")  Vgl.  C  1  u  n  e  t ,  Journal  de  droit  int.  prive  47  (1920)  S.  8  ff. 

®)  Vgl.  I  s  a  y  ,  Die  privaten  Rechte  und  Interessen  im  Friedensvertrags 
2.  Aufl.  (1921)  S.  41,  86  f.  —  Johannes,  Hanseatische  Rechtszeitschrift 
Rd.  4     vS.  1. 

*•*)  Vgl.  die  Urteile  in  Sachen  Villemejane  gegen  Deutsches  Reich 
(Recueil  des  decisions  1921  S.  90  ff.),  Huret  gegen  Deutsches  Reich  (S.  98  ff.),. 
Dame  et  Dlle.  Marqua  gegen  Deutsches  Reich  (S.  104  ff.),  Dame  H.  de 
Creutzer,   Vve   Dutreil  gegen   Deutsches   Reich   (S.    156  ff.). 

'•)  Deutsche  Juristenzeitung  1921  Sp.  463. 

'«)  Ebenda    Sp.    529.  »3)  Zeitschrift    für    Völkerrecht   Bd.    12    S.    1  ff. 
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kein  fremdes,  kein  feindliches  Gebiet  gewesen  ist.     Wie- 
reimt  sich  damit  die  ergangene  Entscheidung? 

Auch  diesmal  erhalten  wir  die  gleiche  Antwort  wie  vorhin. 
Allerdings  sucht  der  Schiedsgerichtshof,  anders  als  im  ersten 
Falle,  seine  Entscheidung  hier  auf  eine  Auslegung  auch  der  bs- 
scnderen  Klauseln  zu  gründen,  die  im  Versailler  Vertrage 
über  Elsaß-Lothringen  und  die  Elsaß-Lothringer  enthalten 
sind,  vor  allem  auf  eine  Auslegung  des  Artikels  73.  Aber 
diese  Auslegung  wird  von  Anfang  bis  Ende  wiederum  durch 
die  Annahme  beherrscht,  daß  der  Vertrag  den  Elsaß- 
Lothringern  in  der  Zeit  zwischen  dem  Frankfurter  und  dem 
Versailler  Vertrage  eine  eigenartige  Zwischenform  von 
Staatsangehörigkeit,  keine  deutsche,  keine  volle  französische,, 
aber  eine  ,, virtuelle*'  französische  zuschreibe.  Das  Urteil 
bedient  sich  unter  ausdrücklicher  Berufung  auf  die  Ent- 
scheidung Chamant  ungefähr  derselben  Ausdrücke,  die  es 
dort  gebraucht  hat :  ,,indigenat  distinct"  —  ,,citoyens  f rangais 
a  ^,'etat  virtue  V\ 

Es  bedarf  keiner  Darlegung,  welche  Tragweite  diese- 
Auslegung  haben  würde,  wenn  sie  vom  Gerichtshofe  ständig 
seinen  Entscheidungen  zugrunde  gelegt  werden  sollte.  Sind 
die  Elsaß-Lothringer  während  des  Krieges  keine  Deutschen 
gewesen,  sind  die  Vertragsbestimmungen,  die  dem  Deut- 
schen Reiche  die  ungeheuren  Reparationsverbindlichkeiten 
zugunsten  der  ehemals  feindlichen  Staatsangehörigen  auf- 
erlegen, auf  die  Elsaß-Lothringer  anzuwenden,  gibt  man 
außerdem  dem  Begriffe  der  ,, außerordentlichen  Kriegsmaß- 
n^hmen'*  die  vom  Schiedsgerichtshofe  beliebte  Deutung,  so- 
wird  die  Folge  sein,  daß  Tausende  und  aber  Tausende  von 
Elsaß-Lothringern  das  ihnen  vom  Schiedsgerichtshofe  hin- 
geworfene Leitseil  ergreifen,  um  sich  auf  eine  bequeme,  den 
m.eisten  gew'm  sehr  unerwartete  Weise  für  ihre  Kriegs- 
leistungen schadlos  zu  halten.  In  der  Tat  verlautet,  daß 
schon  in  der  nächsten  Zeit,  als  natürliche  Folge  der  Urteile 
Chamant  und  Heim,  allein  aus  dem  Elsaß  10  000  Klagen 
entsprechenden    Inhalts    zu    erwarten    seien.      Grund    genug 
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für  uns,  die  Entscheidungsmotive  der  beiden  Erkenntnisse 
scharf  unter  die  Lupe  zu  nehmen. 

Aber  es  ist  durchaus  nicht  allein,  das  deutsche  Interesse, 
das  von  der  eigenartigen  Rechtsauffassung  des  Schieds- 
gerichtshofs berührt  wird.  Wenn  die  Behauptung,  daß  die 
Elsaß-Lothringer  schon  w'ährend  des  Krieges  oder  gar  schon 
seit  dem  Frankfurter  Frieden  Franzosen  ,,ä  l'etat  virtuel" 
gewesen  seien,  folgerichtig  durchgeführt  wird,  so  darf  sie 
nicht  nur  auf  Streitigkeiten,  die  sich  unmittelbar  aus  dem 
Versailler  Vertrage  ergeben,  angewandt  werden.  Sie  muß 
vielmehr  die  Grundlage  der  Entscheidung  in  jedem  Falle 
bilden,  in  dem  es  sich  um  den  Status  eines  Elsaß-Lothringers 
in  der  kritischen  Periode  handeln  wird.  Macht  die  Auf- 
fassung des  Schiedsgerichtshofs  Schule,  so  muß  der  ehe- 
malige Elsaß-Lothringer  in  strafrechtlicher  Beziehung  so 
angesehen  werden,  als  wäre  er  schon  vor  dem  11.  November 
1918  Franzose  gewesen.  Überall,  wo  die  französische  Straf- 
gesetzgebung von  Verbrechen  eines  Franzosen  oder  gegen 
einen  Franzosen  spricht,  würde  der  Elsaß  -  Lothringer 
,,d'origine  frangaise"  unter  den  Begriff  des  Franzosen  fallen. 
Man  kann  sich  die  Folgen  ausmalen!  Noch  viel  ärger  müßte 
es  aber  in  zivilrechtlichen  Beziehungen  stehen.  Wir  werden 
sehen,  daß  die  französische  Praxis  während  des  Kriegs  bei 
der  Handhabung  der  Kriegsgesetze  weit  davon  entfernt  ge- 
wesen ist,  die  Elsaß-Lothringer  schon  im  voraus  als  Fran- 
zosen zu  behandeln.  Man  hat  elsaß-lothringisches  Ver- 
mögen in  vielen  Fällen  als  deutsches  Vermögen  sequestriert. 
Hält  man  die  Entscheidungsgründe  in  Sachen  Chamant  und 
Heim  für  richtig,  so  muß  man  solche  Sequestrationen  nach- 
träglich für  unberechtigt  erklären  und  die  Betroffenen  ent- 
schädigen. Oder  wie  soll  es  mit  den  Lieferungsverträgen 
zwischen  Franzosen  und  Elsaß-Lothringern  stehen,  von 
denen  die  französischen  Vertragsparteien,  weil  die  Kriegs- 
gesetzgebung ihre  Vertragsgegner  als  Deutsche  behandelte, 
befreit  worden  sind?  Man  braucht  nur  diese  und  ähnliche 
Fragen  auf  zu  werfen,  um  zu  erkennen,  welch  heillose  Ver- 
wirrung die   Rezeption   jener  Rechtsanschauung   in   Frank- 


reich  hervorrufen  würde.  Und  nicht  nur  in  Frankreicli 
allein.  Auch  die  Wirtschaft  der  neutralen  Staaten  würde 
aufs  empfindlichste  davon  betroffen  werden.  Am  stärksten 
wohl  die  der  Schweiz,  deren  lebhafte  Geschäftsbeziehungen 
zum  Elsaß  bekannt,  sind.  Vor  und  während  des  Krieges 
sind  hier  unzählige  Rechtsverhältnisse  entstanden  und  ge- 
löst worden  auf  der  sicheren  Annahme,  daß  das  Elsaß 
deutsches  Gebiet  und  der  Elsässer  ein  Deutscher  sei.  Welcher 
Rattenkönig  schwierigster  Fragen  des  internationalen  Pri- 
vatrechts, welche  Verlegenheiten  und  welche  Schäden  müs- 
sen entstehen,  wenn  die  deutsche  Staatsangehörigkeit  der 
Elsässer  nachträglich  in  Zweifel  gezogen  werden  kann!  Es 
ist  also  keineswegs  nur  der  deutsche  Parteistandpunkt,  der 
zu  einer  Kritik  der  Entscheidungen  tles  Gemischten  Schieds- 
gerichts Veranlassung  gibt. 

IL 
Man  kann  an  die  Auslegung  des  Versailler  Vertrages 
nicht  ganz  mit  denselben  Voraussetzungen  herantreten,  wie 
an  die  Auslegung  eines  anderen  völkerrechtlichen  Vertrags- 
instruments. Die  raffinierte  Technik,  mit  der  die  Verfasser 
des  Vertrages  versucht  haben,  die  dem  besiegten  Gegner 
aufzuerlegenden  Lasten  ins  Ungemessene  zu  steigern,  hat 
in  den  Vertrag  so  viele  Ungeheuerlichkeiten  gebracht,  daß 
man  das  Abnorme  nicht  schon  deshalb  wegdisputieren  kann, 
w  e  i  l  es  abnorm  ist,  weil  es  mit  völkerrechtlichen  oder  allgc- 
m einrechtlichen  Anschauungen  in  krassem  Widerspruche 
steht.  Aber  dreierlei  wird  doch  selbst  bei  der  Interpretation 
dieses  Vertrags  beachtet  werden  müssen.  Einmal,  daß 
eine  schlechthin  außergewöhnliche  Bestimmung  nicht  über 
die  Grenze  hinaus  ausgedehnt  werden  darf,  die  ihr  vom 
.Wortlaute  und  nächsten  Sinne  beigelegt  ist.  Zum  anderen, 
daß  man  den  Vertrag  nicht  mit  sich  selbst  in  Widerspruch 
treten  lassen  kann.  Und  zum  dritten,  daß  man  dem  Vertrage 
nicht  zutrauen  darf,  er  habe  die  bare  Unvernunft  —  worunter 
rechtliche  Unvernunft  zu  verstehen  ist  —  zum  Gesetze 
erheben  wollen. 


Eine  bare  Unvernunft  würde  es  nun  zunächst  sein,  wenn 
der  Vertrag  wirklich,  wie  die  Urteile  Chamant  und  Heim 
behaupten,  die  Nationalität  der  Elsaß-Lothringer  während 
•des  Kriegs  oder  gar  in  der  bald  fünfzigjährigen  Periode 
zwischen  der  Beendigung  des  deutsch-französischen  und  der 
des  Weltkriegs,  als  eine  sowohl  von  der  deutschen,  wie 
von  der  französischen  Staatsangehörigkeit  verschiedene,  als 
•ein  ,,indigenat  distinct*'  ansehen  wollte.  Ein  solches  Mittel- 
ding ist  unter  allen  Umständen  undenkbar.  Hätte  Elsaß- 
Lothringen  in-  der  genannten  Zeit  einen  souveränen  Staat 
für  sich,  einen  Pufferstaat  zwischen  Deutschland  und  Frank- 
reich  gebildet,  wie  er  von  manchen  Politikern  jenseits  und 
diesseits  der  Vogesen  als  erwünscht  bezeichnet  worden  ist, 
dann  hätten  allerdings  seine  Einwohner  eine  Staats- 
angehörigkeit gehabt,  die  sich  sowohl  von  der  deutschen,  wie 
von  der  französischen  unterschieden  hätte.  Aber  diese  Selb- 
ständigkeit besaß  das  Land  eben  in  Wirklichkeit  nicht.  Also 
waren  auch  die  Elsaß-Lothringer  entweder  Franzosen  oder 
Deutsche.  Und  da  ihr  Land  im  Jahre  1871  von  Frankreich 
an  Deutschland  abgetreten  worden  war,  da  infolgedessen  die 
Elsaß-Lothringer  —  vorbehaltlich  der  im  Frankfurter  Frie- 
den ihnen  zugestandenen  Option  —  aufgehört  hatten,  Fran- 
zosen zu  sein,  so  waren  sie  Deutsche  geworden.  Und  zwar 
Deutsche  mit  einer,  wie  man  sich  bei  uns  auszudrücken  pflegt, 
,, unmittelbaren  Reichsangehörigkeit".  Allerdings  hat  das  Reich 
im  Jahre  1873  in  Elsaß-Lothringen  sein  Staatsangehörig- 
keitsgesetz vom  I.Juni  1870  eingeführt,  das  auf  dem  Unter- 
schiede einer  besonderen  Landes-  und  einer  Reichsangehörig- 
keit und  auf  dem  Grundsatze  beruht,  daß  Erwerb  und  Ver- 
lust der  Reichsangehörigkeit  durch  Erwerb  und  Verlust  der 
Landesangehörigkeit  bedingt  werden  sollen.  Aber  da  Elsaß- 
Lothringen  nicht  zu  einem  besonderen  Einzelstaate  des 
Reichs  gemacht  worden  ist,  so  konnte  die  Einführung  jenes 
Gesetzes  in  Elsaß-Lothringen  nichts  anderes  bedeuten,  als 
daß  diejenigen  Tatbestände,  an  die  sich  in  dem  bundesstaat- 
lich gegliederten  Reiche  Erwerb  und  Verlust  einer  Landes- 
u  n  d   der  Reichsangehörigkeit   anknüpften,    in    Elsaß-Loth- 
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ringen  u  n  ni  1 1 1  e  1  ba  r  den  Erwerb  und  den  Verlust  der 
Reichsangehörig-keit  bewirken  sollten.  Nur  diesen  und 
keinen  andern  Sinn  hatte  es,  wenn  man  von  einer  elsaß- 
lothringischen ,, Landesangehörigkeit"  sprach.  Daran  ist 
auch  sachlch  nichts  geändert  worden,  als  das  neue,  jetzt 
geltende  Reichs-  und  Staatsangehörigkeitsgesetz  vom 
22.  Juli  1913  —  die  Franzosen  nennen  das  Gesetz  gern  die 
lex  Delbrück  —  die  Bestimmung  traf,  daß  Elsaß-Lothringen 
,,im  Sinne  dieses  Gesetzes"  als  Bundesstaat  ,, gelten"  solle. 
Gewiß  hat  es  immer,  freilich  nur  vereinzelte  Schriftsteller 
gegeben,  die  das  ,, Reichsland"  Elsaß-Lothringen  als  einen 
Bundesstaat  des  Reichs  betrachteten,  und  diese  Auffassung 
kam  der  politischen  Wirklichkeit  sehr  nahe,  seitdem  das 
Reichsgesetz  über  die  Verfassung  Elsaß-Lothringens  vom 
31.  Mai  1911  das  Reichsland  hart  an  die  Grenze  eines  selb- 
ständigen Staatswesens  herangeführt  hatte.  Allein  dies  und 
alles  andere  ist  für  die  uns  beschäftig^ende  Frage  völlig 
gleichgültig.  Denn  ob  man  in  dem  Lande  Elsaß-Lothringen 
einen  Bundesstaat  des  Reichs  erblicken  mochte  oder  nicht, 
soviel  war  gewiß,  daß  die  Elsaß-Lothringer  die  Staats- 
angehörigkeit des  Deutschen  Reichs  genau  so  wie 
die  Preußen  oder  die  Bayern  oder  die  Badener  besaßen.  Sie 
hatten  zwar  eine  von  der  französischen,  aber  keine  von  der 
deutschen  ,,distinkte"  Nationalität. 

Daß  der  Versailler  Vertrag  auf  einer  anderen  Auf- 
fassung beruhe,  ist  eine  durchaus  willkürliche  Behauptung 
der  Urteilsbegründungen.  Und  es  ist  nicht  minder  willkür- 
lich, wenn  gesagt  wird,  der  ,, Vertrag"  habe  nicht  gewollt, 
daß  die  Elsaß-Lothringer  während  des  Krieges  als  der 
Souveränität  des  deutschen  R  e  c  ht  s  unterworfen  betrachtet 
würden.  Allerdings  haben  in  einzelnen  besonderen 
Klauseln  des  Vertrages  die  Elsaß-Lothringer  Rechte  erhalten, 
die  sonst  nur  solchen  Personen  zugestanden  worden  sind, 
die  während  des  Krieges  nicht  Deutsche  gewesen  sind. 
Aber  es  ist  nicht  nur  voreilig,  sondern  unerlaubt,  zu  be- 
haupten, daß  sich  diese  Sonderregeln  als  Ausfluß  eines  dem 
ganzen  Vertrage  zugrunde  liegenden  Rechtsgedankens  dar- 
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stellen,  wenn'  dieser  Rechtsgedanke  eine  rechtliche  Un- 
möglichkeit enthält.  Der  Vertrag  konnte  festsetzen:  ich 
gebe  den  Elsaß-Lothringern  gewisse  Rechte,  obwohl  sie 
bisher  Deutsche  gewesen  sind,  aber  nicht:  ich  gebe  ihnen 
diese  Rechte,   weil   sie  k  e  i  n  e  Deutschen   waren. 

Es  ist  auch  nicht  richtig,  daß  der  Vertrag  jenes  angebliche 
,,indigenat  distinct"  durch  die  Verwendung  und  Definierung 
des  Begriffs  einer  ,,qualite  d'Alsacien-Lorrain"  in  Artikel  54 
anerkannt  habe.  Gewiß  bedeutet  in  der  französischen 
Rechtssprache,  wie  schon  der  Code  civil  beweist,  ,,qualite 
de  Frangais".  so  viel  wie  ,,nationalite  frangaise**,  also  nach 
deutscher  Sprechweise  französische  Staatsangehörigkeit. 
Aber  daraus  folgt  nicht,  daß  der  Ausdruck  „qualite*'  in 
jedem  Zusammenhange  auf  eine  Staatsangehörigkeit,  eine 
„nationalite"  bezogen  werden  müsse.  Im  vorliegenden 
Falle  mußte  der  Vertrag,  da  er  in  dem  Abschnitt  V  des 
Teils  III  den  ,, Elsaß-Lothringern"  eine  Reihe  von  Recht-^n 
einräumte,  irgendwo  und  irgendwie  definieren,  wen  er  ujiter 
die  Elsaß-Lothringer  rechfie.  Dies  und  nichts  anderes  ist 
im  Artikel  54  geschehen.  Man  braucht  nur  den  englischen 
Text  des  Artikels  anzusehen,  um  zu  erkennen,  daß  hier  von 
der  Anerkennung  einer  ,, besonderen  Staatsangehörigkeit" 
nicht  die  Rede  ist.  Wo  von  der  besonderen  elsaß-loth- 
ringischen  .  Staatsangehörigkeit  —  freilich  im  Sinne  des 
deutschen  Rechts,  also  von  der  elsaß-lothringischen 
,, Landesangehörigkeit"  —  gesprochen  werden  soll,  ver- 
wendet der  Vertrag  den  Ausdruck  ,,indigenat  alsacien- 
lorrain"  (Annex  §  2,  Ziff.  2 ;  §  3,  Abs.  1).  Daher  hat  die 
Urteilsbegründung   im   Falle   Chamant   auch   durchaus   Un- 

j 

recht,  wenn  sie  ihre  Auffassung  im  Artikel  78  des  Vertrags 
bestätigt  sehen  will,  in  welchem  sich,  wie  sie  meint,  eine 
Gegenüberstellung  von  ,,Alsaciens-Lorrains"  und 
,,Allemands"  finde.  Denn  der  Artikel  78,  der  eine  unterschied- 
liche Behandlung  gerichtlicher  Urteile  vornehmen  wollte,  je 
nachdem  sie  zwischen  Elsaß  -  Lothringern  allein  oder 
zwischen  ihnen  und  anderen  Deutschen  ergangen  seien, 
konnte,    wenn    er    sich    nicht    sehr    umständlich    ausdrücken 
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Avollte,  gar  nicht  anders  verfahren,  als  indem  er  „Elsaß- 
Lothringer"  und  „Deutsche*'  einander  gegenüberstellte,  und 
'Cr  konnte  es  tun,  ohne  Mißverständnisse  zu  erregen,  weil 
ja  der  Art.  54  bereits  die  Legaldefinition  des  „Elsaß-Loth- 
ringers" gegeben  hatte. 

III. 

Nicht  anders  steht  es  mit  dem  von  den  beiden  Ent- 
scheidungen verwendeten  Begriffe  der  ,,virtu  eilen 
französischen   Staatsangehörigkeit". 

Der  Begriff  ist  in  dieser  zugespitzten  Form,  soviel  ich 
sehe,  eine  Erfindung  des  Gemischten  Schiedsgerichtshofes. 
Aber  die  Idee,  die  ihm  zugrunde  liegt,  hat  doch  eine  Ver- 
:;gangenheit. 

1. 

Es  ist  interessant  und  bezeichnend  zugleich,  daß  gerade 
in  Frankreich  ein  ähnlicher  Gedanke  schon  einmal  vor  Jahr- 
hunderten eine  Rolle  im  Fremdenrechte  gespielt  hat.  Zur  Zeit 
des  Königtums  nämlich  wurden  Ausländer,  die  früher  ein- 
Thal  Franzosen  gewesen  waren  oder  von  ehemals  Franzosen 
.gewesenen  Vorfahren  abstammten,  anders  als  gewöhnliche 
Ausländer  behandelt.  Vor  allem  beim  Erwerb  der  französischen 
Nationalität.  Der  gewöhnliche  Ausländer  wurde  naturalisiert ; 
xias  geschah  durch  AussteUung  einer  „lettre  de  naturalite".  Der 
Franz«pse  aber,  der  ausgewandert  war  oder  von  französischen 
Auswanderern  abstammte,  oder  der  seine  französische 
Staatsangehörigkeit  verloren  hatte,  weil  das  Gebiet,  in  dem 
«r  wohnte,  vom  französischen  Staate  durch  Abtretung  oder 
Eroberung  getrennt  worden  war,  erhielt  auf  seinen  Antrag 
bei  der  Rückkehr  nach  Frankreich  eine  ,, lettre  de  d  e  c  1  a  - 
ration  de  naturalite".^*)  Der  Name  deutet  schon  an,  was 
«damit  gemeint  war.  Der  Wiederaufgenommene  sollte  nicht 
eine  neue  Eigenschaft  beigelegt  erhalten,  sondern  es  sollte 
ihm  bestätigt  werden,  daß  er  im  Grunde  niemals  aufgehört 


**)  Vj:;!.  über  den  Gegensatz  z.  B.  W  e  i  ß ,  Droit  international  prive 
2.  Aufl.  Bd.  I  S.  353  f.  —  Co  g  o  r  d  a  n  ,  La  nationalite  au  point  de  vue 
<les  rapports  internationaux  2.  Aufl.  (1890)  S.  307. 

T  ri  e'p  e  1 »  Virtuelle  Staatsangehörigkeit.  2 
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habe,  Franzose  zu  sein.  Denn,  so  erklärte  der  Kanzler 
d'Aguesseau  den  Vorgang,  jedes  Ding  gewinnt  leicht 
den  vorübergehend  verlorenen  „premier  etat**  wieder.  Das 
Vaterland  ist  eine  gute  Mutter,  die  ihren  Kindern  stets  die 
Arme  geöffnet  entgegenhält.  Die  von  Natur  gegebene 
Eigenschaft  des  „citoyen  frangais"  ist  in  jenen  Fällen  nur 
eine  Zeitlang  , »suspendiert"  gewesen,  lebt  also  leicht  wieder 
auf.*^)  Von  besonderer  Bedeutung  war  es  dabei,  daß  die 
Könige  solche  „lettres  de  declaration"  vorzugsweise  Per- 
sonen aus  Ländern  oder  Gebietsstrichen  erteilten,  auf  die 
sie  Ansprüche  erheben  zu  können  glaubten.  So  wurden 
Mailänder  und  Savoyarden,  Leute  aus  Flandern  oder  Artois 
in  der  angegebenen  Weise  renaturalisiert.  Die  Rechts- 
auffassung zeigt  sich  am  deutlichsten  in  der  Formel,  die  in 
den  königlichen  Patenten  gebraucht  wurde.  In  dem  Werki- 
von  B  a  c  q  u  e  t ,  Droit  d'aubaihe,  ist  ein  Muster  abgedruckt. 
Die  Grafschaft  Flandern,  heißt  es  darin,  gehört  zum  alten 
„patrimoine  et  domaine  de  la  Couronne  de  France".  Frei- 
lich zur  Zeit  wird  sie  von  einem  Andern  besessen,  und  ihre 
Einwohner  stehen  nicht  unter  Unserer  Botmäßigkeit.  „Nous 
ne  jouissons  ä  present  du  Comte".  Aber  Wir  stehen  stets 
auf  dem  Standpunkt,  daß  die  Eingeborenen  der  Grafschaft 
Flandern  und  die  aus  ihr  Abstammenden  trotz  allem  als 
,,nos  vrais  et  naturels  sujets"  zu  betrachten  sind.^^)  Die 
wichtigste  Folge  dieser  Anschauung  ist  die:  während  die 
,, lettres  de  naturalite"  ihre  Wirksamkeit  nur  für  die  Zukunft 
entfalten,  besitzen  die  ,, lettres  de  declaration  de  naturalite" 
rückwirkende  Kraft.  Der  in  dieser  Form  Naturali- 
sierte wird  so  behandelt,  als  sei  er  nie  etwas  anderes  als  ein 
Franzose  gewesen.  Das  jus  postliminii  der  Römer  wird  als 
Parallele  angeführt.^^)  Man  sieht:  die  Wiederaufnahme  des 
Ausgebürgerten   ist  keine   echte   Renaturalisation.      Sie   ist 


^^)  Vgl.  d'Aguesseau,  Plaidoyers  prononces  au  Parlament,  No.  32 
'1694);     Oeuvres   Bd.   III    S.  133. 

*«)  Bac(|uet,  Droit  d'aubaine  I,  eh.  10;    Oeuvres  (Paris  1688)  S.  682. 

*')  d  '  Aguesseau  ,  a.a.O.  Vgl.  das  Urteil  der  Grande  Chambre 
vom  19.  Mai  1654  bei  Bacquet,  a.  a.  O.  S.  683.  S.  auch  Denisart, 
Collection    de   decisions   nouvelles,    T.    Aufl.    (Paris    1771),    III    S.    408    unter 
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eine  Bestätigung  der  niemals  verloren  gegangenen  alten 
Staatsangehörigkeit.  Prätentionen  auf  Gebiete,  die  der 
Krone  Frankreich  entrissen  sind,  führen  also  in  der  Tat 
dazu,  den  Insassen  solcher  Gebiete  auch  vor  der  Rückkehr 
nach  Frankreich  eine  ,, virtuelle"  französische  Staats- 
angehörigkeit zuzusprechen. 

Gleichzeitig  mit  dem  alten  Regime  sind  nun  aber  auch 
diese  Vorstellungen  zu  Grabe  getragen  worden.  Da  dem 
Rechte  der  Revolutionszeit  die  Naturalisation  im  Sinne 
einer  förmlichen  Verleihung  der  Staatsangehörigkeit  durch 
das  Staatsoberhaupt  ohnehin  fremd  war,  so  war  hier  für 
lettres  de  declaration  de  naturalite  natürlich  erst  recht  kein 
•Raum.  Das  Dekret  vom  17.  März  1809  führte  die  Naturali- 
sation, aber  nicht  die  lettres  de  declaration  wieder  ein.  Ein 
letzter  Rest  dieser  alten  Einrichtung  findet  sich  noch  ein- 
mal in  der  Periode  der  Restauration,  in  dem  Gesetze  vom 
14.  Oktober  1814,  das  für  die  Angehörigen  der  nach  der  Zeit 
der  Eroberungen  von  Frankreich  wieder  abgetrennten  Pro- 
vinzen unter  der  Voraussetzung,  daß  sie  sich  eine  be- 
stimmte Zeit  lang  in  Frankreich  aufgehalten  hatten,  einen 
Anspruch  auf  Ausstellung  von  .  lettres  de  declaration  de 
naturalite  begründete;*®)  die  Rechtsprechung  hat  diesen 
Deklarationen  rüwirkende  Kraft  beigelegt.")  Um  diesen 
Vorgang  zu  verstehen,  muß  man  sich  vor  Augen  halten,  daß 
der  Pariser  Friede  vom  30.  Mai  1814*8»)  bestimmt  hatte, 
es  solle  den  ,,habitants  naturels  et  etrangers'*  der  ihren 
Herrn  wechselnden  Gebiete,  gleichviel  welcher  „condition 
et  nation*',  eine  Frist  von  sechs  Jahren  vergönnt  werden, 
um    sich    nach    dem     Lande    ihrer    Wahl    zurückzuziehen 


„Nice".  —  Die  Rechtsprechung  scheint  übrigens  über  die  Frage  der  Rück- 
bezüglichkeit der  lettres  de  declaration  de  naturalite  nicht  ganz  einheit- 
lich gewesen  zu  sein.  Vgl.  Durand,  Essai  de  droit  international  prive 
(1884)  S.  273  und  das  hier  zitierte  Buch  von  Alauzet,  De  la  nationalite 
et  de  la  qualite  de  Frangais  No.  64,  83  (mir  nicht  zugänglich). 

***)  S.  über  dieses  Gesetz  u.a.  Aubry  et  Rau,  Cours  de  droit  civil 
frangais,  4.  Aufl.  I  (1869),  S.  260  f.  —  Stoerk,  Option  und  Plebiszit  (1879) 
S.  110  f. 

*<*)  G  1  a  r  d  De  Tacquisition  et  de  la  perte  de  la  nationalite  frangaise 
(1893)   S.   375  f. 

*®a)  M  a  r  t  e  n  s  ,  Noiiveau  Recueil  11,  S.  1. 
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(Airt.  17).  Man  hätte  diese  Vorschrift  so  auslegen  können, 
daß  sie 'den  Bewohnern  der  fraglichen  Gebiete  die  Aus- 
wanderung gestatten  wolle,  damit  sie  sich  ihre  Staats- 
ängehörigkeit sichern  könnten,  woraus  dann  von  selbst 
zu  folgern  gewesen  wäre,  daß  diejenigen  Personen,  die  durch 
eine  französische  Eroberung  zu  Franzosen  geworden  waren 
und  ihren  Wohnsitz  zur  Zeit  der  Wiederabtretung  ihrer 
Heimat  bereits  in  Frankreich  hatten,  durch  Fortsetzung  des 
Aufenthalts  in  Frankreich  die  französische  Staatsangehörig- 
keit behalten  hätten.  Diese  Auslegung  wurde  aber  ab- 
gelehnt. Die  Politiker  der  Restauration,  und  zwar  ebenso 
innerhalb  wie  außerhalb  Frankreichs,  stellten  sich  auf  den 
Standpunkt,  daß  die  Eroberungen  und  Staatsgründungen 
der  Revolutions-  und  der  napoleonischen  Periode  als  ,,non 
avenues"  zu  betrachten  seien. ^®^)  Durch  die  Eroberung 
war  also,  auch  nach  der  Auffassung  der  legitimistischen 
Regierung  Frankreichs,  kein  Bewohner  des  eroberten 
Landes,  der  nicht  schon  Franzose  gewesen,  zum  Franzosen 
geworden,  oder  vielmehr  es  wurde  jetzt  so  angesehen,  als 
sei  er;  es  nicht  geworden.  Wollte  man  ihn  nach  der  Wieder- 
abtretung für  seine  Anhänglichkeit  an  Frankreich  be- 
lohnen, so  mußte  man  ihn  naturalisieren;  man  erleichterte 
es  ihm  durch  die  Anwendung  der  Form  der  ,, lettre  de  de- 
claration  de  naturalite'',  der  rückwirkende  Kraft  beigelegt 
wurde. 

Es  ist  interessant  und  angesichts  heutiger  Strömungen 
fast  belustigend,  zu  sehen,  wie  sich  die  spätere  französische 
Literatur  in  bitteren  Worten  gegen  eine  Methode  ge- 
wendet hat,  die  eine  Annexion  nachträglich  als  ,,non  avenue" 
betrachtete."^^}  Freilich  war  diese  Methode  damals  zum 
Nachteile  f ranzösicher  Interessen  ausgeschlagen !  Im 
Augenblick  ist  es  uns  aber  wichtiger,  festzustellen,  daß  die 
heutige  französische  Wissenschaft  das  Institut  der  ,,lettres 
de     declaration     de     naturalite     samt     ihrer     Rückwirkung 

iBb)  Vgl.  :Beach    Lawrence,    Commentaire    sur    les    Elements    de 
Wheaton  Bd.  III,  S.  192. 

19c)  S.    inshef..   C  o  g  o  r  d  a  n  ,   a.  a.  O.    S.  332  ff. 
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lediglich  als  eine  antiquierte  Kuriosität  behandelt.  Der 
Gedanke,  daß  der  Erwerb  der  Staatsangehörigkeit  aus 
irgendeinem  Grunde  und  in  irgendeinem  Sinne  eine 
rückwirkende  Kraft  äußern  könne,  wird  "nirgends  so 
oft  und  nirgends  so  schroff  abgelehnt,  wie  in  der  fran- 
zösischen Wissenschaft  und  Rechtsprechung.  Der  Erwerb 
wirkt  immer  nur  für  die  Zukunft.  Das  gilt  zunächst  für  den 
Erwerb  durch  Naturalisation-^*»)  Die  Naturalisation,  sagt 
Weiß,  bewirkt  für  den  Naturalisierten  eine  vollkommene 
Änderung  seines  Status,  die  „Substitution  radicale'*  einer 
Staatsangehörigkeit  durch  eine  andere;  sie  kann  gar  nicht 
retroaktiv  sein.  Das  gilt  ferner  für  den  Erwerb  der 
französischen  Staatsangehörigkeit  kraft  einer  Gebiets- 
annexion.^*»*)  Es  gilt  endlich  in  gleicher  Weise,  für  den 
Wiedererwerb  verlorener  französischer  Staatsangehörig- 
keit, für  das  „recouvrement  de  la  nationalite  frangaise**. 
Hier  läßt  überdies  das  geschriebene  Recht  nicht  den  ge- 
ringsten Zweifel.  Der  Code  civil  setzt  im  Art.  18  die  Be- 
dingungen für  den  Wiedererwerb  fest  und  fügt  im  Art.  20 
hinzu:  „Les  individus  qui  acquerront  la  qualite  de  Fran- 
Qais  dans  les  cas  prevus  par  les  articles  9,  10,  18  et  19  ne 
pourront  s'en  prevaloir  que  pour  les  droits  ouverts  ä  leur 
profit  depuis  cette  epoque**  (Fassung  des  Gesetzes 
vom  26.  Juni  1889).  Folglich  hat  das  Decret  de  reintegration 
das  seit  1889  die  Wiedereinbürgerung  bewirkt,  ebensowenig 
rückwirkende  Kraft  wie  ein  Dekret  über  die  gewöhnliche 
Naturalisation. 2^)  Der  Artikel  20  des  Code  civil,  heißt  es 
in  einer  Betrachtung  in  Clunet's  Journal  aus  dem  Jahre 
1896,    ist   gerade   deshalb    eingeführt    worden,    damit    man 


20)  Vgl.  statt  Vieler  A  u  b  r  y  et  R  a  u  ,  a.  a.  Q.  S.  276.  —  Weiß, 
a.  a.  O.  S.  40  f.  —  C  o  g  o  r  d  a  n  ,  a.  a.  O.  S.  145  ff.  —  Despagnet, 
Droit  international  prive,  4.  Aufl.  S.  440.  —  G  1  a  r  d  ,  a.  a.  O.  S.  204  f.  — 
deFolleville.Dela  naturalisation  (1880)  S.  448  f.  —  Weitere  Zitate  im 
Journal  de  droit  int.  prive  23  (1896)  S.  122. 

20a)  S.   de   F  o  1 1  e  v  i  1 1  e  .   a.  a.  O.    S.    449. 

21)  Vgl.  Weiß,  a.  a.  O.  S.  668.  —  C  o  g  o  r  d  a  n  ,  a.  a.  O.  S.  307.  — 
Pradier-Fodere,  Traite  de  droit  international  public  III  S.  761  f. 
—  G  1  a  r  d  ,  a.  a.  O.  S.  411  u.  a.  m.  S.  auch  S  i  e  b  e  r  ,  Das  Staatsbürser- 
recht  im  internationalen  Verkehr  I   S.  583. 
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nicht  in  Erinnerung  an  die  alte  Praxis  der  lettres  de 
declaration  de  naturalite  in  die  Versuchung  käme,  zu  be- 
haupten, ein  ehemaliger  Franzose  sei  nach  der  Wiederein- 
bürgerung ,,retroactivement*'  so  zu  betrachten,  als  habe  er 
niemals  aufgehört  Franzose  zu  sein.  „L'ancien  Frangais, 
redevenu  Frangais,  n'est  pas  fictivement  considere  comme 
ayant  tou jours  ete  Frangais/'  Seine  in  der  Zwischenzeit 
begründeten  Rechtsverhältnisse  müssen  behandelt  werden 
wie  die  eines  gewöhnlichen  Fremden,  der  naturalisiert 
wird.^^)  Wollte  man  das  Gegenteil  annehmen,  so  hieße  das 
die  Rechte  Dritter  in  unzulässiger  Weise  beeinträchtigen.^^) 
Bei  alledem  kommt  es  nun  nach  der  ganz  einmütigen 
Ansicht  der  bisherigen  französischen  Literatur  nicht  darauf 
an,  durch  welche  Umstände  der  wiedereingebürgerte  Fran- 
zose einstmals  seine  französische  Staatsangehörigkeit  ein- 
gebüßt hatte.  Denn  der  Artikel  18  des  Code  civil  handelt 
in  der  alten,  wie  in  der  neuen  Fassung  von  dem  „recouvre- 
ment**  des  Franzosen,  ,,qui  a  per  du  sa  qualite  de  Fran- 
gais'',  ohne  auf  die  Gründe  des  Verlustes  irgendwelches  Ge- 
wicht zu  legen.  Und  der  Artikel  20,  wiederum  in  der  alten 
wie  in  der  neuen  Fassung,  verneint  die  Rückbezüglichkeit 
des  Erwerbes  der  Staatsangehörigkeit  in  allen  Fällen  des 
Artikels  18.  Deshalb  müssen  diese  Artikel  auch  angewendet 
werden,  wenn  der  Verlust  durch  Abtrennung  einer  fran- 
zösischen Provinz  vom  Staatsgebiete  herbeigeführt  worden 
war,  und  man  hat  sie  in  der  Tat  auch  ohne  vieles  Zögern 
auf  Elsaß-Lothringer  angewendet,  die  durch  den 
Friedensschluß  von  1871  die  deutsche  Staatsangehörigkeit 
erworben  hatten  und  später  reintegriert  wurden.^*)  Um- 
gekehrt aber  —  der  Grundsatz  des  Artikels  20  hat  nicht  nur 

22)  Journal  de  droit  int.  prive  23  (1896)  S.  121  ff.  Ebenso  Lehr,  ebenda 
S.  342,  der  nur  in  einer  anderen,  nicht  hierher  gehörigen  Frage  abweicht. 
Vgl.  ferner  de  F  o  1 1  e  v  i  1 1  e  ,  a.  a.  O.  S.  451  und  das  Urteil  des  Tribunal 
civil  von  Dieppe  vom  19.  Juni  1905,  Revue  de  droit  international  prive  II 
(1906)  S.515. 

23)  Weiß,  a.  a.  O.  S.  668.  —  Auch  das  englische  Recht  schließt 
ausdrücklich  die  Rückwirkung  der  Renaturalisation  aus.  S.  Art.  8  Abs.  2 
des   Naturalisation  Act    1870,  33  Vict.  eh.   14   (12.   Mai   1870). 

24)  Vgl.  W  e  i  ß  ,  a.  a.  O.  S.  663.  —  G  l  a  r  d  ,  a.  a.  O.  S.  412.  Bei  beiden 
Relege   aus   der   Praxis.     S.   auch   Dcspagnet     a.   a.   O.   S.   493. 
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in  den  Fällen  zu  gelten,  in  denen  der  Wiedererwerb  der 
Staatsangehörigkeit  durch  Rückkehr  ins  Staatsgebiet  und 
Niederlassungserklärung  (wie  nach  dem  Artikel  18  deiöalten 
Fassung)  oder  durch  Rückkehr  und  Erwirkung  des  .Re- 
integrationsdekrets (so  nach  der  neuen  Fassung)  erfolgt, 
sondern  auch  dann,  wenn  er  sich  ipso  jure  durch  die 
Wiedereinverleibung  einstmals  verloren  gegangenen 
Gebietes  vollzieht.  Auch  in  diesem  Falle  wirkt  das  ,,re- 
couvrement''  genau  wie  eine  förmliche  Reintegration  nur  für 
die  Zukunft,  nicht  für  die  Vergangenheit.^^)  Es  war  daheV 
nur  eine  Bestätigung  dieses  Prinzips,  wenn  Frankreich  in 
dem  mit  Schweden  geschlossenen  Abkommen  über  die  Re- 
trozession von  St.-Barthelemy  ausdrücklich  vereinbarte,  daß 
die  Bevölkerung  der  Insel  die  französische  Staatsangehörig- 
keit mit  dem  Tage  der  Besitzergreifung  durch  die  fran- 
zösischen Behörden  wiedererlangen  sollte.^®)  Man  hat  in 
Frankreich  an  der  Nicht-Rückwirkung  der  Reintegration  in 
diesem  Falle  keinen  Augenblick  Anstoß  genommen,  obwohl 
doch  das  französische  Selbstgefühl  feststellen  zu  können 
glaubte,  daß  die  Bewohner  des  zurückgewonnenen  Gebietes 
tiotz  ihrer  mehr  als  neunzigjährigen  Trennung  dem  alten 
Mutterlande  in  Sitte,  Sprache  und  Tradition  unbeirrt  treu 
geblieben  seien.-^) 

2. 

Wenn  nach  den  vorstehenden  Ausführungen  der  Ge- 
danke einer  französischen  Staatsangehörigkeit  ,,a  Tetat  vir- 
tuel"  der  Gesetzgebung  wie  der  Wissenschaft  vollkommen 
fiemd  geworden  war,  so  muß  es  überraschen,  daß  er  in 
bezug  auf  die  Elsaß-Lothringer  schon  bald  nach  Kriegs- 
ausbruch aufgetaucht  ist.  Er  ist  allerdings,  wie  wir  sehen 
werden,  weder  konsequent  durchgedacht  worden,  noch  hat  er 
sich  in  Frankreich  selbst  eine  Anerkenung  in  Gesetz  oder 
Gerichtspraxis  verschaffen  können.     Allein  die  Genesis  des 

-5)  Vgl.   Pradier-Fodere,   a.  a.  O.   S.  768. 

=^«)  Vertrag  vom  10.  August  1877;  Protokoll  vom  31.  Oktober  1877,  Art.  1 
ii  M  a  r  t  e  n  s  ,   Nouveau  Reueil   General  2.  s.   IV   S.   366  f.). 
-•7)  Glard,   a.   a.   O.   S.  406. 
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Friedensvertrags  von  Versailles  hängt  offenbar  mit  den; 
Ideengängen,  in  denen  sich  manche  Kreise,  in  Frankreich 
hinsicJhtlich  jener  Frage  bewegteft,.so  eng  zusammen,  daß  wir 
nicht  an  ihnen  vorübergehen  können. 

Die  rechtliche  Stellung  der  „Elsaß-Lothringer'*  —  zu. 
denen  man  in  starker  Betonung  nur  die  im  Jahre  1871  durch 
die  „Annexion"  zu  Deutschen  gewordenen  Franzosen  und 
ihre  Abkömmlinge,  nicht  etwa  alle  „Einwohner"  Elsaß- 
Lothringens  rechnete  —  ist  mit  besonderer  Emsigkeit  schon 
in  den  ersten  Kriegsmonaten  von  seilen  der  nach  Frankreich 
geflüchteten  oder  dort  schon  vorher  wohnhaften  fran- 
zösisch gesinnten  Elsässer  untersucht  worden. 
Es  waren  die  Leute,  die  sich  um  Männer  wie  die  früheren 
Reichstagsabgeordneten  Blumenthal  und  Wetterle  scharten. 
Als  ihr  Sprachrohr  läßt  sich  in  erster  Linie  der  ehe- 
malige Rechtsanwalt  in  Colmar  Paul  Albert  H  e  1  m  e  r  an- 
sehen, der  in  zahlreichen  Vorträgen,  Zeitungs-  und  Zeit- 
schriftenartikeln unermüdlich  dafür  eingetreten  ist,  daß 
man  die  Elsaß-Lothringer  ,,d'origine  frangaise"  schon  wäh- 
rend des  Krieges  und  im  Hinblick  auf  die  zu  erhoffende 
, »Desannexion"  der  verlorenen  Provinzen  nicht  mehr  als 
Deutsche  anzusehen  habe.^®)  In  voller  Schärfe  ist  freilich 
diese  Forderung  in  den  ersten  publizistischen  Äußerungen 
Helmers  noch  nicht  hervorgetreten.  Gewiß,  er  geht  von  der 
Tatsache  aus,«-  daß  der  von  Deutschland  an  Frankreich  er- 
klärte Krieg  den  Frankfurter  Frieden  zerrissen  habe,  und 
daß  man  deshalb  den  Zustand  wiederherstellen  müsse,  der 
ohne  den  Frankfurter  Vertrag  bestehen  würde.  Als  Grundlage 
habe  die  berühmte  Protestation  der  elsaß-lothringischen  Ab- 
geordneten zu  dienen,  die  sie  am  1.  März  1871  der  National- 
versammlung zu  Bordeaux  überreichten.  ,,Nous  declarons  en- 
core  une  fois  nul  et  non  avenu  un  pacte  qui  dispose  de  nous 
sans  notre  consentement.  La  revendication  de  nos  droits  reste 
ä  jamais  ouverte  ä  tous  et  ä  chacun  dans  la  forme  et  daus 

28)  Die  Reden  und  Aufsätze  sind  in  Buchform  erschienen  unter  dem 
Titel:  P  a  u'l  -  A'l  b  e  r  t  H  e  1  m  e  r  ,  France-Alsace.  Paris  o.  J.  (1915).  Die 
Seitenzahlen,  die  ich  oben  im  Texte  anführe,  beziehen  sich  auf  die  Buch- 
ausgabe. 
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la  mesure  que  notre  conscience  nous  dictera."  Daraus  er- 
gibt sich,  daß  die  Wiedererwerbung  Elsaß-Lothringens  eine 
einfache  „reunion**,  keine  Annexion,  noch  weniger  eine 
Zession  sein  kann.  Daraus  ergibt  sich  weiter,  daß  von 
emer  Volksabstimmung  über  die  Rückkehr  keine  Rede  sein 
darf.  Daraus  ergibt  sich  endlich,  daß  der  Erwerb  der 
französischen  Staatsangehörigkeit  zufolge  der  Reunion  auf 
die  Alt-Elsässer  und  Alt-Lothringer  beschränkt,  den  Ein- 
gewanderten vorenthalten  bleiben  muß.  Aber  noch  in 
mehreren  Artikeln  im  Temps  vom  2.,  12.  und  20.  Oktober 
1914  wird  aus  der  Forderung  der  ,,Revindikation*'  nicht  die 
Folgerung  gezogen,  daß  die  Elsaß-Lothringer,  die  im  Jahre 
1871  zu  Deutschen  geworden  seien,  mit  Kriegsausbruch  die 
französische  Staatsangehörigkeit  wiedererlangt  hätten.  Viel- 
mehr wird  hier  noch  alles  auf  die  künftige  Wieder- 
vereinigung abgestellt.  Sie  wird  bewirken,  daß  die  Per- 
sonen, die  in  Artikel  2  des  Frankfurter  Friedens  genannt 
sind,  samt  ihren  Abkömmlingen  ,,seront  reintegres 
dans  la  plenitude  de  leurs  droits  de  citoyens  frangais**.  Diese 
Reintegration  wird  nichts  Außergewöhnliches  sein.  Sie  ist 
nichts  anderes,  als  was  dem  französischen  Staatsrechte  unter 
diesem  Namen  bereits  bekannt  ist  —  gemeint  ist  Artikel  18 
des  Code  civil.  Der  einzige  Unterschied  wird  darin  be- 
stehen, daß  die  Reintegration,  die  im  allgemeinen  eine  in- 
dividuelle Maßregel  ist,  diesmal  in  allgemeiner  Form  auf  alle 
Überlebenden  und  Abkömmlinge  der  elsaß  -  lothringischen 
Bevölkerung  von  1871  angewendet  werden  wird  (S.  151  ff., 
164  ff.).  Freilich  —  ein  Jahr  später  ist  die  Sprache  sehr  viel 
kühner  geworden.  In'  einem  Aufsatze,  den  Helmer  in  der 
Revue  politique  et  parlamentaire  vom  10.  September  1915 
über  ,,le  Statut  des  Alsaciens-Lorrains  pendant  la  guerre"  ver- 
öffentlicht, heißt  es  klipp  und  klar:  es  sei  ein  Gebot  der 
Logik,  das  sich  aus  der  Protestation  von  Bordeaux  und  der 
Haltung  der  elsaß-lothringischen  Bevölkerung  während  der 
vergangenen  vierundvierzig  Jahre  von  selbst  ergebe,  daß  die 

,, Annektierten"  schon  vor  der  durch  den  Sieg  über  Deutsch- 
land   zu    errreichenden    Reunion    ,,simplement**    wieder    als 
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Franzosen  zu  betrachten  seien.  Nach  einem  Ausdrucke  des 
altfranzösischen  Rechts  seien  sie  ,,ä  l'instar  de  Frangais  effec- 
tifs'^zu  behandeln.  Und  Helmer  klagt  darüber,  daß  sich  zwar 
einige  Ministerien,  aber  nicht  sämtliche  anderen  Organe  der 
Justiz  und  der  Verwaltung  auf  diesen  Standpunkt  gestellt 
hätten  (S.  122  ft'.).  Diese  Auffassung  hat  sehr  bald  Schule 
gemacht.  Maurice  Barres,  der  das  Buch  Helmers  mit 
einer  Vorrede  versehen  hat,  schreibt:  Deutschland  hat  den 
Frankfurter  Frieden  zerrissen.  „Par  lä**  sind  die  Einwohner 
Elsaß-Lothringens,  denen  der  Frankfurter  Friede  die  fran- 
zösische Staatsangehörigkeit  geraubt,  samt  ihrer  Deszen- 
denz reintegriert  worden.  Sie  müssen  schon  während  des 
Krieges  als  Franzosen  behandelt  werden  (S„  VHI  f¥.).  Auch 
er  fügt  freilich  hinzu,  er  wisse  leider,  daß  die  öffentliche 
Meinung  in  Frankreich  noch  zögere,  sich  dieser  unwider- 
leglichen Rechtsansicht  anzuschließen. 

War  die  „öffentliche  Meinung"  hiernach  nicht  so  schnell 
bereit,  die  These  der  elsaß-lothringischen  Heißsporne  an- 
zunehmen, so  hat  doch  die  Praxis  höchster  französischer 
Verwaltungsbehörden  mehr  und  mehr  den  Versuch 
gemacht,  ihr  Anerkennung  zu  verschaffen.  Es  zeigte  sich 
dies  vor  allem  in  der  Behandlung  der  Fragen,  die  mit  der 
Stellung  der  aus  Elsaß-Lothringen  stammenden  Kriegs- und 
Zivilgefangenen  zusammenhingen. 

Es  ist  bekannt,  daß  die  französische  Heeresverwaltung 
von  Anfang  des  Krieges  an  die  aus  Elsaß-Lothringen  stam- 
menden deutschen  Kriegsgefangenen  einer  eigenen 
Behandlung  unterworfen  hat.  Man  sorgte  dafüi*,  daß  sie  in 
besonderen  Lagern,  getrennt  von  den  anderen  deutschen 
Kriegsgefangenen  untergebracht  wurden,  stellte  sie  unter 
den  Befehl  von  Offizieren  elsässischer  Herkunft,  gab  ihnen 
statt  der  deutschen  Uniform  eine  Kleidung  von  fran- 
zösischem Schnitt.2»)  Man  trieb  dabei  unter  den  Gefangenen 
eine   energische   Propaganda,   um    sie    in   der  Treue   gegen 


29)  H  e  1  m  e  r  ,  a.  a.  O.  S.  136  ff.  —  Vgl.  auch  die  Mitteilung  des  fran- 
zösischen Kriegsministers  vom  8.  Mai  1915,  Revue  generale  de  droit  inter- 
national  public   22.    Doc.    S.   134. 
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Deutschland  wankend  zu  machen,  und  verwandelte  die  gute 
Behandlung  in  eine  ausgesucht  strenge,  ja  grausame,  wenn 
und  soweit  sich  die  in  Versuchung  Geführten  als  standhaft 
erwiesen.^")  Auch  die  zivilgefangenen  Elsaß-Lothringer 
wurden  unter  ein  eigenes  Regime  gestellt.  Als  die  fran- 
zosischen Truppen  im  August  1914  den  Rückzug  aus  den 
eine  kurze  Zeit  besetzten  Teilen  Elsaß-Lothringens  antraten, 
führten  sie  eine  große  Anzahl  von  Alt-Elsässern  und  Alt- 
Lothringern  unter  den  demütigendsten  Umständen  von  ihren 
Wohnplätzen  nach  Frankreich  weg.  Außerdem  wurden  alle 
landsturmpflichtigen  Leute,  deren  man  habhaft  wurde,  dar- 
unter natürlich  wiederum  eine  Menge  von  Elsässern 
,,d'origine  frangaise",  nach  Frankreich  verbracht.^^)  Viele 
von  den  in  solcher  Weise  Verschleppten  wurden  in  Inter- 
nierungslagern  gleich  den  in  Frankreich  festgenommenen  Alt- 
deutschen untergebracht,  andere  in  Zufluchtshäusern,  wieder 
andere  v^urden  auf  freien  Fuß  gesetzt,  nachdem  sie  einer  Ge- 
sinnungsprüfung durch  eine  besondere  Kommission  unter- 
zogen worden  waren.  Solche  als  f ranzosen-freundlich  be- 
fundene Elsaß-Lothringer  stattete  man  mit  einer  eigenen 
Legitimationskarte  aus,  der  sogenannten  ,, carte  tricolore*'. 
Ihr  Besitz  sollte,  wie  es  in  einer  Depesche  des  Ministers 
•des  Innern  hieß,  den  Inhaber  den  ,,refugies  frangais  ou  bei- 
ges" gleichstellen.^^) 

Sieht  man  von  den  moralisch  wie  völkerrechtlich  ver- 
Averflichen  Methoden  der  Propaganda  gegenüber  Kriegs- 
und Zivilgefangenen  ab,  so  kann  das  geschilderte  Verfahren 
zunächst  der  rechtlichen  Kritik  standhalten.  Es  ist  verboten, 
Kriegsgefangene  schlechter,  aber  es  ist  nicht  verboten,  sie 
besser  zu  behandeln,  als  es  die  generellen  Normen  des  ge- 
schriebenen und  ungeschriebenen  Völkerrechts  verlangen. 
Auch  ist  das  Sonderregime,  dem  man  die  gefangenen  Alt- 


^^)  Vgl.  Plaßmann,  Die  deutschen  Kriegsgefangenen  in  Frankreich 
(1921)  S.  88  f.  und  die  dort  angeführten  Stellen  aus  dem  Rapport  der  Kom- 
mission der  Chambre  des  Deputes  von  1919. 

2')    Man    lese   hierüber    das   erschütternde    Buch   der   beiden   elsässischen 
Pfarrer   L  i  e  b  r  i  c  h    und   G  a  p  p  ,    Die    „Befreier"    Elsaß-Lothringens    nach 
Erlebnissen  der   „Befreiten"   (Freiburg    i.  B.   1918). 
«)  Helmer,  a.a.O.  S.  138  ff . 
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Elsässer  und  Alt-Lothringer  unterwarf,  keineswegs  eine  Anr 
erkennung  der  Helmerschen  These  gewesen,  die  ja  diese 
Leute  bereits  zu  Franzosen  gestempelt  hatte.  Denn  wäre 
man  dieser  These  gefolgt,  so  hätte  man  sämtliche  Kriegs^ 
und  Zivilgefangene  elsaß-lothringischer  Herkunft  ohne  alle 
Weiterungen  sofort  auf  freien  Fuß  setzen  müssen,  —  wäh- 
rend man  sie  doch  nur,  wie  übrigens  auch  die  Polen». 
Tschechen,.  Griechen,  Armenier,  als  eine  besondere  Kate^ 
gorie  der  ,,sujets  des  Etats  ennemis**  behandelte.'*) 
Die  Sache  änderte  sich  aber  in  demselben  Augenblicke,  in  dem 
sich  die  französische  Diplomatie  anschickte,  die  elsaß- 
lothringischen Gefangenen  der  deutschen  Regierung 
gegenüber  unter  Verletzung  völkerrechtlich  anerkannter 
deutscher  Interessen  als  nicht  mehr  deutsche  Staats- 
angehörige zu  bezeichnen.  Obwohl  das  Abkommen  vom 
20.  Januar  1916  die  internierten,  aus  dem  Elsaß  verschleppten 
Deutschen  zurückzuschicken  gebot,  suchte  sich  die  fran- 
zösische Regierung  ihrer  Verpflichtung  nach  Kräften  zu  ent- 
ziehen, und  berief  sich,  als  die  deutsche  Regieruf)'^  immer 
neue  Schritte  unternahm,  um  den  Bedauernswerten  ::ii  helfen, 
auf  die  Tatsache,  daß  es  sich  um  Alt-Elsässer  und  Alt- 
Lothringer  handle,  die  von  der  französischen  Diplomatie  al& 
Franzosen  angesehen  würden.  Namentlich  die  fran- 
zösische Botschaft  in  Bern  hat  sich  den  schweizerischen 
Amtsstellen  gegenüber  wiederholt  auf  diesen  Standpunkt  ge- 
stellt. Obwohl  sich  die  französische  Regierung  im  Januar 
1917  entschied,  „d'etendre  aux  Alsaciens-Lorrains  le  bene- 
fice  de  l'accord  de  rapatriement"  **),  wurde  das  Ver- 
sprochene nur  teilweise  und  zögernd  ausgeführt;  insbeson- 
dere die  auf  freiem  Fuße  befindlichen  Leute  mit  „carte  tri- 
cclore*'  wurden  ebenso  an  der  Ausreise  nach  Deutschland 
gehindert,  wie  die  Internierten.*^)  Soweit  aber  die  Rück- 
schaffung erfolgte,  war  man  ängstlich  bemüht,  in  den  Trans- 


•''S)  So  ausdrücklich  V  a  1  e  r  y  ,  Revue  generale  de  droit  international 
public.  23  (1916)    S.   361. 

3«)  Note  vom  4  Januar  1917;  Akten  des  Auswärtigen  Amts  HIB,  Bd.  t^ 
Militärwesen    No.    106,    Elsaß-Lothringen. 

36)  Ueber  diese  s.   Liebrich  und  G  a  p  p  ,  a.  a.  O.   S.  69. 
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portlisten  die  Namen  der  Elsaß-Lothringer  von  denen  der 
übrigen  Deutschen  getrennt  zu  halten.  Und  die  Sprache  der 
französischen  Noten,  auf  deren  Formulierung  nach  dem  Ur- 
teile Eingeweihter  der  damalige  Vizekonsul  A  1  p  h  a  n  d  ,  der 
jetzige  Vorstand  des  ,, Office  des  biens  et  interets  prives", 
feinen  un^^erkennbaren  Einfluß  geübt  hat,  ist  bei  jeder  Ge- 
legenheit beflissen,  zwischen  Deutschen  und  Elsaß-Loth- 
ringern eine  deutliche  Trennungslinie  zu  ziehen.^®)  Am 
deutlichsten  aber  ist  die  französische  These  hervorgetreten, 
als  im  April  1918  in  Bern  die  Verhandlungen  zwischen  der 
deutschen  und  der  französischen  Regierung  über  den  Ab- 
schluß eines  Abkommens  bezüglich  der  Entlassung  und  Be- 
handlung der  Kriegs-  und  Zivilgefangenen  stattfanden.  Unter 
Assistenz  des  Herrn  Alphand  gab  der  französische  Vertreter 
eine  Erklärung  ab,  die  sich  als  Verteidigung  der  angeblich 
konstanten  „attitude  de  principe  adoptee  dans  la  question 
tie  nationalite  des  Alsaciens-Lorrains"  darstellte.  Diese  Er- 
klärung ist  freilich  nicht  zu  schriftlichem  Niederschlag  ge- 
langt, aber  nur  deshalb  nicht,  weil  die  französische  Rechts- 
behauptung sofort  von  deutscher  Seite  energisch  abgelehnt 
worden  ist.")  Das  Ergebnis  werden  wir  nachher  kennen 
lernen. 

Wie  man  nun  auch  vom  politischen  oder  national- 
psychologischen Ständpunkte  aus  einen  Versuch  beurteilen 
mag,  die  Wiedereinbürgerung  einer  durch  einen  früheren 
Friedensschluß  verlorenen  Bevölkerung  während  eines  auf 
ihre  Rückgewinnung  abzielenden  Krieges  zu  antizipieren,  so 


^®)  So  z.  B.  in  der  Note  vom  19-  Juli  1917  (Akten  des  Auswärtigen  Amts 
HI  B,  Bd.  4,  Militärwesen  Nr.  106  a):  ,,I/'accord  .  .  .  n'a  jamais  ete  applique 
aux  Alsaciens-Lorraijis."  —  Die  Note  vom  11.  August  1917  (ebenda  Bd.  5) 
rtchnet  zunächst  die  Elsaß-Lothringer  ruhig  zu  den  Deutschen.  „Tous  les 
Allemands  n'  ont  pas  ete   internes.     Un  assez   grand  nombre   d'eux  i)  a  r  m  i 

lesquels   les   Alsaciens-Lorrains "      Dann    aber     „L' Alle- 

magrie  n'a  identifie  pas  lui-meme  les  Alsaciens-Lorrains  aux  Allemands" 
(eine  übrigens  durch  nichts  gerechtfertigte  Behauptung),  Noch  in  der  Note 
•vom  3.  Juli  1918  (ebenda  Bd.  7)  werden  Elsaß-Lothringer  und  Deutsche 
'unterschieden. 

*')  Die  Richtigkeit  der  im  Text  gegebenen  Darstellung  ergibt  sich  aus 
•den  Hinweisen  in  den  Erklärungen  der  Schweizerischen  Regierung  und  der 
deutschen  und  französischen  Delegation,  die  sich  in  dem  Aktenstücke  des 
Auswärtigen   Amts  HI  B   Militärwesen  Nr.  184  finden. 
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steht  jedenfalls  das  eine  fest,  daß  sich  eine  solche  Vorweg- 
nahme künftiger,  erst  durch  Debellation  des  Feindes  oder 
durch  Friedensschluß  mit  ihm  zu  erreichender  Renaturali- 
sation  im  vollsten  Widerspruche  mit  obersten,  allgemein 
anerkannten  Grundsätzen  des  Völkerrechts  befindet  — ,  daß 
sie  weder  von  dem  gegnerischen  Staate,  noch  von  irgjendeinem 
neutralen  Dritten  anerkannt  zu  werden  braucht  und  von 
keinem  anerkannt  werden  wird  — ,  daß  sie  daher  auch  von 
keiner  unparteiischen  schiedsrichterlichen  Instanz  zum  Aus- 
gangspunkte der  Entscheidung  in  irgendeiner  Rechtssache 
genommen  werden  darf. 

Man  findet  freilich  in  den  Lehrbüchern  des  Völkerrechts 
und  in  den  Monographien  über  das  Recht  der  Staats- 
angehörigkeit gewöhnlich  den  Satz  ausgesprochen,  jeder 
Staat  könne  souverän  die  Tatbestände  aufstellen,  an  die  er 
den  Erwerb  oder  den  Verlust  seiner  Staatsangehörigkeit  ge- 
knüpft sehen  wolle.^®)  Höchstens  Rücksichten  internatio- 
naler Konvenienz  seien  in  dieser  Beziehung  als  Schranken 
staatsgesetzlicher  Omnipotenz  anzuerkennen,^")  Allein  dieser 
Satz  ist  in  seiner  allgemeinen  Form  sicher  unrichtig,  er  wird 
auch  gewiß  von  niemandem  ganz  wörtlich  genommen.  Rich- 
tig und  unbestreitbar  ist  nur,  daß  jeder  Staat  —  von  beson- 
deren vertraglichen  Abmachungen  abgesehen  —  die  völker- 
rechtlich uneingedämmte  Freiheit  besitzt,  zwischen  den 
beiden  großen  Prinzipien  des  Indigenatsrechts,  dem  jus  soli 
und  dem  jus  sanguinis,  zu  wählen  oder  sie  in  irgendeiner 
Form  miteinander  zu  verbinden.  Das  hat  bekanntlich  seine 
großen  Nachteile;  aber  es  ist  noch  nicht  gelungen,  die  Mög- 
lichkeit von  Konflikten  durch  die  hierfür  erforderliche  all- 
gemeine internationale  Verständigung  der  Kulturstaaten 
aus  der  Welt  zu  schaffen.    Daher  nimmt  denn  zuweilen  ein 


88)  Statt  vieler  Belege  verweise  ich  nur  des  Beispiels  halber  auf 
Geffcken  in  Heffters  Europäischem  Völkerrecht  8.  Ausg.  8.  133,  auf 
V.  L  i  &  z  t ,  Völkerrecht  11.  Aufl.  S.  94  und  auf  C  o  g  o  r  d  a  n  ,  a.  a.  O.  S.  16. 
—  Besonders  charakteristisch  v.  Bodmann,  Archiv  f.  öffentl.  Recht  Xlt 
S.  206:  „Ein  Individuum  als  seinen  Angehörigen  zu  betrachten,  ist  unbestreit- 
bar das  ausschließliche,  aus  der  Souveränität  sich  ergebende  Recht  des 
einzelnen  Staates." 

»»)    Weiß,   a.  a.  O.    S.    11. 
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Staat  kraft  des  jus  soli  als  seinen  Staatsangehörigen  eine 
Person  in  Anspruch,  die  vermöge  des  jus  sanguinis  das  In- 
digenat  in  einem  anderen  Staate  besitzt,  und  es  entsteht  auf 
diese  Weise  der  Fall  einer  doppelten  Staatsangehörigkeit. 
Oder  der  eine  Staat  läßt  seinen  Bürger  durch  Auswanderung 
in  einen  anderen  Staat  der  Staatsangehörigkeit  verlustig 
gehen,  während  der  Ausgewanderte  in  dem  Staate  seines 
neuen  Domizils  keine  Staatsangehörigkeit  gewinnt;  es 
entsteht  so  der  Fall  der  Heimatlosigkeit.  So  mißlich  und 
prinzipwidrig  das  eine  wie  das  andere  ist,  man  nimqit  es  in 
Kauf  und  sucht  der  Übelstände,  die  sich  daraus  ergeben,  durch 
allerhand  künstliche  Mittel  Herr  zu  werden.  Indessen  es 
ist  keine  Rede  davon,  daß  die  Staaten  befugt  wären,  den 
Erwerb  ihrer  Staatsangehörigkeit  an  willkürlich  ge- 
wählte Tatbestände  anzuknüpfen,  die  mit  den  An-khüpfungs- 
momenten  des  familienrechtlichen  Zusammenhangs  und  der 
Gebietszugehörigkeit  nichts  zu  tun  haben.  Im  Gegen- 
teil: jeder  Versuch,  hierüber  hinauszugehen,  würde  in  den 
völkerrechtlich  anerkannten  Rechtskreis  eines  anderen 
Staates  eingreifen  und  deshalb  völkerrechtswidrig  sein.*®) 
Was  würden  die  Schweiz,  Österreich,  die  Vereinigten  Staaten 
und  viele  andere  sagen,  wenn  etwa  ein  Gesetz  des  Deutsche^ 
Reiches  bestimmen  wollte,  daß  jeder  der  deutschen  Sprach- 
gemeinschaft Angehörige  ein  deutscher  Staatsangehöriger 
sei?  Es  mag  sein,  daß  ein  solches  Gesetz  von  den  Behörden 
des  eigenen  Landes  respektiert  werden  müßte  und  würde.  Aber 
der  dadurch  in  seinen  Interessen  betroffene  fremde  Staat  würde 
es  nicht  anerkennen  und  brauchte  es  nicht  anzuerkennen. 
Glaubt  man  wirklich,  die  Schweiz  würde  es  sich  gefallen 
lassen,  daß  das  Deutsche  Reich  unter  Berufung  auf  jenes 
hypothetisch  angenommene  Gesetz  die  Auslieferung  eines 
Schweizers  ablehnte,  weil  nach  dem  deutsch-schweizerischen 
Auslieferungsvertrage  die  Auslieferung  eigener  Staats- 
angehöriger nicht  gefordert  werden  könne?  Die  angebliche 
Freiheit  der  Staaten  in  der  Bestimmung  des  Kreises  ihrer 


♦")    Das   richtige    Prinzip   bei    Hall,    International    Law   5.    Aufl.    f  1904> 
S.  224. 
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Staatsangehörigen  ist  also  in  Wirklichkeit  nicht  vorhanden. 
Und  sie  kann  daher  insbesondere  auch  nicht  den  Vorwaiid 
liefern,  alle  möglichen  nationalistischen  Prätentionen,  gleich- 
viel wie  berechtigt  sie  aus  politschen  Gründen  sein  mögen, 
mit  dem  Mantel  des  Völkerrechts  zu  umkleiden. 

An  dieser  Rechtslage  ändert  sich  auch  dann  nicht  das 
Geringste,  wenn  sich  zwei  Staaten  miteinander  im  Kriege 
befinden.  ^-Der  Krieg  hebt  bekanntlich  viele,  aber  nicht  alle 
Rechtsbeziehungen  zwischen  den  kriegführenden  Staaten  auf. 
Er  beseitigt  jedenfalls  ganz  gewiß  nicht  die  Rechtsverhält- 
nisse, die  sich  auf  die  gegenseitige  Anerkennung  der  Staats- 
angehörigkeit beziehen.  Es  spielt  dafür  auch  keine  Rolle, 
daß  der  Krieg  ganz  oder  teilweise  um  den  Besitz  eines 
Landes  und  dessen  Bevölkerung  geführt  wird.  So  wenig 
das  feindliche  Gebiet  trotz  kriegerischer  Okkupation  vor 
dem  Kriegsende  einheimisches  Gebiet  wird,  so  wenig  werden 
feindliche  Untertanen  während  des  Krieges  zu  eigenen 
Staatsangehörigen.  Jeder  auf  das  Gegenteil  gerichtete  ein- 
seitige Staatsakt  ist  völkerrechtswidrig.  Es  bedarf,  um  das 
nachzuweisen,  keiner  besonderen  Belege;  es  genügt,  statt 
vieler  auf  Art.  45  der  Haager  Landkriegskonvention  hin- 
zuweisen, in  dem  das  Prinzip  eine  besonders  deutliche  Aus- 
prägung erhalten  hat.*^) 

Es  war  aber  schließlich  auch  vollkommen  verfehlt,  wenn 
man  die  Möglichkeit,  die  Elsaß-Lothringer  seit  Ausbruch  des 
Krieges  für  die  französische  Staatsangehörigkeit  in  Anspruch 
zu  nehmen,  aus  der  Tatsache  herleiten  wollte,  daß  die  Er- 
<)ffnung  des  Krieges  durch  Deutschland  den  Frankfurter 
Frieden  „zerrissen"  habe.  Gewiß  läßt  sich  nicht  leugnen 
und  wird  von  niemandem  geleugnet,  daß  der  Ausbruch  eines 
Krieges  die  zwischen  den  kriegführenden  Staaten  geltenden 
Verträge  insoweit  außer  Kraft  setzt,  als  diese  einen  ,, politi- 
schen Charakter"  besitzen.  Es  wird  weiterhin  nicht  in 
Abrede  gestellt  werden,  daß  der  Frankfurter  Friede  in  seiner 
Gesamtheit  zu  den  ,, politischen"  Verträgen  zu  rechnen  sei. 


**)   ,',Il  est   interdit   de   contraindre   la  population   d'un   territoire  occupe 
a  preter  serment   ä  la   Puissance  ennemie." 
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Aber  die  völkerrechtliche  Regel,  welche  die  politischen  Ver- 
träge durch  den  Krieg  zerstört  werden  läßt,  besagt  ohne 
Zweifel  nichts  anderes,  als  daß  die  aus  den  Verträgen  abzu- 
leitenden Rechte  und  Pflichten  der  Kriegsparteien  mit  dem 
Augenblicke  des  Kriegsbeginns  erlöschen.  Und  sie  besagt 
in  alle  Wege  nicht,  daß  die  rechtlichen  Wirkungen, 
die  der  nunmehr  erloschene  Vertrag  bereits  herbeigeführt 
hat,  von  selbst  verschwinden.  Wollte  man  das  Gegenteil 
annehmen,  so  gäbe  es  ja  in  den  Rechtsverhältnissen  der 
Angehörigen  beider  Kriegführenden  die  unheilbarste  Ver- 
wirrung! Deshalb  hat  auch  das  Institut  de  droit  inter- 
national in  sein  im  Jahre  1912  zu  Christiania  festgestelltes 
,, Reglement  concernant  les  effets  de  la  guerre  sur  les 
traites*'  '*2)  den  Grundsatz  aufgenommen,  daß  mangels  einer 
abweichenden  Bestimmung  des  Friedensvertrages  ,,rabro- 
gation  expresse  ou  tacite  d'un  traite  n'atteint  pas  retro- 
activement  les  effets  produits  dans  le  passe  par  le  traite 
abroge"  (Art,  6,  Abs.  4).  Nun  gehört  der  Erwerb  der 
deutschen  und  der  Verlust  der  fanzösischen  Staatsangehörig- 
keit durch  die  Elsaß-Lothringer  zu  den  hauptsächlichsten 
Wirkungen,  die  der  Frankfurter  Friede  hervorgebracht  hat. 
Hat  also  der  Kriegsausbrch  den  Friedensvertrag  für  die 
Zukunft  vernichtet,  so  hat  er  doch  an  jener  Wirkung  nichts 
geändert.  Der  Krieg  als. solcher  hat  die  Elsaß-Lothringer  nicht 
wieder  zu  Franzosen  gemacht,  weder  von  der  Zeit  des 
Kriegsanfangs  an,  noch  gar  rückwirkend  auf  die  Zeit  des 
Frankfurter  Friedens. 

3. 

Es  ist  von  größter  Bedeutung,  daß  die  von  den 
Leuten  um  Helmer  aufgestellte  und  von  der  französischen 
Diplomatie  aufgegrift"ene  These  einen  praktischen  Erfolg 
nicht  errungen  hat.  Weder  in  Frankreich  selbst,  noch 
nach  außen,  weder  während  des  Krieges,  noch  an  dessen 
Schlüsse  hat  sie  sich  durchsetzen  können. 

Nicht  einmal  in  den  Kreisen  der  französisch  gesinnten 


«)  Annuaire  de  l'Institut  25  (1912)  S.   648. 
Triepel,  Virtuelle  Staatsangehörigkeit. 
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Elsaß-Lothringer  selbst  und  der  ihnen  nahestehenden 
amtlichen  Zirkel  hat  sich  der  von  jener  Seite  verfochtene  Ge- 
danke eine  volle  Anerkennung  verschaffen  können.  Mit  der 
Rechtsstellung  der  Elsaß-Lothringer  im  Kriege  und  mit  dem, 
was  ihnen  der  erhoffte  Sieg  über  Deutschland  bringen  sollte, 
haben  sich  schon  seit  dem  Jahre  1914  verschiedene  Organi- 
sationen, vor  allem  aber  die  ..Conference  d'Alsace-Lorraine" 
beschäftigt,  eine  im  Februar  1915  im  französischen 
Ministerium  des  Auswärtigen  gebildete  Kommission,  der 
hervorragende  französische  Staatsmänner  und  Politiker,  so- 
wie einflußeiche  Elsaß-Lothringer  angehörten,  und  die  durch 
ein  Dekret  des  Präsidenten  der  Republik  vom  24.  September 
1917  auf  eine  noch  breitere  Grundlage  gestellt  wurde.*^) 
Es  ist  nun  '  von  höchstem  Interesse,  zu  beobachten, 
wie  man  bei  den  Arbeiten  der  Konferenz  in  immer 
erneuten  Anläufen  versucht  hat,«  die  Helmersche  Doktrin 
zur  Anerkennung  zu  bringen,  und  wie  der  Versuch  jedes- 
mal an  der  eigenen  Einsicht  der  Konferenzteilnehmer  ge- 
scheitert ist.  Man  gibt  sich  Mühe,  einen  Mann  von  der 
Autorität  des  hervorragenden  Völkerrechtslehrers  Louis 
Renault  vor  den  Wagen  zu  spannen.  Renault  äußert 
sich  in  einer  Sitzung  vom  22.  Februar  1915  zunächst  über 
die  Frage,  ob  das  besetzte  Elsaß-Lothringen  als  Feindesland 
im  Sinne  der  Haager  Landkriegsordnung  zu  betrachten 
sei  oder  nicht.  Die  Helmersche  These,  sagt  er,  wonach 
durch  den  Bruch  des  Frankfurter  Friedens  seitens  Deutsch- 
lands das  Land  Elsaß-Lothringen  ohne  weiteres  wieder 
französischer  Boden  geworden  ist,  hat  an  sich  etwas  Ver- 
führerisches. Allein  man  kann  doch  night  in  jeder  Beziehung* 
mit  dem  Frankfurter  Vertrage  tabula  rasa  machen  und  sich 
SG  verhalten,  als  ob  Elsaß-Lothringen  niemals  deutsches  Ge- 
biet gewesen  wäre.  Zurzeit  ist  es  feindliches  Gebiet;  die 
Anwendung  der  Haager  Konvention  folgt  daraus  von  selbst. 

*3)  Die  Sitzungsberichte  dieser  Konferenz  sind  gedruckt  worden  (Paris, 
Imprimerie  nationale  1917,  1919).  Im  Buchhandel  sind  sie  nicht  zu  haben. 
Nur  durch  einen  glücklichen  Zufall  bin  ich  in  den  Besitz  einiger  Drücksachen 
der  Konferenz  gelangt.  Da  sie  bibliographische  Seltenheiten  sind,  lasse  ich 
sie  auszugsweise,  soweit  sie»  uns  interessieren,  im  Anhang  II  abdrucken. 
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Im  weiteren  Verlaufe  der  Diskussion  kommt  Renault  den 
Ansichten  Helmers  ziemlich  weit  entgegen:  Reunion  Elsaß- 
Lothringens,  nicht  Annexion,  folglich  kein  Plebiszit,  kein  Er- 
Averb  der  französischen  Staatsangehörigkeit  durch  die  ein- 
ijewanderten  Deutschen.  Aber  —  und  das  ist  schließlich 
die  Hauptsache  —  der  Friedensvertrag  muß  die 
Reunion  konstatieren;  es  ist  unmöglich,  vom  Frankfurter 
Frieden  vollständig  zu  ,, abstrahieren''.  Renault  findet 
Sukkurs  bei  dem  Elsässer  Blumenthal.  Die  Helmersche 
These,  sagt  er,  läßt  sich  von  einem  rein  politischen  Stand- 
punkte aus  halten;  juristisch  und  praktisch  geht  sie  zu  weit. 
Man  kann  den  Frankfurter  Frieden  nicht  einfach  beiseite 
lassen.  Es  ist  Sache  des  Friedensvertrages,  die  Reintegration 
Elsaß-Lothringens  auszusprechen.  Bis  dahin  ist  das  Land 
deutscher  Boden. 

Hatte  man  sich  bei  dieser  Verhandlung  um  die  Frage 
der  elsaß-lothringischen  Staatsangehörigkeit,  die  der  Vor- 
sitzende als  eine  ,,question  trop  delicate*'  aus  der  Diskussion 
ausschaltete,  einigermaßen  herumgedrückt  —  im  Grunde 
enthielt  Renaults  Gutachten  bereits  die  einzig  richtige  Ant- 
wort — ,  so  beschäftigte  sich  hiermit  in  der  Sitzung  vom 
29.  März  1915  ein  eingehender  Bericht,  den  Professor 
S  o  u  c  h  o  n  von  der  Pariser  Rechtsfakultät  im  Namen 
eines  Unterausschusses  erstattete.  Auch  dieser  Bericht 
geht  davon  aus,  daß  für  die  im  Jahre  1871  verlorenen 
Provinzen  nur  Reintegration,  nicht  etwa  eine  Retrozession 
oder  eine  Annexion  auf  Grund  einer  Volksabstimmung  in 
Frage  kommen  dürfe.  Aber  von  welcher  Zeit  an  soll  die 
Reintegration  der  Elsaß-Lothringer  wirksam  werden?  Drei 
Lösungen  sind  denkbar.  Entweder  stellt  man  sich  auf  den 
Standpunkt,  die  Povinzen  seien,  da  der  Friede  von  Frank- 
furt hinfällig  geworden,  so  zu  betrachten,  als  wären  sie  nie- 
mals deutsches  Gebiet  gewesen;  in  diesem  Falle  würde  sich 
die  Reintegration  der  Alt-Elsässer  und  Alt-Lothringer  mit 
einer  „complete  retroactive"  vollziehen.  Man  könnte  zwei- 
tens annehmen,  der  Frankfurter  Friede,  den  Frankreich 
nun   einmal    unterzeichnet   habe,   sei    wirksam    gewesen,    so 

3* 
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lange  Deutschland  sich  an  ihn  gehalten  habe,  aber  mit  dem 
Augenblicke  des  Friedensbruchs  durch  Deutschland  seien 
Frankreichs  Rechte  auf  Elsaß-Lothringen  wieder  auf- 
gelebt; in  diesem  Falle  würde  die  Reintegration  in  die 
französische  Staatsangehörigkeit  auf  den  Tag  der  Kriegs- 
erklärung zurückzudatieren  sein.  Man  könnte  drittens  der 
Meinung .  sein,  daß  man  sich  an  die  Tatsachen,  nicht  an 
Fiktionen  zu  halten  habe;  der  Wiedererwerb  der  fran- 
zösischen Nationalität  würde  dann  für  die  Elsaß-Lothringer 
erst  dann  eintreten,  wenn  die  Rückgewinnung  des  Landes 
endgültig  vollzogen,  von  Deutschland  zugestanden  sein 
werde.  Die  Kommission  hat  die  beiden  ersten  Lösungen 
\erworfen,  .die  dritte  angenommen.  Sie  hat  sich  klar  ge- 
macht, daß  jede  ,,fiction  de  retroactivite"  zu  ungeheuren 
Mißständen,  vor  allem  für  die  betroffene  Bevölkerung  selber, 
führen  müsse.  Man  braucht,  sagt  der  Bericht,  nur  an  die 
Folgen  auf  dem  Gebiete  des  internationalen  Privatrechts 
(Status,  Rechtsfähigkeit)  und  des  internationalen  Strafrechts 
zu  denken,  die  durch  die  Zurückbeziehung  der  Reintegration 
hervorgerufen  werden  müßten.  Man  solle  also  jeden  Ge- 
danken an  R-ückwirkung  fallen  lassen  und  solle  lediglich 
prüfen,  ob  man  den  Tag  der  Friedenspräliminarien  oder  den 
Tag  der  Ratifikation  des  Hauptfriedens  entscheidend  sein 
lassen  wolle.  Logisch  folgerichtig  würde  das  zweite  sein; 
um  aber  die  verlorenen  Brüder  so  rasch  als  möglich  wieder- 
zugewinnen, möge  man  das  erste  verlangen.  Und  in  diesem 
Sinne  fällt  dann  auch  das  Votum  der  Konferenz  aus: 
,,A  partir  dujour  de  la  signature  des  pre- 
liminaires  du  f  u  t  u  r  t  r  a  i  t  e  de  p  a  i  x  ,  les  Alsaciens- 
Lorrains  qui  possederont  ^3^)  äcette  dote  la 
n  a  t  i  o  n  a  1  i  t  e  a  1 1  e  m  a  n  d  e  seront  de  plein  droit  reintegres 
dans  la  nationalite  frangaise.*' 

Ganz  auf  demselben  Boden  steht  noch  im  Jahre  1918  ein 
Bericht,  den  Herr  Alfred  W  e  i  1 1  erstattet  hat,  und  der 
in  der  Sitzung  eines  Ausschusses  vom  23.  Februar  1918 
angenommen  worden  ist.^^b)  Der  Vertrag  von  Frankfurt,  heißt 

*3ai  Proces-verbaux   I,  vS.  89,  365.  «b)   S.   Anbang  III. 
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«es  hier,  ist  durch  dtn  Krieg  beseitigt.  Aber  „abrogation 
ne  signifie  pas  nullite*'.  Die  Wirkungen,  die  der  Vertrag  in 
der  Vergangenheit  erzeugt  hat,  werden  von  der  Beseitigung 
des  Vertrags  nicht  betroffen.  Die  gegenteilige  Meinung  beruht 
auf  einer  Begriffsverwirrung.  Wollte  man  sie  in  ihre 
Konsequenzen  verfolgen,  so  würden  sich  die  seltsamsten 
Ergebnisse  herausstellen.  Es  wäre  z.  B.  notwendig,  alle 
Zollzahlungen  zu  revidieren,  die  vor  dem  Kriege  auf  Grund 
<ler  Meistbegünstigungsklausel  des  Frankfurter  Friedens  ge- 
leistet worden  seien;  der  Importeur  deutscher  Waren 
müßte  nachzahlen,  um  wie  viel  seine  Leistung  hinter  den 
Ziffern  des  allgemeinen  *  Zolltarifs  zurückgeblieben  sei. 
Dergleichen  wäre  vollkommen  sinnlos.  Historische  Tatsachen 
und  ihre  Rechtswirkungen  lassen  sich  nicht  einfach  aus 
der  Welt  schaffen.  Die  Klauseln  des  Frankfurter  Friedens, 
deren  Wirkung  sich  in  einer  einmaligen  und  nicht 
wiederholbaren  Ausführung  des  Vertrags  erschöpft  hat, 
bleiben  trotz  des  Außerkrafttretens  des  Friedens  unberührt. 
Folglich  sind  die  Elsaß-Lothringer  vorläufig  im  Verhältnisse 
zu  Frankreich  noch  Ausländer.  Weder  die  neutralen, 
noch  die  verbündeten  Staaten,  noch  Frankreich  selbst  be- 
handeln  sie  als  Franzosen.  Ihr  ,, Statut  national''  ist  das 
gleiche  wie  vor  dem  Kriege.  Erst  der  Sieg  und  der 
PViedensschluß  können  daran  etwas  ändern ! 

Wenn  hiernach  alle  Versuche,  die  Reintegration  der  Alt- 
Elsässer  und  Alt-Lothringer  dem  Friedensschlüsse  voreilig 
vorwegzunehmen,  von  den  juristischen  Sachverständigen  so- 
ga.T  innerhalb  des  franzosenfreundlichen  Kreises  der  Elsässer 
unzweideutig  abgelehnt  worden  sind,  so  ist  es  für  uns 
noch  wichtiger,  daß  sich  dieser  Ablehnung  auch  die 
französische  Gesetzgebung  und  Recht- 
sprechung während  des  Kieges  mit  voller  Eindeutigkeit 
angeschlossen  hat. 

Die  französischen  Gesetze  und  Dekrete  aus  der 
Zeit  des  Kriegs  gehen,  so  weit  ich  sehen  kann  ohne 
jede  Ausnahme,  von  der  Auffassung  aus,  daß  der  Elsaß- 
Lothringer,   gleichviel  ob   von  französischer  Herkunft  oder 
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nicht,  durch  den  Kriegsausbruch  niaht  von  selbst  zum 
Franzosen  geworden,  sondern  Deutscher  geblieben  sei. 
Gewiß  haben  manche  Dekrete  oder  hat  die  Praxis  der  Justiz- 
verwaltung, der  die  Dekrete  einen  gewissen  Spielraum  des 
Ermessens  beließen,  den  Elsaß-Lothringern  da  und  dort  eine 
Yorzugsbehandlung  zuteil  werden  lassen;  übrigens  ist,  wie 
man  in  Frankreich  selbst  feststellte,  die  Zahl  solcher  Sonder- 
bestimmungen nicht  eben  groß  gewesen.**)  Aber,  was  die 
Hauptsache  ist,  sie  alle  bevorzugen  den  Elsaß-Lothringer 
nicht,  weil  er  Franzose,  sondern  obwohl  er  es  nicht 
geworden  ist.*^) 

Gleich  nach  Beginn  des  Kriegs  erging  ein  Gesetz  über 
die  Aufnahme  der  Elsaß-Lothringer  in  das  französische 
Heer,  vom  S.August  1914.*®)  Es  bestimmte,  daß  die  Elsaß- 
Lothringer,  die  während  des  Krieges  freiwillig  in  eines  der 
Fremdenregimenter  eintreten  würden,  auf  ihren  Antrag  und. 
nach  Unterzeichnung  ihres  Engagements  die  französische 
Nationalität  ,, wiedererwerben"  sollten  (recouvrent).  Trotz 
dieses  irreführenden  Ausdrucks  bezieht  sich  das  Gesetz  auf 
a  1 1  e  Elsaß-Lothringer,  nicht  nur  auf  die  von  französischer 
Herkunft.  Jedenfalls  bedeutet  es,  wie  zum  Überflusse  in  einem 
Rundschreiben  des  Justizministers  festgestellt  w4rd,  die  An- 
erkennung eines  Anspruchs   auf  Naturalisation  unter 

*«)   Vgl.   die    Notiz    hn   Journal'  de    droit   int.    pnve    1915    S.    1091  ff. 

^•'')  Das  Buch  von  A.  R  e  u  1  o  s  ,  Manuel  des  sequestres  (Paris  1916)^ 
das  über  die  einschlägigen  Fragen  sehr  viel  belehrendes  Material  enthält^, 
geht  überall,  wo  sich  Anlaß  zur  Besprechung  der  Frage  bietet,  davon  aus, 
daß  der  Elsaß-Lothringer  ein  Deutscher  sei  wie  jeder  andere.  Auch  das 
Werk  von  F.  E  c  c  a  r  d ,  Biens  et  interets  frangais  en  Allemagne  et  en 
Alsace-Lorr^ine  (Paris  1917)  enthält  —  trotz  der  Nebeneinanderstellung  im 
Titel  —  nirgends  auch  nur  die  geringste  Andeutung,  daß  Elsaß-Lothringen, 
nicht  als  deutsches  Land,  die  Elsaß-Lothringer  nicht  als  Deutsche  zu  be- 
trachten seien.  Der  Verf.  handelt  überall  von  den  Schäden,  die  fran- 
zösische Staatsangehörige  an  ihren  in  Elsaß-Lothringen  gelegenen  Gütern 
usw.  erlitten  haben;  daß  in  diesem  Zusammenhange  avich  Elsaß-Lothringer 
als  Franzosen  in  Betracht  kämen,  davon  ist  nirgends  die  Rede.  Nur  neben- 
her wird  einmal  von  elsaß-lothringischen  Deserteuren  und  der  ihnen  an- 
geblich von  Deutschland  zugefügten  grausamen  Behandlung  gesprochen 
(S.  115)^  und  ist  von  den  denationalisierten  Elsaß-Lothringern  die 
Rede  (S.  115  ff.).  In  den  Vorschlägen  für  den  Inhalt  des  künftigen  Friedens 
(S.  209  ff.)  spielen  nur  die  französischen  Schäden  eine  Rolle.  S.  i<> 
doch  unten  Anm.  67. 

*«)  Journal   officiel    vom   6.    August   1914,    S.    7130. 
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bestimmten  Voraussetzungen.'*'}  Das  Gesetz  würde  gar  nicht 
verständlich  sein,  wenn  der  französische  Staat  auf  dem  Boden 
der  Doktrin  gestanden  wäre,  daß  der  Kriegsausbruch  die 
Elsaß-Lothringer  von  selbst  wieder  zu  Franzosen  gemacht 
hätte.*®)  Ferner:  auf  Grund  eines  Gesetzes  vom  5.  August 
1914  waren  durch  Dekrete  vom  14.  August,  1.  und  27.  Sep- 
tember  1914  Bestimmungen  über  vStundung  der  Miet- 
zinszahlung erlassen  worden.  Ein  Dekret  vom  8.  Ok- 
tober 1914  ordnete  an,  daß  die  Wohltat  jener  Vorschriften 
auch  solchen  Elsaß-Lothringern  zugute  kommen  solle,  die 
mit  einem  ,,permis  de  sejour''  ausgestattet  seien.*®)  Wie 
wenig  dies  aber  mit  der  Theorie  der  virtuellen  französischen 
Staatsangehöri^eit  zu  tun  hatte,  ergibt  sich  daraus,  daß  die 
gleiche  Vergünstigung  in  einem  Dekret  vom  16.  Oktober 
1914  auch  den  polnischen  und  tschechischen  Angehörigen 
des  Deutschen  Reichs  und  Österreich-Ungarns,  die  sich  mit 
Aufenthaltserlaubnis  in  Frankreich  befanden,  zugestanden 
wurde,^**)  —  wie  denn  das  in  der  gleichen  Angelegenheit 
ergangene  Dekret  vom  28.  Dezember  1915  in  Art.  9  die 
Elsaß-Lothringer,  Polen  und  Tschechen  als  „sujets  des 
Empires  d'Allemagne  et  d'Autriche-Hongrie"  zusammen  mit 
den  Angehörigen  der  alliierten  und  neutralen  Länder  jener 
Bevorzugung  teilhaftig  erklärt.^^)  Ganz  abgesehen  davon, 
daß  schon  diese  Zusammenstellung  jeden  Gedanken  an 
eine  antizipierte  Reintegration  der  Elsaß-Lothringer  aus- 
schließt, so  zeigt  der  Wortlaut  der  Dekrete  ganz  klar,  daß 
nur  ein  Teil  der  Elsaß-Lothringer  und  nicht  einmal  alle 
Alt-Elsässer  und  Alt-Lothringer  in  der  fraglichen  Hinsicht 
den  Franzosen  gleichgestellt  wurden.  Es  war  anerkannt, 
daß  sogar  der  Besitz  der  nach  der  Gesinnungsprüfung  aus- 

^7)  Runderlaß    vom    15.    August    1914;     Journal    officiel   vom    17.    August' 
1914,   S.  4765. 

*8)  Ebenso    die    Entscheidung    des   Tribunal    civil    von    St.-Nazaire    vom 
7.   September  1916  (Journal  de  droit  int.  prive  1917  S.   1077):    aus  dem  Ge 
setze  vom  5.  August  1914  geht  hervor,   daß  der   Elsaß-Lothringer   „en  l'etat 
actuel"    und  bis   zur  Erfüllung    der   im   Gesetze   vorgeschriebenen    Förmlich- 
keiten  als   Deutscher   zu  betrachten    ist. 

40)  Journal  officiel  vom  11.  Oktobei*  1914,  S.  8249. 

^0)  Journal  officiel  vom  17.  Oktober  1914,  S.  8832. 

^^)  Journal   officiel  vom  29.   Dezember  1915,  S.  9577. 
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gestellten  carte  tricolore  nicht  genügte,  um  die  Wohltat 
der  Dekrete  in  Anspruch  zu  nehmen.^^)  Auf  demselben 
'^  Boden  stehen  noch  im  Jahre  1918  die  Instruktionen  über  die 
Unterstützung  der  Flüchtlinge.  Sie  sagen,  daß 
als  Flüchtlinge  mit  einem  Rechte  auf  Unterstützung  zu 
betrachten  seien  die  Personen  französischer  Staats- 
angehörigkeit, die  Untertanen  der  alliierten  Mächte  und 
die  mit  Trikolorenkarte  oder  Aufenthaltsschein  versehenen 
Elsaß-Lothringer.^^)  Diesen  letzteren  wird  also  auch  hier 
die  französische  Staatsangehörigkeit  nicht  zugeschrieben. 

Von  besonderer  Bedeutung  ist  die  Behandlung,  die  den 
Elsaß-Lothringern  bei  der  Anwendung  der  Bestimmungen 
über  die  Sequestration  zuteil  geworden  ist.  Das 
grundlegende  Dekret  vom  27.  September  1914  über  das 
Verbot  der  Handelsbeziehungen  mit  Deutschland  und 
Österreich  -  Ungarn  ^*)  spricht  lediglich  von  .,,sujets  des 
Empires  d'Allemagne  et  d'Autriche-Hongrie",  ohne  den 
Elsaß-Lothringern  irgendeine  Vorzugsstellung  einzuräumen. 
Diese  sind  also  im  Grundsatze  und  im  Zweifel  in  bezug  auf 
alle  Maßregeln,  die  sich  auf  das  Dekret  stützen,  als  Deutsche 
zu  behandeln,  und  sie  sind  in  einer  Reihe  von  Fällen  als 
solche  selbst  dann  behandelt  worden,  wenn  sie  eine  Aufent- 
tialtserlaubnis  erhalten  hatten.^^)  Allerdings  wurde  alsbald 
in  mehreren  Runderlassen  der  Ministerien  des  Innern  und 
der  Justiz  die  Verfügung  getroffen,  daß  die  Maßregeln  der 
vSequestration  auf  Elsaß  -  Lothringer  —  ebenso  aber  auch 
wieder  auf  Polen  und  Tschechen!  —  nicht  angewendet 
werden  sollten.^*)  Aber  es  war  nicht  die  Meinung,  daß 
damit  jeder  Elsaß-Lothringer  ohne  weiteres  durch  die 
Maschen  des  französischen  Gesetzes  solle  schlüpfen  können. 


^2)  Reulos,  a.a.O.  S.  237  f.  Anerkannt  in  der  Judikatur;  s.  das 
Urteil  der  Cour  d'appel  de  Paris  vom  23.  Oktober  1915,  Journal  de  droit 
int.  prive  1915  S.   1153,  Reulos  S.  377. 

ö3)  Journal  officiel  vom  17.  Februar  1918,  S.  1644:  Journal  de  droit 
int.   prive   1918   S.   834. 

5*)  Journal  officiel  vom  28.  September  1914,  S.  8068. 

33)'Reulos,  a.  a.  O.  S.  235,  iB6. 

"•6)  Vgl.  die  Zirkulare  vom  13.,  14.  und  16.  Oktober  1914  hei  Reu  los 
S.  46  f. 
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auch  nicht  jeder  von  französischer  Abstämmling^.  Vielmehr 
beeilte  sich  .ein  Erlaß  des  Justizministers  vom  18.  NovembtT 
1914^^^)  zu  bestimmen,  die  Befreiung  von  der  Vermögens- 
beschlagnahme sei  eine  ausnahmsweise  erteilte  Vergünsti- 
gung (une  pure  faveur),  komme  nur  den  „simples  parti- 
culiers"  zu,  sei  nur  zum  Besten  der  ,,nationalites 
opprimees*'  bestimmt,  könne  also  z.  B.  von  ,, deutschen 
Staatsangehörigen'*  (!),  die  Frankreich  bei  Kriegsausbruch 
verlassen  hätten  oder  ausgewiesen  worden  seien  oder  sich  in 
Konzentrationslagern  befänden  und  folglich  ,, verdächtig" 
seien,  nicht  in  Anspruch  genommen  werden.  Damit  war  die 
Direktive  für  die  Gerichtsbehörden  gegeben,  und  sie  ist 
befolgt  worden.  In  Dutzenden  von  Entscheidungen  wird 
immer  und  immer  wieder  ausgesprochen,  daß  die  Befreiung 
vom  Sequester  eine  reine  ,,mesure  de  faveur"  sei,  daß  kein 
Elsaß-Lothringer  ein  Recht  auf  sie  besitze,  und  daß  es  von 
der  Sachlage,  namentlich  also  von  genügendem  Nachweise 
frankophiler  Gesinnung  abhänge,  ob  die  Vergünstigung  zu 
gewähren  sei.  Umgekehrt,  hinreichender  Verdacht  deutsch- 
freundlicher Haltung  oder  Mangel  an  ,, patriotischem" 
Interesse  gebe  allen  Anlaß,  sie  dem  Einzelnen  vorzuent- 
halten.^**) Noch  eindeutiger  war  es  mit  der  Rechtslage  der 
Elsaß-Lothringer  in  bezug  auf  die  Pflicht  zur  A  n  m  e  1  - 
■düng  feindlichen  Vermögens  bestellt.  Das  Gesetz 
vom  22.  Januar  1916^^)  und  das  Dekret  vom  28.  Februar 
1916®*^)  verpflichtete  jeden  Besitzer  von  Vermögensstücken, 

■''')  Reulos,  .a  a.  O.  S.  77;  auch  im  Journal  de  droit  inl.  prive  1917 
S.  544. 

^'^)  Vgl.  z.  B.  die  Entscheidungen  des  Tribunal  civil  de  la  Seine  vom 
27.  .April  1915,  Journal  de  droit  int.  prive  1915  S.  388;  der  Cour  d'appel 
de  Paris  vom  23.  Oktober  1915,  daselbst  S.  1153;  der  Cour  d'appel  de  Paris 
vom  9.  März  1916,  daselbst  1916  S.  982  (diese  drei  Entscheidungen  auch 
bei  Reu  los  S.  377,  388,  390  ff.);  des  Tribunal  civil  de  la  Roche-sur-You 
vom  13.  Juni  1916,  daselbst  1917  S.  1071;  des  Tribunal  de  paix  de  St.-Nazaire 
vom  13.  Juni  1916,  daselbst  S.  1075;  des  Tribunal  civil  de  St.-Nazaire  vom 
7.  September  1916,  daselbst  S.  1077;  der  Cour  de  Poitiers  vom  6.  November 
1916,  daselbst  S.  1074.  —  S.  dazu  auch  A  u  d  i  n  e  t  ,  Journal  de  droit  int. 
prive  1917  S.  1607.  —  Bezüglich  der  Sperre  der  Bankguthaben  s.  R  e  u  1  o  s  , 
a.  a.  O.  S.  236  Anm.  1,,  S.  267. 

^9)  Journal  officiel  vom  23.  Januar   1916,  S.  619. 

«")  Journal  officiel  vom  2.  März  1916,  S.  1657. 
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die  einem  ,,sujet  d'une  puissance  ennemie"  gehörten,  zur  An- 
meldung. Es  wurde  nicht  bezweifelt,  daß  hiernach  auch 
das  im  Eigentume  von  Elsaß-Lothringern  stehende  Vermögen 
angemeldet  werden  mußte.*^^)  Endlich :  das  Strafgesetz 
vom  4.  April  1915  gegen  den  Handel  mit  dem  Feinde '^^'''j 
stellte  den  wirtschaftlichen  Verkehr  mit  jedem  feindlichen 
Staatsangehörigen  unter  Strafe.  Es  bezog  sich  also 
,,theoriquement",  wie  Reu  los  sagt,  auch  auf  den  Handel 
mit  Elsaß-Lothringern.^2)  Hier  hat  freilich  die  Regierung- 
unter  dem  Einflüsse  der  elsaß-lothringischen  Verbände  in 
Frankreich,  die  bedeutende  wirtschaftliche  Interessen  ver- 
traten, abzuschwächen  versucht.  Ein  Erlaß  des  Justizministers 
an  den  Staatsanwalt  bei  der  Cour  de  Paris  vom  26.  Mai  1915 
erklärte  es  zum  mindesten  für  ,, inopportun*',  das  Gesetz  auf 
die  Geschäftsbeziehungen  mit  Elsaß-Lothringern  anzu- 
wenden.^-) Aber  das  war  eine  offensichtliche  Verletzung 
des  Gesetzes. 

Fassen  wir  zusammen:  die  Theorie  von  der  vorzeitigen, 
d.  h.  kraft  des  Kriegsausbruchs  vollzogenen  Rückintegration 
der  Elsaß-Lothringer  ist  während  der  ganzen  Kriegsdauer 
von  der  französischen  Gesetzgebung  nicht  anerkannt  wor- 
den. Die  Rechtsprechung  der  französischen  Gerichte  hat  die 
[Doktrin  nicht  angenommen.  Im  Gegenteil,  wir  finden  ge- 
legentlich in  französischen  Urteilen,  daß  sie  die  deutsche 
Staatsangehörigkeit  von  Elsaß-Lothringern  klipp  und  klar 
anerkennen.^^)  Nirgends  begegnet  uns  der  Gedanke,  daß  durch 
das  Außerkrafttreten  des  Frankfurter  Friedens  eine  Reintegra- 
tion der  Elsaß-Lothringer  in  die  französische  Staatsangehörig- 
keit ipso  jure  erfolgt  sei.^*)  Im  Gegenteil,  die  Gerichte  stellen 


")  Reulos,   a.a.O.  S.   260,  267. 

«'a)  Journal  officiel  vom  7.  April  1915,   S.    1900. 

"2)  R  e  u  1  o  s  ,.  a.  a.  O.   S.  271. 

°'^)  Vgl.  die  Entscheidung  des  Tribunal  civil  de  la  Seine  vom  18.  Juli 
1915  bei  Reulos  S.   396. 

'**)  Selbst  C  1  u  n  e  t ,  der  die  Provinzen  kraft  eines  jus  postliminii  seit 
dem  3.  August  1914,  dem  Tage,  an  dem  der  Frankfurter  Friede  außer  Kraft 
trat,  an  Frankreich  quoad  proprietatem,  wenn  auch  nicht  quoad  possessionem 
zurückfallen  läßt  (Journal  1919  S.  222  ff),  zieht  aus  dieser  Annahme  für  die 
Frage  der  Staatsangehörigkeit  keine  Folgerungen. 
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gelegentlich  ausdrücklich  fest,  daß  die  ,, Zerreißung''  des 
Fiankfurter  Friedens  an  der  deutschen  Staatsangehörigkeit 
der  Elsaß-Lothringer  nichts  geändert  habe.®^)  Man  kann 
es  also  verstehen,  wenn  sich  H  e  1  m  e  r  und  seine  Gesinnungs- 
genossen—  von  ihrem  Standpunkte  aus  mit  Recht  —  immer 
und  immer  wieder  aufs  bitterste  beklagen,  daß  die  fran- 
zösische Rechtspflege  und  Verwaltung  die  Elsaß-Lothringer 
bald  als  Deutsche,  bald  als  Franzosen  betrachte,  daß  man 
das  Moratorium  in  Mietsachen  auf  sie  anwende,  daß  man 
aber  ihre  Güter  beschlagnahme  und  den  Handel  mit  ihnen 
untersage.^®)  Kurz,  die  französische  Gesetzgebung  und  Judi- 
katur haben  die  Elsaß-Lothringer  während  des  Krieges  in  ge- 
wissem Umfange  und  in  einzelnen  Beziel^ungen  w  i  e  Fran- 
zosen, aber  niemals  als  Franzosen  behandelt.^") 

Die  französische  Diplomatie  freilich  hat  sich  offenbar 
in  der  Verfolgung  ihres  Ziels,  die  Helmersche  Doktrin  auch 
pi  aktisch  zum  Siege  zu  führen,  nicht  dadurch  abhalten 
lassen,  daß  sie  in  der  Gesetzgebung  und  Judikatur  des 
eigenen  Landes  keine  Unterstützung  fand.  Allein  sie  hat 
ihre  Absicht  nicht  erreicht. 

In  den  Berner  Verhandlungen,  von  denen  oben  die  Rede 
war,  ist  ihre  Auffassung  nicht  durchgedrungen.  Die  fran- 
zösische Regierung  mußte  sich  verpflichten,  die  Alt-Elsässer 
und  Alt-Lothringer  genau  wie  andere  Reichsdeutsche  heim- 
zuschaffen oder  ausreisen  zu  lassen;  das  Abkommen  vom 
26.  April  1918  tut  der  elsaß-lothringischen  Kriegs-  und  Zivil- 
gefangenen  überhaupt  nicht  Erwähnung.  Die  französische 
Regierung  hat  ihr  Wort  gehalten.  Ja,  sie  hat  Wert  darauf 
gelegt,  in  den  Aufrufen,  die  sie  auf  Grund  des  Berner  Ab- 


^^)  Tribunal  de  paix  de  St.-Nazaire  vom  13.  Tuni  1916,  Journal  de  droit 
int.   prive   1917   S.   1076. 

««)  Helm  er,  a.a.O.  S.  116,  129  ff.,  140  ff.  —  S.  auch  Journal  de 
droit  int.  prive  1916  S.  748  f. 

•5")  Noch  das  Gesetz  vom  8.  November  1917  (Journal  officiel  vom 
11.  November  1917,  S.  1009),  das  feindliche  Kriegsmaßnahmen  gegenüber 
französischem  Vermögen  für  nichtig  erklärt  —  eine  Art  Programm  für  den 
künftigen  Frieden,  s.  Eccard,  a.  a.  O.  S.  219  —  stellt  Franzosen  und 
Elsaß-Lothringer  französischer  Herkunft  gesondert   nebeneinander. 
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kommens  erließ,  keinen   Unterschied   zwischen   Elsaß-I^oth- 
ringern  und  Deutschen  zu  machen.^^) 

Freilich  —  daß  die  französische  Diplomatie,  genauer: 
die  von  Helmer  inspirierten,  von  Herrn  Alphand  be- 
herrschten Kreise,  den  Zusammenbruch  Deutschlands  be- 
nutzen würden,  um  ihre  konsequent  verfolgte  Theorie 
schließlich  doch  noch  durchzusetzen,  war  vorauszusehen. 
Aber  auch  hier  war  das  Ergebnis  ein  glatter  Mißerfolg. 
Es  ist  heute  noch  nicht  möglich,  festzustellen,  ob  dieser  erst 
auf  der  Friedenskonferenz,  oder  ob  er  schon  während  der 
Vorarbeiten  zur  Feststellung  des  französischen  Entwurfs 
für  den  auf  Elsaß-Lothringen  bezüglichen  Teil  des 
Friedensvertrages  eingetreten  ist.  Für  sicher  halte  ich, 
daß  hier  oder  dort  ein  Vorentwurf  vorhanden  gewesen  ist, 
der  den  Elsaß-Lothringern  von  französischer  Abkunft  die 
französische  Staatsangehörigekit  mit  rückwirkender  Kraft 
vom  3.  August  1914  zuerteilte.  Ist  dies  der  Fall,  so  erklärt 
sich  manche  Bestimmung  des  Friedensvertrages,  die  heute 
der  Auslegung  so  große  Schwierigkeiten  bereitet,  sehr  ein- 
fach. Aber  die  Frage  kann  auf  sich  beruhen.  Denn  mag 
die  Helmersche  These  in  einem  früheren  oder  einem  späteren 
Augenblicke  gescheitert  sein,  soviel  ist  gewiß,  daß  sie  ^ine 
Niederlage  erlitten  hat.  Der  Friedensvertrag  hat  den 
Wiedererwerb  der  französischen  Staatsangehörigkeit  durch 
die  Alt-Elsässer  und  Alt-Lothringer  nicht  auf  den  Tag  des 
Kriegsausbruchs,  sondern  auf  den  Tag  des  Waffenstill- 
stands zurückverlegt.  Die  These  war  endgültig  zu  Grabe 
getragen,  schon  als  die  Friedenskonferenz  den  Vertrags- 
text festgestellt  und  Deutschland  mitgeteilt  hatte.  Noch 
einmal  wagte  sie  sich  während  der  Verhandlungen  mit  der 
deutschen  Regierung  hervor,  als  diese  sich  gegen  die  Zu- 
mutung auflehnte,  die  Abtretung  Elsaß-Lothringens  auf  den 
IL  November  1918  zurückdatieren  zu  lassen.    In  der  offen- 


es) Die  Texte  der  Aufrufe  sind  in  einer  Note  der  französischen  Gesandt 
Schaft  in    Bern   vom    14.    November    1918  mitgeteilt    (Akte    des    Auswärtigen 
Amts    III  B,    Bd.    1    Militärwesen    Nr.    184).      In    den   Aufrufen    werden    zur 
Meldung    aufgefordert    alle    Personen,    „qui    se    reclament    ä    la    nationalite 
allemande." 
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bar  am  Quai  d'Orsay  redigierten  Antwort  wurde  behauptet, 
alle  Klauseln  des  Vertrags,  die  sich  auf  Elsaß-Lothringen 
bezögen,  verfolgten  den  Zweck,  das  von  Deutschland  im 
Jahre  1871  begangene  und  durch  Annahme  der  Wilsonschen 
Punkte  zugestandene  Unrecht  zu  heilen;  daher  müßten  Per- 
sonen und  Sachen  in  den  Zustand  zurückversetzt  werden,  in 
dem  sie  sich  im  Jahre  1871  befunden  hätten.  Das  erste  war 
richtig,  das  zweite  aber  bereits  durch  den  formulierten  Text 
des  Vertrages  falsch  geworden.  Jedenfalls,  wenn  es  wört- 
lich genommen   werden   wollte.^^^) 

Damit  sind  wir  beim  Ausgangspunkte  unserer  Er^ 
örterung  wieder  angelangt,  beim  Versailler  Vertrage,  mit 
dessen  Auslegung  wir  uns  nunmehr  zu  beschäftigen  haben. 

IV. 

Wenn  die  französische  Regierung  während  des  Krieges 
Elsaß-Lothringer,  die  nach  deutschem  Rechte  Deutsche, 
nach  französischem  Rechte  nicht  Franzosen  waren,  viel- 
fach zum  Nachteile  deutscher  Interessen  für  die  französische 
Staatsangehörigkeit  in  Anspruch  nahm,  so  widersprach  dies, 
wie  wir  sahen,  elementaren  Regeln  des  Völkerrechts.  Es 
wäre  denkbar  gewesen,  daß  der  Friedensvertrag  jenes  Vor- 
gehen sanktioniert,  daß  er  das  Unerlaubte  nachträglich  für 
erlaubt  erklärt  hätte.  Im  Versailler  Vertrage  ist  darüber 
kein  Wort  zu  finden. 

Die  Annahme,  daß  bei  einer  Eroberung  oder  bei  einer 
Gebietszession  die  Bewohner  des  Gebiets,  das  seinen  Herrn 
wechselt,  die  Staatsangehörigkeit  des  Erwerbers  schon  vor 
dem  Wechsel  der  Gebietshoheit  erlangen,  ist  logisch, 
geschichtlich,  moralisch  und  rechtlich  unerhört.  Aber  es  ist 
denkbar,  daß  ein  Friedensvertrag  das  Unmögliche  möglich 
macht,   d.  h.   daß   er  den   antizipierten   Wechsel   der   Staats- 


««a)  Vgl.  die  deutsche  Note  vom  29-  Mai  1919  und  die  Antwort  der  En- 
tenteregierungen vom  16.  Juni  1919;  Kraus  und  Rödiger,  Urkunden 
zum  Friedensvertrage  Bd.  I,  S.  463,  517,  589  ff.,  658.  Uebrigens  widerspricht 
sich  die  Antwort  an  mehreren  Stellen  ganz  augenfällig.  Sie  kann  eben  nicht 
übersehen,  daß  der  Vertragsentwurf  nicht  auf  das  Jahr  1871,  sondern  auf 
den  11.  November  1918  abstellte,  wogegen  allein  sich  auch  die  deutsche 
Note   gerichtet    hatte. 
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ängehörigkeit  durch  eine  Fiktion  anerkennt.  Die  Frage 
ist  also,  ob  und  wieweit  der  Versailler  Vertrag  mit  einer 
derartigen  Fiktion  arbeitet. 

Das  Versailler  Friedensinstrument  hat  sich  in  bezug 
auf  die  Staatsangehörigkeit  der  Elsaß-Lothringer  von  dem, 
was  man  als  generelles  Völkerrecht  bezeichnen  kann,  in 
manchen  Punkten  weit  entfernt.  Man  hat  zwar  gelegent- 
lich behauptet,  daß  es  in  der  fraglichen  Hinsicht  überhaupt 
kein  „allgemeines"  Prinzip  des  Völkerrechts  gebe,  daß  viel- 
mehr die  anzuwendende  Norm  in  jedem  einzelnen  Falle 
durch  den  Abtretungsvertrag  bestimmt  werden  müßte,  und 

daß  sie  auch  in  der  Praxis  des  letzten  Jahrhunderts  immer 
von  Fall  zu  Fall  bestimmt  worden  sei.^^)  Allein  so  richtig- 
es ist,  daß  die  beteiligten  Staaten  in  der  Lage  sind,  nach 
Gutdünken  untereinander  auszumachen,  was  in  jener  Be- 
ziehung Rechtens  sein  solle,  so  notwendig  ist  es  doch,  eine 
allgemeine  Regel  anzunehmen,  die  Anwendung  findet,  wenn 
der  Zessionsvertrag  schweigt  oder  wenn  es,  wie  bei  einer 
Eroberung,  zu  einem  solchen  Vertrage  überhaupt  nicht 
kommt.  Nun  lautet  die  allgemeine  Regel  so:  der  Wechsel 
der  Staatsgewalt  in  einem  Gebiete  hat  den  Wechsel  der 
Staatsangehörigkeit  seiner  Bewohner. zur  Folge,  soweit  diese' 
Staatsangehörige  des  verlierenden  Staates  sind;  nur  wenn 
und  soweit  den  Bewohnern  das  Recht  der  Option  zuge- 
standen wird,  nehmen  sie  an  dem  Schicksal  des  Gel^ietes 
keinen  Teil.'^*')  Dabei  läßt  sich  nur  streiten  und  ist  ge- 
stritten worden,  wen  man  als  ,, Bewohner''  des  Gebietes  an- 
zusehen habe:  ob  die  Einwohner  im  engeren  Sinne  des 
Wortes  (Domizilprinzip)  oder  die  aus  dem  Gebiete  stammen- 
den Personen  (Abstammungsprinzip),  oder  ob  man  diese 
beiden   Prinzipien   miteinander  zu   verbinden   habe."^^)    Man 


"»)  L  e  p  s  i  u  s  ,    Die    elsaß-lothringische    Optantenfrage    (1913)    S.    18  ff. 

■^0)  L  o  e  n  i  n  g  ,  Die  Verwaltung  des  Generalgouvernements  im  Elsaß 
(1874)  S.  197.  —  Heilborn,  Das  System*  des  Völkerrechts  S.  121.  — 
V.  L  i  s  z  t ,  Völkerrecht  11.  Aufl.  S.  86.  —  Schönborn,  Staaten- 
sukzessionen S.  37.  —  M  e  r  i  g  n  h  a  c  ,  Droit  public  international  II  S.  494. 
—  N  y  s ,  Droit  international  II  S.  24.  —  Oppenheim,  International 
Law  I  S.  273  u.  a.  m. 

'0  Ueber  die  verschiedenen  Systeme  s.   bes.  Weiß     a.   a.   O.  S.   596  ff. 
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weiß,  daß  dies  bei  der  Auslegung  und  Anwendung  der 
Optionsbestimmungen  des  Frankfurter  Friedens  eine  große 
Rolle  gespielt  hat.''-)  Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  diese  Frage 
weitläufig  zu  erörtern.  Jedenfalls  ist  das  mindeste,  was 
von  der  Regel  gefordert  wird,  der  Wechsel  der  Staats- 
angehörigkeit für  die  im  Lande  wohnenden  u  n  d  aus  ihm 
abstammenden  Personen.  Und  ebenso  gewiß,  wie  dieser 
Satz,  ist  der  andere:  daß  sich  der  Wechsel  frühestens 
mit  dem  Abschlüsse  des  die  Gebietsveränderung  bestimmen- 
den Vertrages  vollzieht^'^^)  Man  hat  wohl  bei  Abtretungs- 
verträgen, die  eine  Option  gestatten,  den  Zeitpunkt  des  In 
digenatswechsels  mit  dem  Ablaufe  der  Optionsfrist  zu- 
sammenfallen lassen,  ihn  also  über  den  Augenblick  ,des  Ver- 
tragsschlusses oder  die  tatsächliche  Besitzergreifung  hinaus- 
schieben wollen. ''*)  Aber  es  ist  noch  niemandem  eingefallen, 
aus  irgendeinem  Grunde  oder  für  irgendeine  Situation  eine 
Rückdatierung  des  Wechsels  der  Staatsangehörigkeit  zu  ver- 
langen: 

Der  Versailler  Vertrag  ist  von  diesen  Grundsätzen  sehr 
stark  abgewichen.  Es  erklärt  sich  das  aus  der,  in  den  An- 
fangsworten des  Abschnitts  V,  Teil  III,  ausdrücklich  aus- 
gesprochenen Auffassung,  daß  Deutschland  mit  der  In- 
korporation Elsaß-Lothringens  im  Jahre  1871  sow^ohl  dem 
französischen  Staate,  wie  der  elsaß-lothringischen  Bevölke- 
rung ein  Unrecht  zugefügt  habe,  das  wieder  gutgemacht 
werden  müsse.  Der  Vertrag  vermeidet  deshalb  mit  Vor- 
bedacht jeden  Ausdruck,  der  den  Gedanken  einer  A  b  - 
tretung  der  Provinzen  aufkommen  lassen  könnte.  Diese 
werden,  in  die  französische  Souveränität  ,, reintegriert'',  sie 
., kehren  zu  Frankreich  zurück"  (Art.  51,  52,  Annex  hinter 
Art.  79,   §   3).     Aus  dem   gleichen   Geiste  sind  die  Bestim- 


72)  Vgl.  hierzu  L  o  e  n  i  n  g  ,  a.  a.  O.  S.  211  ff.  —  Weiß,  a.  a.  O.  S.  632  ff. 
—  Stoerk  a.a.O.  S.  161  ff.  u.a.m.,  besonders  das  oben  Anm.  69  ange- 
iührte  Buch  von  L  e  p  s  i  u  s, 

"3)  S.   S  c  h  ö  n  b  o  r  n  ,   a.  a.  O.    S.    39  mit   Zitaten. 

"*)  C  o,Qr  o  r  d  a  n  ,  a.  a.  O.  S.  326  f.,  369. 
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mungeii  über  den  Staatsangehörigkeitswechsel  geboren.'^) 
Es  soll  sich  nicht,  wie  bei  einer  gewöhnlichen  Gebiets- 
zession, ein  Neuerwerb  der  Staatsangehörigkeit  des  Zes- 
sionars, sondern  eine  Rückkehr  verlorener  Kinder  in  die 
Arme  der  Mutter,  ein  ,,recouvrement",  eine  ,,reintegration" 
vollziehen  (Art.  54,  Annex  hinter  Art.  79).  Daraus  ergeben 
sich  allerlei  Abweichungen  vom  gemeinen  Rechte.  Vor  allem 
die,  daß  keineswegs  alle  in  Elsaß-Lothringen  wohnenden 
oder  von  hier  stammenden  Personen  in  den  französischen 
Staatsverband  übernommen  werden.  Vielmehr  sollen  — ^ 
von  der  kleinen  Gruppe  der  Findlinge  und  ähnlicher  Per- 
sonen abgesehen  —  nur  solche  Individuen,  die  durch  den 
Frankfurter  Frieden  von  1871  die  französische  Staats- 
angehörigkeit verloren  und  seitdem  keine  andere  als  die 
deutsche  Staatsangehörigkeit  erworben  haben,  sowie  ihre 
ehelichen  und  unehelichen  Nachkommen  ,, reintegriert''  wer- 
den, die  letzteren  freilich  nur  unter  der  Voraussetzung,  daß 
sich  nicht  unter  ihren  Vorfahren  väterlicherseits  ein  nach 
dem  15.  Juli  1870  nach  Elsaß-Lothringen  eingewanderter 
Deutscher  befindet  (Annex  §  1).  Damit  hängt  dann  ohne 
weiteres  zusammen,  daß  allen  diesen  ,, Reintegrierten"  eine 
Option  zugunsten  Deutschlands  nicht  gestattet  ist.  Gerade 
umgekehrt  wird  einer  Anzahl  von  Personengruppen,  die 
nicht  von  selbst  die  französische  Staatsangehörigkeit  er- 
werben, ein  Optionsrecht  für  Frankreich,  das  Recht,  die 
französische  Staatsangehörigkeit  zu  ,, reklamieren'',  ein- 
geräumt, wobei  aber  bezeichnenderweise  die  Deutschen,  von 
einigen  Ausnahmen  abgesehen,  ausgeschlossen  sind  (Annex 
§§  2,  3).  Im  allgemeinen  erwerben  also  selbst  Deutsche, 
die  in  Elsaß-Lothringen  geboren  oder  domiziliert  sind,  die 
französische  Staatsangehörigkeit  weder  ipso  jure,  noch  durcli 
Reklamation,  auch  nicht  einmal  dann,  wenn  sie  die  elsaß- 
lothringische „Staatsangehörigkeit''  besitzen.  Sie  können 
nur  förmlich  naturalisiert  werden,  und  auch  dies  nur  unter 

'^^)  Genaueres  über  die  sehr  verwickelten  Bestimmungen  bei  S  c  h  ü  t  z  e  1  , 
Der  Wechsel  der  Staatsangehörigkeit  infolge  der  deutschen  Gebiets- 
abtretungen (1921)  S.  23ff. 
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besonderen  Voraussetzungen  (Annex  §  3).  Suchen  wir  die 
Regelung  auf  eine  kurze  Formel  zu  bringen  und  sehen  wir 
von  'allen  Einzelheiten  und  kleinen  Abweichungen  ab,  so  ist 
der  Sinn  dieser:  Die  ehemaligen  Franzosen,  die  1871 
zu  Deutschen  geworden  sind,  samt  ihrer  Deszendenz,  wer- 
den ohne  weiteres  und  ohne  daß  sie  es  ablehnen  können,  zu 
Franzosen ;  die  in  Elsaß  -  Lothringen  eingewanderten 
Deutschen  werden  es  nicht. 

Die  zweite  starke  Abweichung  von  den  durch  Völker- 
gewohnheitsrecht und  Vertragspraxis  anerkannten  Grund- 
sätzen besteht  darin,  daß  der  Versailler  Vertrag  die  Wii;- 
kung  des  Gebietswechsels,  folgerichtig  auch  die  Wirkung 
des  Wechsels  der  Staatsangehörigkeit,  nicht  vom  Tage  des 
Friedensschlusses,  weder  vom  Tage  der  Ratifikation,  noch* 
von  dem  der  Unterzeichnung,  sondern  bereits  vom  Tage 
des  Abschlusses  des  Waffenstillstandes,  vom  11.  November 
1918  ab,  eintreten  läßt.  Der  Augenblick,  in  dem  sich  für 
Frankreich  die  tatsächliche  Möglichkeit  eröffnet  hatte,  den 
Besitz  der  einst  verlorenen  Provinzen  wiederzuerlangen, 
sollte  entscheidend  sein.  Der  Vertrag  gibt  also  den  Be- 
stimmungen über  die  ,, Rückkehr''  des  Gebiets  wie  über  die 
,, Reintegration"  der  Elsaß-Lothringer  rückwirkende 
Kraft  (Art.  51,  Annex  §  1). 

Die  Anomalie  dieser  Vorschriften  ist  unbestreitbar;  sie 
muß  hingenommen  werden.  Allein  auf  der  andern  Seite 
ist  ihr  Sinn  so  klar  und  eindeutig,  daß  man  .^jiichts  anderes 
aus  ihnen  herauslesen  darf,  als  was  in  ihnen  ausdrücklich 
gesagt  ist.  Die  Rückwirkung  geht  bis  zum  H.  November 
1918,  aber  keinen  Tag  darüber  hinaus.  Der  Elsaß-Loth- 
ringer also,  der  unter  die  Klausel  in  §  1  der  Anlage  fällt, 
ist  vom  IL  November  1.918  als  Franzose  zu  betrachten. 
Vor  diesem  Tage  war  er  nicht  Franzose,  sondern  Deutscher. 
Mur  die  ,,qualite  d'Alsacien-Lorrain''  reicht  für  die  in 
Art.  54,  Abs.  1  genannten  Personen  unter  Umständen,  z.  B. 
nach  Art.  78,  über  den  11.  November  1918  hinaus.  Aber 
diese  Eigenschaft  ist  nicht  identisch  mit  der  französischen 

T  r  1  e  p  e  1  ,   VirtucHe  Staats-inijoiu'iriö'k^Mt.  4 
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Staatsangehörigkeit.^®)  Für  die  Annahme  einer  ,, virtuellen" 
französischen  Staatsangehörigkeit  in  der  Zeit  vor  dem 
11.  November  1918  findet  sich  im  Vertrage  nicht  der  ge- 
ringste Anhaltspunkt.  Es  ist  auch  ein  vergebliches  Be- 
mühen, wenn  der  Gemischte  Schiedsgerichtshof  jene  Idee 
aus  dem  ,, Geiste''  des  Vertrags  oder  aus  den  „Absichten"^ 
der  Verfasser  des  Vertrags  entnehmen  will.  Wir  sind 
über  die  Genesis  des  V.  Abschnittes,  Teil  III,  des  Friedens- 
instrumentes einigermaßen  unterrichtet.  Man  hat  uns  er- 
zählt, daß  das  ,, Office  d'etudes  legislatives  d'Alsace-Lorraine*' 
auf  Grund  des  Gutachtens  einer  Juristenkommission  einen 
Vertragsentwurf  ausgearbeitet  habe,  der  dem  Ministerium 
der  auswärtigen  Angelegenheiten  überreicht  worden  sei.  Der 
Entwurf  sei   durch   die  Arbeiten   der   Conference   d'Alsace- 

•Lorraine  aufs  entscheidenste  ,, inspiriert"  gewesen;  er  sei 
,,legerement    modifie"     in     den     Versailler    Vertrag    über- 

■gegangen.'^^)  Nun  haben  wir  früher  gesehen,  daß  gerade  die 
Elsaß-Lothringer  Konferenz,  der  Helmerschen  Forderung 
zum  Trotze,  nach  sorgfältiger  Überlegung  des  Für  und 
Wider  ausdrücklich  abgelehnt  hatte,  im  künftigen  Friedens- 
vertrage die  Reintegration  der  Elsaß-Lothringer  auf  einen 
früheren  Zeitpunkt,  als  den  der  Friedenspräliminarien,  aus- 
sprechen zu  lassen  (oben  S.  36).  Wenn  der  Vertrag  die 
Reintegration  auf  den  Tag  des  Waffenstillstands  zurück- 
datierte, so  ging  das  schon  beträchtlich  über  den  ursprüng- 
lichen Konferenzvorschlag  hinaus.''^)  Haben  nun  wirklich 
die  Vorarbeiten  der  Konferenz  auf  den  Inhalt  des  Friedens- 
vertrags bestimmenden  Einfluß  gehabt,  so  ist  es  völlig  aus- 
geschlossen, daß  der  ,, Wille''  der  Vertragschließenden  in  der 
Rückwirkungsfrage  auf  andere  und  weiterreichende  Folge- 
rungen ausgegangen  ist,  als  sie  sich  ohnehin  aus  dem  Wort- 

'6)  Vgl.  oben  S.  16.  Ganz  korrekt  das  Urteil  des  Oberlandesgerichts 
Colmar  vom  23.  Juni  1921  (Revue  juridique  d'Alsace  et  de  Lorraine  II 
S.  306  ff.  —  S.  auch  die  Entscheidung  des  Reichsfinanzhofs  vom  26.  Septem- 
ber  1921,  III  A  142/21. 

77)  R  i  p  e  r  t ,   Journal    de   droit   int.    prive    1920   S.   26  f. 

'8)  Daß  die  Konferenz  auch  hiermit  einverstanden  war,  ist  selbstverständ- 
lich. Sie  hatte  nur  früher  nicht  daran  denken  können,  daß  es  Frankreich 
gelingen  würde,  schon  mit  dem  Waffenstillstände  in  den  Besitz  der  Provinzen) 
zw  gelangen. 
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laute  des  Vertrags  ergeben.  Erklärt  der  Vertrag  die  Elsaß- 
Lothringer  vom  11.  November  1918  an  für  Franzosen,  so  be- 
trachtet er  sie  bis  dahin  als  Deutsche.  So  wird  die  Sache 
auch  von  Ripert  aufgefaßt.  Die  Reintegration,  sagt  er, 
sollte  eine  Restitution  sein.  Aber  man  konnte  diesen  Ge- 
danken nicht  bis  in  alle  seine  logischen  Konsequenzen  ver- 
folgen. Die  Restitution  konnte  unmöglich  retroaktiv  sein. 
Das  wäre  unnütz  und  gefährlich  zugleich  gewesen.  Man 
konnte  nicht  wohl  die  Tatsache  außer  Augen  lassen,  daß 
Deutschland  nun  einmal  achtundvierzig  Jahre  laiag  in  Elsaß- 
Lothringen  geherrscht  hat,  und  man  konnte  nicht  die  Rechts- 
stellung der  Elsaß-Lothringer  während  der  Zeit  ihrer 
deutschen  Staatsangehörigkeit  nachträglich  in  Frage  ziehen. 
Schon  die  Datierung  auf.  den  11.  November  1918  ist  Rück- 
beziehung. An  sich  prinzipwidrig,  läßt  sie  sich  allenfalls 
durch  die  Tatsache  rechtfertigen,  daß  der  Waffenstillstand 
Frankreich  den  Besitz  des  Landes  gebracht  hat.  Aber  das 
war  wohl  das  äußerste,  was  geschehen  konnte. '^^) 

Daraus  folgt  nun  zunächst,  daß  die  Bestimmungen  in 
den  Abschnitten  III  bis  V  von  Teil  X  des  Friedensvertrags 
(Schulden,  —  Güter,  Rechte  und  Interessen,  —  Verträge, 
Verjährung,  Urteile),  wenn  upd  soweit  sie  die  Rechte  der 
Angehörigen  der  alliierten  und  assoziierten  Staaten  gegen- 
über Deutschland  als  der  ihnen  feindlichen  Macht  regeln, 
niemals  auf  Elsaß-Lothringer  Anwendung  finden  können, 
sofern  der  in  Frage  kommende  Tatbestand  vor  dem  11.  No- 
vember 1918  gelegen  ist.  Im  Falle  Chamant  z.B.  war 
gegen  den  Kläger  während  des  Kriegs  im  Jahre  1914  ein 
Versäumnisurteil  eines  deutschen  Gerichts  erlassen  worden. 
Wäre  Chamant  damals  ein  Franzose  gewesen,  so  hätte  er 
nach  Artikel  302  einen  Anspruch  auf  Schadensersatz  er- 
halten. Aber  er  ist  erst  am  11.  November  1918  Franzose 
geworden  und  der  Vertrag  läßt  nicht  zu,  daß  er  schon  vor 
diesem  Zeitpunkte  als  Franzose  betrachtet  werde.  Der  Ge- 
mischte Schiedsgerichtshof  meint,  es  würde  unbillig,  könne 
also  vom  Vertrage  nicht  gewollt  sein,  daß  ein  Franzose  aus 

7»)   Ripert,  a.   a.  O.  S.  28,  35,  41. 
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Paris  oder  Marseille  in  bezug  auf  die  Schadensersatz- 
ansprüche gegenüber  Deutschland  anders  behandelt  werde, 
als  ein  Franzose  aus  Metz  oder  Straßburg.  Dabei  wird 
nur  die  Kleinigkeit  übersehen,  daß  während  des  Kriegs  der 
Pariser  ein  Franzose,  der  Straßburger  noch  kein  Franzose 
sondern  ein  Deutscher  gewesen  ist!  Der  Schiedsgerichtshof 
begeht  eine  unverhüllte  petitio  principii.  Eine  Unbilligkeit 
würde  nur  dann  herauskommen,  wenn  die  Elsaß-Lothringer 
schon  während  des  Kriegs  als  Franzosen  anzusehen  gewesen 
wären.  DaB  dies  der  Fall,  hatte  das  Gericht  erst  zu  be- 
weisen, und  es  hat  es  nicht  bewiesen. 

Nun  hat  freilich  der  Abschnitt  V,  Teil  III  des  Friedens- 
vertrags einzelne  Abschnitte  des  X.  Teils,  sei  es  mit,  sei  es 
ohne  Modifikationen,  auf  die  Elsaß-Lothringer  angewendet. 
Daher  muß  in  erster  Linie  das  Verhältnis  zwischen  dem  Ab- 
schnitt V,  Teil  III,  und  dem  Teil  X  des  Vertrages  klar- 
gestellt werden. 

Über  dies  Verhältnis  hat  sich  der  Gemischte  Schieds- 
gerichtshof eine  Ansicht  gebildet,  die  nicht  anders  als  will- 
kürlich genannt  werden  kann.  Er  geht  davon  aus,  daß 
Abschnitt  V,  Teil  III,  später  redigiert  worden  sei  als  Teil  X. 
Das  ist,  wie  der  AugenscheiTi  lehrt,  unzweifelhaft  richtig. 
Aber  das  Schiedsgericht  denkt  sich  den  Vorgang  so:  die 
Redaktoren  des  Abschnitts  V,  Teil  III,  hätten  die  Bestim- 
mungen des  Teils  X  Schritt  für  Schritt,  Abschnitt  für  Al)- 
schnitt,  durchgesehen,  um  festzustellen,  inwieweit  diese,  an  sich 
und  im  Zweifel  auch  auf  die  Elsaß-Lothringer  anwendbaren 
Bestimmungen  für  sie. passend  seiefi,  und  hätten  danach  ange- 
ordnet, welche  von  ihnen  mit  Abweichungen  (Streichungen, 
Änderungen,  Ergänzungen)  und  welche  unverändert  auf 
sie  angewendet  werden  sollten.  Diese  Betrachtung  läuft  nun 
wiederum  auf  eine  ganz-offensichtliche  petitio  principii  hinaus. 
In  Teil  X  werden  die  Rechte  der  Angehörigen  der  alliierten 
und  assoziierten  Mächte  festgelegt.  An  ,, Abweichungen'*  von 
den  Regeln  des  Teils  X  für  die  Elsaß-Lothringer  könnte  man 
nur  unter  der  Voraussetzung  denken,  daß  die  Elsaß-Loth- 
ringer   zu    den   Angehörigen    der   Ententemächte    gehörten. 


Nun  gehören  sie  aber  zu  ihnen  ganz  unzweifelhaft  erst  vom 
IL  November  1918  an,  und  es  ist  nur  die  durchaus  un- 
bewiesene Meinung  des  Gerichtshofs,  Maß  sie  der  Vertrag 
schon  für  eine  frühere  Zeit  als  Franzosen  ansehe.  Die  Sache 
liegt  also  genau  umgekehrt.  Die  ,, allgemeinen  Klauseln" 
in  Teil  X  des  Friedensvertrags  setzen  überall  ein  Verhält- 
nis von  Feind  zu  Feind  voraus.  Da  die  Elsaß-Lothringer, 
genauer:  die  Personen,  die  nach  Artikel  54  des  Vertrages 
die  ,,qualite  d'Alsaciens-Lorrains"  besitzen,  erst  vom  11.  No- 
vember 1918  zu  ,, Feinden"  Deutschlands  geworden  sind,  so 
passen  nicht  nur  nicht,  sondern  gelten  die  allgemeinen 
Klauseln  nicht  für  die  Elsaß-Lothringer,  oder  sie  gelten  für 
sie  doch  frühestens  vom  11.  November  1918  an.  Der  Ab- 
schnitt V,  Teil  III,  will  den  Elsaß-Lothringern  aus  politi- 
schen und  wirtschaftlichen  Gründen  allerlei  zugute  kommen 
lassen,  '^vas  ihnen  kraft  der  ,, allgemeinen  Bestimmungen" 
nicht  gebührt.  Er  hat»  ein  Sonderrecht  für  sie  ge- 
schaffen, indem  er  einzelne  Bestimmungen  auf  sie  anwendet, 
die  ohne  dies  nicht  auf  sie  anwendbar  sein  würden.  Wird 
eine  ,, allgemeine"  Klausel  des  Teils  X  mit  Modifikationen 
auf  die  Elsaß-Lothringer  angewendet,  so  bedeutet  das  nicht 
eine  Abweichung  von  einem  Regelsatze,  sondern  die 
unvollständige  Ausd(?hnung  »eines  Satzes  auf 
einen  Tatbestand,  der  nicht  unter  die  Regel  fällt. ^•^) 

Das  Schiedsgericht  beruft  sich  für  seine  gegenteilige  An- 
sicht auf  den  Artikel  79,  Abs.  2,  den  Schlußsatz  des  Abschnitts 
über  Elsaß-Lothringen.  Es  meint,  daß  aus  ihm  der  Wille  der 
Vertragschließenden  klar  erhelle,  die  elsaß  -  lothringischen 
Verhältnisse  ebenso  dCTfch  die  ,,dispositions  generales"  des 

80)  ]3ej.  Art.  75  Abs.  1  scheint  dem  Schiedsgerichtshofe  Recht  zu  gel)on. 
Er  beginnt  mit  den  Worten  ,, Unter  Abweichung  von  den  in  Abschnitt  V 
Teil  X  .  .  vorgesehenen  Vorschriften".  Aber  hier'  liegt  der  Fall  in  der  T.it 
anders.  Denn  der  Art.  299,  auf  den  sich  der  Art.  75  in  Abs.  1  und  2  bezieht, 
stellt  ausdrücklich  auf  den  Zeitpunkt  ab,  an  dem  ,,zwei  der  Beteiligten  Feinde 
geworden  sind."  In  Ziff.  d  handelt  er  besonders  von  dem  Falle,  daß 
Vertragsparteien  durch  Gebiets-  und  Staatsangehörigke^tswechsel  7ii  Feinden 
werden.  Der  Artikel  würde  auf  die  Elsaß-l^othringer  anwendbar  sein 
wenn  man  nicht  eine  Sonderbestimmung  getroffen  hätte.  Uebrigens  bezieht 
sich  der  Art.  75  nicht  nur  auf  die  „Klsaß-Lothringer",  sondern  auch  auf  die 
anderen    „Einwohner"    Elsaß-Lothringens! 
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Vertrags,  wie  durch  den  Abschnitt  V,  Teil  III,  zu  regeln. 
Ich  kann  nicht  finden,  daß  damit  etwas  für  die  uns  inter- 
essierende Frage  gewonnen  ist.  Die  angeführte  Stelle 
lautet:  „Alle  anderen  Elsaß-Lothringen  betreffenden  Fragen, 
die  nicht  im  gegenwärtigen  Abschnitt  und  seiner  Anlage 
oder  in  den  allgemeinen  Bestimmungen  des  gegen- 
wärtigen Vertrags  geregelt  sind,  sollen  Gegenstand  späterer 
Übereinkommen  zwischen  Frankreich  und  Deutschland  bil- 
den." Aus  dieser  Klausel  geht  zwar  hervor,  daß  die  das 
Land  Elsaß-Lothringen  berührenden  Fragen  nicht  nur  in  Ab- 
schnitt V,  Teil  III,  sondern  auch  in  anderen  Teilen  des  Ver- 
trags entschieden  worden  sind  —  was  unzweifelhaft  richtig 
ist,  wie  ein  Blick  in  die  Abschnitte  über  Häfen,  Wasser- 
straßen und  Eisenbahnen,  oder  in  die  Artikel  256  oder  258 
beweist.  Aber  Art.  79,  Abs.  2  besagt  schlechterdings  nichts 
über  die  Frage,  welche  Bestimmungen  in  den  anderen 
Teilen  des  Vertrags  auf  Elsaß-Lothringen,  insbesondere 
auf  die  Elsaß-Lothringer  anwendbar  sind.  Und  er  bringt 
am  allerwenigsten  einen  Beleg  für  die  Behauptung,  daß  die 
„generellen",  für  die  Angehörigen  der  alliierten  und 
assoziierten  Mächte  bestimmten  Vorschriften  an  sich  und 
im  Zweifel  auch  für  die  Elsaß-Lothringer  maßgebend  seien. 
Wie  unrichtig  diese  Behauptung  ist,  ergibt  sich  schon 
aus  dem  Artikel  63  des  Vertrags.  Hier  heißt  es:  ,,Bezüg- 
•lich  der  von  Deutschland  in  Teil  VIII  (Wiedergutmachungen) 
des  gegenwärtigen  Vertrags  übernommenen  Verpflichtung, 
Ersatz  für  den  in  Gestalt  von  Geldstrafen  der  Zivilbevölke- 
rung der  alliierten  und  assoziierten  Länder  zugefügten 
Schäden  zu  leisten,  stehen  die  Einwohner  der  im  Artikel  51 
bezeichneten  Gebiete  der  genannten  Bevölkerung  gleich." 
Hier  wird  also  die  Bevölkerung  Elsaß-Lothringens  in  bezug 
auf  eine  einzelne  bestimmte  Verpflichtung  Deutschlands  der 
Bevölkerung  Frankreichs  ausdrücklich  gleichgestellt,  was 
'beweist,  daß  sie  ihr  nach  der  Ansicht  der  Vertragsverfasser 
nicht  von  selbst  zuzugesellen  wäre.  Und  während  der  zu 
Teil  VIII  gehörige  Artikel  232  mit  seiner  Anlage  (hinter 
Artikel   244)   einen   unendlich   langen   Katalog  von   Schädi- 
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gungeii  der  Zivilbevölkerung  aufstellt,  für  die  Deutschland 
Ersatz  zu  leisten  habe,  wird  in  Artikel  63  eine  einzige  kleine, 
wahrscheinlich  nicht  einmal  praktisch  bedeutsame,  Nummer 
aus  dem  Katalog  zugunsten  der  Elsaß-Lothringer  heraus- 
gegriffen. Woraus  hervorgeht,  daß  man  von  vornherein  den 
ganzen  Artikel  232  nebst  Anhang  schon  seinem  Inhalte  nach 
einer  Anwendung  auf  Elsaß-Lothringen  nicht  für  fähig  ge- 
halten hat. 

Macht  man  sich  von  der  irrigen  Vorstellung  los,  daß 
die  Klauseln  über  die  Rechte  der  Elsaß-Lothringer  im  Ab- 
schnitt V,  Teil  III,  nur  Anwendungen,  Modifikationen  oder 
Ergänzungen  der  allgemeinen  Bestimmungen  des  FriedenvS- 
vertrags  seien,  geht  man  vielmehr  von  der  Erkenntnis  aus, 
daß  es  sich  in  Abschnitt  V  um  die  selbständige  Regelung 
eines  Fragenkomplexes  handelt,  so  gewinnt  man  die  Mög- 
lichkeit, jene  Klauseln  in  einer  Weise  auszulegen,  die  weder 
der  Vernunft  und  der  Billigkeit  widerspricht,  noch  dem  Frie- 
densvertrage selbst,  der  nun  einmal  den  Elsaß-Lothringei? 
nicht  früher,  als  vom  11.  November  1918  an,  zum  Franzosen 
hat  werden  lassen.  Man  versteht  dann  z.  B.,  warum  der 
Artikel  72,  der  die  Vorschriften  des  Abschnitts  III,  Teil  X 
(Artikel  296)  über  die  Regelung  der  Vorkriegsschulden  auf 
das  Verhältnis  zwischen  den  in  Deutschland  wohnenden 
Deutschen  und  den  in  Elsaß  -  Lothringen  wohnenden 
Elsaß-Lothringern  für  anwendbar  erklärt,  die  Worte  des 
Artikels  296  ,,vor  dem  Kriege'*  durch  die  Worte  ,,vor  dem 
11.  November  1918*'  ersetzt.  Vernünftiger-  und  folge- 
richtigerweise; denn  eben  erst  an  diesem  Tage  sind  die 
Elsaß-Lothringer  zu  Franzosen,  also  zu  Feinden  Deutsch- 
lands geworden,  erst  von  diesem  Tage  ab  herrschte  ,, Krieg'* 
zwischen  dem  französisch  gewordenen  Elsaß-Lothringen  und 
Deutschland.  Man  versteht  aus  demselben  Grunde,  warum  der 
Artikel  75,  Abs.  3,  der  für  Verjährung,  Ausschlußfrist  und 
Verfall  „in  Elsaß  -  Lothringen"  die  Artikel  300  und  301 
„gelten"  läßt,  den  in  diesen  Artikeln  verwendeten  Ausdruck 
,, Kriegsausbruch"  durch  „11.  November  1918"  und  die 
Worte    „Dauer    des   Kriegs"    durch    die    Worte    ,,Zeit    vom 
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11.  November  1918  bis  zum  Inkrafttreten  des  gegenwärtigen 
Vertrags**  ersetzt.  Das  Urteil  in  der  Sache  Heim  meint, 
daß  es  sich  hier  um  singulare  Bestimmungen  handle,  die  nicht 
zur  Einschränkung  der  Vorschriften  in  anderen  Artikeln  des 
Abschnitts  in  diese  hineininterpretiert  werden  dürften,  -  Aber 
das  ist  wieder  eine  willkürliche  Behauptung.  Mit  demselben 
und,  wie  ich  glaube,  besserefi  Rechte  läßt  sich  behaupten, 
daß  die  „Modifikationen"  in  den  Artikeln  72  und  75  gerade  die 
Anerkennung  eines  allgemeinen  Grundsatzes  darstellten, 
der  in  anderen  Artikeln  nicht  ausdrücklich  ausgesprochen 
worden  ist,  weil  man  ihn  für  selbstverständlich  hielt,  und 
der  seine  ausdrückliche  Hervorhebung  in  Artikel  72  und  75 
nur  deshalb  gefunden  hat,  weil  dies  durch  die  Wortfassung 
der  Artikel  296,  300,  301  geradezu  gefordert  wurde. 

Stellt  man  sich  auf  diesen  Standpunkt,  so  erhält  man 
endlich  auch  die  richtige  Grundlage,  von  der  aus  die  Aus- 
legung des  Artikels  73  ^  der  für  den  Fall  Heim  in  Frage 
kommt  —  in  allein  befriedigender  Weise  vorgenommen  wer- 
den kann.     Artikel  73  besagt: 

,,Les  biens,  droits  et  interets  prives  des  Alsaciens- 
Lorrains  en  Allemagne  seront  regis  par  les  dispositions  de 
la  vSection  IV  de  la  Partie  X  (Clauses  economiques)  du 
present  Traite." 

Wie  wir  oben  gesehen  haben  (s.  S.  8),  regelt  der 
Artikel  297,  der  das  Hauptstück  der  angeführten  Sektion  IV 
bildet,  die  Frage  der  privaten  Güter,  Rechte  und  Interessen 
in  Feindesland.  Und "  er  gewährt  insbesondere  in  dem 
für  den  Fall  Heim  wichtigen  Absatz  e  den  Staatsangehörigen 
der  alliierten  und  assoziierten  Mächte  Ent- 
schädigungsansprüche wegen  Anwendung  außerordentlicher 
Kriegsmaßnahmen  auf  deutschem  Gebiete,  .,wie  es  am 
.1.  August  1914  bestand." 

Wäre  es  die  Absicht  des  Artikels  73,  diese  Bestimmung 
auf  die  Elsaß-Lothringer  ohne  jede  ,, Modifikation"  anzu- 
wenden, so  würde  das  zu  dem  geradezu  unsinnigen  Er- 
gebnisse führen,  daß  der  Anspruch,  der  dem  Franzosen 
zugcl)illigt  wird,  weil  ihm  während  des  Kriegs  von  feind- 
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l  i  c  li  e  r  Seite  ein  Schaden  zugefügt  worden  ist,  dem  Elsaß- 
Lothringer  zuerkannt  wird,  obwohl  ihm  der  Näch- 
teil während  des  Krieges  von  seinem  damaligen  H  e  i  m  a  t  s  - 
Staate  zugefügt  wurde.  Man  wird  also  einfach  dazu  ge- 
drängt, dem  Artikel  73  im  Wege  der  Auslegung',, Modifi- 
kationen" einzufügen,  die  der  Vertrag  annehmbarerweise 
nur  deshalb  nicht  ausdrücklich  ausgesprochen  hat,  weil  er 
etwas  Selbstverständliches  nicht  besonders  hervorheben  zu 
müssen  glaubte.  Wenn  der  Abschnitt  IV,  Teil  X  den. Staats- 
angehörigen der  Ententemächte  Schäden  vergüten  will,*die 
ihnen  der  Feind  zugefügt,  so  kann  das  vernünftigerweise  auf 
ilcn  Elsaß-Lothringer  nur  angewendet  werden,  wenn, 
sobald  und  soweit  Deutschland  für  ihn  ein  feindlicher 
Staat  gewesen  oder  geworden  ist. 

Daher  findet  denn  der  Artikel  73  zunächst  Anwendung 
auf  Schäden  der  in  Art.  297  ged.achten  Art,  die  der  Elsaß- 
Lothringer  nach  dem  11.  November  1918  in*  Deutsch- 
land erlitten  hat.  Ob  sich  solche  Schäden  in  sehr  vielen 
Fällen  werden  feststellen  lassen,  ist  eine  Frage  für  sich. 
Das  Mißtrauen  der  Franzosen  hat  jedenfalls  mit  ihrer  Mög- 
lichkeit gerechnet.  Und  wenn  man  den  Begriff  der  außer- 
ordentlichen Kriegsmaßnahmen  so  weit  faßt,  wie  es  der 
Schiedsgerichtshof  —  unseres  Erachtens  verkehrterweise  — 
getan  hat,  so  dürfte  sich  manches  finden,  was  unter  die 
Klausel  fällt.  Man  braucht  nur  etwa  an  Beschlagnahme 
von  Wohnungen  wegen  Wohnungsmangels  und  ähnliches 
zu   denken. 

Fügt  man  nach  unserm  Vorschlage  dem  Artikel  73  in 
Gedanken  die  Worte  „ä  partir  du  11  novembre  1918"  ein, 
so  wird  man  ohne  weiteres  dazu  genötigt,  auch  den  Aus- 
druck ,,Alleniagne"  in  Artikel  73  auf  das  Deutschland  in 
seinen  h^tigen  Grenzen,  genauer:  auf  das  mit  Wirkung 
vom  IL  November  1918  ab  um  Elsaß-Lothringen  ver- 
kleinerte Deutschland  einzuschränken.  Das  ist 
keine  willkürliche,  sondern  eine  durch  die  Vernunft  diktierte 
Auslegung.  Denn  der  Artikel  73  will  in  Verbindung  mit 
dem  Abschnitte  IV,  Teil  X  des  Vertrags  die  privaten  Güter, 
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Rechte   und   Interessen   der   Elsaß-Lothringer   in   „Feindes- 
land"  regeln,   und  nach   den  grundlegenden   Bestimmungen 
des  Vertrags  ist  für  die  Elsaß-Lothringer  mit  Wirkung  vom 
Jl.  November   1918  an   Deutschland  mit  Ausschluß   Elsaß- 
Lothringens   zum   Feindeslande   geworden.     Eine   in   dieser 
Weise  einschränkende  Auslegung  des  Artikels  73  wird  um 
so  eher   gestattet   sein,   als   auch  in   einem   anderen  Artikel 
desselben  Abschnitts,   in  Artikel   60,  unter  dem  Ausdrucke 
,,territ(Äre  allemand"  nach  Sinn  und  Zusammenhang  das  nicht- 
elsaß-lothringische   Deutschland  verstanden   werden  muß.^^) 
Der  Gemischte  Schiedsgerichtshof  will  natürlich  auch  in  dieser 
Hinsicht  keine  Einschränkung  des  Wortlauts  des  Artikels  73 
gelten  lassen.     Er  betont,  daß  in  Artikel  297  unter  Ziffer  e 
ausdrücklich  von  dem  ,,territoire  allemand,  tel  qu'il  existait 
au  1er  aoüt  1914''  gesprochen  werde.    Aber  sollte  nicht  doch 
vielleicht  der  Artikel  73  die'se  Worte  mit  Absicht  eben  durch 
die  Formel  ,,en  Allemagne''  ersetzt  haben?  Sei  dem  aber,  wie 
i1im     wolle.      Die     Beweisführung     des     Schiedgerichtshofs 
arbeitet  auch  hier  mit  derselben  Methode,  der  wir  wiederholt 
begegnet  sind.   Wenn  sich  das  Gericht  auf  den  Wortlaut  des 
Artikels    297    versteift,    so    liegt    das    wieder    an    der,    eine 
petitio     principii     enthaltenden     Auffassung,     wonach     der 
Artikel    297    wie    alle    ,, generellen"   Klauseln    des   Vertrags 
grundsätzlich    auf    die    Elsaß-Lothringer    anzuwenden    sei. 
Und  nicht  weniger  schief  ist  es,  wenn  der  Schiedshof  unsere 
Anschauung  durch  folgende  Erwägung  ad  absurdum  führen 
will:'  nach  unserer  Ansicht  würde  ein  Elsässer,  selbst  wenn' 
er  das  Elsaß  im  Jahre  1914  verlassen  hätte,  keinen  Ersatz  für 
einen  Schaden  zu  beanspruchen  haben,  den  er  während  des 
Kriegs  an  seinen  Gütern  im  Elsaß  erlitten  hatte,   v/ährend 
erstens  derselbe  Elsässer  Ersatz  des  ihm  während  jener  Zeit  in 
Preußen   zugefügten  Schadjzns  verlangen,  und  zweitens  ein 
Franzose  aus   Lyon   fordern   könnte,   daß   ihm   der  in  der- 

81)  Art.  60.  bestimmt  ,,Le  Gouvernement  allemand  remettra  sans  delai 
les  Alsaciens-Lorrains  (personnes  physiques  et  morales  et  etablissements 
publics)  en  possession  de  tous  biens,  droits  et  interets  leur  appartenant 
ä  la  date  du  11  novembre  1918,  en  tant  qu'ils  seront  situes  sur  le  territoire 
allemand." 
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selben  Periode  im  Elsaß  zugefügte  Schaden  ersetet  werde. 
Das  zweite  Argument  ist  uns  schon  einmal  begegnet,  und 
wir  wissen,  was  wir  von  ihm  zu  halten  haben  (s.  oben  S.  52). 
Das  erste  aber  geht-,  fehl,  weil  nach  unserer  Anschauung  der 
Elsaß-Lothringer  für  Schäden  aus  der  Zeit  vor  dem 
.11.  November  r918  überhaupt  keinen  Ersatz  zu  bean- 
spruchen hat,  gleichviel  ob  seine  Güter  in  Preußen  oder  im 
Elsaß  von  einer  Kriegsmaßnahme  betroffen  gewesen  sind, 
die  Schäden  nach  dem  11.  November  1918  aber  nur 
insoweit  in  Betracht  kommen  können,  als  sie  durch 
deutsche  Maßregeln  außerhalb  Elsaß-Lothringens  verursacht 
worden  sin<i. 

Man  kann  indes,,  ja  man  muß  sogar  einen  Schritt  ent- 
gegenkommen. Auch  Schäden,  die  während  des  Kriegs  und 
vor  dem  1,  November  1918  einem  Elsaß-Lothringer  zugefügt 
worden  sind,  können  unter  den  Artikel  73  fallen.  Freilich 
nur  dann  und  insoweit,  als  sie  der  Elsaß-Lothringer  erlitt, 
weil  er  von  deutschen  Behörden  als  Feind  behandelt 
worden  ist.  Darunter  würden  z.  B.  alle  Beschlagnahmen 
und  Liquidationen  fallen,  die  gegenüber  dem  Vermögen  der 
bekanntlich  recht  zahlreichen  in  Frankreich  wohnhaften 
Elsaß-Lothringer  vorgenommen  worden  sind,  die  man  auf 
deutscher  Seite  manchmal  irrtümlich  für  Franzosen  ge- 
halten hat.  Oder  Schäden  aus  Maßregeln  gegen  Landes- 
flüchtige,  die  man  —  gleichviel  ob  mit  oder  ohne  rechtlichen 
Grund  — öfters  den  auf  die  Feinde  gemünzten  Ausnahmemaß- 
regeln unterworfen  hat.  Oder  endlich  die  Schäden  der 
großen  Zahl  von  Denationalisierten,  d.  h.  der  Elsaß- 
Lothringer,  die  auf  Grund  der  §§  26  und  27  des  Reichs-  und 
Staatsangehörigkeitsgesetzes  vom  22.  Juli  1913  (RGBl. 
S.  583)  wegen  Fahnenflucht  oder  wegen  Ungehorsams 
gegen  den  kaiserlichen  Rückkehrbefehl  ihre  deutsche  Staats- 
angehörigkeit verloren  haben. ^^)  Denn  auch  diese  Leute 
gehören   zu   dem   Kreise   der   Personen,   die   auf  Grund   des 

82)  Vgl.  die  Verordnungen  vom  3.  August  1914  (RGBl.  S.  323),  vom 
15.  August  1914  (RGBl.  S.  385),  vom  1.  Februar  1916  (RGBl.  S.  83)  und  die 
Bekanntmachung  betr.  Sperre  und  Anmeldung  des  Vermögens  von  landes- 
flüchtigen Personen,   vom   23.    März   1916  (RGBl.   S.    185). 
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Artikels  54  und  der  Anlage  hinter  Artikel  79  die  ,,qualite 
d'Alsaciens-Lorrains"  im  Sinne  des  Abschnitts  V,  also  ins- 
besondere des  Artikels  73  besitzen.  Daß  sich  Frankreich 
ihrer  im  Friedensvertrage  angenommen  hat,  läßt  sich  durcji- 
aus  verstehen. 

Sieht  man  von  diesen  besonderen  Fällen  ab,  so  können 
die  Elsaß-Lothringer,  um  es  nochmals  zu  wiederholen,  aus 
Tatbeständen,  die  vor  dem  11.  November  1918  gelegen  sind, 
keine  Ansprüche  auf  Schadensersatz  gegen  das  Deutsche 
Reich  nach  Maßgabe  des  Art.  297,  Ziffer  e  herleiten  — 
gleichviel,  vvelcherl  Umfang  man  den  dort  verwendeten  Be- 
griffen ,, außerordentliche  Kriegsmaßnahmen*'  und  ,, Über- 
tragungsanordnungen'' geben  will,  gleichviel  ob  man  Re- 
quisitionen, Einquartierungs-  und  andere  militärische  Maß- 
regeln des  gemeinen  Rechts  darunter  fallen  läßt  oder  nicht.  Ich 
habe  mir  den  besten  Kronzeugen  für  meine  Behauptung  V)is 
zuletzt  aufgespart:  das  ist  der  französische  Staat 
selber.  Er  hat  durch  ein  Dekret  vom  3.  September  1920^°^) 
sein  Gesetz  über  den  Ersatz  der  durch  den  Krieg  ver- 
ursachten Schäden  vom  17.  April  1919^*)  in  den  drei  De- 
partements Elsaß-Lothringens  eingeführt.  Nach  dem  Ge- 
setze ist  es  die  Pflicht  des  französischen  Staates, 
die  Kriegsschäden,  unter  denen  neben  vielem  anderen  die  Re- 
quisitionen durch  Behörden  und  Truppen  des  Feindes,  die 
Naturalleistungen  in  jeder  Form,  auch  in  der  Form  der  Ein- 
quartierung und  des  Kantonnements  usw.  aufgezählt  wer- 
den, den  Geschädigten  zu  ersetzen,  —  ohne  Präjudiz  für  den 
französischen  Staat,  die  Rückzahlung  vom  Feinde  zu  ver- 
langen.^-^) Und  in  Artikel  3  des  Baden-Badener  Abkommens 
zwischen   Deutschland   und   Frankreich  vom   30.    Juni   1920 


"3)  Journal   officiel   vom  9-   September   1920. 

^*)  Journal   officiel    vom    18.    April    1919. 

*^-')  Schon  bald  nach  der  Besitznahme  Elsaß-Lothringens  hatte  ein 
Arrete  vom  20.  Februar  1919  in  Art.  4  bestimm.t,  daß  die  Anmeldungen  von 
Schadensersatzansprüchen  insbesondere  wegen  Requisitionen  der  deut- 
schen Armee  und  der  durch  diese  verursachten  Einquartierungsschäden 
nach  Maßgabe  des  französischen  „Lokalgesetzes"  vom  3.  Juli  1916  instruiert 
werden  sollten.  Vorschläge  usw.  M'erden  für  Rechnung  des  in  letzter  Linie 
t-nlschiidigungspflichtigen    Deutschen    Retrhs   be.^nhlt. 
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(RGBl.  1921,  S.  812)  über  die  Erstattung  der  von  Elsaß- 
Lothringen  geleisteten  außerordentlichen  Kriegsausgaben 
heißt  es:  „Späterer  Regelung  bleibt  vorbehalten  die  dem 
Reiche  obliegende  Erstattung  der  von  der  französischen 
Regierung  seit  dem  10.  Juni  1920  geleisteten  Ausgaben 
für  Flüchtlinge  und  für  die  von  den  deutschen  Behörden 
angeordneten  Einquartierungslasten  und  Kriegs- 
1  e  i  s  t  u  n  g  e  n."  Das  eine  ist  so  bezeichnend  wie  das  andere. 
Der  französische  Staat  ist  derjenige,  der  dem  Elsaß-Loth- 
ringer die  Schäden  vergütet,  die  er  durch  deutsche  Kriegs- 
maßnahmen während  des  Krieges  erlitten  hat,  und  der  fran- 
zösische Staat  hält  sich  beim  Deutschen  Reiche  schadlos.  Wäre 
es  verständlich,  daß  er  diesen  Umweg  gewählt  hätte,  wenn 
der  Elsaß-Lothringer  nach  Art.  297  des  Friedensvertrages 
einen  eigenen  Ersatzanspruch  gegen  das  Deutsche  Reich 
besäße? 


Die  vorstehenden  Ausführungen  werden,  wüe  ich  hoffe, 
den  unvoreingenommenen  Leser  überzeugt  haben,  daß  sich 
die  Urteile  des  Gemischten  Schiedsgerichtshofs  in  Sachen 
Chamant  und  Heim  als  bedauerliche  Fehlsprüche  dar- 
stellen. Der  Schiedsgerichtshof  würde  sie  vermieden  haben, 
wenn  er  sich  nicht  auf  Schritt  und  Tritt  in  dem  Banne  der 
Theorie  von  der  ,, virtuellen  französischen  Staatsangehörig- 
keit" der  Elsaß-Lothringer  befunden  hätte.  Diese  Theorie 
hat  ihm  den  freien  Blick  genommen.  Sie  schob  sich  überall 
störend  ein,  sobald  es  sich  darum  handelte,  den  Friedens- 
vertrag unbefangen  nach  seinem  klaren  Wortlaute«  oder 
unter  Anwendung  allgemein-gültiger  Auslegungsregeln  zu 
interpretieren.  Aber  ^ic  Theorie  ist  falsch.  Kein  ernster 
Jurist  in  Frankreich  und  anderswo  hat  sie  vertreten  und  kann 
sie  vertreten.^'')  Sie  war  ein  Instrument  der  französischen 
Diplomatie,    das    sich    überall    als    stumpf    erwies,    wo    sein 


^ö)  Ich  rechne  das  ganz  parteiisch  gefärbte  Buch  von  G  i  d  e  1  et 
Barrault,  Le  Traite  de  paix  avec  TAllemagne  et  les  interets  prives 
<1921)  nicht  zu  den  ernst  zu  nehmenden  Büchern.  S.  dort  über  unsere 
Frage   S.  176  ff.,  312. 
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Gebrauch  versucht  wurde.  Der  Schiedsgerichtshof  ist  noch 
in  letzter  Stunde,  in  aller  Harmlosigkeit  selbstverständlich, 
darauf  hineingefallen.  Ein  verehrter  Fachgenosse  schrieb 
mir  kürzlich  über  die  Idee  der  virtuellen  Staatsangehörig- 
keit folgendes:  „Wenn  jetzt  der  Gemischte  Gerichtshof 
diesen  Gedanken  seinen  Entscheidungen  zugrunde  legt,  so 
läßt  er  sich  zum  Werkzeug  einer  französischen  Machtpolitik 
benutzen,  die  am  Verhandlungstische  unterlag  und  daher 
von  der  Gefälligkeit  eines  neutralen  Vorsitzenden  erwartete, 
daß  ihm  die  Grundsätze  der  Gerechtigkeit  und  Billigkeit  als 
vereinbar  mit  einer  offenbaren  Verletzung  der  Worte  des 
Friedensvertrages  erscheinen  würden."  Der  Ausspruch  ist 
hart,  aber  richtig.  Ich  finde  ihn  so  treffend,  daß  ich  keinen 
besseren  Satz  an  den  Schluß  meiner  Darlegungen  zu 
setzen  weiß! 


ANHANG  I. 


Die  Urteile  des  Gemischten  Schiedsgeriditshofs 
in  den  Sadien  Chamant  und  Heim. 

I. 

Af faire :    Auguste    Chamant 
Etat   A  1 1  e  m  a  n  d 


Section  I  —  18  — 

Le  Tribunal  Arbitral  Mixte  franco-allemand,  compose 
de  MM.  MERCIER,  President,  GANDOLPHE,  Arbitre 
frangais,  et  HERWEGEN,  Arbitre  allemand,  seant  au 
Palais  de  Justice  ä  Strasbourg,  deliberant  ä  huis-clos,  etant 
au  complet: 

Vu  la  requete  deposee  le  20  octobre  1920,  au  Secre- 
tariat  du  Tribunal  Arbitral  Mixte,  ä  Paris,  par  M^  Schmoll, 
ä  Strasbourg,  au  nom  de  M.  August  CHAMANT  negociant 
en  vins,  dexneurant  ä  Strasbourg,  31  rue  Schweizhaeuser, 
concluant  a  ce  que  TEmpire  allemand  soit  condamne  ä  payer 
au  demandeur  la  somme  de  frs.  45  000, —  avec  interets  de 
droit  et  suite  de  tous  frais  et  depens; 

Vu  la  reponse  deposee  au  nom  du  Gouvernement  alle- 
mand defendeur,  represente  par  son  Agent  General, 
M.  Johannes,  et  son  Agent,  M.  von  Hagens,  enregistree  le 
17  Janvier  1921  et  concluant  a  ce  que  le  requerant  soit 
deboute  de  sa  demande  avec  suite  de  tous  frais  et  depens; 

Vu  le  proces-verbal  de  Taudience  preliminaire  du 
20  Mai; 
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Vu  le  memoire  du  requerajit,  depose  le  30  Mai,  rectifiant 
un  point  de  fait  de  la  requete  et  produisanf  une  expedition 
certifiee  conforme  du  procesverbal  de  vente  aux  encheres 
par  ministere  d'huissier,  le  21  Decembre  1914,  de  200  füts 
pour  le  prix  de  Mk.  650.10; 

Vu  les  conclusions  deposees  ä  l'audience  principale  le 
2R  Juillet  1921,  par  M.  TAgent  du  Gouvernement  frangais, 
dans  le  sens  de  Celles  du  requerant; 

Vu  les  conclusions  deposees  ä  la  meme  audience  par 
M.  l'Agent  du  Gouvernement  allemand,  dans  le  sens  de  celles 
de   la  reponse; 

Vu  les  pieces  du  dossier; 

Oui  Me  Schmoll,  avocat  du  requerant; 

Oüi  M.  l'Agent  du  Gouvernement  frangais,  M.  Chaudun, 
et  M.  l'Agent  du  Gouvernement  allemand,  M.  von  Hagcns: 

E  n    fait: 

Considerant  qu'il  resulte  du  dossier  de  la  cause  et  des 
debats  que: 

Le  requerant,  Auguste  CHAA^NT,  est  Alsacien-Lor- 
rain,  reintegre  dans  la  nationalite  frangaise.  Avant  la  guerre. 
il  habitait  Strasbourg,  comme  negociant  en  vins.  Le 
31  Juillet  1914,  il  quitta  precipitamment  l'Alsace  pour  sc 
rendre  en  France,  sans  charger  personne  de  s'occuper  de 
ses  affaires.  A  cette  epoque,  le  requerant  etait  debiteur 
envers  la  ,,Elsässische  Schiffahrts-  und  Speditionsgesell- 
schaft" ä  Strasbourg,  d'une  somme  de  Mk.  9  184.23.  Cette 
dette  venait  a  echeance  le  30  Septembre  1914.  ^A  la  suite 
de  la  procedure  engagee  par  la  creanciere,  celle-ci  obtint  un 
jugement  par  defaut  du  Tribunal  Regional  de  Strasbourg, 
en  date  du  12  Octobre  dejä  et  fit  vendre  aux  encheres,  par 
l'hussier  Forster,  le  21  Decembre  1914,  200  füts,  appartenant 
a   CHAMANT.     Cette  vente   produisit  Mk.   850.10: 

E  n  -d  r  o  i  t : 

Considerant  que,  dans  sa  requete,  le  demandeur  a  fonde 
sa  conclusion  en  frs.  45  000. —  d'indemnite  sur  les  art.  302, 

al  2  et  73,  puis  a  l'audience  principale,  sur  l'art.  75  du  Traite 
de  Versailles. 
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Considerant  quc,  dans  sa  repoiise,  le  Gouverneineiit  alle- 
inaiid  a  decline  toute  responsabilite  cn  soutenant  (juc: 

1"  —  Dans  l'hypothcse  oii  les  dispositions  invoquees  par 
le  rcquerant  seraient  applical)lcs  a  cette  cause,  la  reparation 
du  dommage  allegue  devrait  etre  reglee  entre  les  parties 
memes  entre  lesquelles  le  jugement,  source  du  litige,  a  ete 
rendu,  sans  que  L'Etat  Allemand  |)uisse  etre  mis  en  cause 
(art.  302,  3eme  al.); 

2"  —  Le  requerant  ne  peut  inv(jquer  les  art.  302,  al.  2 
et  73;  qu'en  effet,  par  derogation  expresse  aux  dispositions 
<le  la  Section  V,  partie  X,  l'art.  75  a  etabli  des  rcgles  in- 
dependantes  et  speciales  a  l'egard  des  Alsaciens-Lorrains 
<jt  que  cet  art.  75  ne  fait  aucune  mention  de  l'art.  302,  tandis 
qu'il  declare  expressement  applicables  les  art.  300  et  301 
(avec  une  modification  relative  aux  expressions  ,,debut  de 
la  guerre"  et  ,,duree  de  la  guerre");  —  que,  des  lors,  pour 
TAlsace-Lorraine,  seul  l'art.  78  regit  la  matiere  et  que  cet 
article  n'a  pas  de  clause  correspondant  ä  celle  de  l'al.  2  de 
Part.  302;  —  que,  par  consequent  les  Alsaciens-Lorrains 
ressortissants  allemands  jusqu'ä  l'armistice,  sont  restes 
soumis  aux  lois  allemandes,  aucune  clause  expresse  du  Traite 
n'apportant  sur  ce  point  une  exception  a  la  regle : 

3"  —  Si  meme  Tarticle  302,  al.  2  paraissait  applicable  en 
vertu  de  l'art.  75,  cette  application  ne  pourrait  se  faire  que 
conformement  au  3eme  al.  du  dit  art.  75,  c'est-ä-dire*  en 
apportant  a  l'art.  302  les  memes  modifications  que  Celles 
indiquees  par  ce  3eme  alinea  pour  les  art.  300  et  301  quant 
aux  expressions  ,,(lebut  de  la  guerre"  et  ,,duree  de  la 
guerre";  —  qu'en  d'autres  termes,  pour  l'Alsace-Lorraine. 
l'art.  302  ne  s'appliquerait  eventu^llement  qu'au  jugement 
rendu  des  le  11  Novembre  1918,  soit  pendant  la  duree  de 
Tarmistice; 

4**  —  Au  surplus,  meme  en  admettant  par  hypothese 
l'application  possible  de  l'art.  302  a  l'Alsace-Lorraine,  le 
requerant  ne  pourrait  pas  Tinvoquer  dans  le  cas  particulier. 
attendu  qu'il  n'a  pas  ete  hors  d'etat  de .  se  defendre  dans 
l'instance     introduite     contre     lui     par     sa     creanciere     la 

Triepcl,  Virtuelle  Staatsangehöriijkeit.  ^ 
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,,Elsässischc  Schiffahrts-  und  Speditionsgesellschaft"  et  que, 
si  sa  dette  etait  dejä  arrivee  ä  echeance  ä  l'epoque  du  juge- 
ment  —  ce  qui  a  ete  reconnu  par  le  requerant  —  la  con- 
demnation  prononcee  etait  justifiee  en  droit; 

Considerant  que,  dans  ses  conclusions,  TAgent  du  Gou- 
vernement frangais  a  invoque  ä  Tappui  de  Celles  du  requerant 
l'art.  302,  les  regles  generales  des  Sections  III  ä  VII  de  la 
Partie  X  du  Traite  etant  applicables  aux -Alsaciens-Lorrains, 
sous  reserve  des  modalites  dictees  par  une  Situation  parti- 
culiere;  qu'il  conteste  la  possibilite  d'etendre  ä  cet  article, 
qui  traite  des  jugements,  les  dispositions  relatives  aux  ex- 
pressions  ,,debut  de  la  guerre"  et  ,,duree  de  la  guerre",  in- 
serees  ä  l'art.  75,  alinea  3,  lequel  traite  uniquement  de  la 
prescription,  dela  forclusion  et  des  d  e  c  h  e  - 
a  n  c  e  s ;    — 

qu'il  conteste  aussi  Tapplication  ä  l'espece  de  l'art.  78, 
celui-ci  ne  visant  pas  les  jugements  rendus  par  defaut; 

qu'il  soutient  la  faculte  pour  le  ressortissant  allie  qui 
'  n'a  pu  se  defendre  dans  une  instance  engagee  contre  lui 
devant  un  Tribunal  allemand,  pendant  la  guerre,  de  re- 
clamer  la  reparation  du  prejudice  subi  de  ce  fait  ou,  ä  son 
choix,  si  c'est  possible,  la  remise  des  parties  dans  la  Situation 
anterieure  au  jugement  du  Tribunal  allemand; 

qu'il  estime  qu'une  teile  responsabilite  ä  raison  d'un 
prejudice  resultant  d'un  acte  de  l'autorite  judiciaire  agissant 
au  nom  du  Gouvernement  allemand  incombe  a  ce  dernier; 

Attendu  que  le  Traite  de  Versailles  considire  les  Alsa- 
ciens-Lorrains  comme  revetus  d'un  indigenat  distinct  soit 
de  la  natiojialite  allemande,  soit  de  la  nationalite  frangaise» 
jusqu'au  jour  de  leur  reintegration  dans  cette  derniere; 

que  l'art.  54  precise  cette  notion  en  indiquant  les  per- 
sonnes  qui  possederont  ,,la  qualite  d'Alsaciens- 
Lorrains"  pour  Texecution  des  dispositions  de  la  Sec- 
tion  V  consacree  a  l'Alsace-Lorraine; 

que  cette  conception  d'un  indigenat  distinct  apparait 
aussi  tres  clairement  dans  l'art.  78/1  o  lequel  prevoit  quatre 
categories  de  jugements.   suivant   qu'ils  ont   ete  rendus: 


h 
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a)  entre  Alsaciens-Lorrains; 

b)  entre  ,,  ,,  et  eträngers; 

c)  entre  eträngers; 

d)  entre  Alsaciens-Lorrains  et  Allemands  ou   allies  de 
TAllemagne; 

que  cette  conception  se  retrouve  dans  diverses  autres 
dispositons  du  Traite; 

qu'elle  se  rapporte  ä  des  sujets,  allemands  pendant  ia 
guerre  par  application  du  Traite  de  Francfort  de  1871,  ayant 
recouvre  la  nationalite  frangaise  en  vertu  du  Traite  de  Ver- 
sailles et  consideres  en  quelque  sorte  comme  virtuellement 
frangais  pendant  cette  meme  periode; 

que  le  Traite  n'a  pas  voulu  que  les  personnes  rentrant 
däns  cette  categorie  fussent  considerees  comme  des  sujets 
allen'iands  soumis  a  la  souverainete  de  droit  de  l'AUemagne 
pendant  la  guerre; 

que  le  Traite  a  voulu,  au  contraire,  mettre  ces  per- 
sonnes au  benefice  de  ses  dispositions  en  faveur  des  res- 
sortissants  frangais,  sur  un  pied  d'egalite  avec  les  autres 
citoyens  frangais  vis-ä-vis  de  TAlfemagne,  sous  reserve  de 
certaines  modalites   imposees  par  une  Situation  speciale; 

Attendu  qu'une  etude  attentive  du  Traite  de  Versailles 
niontre  que  la  Section  consacree  ä  TAlsace-Lorraine  (art.  51 
a  79)  est  d'une  redaction  posterieure  a  celle  de  l'ensemble 
du  Traite  et  qu'elle  a  ete  enchasse  dans  celui-ci,  dont  les 
clauses  generales  s'appliquent  a  ces  territoires  et  a  leurs 
ressortissants  pour  autant  qu'aucune  derogation  ni  modi- 
fication  n'y  est  apportee;  que  cela  resulte  notamment  du 
soin  evident  avec  lequel  on  a  suivi,  dans  les  art.  68  et  s.  s.  de 
ladite  Section  le  meme  ordre  de  matieres  que  dans  les 
differentes  Sections  de  la  Partie  X  (Clauses  economiques)  du 
Traite ; 

qu'ainsi  la  Section  V  de  la  Partie  III,  apres  avoir  traite 
de  questions  speciales  a  l'Alsace-Lorraine,  telles  que  Celles 
de  territoire,  nationalite,  dettes  publiques,  domaine  .public, 
ports,  chemins  de  fer,  etc  .  .  .  regle  les  problcmes  econo- 
miques en  suivant  presque  exactement  le  meme  ordre  que  la 

5* 
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Partie  X,  en  parlant  successivement  des  relations  com-, 
merciales,  des  dettes,  des  biens,  droits  et  interets,  des  coti- 
trats,  prescriptions,  etc  . . . ,  —  que  les  dispositions  econo 
miques  de  la  Section  V,  Partie  III,  ne  constituent  pas,  ä  elles 
seules,  le  Statut  de  l'Alsace- Lorraine  et  des  Alsaciens- 
Lorrains  vis-a-vis  de  TAllemagne,  mais  qu'elles  doivent  etre 
rapprochees  de  Celles  de  la  Partie  X  auxquelles  elles  se 
referent  tantöt  pour  y  deroger  (par  ex.  art.  75),  tantot 
pour  les  modifier  ou  les  completer,  en  les  adaptant  ä  la 
Situation  speciale  de  TAlsace-Lorraine,  tantöt  pour  les  appli- 
quer  integralement;  —  que  Tart.  79,  al.  2  aussi  montre 
clairement  la  volonte  des  Hautes  Parties  contractantes  de 
regier  les  questions  concernant  l'Alsace-Lorraine  tant  par 
les  dispositions  generales  du  Traite  que  par  la  Section  V, 
Partie  III,  et  son  annexe,  reservant  a  des  Conventions  ul- 
terieures  entre  la  France  et  TAllemagne  les  seules  questions 
qui  ne  seraient  reglees  ni  par  ladite  Section  V,  ni  par  les 
dispositions  generales  du  Traite: 

Attendu,  des  lors,  qu'l  faut  rechercher  si  Tespece  liti- 
gieuse  est  Tobjet  soit  d'une  disposition  speciale  de  la  Sec- 
tion V,  de  la  Partie  III,  soit  d'une  disposition  generale  du 
Traite ; 

que  la  question  ä  juger  est  celle  de  savoir  si  un  Alsacien- 
Lorrain  peut  obtenir  une  reparation,  a  determiner  par  le 
Tribunal  Arbitral  Mixte,  du  chef  d'un  prejudice  resultant 
d'un  jugement  rendu  contre  lui  pendant  la  guerre,  par  un 
tribunal  allemand; 

que  Tart  73,  invoque  par  Chamant,  traite  des  ,, biens, 
droits  et  interets"  au  sens  de  la  Section  IV  de  la  Partie  X; 
que  le  requerant  n'a  pas  allegue,  ni  tente  de  prouver  que  le 
prejudice  dont  il  demande  la  reparation  ait  ete  cause  par 
une  decision  judiciaire  appliquant  une  mesure  de  guerre, 
visee  par  ladite  Section  IV  de  la  Partie  X;  —  que  Tart.  73 
n'a  pas  d'application  en  l'espece; 

que  Tart.  75,  al.  3,  invoque  a  titre  eventuel,  par  le 
defendeur  traite  de  ,, prescriptions,  forclusion  et  decheances" ; 
que  ceia  suffit  ä  expliquer  qu'il  ne  mentionne  pas  Tart.  302, 
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dont  l'objet  est  tout  a  fait  different,  sans  qu'il  soit  possible 
d'inferer  de  ce  silence  que  l'art.  302  ne  s'applique  pas  ä 
l'Alsace-Lorraine ; 

que  l'art.  75,  al.  3,  ne  saurait  en  aucune  fagon  etre  con- 
sidere  comme  se  referant  aussi  a  l'art.  302  et  comme  appor- 
tant  ä  celui-ci  les  memes  modifications  que  Celles  qu'il  apporte 
aux  art.  300  et  301  quant  aux  expressions  „debut  de  la 
.  guerre"  et  ,,duree  de  la  guerre";  qu'une  teile  modification 
de  l'art.  302  appliquee  a  l'Alsace-Lorraine  ne  pourrait  re- 
sulter  que  d'une  disposition  expresse; 

que  ledit  art.  75  ne  s'applique  donc  pas  davantage  ä 
l'espece; 

que  l'art.  78,  invoque  par  le  defendeur,  coinrae  epuisant 
toute  la  matiere  des  jugements  pour  l'Alsace-Lorraine  traite 
seulement  de  l'execution  future  des  jugements,  de  pourvois 
et  de  poursuites;  —  qu'il  envisage  successivement,  sous 
Chiffre 

T,   .  .  .  l'execution  des  jugements  rendus  en   matiere  civile 
et   commerciale,   depuis   le    Ter   Aoüt    1914,   par    les 
Tribunaux  d'Alsace-Lorraine; 

a)   entre  Alsaciens-Lorraine; 

^))        M  M  ,,  et  .etrangers; 

c)   entre  etrangers; 

que,  dans  ces  trois  cas,  les  jugements  rendus  sont  de- 
clares  definitifs  et  executoires  de  plein  droit,  rien  ne  per- 
mettant  ici  d'avoir  aiicun  doute  sur  les  garanties  d'une 
justice  impartiale; 

que  l'art.  78/1"  envisage  ensuite  (al.  2)  l'execution  future 
des  jugements  rendus  en  matiere  civile  et  commerciale  depuis 
le   3   Aout   1914,   par  les   Tribunaux   d'Alsace-Lorraine; 

d)   entre  Alsaciens-Lorrains  et  Allcmands  (ou  allies  de 
TAllemagne) ; 

que,  dans  ce  4eme  cas,  le  Traite  subordonne  l'execution 
d'un  tel  jugement  a  la  conditioji  de  1  '  e  x  e  q  u  a  t  u  r  ; 

que  le  jugement  Chamant  ne  rentre  ni  au  nombre  des 
jugements  declares  definitifs  et  executoires,  puisqu'il  a  ete 
rendu  entre  un  Alsacien-Lorrain  et  une  Societe  Allemande. 
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ni  au  nombre  des  jugements  dont  Texecution  est  subordonnee 
a  Texequatur,  puisqu'il  a  dejä  ete  execute  et  que  c'est 
piecisement  du  prejudice  cause  par  cette  execution  que  Cha- 
mant  demande  la  reparation; 

que  les  autres  dispositions  de  l'art.  78  traitent  de  ma- 
tieres  toutes  differentes; 

que  tout  Tart.  78  vise  des  cas  speciaux,  propres  a 
l'Alsace-Lorraine ; 

Attendu  qu'il  resulte  de  ce  qui  precede  qu'aucune  dis- 
position  speciale  ä  l'Alsace-Lorraine  (Partie  III  Section  V 
et  annexe)  ne  vient,  sur  ce  point,  deroger'  aux  dispositions 
generales  du  Traite,  ni  leur  apporter  aucun  temperament, 
ni  aucune  modalite  d'adaptation,  qu'il  faut,  des  lors,  appliquer 
celles-ci  ä  l'espese,  conformement  ä  l'esprit  du  Traite 
et  ä  l'art.  79,  al  2,  eii  particulier;  que  la  ,,sedes  materiae" 
est  l'art.  302,  al.  2;  —  que  cette  disposition  reconnait  in- 
distinctement  ä  tout  ressortissant  des  Puissances  alliees  et 
associees  le  droit  de  reclamer  la  reparation  du  prejudice 
cause  par  un  jugement  rendu  contre  lui,  en  quelque  matiere 
que  ce  soit,  par  un  tribunal  allemand,  pendant  la  guerre,  dans 
une  instance  oü   il  n'a  pas  pu   se  defendre; 

Considerant  que,  si  la  conclusion  d'une  argunientation 
juridique  paralt  heurter  le  bon  sens  ou  Tequite,  il  peut  y 
avoir  la  un  motif  decisif  pour  reviser  cette  argumentation 
en  la  soumettant  ä  un  nouvel  examen;  que  si,  au  contrairc, 
cette  conclusion  parait  rationelle  et  equitable  eile  s'en  trouve 
renforcee; 

que,  dans  l'espece,  la  conclusion  tiree  des  considerants 
qui  precedent  ne  blesse  en  aucune  fagon  ni  le  bon  sens  ni 
Tequite;  qu'il  est  au  contraire  rationnel  d'admettre  que 
i'intention  des  auteurs  du  Traite  a  ete  de  placer  au  benefice 
de  ses  dispositions  tous  les  citoyens  d'un  meme  pays,  sauf 
les  cas  ou,  pour  des  motifs  speciaux,  il  en  decide  autrement 
par  une  clause  expresse;  qu'il  ne  paraitrait  pas  conforme  aux 
principes  de  justice  et  d'equite  que,  de  deux  citoyens  fran- 
gais  consideres  apres  la  guerre.  Tun,  parce  qu'il  serait  de 
Paris  ou  Marseille,  aurait  vis-ä-vis  de  l'Allemagne  un  droit 
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a  la  reparation  d'uii  certain  prejudice,  droit  qui  serait  refuse 
a  Tautre,  parce  qu'il  serait  de  Strasbourg  au  de  Metz;  qu'une 
teile  Solution  semblerait  particulierement  etrange  lorsquil 
s'agit  d'un  Alsacien  qui  a  quitte  l'Alsace  pour  gagner  la 
France  et  qui  s'est  ainsi  trouve  dans  des  circonstances  de  fait 
identiques  a  Celles  des  autres  frangais,  en  France,  parfois 
merae  dans  des  conditions  plus  defavorables  ä  ses  intercts 
en  Allemagne  et  justifiant  une  protection  au  moins  egale  par 
le  Traite  de  paix; 

Attendu  que  le  requerant  a  quitte  hätivement  l'Alsace, 
pour  gagner  le  territoire  frangais  au  moment  oü  la  guerre 
allait  eclater;  —  qu'en  son  absence,  une  instance  a  ete 
engagee  contre  lui  devant  le  Tribunal  de  Strasbourg;  — 
qu'en  fait,  il  n'a  pas  ete  en  mesure  de  se  defendre,  dans 
une  instance  qu'il  a  ignoree,  sans  qu'il  soit  necessaire  de 
rechercher  s'il  y  a  une  faute  ä  sa  charge  dans  le  fait  de 
n'avoir,  avant  son  depart,  constitue  ni  fonde  de  pouvoirs 
ni  mandataire  pour  s'occuper  de  ses  interets  en  Alsace;  — 
que  rien  ne  permet  de  presumer  qu'une  teile  precaution  eüt 
ete  utile,  en  supposant  qu'elle  ait  ete  possible;  —  qu'un 
jugement  par  defaut  a  ete  rendu  contre  lui  et  a  ete  suivi 
de  la  vente  aux  encheres  de  ses  füts; 

Attendu  que  l'al.  2  de  l'art.  302  est  congu  en  ternies 
tres  larges;  —  qu'il  n'exige  pas  comme  condition  d'appli- 
cation  quelque  informalite  de  procedure,  ni  une  fausse  appli- 
cation  de  la  loi,  dont  le  requerant  aurait  a  se  plaindre,  mais 
qu'il  ouvre  une  nouvelle  voie  de  reparation  en  dehors  des 
voies  ordinaires; 

Attendu  qu'il  resulte  de  tout  ce  qui  precede  que 
1  Alsacien-Lorrain,  comme  tout  ressortissant  des  Puissances 
alliees  ou  associees  a  le  droit  de  s'adresser  au  T.  A.  M.  pour 
demander  la  reparation  du  prejudice  qu'il  a  subi  du  chef 
d'un  jugement,  en  quelque  matiere  que  ce  soit,  rendu  contre 
lui,  pendant  la  guerre,  des  le  3  Aoüt  1914,  par  un  tribunal 
allemand,  dans  une  instance  oü  il  n'a  pas  pu  se  defendre; 

que  c'est  une  simple  faculte  accordee  par  l'al.  3  de 
Tart.   302   au    lese   de   demander   que   les   parties   soient    re- 
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j)lacees    dans    la    Situation    oü    elles    se    trouvaient    av^ant    le 
jug-enient  rendu  par  le  tribuiial  allemand; 

que,  si  le  lese  prefere  demander  la  reparation  du  pre- 
judice,  il  peut  valabl^ment  intenter  son  action  ä  l'Etat  alle- 
mand dont  emane  le  pouvoir  judiciaire,  l'Etat  allemand  pou- 
vant,  dans  la  plenitude  de  sa  souverainete  interne,  determiner 
la  responsabilite  de  son  ressortissant  vis-a-vis  de  lui-meme; 

que  le  requerant  doit  etablir  l'existence  du  prejudice 
allegue  par  lui  comme  resultant  dudit  jugement,  et  fournir 
au  T.  A.les  Clements  d'appreciation  necessaires  pour  deter- 
miner la  repartion  equitable  de  ce  prejudice; 

qu'il  a  offert  de  faire  cette  preuve  par  expertise;  qu'il 
a  presente  au  T.  A.  les  noms  des  trois  experts  et  que,  de 
son  cöte,  le  defendeur  a  presente  3, noms  aussi,  tous  indiques 
au  proces-verbal  a  l'audience  preliminaire; 

qu'en  outre  le  defendeur  a  demande  de, faire  entendre 
comme  temoin  M.  Georg-Nalbach,  inspecteur,  port  du  Rhin, 
Strasbourg; 

qu'une  enquete  par  experts  et  temoins  peut  apporter 
les  precisions  necessaires  ä  une  exacte  connaissance  de  la 
cause  dans  tous  ses  elements  de  fait; 

PARCESMOTIFS: 

Vu  le  preambule  de  la  Section  V  de  la  Partie  IIl,  les 
art.  51,  54,  79,  al.  2,  son  annexe  et  l'art.  302,  al.  2  du  Traite 
de  Versailles;  vu  les  art.  51,  52,  57,  58,  88,  89,  90,  9S 
et   99   du   reglement   de  procedure: 

I  —  Admet  comme  bien  fondees  les  conclusions  du  re- 
querant, Auguste  CHAMANT,  en  tant  que  celui-ci  invoque 
le  droit  de  reclamer  a  l'Etat  allemand  la  reparation  d'un 
prejudice,  a  prouver,  du  chef  du  jugement  par  defaut  rendu 
contre  lui  par  le  Tribunal  regional  de  Strasbourg,  pendant 
la  guerre,  a  Tinstance  de  la  ,,Elsässische  Schiftahrts-  und 
Speditionsgesellschaft" ; 

II  —  Ordonne  une  en(iuete  aux  fins  d'etablir  la  realite 
et   la  quotitc   d'un   tel   prejudice,   cette  enquete  devant   com- 
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porter  raudLtioii  de  tenioins  et  d'experts  a  iine  niemc  audience 
du  T.  A.,  dont  la  date  sera  fixee  par  le  President; 

III  —  Assigne  aux  parties  un  delai  p  e  r  e  m  p  t  o  i  r  e 
echeant  Ic  25  Septembre  1921  poiir  indiquer  au  Secretariat 
du  Tribunal,  57,  rue  de  Varenne,  Paris,  les  noms,  prenoms, 
adresses  des  temoins  dont  elles  requierent  l'audition,  en 
reserVant  l'indication  ulterieure  du  depöt  ä  faire  j)ar  les 
parties  pour  les  frais  presumes  des  dits  temoins; 

IV  —  Decide  que  les  expcrts  seront  interroges  ä 
laudience  meine,  apres  avoir  assiste  a  l'audition  des  temoins 
sur  les  questions  suivantes: 

P  —  Quelle  etait  la  valeur,  en  1914,  des  200  füts  apparte- 
nant  a  cette  epoque  a  M.  CHAMANT  a  STRASBOURG. 

2*'  —  Ces  füts  etaient-ils  destines  soit  ä  la  conservation, 
soit  au  transport  du  vin?  Etaient-ils  destines  a  ctre  vendus 
rerriplis  de  vin? 

'^"  ~~  Quels  devait  etre  la  duree  moyenne  de  l'usage 
de  ces  füts? 

4"  —  Quels  auraient  ete  les  frais  annuels  d'entretien  de 
ces  füts  et  eventuellement  les  frais  de  magasinage? 

5"  —  Quel  est  le  coefificient  d'usure  admis  pour  des  füts 
de  cette  nature? 

^>^  —  Quelle  etait  la  valeur  de  tels  füts  pendant  les 
annees  1915—1916,  1917—1918—1919—1920?  Quelle  est- 
elle  en  1921,  a  Strasbourg?        ^ 

"^^  —  Toutes  autres  questions  que  le  T.  A.  jugera  utile 
de   poser. 

Ce  questionnaire  sera  communique,  a  titre  d'indication 
aux  experts  par  le  Secretariat  du  T.  A.  en  leur  demandant 
s'ils  acceptent  cette  mission  et  en  precisant  qu'il  ne  leur 
est  demande  aucun  rapport  ecrit  avant  l'audience  a  laquelle 
ils  seront  convoques  et  entendus  verbalement. 

V  —  Designe  comme  experts: 

1»  —  M.  KEHREN,  marchand  de  vins  en  gros,  Grand- 
Ruc  a  Strasbourg; 

2«  —  M.  Max  HOMRURGER,  Weinhändler,  Kronen- 
straße 30,  a  Karlsruhe; 
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VI  —  Assigne  aux  deux  parties  instantes  ä  Texpertise 
contradictoire,  un  delai  peremptoire  echeant  le  25  Sep- 
tembre  1921  pour  deposer  au  Secretariat  du  T.  A.,  ä  Paris,  la 
somme  de  frs.  150,  —  pour  les  frais  presumes  de  l'expertise, 
sous  peine  de  decheance  de  son  droit  de  participer  a  la  dite 
preuve ; 

VII  —  Requiert  M.  l'Agent  du  Gouvernement  frangais 
d'assurer  la  production,  dans  le  plus  bref  delai  possible,  du 
dossier  judiciaire  de  la  cause  ,,Elsässische  Schiffahrts-  und 
Speditionsgesellschaft"  contre  August  CHAMANT,  devant 
le  Tribunal-Regional  de  Strasbourg,  en  1914; 

VIII  —  Reserve   les  frais   et  depens. 

Delibere  a  Strasbourg  le  23  Juin  1921 
Redaction  approuvee  le  25  Aoüt  1921 

Signe:   Andre  MERCIER 
Signe:   Maurice  GANDOLPHE  August  HERWEGEN 

Signe:   Ch.  FRANK  SIMON 


II. 

Affaire :    V  v  e  H  e  i  m 
Etat   Allem  and 

Section  I  -  17  - 

Le  Tribunal  Arbitral  Mixte  franco-allemand,  compose 
de  MM.  MERCIER,  President,  GANDOLPHE,  Arbitre 
frangais,  et  HERWEGEN,  Arbitre  allemand,  seant  au  Palais 
de  Justice  ä  Strasbourg,  deliberant  a  huis-clos  etant  au 
complet: 

Vu  la  requete  deposee  le  20  Octobre  1920  au  Secreta- 
riat du  Tribunal  Arbitral  Mixte,  a  Paris,  par  M^  Schmoll 
ä  Strasbourg,  au  nom  de  Mme  Vve  Georges  HEIM,  nee 
Emilie  Weber,  place  de  la  Gare  a  Strasbourg,  concluant  ä 
ce  que  le  Fisc  de  l'Empirc  allemand  soit  condamne  a  paver 
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a    la    demanderesse    frs.    ^)2.S29  17,    avec    intercts    de    droit 
et  ä  porter  les  frais  de  la  procedure; 

Vu  la  reponsc  deposee  le  21  Janvier  1921  par  le  defen- 
deur,  le  Gouvernement  Allemand,  represente  par  son  Agent 
General,  M.  Johannes,  et  son  agent,  M.  von  Hagens,  con- 
cluant  ä  ce  que  la  requerante  soit  deboutee  de  sa  demande 
et  condamnee  en  tous  les  frais  et  depens; 

Vu  le  proces  -  verbal  de  Taudience  preliminaire  du 
20  Mai  1921  et  les  indications  complementaires  donnees  ä 
cette  audience  par  la  requerante; 

Vu  les  conclusions  deposees  par  M.  TAgent  du  Gouver- 
nement frangais  ä  l'audience  principale,  le  30  Juni,  tendant 
ä  ce  que  la  demanderesse  obtienne  Tadjudication  de  se'S  con- 
clusions; 

Vu  les  notes  d'audience  et  conclusions  presentees  ä  la 
meme  audience  par  M.  TAgent  du  Gouvernement  allemand 
reprenant  Celles  de  la  reponse; 

Vu  les  pieces  du  dossier; 

Oui  Me  Schmoll,  avacat  de  la  requerante; 

Oui  M.  l'Agent  du  Gouvernement  frangais,  M.  Chaudun, 
et  M.  l'Agent  du  Gouvernement  allemand,  M.  von  Hagens; 

En    f  ait  : 

Considerant  qu'il  resulte  du  dossier  et  des  debats  que: 

La  requerante  est  Alsacienne,  reintegree  dans  la  na- 
tionalite  frangaise  par  le  Traite  de  Versailles;  locataire 
de  THötel  National,  place  de  la  gare  ä  Strasbourg,  eile  l'avait 
sous-loue,  du  vivant  de  son  mari  decede  des  lors,  aux  epoux 
Fedier,  ressortissants  suisses,  tout  en  restant  proprietaire  du 
fonds  de  commerce  comprenant  notamment  tout  le  linge 
d'hotel  et  la  batterie  de  cuisine.  Pendant  la  guerre,  les  epoux 
Fedier  etant  sous-locataires  gerant  Thötel,  ceux-ci  ont  ete 
dans  l'obligation  de  livrer  ä  l'autorite  allemande: 

P  de  nombreux.  ustensiles  de  cuisine  en  cuivrcs,  ainsi 
que  des  objets  en  laiton,  qui  ont  ete  remis  ä  l'Office  special 
fonctionnant  pour  les  requisitions  de  metaux,  ä  Strasbourg, 
Selon  recepisse  du  31  Janvier  1916,  No  2548,  indiquant: 
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435  Kgs.  de  cuivre  a  Mk.  3,90  -  Mk.  1696,50 
13,85  de  laiton  ä  Mk.  2,90  =  Mk.      40,16 


448,85  Somme  payee  ä  Fedier^-Mk.  1736,66 
2*^  Une  grande  quantite  de  linge,  comprenant  notam- 
ineut  des  draps,  nappes,  serviettes,  taies  d'oreilles  remis  par 
les  Fedier  ä  la  ,, Reichbekleidungsstelle"  par  Tintermediaire 
de  la  mairie  de  Strasbourg.  La  liste  exacte  de  ces  objets  et 
la  date  de  leur  livraison  n'ont  pas  pu  etre  determinees, 
nialgre  les  efforts  de  M.  l'Agent  du  Gouvernement  allemand 
pour  fournir  au  T.  A.  les  renseignements  detailles;  la 
,, Reichsbekleidungsstelle"  a  ete  hors  d'etat  de  les  procurer, 
malgre  des  recherches  reiterees,  rendues  difficiles  par  l'en- 
combjrement  des  dossiers  enfermes  dans  des  caisses  ä  Berlin. 
Mais  d'une  part,  le  defendeur  a  declare  ä  l'audience  pre- 
liminaire  et  aux  debats  que  ,,le  chiffre  de  frs.  25.000. —  in- 
diquc  comme  prix  actuel  de  remplacement  du  linge  n'est 
pas  conteste  en  raison  de  l'importance  de  l'hötel  dont  il 
s'agit".  D'autre  part,  M.  l'Agent  du  Gouvernement  allemand 
a  verse  au  dossier  un  regu  date  du  21  Aoüt  1918  et  signe 
par  Fedier  pour  la  somme  de  Mk.  217. —  paye  pour  le  linge 
par  la  ,,Reichsbekleidungsstclle",  soit  par  son  representant. 
La  livraison  du  linge  est  en  tous  cas  anterieure  au  1 1  No- 
vembre  1918:  ce  point  n'est  pas  conteste. 
E  n  droit: 

Considerant  que  la  requerante  fonde  ses  conclusions 
sur  l'art.  297,  litt,  e  du  Traite  de  Versailles,  en  alleguant  un 
prejudice  cause  ä  ses  biens,  droits  et  interets  par  l'appli- 
cation  tant  de  mesures  exceptionnelles  de  guerre  que 
de  mesures  de  disposition,  soit  par  la  saisie  et  l'ex- 
propriation  de  son  linge  et  la  requisition  de  ses  usten- 
siles  en  cuivre  et  laiton;  que  le  defendeur  conteste  la  compe- 
tence  du  T.  A.,  sinon  dans  ses  conclusions,  du  moins  dans 
Texpose  de  droit  de  sa  reponse  et  dans  se  note  d'audience, 
en  soutenant  que  les  dites  mesures  rentrent  dans  le  cadre  de 
la  partie  VIII  du  Traite,  Celles  visees  par  la  Partie  X  devant 
etre  limitees  aux  mesures  d  i  f  f  e  r  e  n  t  i  e  1  1  e  s  prises  exclu- 
sivement  contrc   les  b  i  c  n  s  e  n  n  e  m  i  s : 
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Attendu  qiie  le  'J\  A.  a  deja  examine  cette  inierpretatioii 
avec  le  plus  g^rand  soin  et  Va  de(*laree  mal  fondee  par  des 
cc.nsiderants  auxqucls  il  se  refcre  (Voir  sentences  HURET, 
3  eme  Section,  et  DUTREIL.  I  ere  Section  des  15  et  14  Avri' 
1921  (Reciieil  des  decisions  des  T.  A.  M.  p.  98  et  ss  et  150 
et.ss): 

qu'il  inaintient  et  confirme  cette  jurisprudence,  qui  s'ap- 
püque  aussi  aux  saisies,  confiscations  ou  expropriations 
<ixecutees  en  application  de  l'ordonnance  du  Conseil  federal, 
du  22  Mars  1917,  concernant  les  droits  de  la  ,,Reichsbeklei- 
dungsstelle" ; 

que  le  defendeur  a,  au  surplus,  declare  dans  sa  notc 
d'audience  qu'il  s'abstenait  ,,d'alleguer  que  la  Commission 
<les  repara|ions  ait  fait  rentrer  les  requisitions  en  question 
dans  cette  cause  dans  le  calcul  des  reparations  dues  par 
rAllemagne",  et  qu'il  etait  persuade  que  cette  Commission 
n'admettrait  pas  la  faculte  pour  la  requerante  alsacienne 
de  reclamer  une  indemnite  pour  des  requisitions  anterieures 
a  l'armistice; 

Considerant  que  le  defendeur  invoque  un  argument  nou- 
veau,  tire  du  fait  que,  dans  la  presente  cause,  la  requerante, 
dame  Vve  HEIM,  etait  ressortissante  allemande  a  l'epoque 
des  requisitions  en  question  et  que  l'art.  297,  litt,  e,  nc 
s'appliquerait  aux  Alsaciens-Lorrains  qu'ä  partir  du  11  No- 
vembre  1918; 

Attendu  que  l'art.  73  stipule,  au  contraire,  expressement 
que  les  ,,biens,  droits  et  interets  prives  des  Alsaciens-Lor- 
rains en  Allemagne  seront  regis  par  les  dispositions  de  la 
Section  IV  de  la  Partie  X"  dans  laquelle  rentre  precisemcnt 
l'art.  297; 

Considerant  que  d'apres  le  defendeur  cet  art.  73  devrait 
etre  interprete  comme  s'il-contenait  une  disposition  analogue 
ä  Celle  qui,  ä  l'al.  3  de  l'art.  75,  substitue  ä  l'exprcssion 
,,duree  de  la  guerre"  celle  de  ,,periode  du  11  Novembre  1918 
ä  la  date  de  mise  en  vigueur  du  present  Traite";  qu'ainsi 
l'art.  73  aurait  une  portee  limitee  a  la  periode  de  l'armistice, 
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Tensemble  de  la  Section  V  concernant  l'Alsace-Lorrains  etant 
base  sur  le  meme  principe; 

que  le  defendeur  pretend,  en  outre,  que  Tart.  73  n'a  en 
vue  que  les  biens  silues  en  Allemagne  dans  ses  nouvelles 
limites; 

Attendu  que  cette  double  restriction  n'est  conforme  nt 
ä  la  lettre,  ni  a  Tesprit  du  Traite;  que,  d'une  part,  si  Ten- 
semble  de  la  Section  V,  de  la  Partie  III  etait  Hmite  ä  la 
periode  ouverte  le  11  Novembre  1918,  une  disposition  gene- 
rale et  formelle  aurait  eu  soin  de  le  dire  et  qu'il  eüt  ete  inutile 
d'apporter  ä  Tal,  3  de  l'art.  75,  comme  d'ailleurs  ä  Tart.  72, 
al.  1,  une  restriction  ä  ces  articles  dejä  consacree  pour  Ten- 
semble  de  la  Section  dont  ces  articles  fönt  partie; 

que,  d'autre  part,  interpreter  l'expression^  ,,en  Alle- 
magne*' de  Tart.  73  comme  visant  seulement  l'Allemagne 
dans  ses  nouvelles*  limites,  serait  apporter  arbitrairement 
au  texte  une  restriction  qui  serait  en  Opposition  avec 
l'art.  297,  litt,  e,  applicable  en  vertu  meme  de  Tart.  73  et  qui 
parle  du  ,,territoire  allemand  tel  qu'il  existait  au  ler  Acut 
1914";  que  Tinterpretation  du  defendeur  suppose  un  art.  7^ 
complete  par  une  phrase  teile  que  celle-ci:  ,, etant  entendu  que 
Texpression  de  l'art.  297/e  ,,tel  qu'il  existait  au  l^r  Aoüt 
1914"  doit  etre  remplace  par  l'expression  ,,tel  qu'il  existe 
depuis  le  11  Novembre  1918"; 

qu'au  surplus,  une  teile  restriction  ne  paraitrait  ni  ra- 
tionnelle,  ni  equitable;  qu'elle  entrainerait  cette  consequence 
(la  premiere  restriction  de  l'art.  75/3  etant  ecartee)  qu'un  Al- 
säcien,  lors  meme  qu'il  aurait  quitte  l'Alsace  en  1914,  n'aurait 
aucun  droit  a  la  reparation  d'un  prejudice  cause  ä  ses  biens 
en  Alsace  pendant  la  guerre,  tandis  que,  d'un  cote,  cet  Alsa- 
cien  pourrait  reclamer  la  reparation  d'un  prejudice  cause  ä 
ses  biens  en  Prusse;  par  exemple,  pendant  cette  meme  pe- 
riode, soit  ä  une  epoque  oü  ces  deux  territoires  etaient  cepen- 
dant  compris  dans  le  meme  empire,  et  que,  d'un  autre  cote, 
un  Frangais  de  Lyon,  par  exemple,  aurait  droit  a  une  indem- 
nite  pour  le  prejudice  cause  ä  ses  biens  en  Alsace  pendant  ce 
meme  temps; 
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que  l'art.  73  a  eu  soin  de  substituer  l'expression  „en 
Allemagne*'  ä  celle  de  l'art.  297,  Pr:  ,,en  pays  ennemi",  Tex- 
prcssion  ,,en  Allemagne"  comprenant  TAlsace-Lorraine  pen- 
dant  la  guerre,  tandis  que  celle  de  ,,en  pays  ennemi"  n'eüt 
pas  pu,  poui'  les  Alsaciens-Lorraine,  s'appliquer  a  leurs  biens 
en  Alsace-Lorrairic. 

Attendu  qu'il  t\/est  pas  exact  de  soutenir  que  l'art.  73 
serait  inutile  si,  d'une  part,  il  ne  contenait  pas  une  derogation 
aux  dispositions  de  la  Section  IV  de  la  Partie  X,  et  si,  d'autre 
part,  ces  dispositions  ne  sont  dejä  applicables  ä  l'Alsace-Lor- 
raine,  en  tant  que  dispositions  generales  du  Traite  et  en 
vertu  de  l'art.  79,  al.  2; 

Attendu,  en  effet,  que  l'art.  73  s'explique  tout  fiaturelle- 
nient,  au  point  de  vue  methodique,  par  le  soin  avec  lequel 
la  section  ,,Alsace-Lorraine"  reprend  successivement  les  ma- 
tieres  des  sections  de  la  Partie  X,  soit  pour  les  appliquer  ou 
^i-\  les  adapter  a  ces  territoires,  soit  pour  y  deroger;  qu'en  outre, 
l'art.  73  etait  necessaire  precisement  pour  substituer  Tex- 
pression  ,,en  Allemagne'*  ä  celle  de  ,,en  pays  ennemi"  qui 
aurait  pu  paraitre  exclure,  pour  les  Alsaciens-Lorrains,  le 
droit  de  reclamer  la  reparation  de  prejudices  causes  ä  leurs 
biens   en   Alsace-Lorraine; 

Attendu  que  le  Traite  de  Versailles  considere  les  Alsa- 
ciens-Lorrains comme  ayant  une   sorte  d'indigenat  distinct 
soit  de  la  nationalste  allemande,  soit  de  la  nationalite  frangaise 
jusqu'au  jour  de  leur  reintegration  dans  cette  derniere;   qu'il 
n'a  pas  voulu  les  assimiler  aux  ress^rtissants  allemands  pen- 
dant  la  guerre,  niais  qu'il  les  considere,  au  contraire,  comme 
;      des   citoyens   frangais   a   l'etat   virtuel   et   qu'il   a   voulu   les 
^     placer,  vis-a-vis  de  l'Allemagne,  au  benefice  des  memes  droits 
■'-     que  tous  les  ressortissants  des  Puissances  alliees  et  associees, 

L. 

sous  la  seule  reserve  de  certaines  derogations  ou  modalites 
d'application  dictees  par  une  Situation  speciale  et  explicite- 
ment  indiquees,  que  'le  T.  A.  en  a  juge  ainsi  dans  la  cause 
Auguste  CHAMANT,   sentence   a   laquelle  il  se   refere; 

Attendu  qu'il  resulte  de  ce  qui  precede  qu'un  Alsacien- 
,Lorrain  a,  comme  tout  ressortissant  des  Puissances  alliees 
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et  associees,  droit  a  une  indemnite  pour  les  dommages  ou 
prejudices  causes  a  ses  biens,  droits  ou  interets,  sur  le  terri- 
toire  allemand  tel  qu'il  existait  au  1er  Aoüt  1914,  par  l'appli- 
cation  tant  des  mesures  exceptionnelles  de  guerre  que  des 
mesures  de  disposition  qui  fönt  l'objet  des  paragraphes  1 
et  3  de  Tannexe  ä  la  Section  IV  de  la  Partie  X  du  Traite  de 
Versailles  et  que  la  requerante  a  droit  ä  une  indemnite  pour 
le  prejudice  cause  ä  ses  biens  par  la  confiscation  ou  l'expro- 
priation  de  son  linge,  ainsi  que  par  la  requisition  de  ses  usten- 
siles  de  cuivre  et  de  laiton; 

que  cette  indemnite  doit  etre  en  tous  cas  egale  au  mon- 
tant  du  prix  de  remplacement  desdits  objets,  la  requerante 
n'ayant  pas  formule  de  conclusion  speciale  en  indemnite  pour 
la  privation   de   ceux-ci,  soit  pour  manque  ä  gagner; 

que  pour  le  linge,  la  somme  reclamee  de  frs.  25.000. — 
non  contestee,  doit  etre  admise,  sans  qu'il  y  ait  lieu  d'or- 
donner  d'office  la  deduction  de  la  somme  de  Mk.  217. — 
payee  aux  epoux  Fedier  et  non  ä  la  requerante ; 

que  cette  somme  sensiblement  egale  ä  la  valeur  dudit 
linge  a  l'epoque  ä  laquelle  remonte  la  privation  de  jouissance 
soit  aux  mois  de  Juillet-Aoüt  1918,  doit  porter  interet,  au 
taux  de  5%,  des  cette  date; 

que  pour  les  objets  de  cuivre  et  de  laiton,  la  requerante 
reclame  frs.  30.000. —  en  offrant  d'en  deduire,  par  frs.  2170.03, 
le  prix  de  Mk.  1736.66  paye  de  la  requisition  par  l'autorite 
allemande; 

que,  cette  valeur  etant  contestee  par  le  defendeur  et  le 
dossier  ne  fournissant  pas  d'elements  d'appreciation  sur  ce 
point,  en  dehors  du  poids  des  cuivres  et  du  laiton  requisition- 
nes,  il  y  a  lieu  d'ordonner  une  expertise;  que  les  parties 
ont  soumis  au  Tribunal  des  noms  d'experts; 

Par  Ccs  Motifs: 

Vu  le  preambule  de  la  Section  V  de  lä  Partie  III  ses 
art.  51,  54,  73  et  son  annexe,  l'art.  297  et  les  paragraphes 
1  et  3  de  Tannexe  ä  la  Section  IV  de  la  Partie  X  du  Traite  de 
Versailles,  ainsi  qui  les  art.  87,  57,  58,  59  du  reglement 
de  procedure: 
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I.  Se  declare  competent; 

II.  Condamne  l'Etat  Allemand  ä  payer  a  Madame  Vve 
Georges  HEIM,  nee  Weber,  ä  Strasbourg,  la  somme  de 
frs.  25.000. —  (vingt  cinq  mille  frs.)  avec  interets  au  taux  de 
5%,  des  le  1er  Aoüt  1918  jusqu'au  jour  du  paiement  effectif ; 

III.  Surseoit  ä  sa  sentence*  sur  les  conclusions  de  la 
requerante  relatives  aux  435  kgs.  de  cuivre  et  aux  13  kgs.  85 
de  laiton; 

IV.  Ordonne  une  expertise  sur  la  question  suivante: 
Quelle  est  la  valeur  actuelle  ä  Strasbourg  du  Kilog.  de 

cuivre  et  du  Kilog.  de  laiton  pour  des  ustensiles  de  cuisine 
tels  que  marmites,  casseroles,  braisieres,  poissonnieres, 
rotissoires,  poelons,  turbotieres,  sautoirs,  moules,  chaudieres 
et  buanderie? 

V.  Nomme  vomme  experts: 

1.  M.  WEBER,  Directeur  de  l'Hötel  de  la  Maison 
Rouge  ä  Strasbourg; 

2.  M.  Franz  BAUMERT,  Prokurist,  Moltkestraße  13, 
ä  Karlsruhe; 

VI.  Fixe  aux  parties  un  delai  peremptoire  echeant  le 
30  Septembre  1921  pour  deposer  au  Secretariat  du  T.  A.  ä 
Paris,  la  somme  de  frs.  100. —  chacune,  ä  valoir  sur  les  frais 
presumes  de  Texpertise,  sous  peine  de  decheance  de  son 
dioit  de  participer  ä  cette  preuve; 

VII.  Reserve  les  fraits  et  depens. 

Delibere  ä  Strasbourg  le  30  Juin  1921. 
Redaction  approuvee  le   19  Acut   1921. 

Signe:    Andre  MERCIER. 
Signe:    Maurice  GANDOLPHE.        August  HER  WIEGEN. 
Signe:    Ch.  FRANCK.  SIMON. 


T  r  )  e  p  e  I  ,  Virtuelle  Staatsangehörigkeit. 


ANHANG  n. 


Auszug  aus  den  Verhandlungen  der 
Conference  d'Alsace-Lorraine. 

M.  Renault  rappelle  que  la  question  qui  lui  a  ete 
soumise  est  de  savoir  si-TAlsace-Lorraine  doit  etre  assimilee 
par  nous  ä  un  territoire  occupe  ennemi  ordinaire,  c'est-ä-dire 
s'il  y  a  Heu  d'appliquer  les  regles  ordinaires  de  la  Con- 
vention de  La  Haye  en  matiere  de  territoire  occupe,  ou  si, 
au  contraire,  du  fait  que  TAlsace  a  fait  partie  du  territoire 
frangais,  il  y  a  Heu  d'y  appliquerün  regime  different. 

-  D/apres  lui,  ce  serait  une  idee  seduisante  que  d'admettre 
comme  Ta  developpe  M.  Helmer  dans  ses  articles  du  ,,Temps", 
que  TAlsace-Lorraine  reviendrait  des  ä  present  ä  la  France 
Sans  aucune  cession  et  par  reunion  pure  et  simple.  En 
d'autres  termes,  on  devrait  considerer  que,  du  fait  de  la 
declaration  de  guerre  de  TAllemagne  ä  la  France,  et  par  suite 
que  nous  y  appliquons  les  lois  frangaises,  le  Traite  de  Franc- 
fort etant  rompu  du  fait  de  TAllemagne,  ce  qui  nous  ramene 
ä  la  Situation  anterieure  ä  ce  traite,  bien  que,  sur  la  majeure 
partie  du  territoire  alsacien,  subsiste  encore  Foccupation 
allemande. 

Si  Ton  adopte  ce  point  de  vue,  il  y  aurait  Heu  d'ecarter 
l'application  des  regles  de  La  Haye  concernant  les  terri- 
toires  occupes. 

M.  Renault  estime  qu'il  serait  excessif  de  vouloir  faire, 
ä  tous  les  points  de  vue,  table  rase  du  traite  de  Francfort. 

*)  Seance  du  22  fevrier  1915. 
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S'il  y  a  eu  rupture  en  droit  de  ce  traite,  du  fait  de  rAllemagne 
et  conformement  a  la  regle  admise  par  rAllemagne  elle- 
meme  dans.  TArticle  2  du  traite,  cependant  Ton  ne  peut 
agir  comme  si  jamais  TAlsace-Lorraine  n'avait  ete  allemande. 
'Cela  presenterait  des  inconvenients,  meme  au  point  de  vue 
alsacien.  M.  Renault  estime,  au  point  de  vue  du  droit  inter- 
national, pour  lequel  seul  il  est  competent,  que  nous  devons 
nous  comporter  en  Alsace-Lorraine  comme  en  territoire 
•occupe  ennemi.  Nous  reprenons  notre  bien,  il  est  vrai,  mais 
sans  que  cela  implique  une  modification  aux  regles  d'occu- 
pation  applicables,  d'autant  plus  qu'en  ecartant  l'application 
de  regles  prescrites  par  le  droit  international,  quelles  que 
soient  les  idees  strictement  juridiques  que  nous  puissoius 
invoquer,  nous  nous  exposons  aux  reproches  faits  avec  tant 
<le  raison  ä  TAllemagne,  de  violer  les  Conventions  inter- 
Tiatonales.  II  ne  parait  pas  que,  dans  la  pratique,  nous 
ayons  interet  a  rien  changer  aux  regles  de  Toccupation,  telles 
qu'elles  ont  ete  definies  ä  La  Haye,  ces  regles  etant  asscz 
souples  pour  que  nous  puissions,  en  nous  basant  sur  elles, 
faire  face  ä  tous  les  risques  et  tenir  compte,  completement, 
de  tous  nos  interets  et  de  tous  nos  besoins.  Le  principe' 
applicable,  en  eft'et,  est  le  maintien,  dans  les  territoires 
•occupes,  de  la  legislation  et  de  Torganisation  judiciaire  de 
l'ennemi,  sauf,  bien  entendu,  dans  tous  les  cas  oü  cela  pre- 
senterait des  inconvenients  militaires,  cas  dont  l'occupant 
•est  seul  juge.  C'est  ainsi,  notamment  qu'en  matiere  de 
tribunaux,  M.  Renault  a  ete  amene  a  donner  son  avis  au 
Ministere  de  la  Guerre.  En  tant  que  jurisconsulte  il  a 
exprime  Topinion  que  dans  les  pays  occupeß  d'Alsace,  les 
tribunaux  locaux  ayant  disparu  du  fait  de  la  fuite  des  juges. 
c'est  ä  Tautorite  frangaise  qu'il  appartenait  de  rendre  1p 
justice,  et  cela,  au  nom  du  peuple  frangais,  mais  en  appliquant 
la  legislation  locale,  comme  Tont  fait  en  1870  les  Allemands 
sur  les  territoires  occupes  en  France,  dans  leurs  tribunaux 
«de  guerre.  Ce  point  de  vue  n'a  pas  ete  accepte  complete- 
ment par  le  Ministere  de  la  Guerre,  par  exemple  en  ce  qui 
concerne  le  droit  penal,  pour  la  raison  qu'un  tribunal  fran- 
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Qais  ne  pourrait  etre  tenu  en  toutes  circonstances  ä  appliquer 
les  lois  penales  etrangeres:  il  a  mis  en  avance  le  cas  de 
lese-majeste.  .  Mais  cette  raison  n'a  pas  convaincu  M.  Re- 
nault, car  les  consequences  envisagees  dans  le  cas  de  lese- 
niajeste,  et  dans  bien  d'autre,  seraient  facilement  ecartees 
comme  presentant  des  inconvenients  d'ordre  militaire  ou 
politique,  tandis  que,  dans  son  opinion,  l'application  de  la 
loi  penale  frangaise  en  Alsace,  alors  qu'il  n'y  a  pas  eu  Pro- 
mulgation de  cette  loi,  ne  se  concevrait  pas  et  serait  con- 
traire  aux  principes  les  plus  elementaires  du  droit  criminei. 

M.  Renault  donne  lecture,  pour  appuyer  la  fin  de  sa 
demonstration,  d'une  note  qu'il  a  redigee  ä  la  demande 
Ministere  de  la  Guerre. 

M.  L,.  President  remercie  M.  Renault  de  la  nettete  de 
son  expose  et  croit  devoir  resumer  les  deux  theories  juri- 
diques  en  presence  quant  ä  la  Situation  des  territoircs 
occupes;  la  premiere,  exposee  en  detail  par  M.  Helmer,  est 
que,  TAllemagne  ayant  manifestement  dechire  le  traite  de 
•Fiancfort,  l'Alsace  en  droit  est  redevenue  terre  frangaise 
et  le  redeviendra  peu  ä  peu  en  fait. 

La  seconde  theorie  est  que,  jusqu'ä  nouvel  ordre,  nous 
sommes,  en  Alsace,  en  territoire  occupe  et  qu'il  y  a  Heu,  par 
suite,  d'y  appliquer,  en  ce  qui  concerne  l'occupation,  le 
reglement  de  la  Haye  qui  en  lui-meme  comporte  tous  les 
temperaments  necessaires.  C'est  ä  cette  seconde  theorie  que 
se  rallie,  et  sauf  reserve  de  ces  temperaments,  M.  Renault.  II 
faudrait  savoir  quelles  seront,  au  point  de  vue  du  Traite 
de  paix,  les  consequences  juridiques  decoulant  de  cette 
seconde  theorie. 

M.  L.  Renault  declare  ne  pas  rejeter  completement  Tidee 
d'apres  laquelle  le  traite  de  Francfort  est  dechire:  la  France,, 
en  reprenant  l'Alsace,  opere  bien  reunion,  non  pas  une 
annexion,  et  cette  distinction  a  de  l'importance  au  point  Je 
vue  international.  II  partage  Tidee  fondamentale  developpce 
par  M.  Helmcr,  mais  trouve  qu'on  lui  donne  une  portee  ex- 
cessive  en  deduisant  que  l'Alsace  n'est  pas  du  tout  terri- 
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toire  ennemi  et  qu'il  n'y  pas  Heu  d'y  appliquer  le  reglement 
de  La  Haye.  A  son  avis,  le  traite  de  paix  devra  constater  la 
reunion  parce  qu'il  est  impossible  de  faire  abstraction  com- 
pletement  du  traite  de  Francfort;  mais  il  serait  monstreux 
d'envisager  Tidee  d'un  plebiscite  comme  on  pourrait  le  faire 
dans  le  cas  d'une  annexion  proprement  dite,  il  serait  egale- 
ment  inadmissible  d'appliquer  les  regles  ordinaires  d'apres 
lesquellcs  tous  les  habitants  d'un  pays  reuni  ä  la  France 
auront  la  nationalite  frangaise.  L'idee  que  le  traite  de 
Francfort  est  dechire  doit  amener  ä  cette  consequence  de 
rendre  la  nationalite  frangaise  ä  ceux  qui  en  ont  ete  prives, 
par  le  fait  du  traite  comme  a  leurs  descendants,  mais  non 
aux  autres,  aux  immigres,  et  M.  Helmer  a  eu  soin  d'expliquer 
qu'il  y  aurait  de  graves  inconvenients  a  considerer  comme 
Frangais  tous  ceux  qui  vivent  sur  le  territoire  alsacien 
reuni  ä  la  France.  Ce  serait  a  la  fois  contraire  ä  leurs 
sentiments  et  ä  nos  idees. 

M.  le  President  resume  comme  suit  les  consequenccs 
que  M.  L.  Renault  attache  ä  son  point  de  vue  base  sur, 
le  fait  que  le  traite  de  Francfort  a  ete  dechire  par  l'Alle- 
magne:  la  premiere  consequence  est  qu'il  n'y  aura  pas  de 
plebiscite.  La  seconde  vise  une  question  de  nationalite  trop 
delicate  pour  etre  envisagee  ou  discutee  aujourd'hui.  La 
troisicme  serait  que  l'on  ne  peut  appliquer  des  maintenant, 
hie  et  nunc,  la  legislation  frangaise  en  Alsace-Lorraine  et 
qu'il  y  a  lieu  de  considerer  comme  obligatoire  le  Reglement 
de  La  Haye. 

M.  L.  Renault  declare  que  c'est  bien  ainsi  qu'il  envisage 
les  choses. 

M.  Theodore  Tissier  donne  lecture  d'une  depeche 
adressee  ä  propos  d'une  question  douaniere  par  le 
Ministere  de  la  Guerre  au  Garde  des  Sceaux,  et  dans  la- 
quelle  se  trouve  developpee,  au  sujet  du  caractere 
juridique  des  territoires  d'Alsace-Lorraine  occupes  par  nos 
troupes,  la  these  opposee  ä  celle  qui  vient  de  soutenir 
M.  Louis  Renault.  Le  Departement  de  la  Guerre  estime,  et 
il    croyait   pouvoir,    a    cest   egard,    s'appuyer   sur    l'avis    de 
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M.  Louis  Renault,  que  ces  territoires  redeviennent,  de  pleim 
droit,  frangais  au  für  et  ä  mesure  de  leur  reoccupation. 

M.  Theodore  Tissier  ajoute  que  la  question  examinee  par 
M.  Louis  Renault,  des  lois  ä  appliquer  devant  les  juridictions» 
fonctionnant  dans  les  territoires  d'Alsace-Lorraine  occupes 
par  nous  est  independante  de  la  question  fondamentale  du 
regime  juridique  desdits  territoires.  En  effet;  meme  si  ces 
territoires  doivent  etre  encore  consideres,  pendant  la  periode 
transitoire  qui  -precedera  la  conclusion  de  la  paix,  comme 
allemands,  on  peut  soutenir  que  les  juridictions  frangaises 
qui  leur  sont  subsituees  auront  ä  appliquer,  sinon  dans  \t 
domaine  du  droit  civil,  du  moins  en  matiere  penale,  les  lois 
frangaises.  II  rappelle  que  la  Cour  de  Cassation  a,  par  de 
nombreux  arrets  rendus  ä  propos  de  l'occupation  par  nos 
troupes  de  pays  etrangers,  tels  que  la  Crimee,  la  Mexique  et 
Rome,  decide  que  du  moment  que  les  juridictions  locales 
ont  disparu,  les  troupes  d'occupation  doivent  assurer  la 
securite  par  leurs  rriioyens  propres,  c'est-ä-dire  par  le 
fonctionnement  des  coiseils  de  guerre  aux  armees.  Cette 
jurisprudence  tres  hardie  ne  repose  sur  aucun  texte;  eile 
decoule  uniquement  de  necessites  d'ordre  superieur. 

Les  Conseils  de  guerre  fonctionnent  en  pareil  cas  avec 
juridiction  sur  la  totalite  des  habitants  du  pays  occupes.  Ils- 
appliquent  une  seule  legislation,  celle  de,  la  P'rance,  celle  du 
Code  de  justice  militaire  et  des  lois  äuxquelles  il  ,se  refere. 
M.  Theodore  Tissier  demande  s'il  existe  en  Alsace,  en  matiere 
penale,  d'autres  juridictions  que  les.  conseils  de  guerre. 

M.  Tirard.  repond  que  toute  la  matiere  repressive  et 
penale  releve  des  conseils  de  guerre  sauf  exception  peu  im- 
portante  en  ce  qui  concerne  les  contraventions. 

M.  Theodore  Tissier  dit  que,  de  toute  maniere,  c'est  ä 
Parmee  qu'il  appartient  d'assurer  sa  securite  et  eile  y  pour- 
vcit    en    s'appuyant    sur    la    jurisprudence    de    la    Cour    de 
Cassation.     C'est  d'ailleurs  une  question  speciale  et  qui  est,- 
en  dehors  de  celle  du  regime  juridique  de  TAlsace-Lorraine,. 
actuellement  en  discussion. 

M.  .l'Abbe    Wetterle   demande   qui    excrce     le    pouvoir 
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souverain  dans  les  territoires  occupes  par  la  France  et  si  ce 
pouvoir  souverain  comporte  aussi  le  pouvoir  legislatif. 

M.  L,  Renault  repond  que  c'est  la  France  qui  y  detient 
la  souverainete  de  fait,  mais,  si  Ton  admet  avec  trop  de 
nettete  que  les  pays  occupes  sont  territoire  frangais,  on 
arrive  ä  des  consequences  inadmissibles.  Par  exemple,  con- 
considera-t-on  que  l'organisation  notariale  allemande  a  dis- 
paru  de  plein  droit? 

M.  Blumenthal  estime  que  la  these  de  M.  Helmer  va 
trop  loin  au  point  de  vue  juridique  et  pratique.  Cette  these 
doit  etre  soutenue  si  on  se  place  au  point  de  vue  purement 
politique,  mais  Ton  ne  peut  aller  jusqu'  ä  faire  abstraction 
du  traite  de  Francfort.  II  pense  comme  M.  Renault  qu'on 
arrivera  ä  des  complications.si  on  considere  comme  frangais, 
les  territoires  occupes  au  für  et  ä  mesure  de  leur  occu- 
pation.  On  ne  pourrait,  par  exemple,  admettre  que  la 
franchise  douaniere  accordee  ä  l'entree  en  France  aux  fabri- 
cations  d'usines  alsaciennes  soit  etendue  ä  des  usines  pure- 
ment allemandes  etablies  dans  la  meme  region.  L'Alsace 
doit  donc  etre  consideree  comme  territoire  allemand,  et  sur 
les  parties  occupes,  Tessentiel  est  Taffirmation  de  M.  L.  Re- 
nault que  le  Reglement  de  La  Haye  est  suffisamment  souple 
pour  ne  jamais  mettre  en  peril  nos  interets,  de  quelque 
nature  qu'ils  soient. 

Le  traite  de  paix  devra  forcement  mentionner  la 
reintegration  de  l'Alsace  dans  le  territoire  frangais.  II  n'y 
aurait  alors  pas  beaucoup  d'inconvenient  ä  admettre  que 
nous  sommes,  en  Alsace,  en  territoire  allemand  et  que  les 
lois  allemandes  y  restent  applicables  dans  la  mesure  ou 
cela  n'est  pas  contraire  a  nos  interets.  Au  point  de  vue  civil, 
il  n'y  a  aucun  inconvenient,  il  y  a  meme  des  avantages  ä 
appliquer  la  loi  allemande  sur  la  base  de  laquelle  ont  ete 
faits  tous  les  contrats  ainsi  que  l'organisation  de  la  pro- 
priete  fonciere  et  immobiliere. 

M.  Blumenthal  demande  ä  M.  Renault  son  avis  sur  la 
forme  dans  laquelle  devrait,  d'apres  lui,  se  faire  la  reinte* 
gration  du  territoire  alsacien  au  moment  de  la  paix. 
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M.  L.  Renault.  —  ,,On  eviterait  toute  expression  pou- 
vant  impliquer  une  cession  de  territoire  par  l'Allemagne,  mais 
il  faudrait  que,  sous  une  forme  ou  sous  une  autre,  l'Alle- 
magne  reconnaisse  que  l'Alsace  est  frangais/* 

M.  Weill  estime  comme  M.  Blumenthal  que  le  droit 
civil  allemand  droit  etre  applique  par  nos  juridictions  jusqu'ä 
la  paix,  mais  ne  Texplique  pas  que  la  procedure  employee 
soit  Celle  de  la  loi  frangaise, 

M.  L.  Renault  croit  que  les  tribunaux  institues  peuvent, 
faute  d'auxiliaire  de  la  justice  allemande,  regier  eux-memes 
Icur  procedure. 

M.  Tirard  rappelle  qu'au  point  de  vue  penal,  il  n'existr 
en  Alsace  occupe  que  les  conseils  de  guerre  frangais,  meme 
pour  les  civils,  mais  qu'au  civil  il  a  ete  institue  un  juge 
de  paix  a  competence  etendue  appliquant  la  loi  allemande 
au  nom  du  peuple  frangais. 

Ce  juge  de  paix  est  cependant  competent  pour  les  con- 
traventions,  mais  ä  titre  tout  a  fait  provisoire;  il  applique  le 
Code  penal  frangais. 

M.  L.  Renault  croit  devoir  repliquer  que  cependant  Ton 
considere  d'habitude  les  contraventions  comme  ayant  avec 
la  legislation  locale  et  le  territoire  un  rapport  plus  etroit  que 
le  droit  penal  ordinaire. 

M.  Capitaine  Pichat  rappelle  que  toutes  les  fois  qu'il 
s'agit  de  l'interet  de  Tarmee,  les  contraventions  sont  jugees 
par  les  prevötes  militaires  qui  appliquent  le  droit  frangais. 

M.  Louis  Renauld  se  retire  apres  avoir  ete  remercie  par 
M.  le  President  de  la  clarte  et  de  l'etendue  de  ses  explications. 
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RAPPORT  DE  M.  SOUCHON 

5UR 

LES  QUESTIONS  DE  NATIONALITE/) 

Dans  Tetude  des  questions  de  nationalite,  que  va  poser 
le  retour  de  l'Alsace-Lorraine  ä  la  France,  il  n'y  a  pas  beau- 
cGUp  ä  compter  sur  les  precedents  pour  nous  eclairer. 

Lors  de  la  plupart  des  traites  qui  ont  consacre,  au  XIX® 
siecle,  des  modifications  teritoriales  entre  les  Etats,  la 
Situation  en  droit  et  en  fait  etait  tres  differente  de  ?e  qu'elle 
va  etre  demain. 

Quand,  en  1859,  la  France  a  fait  l'acquisition  de  la 
Savoie  et  du  Comte  de  Nice,  quand,  en  1860,  eile  a  annexe 
Menton  et  Roquebrune,  quand,  en  1871,  eile  a  perdu  l'Alsace- 
Lorraine,  meme,  lorsqu'en  1877,  la  Suede  lui  a  retrocede  l'ile 
de  Saint-Barthelemy,  on  etait  en  face  de  veritables  cessions. 
Le  titre  de  l'Etat  annexant  etait  dans  le  consentement  de 
l'Etat  cedant,  et  non  pas  dans  un  droit  anterieur.  D'autre 
part  il  n'y  avait  rien  de  comparable  ä  la  Situation  des 
Alsaciens-Lorrains    en    face    des    immigres. 

II   serait  donc   vain   de   nous  attarder  ä   l'etude   de   la 
Solution  se  referant  ä  des  hypotheses  qui  ne   sont  pas   la- 
nötre.     Mais  on  doit  remarquer  qu'il  y  a  un  cas  presen- 
tant  quelque  analogie  avec  celui  qui  nous  retient. 

II  s'agit  des  traites  de  1814  et  de  1815.  La  France 
perdait  alors  des  territoires  que  la  guerre  lui  avait  donnes, 
et  qu'elle  avait  possedes  pendant  quelques  annees  seulement. 
Ceux  qui  recouvraient  ces  territoires  pouvaient,  comme  nous 
pour  l'Alsace-Lorraine,  penser  reprendre  leur  bien. 

Ouelles  ont  ete  alors  les  reelles  de  droit?  Non  seulement 
les  Etats  qui  retrouvaient  d'anciens  sujets  ont  considere 
que   ces   sujets   n'avaient  jamais   cesse   de   leur  appartenir; 

*)  Seance  du  29  mars  1915f 
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les  traites  muets  sur  la  question,^)  a  paru  s'associer  ä  cette 
maniere  de  voir. 

C'est  en  somme  ce  qu'exprimaient  Aubry  et  Rau  quand 
ils  parlaient  de  demembrements  territoriaux  ayant  eu  „un  ca- 
ractere  resolutoire*'  ^),  c'est  ce  que  consacrait  le  Gouvernement 
de  la  Restauration  quand  il  declarait  etrangers  et  n'ayant 
aucun  droit  d'option  pour  la  France  les  habitants  des  pro- 
vinces  retrocedees  par  le  traite  de  Paris.  II  est  vrai  qu'ä 
ces  habitants  la  loi  du  14  Octobre  1814  est  venue  donner 
de  grandes  facilites  de  naturalisation. 

Mais  rien  n'etait  par  lä  change  a  la  regle  generale. 

A  la  merne  idee  se  rattache  ä  travers  tout  le  XIX°  siecle 
une  longue  serie  de  decisions  emanees  de  nos  tribunaux 
decidant,  par  exemple,  que  des  individus  denationalises  en 
1814)  devaient  etre  consideres  comme  n'ayant  jamais  ete 
Frangais^);  ou  encore  que  la  naissance  en  Belgique  pendant 
la  Periode  de  reunion  ä  la  France  n'etait  pas  une  naissance  en 
France.*) 

Cette  jurisprudence  a,  il  est  vrai,  ete  modifiee  ä  la  fin 
du  XIX*'  siecle,^)  mais  son  souvenir  avec  celui  des  regles  de 
la  Restauration  n'en  etait  pas  moins  ä  rappeler.  II  ,nous 
donne,  en  effet,  plus  d'autorite  pour  invoquer  maintenant  ert 
notre  faveur  des  conceptions  que  nous  avons,  en  d'autre 
temps,  admises  contre  nous-memes. 

Faute  d'une  tradition  ä  suivre,  nous  avons  pour  nous 


^)  Le  traite  du  30  mai  1814  porte,  dans  son  article  17,  que  sur  les- 
territoires  „qui  doivent  ou  devront  changer  de  maitre  tant  en  vertu  du 
present  traite  que  des  arrangements  qui  doivent  etre  faits  en  consequence, 
il  sera  accorde  aux  habitants  naturels  et  etrangers  de  quelque  condition  et 
nation  qu'ils  soient,  un  espace  de  six  ans  ä  compter  de  Techange  des  rati- 
fication  pour  disposer,  s'ils  le  jugent  convenable,  de  leurs  proprietes  et  de  sc 
retirer  dans  quel  pays  qu'il  leur  plaira  de  choisir".  Cetexte  visait-il  une 
Sorte  de  droit  d'option  tacite  ounau  contfaire  donnait-il  seulement  une 
factulte  d'emigration  de  fait,  sans  risquer  des  conf iscations  ?  Peu  importe 
ä  notre  poini  de  vue.  En  tout  cas,  il  ne  conimandait  pas  les  solutions- 
auxquelles  a  cru  devoir  s'arreter  la  Restauration,  et  qu'elle  aurait  pu  ne 
pas  prendre. 

2)  Aubry  et  Rau,  t.  I.  p.  454. 

3)  Voir  ncitammtmt  —  Paris,.  30  Janv.  1877  —  Cass.  Req.,  20  Janv.  1879,. 
S.  79.  I.  417.  D.  79.  I.  107. 

*)   Paris,  C.  Cass.   11  Juin  1883.     J.  de  Dr.  Int.  prive,  1882  p.   505  et  s. 
ß)  Voir  notaiument  Cass.,  7  dec.  1883,  S.  I.  89-85  et  D.  84.  I.  209. 
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guider  un  principe  tres  net.  II  est  desormais  hors  de  nos  dis- 
cussions,  puisque  la  Conference  Ta  dejä  proclame  en  decla- 
rant:  ,,L'AIsace-Lorraine,  qui  atoujours  proteste  contre  la 
conquete  allemande,  ne  peut  qu'etre  reintegree  dans 
la  souverainete  frangaise,  sans  annexion,  sans 
retrocession,  sans  plebiscite  ou  tout  autre  mode 
de  consultation."  Par  avance,  M.  Helmer  nous  avait  indiquo 
les  consequences  necessaires  d'une  pareille  formule  en 
matiere  de  nationalite,  en  nous  disant:  ,,S'il  y  avait  annexion 
de  l'Alsace  par  la  France,  tous  les  habitants  seraient  dans 
la  meme  Situation,  redeviendraient  Frangais,  sauf  exercice 
d'un  droit  d'option  pour  TAllemagne.  Mais  des  l'instant 
que  vont  seulement  s'effa'cer  les  consequences  d'un  acte  de 
violence,  les  Alsaciens-Lorrains  rentreront  de  plein  droit 
dans  la  famille  frangaise,  et  les  immigres  resteront 
AUemands/' 

Derriere,  la  simplicite  de  pareilles  generalites,  il  y  a  des 
questions  de  detail  et  de  technique  juridique  quelque  peu 
compliquees. 

Pour  les  etudier,  il  convient  de  parier  successivement 
des  Alsaciens-Lorrains  et  des  immigres. 

Pour  ce  qui  est  en  premier  Heu,  des  Alsaciens-Lorrains- 
trois  questions  se  posent: 

D'abord  que  faut-il  entendre  par  ces  mots  Alsaciens- 
Lorrains  au  pointftde  vue  de  la  reintegration  dans  la  natio- 
nalite frangaise? 

Ensuite,  ä  partir  de  quelle  date  aura  lieu  cette  reinte- 
gration? 

Enfin,  quelle  en  sera  la  procedure? 

Nous  devons  maintenant  nous  demander  a  partir  de 
quelle  date  s'opereront  les  reintegrations  dans  la  nationalite 
frangaise.  Trois  Solutions  sont  ici  concevables.  On  pour- 
rait  dire  que  le  traite  de  Francfort  ayant  ete  vicie  par  la 
violence,  la  France  des  qu'elle  en,  a  la  possibilite  en  efface 
tous  les  effets,  qu'en  consequence  l'Alsace-Lorraine  sera  con- 
sideree  c  o  m  m  e  n  '  a  y  a  n  t  j  a  m  a  i  s  e  t  e  allemande,  et  qur 
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les  reintegrations  dans  notre  nationalite  se  feront 
avec  complete  retroactivite.  On  peut  estimer 
aussi  que  le  traite  de  Francfort,  malgre  tout,  s'imposait  ä 
la  France  qui  l'a  signe  tant  que  les  AUemands  eux-memes 
Tont  respecte,  mais  que  du  jour  oüce  traite  a  etc 
rompu  par  l'Allemagne,  les  droits  de  la  France 
sur  l'Alsace-Lorraine  reapparaissaient.  II  faudrait  dire  alors 
que  les  reintegrations  dans  notre  nationalite  prendront  date 
au  jour  de  la  declaration  de  guerre;  une  troisieme 
conception  peut  considerer  qu'il  faut  s'attacher  aux 
faits  Sans  compliquer  les  questions  de  nationalite,  toujours 
si  delicates  par  des  fictions  si  legitimes  qu'en  soient  les  rai- 
sons.  On  deciderait  des.  lors  que  les  reintegrations  ne  se 
feront  qu'au  moment  oü  le  retour  de  TAlsace-Lorraine  a 
la  France  sera  inconteste  et  definitif  par  l'aveu 
meme  de  l'Allemagne,ne  nous  cedant  rien 
mais    reconnaissant  notre  droit.  » 

II  est  impossible  de  prendre  parti  sans  savoir  les  conse- 
<iuences  pratiques  d'une  decision  ou  d'une  autre.  Or  les 
interets  qui  s'attachent  ä  la  date  d'un  changement  de  natio- 
nalite sont  multiples.  II  est  inutile  de  les  rappeler  ä  tous: 
qu'on  se  souvienne  surtout  comment,  dans  l'ordre  civil,  les 
questions  d'etat  et  de  capacite  sont  regies  par  la  loi  nation-ile 
(dans  notre  cas  par  consequent  seront  commandees  par  la  loi 
frangaise  ä  partir  du  jour  oü  Ton  placera  les  reintegrations 
•dans  notre  nationalite)  qu'on  se  rappelle  aussi  que,  dans 
l'ordre  penal,  il  peut  souvent  y  avoir  interet  ä  savoir  quelle 
est  la  nationalite  d'un  individu  ä  une  date  determinee.  C'est 
ainsi,  par  exemple,  qu'en  vertu  de  l'article  5  de  notre  Code 
d'instruction  criminelle  modifie  par  les  lois  du  27  Juin  186G 
et  du  3  avril  1903,  un  Frangais  peut  etre  poursuivi  devant 
nos  juridictions  repressives  ä  raison  des  crimes  ou  delits  dont 
il  s'est  rendu  coupable  en  pays  etranger.  Suivant,  par  con- 
sequent, la  date  des  reintegrations,  tel  Alsacien-Lorrain  sera 
•ou  ne  sera  pas  judiciable,  ^u  criminel,  de  nos  tribunaux.  Ces 
indications  sont  süffisantes  pour  faire  comprendre  quels 
seraient    les    inconvenients    pratiques    de    toute 
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fiction  de  retroactivite.  Cette  fiction  conduirait,  en 
effet,  ä  des  applications  de  loi  pour  des  täches  ou  des  temps^ 
oü  la  legislation  allemande  s'imposait  en  fait. 
II  s'ensuivrait  necessairement  des  surprises  dans  lesquelles 
des  interets  respectables  seraient  forcement  leses. 

Votre  sous-commission  tenaiit  compte  de  ces  im- 
perieuses  necessites  pratiques,  vous  demande  donc  de 
renoncer  ä  toute  idee  de  retroactivite  dans 
les  r  e  i  n  te  gr  a  t  i  o  n  s  ,  si  seduisantes  que  puis- 
sent  apparaitre  de  pareilles  conceptions.  II  est  facilc 
d'ailleurs  de  montrer  ä  ceux  qui  pourraient  conserver  un 
regret,  qu'une  fiction  de  retroactivite  pourrait  aller  d'une 
fagon  inattendue  ä  Tencontre  de  nos  interets  nationäux.  Si, 
en  effet,  nous  considerions  que  l'Alsace-Lorraine  n'a  pas  cesse 
d'etre  frangaise,  il  faudrait  dire  que  les  individus  nes  sur  son 
territoire,  ä  quelque  date  que  ce  soit,  sont  Frangais  con- 
formement  a  l'article  8  du  Code  Civil.  II  nous  serait  des 
lors  impossible  de  rejeter  en  dehors  de  notre  patrie  des  fils 
d'immigres  nes  en  Alsace-Lorraine,  ce  qui  serait  pourtant  si 
desirable. 

Apres  ces  considerations,  il  reste  ä  preciser  le  jour  exact 
oü  se  placerait  la  reintegration  des  Alsaciens-Lorrains  dans 
la  famille  frangise,  et  votre  sous-commission  a  eu  la  quelque 
hesitation.  Fallait-il  prendre  le  jour  de  la  s  ign  a  t  u  r  e  des 
preliminaires  du  traite  de  paix  ou  le  jour  de  Techange 
desratifications  du  traite  definitif?  Apres 
ce  que  nous  avons  dit  relativement  ä  Tannexion  de  1871 
et  aux  changements  de  nationalite  qui  en  ont  ete  la  conse- 
quence,  vous  pourriez  attendre  ce  que  nous  allons  vous  pro- 
poser,  le  jour  des  ratifications  definitives.  Ce  serait, 
en  effet,  un  parallelisme  logique,  mais  la  Conference  ne  sera 
pas  surprise  pourtant  que  nous  ayons  penche  vers  la  Solution 
de  nature  ä  nous  ramener  au  plus  vite  les  Alsaciens- 
Lorrains.  II  nous  a  meme  paru  qu'en  dehors  de  lä,  le  choix 
du  jour  des  preliminaires  avait  un  avantage  de 
principe.  II  marque  en  effet  comment  nous  ne  croyons  pas 
avoir   besoin   d'un    consentement   regulierement   donne   par 
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rAUemagnfi  pour  reintegrer  l'Alsace-Lorraine,  comment  au 
contraire  il  nous  suffit  de  savoir  que  nos  provinces  sont,  en 
fait,  definitivement  hors  de  son  entreprise. 

RESOLUTIONS. 

La  Conference  d'Alsace-Lorraine,  apres  avoir  etudie  les 
•questions  de  nationalite  que  va  poser  le  retour  de  TAlsace- 
Lorraine  ä   la  France,  emet   les  vo^eux  suivants: 

Les  Alsaciens-Lorrains  seront  de  plein  droit  reintegres 
■dans  la  nationalite  frangaise  ä  partir  du  jour  de  la  signature 
<les  preliminaires  du  futur  traite  de  paix. 


ANHANG  III. 


Rapport 

sur  les  Questions  de  Nationalitd  que  soulevera 

la  desannexion  de  l'Alsace-Lorraine 

par  M.  Alfred  WEILL 
(adopte  en  seance  du   Comite  du   23   Fevrier   1918). 

Generalites.   —   Les  Alsaciens-Lorrains   d'origine. 

En  vertu  d'un  principe  de  droit  international  univer- 
sellement  reconnu,  l'etat  de  guerre  entre  la  France  et  l'Alle- 
magne  a  entraine  l'abrogation  de  tous  les  traites,  ou  tout  au 
moins  des  traites  d'ordre  politique  ou  economique  existant 
•entre  les  deux  pays,  et  notamment  du  traite  de  Francfort, 
Est-ce  ä  dire  que  juridiquement  le  traite  de  Francfort  soit 
efface  avec  toutes  ses  consequences,  que  par  consequent  le 
territoire  alsacien-lorrain  ait  des  ä  present,  en  droit  inter- 
national, fait  retour  ä  la  France  et  que  lespopulations 
d'origine  frangaise  qui  Thabitent  se  trouvent  dejä 
aujourd'hui  en  possession  de  la  nationalite 
fran^aise? 
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Comme  il  ne  saurait  etre  question  de  prescription  en  la 
matiere,  une  teile  theorie  aurait  pour  consequence  de  mettre 
en  question  tous  les  traite  jamais  conclus  entre  les  nationaux 
belligerants,  quelle  qu'en  füt  repoque.  Cela  est  evidemment 
impossible.  Les  faits  historiquement  acquis  le  restent,  meme 
si  la  guerre  eolate  entre  les  contractants,  jusqu'ä  ce  qu'ils 
soient  modifies  par  un  nouveau  traite. 

La  theorie  contraire  repose  ä  notre  avis  sur  une  con- 
fusion.     Abrogation  ne  signifie  pas  nullit e. 

Lorsqu'un  contrat  se  trouve  etre  nul,  les  parties  sont 
placees  reciproquement  dans  la  Situation  des  gens  qui  n'avai- 
ent  jamais  contracte.  Les  avantages  dont  chacune  d'elles  a 
pu  profiter  en  vertu  du  contrat,  so  trouvent  etre  sans  fonde- 
ment  legal  et  doivent  etre  restitues. 

Si  teile  etait  la  Situation  en  ce  qui  concern^  le  traite 
de  Francfort,  il  en  resulterait  par  exemple  pour  la  clause 
de  la  nation  la  plus  favorisee,  ({ue  tous  les  cas 
oü  cette  clause  aurait  ete  appliquee  depuisle  traite  de  Franc- 
fcrt  devraient  etre  soumis  ä  une  revision  et  que  les 
effets  produits  par  son  application  devraient  etre  retro- 
activement  a  n  n  u  1  e  s.  Or,  s'il  est  evident  que  ladite  clause 
a  cesse  d'exister,  il  ne  viendrait  pourtant  pas  ä  l'idee  de  per- 
sonne que  les  marchandises  allemands  introduites  en  France  • 
anterieyrement  ä  la  guerre  puissent  faire  Tobjet  d'une 
taxation  retroactive  sur  la  base  du  tarif  ordinaire  et  soient 
tenues  d'acquitter  les  droits  supplementaires  qui  en  resul- 
teraient.  Par  contre,  il  est  indubitable  qu'ä  l'avenir,  ä  defaut 
■de  stipulations  nouvelles  qui  interviendraient  ulterieurement, 
le  tarif  ordinaire  devra  etre  applique  aux  marchandises  qui 
seront  importees  d'Allemagne  en  France  vice-versä. 

Les  effets  produits  dans  le  passe  par  Tapplication  d'un 
traite  ne  sont  donc  pas  annihiles  de  plein  droit.  Par  conse- 
quent,  les  clauses  dont  Teffet  s'est  epuise,  en  une  execution 
unique  et  non  renouvelable  des  stipulations  qu'elles  contien- 
tient  ne  sont  par  affectees  par  Tabrogation  du  traite. 
II  en  est  ainsi  notamment  en  ce  qui  concerne  les  clauses 
<iu   traite  de  Francfort  qui   sont   relatives   a  la  cession   du 
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territoire  de  TAlsace-Lorraine  et  ä  lanationalite  des 
habitants. 

Ces  clauses  ayant  regu  pleine  execution  et  les  conse- 
quences  qui  en  resulteraient  etant  passees  dans  le  domaine 
historique,  la  Situation,  au  point  de  vue  strictement  juri- 
dique,   est  provisoirement   inchangee. 

En  droit,  les  Alsaciens-Lorrains  continuent  ä  etre 
des  etrangersparrapportäla  France.  Et  la  pratique 
est  conforme  ä  cette  doctrine.  Malgre  le  traitement  de 
faveur  qu'on  leur  accorde,  les  Alsaciens-Lorrains  ne  sont 
pas  consideres  comme  Frangais  ni  dans  les  pays  neutres,  ni 
dans  les  pays  allies,  ni  meme  en  France. 

Sans  meme  nous  arreter  aux  restrictions  portees  ä  leur 
liberte  de  circulation  ou  au  maintien  des  formalites  de  la 
reintegration  ou  de  la  declaration  pour  l'obtention  de  la 
plenitude  des  droits  de  Frangais,  nous  ne  pouvons  pas  ne  pas 
faire  ressortir  que  vis-ä-vis  de  l'Allemagne-meme,  le  gouverne- 
ment  frangais  a  crudevoir  reconnaitre  la  persistance  de  la  na- 
tionalite  allemande  des  Alsaciens-Lorrains,  en  consentant 
l'echange  de  certains  d'entre  eux  contre  les  Frangais  retenus 
comme  otages  en  Allemagne. 

En  principe  donc,  Tetat  de  guerre  n'a  pas,  jusqu'ä  prä- 
sent, affecte  le  Statut  national  des  populations  d'Alsace- 
Lorraine.  Les  modifications  qui  sijrviendront  ä  cet  egard  ne 
pourront  resulter  que  de  la  paix  victorieuse  qui  rendra  ä 
la  France  les  provinces  arrachees  en  1871. 
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Vorwort 


Die  vorliegende  Arbeit  gibt  ein  von  mir  erstattetes  Gutachten 
über  die  rechtliche  Stellung  der  deutschen  Hypothekenforderungen 
in  Polen  wieder.  Ich  habe  mich  zu  seiner  Veröffentlichung  ent- 
•  schlössen,  weil  ich  hoffe,  dabei  über  die  behandelte  S'pezialfrage 
hinaus  praktisch  wichtige  Ergebnisse  für  die  Auslegung  des  Friedens- 
vertrages beitragen  zu  können.  Auch  sind  allerlei  theoretisch 
wichtige  Probleme,  z.  B.  aus  der  Lehre  der  üebietszessionen, 
der  wohlerworbenen  Rechte,  der  Valuta  und  der  Grundlagen  des 
internationalen  Privatrechts  behandelt,  für  die  ich  das  Interesse 
eines  gröBeten  Kreises  voraussetzen  darf.  Ober  das  Problem  des 
polnischen  Liquidationsrechts  in  Oberschlesien  habe  ich  mich 
in  einem  im  Drucke  befindlichen  demnächst  in  ., Recht  und  Wirt- 
schaft'' (Heft  l,  1922)  erscheinenden  Aufsatz  geäußert.  Ich  widme 
diese  Schrift  meinen  verehrten  Kollegen  .losef  Parts  ch  und 
Martin  W  o  l  f  f.  zugleich  als  Dank  für  manche  Anregung,  die  ich 
ihnen  auch  für  diese  Arbeit  schulde. 

Bonn,  im  November   1M2L 

Erich  Kaufmann. 
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A.   Die  Liquidationsfrage. 

I. 

Der  Friedensvertrag  unterwirft  im  Artikel  297  b  alle  den  deut- 
schen Reichsanghörigen  oder  den  von  ihnen  kontrollierten  Ge- 
sellschaften gehörenden  Güter,  Rechte  und  Interessen,  die  sich  am 
10.  Januar  1920  innerhalb  der  Gebiete  der  Alliierten  Mächte  be- 
fanden, der  Liquidation.  Die  Antwortnote  der  Entente  auf  unsere 
Gegenvorschläge  rechtfertigt  diese  nach  den  bisherigen  Anschauungen 
des  Völkerrechts  unerhörte  Bestimmung  damit,  dass  die  im  Friedens- 
vertrage vorgeschriebenen  Reparationen  es  erforderlich  machen, 
„von  allen  verfügbaren  Mitteln  Gebrauch  zu  machen".  „Die 
auswärtigen  Kapitalanlagen  der  deutschen  Staatsangehörigen 
stellen  eine  Klasse  von  sofort  verfügbaren  Guthaben  dar;  der 
Vertrag  verlangt  einfach  von  Deutschland  zu  diesen  Anlagen  un- 
verzüglich seine  Zuflucht  zu  nehmen".  „Deutsches  Eigentum 
muss  dazu  dienen,  Deutschlands  Verpflichtungen  gegen- 
über den  Alliierten  zu  erfüllen.  Die  Entschädigung  des 
Eigentümers  muss  durch  Deutschland  erfolgen."  Damit  hat  sich 
der  Friedensvertrag  die  seit  1914  und  1915  von  dem  französischen 
Ministerium  verkündete  Uehre  vom  »gage  economique",  vom 
ötage  economique",  mit  der  es  seine  Sequestrationsmassnahmen 
gegen  deutsches  Privateigentum  zu  rechtfertigen  versuchte,  zu 
eigen  gemacht  und  aus  ihr  die  letzten  Folgerungen  gezogen. 

Wenn  trotz  dieser  „Begründung"  des  Artikels  297  b  deutsche 
Güter,  Rechte  und  Interessen  auch  „in  den  Staaten,  die  an  den 
Wiedergutmachungen  keinen  Anteil  haben."  und  in  den 
neuen  Staaten,  die  Signatarmächte  des  Friedensvertrags  sind,  der 
Liquidation  unterworfen  werden,  —  wenn  ferner  diese  Staaten 
den  Liquidationserlös  den  Berechtigten  unmittelbar  auszahlen,  ja 
grundsätzlich  sogar  den  durch  unbillige  Liquidationsmassnahmen 
geschädigten  Deutschen  entschädigen  müssen,  so  rücken  diese 
Liquidationen  unter  einen  völlig  anderen  Gesichtspunkt.  Der  bei 
den  Wiedergutmachungsliquidationen  verschwiegene  Nebenzweck. 
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der  Kampf  gegen  das  Deuschtum  als  solches,  die  Fortsetzung 
des  Wirtschaftskrieges  auch  nach  dem  Kriege  tritt  hier  unverhüllt 
als  der  allein  massgebliche  in  die  Erscheinung.  Je  nach  dem 
Zwecke  der  Liquidation  wird  man  daher  Reparationsliqui- 
dationen und  Entdeutschungsliquidationen  zu  unterscheiden 
haben.  Da  alle  Rechtssätze  nach  dem  Zwecke,  dem  sie  nach  dem 
klaren  Willen  des  Normsetzenden  zu  dienen  haben,  auszulegen 
sind,  ist  diese  Unterscheidung  auch  von  unmittelbar  juristischer 
Bedeutung. 

Es  kann  etwas  für  die  Reparationsliquidation  geboten  sein, 
was  für  eine  Entdeutschungsliquidation  unzulässig  ist.  Freüich 
besteht  eine  besondere  Schwierigkeit:  Die  Liquidationsvorschriften 
des  Friedensvertrages  sind  im  Hinblick  auf  die  Reparation s- 
liqidationen  formuliert.  Die  Norm  des  Artikels  92  Absatz  4  und 
die  des  Artikels  297  h  Absatz  2,  die  für  gewisse  Staaten  die  un- 
mittelbare Auszahlung  des  Liquidationserlöses  an  den  Liquidierten 
vorschreiben,  sind  erst  nachträglich,  auf  deutsche  Gegenvor- 
stellungen, eingefügt  worden.  Dass  daher  der  §  4  der  Anlage  zu 
Artikel  297  h,  welcher  den  Liquidationserlös  für  bestimmte  Schadens- 
ersatzforderungen der  liquidierenden  Macht  belastet,  auf  die  Staaten, 
die  nur  Entdeutschungsliquidationen  vornehmen  dürfen,  unanwend- 
bar ist,  versteht  sich  von  selbst  und  ist  unbestritten.  (Vgl.  auch 
Güssfeld,  Deutsche  Vermögensrechte  in  den  an  Polen  ab- 
getretenen Gebieten,  im  Bankarchiv,  Bd.  19  S.  204;  F.  Scholz, 
Liquidationen  deutschen  Gesellschaftsvermögens  nach  dem  Ver- 
sailler  Friedensvertrag,  in  Zeitschrift  für  Völkerrecht  Bd.  XI  1920 
S.  546  Noto  3;  Rukser,  Die  Rechtsstellung  der  Deutschen  in 
Polen,  S.  63,  4;  Jsay,  Die  privaten  Rechte  und  Interessen  im 
Fv.,  2.  Auflage,  S.  191.)  Aber  es  muss  natürhch  darüber  hinaus 
bei  jeder  Vorschrift  besonders  untersucht  werden,  ob  und  in- 
wieweit sie  auch  auf  die  Entdeutschungsliquidationen  Anwendung 
finden  darf.  Speziell  für  Polen  sagt  der  Artikel  92  Absatz  4. 
dass  die  Güter,  Rechte  und  Interessen  „auf  Grund  des 
Artikels  297  nur  nach  Massgabe  der  nachstehenden  Be- 
stimmungen liquidiert  werden"  sollen,  während  Artikel  297  h, 
der  die  Verwendung  des  Liquid^tionserlöses  regelt,  im  Absatz  2 
zwar  die  analogen  Bestimmungen  für  die  anderen  Staaten,  die 
keine  Reparationsliquidationen  vornehmen  dürfen,  trifft,  aber 
sowohl  besondere,  wenn  auch  inhaltlich  nicht  ganz  klare  Vor- 
behalte macht  (so  auch  Scholz  a.  a.  O.  S.  542/3),  als  auch  nicht 
ganz  so  prägnant  formuliert  ist  wie  der  Polen  betreffenden  Ar- 


tikel  92.  Nur  an  ihn  wird  man  sich  daher  zu  hahen  haben.  Wenn 
Polen  in  der  Begründung  seines  Liquidationsgesetzes  vom  15.  Juli 
1920  sagt:  „Das  im  Vertrage  vorbehaltene  Recht  der  Liquidation 
deutscher  Güter  strebt  nach  zwei  Zielen,  nach  der  Entd,eut- 
schung  des  Besitzstandes  und  nach  der  Schaffung  von 
Entschädigungen,  in  der  Zeit  nach  dem  Kriege",  —  so  ist 
das  mit  dem  Friedensvertrage  nicht  vereinbar.  Wenn  der  Erlös 
der  Liquidationen  unmittelbar  auszuzahlen  ist  und  die  Billigkeit 
des  Verkaufspreises  durch  besondere  Sanktionen  geschützt  wird, 
so  ist  völlig  unersichtlich,  wie  der  Friedensvertrag  für  die  Er- 
reichung des  zweiten  Zieles  eine  Grundlage  bieten  kann.^ 

H. 
1.  Dass  grundsätzlich  auch  Forderungen,  deren  Gläubiger 
deutsche  Reichsangehörige  sind,  der  Liquidation  unterhegen,  kann 
nicht  zweifelhaft  sein,  insbesondere  hypothekarisch  gesicherte 
Forderungen,  deren  deutsche  Gläubiger  ihren  Wohnsitz  im  Reich 
haben,  und  deren  Pfandobjekt  in  den  abgetretenen  Gebieten  liegt. 
Zwar  ist  der  Ausdruck  „biens,  droits  et  interets  .  .  .  sur  leur 
territoire"  nur  im  übertragenen  Sinne  auf  Forderungsrechte  an- 
wendbar, denn  die  moderne  Obligation  gibt  kein  Gewalt-  und 
Herrschaftsrecht,  weder  über  die  Person  noch  über  das  Vermögen 
des  Schuldners.  Aber  auch  Forderungsrechte  stellen  einen  Ver- 
mögensbestandteil und  einen  Vermögenswert  dar,  auch  sie  sind 
pfändbar  und  darum  liquidierbar:  soweit  sie  unpfändbar  sind,  sind 
sie  natürlich  auch  nicht  liquidierbar.  Dass  aber  auch  Rechte  aus 
Verträgen  grundsätzlich  der  Liquidation  unterliegen,  ergibt  sich 
aus  §  14  Abs.  1  der  Anlage  zu  Artikel  297/8  und  aus  §  2  der 
Anlage  zu  Artikel  299  bis  303,  Denn  dort  wird  bestimmt,  dass 
„unbeschadet  der  Rechte  aus  Artikel  297  b"  von  der  „Auf- 
hebung durch  Artikel  299  ausgenommen  und  in  Kraft"  bleiben 
sollen  gewisse  Verträge,  unter  anderem  Verträge  über  Hypotheken. 
Verpfändungen,  Sicherstellungen.  Zwar  soll  nach  Artikel  299  d 
der  Artikel  299  und  seine  Anlage  auf  Verträge  keine  Anwendung 
finden,  deren  Parteien  dadurch  Feinde  geworden  sind,  dass  eine 
von  ihnen  Einwohner  eines  Gebietes  war,  das  unter  eine  neue 
Souveränität  tritt.  Aber  der  §  2  der  Anlage  wird  von  uns  auch 
nicht  als  konstitutiv  für  die  Liquidierbarkeit  von  Rechten  aus 
Verträgen  angezogen,  sondern  nur  als  Argument  für  die  grund- 
>ätzliche  Subsumierbarkeit  von  Forderungsrechten  unter  die  Liqui- 
Jationsklausel  des  Artikel  297  b. 
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Wenn  sowohl  das  Pfandobjekt  in  Polen  liegt  als  auch  die 
persönliche  Forderung  als  ein  deutsches  Recht  ,,in  Polen"  an- 
zusehen ist,  besteht  zunächst  hinsichtlich  der'  grundsätzlichen 
Frage  der  Liquidierbarkeit  keine  Schwierigkeit.  Aber  es  ist 
erstens  nicht  ganz  einfach  zu  entscheiden,  wann  ein  Forderungs- 
recht als  in  Polen  gelegen  anzusehen  ist,  und  sodann,  wie  die 
Liquidationsfrage  zu  lösen  ist,  wenn  das  Forderungsrecht  nicht 
in  Polen  Hegt,  also  nur  ein  polnisches  Grundstück  für  eine  in 
Deutschland  lokalisierte  Schuld  haftet. 

2.  Was  die  erste  Frage  betrifft,  so  kann  man  zunächst  daran 
denken,  für  ihre  Beantwortung  die  Normen  des  internationalen 
Privatrechts  über  den  Sitz  eines  Rechtsverhältnisses  heranzuziehen. 
Aber  bei  dem  Problem  der  Lokalisierung  im  Sinne  der  Lehre  von 
der  Statutenkollision  handelt  es  sich  darum,  die  rechtlichen 
Entscheidungsnormen  zu  ermitteln,  die  für  das  Rechtsver- 
hältnis massgeblich  sein  sollen,  hier  dagegen,  wo  das  Recht 
seiner  wirtschaftlichen  Bedeutung  nach  lokalisiert  ist.  Beides 
kann  natürlich  zusammenfallen.  Aber  es  dürfte  zweckmässig 
sein,  die  Fragen  des  internationalen  Privatrechts  hier  zunächst 
auszuschalten.  Denn  deren  Normen  sind  auch  in  sich  nicht  so 
einfache  und  eindeutige,  dass  aus  ihnen  eine  klare  und  einwand- 
freie Antwort  auf  unsere  Frage  abgelesen  werden  könnte.  Selbst 
wenn  man  sich  darüber  schlüssig  gemacht  hat,  welches  örtliche 
Recht  ..grundsätzlich"  für  das  Rechtsverhähnis  massgebend  ist, 
so  ist  damit  noch  keineswegs  gesagt,  das  dies  Recht  nunmehr 
das  Rechtsverhältnis  auch  in  allen  seinen  Beziehungen  und  in 
allen  seinen  auf  die  rechtsgiltige  Begründung  folgenden  weiteren 
Schicksalen  beherrscht,  weil  Rechtssätze  des  ordre  public  oder 
rein  territorialer  Geltung  die  volle  Auswirkung  des  grundsätzlich 
massgebenden  Statuts  durchkreuzen  können.  Man  braucht  nur 
die  einzelnen  Kriterien,  die  das  internationale  Privatrecht  auf- 
gestellt hat,  durchzugehen,  um  sich  von  der  Bedeutungslosigkeit 
seiner  Antworten  für  unsere  Frage  zu  überzeugen. 

Das  zur  Zeit  der  Begründung  das  Verhältnis  beherrschende 
örtliche  Recht  kann  nicht  in  Frage  kommen,  weil  das  immer  das 
deutsche  Recht  wäre  und  dann  eine  Liquidation  überhaupt  nicht 
möglich  wäre,  was  dem  klaren  Wortlaut  des  Friedensvertrages 
widerspräche.  Im  übrigen  aber  könnte  es  auch  unter  international - 
privatrechtlichen  Gesichtspun3<ten  doch  nicht  für  alle  Schicksale 
der  Obligation  und  ihre  Erfüllung  restlose  Anwendung  bean- 
spruchen.    Nicht  anders  liegt  es.  wenn  man  die  anderen  Kriterien 
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heranzieht:  das  Personalstatut  des  Schuldners,  den  Erfüllungsort 
oder  den  Parteiwillen.  Denn  da  gerade  im  Personalstatut  des 
Schuldners  sich  Änderungen  vollzogen  haben,  so  ist  es  nicht 
ausgeschlossen,  dass  diese  Änderungen  auf  das  Statutcnproblem 
eine  andere  Wirkung  ausüben,  als  für  die  Liquidation  passen 
würde.  Vor  allem  aber,  wenn  man,  wozu  die  deutsche  Praxis 
eine  starke  Neigung  hat,  primär  den  Parteiwillen  zugrunde  legt, 
so  kann  daraus  gerade  auf  die  Liquidierbarkeit  niemals  ein 
Schluss  gezogen  werden.  In  einem  Urteil  des  Reichsgerichts 
(Band  69,  S.  1  f.),  in  dem  es  sich  um  die  Frage  handelt,  ob  das 
französische  Vereinsgesetz  vom  1.  .Juli  1901,  welches  die  nicht 
anerkannten  geistlichen  Orden  auflöst  und  der  Liquidation  unter- 
wirft, ist  entschieden  worden,  dass  diese  Liquidationsnormen  rein 
territorialen  Charakter  haben  und  daher  eine  Anwendung  durch 
deutsche  Gerichte  nicht  dulden. 

Näher  liegt  es  demnach,  nicht  auf  das  materielle  Recht 
welches  das  Schuldverhältnis  beherrscht,  zu  rekurrieren,  sondern 
auf  die  Gerichtsbarkeit,  der  es  untersteht.  So  stellen  denn  auch 
Isay  (S.  66)  und  Rukser  (S.  47)  auf  die  „Gerichtsgewalt"  ab. 
Rukser  verweist  hierfür  auf  den  Artikel  252,  der  unter  deutlichem 
Hinweis  auf  das  Liquidationsrecht  besagt,  dass  durch  die  Bestim- 
mungen über  die  Haftung  des  gesamten  Besitzes  und  der  Einnahme- 
quellen des  deutschen  Reichs  für  die  Kosten  der  Reparation  das 
Verfügungsrecht  der  einzelnen  Alliierten  Mächte  über  die  deutschen 
Guthaben  und  das  deutsche  Eigentum  „within  its  Jurisdiction",  „sous 
leur  juridiction"  nicht  berührt  würde.  Aber  es  bedeutet  namentlich 
das  englische  „Jurisdiction"  nicht  nur  Gerichtsgewalt  im  deutschen 
Sinne,  sondern  überhaupt  HerrschaftsgewalL  wie  ja  auch  wir  von 
Jurisdiktionskonsuln,  Jurisdiktionsgewässern  und  kirchlicher  Juris- 
diktionsgewalt sprechen,  ohne  gerade,  oder  auch  nur  in  erster 
Linie  an  die  Justiz  zu  denken.  Anderseits  ist  es  unzweifelhaft, 
dass  auch  in  der  Justizgewalt  ein  für  die  Entscheidung  unserer 
Frage  wichtiges  Moment  liegt,  da  die  Justiz  ein  bedeutsames 
Herrschaftsrecht  darstellt.  Aber  die  Abstellung  allein  darauf,  ob 
das  Forderungsrecht  den  polnischen  Gerichten  untersteht,  dürfte 
schon  darum  nicht  genügen,  weil  nach  der  gerichtlichen  Zu- 
ständigkeitsordnung für  dasselbe  Rechtsverhältnis  mehrere  Gerichte 
zuständig  sein  können,  so  auch  deutsche  neben  polnischen. 

Es  wird  daher  richtig  sein,  die  Frage  aus  dem  Friedens- 
vertrage selbst  und  nicht  nach  Gesichtspunkten  des  Prozess-  und 
Privatrechts    zu    beantworten.     Auch    das  Polizeirecht    und    das 


—      14      — 

Steuerrecht  haben  sich  in  ihrer  Betrachtung  und  Wertung  von 
Tatbeständen,  die  zugleich  auch  dem  Privatrecht  unterstehen, 
immer  mehr  von  diesem  emanzipiert.  Ich  würde  daher  annehmen, 
dass  ein  Hquidierbares  deutsches  Forderungsrecht  gegeben  ist. 
wenn  zwei  Voraussetzungen  erfüllt  sind. 

a)  Die  Forderung  des  deutschen  Schuldners  muss  aus  Ver- 
mögen erfüllt  w^erden,  welches  sich  in  Polen  befindet,  —  ganz 
ohne  Rücksicht  darauf,  wo  der  Erfüllungsort  oder  der  Zahlungsort 
im  Sinne  des  Privatrechts  liegen  mag.  Denn  in  allen  diesen 
Fällen  besteht  unter  wirtschaftlichen  Gesichtspunkten  eine  „deutsche 
Forderung"  gegen  „polnisches  Vermögen",  ein  ,, deutsches 
Interesse  in  Polen".  Und  unter  tatsächlichen  Gesichtspunkten  hat 
nur  dann  Polen  die  Macht  über  die  Befriedigung  des  deutschen 
Gläubigers,  sein  Recht  liegt  „in  Polen".  Darnach  würde  der 
Liquidation  unterliegen  eine  Forderung,  deren  Erfüllungs-  und 
Zahlungsort  zwar  in  Deutschland  Hegt,  wenn  der  Schuldner  Ver- 
mögen nur  in  Polen  besitzt.  Dagegen  würde  nicht  liquidierbar 
sein  eine  Forderung,  deren  Erfüllungsort  zwar  in  Polen  liegt, 
wenn  der  Zahlungsort  in  Deutschland  liegt  und  der  Schuldner 
Vermögen  in  Deutschland  hat,  aus  dem  er  seine  Schuld  bezahlen 
kann. 

b)  Es  ist  für  die  Forderung  nur  ein  polnischer  Gerichts- 
stand begründet.  Sobald  daneben  auch  ein  deutscher. Gerichts- 
stand besteht,  (nach  ZPO,  §  13,  wenn  der  Schuldner  einen 
doppelten  Wohnsitz  hat,  oder  nach  §§21,  23,  29)  dann  kann, 
wenn  auch  die  Voraussetzungen  unter  a)  nicht  erfüllt  sind,  keine 
Rede  davon  sein,    dass  die  deutsche  Forderung  „in  Polen"  liegt, 

3.  Was  die  zweite  Frage  anbetrifft,  wie  es  mit  der  Liquidation 
steht,  wenn  zwar  das  Pfandobjekt  in  Polen  liegt,  die  persönliche 
Forderung  dagegen  nicht,  so  entsteht  das  Problem,  ob  dann  nur 
die  Pfandhaftung  des  polnischen  Grundstückes  liquidierbar  ist. 
Dadurch  würde  eine  Spaltung  zwischen  Hypothek  und  persönlicher 
Forderung  eintreten.  Denn  es  ist  natürlich  ausgeschlossen,  dass 
das  persönliche  Forderungsrecht  eines  Deutschen  gegen  einen 
Schuldner  mit  Wohnsitz  im  Reiche  unter  irgend  einem  Titel  von 
Polen  liquidiert  wird.  Wie  aber  ist  die  sich  aus  solcher  Spaltung 
von  Hypothek  und  persönlicher  Schuld  ergebende  Antinomie  zu 
lösen?  Auch  hier  darf  die  Lösung  wieder  nicht  nach  den  Normeu 
des  BGB  über  das  Verhältnis  zwischen  Forderung  und  Hypothek 
erfolgen,  sondern  es  dürfen  'nur  die  Gesichtspunkte  massgebend 
sein,  die  sich  aus  dem  Friedensvertrage  selbt  und  aus  der  Natur 
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der  Sache  ergeben.  Der  Friedensvertrag  ist  ja  auch  als  deutsches 
F^eichsgesetz  im  Verhältsnis  zum  BGB  nicht  nur  die  lex  posterior, 
-ondern  auch  die  lex  spezialis.  Darnach  kann  es  nicht  zweifel- 
haft sein,  dass  nur  die  hypothekarische  Sicherung,  nicht  die 
Schuld,  sondern  nur  die  Haftung  liquidierbar  ist.  Polen  ist  ja 
auch  nur  daran  interessiert,  das  Verwertungs-  und  Zugriffsrecht 
auszuschliessen,  das  dem  deutschen  Gläubiger  gegebenenfalls 
e^egenüber  einem  polnischen  Grundstücke  zusteht. 

111. 

Wichtige  Einschränkungen  des  bisher  Erörterten  ergeben  sich, 
wenn  man  nunmehr  die  Formen,  in  denen  die  Liquidationen 
zu  erfolgen  haben,  erwägt. 

1.   Die  französische  Gesetzgebung  hat  einen  höchst  anfecht- 
baren  Modus   der   Forderungsliquidation    geschaffen.     Sie    sieht 
für  gewisse  Fälle   die  Möglichkeit   einer  Kombination  des  Liqui- 
dationsverfahrens nach  Artikel  297  b  mit  dem  Ausgleichverfahren 
nach  Artikel  296  vor  (vergl.  Gidel  et  Barrault,   Le  traite  de 
Paix  avec  Y  Allemagne  et  les  interetes  prives  Paris  1921,  S.  92). 
Die  Rundverfügung  (circulaire)    des  Justizministers  vom  34.  Juni 
1920  (vergl.  Gidel  et  Barrault,  S.  398  ff.)  unterscheidet  für  das 
Verfahren  bei  „recouvrement  des  creances",  Forderungen,  die  zu 
einer    der    Zwangsverwaltung    unterliegenden    Vermögensmasse 
(patrimoine  allemand)   gehören,  und  isolierte  Forderungen,    d.  h. 
solche,  „qui  sont  les  seuls  Clements  d'actif  en  France  du  creancier, 
dont   elles   constituent   des  avoirs  pour  ainsi  dire  accidentels  ou 
occasionnels."     Bei  der  ersten  Gruppe  soll  das  Liquidationsgesetz 
vom  7.  Oktober  1919  Anwendung  finden;    dagegen  soll  bei  iso- 
lierten Forderungen  von  Deutschen  mit  Wohnsitz  in  Deutschland 
gegen  Franzosen   mit  Wohnsitz   in  Frankreich   das   französische 
^ Ausgleichsgesetz  Platz    greifen,    die   deutschen  Forderungen  also  • 
sozusagen  in  einem  internen  Clearing- Verfahren  gegen  französische 
Forderungen   zur  Aufrechnung  kommen.    Da  so  die  Möglichkeit 
besteht,    dass    schlechte    französische   Forderungen    gegen    gute 
deutsche  kompensiert,  ja  dass  ganz  faule  oder  aussichtslose  fran- 
zösische Forderungen  honoriert  werden,  ist  dies  Verfahren  schon 
für  Frankreich  mit  dem  Friedensvertrage  nicht  vereinbar. 

Ganz  ausgeschlossen  wäre  aber  ein  ähnliches  Vorgehen  von 
Otiten  Polens,  weil  diesem  Staate  überhaupt  keine  Reparations- 
liquidation zusteht.    Eine  gute  deutsche  Forderung  kann   niemals 
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durch  eine  schlechte  oder  aussichtslose  polnische  Forderung  ab- 
gegolten werden :  Der  deutsche  Gläubiger,  namentlich  der 
liypothekengläubiger  kann  nur  durch  den  vollen  und  gleichen 
Wert  seiner  Forderung  befriedigt  werden;  sonst  liegt  eine  un- 
billige Beeinflussung  des  Preises  vor,  für  die  der  polnische 
Staat,  selbst  haftbar  ist. 

2.  Die  deutschen  Gläubiger  müssen  unmittelbar  einen  voll- 
wertigen Liquidationserlös  erhalten.  Geht  man  von  diesem  unver- 
rückbaren Grundsatze  aus,  so  ergibt  sich,  dass  die  Entdeutschungs- 
liquidationen,  jedenfalls  bei  Geldforderungen,  an  dem  Tatbestande, 
den  sie  beseitigen  wollen  und  dürfen:  nämlich  dass  polnisches 
Vermögen  auf  Grund  eines  deutschen  Forderungsrechtes  von 
Polen  nach  Deutschland  fliesst  —  gar  nichts  Entscheidendes 
ändert.  An  die  Stelle  der  ursprünglichen  Geldforderung  tritt  nur 
die  sie  ersetzende  Forderung  auf  den  Liquidationserlös,  die,  wenn 
sie  nicht  gleichwertig  ist,  ergänzt  werden  muss  durch  die  Schaden- 
ersatzleistung des  polnischen  Staates.  Der  Unterschied  zwischen 
Liquidation  und  Nichtliquidation  läge  also  nur  darin,  dass  im 
ersteren  Falle  das  polnische  Vermögen  sofort,  auch  vor  der 
Fälligkeit  der  Forderung,  im  zweiten  Falle  nach  und  nach  bei 
der  jeweiligen  Fälligkeit  in  deutsche  Hand  zu  überführen  ist.  Das 
liegt  anders  bei  der  Reparationsliquidation,  weil  hier  der  Liqui 
dationserlös  im  Lande  der  Liquidation  bleibt  und  für  ^die  Wieder- 
gutmachungsansprüche unmittelbar  haftet.  Der  zu  Reparations- 
liquidationen berechtigte  Staat  braucht  sich  nicht  den  Kopf  darüber 
zu  zerbrechen,  wie  seine  Volkswirtschaft  die  Summen  für  die 
Abgeltung  der  Liquidierten  aufbringen  kann  ;  das  hat  der  Friedens 
vertrag  ja  dem  Deutschen  Reiche  überlassen.  Die  Liquidation  voi 
Forderungsrechten,  insbesondere  auf  Geldleistungen  ist  daher  fü 
die  Entdeutschungsliquidation  völlig  sinnlos. 

Die  Liquidationsnormen  des  Friedensvertrages  passen  ebei 
nur  auf  die  Reparationsliquidationen,  im  Hin"blick  auf  die  sie  for 
muliert  sind,  und  für  die  die  Antwortnote  der  Entente  sie  zu  „recht 
fertigend  versuchen  konnte.  Für  deutsche  Forderungen,  insbe 
sondere  isolierte  und  nicht  zu  einem  Unternehmen  als  Aktiva  ode 
Passiva  gehörende  Geldforderungen  erweisen  sie  sich  als  so  sinr 
und  zwecklos,  dass  eine  sinngemässe  Auslegung  des  Friedens 
Vertrages  dazu  führen  muss.  die  Liquidation  isolierter  Geldfordc 
rungen  als  rechtswidrig  zu  bezeichnen:  denn  selbst  ein  „Recht 
buch"  wie  der  Versailler  Friede  hat  Anspruch  darauf,  so  ausgele^ 
zu  werden,  dass  noch  ein  vernünftiger  Sinn  dabei  herauskomm 


Hs  steckt  eben  in  der  zwar  vertragswidrigen  französischen  Unter 
Scheidung  von  „creances  d'un  patrimoine  allemand  comportant 
des  Clements  d'actif  divers'*  und  „creances",  die  nur  sind  „ie^. 
seuls  Clements  d'actif  en  France",  und  in  ihrer  verschiedenen 
liquidationstechnischen  Behandlung  ein  Wahrheitskern,  der  sich  bei 
den  Entdeutschungsliquidationen  zu  einer  wirklichen  Rechtswahr- 
heit entfaltet:  Es  kann  —  auf  Grund  des  Friedensvertrages  selbst 
—  die  Freistellung  jedenfalls  aller  isolierten  deutschen  Geldfor- 
derungen von  der  Liquidation  verlangt  werden. 

3.  Etwas  anders  liegt  es  freilich  bei  Geldforderungen,  die 
zu  einer  liquidierbaren  deutschen  Vermögensmasse,  etwa  einem 
wirtschaftlichen  Unternehmen  gehören.  Denn  an  der  Entdeutschung 
wirtschaftlicher  Unternehmungen  und  des  Grund  und  Bodens  mag 
der  polnische  Staat  ein  Interesse  zu  haben  glauben.  'Aber  auch 
dazu  ist  Geld  nötig,  da  der  vollwertige  Erlös  „unmittelbar"  an 
den  Liquidierten  auszuzahlen,  also  auch  von  dem  polnischen 
Volksvermögen  in  das  deutsche  zu  überführen  ist.  Wenn  der 
Liquidierte  in  Polen  bleibt,  bleibt  auch  der  ihm  ausgezahlte  Liqui- 
dationserlös im  Lande;  er  muss  sich  nur  in  anderen  Formen  be- 
tätigen, in  denen  er  dann  aber  der  Liquidation  entzogen  ist:  Die 
Lehren  der  deutschen  Siedlungspolitik  gelten  auch  für  Polen 
Wandert  der  Liquidierte  aber  aus,  so  wird  das  Vermögen  der 
polnischen  Volkswirtschaft  entzogen.  Ferner  aber  muss  das  Ver- 
mögen, mit  dem  Polen  die  Liquidation  bezahlen  will,  in  irgend 
einer  Form  bereits  im  Lande  sein,  es  muss  also  den  Zwecken, 
denen  es  bis  dahin  diente,  entzogen  werden.  Dass  dies  im  grossen 
Stil  bei  keinem  Staate,  vor  allem  aber  in  dem  kapitalarmen 
Polen  nicht  möglich  ist,  leuchtet  ein.  Die  Umwandlung  der  auch 
Polen  zunächst  gewährten  Reparationsliquidation  in  eine  Ent- 
deutschungsliquidation  hat  daher  begreiflicherweise  in  Polen  keinen 
grossen  Beifall  gefunden.  Die  Polen  zugestandene  Liquidation  ist 
mehr  oder  weniger  ein  Scheingeschenk  gewesen.  Wenn  man  sich 
das  klarmacht,  wird  man  mancherlei  Massnahmen  der  polnischen 
Gesetzgebung  und  Regierung  verstehen,  die  versuchen  aus  der 
ihnen  gegebenen  Waffe,  die  an  sich  stumpf  ist  doch  ein  scharfes 
Instrument  zu  machen  oder  durch  ergänzende  Massnahmen  neben 
der  Liquidation  dieselben  Erfolge  zu  erzielen. 

Das  alles  sind  freilich  nur  Erwägungen  tatsächlicher  Art.  die 
es  nicht  ausschliessen,  dass  Polen  das  Recht  hat,  deutsche  Unter- 
nehmungen, zu  denen  auch  Hypothekenforderungen  deutscher 
Gläubiger  als  Passiva  gehören  können,  zu  liquidieren.     Mag  der 
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polnische  Staat  aber  auch  das  Unternehmen  als  Ganzes  liquidieren, 
so  bleibt  dem  deutschen  Hypothekengläubiger  das  Recht  auf  den 
.  vollen  Wert  seiner  Forderung  gegen  den  neuen  Betriebsinhaber, 
und,  wenn  dieser  ein  weniger  guter  Schuldner  ist  als  der  alte, 
der  Ersatzanspruch  gegen  den  polnischen  Staat.  Geldforderungen 
sind  nun  einmal  durch  die  Polen  lediglich  zugestandene  Liqui- 
dationsart praktisch  nicht  liquidabel. 

4.  Besondere  Beachtung  verdient  bei  Hypothekenforderungen 
die  Pfandverstrickung  des  polnischen  Grundstücks.  Diese  Frage 
tritt  ganz  in  den  Vordergrund  für  den  Fall,  dass  die  persönliche 
Forderung  überhaupt  nicht  in  Polen  liegt,  und  daher,  auch  dem 
Wortlaut  des  Friedensvertrags  nach,  für  die  Liquidation  überhaupt 
nicht  in  Frage  kommt. 

In  diesem  letzteren  Falle  könnte  der  polnische  Staat  entweder 
verlangen,  dass  der  Hypothekengläubiger  sein  Pfandrecht  in  be- 
stimmter Frist  selbst  verkauft,  bezw.  gegen  Entschädigung  darauf 
verzichtet,  so  dass  eine  Eigentümerhypothek  entstünde;  oder  der 
polnische  Staat  könnte  das  Pfandrecht  für  sich  beanspruchen  oder 
endlich  eine  Zwangsveräusserung  vornehmen:  das  sind  jedenfalls- 
die  drei  Liquidationsformen,  die  das  Liquidationsgesetz  vom 
15.  Juni  1920  im  Artikel  2  vorsieht.  Alles  dies  aber  setzte  voraus, 
dass  sich  nicht  nur  ein  Käufer  findet,  der  zufällig  eine  Forderung 
in  derselben  Höhe  gegen  den  Grundstückseigentümer  hat,  bezw 
dass  der  polnische  Staat  selbst  eine  solche  Forderung  besitzt,, 
sondern  auch  dass  der  Hypothekenschuldner  bereit  ist,  für  diese 
Schulden  sein  Grundstück  zu  verhaften:  alles  Voraussetzungen, 
die  völlig  unrealisierbar  sind.  So  könnte  das  einzige  sein,  wozu 
der  polnische  Staat  als  berechtigt  angesehen  werden  kann,  dass 
er  den  Hypothekengläubiger  zwingt,  das  Grundstück  aus  der 
Pfandhaft  zu  entlassen.  Das  ist  natürlich  nur  gegen  Entschädigung 
möglich,  d.  h.  unter  der  Voraussetzung,  dass  der  polnische  Staat 
selbst  als  selbstschuldnerischer  Bürge  für  die  Forderung  haftet. 
Dadurch  würde  in  der  Tat  auch  das  erreicht,  was  bei  der  Ent- 
deutschungsliquidation  allein  zulässig  ist:  die  Ausschliessung  des 
Rechtes  eines  Deutschen,  polnischen  Grund  und  Boden  zur  Be- 
friedigung seiner  Forderung  zu  verwerten. 

So  komme  ich  zu  dem  Ergebnis,  dass  die  Liquidation 
deutscher  Hypothekenforderungen  teils  rechts-  und 
vertragswidrig,  teils  unpraktikabel  ist.  und,  wenn 
praktikabel,  nur  gegen  eine  selbstschuldne  rische  Bürg- 
schaft des  polnischen  Staates  gegenüber  dem  deutschen 


Gläubiger.  Das  deutsche  Reich  und  die  deutschen 
Hypothekengläubiger  sind  berechtigt,  die  Freistellung 
von  der  Liquidation  zu  verlangen,  beziehungsweise  sie 
nur  gegen  Bürgschaft  des  polnischen  Staates  für  ihre 
Forderungen  zu  gestatten. 

Wenn  Polen  daher,  wie  verlautet,  eine  Liquidation  deutscher 
Hypothekenforderungen  bisher  noch  nicht  vorgenommen  hat,  so 
ist  das  in  den  rechtlichen  und  tatsächlichen  Verhältnissen  tief 
begründet.  Je  weniger  daher  Polen  freilich  eine  wirkliche  Liqui- 
dation vorzunehmen  vermag,  um  so  mehr  scheint  es  mit  anderen 
Mitteln  zu  arbeiten,  mit  dem  radikalen  Agrargesetz  vom  15.  Juli 
1920,  welches  unter  anderem  Titel  auch  dem  Ziele  einer  weniger 
kostspieligen  Entdeutschung  des  Grund  und  Bodens  zustrebt,  und 
mit  dem  Währungsgesetz  vom  20.  November  1919.  Denn  je  mehr 
die  polnische  Valuta  gegenüber  der  deutschen  sinkt,  um  so  kost- 
spieliger und  praktisch  unmöglicher  würde  die  Liquidation  deutscher 
Werte.  Die  richtige  Auslegung  des  Valutagesetzes  ist  daher  eine 
Frage,  die  auch  für  das  Liquidationsrecht  Polens  von  grösster 
Bedeutung  ist:  mit  ihm  werden  wir  uns  später  eingehend  zu  be- 
schäfügen  haben. 

IV. 

1.  Artikel  297  b  gibt  den  alliierten  Staaten  das  Recht,  die  deutsehen 
Güter,  Rechte  und  Interessen  „zurückzubehalten  und  zu  liqui- 
dieren" („retenir"  -  „retain").  Artikel  92  Abs.  4,  der  für  Polen 
massgebend  ist,  spricht  nur  von  „Liquidieren",  ohne  das  „Zurück- 
behalten" zu  erwähnen.  Zwar  spricht  auch  er  von  Liquidieren 
„auf  Grund  des  Artikels  297"  und  nimmt  damit  dessen  Normen 
in  Bezug,  aber  eben  nur  insoweit,  als  sie  auf  eine  Entdeutschungs- 
liquidation  anwendbar  sind:  Artikel  92  Abs.  4  sagt  selbst,  dass 
die  Liquidation  auf  Grund  des  Artikels  297b  „nur  nach  Mass- 
gabe nachstehender  Bestimmungen"  zulässig  ist.  Und  Artikel  297  b 
beginnt  mit  den  Worten  „vorbehaltlich  im  Vertrage  enthaltener 
abweichender  Bestimmungen."  Diese  „Massgabe"  und  diese 
„Vorhalte"  festzustellen,  ist  die  Aufgabe,  die  der  juristischen  Aus- 
legung gestellt  sind.  Es  ergibt  sich  daher  für  das  Wort  „retenir" 
wieder  die  uns  bekannte  Interpretationsfrage. 

Da  ist  es  nun  sofort  klar,  dass  das  Recht,  die  deutschen  Güter. 
Rechte  und  Interessen  „zurückzubehahen"  nur  auf  die  Haupt- 
gegner Deutschlands  passt,  die  eine  Kriegsgesetzgebung  gegen 
das  „feindliche  Vermögen"  ausgebildet  und  kraft  ihrer  eine  Be- 
schlagnahme   dieses   Vermögens    angeordnet   hatten:    man    kann 
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nur  da  von  einem  „retenir"  sprechen,  wo  bereits  ein  „detenir- 
gegeben  ist.  Gidel  et  Barrault  (S.  54)  interpretieren  den  §  V) 
wie  folgt:  „!.'  annexe  section  IV  §  9,  pour  faciliter  les  Ope- 
rations de  liquidation.  precise  que  les  mesures  exc^ptionnelles 
de  guerre  (entendez  par  lä  les  mises  sous  sequestre  et 
mesures  analogues)  pourront  se  prolonger  ou  s'  appliquer  ä 
Fegard  de  ces  biens  allemands  apres  la  mise  en  vigueur  du  traite.;' 
Ein  solches  „retenir"  hat  aber  auch  nur  Sinn  für  die  Repa- 
rationsliquidation. Denn  bei  ihr  kommt  es  in  der  Tat  darauf  an. 
eine  möglichst  grosse  Liquidationsmasse  zu  haben,  die  den 
Wiedergutmachungszwecken  nutzbar  gemacht  werden  kann.  Was 
sich  dieser  Liquidation  entzieht,  entzieht  sich  zugleich  ihrem 
Zwecke*  der  Wiedergutmachung.  Gerade  umgekehrt  liegt  es 
bei  der  Entdeutschungsliquidation.  Zwar  ist  es  auch  bei  ihr  für 
Polen  wesentlich  zu  wissen,  was  an  sich  hquidierbar  ist,  damit 
es  die  ihm  wichtigsten  Teile  der  Masse  auswählen  kann.  Aber 
Polen  hat  nicht  das  geringste  berechtigte  Interesse  daran,  die 
deutschen  Rechte  in  dem  Stadium  festzuhalten,  in  dem  sie  sich 
am  10.  Januar  1920  befanden,  sie  „zurückzubehalten."  Denn 
was  sich  der  Entdeutschungsliquidation  dadurch  entzieht, 
dass  es  aufhört  deutsch  zu  sein,  wird  dem  einzigen  Zwecke 
dieser  Liquidation  nicht  entzogen,  sondern  gerade  zugeführt. 

Es  kann  daher  vor  allem  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass 
weder  der  Absatz  2  des  Artikels  297  b.  noch  §  9  der  Anlage  zu 
Artikel  297/98  unter  die  „Massgabe"  des  Artikels  92,  Abs.  4. 
wohl  aber  unter  den  „Vorbehalt"  des  Artikels  297  b  fällt. 
Artikel  297  b,  Abs,  2  stellt  zur  Durchführung  des  ZurückbehaL 
tungsrechtes  ein  Verfügungsverbot  für  den  deutschen  Berechtigten 
auf,  und  §  9  der  Anlage  lässt  die  deutschen  Rechte  bis  zur  Durch- 
führung der  Liquidation  ,, weiterhin  den  im  Hinblick  auf  sie  ge- 
troffenen oder  zu  treffenden  ausserordentlichen  Kriegsmassnahmen" 
unterliegen  (was  nach  §  3  der  Anlage  bedeutet,  dass  Massnahmen 
gestattet  sind,  deren  Zweck  ist,  dem  Eigentümer  das  Verfügungsrecht 
über  sein  Gut  zu  entziehen,  ohne  das  Eigentumsrecht  selbst  anzu- 
tasten). Auch  das  sind  Massnahmen  zur  Durchführung  des  Liqui- 
dationsrechtes und  zur  Sicherstellung  der  Liquidationsmasse,  die  für 
Polen  nicht  in  Frage  kommen.  (Über  die  sekundäre  Hilfsfunktion  dieser 
Normen  vergleiche  auch  Scholz  in  der  Zeitschrift  für  Völkerrecht, 
Bd.  1 1,  S.  533;  über  ArL  297b  Abs.  2  vgl.  auch  Isay  S.  192,  der  auf 
die  schlechte  deutsche  Übersetzung  hinweist  und  die  Verfügungs- 
beschränkung erst  mit  dem  Beginn  der  Liquidation  zulassen  will). 
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2.  S  c  h  0 1  z  macht  freilich  darauf  aufmerksam,  dass  neben  diesem 
Zurückbehaltungsrecht  als  „Vorbereitungsmassnahme  zwecks  dem- 
nächstiger  Durchführung  der  Liquidation"  auch  noch  eine  Zurück- 
behaltung „als  Liquidationsersatz*'  im  Friedensvertrage  vorge- 
sehen ist,  und  weist  hierfür  auf  den  oben  bereits  erwähnten  §  4 
der  Anlage  zu  Artikel  297/98  und  auf  die  Wortfassung  des 
Artikels  297  h,  Absatz  1,  Ziffer  2,  Satz  3  hin.  Nach  §  4  der 
Anlage  können  sowohl  die  Liquidationserlöse  als  auch  die  Güter. 
Rechte  und  Interessen  selbst  für  gewisse  Reparationsforderungen 
belastet  werden.  Artikel  297  h  regelt  das  Verfahren,  nach  dem 
der  Reinerlös  aus  den  von  Deutschland  und  den  Alliierten  vor- 
genommenen Kriegs-  und  den  nach  Artikel  297  b  den  Alliierten 
zugestandenen  Priedensliquidationen  sowie  alle  in  Deutschland  und 
in  den  alliierten  Staaten  vorhandenen  „feindlichen  Barguthaben"  zu 
behandeln  sind.  In  Ziffer  1  werden  die  Staaten  behandelt,  die 
sich  dem  Ausgleichsverfahren  angeschlossen  haben:  die  Erlöse 
und  Guthäben  sollen  dem  deutschen  Reiche  bezw.  der  betreffen- 
den alliierten  Macht  bei  dem  zuständigen  Ausgleichsamt  und  der 
zu  Gunsten  Deutschlands  verbleibende  Saldo  diesem  nach 
Artikel  243  bei  der  Reparationskornmission  auf  seine  Wiedergut- 
maehungsschuld  gutgeschrieben  werden.  VZiffer  2  regelt  die  Frage 
für  die  Staaten,  die  sich  dem  Ausgleichsverfahren  nicht  ange- 
schlossen haben:  in  diesem  Falle  hat  beutschland  die  von  ihm 
verwahrten  Erlöse  und  Guthaben  unmittelbar  an  ihren  Eigen- 
tümer bezw.  an  dessen  Regierung  auszuzahlen,  die  alliierten 
Mächte  dagegen  dürfen  über  die  von  ihr  verwahrten  Liquidations- 
erlöse  und  Barguthaben  selbst  verfügen,  sie  zur  vorzugsweisen 
Befriedigung  der  in  §  4  der  Anlage  genannten  .Ersatzansprüche 
unmittelbar  verwenden;  sie  können  die  Güter,  Rechte  und  Interessen 
selbst  und  die  Erlöse  und  Barguthaben  einfach  einbehalten  und 
-deren  Geldwert  bei  de|- Reparationskommission  gemäss  Artikel  243 
Deutschland  auf  seine  Widergutmachungsschuld  gutschreiben 
lassen.  Hierfür  gebraucht  der  letzte  Satz  des  Artikel  297  h. 
Absatz  1  Ziff.  2  das  Wort  „retenir",  „retain";  die  deutsche  Ueber- 
setzung  des  Artikels  297  h  hat  es  mit  „zurückbehalten*'  wieder- 
gegeben. Aber  von  einem  „Zurückbehaltungsrecht"  kann  hier 
eigentlich  nicht  die  Rede  sein;  „retenir"  sowohl  wie  „retain" 
bedeutet  nicht  nur  „zurückbehalten",  sondern  auch  „behalten", 
„einbehalten".      Das  Behaltendürfen    des  Satz  3  ist  daher  eigent- 

k.Hch  nicht  ein  „Liquidationsersatz",  sondern  eine  selbstverständlich 
zulässige  Form  der  Liquidation;    der  liquidierende  Staat  braucht 
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das,  was  er  liquidieren  darf,    natürlich  nicht   an  einen  Dritten  zu 
veräussern,  sondern  er  kann  es  gegen  Erstattung  oder  Anrechnung 
seines  Wertes  auch  selbst  „behalten";  das  polnische  Liquidations- 
gesetz sieht  dies  sogar  als  zweite  Liquidationsform  vor  der  Form 
der  Zwangsveräusserung  ausdrücklich  vor  (Artikel  2  b);    ebenso 
das  französische  Liquidationsgesetz  im  Artikel  2  Absatz  2  in  der 
Form   eines    „droit  de  Preemption"  (Qidel  et  Barrault  S.  388, 
75,  77).    Und  wenn  der  §  4  der  Anlage  den  AUiiertcn  gestattet, 
nicht  nur  die  Liquidationserlöse,  sondern  auch  die  Güter,  Rechte 
und  Interessen  selbst  zu  belasten,  so  lässt  er  damit  natürlich  auch 
eine  Belastung  in  der  Art  zu,  dass  sie  sie  bei  Verfall  des  „Pfandes" 
einbehalten  und  ihren  Wert  .zur  Deckung  der  zur  vorzugsweisen  und 
unmittelbaren  Befriedigung  zugelassenen  Ersatzansprüche  verwenden 
Der   Absatz  2   des    Artikels  297  h    ist   offenbar   absichtlich, 
jedenfalls  mit  gutem  Grunde,  nicht  als  Ziffer  3  des  Absatz  1  be- 
zeichnet: die  ganze  Materie,  die  der  Absatz  1  behandelt,   soll  in 
ihm  für  die  „neuen"  und  die  an  den  Entschädigungen  nicht  be- 
teiligten Staaten  erschöpfend  geregelt  werden.    Für  sie  kommt 
der  §  4   der  Anlage  gar  nicht   in    Frage;    ebensowenig   die   Be- 
handlung von  Kriegsliquidationserlösen,  die  der  Absatz  1  in  seinen 
beiden  Ziffern  mitregelt;  und  der  Verrechnungsmodus  nach  Mass- 
gabe des  Artikels  243,  auf  den  Ziffer  1  und  2  des  Absatz  l    ab- 
zielen, endlich  soll  gerade  für  sie  ausgeschlossen  werden,  weil  der 
Absatz  2   ja   die   unmittelbare  Auszahlung    an   den   Liquidierten 
vorschreibt.  Aber  Artikel  297  h,  Absatz  2  schhesst  damit  natürhch 
die   Liquidationsform   der   Einbehaltung    gegen   Auszahlung   des 
Geldwertes   des   Einbehaltenen   an    den    Eigentümer    nicht    aus. 
dieser  Geldwert  ist  jedoch  nichts  anderes  als  der  Liquidationserlös 
für  diese  besondere  Form  der  Liquidation.     Das  Einbehalten  von 
Barguthaben  hat  im  Fall  des  Absatz  2  natürlich  keinen  Sinn,  da 
sie  ja  nirgends  gutgeschrieben  werden,  sond^n  unmittelbar  an  den. 
der  sie  bereits  hat,  auszuzahlen  wären.     Ich  kann  es  daher  nicht 
für  sehr  glückhch  halten,    wenn    Scholz    von    einem    doppelten 
„Zurückbehaltungsrecht"    spricht:    er   hat    sich    zu    sehr   an    die 
sc  hlechte  deutsche  Übersetzung  gehalten,  die,  statt  „zurückbehalten'' . 
„behalten"  oder  „einbehahen"  hätte  sagen  müssen.    So  muss  er, 
um  zu  einem  sinnigen  Ergebnis  zu    kommen,    für  Artikel  297  h, 
Absatz  2  einen  Analogieschluss  vornehmen :  dieser  Absatz  spreche 
zwar  nur  von  der  unmittelbaren  Auszahlung  des  „Liquidations- 
erlöses", die  unmittelbare  Auszahlung  müsse  aber  „sinngemäss 
auch   für    die    Zurückbehaltung    als    Liquidationsersatz"    gelten 
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(S.  541).  Unzweifelhaft:  der  Geldwert  für  Güter,  Rechte  und 
Interessen,  die  der  Staat  selbst  an  sich  nimmt,  ist  eben  der  IJqui- 
dationserlös  für  diese  Liquidationsform. 

3.  Es  besteht  freilich  im  Texte  des  Friedensvertrages  keine  ein- 
deutige   und   konstante  Terminologie;    und   die   deutsche   Ober- 
setzung hat  die  damit  gegebenen  Schwierigkeiten   noch    erhöht 
In  Artikel  2^7  h,  Ziffer  2  übersetzt  sie  -  -  unzweifelhaft  falsch  ~ 
„zurückbehalten",  während  sie  das  „retenir  et  liquider"  im  Artikel  74. 
der  das  Lipuidationsrecht  unter  Hinweis  auf  Artikel  53  und  297  b 
für   Elsass- Lothringen   regelt,    mit    „einbehalten"    wiedergibt,    im 
.\rtikel  297  b  selbst   aber  „zurückbehalten"  sagt.     Es   gehen    im   j 
Friedensvertrage  offenbar  ein    engerer   und    ein    weiterer    Liqui- 
dationsbegriff  nebeneinander   her:    der  weitere   umfasst  die  Ein-    ' 
behaltung  und  den  Verkauf,  der  engere  bezeichnet  nur  den  Verkauf 
Im  Artikel  297  c  und  h,  Absatz  1  ist  das  französische  Wort  „Hqui- 
dation"  im  englischen  Text  geradezu  mit  „sale"  wiedergegeben 
Der  umfassende  Begriff  „Liquidationserlös"  („produit",  ,,proceeds") 
.  ist    mehrfach    in  .  „Kaufpreis"   und    „Entschädigung"  („prix"  und 
.,indemnite",  „price"  und  „amount  of  compensation")  auseinander- 
gelegt: so  in  Art.  297  c  und  f  Abs.  1.     Artikel  297  c  spricht  übbr- 
haupt  von  ,,modes  d'evaluation  et  de  liquidation"  und  von  „retenir  ou 
liquider"  (also  offenbar  „liquider"  im  engeren  Sinne  und  „retenir'' 
als  Liquidationsform  der  „Einbehaltung");  ebenso  spricht  die  die 
Entschädigung  regelnde    litera  i)    von    „en    raison    de    la    liqui- 
dation ou  de  la  retention".  während  die  litera  b)  von  dem  „droit 
de  retenir  et  de  hquider"  spricht.    Ebenso  der  Elsass-Lothringen 
betreffende  Artikel  75  in  seinem   ersten,   dem  Artikel  297  b  ent- 
sprechenden Absatz  1,  während  er  in  seinem  zweiten  Absatz,  der 
der  litera  i  entspricht,    nur  von  Entschädigungen    „par  les  dites 
liquidations"   spricht,    also    offenbar   das    „retenir"  nur   als  Vor- 
bereitung der  Liquidation  im  Sinne  des  „Zurückbehaltens"  meint 
Artikel  297  h    dagegen  spricht  sechsmal  im  weiteren  Sinne  von 
Liquidation  und  Liquidationserlös  und  verwendet  für  das  eigent- 
I  liehe  „Zurückbehalten"  die  Worte  „saisir"  und  „detenir-  (Ziffer  l) 
s^  1 1  Abs.  2  der  Anlage  zu  Artikel  296,    nach    dem    die    bei    den 
.\usgleichsämtern  bestehenden  Salden  zu  Lasten    eines   allierten 
Staates  nicht  auszubezahlen    sind    bis    zur  völligen  Befriedigung 
aller    Ersatzansprüche,    gebraucht    das  Wort    „retenir".    das    die 
deutsche  Übersetzung  hier  wieder  richtig  mit ,, einbehalten"  wieder- 
gibt.     Die    „Deutschen    Richtlinien"    über    die    vom    Deutscheiv 
Reiche    zu    gewährenden     Entschädigungen    vom    2U.  Mai  1920 
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(ROBl.  S.  1101  ff.)  haben  das  Wort  „Einbehaltung''  verwendet 
und  sprechen  zutreffend  in  den  §§  2  und  9  von  „Liquidation" 
oder  „Einbehaltung",  wie  Artikel  297  e)  und  i),  und  im  §9  von 
„Beschlagnahme"  wie  Art.  297  h  Abs.  1  Ziff.  2. 

Trotz  dieser  terminologischen  Schwankungen  ist  aber  die 
Sache  selbst  klar:  Die  Hauftaliiierten  dürfen  „zurückbehalten"., 
d.  h.  zur  Vorbereitung  der  Liquidation  im  engeren  Sinne  die  „Be- 
schlagnahme" aufrechterhalten,  und  sie  dürfen  liquidieren,  d.  h. 
nach  ihrem  Belieben  „einbehalten-  oder  „verkaufen".  Polen  da- 
gegen ist  ein  „retenir"  als  Liquidationsform  des  -„Einbe- 
haltens"  natürlich  gestattet,  ein  „retenir"  im  Sinne  des  „Zurück- 
behaltes"  dagegen  versagt.  Es  ist  daher  nicht  bloss  als  Zufall 
anzusehen,  dass  im  Artikel  92,  Absatz  4  nur  vom  ^^echte  zu 
., liquidieren"  gesprochen  wird,  zumal  der  in  demselben  Teil  111 
stehende,  auf  Elsass-Lothringen  bezügliche  und  auch  auf  Ar- 
tikel 297  b  hinweisende  Artikel  74  ausdrücklich  auch  ein  „retenir'^ 
gewährt  und  dies  unzweifelhaft,  wie  aus  dem  Vergleich  zwischen 
seinem  Absatz  2  mit  Artikel  297  i  klar  hervorgeht,  im  Sinne  des 
..Zurückbehaltens"  als  Vorbereitung  der  Liquidation  gebraucht. 

4.  Polen  ist  zur  Vorbereitung  seiner  Liquidation  nur  befugt,  die 
liquidierbaren  deutschen  Güter,  Rechte  und  Interessen  zu  re- 
gistrieren, eine  Bestandsaufnahme  vorzunehmen  und  diese  durch 
Auferlegung  der  Pflicht  von  jeder  Änderung  Mitteilung  zu  machen 
auf  dem  Laufenden  zu  halten.  Das  hat  Polen  an  sich  wohl  selbst 
gefühlt,  wenn  es  sein  Gesetz  vom  4.  März  1920  in  erster  Linie 
betitelt  als  „Gesetz  über  die  Registrieru/ig  des  deutschen  Eigen- 
tums", freilich  dabei  nicht  stehen  bleibt,  'sondern  unter  Über- 
schreitung der  ihm  durch  Artikel  92,  Abs.  4  gezogenen  Schranken 
schon  im  Titel  hinzufügt  „und  Sicherstellung".  Die  mannigfachen 
Verfügungsbeschränkungen,  die  das  Gesetz  aufstellt  und  durch 
Strafen  sanktioniert,  sind  daher  rechts-  und  vertragswidrig.  Wenn 
auch  die  polnischen  Behörden  dem  Gesetz  entsprechend  zu  ver- 
fahren verpflichtet  sind,  für  den  deutschen  Richter  und  Gläubiger 
sind  diese  Normen  ungikig  und  unanwendbar  (vgl.  Isay  S.  192t. j§ 

Die  polnischen  Behörden  sind  im  übrigen  auch  garnicht  in 
der  Lage  zu  hindern,  dass  ein  deutscher  Gläubiger  seine  Forde- 
rung an  einen  Polen,  sei  es  rriit  Wohnsitz  in  Deutschland,  sei  es 
sogar  mit  Wohnsitz  in  Polen  zediert,  oder  dass  er  seine  Forde- 
rung gegen  eine  Forderung  seines  Schuldners  aussergerichtlich 
oder  auch  vor  einem  deutschen  Gerichte  aufrechnet.  Dass  die 
iiquidierbaren  Güter  trotz  ihrer  .jndisponibilite"  von  dritter  Seite 


pfandbar  und  vererblich,  und  dadurch  auch  der  Reparalionsliqui- 
dation  entziehbar  sind,  ist  für  die  in  Frankreich  sequestrierten 
Güter  wenigstens  insoweit  anerkannt,  dass  der  Liquidationserlös 
dem  Zugriff  des  pfändenden  Gläubigers  unterliegt  und  insoweit 
der  [Reparation  entzogen  wird.  (Gidel  et  Barault,  S.  67/69.)  Dass 
die  Leistungsklage  über  ein  liquidierbares  Recht  gegeben  ist,  hat 
das  polnische  Appellationsgericht  in  Posen  durch  Urteil  vom 
10.  Juni  1920  anerkannt,  weil  in  der  Klage  keine  Verfügung 
liege,  sondern  nur  ein  Antrag  auf  Entscheidung  darüber,  wem  die 
Streitmasse  gehört.  In  Frankreich  wird  zu  Unrecht  aus  der 
.,indisponibilite"  auf  die  Unmöglichkeit  einer  Klage  über  den 
sequestrierten  Gegenstand  geschlossen.  (Gidel  et  Barault,  S.  67.) 

Der  deutsche  Gläubiger  ist  also  zu  jeder  Verfügung  über 
seine  Forderung  berechtigt,  wie  der  Schuldner  auch  zyr  Zahlung 
von  Zinsen  und  bei  Fälligkeit  der  Schuld  zur  Erfüllung  verpflichtet 
ist.  Wenn  diesbezüglich^^'  Rechtsfragen  vor  deutsche  Gerichte 
kommen,  so  sind  diese  gehalten,  die  aussergerichtlichen  Ver- 
fügungen anzuerkennen  und  den  Klagen  auf  Zinszahlung  und 
Erfüllung  stattzugeben.  Es  ist  nicht  angängig,  in  dem  Artikel 
297  b,  Abs.  2,  der  sagt,  dass  die  Liquidation  nach  den  Gesetzen 
des  betreffenden  alliierten  Staates  zu  erfolgen  habe,  eine  Blanko- 
verweisung  auf  das  polnische  Recht  zu  sehen:  Eine  „X'erweisung^" 
auf  polnische  Gesetze  kommt  für  einen  deutschen  Richter  nyr 
insoweit  in  Betracht,  als  das  Gesetz  im  Rahmen  des  sinngemäss 
ausgelegten  Friedensvertrages  liegt,  was  er  zu  prüfen  hat.  An 
sich  wären  auch  die  polnischen  Gerichte  und  Behörden  verpflichtet 
ebenso  zu  verfahren.  Aber  für  sie  ist  das  polnische  Registrierungs- 
gesetz als  gehörig  verkündetes  Gesetz  nach  Artikel  81  der  pol- 
nischen Verfassungsurkunde  nicht  prüfbar. 

Artikel  9  des  Registrierungsgesetzes  verpflichtet  freilich  die 
Eigentümer  bezw.  -Besitzer  registrierter  Rechte  oder  Interessen 
zur  ordnungsgemässen  Verwaltung;  daher  müssen  die  polnischen 
Behörden  wenigstens  Zinszahlungen  und  die  Geltendmachung  der 
dem  Gläubiger  vor  der  Pfandreife  zustehenden  Rechte  zulassen, 
da  sowohl  die  Geltendmachung  dieser  Rechte  wie  das  Zahlen 
fälliger  Zinsen  nicht  eine  Verfügung  über  das  obligatorische  Recht,, 
sondern  einenTeil  ordnungsgemässer  Verwaltung  desselben  darstellt. 

5.  Nun  schreibt  aber  Artikel  4  des  Währungsgesetzes  vom 
20.  November  1919  für  die  ehemals  preussischen  Eandesteile 
Polens  vor,  dass  Schuldner,  die  ihre  Zahlungen  ausserhalb  des 
polnischen  Staates  zu  leisten  haben,    bis    zur    späteren  Regeluno^ 
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der  Angelegenheit  Stundung  erteilt  wird,  soweit  die  den  Geld- 
verkehr mit  dem  Auslande  regelnden  Behörden  nichts  anderes 
beschliessen;  es  werden  demgemäss  auch  alle  die  Rechtsfolgen, 
die  sich  aus  der  nicht  rechtzeitigen  Erfüllung  der  bezeichneten 
Verpflichtungen  nach  Gesetz  oder  Vertrag  ergeben,  damit  aus- 
geschlossen. Diese  Bestimmung  enthält  nur  ein  Moratorium,  sie 
berührt  daher  den  Bestand  der  deutschen  Forderungen  als  solcher 
nicht:  es  kann  ihr  daher  nicht  der  Artikel  299  entgegengehalten 
werden,  der  die  Verträge  zwischen  Deutschen  und  Polen  aufrecht 
erhält.  (Ebenso  Güssfeld  im  Bankarchiv  Nr.  19,  S.  204.)  Zweifel- 
haft ist  dagegen,  ob  der  Artikel  4  des  Valutagesetzes  mit  dem 
Friedensvertrage  aus  anderen  Gründen  vereinbar  ist. 

Das  Kammergericht  hat  in  einem  Urteil  des  14.  Zivilsenats 
vom  10.  Dezember  1920  die  Anwendbarkeit  für  den  deutschen 
Richter  abgelehnt,  wie  auch  der  oberste  Gerichtshof  in  Oesterreich 
die  Anwendbarkeit  eines  serbischen  Moratoriums  verneint  hatte 
(Vergl.  Rukser,  S.  73.)  Dieser  Auffassung  von  der  rein  terri- 
torialen Geltung  solcher  Normen  entspricht  es  auch,  wenn  die 
Frage  nach  der  Anwendbarkeit  der  deutschen  Bekanntmachung 
vom  7.  August  1914  über  die  gerichtliche  Bewilligung  von  Zahlungs- 
fristen auch  dann  angenommen  wurde,  wenn  das  Rechtsverhältnis, 
für  das  diese  BewiUigung  beantragt  wird,  an.  sich  dem  aus- 
l^dischem  Recht  untersteht.  (Vergl.  Güthe-Sch leg el berger 
Band  1,  S.   192-93.) 

Jedenfalls  muss  angenommen  werden,  dass  das  in  Artikel  4 
des  Währungsgesetzes  gegebene  Moratorium  wenn  auch  mit 
Artikel  299  d  an  sich  betrachtet  —  so  doch  nicht  mit  dem 
Friedensvertrage  vereinbar  ist.  Zwar  lässt  das  Moratorium  das 
deutsche  Vertragsrecht  als  solches  ungekränkt,  aber  es  beein- 
trächtigt seine  Ausübung  und  volle  Auswirkung.  Und  der  Friedens- 
vertrag gestattet  natürlich  nicht,  dass  die  von  ihm  selbst  aus- 
drücklich aufrechterhaltenen  Vertragsrechte  auf  Umwegen  nun 
doch  wieder  beeintr^htigt  werden,  es  sei  denn,  dass  er  das  durch 
ausdrückliche  Normen  zulässt,  wie  das  durch  die  Zulassung  ihrer 
Liquidierbarkeit  zum  Beispiel  geschehen  ist.  Das  ergibt  sich  mit 
aller  Deutlichkeit  wieder  aus  dem  §  2  der  Anlage  zu  Ar- 
tikel 299-303,  den  wir  argumenti  causa  schon  einmal  zur  Be- 
gründung der  IJquidierbarkeit  aufrechterhaltener  Vertragsrechte 
herangezogen  haben.  Denn  dieser  Paragraph  besagt,  dass  die 
unter  a)  bis  e)  genannten  Vertragsrechte  in  Kraft  bleiben,  un- 
beschadet der  Rechte  aus  Artikel  297b.  unter  Vorbehalt  ferner 
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der  Anwendung  der  während  des  Krieges  getroffenen  Vor- 
schriften, unter  Vorbehalt  schliesslich  abweichender  Vertrags- 
bestimmungen. Das  besagt  unzweideutig,  dass  die  aufrecht- 
erhaltenen Vertragsrechte  wohl  diesen,  aber  auch  nur  diesen 
Beschränkungen  unterliegen.  Darum  widerspricht  das  Moratorium 
dem  Friedensvertrag. 

Dazu  kommt  noch  ein  weiteres.     Artikel  92,  Abs.  5  schreibt 
zwingend    vor,    dass   alle    im  Friedensverträge,  selbst    nicht   ge- 
regelten   F^>agen,    die    anlässlich     der    Abtretung    entstehen,     in 
späteren    Uebereinkommen    zu    regeln    sind.    Selbst   wenn    man 
also   annähme,    dass    die  Frage   der  Erfüllung  aufrechterhaltener 
Verträge  nicht  geregelt  ist,  so  würde  die  Frage,  in  welcher  Weise 
fällige  Schulden    zu    bezahlen    sind,    die  aus  Verträgen  stammen, 
welche    vor   der  Abtretung    begründet  waren,    unzwetfelhaft  eine 
Frage    sein,    die   sich    aus    der    Abtretung   ergibt.     Die  Verträge 
waren    unter   der   Herrschaft   desselben    Gesetzes   für  Gläubiger 
und   Schuldner   rechtsgiltig   errichtet   und    wären    ohne    das  Da- 
zwischentreten  der  Zession    unter   der  Herrschaft   der  deutschen 
Souveränität  verblieben.     V^ie   die  Rechte   aus    diesen  Verträgen 
nach  der  Zession  verwirklicht  werden,    ist   daher   eine    sich    aus 
der  Abtretung  ergebende  Frage:  „arisen  out  of  the  cession*-,  eine 
Frage,    „que  pourrait  faire  naitre  la  cession".     Wenn   man  daher 
auch    annehmen    mag,    dass    ein  Staat    berechtigt   ist.    aus  einer 
besonderen  politischen  und  wirtschaftlichen  Not-  und  Zwangslage 
allgemeine  Moratorien    oder   auch  Moratorien   für  alle  Auslands- 
schulden   zu    erlassen,    ja    selbst    wenn    man    annähme  —  was 
durchaus    nicht   zutrifft  — .    dass    solche    Moratorien    gegen    nur 
einen    bestimmten  Staat  gerichtet  sein  dürften,    ohne   als    eine 
völkerrechtlich     zulässige    Retorsion    oder    Repressalie     gerecht- 
fertigt zu  sein  — ,  so  würde  selbst  dann  das  polnische  Moratorium 
dem    Friedensvertrage    widersprechen,    weil    eben    im   Artikel  92, 
Abs.  5  dafür  eine  vertragliche  Regelung  bindend  vorgeschrieben 
und  damit  ein  einseitiges  Vorgehen  Polens  ausgeschlossen  ist 
Dieser  Staat  könnte  sich  zur  inneren  Rechtfertigung  dieser  Mass- 
Niahmcn  nur  auf  die  sich  aus  der  Zession  ergebenden  Notwendig- 
keiten berufen;  gerade  dann  aber  fällt  sie  unier  .Artikel  92,  Abs.  5, 
der  die  autonome  Freiheit  Polens  einschränkt. 

V. 

in  den  vorliegenden  Ausführungen  haben  Wir  mehrfach  Ver- 
letzungen   des    Friedensvertrages    fesstellen    müssen.      Dagegen 
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stehen  dem  deutschen  Reiche  die  allgemeinen  Reaktionsmittel  zu. 
die  das  Völkerrecht  gegen  Rechts-  und  Vertragsverletzungen  aus- 
gebildet hat.  Aber  darüber  hinaus  gibt  der  Friedensvertrag  den 
Beteiligten  besondere  Rechtsmittel,  in  dem  er  ihnen  unter  be- 
stimmten Voraussetzungen  gestattet,  das  Gemischte  Schiedsgericht 
anzurufen,  dessen  Bildung  der  Friedensvertrag  eigentlich  binnen 
drei  Monaten  nach  seinem  Inkrafttreten  den  Beteiligten  zur  Pflicht 
macht  (Artikel  304),  und  dessen  Bestehen  nach  Artikel  92  Absatz  4 
eigentlich  die  „condicio  sine  qua  non"  für  jede  Liquidations- 
handlung Polens  ist.  Freilich  ist  dieses  Gemischte  Schieds- 
gericht erst  nachträglich  ins  Leben  getreten. 

L  Die  erste  für  uns  in  Betracht  kommende  Zuständigkeit 
setzt  voraus,  dass  bereits  eine  Liquidation,  ob  zu  Recht  oder 
zu  Unrecht  vorgenommen  ist.  Der  Liquidierte  kann  dann  vor 
dem  Schiedsgericht  oder  vor  einem  von  ihm  ernannten  Schieds- 
richter verlangen,  dass  ihm  eine  angemessene  Entschädigung 
zuteil  wird,  wenn  nachweislich  die  Verkaufsbedingungen  oder 
irgendwelche  von  Polen  ausserhalb  seiner  allgemeinen  Ge- 
setzgebung ergriffenen  Massnahmen  den  Liquidationspreis  in. 
unbilliger  Weise  zu  seinen  Ungunsten  beeinflusst  haben.  Hier- 
nach kommt  sowohl  die  Frage,  ob  überhaupt  eine  Liquidation 
stattfinden  durfte,  als  auch  die,  ob,  wenn  eine  Liquidation  erfolgt 
war,  die  Höhe  des  Liquiditionserlöses  unbillig  ist,  vor  das 
schiedsgerichtliche  Forum. 

2.  Die  zweite  Zuständigkeit  des  Schiedsgerichts  beruht  auf 
Artikel  305:  sie  ist  eine  subsidiäre  und  die  umfassendste.  Danach 
kann  gegen  jedes  Gerichtsurteil  eines  deutschen  oder  polnischen 
Gerichts,  welches  die  Normen  der  Abschnitte  111,  IV,  V  und  \'ll 
des  Teils  X  (also  die  Abschnitte  über  Schulden  —  Güter,  Rechte 
und  Interessen,  —  Verträge,  X'eriährung,  Urteile  —  gewerbliches 
Eigentum  )  verletzt,  von  dem  geschädigten  Deutschen  oder 
Polen  zwar  nicht  angefochten  werden,  aber  der  Geschädigte  hal 
einen  Anspruch  auf  Schadensersatz:  „aura  droit  ä  une  reparation", 
„shall  be  entitled  to  obtain  redress".  Der  Pole  hat  darüber  hinaus 
das  Recht  zu  verlangen,  dass  das  Schiedsgericht  die  Parteien  in 
die  Lage  zurückversetzt,  in  der  sie  sich  vor  dem  von  einem 
deutschen  Gericht« gefällten  Urteü  befanden. 

Wenn  hier,  wie  auch  sonst  oft.  der  Grundsatz  der  Gleich- 
behandlung sowohl  der  Staaten  wie  der  Privatparteien  gröblicli 
verletzt  ist,  so  ist  doch  immerhin  auch  der  geschädigten  deutschen 
Partei  ein  .Anspruch    auf  Schadensersatz   gegen    Friedensvertrag- 


verletzende  L'rteiie  polnischer  Genchie  gegeben.  Dariinier  raiien 
:^owohi  die  Entscheidungen  der  ordentlichen  Gerichte  wie  der 
\ en^altungsgerichte.  Wenn  also  z.  B.  nach  Artikel  7  des  Re- 
gistrierungsgesetzes vorgeschrieben  ist.  dass  alle  Rechtsgeschäfte 
welche  gegen  das  Verfügungs verbot  Verstössen,  nichtig  sind,  unü 
die  Nichtigkeitserklärung  auf  Antrag  des  Hauptliqnidationsamtes 
..im  Gerichtswege*'  erfolgen  soll,  so  stellt  sich  diese  gerichtliche 
Nichtigkeitserklärung  unzweifelhaft  als  ..decision*.  ..jngement"  dar. 
und  Artikel  305  muss  Anwendung  finden.  Ebenso  ist  es  natürlich 
mit  den  Entscheidungen  der  X'erwaltungsgerichte,  d.  h.  auch  so- 
weit Verwaltungsbehörden  zugleich  als  \'en*"altungsgerichte  tätig 
werden.  Das  ist  immer  der  Fall,  wemi  Verwaltungsbehörden 
wirkliche,  rechtskraftfähige  Entscheidungen'  fällen,  die  weder 
im  ordentlichen  Rechtswege  noch  im  Verwahungsstreitvenahren 
anfechtbar  sind:  denn  dann  sind  sie  eben  insoweit  Verwaltungs- 
gerichte. Das  entspricht  auch  der  enghschen.  fi  anzösischen  und 
belgischen  Rechtsauffassung:  wo  eine  den  Gerichtsurteilen  ent- 
sprechende Rechtskraft  von  »Entscheidungen-  gegeben  ist.  liegt 
ein  »jugement*.  eine  'decision«  vor.  die  nach  Art.  305  der  schieds- 
gerichtlichen Nachprüfung  unterworfen  ist.  Sonst  hätte  ja  jeder 
Staat,  der  deutsche  sowohl  wie  der  alliierte,  die  A\öglichkeit  in 
fraudem  instrumenti  pacis  den  Art.  .305  illusorisch  zu  machen 
Wenn  Polen  daher  die  Liquidation  in  die  Hände  von  *  Liquidations- 
ausschüssen« (Gesetz  vom  15.  Juli  1920  Art.  2  und  Reglement 
vom  22.  November  1920  Art.  3  und  4)  gelegt,  und  auch  die  Aus- 
führungsverordnung vom  10.  Juli  1920  zum  Registrierungsgesetz 

Art  6  und  7»  andere  Behörden  mit  rechtskraftfähigen  ^Entschei- 
dungen«  betraut  hat  so  unterliegen  auch  deren  *  Entscheidungen 
der  Nachprüfung  des  Gemischten  Schiedsgerichts.  Wenn  auch  in 
solchen  Fällen  die  polnischen  Behörden  nicht  anders  konnten,  als 
die  für  sie  unüberprüfbaren  polnischen  Gesetze  zur  Anwendung 
bringen,  so  tut  das  dem  Rechte  des  Schiedsgerichts, '  die  Sache 
anders  /u  beurteilen,  keinen  Eintrag.  Es  wird  nicht  den  Behörden, 
sondern  dem  Gesetze  Vertragsverletzung  vorgeworfen,  und  der 
Artikel  .305  hat  nicht  die  Voraussetzung,  dass  gerade  die  Behörden 
die  Verantwortung  für  die  Vertragsverletzung  haben,  sondern  dass 
objektiv  ..such  decision  is  inconsistant  with    the  provisions 

!  such   sections".    ..que  ce  jugement  nest  pas  conforme  aux 
dispositions  desdites  sections". 

Da   nach    obigen   .Ausführungen    sodann   der    Artikel   4    de^ 
^  alutagesetzes    mit  seinem  .Woratorium    nicht  im   Einklänge   mit 
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dem  Friedensvertrag  ist,  würden  alle  Gerichtsurteile,  die  dies 
Moratorium  zur  Anwendung  bringen,  entweder  unmittelbar,  oder 
für  die  Ablehnung  der  Rechtsfolgen,  die  sich  aus  der  nicht  recht- 
zeitigen Erfüllung  ergeben,  einer  Nachprüfung  durch  das  Schieds- 
gericht unterliegen.  Dies  könnte  freilich  auf  Antrag  des  deutschen 
Gläubigers  keine  restitutio  in  integrum  vornehmen,  aber  der 
deutsche  Gläubiger  „shall  be  entitled  to  obtain  redress"  „aura 
droit  ä  une  reparation". 


B.   Die  Valuiafrage. 

l. 

Die  Frage,  ob,  und  gegebenenfalls  inwieweit  die  polnische 
Valutagesetzgebung  auf  die  Höhe  der  deutschen  Hypotheken- 
forderungen eingewirkt  hat,  bietet  besondere  Schwierigkeiten. 

Auch  bei  der  Erörterung  dieser  Frage  wird  im  allgemeinen 
auf  die  iNormen  des  internationalen  Privatrechts  abgestellt :  man 
fragt,  ob  nach  den  Normen  der  Statutenkollision  für  eine  Forde- 
rung der  deutsche,  bezw.  der  polnische  Richter  deutsches  oder 
polnisches  Recht  anzuwenden  habe  :  bejaht  man  dann  die  Anwend- 
barkeit des  polnischen  Rechts  —  so  müsste  man,  an  sich  auch 
das  polnische  Valutagesetz  mit  seinem  Zwangskurse  der  Ent- 
scheidung zugrundelegen,  wenn  nicht  der  Artikel  30  EG  BGB  die 
Anwendung  des  polnischen  Gesetzes  ausschhesst,  weil  es  gegen 
die  guten  Sitten  bezw.  gegen  den  Zweck  eines  deutschen 
Gesetzes  verstösst. 

Ich  halte  diese  Argumentationsweise  für  zu  schematisch,  sie 
trägt  den  Besonderheiten  der  Lage  nicht  genügend  Rechnung. 
Ich  will  es  zunächst  dahingestellt  sein  lassen,  ob  und  in  welchem 
Sinne  es  berechtigt  ist  zu  sagen  :  das  internationale  Privatrecht 
findet  hier  keine  Anwendung.  Wenn  man  die  Normen  des  inter- 
nationalen Privatrechts  in  einem  zu  engen  Sinne  nimmt,  halte  ich 
es  für.  falsch,  sie  zugrunde  zu  legen,  während  ich  glaube,  dass 
sie  in  der  Tat  zur  Anwendung  kommen  müssen,  wenn  man  sie 
nicht  in  einem  zu  engen  Sinne  auffasst ;  und  da  ich  glaube, 
dass  man  das  ihrem  wahren  Sinne  nach  nicht  tun  darf, 
so  würde  ich  in  diesem  Sinne  die  Anwendbarkeit  des  inter- 
nationalen Privatrechts  bejahen.  Im  übrigen  wird  zu  zeigen  sein, 
dass  man  zu  dem  gleichen  Ergebnisse  kommt,  wenn  man  nur 
vom  Friedensvertrage    ausgeht    und    ihn  aus  sich  selbst  und  der 
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Natur   der  Sache    entsprechend    interpretiert,    und  wenn   man  die 
i. ehren  des  internationalen  Privatrechts  zugrundelegt. 

II. 

1.  Das  Problem,  was  aus  den  Rechtsbeziehungen  wird,  die  vor 
einer  Gebietszession  als  Rechtsbeziehungen  desselben  Staates  und 
Rechtsgebiets  begründet  waren,  durch  die  Zession  aber  zu  Rechts- 
beziehungen zwischen  dem  deutschen  und  dem  polnischen  Rechts- 
gebiet geworden  sind,  ist  zunächst  ein  Problem  aus  der  Lehre 
von  den  Gebietszessionen. 

Der  Friedensvertrag  hält  in  Artikel  299  d  für  Polen,  im  Gegen- 
salz zu  den  Hauptgegnern  Deutschlands,  die  vor  der  Zession 
begründeten  Vertragsbeziehungen  aufrecht  und  erkennt  damit  die 
auf  Grund  dieser  Vertragsverhähnisse  erworbenen  Rechte  als 
fortbestehend  an.  Und  Vie  wir  bereits  sahen,  sind  Polen  per 
argumentum  aus  §  2  der  Anlage  zu  Artikel  299  ff.  alle  dort  nicht 
augeführten  und  besonders  vorbehaltenen  Befugnisse  bezüglich 
dieser  Rechte  versagt,  ist  zum  mindesten  nach  Artikel  92,  Abs.  5 
die  nähere  Normierung  bezüglich  der  Behandlung  dieser  Rechte 
der  einseitigen  Bestimmung  durch  den  polnischen  Staat  entzogen. 
Wenn  man  also  selbst  annimmt,  dass  noch  Raum  für  eine  ver- 
tragliche Regelung  dieser  Fragen  besteht,  so  kann  bis  zum 
Zustandekommen  eines  Vertrages  weder  der  einseitige  Wille  Polens 
gelten,  noch  ein  rechtloser  Zustand  eintreten:  es  muss  viel- 
mehr das  gelten,  was  der  Natur  der  Sache  und  dem 
bisher  geltenden  internationalen  Rechte  entspricht.  Ab- 
gesehen von  der  eventuellen  Liquidierbarkeit  können  deutsche 
Auslandsforderungen  nichtanders  behandeH  werden  wie  schwedische,, 
iiolländische  oder  andere  Auslandsforderungen. 

2.  Die  völkerrechtliche  Literatur  hat  sich  in  Deutschland  nicht 
allzuviel  mit  den  Fragen  der  Gebietsveränderungen  beschäftigt, 
sehr  im  Gegensatz  zur  ausländischen  Wissenschaft:  ist  doch  auch 
für  Deutschland,  im  Gegensatz  zum  Ausland,  das  ProWem  der 
Annektionen  kaum  je  praktisch  gewesen.  Eingehender  wird  das 
Problem  vor  allem  von  dem  bekannten  belgischen  Völkerrechtler 
Ernest  Nys,  Rat  am  Brüsseler  Cour  d'appel,  Professor  an  der 
Universität  Brüssel  und  Mitglied  des  Ständigen  Schiedsgerichtshofes 
im  Haag  in  seinem  Droit  international  (2.  Auflage  1912)  erörtert. 
Nys  erkennt  völlig  zutreffend  die  eigentümliche  Problematik,  die 
in  dem  durch  Gebietszessionen  veranlassten  „conflit  des  lois'^ 
liegt:    es    entstehe    durch    die    Abtretung    eine    Statutenkollision 
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sowohl  im  Räume  wie  in  der  Zeit;  diesen  Lehren  sei  daher  die 
Frage  einzugh'edern.  ,.Les  motifs  sagt  er  —  qui,  en  droit 
prive,  exigent  que  la  loi  nouvelle  ne  soit  pas  appliquee  ä  certains 
rapports  ou  ä  certaines  situations  juridiques  anterieures  en  date 
ä  laloi  nouvelle,  s'imposent  avec  une  irresistible  puissance' 
{Band  II,  S.  34).  Für  diese  Unantastbarkeit  der  Rechte,  die  vor  der 
Gebietsabtretung  rechtmässig  nach  dem  damals  geltenden  Rechte 
erworben  sind,  durch  spätere  Gesetze  des  erwerbenden  Staates 
bezieht  sich  Nys  vor  allem  auf  die  französische  Jurisprudenz, 
•die  in  zwei  wichtigen  Urteilen  gelegentlich  der  Annektion  von 
Lüttich  im  Jahre  Xll  und  gelegentlich  der  Erwerbung  von  Savoyen 
die  Regel,, du  respect  des  droits  acquis"  statuiert  habe:  die  Annektion 
„n'avait  porte  aucune  atteinte  aux  droits  prives  anterieurement 
acquis";  die  Zession  ..avait  eti  seulement  pour  effet  de  soumettre 
lexercise  de  ces  droits  ä  la  juridiction  frangaise  qui  devait  les 
apprecier  et  les  juger  conformement  aux  lois  sous  l'em- 
pire  desquelles  ils   avaient   pris    naissance"    (S.  36— 37j 

Mit  grosser  Ausführlichkeit  wird  diese  Lehre  in  dem  Dic- 
tionnaire  de  droit  international  prive  von  Rene  Vincent 
und  Edouard  Penaud  (Paris  1888)  aus  der  französischen  Praxis 
und  Judikatur  belegt:  vergleiche  den  Artikel  „Annexion  et  de- 
menbrenent"  Sektion  II,  §§  343  bis  40  L  S.  138  bis  142.  „Le 
respect  de  la  loi  ancienne  s'impose  d'office  aux  tribunaux  frangais'- 
(§  375j.  „Les  contrats  passes  entre  Frangais,  sous  l'empire  des 
lois  frangaises,  doivent  etre  regis,  quant  ä  leurs  effets,  par  ces 
memes  lois  encore  qu'ulterieurement  les  contracts  soient  devenus 
etranger  par  suite  du  demembrement  du  lieu  de  leur  domicile^- 
(§  353).  ,,La  Constitution  d"une  hypoteque  conventionelle,  ante- 
rieure  ä  Lannexion  de  la  Savoie  doit  etre  envisagee  d'apres  la 
loi  sarde"  (§  372).  —  Vgl.  auch  die  Ausführungen  von  Max 
Huber,  btaatensukzession  S.  57  fg,   112  fg. 

Noch  mehr  als  die  französische  hatte  die  amerikanische 
Judikatur  und  Jurisprudenz  Veranlassung,  sich  mit  den  Problemen 
des-  Gebietserwerbes  zu  beschäftigen;  haben  die  Vereinigten 
Staaten  doch  in  einem  Jahrhundert  durch  eine  ununterbrochene 
Kette  von  Annexionen  einen  ganzen  Kontinent  den  ursprünglichen 
atlantischen  Oststaaten  „einverleibt'*.  In  seinem  Digest  of  inter- 
national law  (Washington  1906)  hat  John  Basset  Moore,  Pro- 
fessor an  der  Columbia-Universität  in  New-York,  Associe  de 
rinstitut  de  droit  international,  die  Lehre  vom  Gebietserwerb  und 
seinen    F^olgen    auf  35()  Seiten    behandelt;    allein  der  Lehre  über 
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den  Einfluss  von  Zessionen  auf  die  privaten  Rechte  der  Unter- 
tanen werden  in  Band  1,  S.  ^14  bis  429  gewidmet.  Aus  der 
Fülle  der  dort  wiedergegebenen,  vom  Supreme  Court  entwickelten 
Rechtssätze  seien  nur  einige  besonders  charakteristische  angeführt 
Der  (jrundgedanke  ist:  „A  mere  change  of  sovereignty  produces 
no  change  in  the  State  of  rights  existing/'  (S.  4()5j.  ,,lt  was 
only  the  allegiance  of  the  people  that  was  changed ;  their  relation 
to  each  other  and  their  rigths  of  property  remained  undisturbed.'" 
'^S.  421.)  „The  modern  usage  of  nations,  which  has  become  law, 
would  be  violated;  that  sense  of  justice  and  of  right  which  is 
acknowledged  and  feit  by  the  whole  civilized  world  would  ou- 
traged  if  private  property  should  be  general  confiscated  and 
private  rights  annuUed."  (S.  416.)  ,,ln  harmony  with  the  rules 
of  international  law,  as  well  as  with  the  terms  of  the  .treaties  of 
cession,  the  change  of  sovereignty  should  work  no  change  in 
respect  to  rights  and  titles;  that  which  was  good  before  should 
be  good  after;  that  which  the  law  would  enforce  before  should 
be  enforcible  after  the  cession."  (S.  420.)  Die  Rechtsmittel  des 
Klägers  mögen  durch  eine  Gebietsabtretung  verändert  werden. 
,.but  his  rights  at  the  time  of  the  change  must  be  measured 
and  determined  by  the  law  under  which  he  acquired  them.*'  (S.  422.) 

An  diesen  französischen  und  amerikanischen  Entscheidungen 
ist  besonders  bemerkenswert,  dass  sie  sich  in  erster  Linie  sogar 
auf  die  Privatrechte  beziehen,  die  ganz  in  den  Bereich  des 
zedierten  Gebietsteiles  fallen.  Nach  der  in  ihnen  zum  Ausdruck 
kommenden  Rechtsauffassung  würden  danach  auch  die  Rechts- 
verhältnisse, die  zwischen  zwei  Parteien,  welche  beide  ihren  Wohn- 
.sitz  in  der  Ostmark  haben,  und  die  einst  nach  deutschem  Rechte 
begründet  waren,  weiter  in  ihrem  ganzen  Umfange  nach  deutschem 
Rechte  behandelt  werden  müssen. 

3.  Bei  der  Frage  nach  den  Rechtsnormen,  die  ein  Rechtsver- 
hältnis regeln  müssen,  das  unter  einer  Rechtsordnung  giltig  ent- 
standen ist  und  nur  durch  eine  Gebietsveränderung  unter  eine 
neue  Souveränität  gekommen  ist,  ohne  dass  es  selbst  irgend  eine 
räumliche  Veränderung  erfahren  hat,  liegt  es  in  der  Tat  nahe, 
das  Problem  des  örtlichen  Statuts  nicht  in  erster  Linie  nach 
Alassgabe  der  räumlichen,  sondern  nach  Massgabe  der  zeit- 
lichen Kollisionsnormen  zu  lösen.  Artikel  170  EG  BGB 
stellt  für  Schuldverhältnisse  die  zeitliche  Kollisionsnormen  auf, 
dass  für  die  Schuldverhältnisse,  die  vor  dem  Inkrafttreten  des 
BGB  entstanden  sind,  die  bisherigen  Gesetze  massgebend  bleiben 

Kiiulinann,  Dcutsclic  Hypittliekciifordeningen  in  Polen  ;', 
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Dabei  bleibt  freilich  die  Frage  noch  offen,  ob  es  trotz  dieses 
„Grundsatzes"  nicht  doch  gewisse  Grenzen  für  die  Massgeblich- 
keit der  zurzeit  der  Begründung  bestehenden  Normen  gibt,  und 
ob.  selbst  wenn  der  Gesetzgeber  schweigt,  es  nicht  Rechtssätze 
einer  so  hohen  Ordnung  gibt,  die  trotz  der  grundsätzlichen  Weiter- 
geltung der  alten  Normen  Anwendung  finden  müssen;  auch  zu 
Artikel  170  EG  BGB  sind  solche  Normen  anerkannt  worden  (vergl. 
die  bei  Fischer-Henle  angeführte  Judikatur  Note  3).  Die  Lehre 
vom  ordre  public  im  internationalen  Privatrecht  und  Art.  30  EG  BGB 
ziehen  ja  auch  der  vollen  Auswirkung  des  grundsätzlich  als  mass- 
gebend anerkannten  örtlichen  Rechts  gewisse  Grenzen.  So  sehen 
wir  schon  hier,  wie  die  Lehren  des  internationalen,  des  inter- 
temporalen Privatrechts  und  über  die  Wirkung  von  Gebiets- 
zessionen auf  die  Rechtsbeziehungen  der  Privatpersonen  sich  in 
eigentümlicher  Weise  verschlingen  und  das  Problem  der  er- 
worbenen Rechte  in  seiner  ganzen  Schwere  und  Vielseitig- 
keit aufrollen. 

Das  sind  die  Gesichtspunkte,  unter  denen  unser  Problem  be- 
handelt wird  von  dem  Professor  an  der  Universität  Paris,  A.  Pillet 
in  seinen  „Principes  de  Droit  international  prive"  (Paris  und 
Grenoble  1903).  Pillet  ist  nicht  nur  darum  von  besonderem  Inter- 
esse für  uns,  weil  er  das  Problem  der  Privatrechte  bei  Gebiets- 
zessionen am  eingehendsten  analysiert  hat,  sondern  auch,  weil  er 
es  in  die  allgemeinen  Gedankengänge  eines  Systems  des  inter- 
nationalen Privatrechts  hineinstellt. 

Pillet  setzt  dem  internationalen  Privatrecht  drei  Aufgaben: 
die  Regelung  des  Fremdenrechts,  die  Lösung  der  Probleme  der 
Statutenkollision  („conflits  entre  legislateurs  differents")  und  die 
Feststellung  der  internationalen  Geltung  von  wohlerworbenen 
Rechten  (S.  27,  33).  „Le  droit  en  question  est  le  produit  d'une 
certaine  loi,  on  demande  ä  l'executer  sous  l'empire  d'une  loi  dif  ferente.  '^ 
(S.  35).  Solche  Fälle  können  nach  Pillet  aus  verschiedenen  Ver- 
anlassungen auftreten,  die  uns  hier  nicht  interessieren.  Einer 
dieser  Fälle  ist  der  der  Annexionen:  „Les  lois  anciennes  deviennent 
pour  le  pays  cede  des  lois  etrangeres  et  leur  combinaison  avec 
les  lois  nouvelles  fait  naitre  des  questions  fort  delicates  toutes 
les  fois  qu'il  s'agit  d'apprecier,  au  point  de  vue  juridique,  des 
situations  qui,  nees  avant  l'annexion,  prolongent  leurs  effets 
posterieurenent  ä  sa  date"  (S.  39).  Diese  Fragen  könne  „la  simple 
thdorie  des  conflits  de  lois"  nicht  lösen:  „elles  ne  supposent  pas, 
comrae   cela  a  lieu  dans  les  conflits,    le   concours   simultane   de 
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diverses  lois,  mais  leur  concours  successif."  Und  Pillet  bemerkt 
sehr  richtig,  dass  diese  Fragen  sich  daher  in  eigentümlicher  Weise 
den  Problemen  nähere,  die  zur  Theorie  von  der  „non-retroactivite 
des  lois"  geführt  haben,  nur  iflit  dem  Unterschiede,  dass  die  auf- 
einanderfolgenden Gesetze  in  dem  einen  Falle  das  Werk  des- 
selben, im  anderen  das  Werk  verschiedener  Gesetzgeber  sind, 
dass  darum  aber  auch  nicht  das  nationale  Recht,  sondern 
nur  die  Autorität  des  internationalen  Rechts  den  Wider- 
streit lösen  könne  (S.  40).  Nur  ein  Deutscher  Schaeffner,  ein 
Franzose  de  Vareilles-Sommieres  und  ein  Engländer  Dicey 
haben  nach  Pillet  das  Problem  der  erworbenen  Rechte  im  inter- 
nationalen Privatrecht  bereits  gesehen,  wenn  auch  nicht  endgültig 
gelöst.    (S.  510ff.) 

Die  Grundregel,  die  Pillet  aufstellt,  lautet:  „En  principe  et 
reserve  faite  des  exceptions  qui  seront  decrites  plus  bas,  les 
droits  regulierement  acquis  doivent  etre  internatio- 
nalement  respectes."  Von  den  beiden  Ausnahmen,  die  diese 
Regel  einschränken,  kommt  die  erste,  überhaupt  unwichtigere,  für 
uns  nicht  in  Betracht  (nämlich  daß  das  erworbene  Recht  in  dem 
zweiten  Staate  garnicht  als  Rechtsinstitut  existiert,  z.  ß.  literarischer 
Urheberschutz);  die  zweite  ist  die  Unvereinbarkeit  des  erworbenen 
Rechts  mit  einer  Regel  des  ordre  public  (S.  517).  Und  nun  zeigt 
sich  die  Fruchtbarkeit  der  von  Pillet  vorgenommenen  Trennung 
der  gewöhnlichen  Lehre  der  Statutenkollision  von  der  Lehre  der 
erworbenen  Rechte.  Denn  die  Rolle,  die  der  ordre  public  in 
der  Konfliktslehre  spielt,  ist  nicht  dieselbe  wie  in  der  Lehre  von 
den  droits  acquis:  der  ordre  public  ist  gegenüber  erworbenen 
Rechten,  von  geringerer  Bedeutung  (S.  517 — 518).  Man  wird  dem 
unbedingt  zustimmen  müssen,  da  ja  in  der  Tat  das  erworbene 
Recht  eine  grössere  Stabilität,  eine  grössere  Gesichertheit  gegen- 
über Eingriffen  aus  anderen  Gesichtspunkten  geniessen  muss, 
mag  im  einzelnen  auch  das  Mass  dieser  grösseren  Gesichertheit 
zweifelhaft   und  je  nach  den  Umständen  verschieden  gross  sein. 

Aber  auch  in  der  Bemessung  der  Rolle,  die  der  ordre  public 
gegenüber  wohlerworbenen  Rechten  spielt,  verfährt  Pillet  wieder 
nicht  schematisch.  Die  Bedeutung  des  ordre  public  muss  am 
geringsten,  und  damit  die  Unantastbarkeit  erworbener  Rechte  am 
gesichertsten  sein  bei  Gebietszessionen:  „hier  habe  der  Schutz 
der  erworbenen  Rechte  im  internationalen  Recht  seine  Haupt- 
domäne". Während  früher  die  Weitergeltung  des  objektiven  und 
subjektiven  Privatrechts  bei  Gebietsveränderungen  überhaupt  nicht 
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bezweifelt  worden  wäre,  sei  das  Problem  entstanden  gegen  Ende 
des  18.  Jahrhunderts,  mit  der  Tendenz  der  Unifikation  der  staat- 
lichen Gesetzgebung;  darum  habe  man  das  Prinzip  des  Respekts 
vor  erworbenen  Rechten  zunächst*  ausdrücklich  in  die  Friedens- 
verträge aufgenommen.  Jedoch  „bientöt  on  ne  Texprima  plus, 
mais  il  fut  fidelement  suivi  par  la  iurisprudence" 
(S.  527  Note). 

Der  grössere  Respekt,  den  die  erworbenen  Rechte  gegenüber 

dem  ordre  public  bei  Gebietszessionen  beanspruchen  dürfen  und 

müssen,  ist  durchaus   „in  der  Natur  der  Sache"  begründet.    Die 

Hauptargumente,  die  Pillet  dafür  anführt,  sind  die  folgenden.    Bei 

Annexionen  „notre  principe  se  rapproche  davantage  de  celui  de 

la  non-retroactivite   des  lois,  parce  que  nous  y  rencontrons  cet 

element  characteristique  de  deux  lois  se  succedant  surunmeme 

territoire".     „II  es  juste  toute  question  politique  etant  ecartee,  de 

traiter  plus  favorablement  des  particuliers  qui,  par  l'effet  d'une 

annexion,  sont  soumis  ä  une  legislation  nouvelle  que  ceux  qui, 

se,  livrant  au  commerce  international,  se  trouvent  amenes 

par  lä   a  invoquer  leurs   droits  en  territoire  etranger;  il  y  a  de 

la  part  de  ces  derniers  un  fait  personnel  qui  n'est  pas  imputable 

•aux  Premiers:  il  est  donc  legitime  que  ceux-ci  supportent  des 

risques  plus  grandes".     „En  outre,  le  droit  n'ayant  eprouve 

aucun  deplacement  dans  Tespace,  il  est  plus  difficile.  d'invoquer 

contre  lui  les  exigeances  d'un  etat  social  nouveau".    „On  n'hesitera 

pas  ä  les  maintenir  au  nom  du  respect  du  aux  droits  acquis  toutes 

les  fois  oü  leur  maintien  ne  risquera  pas  de  causer  un  trouble 

par  trop  considerable"  (S.  527 — 528).     Darum   müssten    bei 

Gebietsveränderungen    wohlerworbene    Rechte    in    mannigfachen 

Hinsichten  aufrechterhalten  werden,  die  an  sich  zur  Domäne  des 

ordre  public  gehören  (S.  328).     Die  endgültige  Formulierung,  die 

Pillet  gibt,  geht  dahin,    „que  les   lois  anciennes  demeurent  en 

vigueur    partout    oü    elles    ne    sont    pas    en    contradiction    avec 

l'ordre    politique    nouveau    introduit ,  par    l'annexion". 

„Reserve  faite  de  Tinteret  poli'tique,  la  non-retroactivite  est,  en 

matiere    d'annexion,   plus   large    que    partout   ailleurs"    (S.  529). 

Pillet  sieht  also  die  Lösung  unserer  Frage  in  der  Heraushebung 

des  ordre  politique  aus  dem  grossen  Gebiete  des  ordre  public 

Pierre  Descamps  hat  unser  Problem  zum  Gegenstand 
einer  besonderen  Abhandlung  gemacht,  die  er  unter  dem  Titel 
„La  definition  des  droits  acquis.  Sa  portee  generale,  et  son 
apreciation   en   matiere  de  succession  d'Etat  ä  Etat"  in    der   von 
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Fauchille  herausgegebenen  „Revue  generale  de  droit  international 
public  (Band  15,  1908)  veröffentlicht  hat.  Auch  ihm  ist  die  Not- 
wendigkeit, die  erworbenen  Rechte  im  Falle  von  üebietsver-' 
■iinderungen  zu  schützen,  eine  Grundregel  der  internationalen 
Praxis  unter  den  modernen  Völkern  (S.  394).  Er  belegt  dies  mit 
Autoritäten  der  französischen,  amerikanischen  und  italienischen 
Judikatur  und  Literatur.  Den  Einfluss  des  ordre  public  entwickelt 
er  im  Anschluss  an  Rillet  und  schhesst  seine  Erörterungen  mit 
dem  wichtigen  Satze:  „La  saufgarde  de  l'ordre  public  ne  peut 
devenir  pour  l'ßtat  annexant  un  moyen  de  speculation,  de  spoliation, 
d'enrichissement  sj^stematique  aux  depens  de  Tordre  des  choses 
regulierement  cree  auparavant"  (S.  400). 

Auch  der  bekannte  englische  Publizist  und  Internationalist 
Oicey  erörtert  in  seinem  „Conflict  of  laws"  (zweite  Auflage. 
London  1906)  das  Problem  der  internationalen  Giltigkeit  von  er- 
worbenen Rechten.  Dabei  stellt  er  folgende  Regeln  auf:  „Any 
right  which  has  been  duly  acquired  under  the  law  of  any  civilised 
country  is  recognised  and  in  general  enforced  by  EngHsh  courts'^ 
(S.  23).  Die  Ausnahmen,  die  diese  Grundregel  durchbrechen, 
sind  sehr  enge:  vor  allem  wenn  die  erworbenen  Rechte  sind 
,,inconsistant  with  the  policy  of  Enghsh  law",  d.  h.  wenn  sie  Ver- 
stössen gegen  ,, fundamental  ideas  on  which  lEnglish  law  is 
grounded",  und  wenn  sie  unvereinbar  sind  „with  the  maintainance 
nf  EngHsh  politic  institutions"  (S.  33  ff).  Das  kommt  also  im 
wesentlichen  auf  die  Lehre  Pillets  vom  ordre  politique  heraus. 
Die  zweite  Grundregel  von  Dicey  lautet:  „The  nature  of  a  right 
acquired  under  the  law  of  any  civilised  country  must  be  deter- 
mined  in  accordance  with  the  law  under  which  the  right  is 
acquired"  (S.  58).  Das  führt  er  näher  dahin  aus,  dass  grund- 
sätzlich der  Parteiwille  über  das  massgebliche  Statut  entscheide, 
und  dass  es  daher  nicht  nötig  sei,  dass  ein  Vertrag  in  allen 
seinen  Beziehungen  demselben  Rechte  unterstehe  (S.  61);  bei  dem 
Parteiwillen  aber  handle  es  sich  nicht  um  „the  expressed  or  even 
the  consciously  entertained  but  the  Intention  which,  in  the  opinion 
of  the  court,  most  persons  in  the  position  of  the  particuliar 
parties  would  have  entertained",  -  massgebend  sei  daher  das 
Statut,  „by  which  they  may  justly  be  presumed  to  bind 
themeslves"  (S.  61/62). 

4.  Auch  bei  Nys  und  Adoore  besteht  keine  absolute  Un- 
antastbarkeit der  erworbenen  Rechte.  ^„Toutefois  —  sagt  Nys  — 
une  barriere  est  posee.     L'interet  public  de  l'Etat  acquereur  doit 
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etre  sauf."  „L'Etat  acquereur  peut  revoquer  les  droits,  mais  la 
revocation  du  droit  suppose  son  existence,  et  si  l'interet  public 
exige  imperieusement  la  revocation  et  Tautorise,  c'est  moyennant 
une  juste  indemnite"  (Bd.  II  S.  36).  Und  Moore  erörtert  als 
letzten  Fall  aus  der  Sammlung  der  amerikanischen  Präjudizien  die 
Frage,  ob  in  Habana  unter  spanischer  Autorität  erworbene 
Rechte  aus  der  Erblichkeit  und  Käuflichkeit  von  Ämtern  von  der 
Union  anerkannt  werden  müssten:  die  Tatsache,  dass  die  spanische 
Krone  die  Erblichkeit  und  Käuflichkeit  von  Ämtern  zugelassen 
habe,  sagt  er,  „does  not  make  it  any  the  less  an  office,  the  con- 
tinuance  of  which  is  dependent  upon  the  sovereignty  which 
created  it."  „The  Services  which  the  petitioner  Claims  the  right 
to  render  and  exact  compensation  for,  are  in  substance  an  exer- 
cise  of  the  public  power  of  the  State".  Dass  durch  Erblich- 
keit erworbene  Amt  sei  seiner  Natur  nach  gebunden  an  die 
Souveränität,  von  der  es  abhing.  Die  Frage,  ob  eine  Entschädigung  zu 
zahlen  sei,  gehöre  vor  die  Zuständigkeit  der  Gerichte.  (Band  I,  S.429) 
Die  französisch-belgischen  und  die  amerikanischen  Autoritäten 
sind  von  besonderem  Interesse.  An  sich  ist  die  starke  und  oft 
überspitzte  Betonung  des  ordre  public  gegenüber  subjektiven 
Interessen  ein  Charakteristikum  der  französischen  Jurisprudenz 
und  Gerichtspraxis,  die  den  Erfordernissen  des  Staates  und  der 
öffentlichen  Ordnung  auf  allen  Gebieten  einen  überspannten  Ein- 
fluss  gegenüber  subjektiven  Rechten  zu  geben  geneigt  sind.  Auf 
der  anderen  Seite  ist  die  starke  und  überspitzte  Betonung  der 
subjektiven  Rechte  charakteristisch  für  die  englische  und  noch 
mehr  für  die  amerikanische  Rechtsauffassung;  auch  hierin  ist  sie 
den  alten  mittelalterlichen  und  naturrechtlichen  Traditionen  bezüglich 
des  Rechtsgedankens  am  treuesten  geblieben,  nicht  nur  im  Hinblick 
auf  das  objektive,  sondern  auch  und  gerade  auf  das  subjektive 
Recht,  selbst  wenn  es  mit  dem  Staate  und  seinen  Anforderungen 
zusammenstösst.  Die  hier  erörterten  Aussprüche  bezeugen  eine 
starke  und  bedeutungsvolle  Annäherung  beider  Anschauungsweisen 
Pillet,  Nys  und  die  anderen  erkennen  gegenüber  einer  Ober- 
spannung des  ordre  pubhc  wieder  die  Bedeutung  des  subjektiven 
Rechtes  an  und  sind  auf  eine  Einschränkung  des  ordre  public  gegen- 
über den  „droits  acquis"  bedacht.  Und  in  der  zuletzt  genannten 
Erörterung  von  Moore  liegt  nicht  etwas  Zufälliges,  sondern 
ein  Symptom  für  den  allgemeinen  Zug  der  amerikanischen  Juris- 
prudenz, dem  öffentlichen  Interesse  gegenüber  „private  rights" 
und  „contr^cts"  eine  erhöhte  Bedeutung  zuzusprechen,  der  mit  der 
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sich  auch  jenseits  des  Ozeans  vollziehenden  Erstarkung  der 
Staatsgewalt  gegenüber  Gesellschaft  und  Individuen  im  engstem 
Zusammenhange  steht. 

Namentlich  in  der  Judicatur  zu  der  Verfassungsklausel,  die  es 
den  Staaten  verbietet  ,,to  pass  any  law  impairingthe  Obligation 
of  contracts"  (Art.  1,  sect  10,  §  l)  zeigt  sich  die  Tendenz,  gegen- 
über erworbenen  Vertragsrechten  die  öffentlichen  Interessen  nicht 
;:u  vergessen.  Auf  der  einen  Seite  wird  diese  Bestimmung,  die 
sich  an  sich  nur  an  die  Adresse  der  Einzelstaaten  richtet,  für  so 
fundamental  und  in  der  Natur  der  Sache  begründet  angesehen,  dass 
auch  der  Kongress  der  Union  gegen  sie  nicht  Verstössen  darf 
(von  Holst,  Verfassungsrecht  d.  V.  St,  S.  124).  Sodann  wird 
sie  dahin  ausgelegt,  dass  unter  „impair"  zu  verstehen  ist 
„any  alteration  of  the  substance  of  the  contract,  or  of  the 
law  governing  the  contract  at  the  time  it  was  entered 
into"  (Burgess,  Political  science  Band  1,  S.  235).  Aber 
während  man  diesem  Satz  früher  eine  fast  unbeschräankte  Aus- 
dehnung gegeben  hatte,  hat  der  Supreme  Court  mehr  und  mehr 
Grenzen  herausgearbeitet:  ,,It  holds  that  not  only  is  the  police 
power  of  a  Commonwealth  unlimited  by  the  body  of  contracts 
existing  at  any  given  moment  of  time,  but  that  a  Commonwealth 
cannot  by  any  contract  divest  itself  of  the  police  power  or 
limit  the  exercise  of  the  same  according  to  its  own  discretion." 
Anderseits  freüich  hat  man  beim  Zusammenstoss  von  „police 
power"  und  „contract"  darauf  acht  gehabt,  den  Begriff  des  „police 
power'  nicht  zu  weit  auszudehnen:  ,,the  Court,  however,  excluded 
in  detail  from  the  police  power,  when  brought  into  con- 
flict  with  existing  contracts,  some  things  which,  according 
to  its  general  definition,  would  appear  to  be  included  in  it/' 
(Burgess,  S.  238—39;  vgl.  hierüber  auch  Freund,  Verfassungs- 
recht d.  V.  St.  S.  52ff.).  Das  kommt  also  im  wesenthchen  auf 
dasselbe  heraus,  was  Pill  et  vom  ordre  public  bei  seinem  Zu- 
sammenprall mit  „droits  acquis"  lehrt.  Jedenfalls  ist  unsere  Er- 
örterung ausgemündet  in  das  grosse  Problem  der  erworbenen 
Rechte. 

Wie  haben  wir  uns  zu  ihm  zu  stellen?  Und  nach  welchen 
Gesichtspunkten  haben  wir  die  Lösung  insbesondere  unseres  Falles 
vorzunehmen? 

111. 

1,  Der  Schutz  der  erworbenen  Rechte  ist  —  wie  sich  aus  den 
vorhergehenden   Ausführungen  ergibt   und  wie    Otto  v.  Gierke 
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gesagt  hat  —  „ein  von  rechtsphilosophischen  Spekulationen  un- 
abhängiges Stück  der  geltenden  Rechtsordnung"  (Deutsches  Privat- 
recht, Bd.  1,  S.  192).  Diese  Tatsache  ist  unberührt  und  unberühr- 
bar  von  allen  den  Schwierigkeiten,  die  die  nähere  Ausgestaltung 
und  Differenzierung  des  Prinzips  im  einzelnen  in  sich  schliessen 
mag.  (Zur  Dogmengescbichte  der  Lehre  von  den  erworbenen 
Rechten  vgl.  F.  Affolter,  Geschichte  des  intertemporalcn  Privat- 
rechts, S.  57 2 ff.).  Wie  bei  allen  letzten  Prinzipienfragen  des  Rechts 
ist  auch  hier  eine  eine  einfache  und  rational.e  Formel,  die 
allen  Fällen  gerecht  wird,  nicht  auffindbar.  Aber  die  einfache  und 
rationale  Unfassbarkeit  dieses  Rechtsgedankens  ist  kein  Argument 
gegen  sein  Vorhandensein,  wie  eine  rein  positivistische  Rechts- 
betrachtung bei  uns  vielfach  zu  schliessen  geneigt  ist.  Solcher 
Positivismus  steht  hilflos  vor  allen  letzten  Rechtsentscheidungen 
und  muss  daher  siets  vor  der  tatsächUchen  Macht  kapitulieren. 
Aber  jener  Rechtsgedanke  ist  in  unserem  untrüglichen  und  durch 
keinen  Relativismus  und  Positivismus  wegzuleugnenden  Rechts- 
bewusstsein  lebendig,  mögen  auch  die  Schranken,  die  ihm  gezogen 
sind,  je  nach  Lage  des  Zeitbewusstseins  und  des  Falles,  bald  engere 
bald  weitere  sein.  Sie  herauszuarbeiten  ist  Aufgabe  der  Wissen- 
schaft und  Praxis. 

Eine  allgemeingültige  legislatorische  Formulierung  ist  weder 
möglich  noch  zweckmässig,  denn  gerade  bei  allen  letzten  Fragen  ist 
die  legislatorische  Ausprägung  von  Rechtsgedanken  ausgeschlossen. 
Nur  an  der  Hand  von  Einzelfällen  können  die  der  Natur  der  Sache 
entsprechenden  Emanationen  dieses  Rechtsgedankens  „gefunden-* 
werden.  Das  ist  mehr  oder  weniger  auch  bei  allen  unter  legis- 
latorisch ausgeprägte  Begriffe  fallenden  Rechtsfällen  nicht  anders : 
denn  auch  bei  ihnen  soll  im  Hinblick  auf  legislatorisch  und  generell 
formulierte  Rechtsgedanken  die  der  Natur  des  Einzelfalles  ent- 
sprechende Rechtsregel  gefunden  und  angewendet  werden.  Wo 
aber  jene  gesetzgeberische  Formel  fehlt  und  .fehlen  muss,  ist  die 
der  Natur  der  Sache  entsprechende  Rechtsregel  unmittelbar,  d.  h. 
ohne  legislatorische  Vermittlungen  an  der  Hand  und  geleitet  von- 
den  in  ähnlichen  Verhältnissen  gefundenen  Präjudizien  zu  ent- 
wickeln. Allgemein  kann  man  nur  die  einzelnen  Gesichts- 
punkte herausarbeiten,  die  für  diese  Entscheidungen  massgebend 
sein  müssen.       ^ 

Solcher  Gesichtspunkte  gibt  es  zunächst  drei: 
1.    Der  Schutz  erworbener  Rechte  ist  kein  einheitlicher,  immer 
und  überall  gleich  starker.  • 


-      41 

2.  Wenn  die  Aufhebbarkeit  erworbener  Rechte  bejaht  ist,  ist 
die  Frage,  ob  und  in  v/elchem  Umfange  Entschädigung  zu 
leisten  ist,  nicht  einheitlich  zu  beantworten. 

3.  Fis  gibt  kein  einheitliches  Kriterium,  nach  denen 
die  beiden  ersten  Fragen  zu  beantworten  sind,  sondern  es 
besteht  eine  Mehrheit  von  Gesichtspunkten,  die  , 
für  die  Beantwortung  'dieser  Fragen  in  Betracht  kommen, 
von  denen  bald  der  eine,  bald  der  andere  über- 
wiegen muss. 

Solcher  Gesichtspunkte  sehe  ich  vor  allem  drei. 

Es  kommt  erstens  auf  die  Natur  des  Interesses  an,  mit 
dem  das  erworbene  Recht  kollidiert:  dasselbe  erworbene  Recht 
kann  sich  gegenüber  einem  Interesse  behaupten,  einem  anderen 
aber  weichen  müssen,  d.  h.  ein  Recht  kann  gegenüber  einem 
Interesse  ein  wohlerworbenes,  gegenüber  einem  anderen  ein  ge- 
wöhnliches und  aufhebbares  sein;  es  kann  gegenüber  dem  einen 
entschädigungslos  wegfallen  müssen,  gegenüber  dem  anderen 
wenigstens  zu  einer  Entschädigungspflicht  Veranlassung  geben. 

Es  kommt  zweitens  auf  die  Natur  des  Rechtsverhält- 
nisses an,  auf  dem  das  erworbene  Recht  beruht:  gegenüber 
demselben  öffentlichen  Interesse  kann  sich  das  eine  Recht  al^ 
wohlerworbenes  behaupten,  während  ein  anderes  ihm  weichen 
muss.  Es  kann  dasselbe  öffentliche  Interesse  sich  einem  Rechte 
gegenüber  nur  gegen  Entschädigung  durchsetzen,  während  es 
einem  anderen  gegenüber  entschädigungslos  zu  weichen  hat. 

Es  kommt  drittens  auf  die  Natur  der  Situation  an,  aus 
dem  die  Kollision  erwächst:  es  kann  dasselbe  Recht  mit  dem- 
selben öffentlichen  Interesse  kollidieren  und  in  der  einen  die 
Kollision  hervorrufenden  Situation  weichen  müssen,  während  es 
sich  in  der  anderen  gegenüber  dem  öffentlichen  Interesse  durch- 
setzen darf.  Und  es  kann  je  nach  der  Situation  im  Falle  des 
Weichens  bald  eine  Entschädigungspflicht  gerechtfertigt  sein, 
bald  nicht. 

Zu  demselben  Ergebnis  kommt  im  u'esentlichen  auch  die 
neueste  Erörterung  des  Problems  der  erworbenen  Rechte  von 
Triepel  im  Archiv  des  öffentlichen  Rechts  1921,  S.  3ü5:  „Er- 
worbene Rechte  sind  solche,  die  vom  Gesetze  geschont  werden 
sollen,  und  — so  müssen  wir  hinzufügen  -geschont  werden  wollen." 
Die  Entscheidung  dieser  Fragen  macht  Triepel  von  einer  gerechten 
Abwägimg  der  Interessen  abhängig. 
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Als  ein  besonderes  Kriterium  figuriert  in  diesem  Oberblick 
nicht  der  Wille  der  an  dem  Rechtsverhältnis  beteiligten 
Parteien,  Das  hat  seinen  Grund  nicht  darin,  dass  dieser  etwa 
bedeutungslos  ist;  er  wird  im  Gegenteil  von  grösster  Bedeutung 
sein.  Und  zwar  muss  er  bei  dem  zweiten  und  dritten  Kriterium 
eine  entscheidende' Rolle  spielen.  Denn  es  ist  sowohl  die  Natur 
des  Rechtsverhältnisses  stark  davon  bedingt,  ob  und  inwieweit 
der  Parteiwille  für  die  Gestaltung  des  Rechtsverhältnisses  von 
Bedeutung  ist,  als  auch  bei  der  Natur  der  Situation,  aus  der  die 
Kollision  erwächst,  ist  die  Frage,  ob  überhaupt,  und  gegebenenfalls 
in  welchem  Verhältnis  der  Parteiwille  zu  der  Kollisionssituation 
steht,  bedeutsam.  Dass  es  bei  der  Berücksichtigung  des  Partei- 
willens sich  nicht  darum  handelt,  ob  gewisse  Verhältnisse  tat- 
sächlich vorausgesehen,  vorausbedacht  und  in  dem  wirklichen 
Willen  aufgenommen  waren,  versteht  sich  bei  dem  heutigen  Stande 
der  Willenstheorie  von.  selbst.  Aber  gegenüber  einer  extremen, 
die  Bedeutung  des  Willensmomentes  gänzlich  vernachlässigenden 
und  nur  auf  die  objektive  Natur  des  Rechtsverhältnisses  abstellen- 
den Betrachtungsart  ist  es  nicht  unwichtig  hervorzuheben,  dass 
es  eben  Rechtsverhältnisse  gibt,  in  denen  auch,  und  gerade  nach 
.der  Natur  der  Sache"  das  Willensmoment  eine  grössere  Rolle 
spielt  als  in  anderen:  das  Willensmoment,  natürlich  nicht  im 
Sinne  des  tatsächlichen  und  wirklichen  Willens,  sondern  in  dem- 
dass,  weil  nach  dem  Sinne  der  Rechtsordnung  der  Wille  der 
Parteien  zur  Gestaltung  der  Verhältnisse  mitberufen  ist,  die 
Frage  gestellt  werden  muss,  was  einer  Partei  auf  Grund  des  ihr 
von  der  Rechtsordnung  gestatteten  „Wirkungswillens"  nach  der 
„besonderen  GesetzHchkeit"  des  Rechtsverhältnisses  ,,zugemutet-- 
werden  darf  (vgl.  mein  Wesen  des  V^ölkerrechts  und  die  clausula 
rebus  sie  stantibus),  und  was  nicht,  oder,  wie  man  auch  zu  sagen 
pflegt:  was  sie  „vernünftigerweise"  gewollt  hätte,  wenn  sie  an 
bestimmte  vorhandene  Tatsachen  gedacht  oder  wenn  sie  bestimmte 
künftige  Ereignisse  gekannt  hätten. 

Damit  haben  wir  die  Gesichtspunkte  und  Fragestellungen  ent- 
wickelt, mit  denen  wir  an  unser  Problem  herantreten  können. 

2.  Das  öffentliche  Interesse,  mit  dem  die  erworbenen 
Rechte  kollidieren,  ist  das  Interesse  des  neugegründeten  polnischen 
Staats  eine  Währung  aufzustellen  und  für  diese  Währung  in  den 
ehemals  preussischen  Landesteilen  den  „rekurrenten  Anschluss" 
(Knapp)  an  die  dort  bisher  geltende  deutsche  Währung  aufzu- 
stellen.    Was  bedeutet  rechtlich  die  Aufstellung  solcher  Zwangs- 
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kurse?  Was  muss  unbedingt  diesem  VVährungsfeststellungs- 
interesse  weichen?  Worauf  l^ann  es  sich  zur  Not  erstrecken? 
Was  ist  ihm  unbedingt  verschlossen? 

Das  Rechtsverhältnis,  aus  dem  das  erworbene  Recht 
erwachsen  ist,  ist  die  hypothekarische  Forderung  seines  Gläu- 
bigers. Das  persönliche  Schuldverhältnis  ist  ein  Darlehen  oder 
darlehensähnliches  (Restkaufgeld  oder  dergleichen)  —  vergl.  auch 
BGB  §  607,  Abs.  2  —  jedenfalls  ein  Rechtsverhältnis,  kraft  dessen 
der  Schuldner  einen  bestimmten  „Wert"  erhaUen  und  wirtschaft- 
lich genutzt,  auf  dessen  Erlangung  er  so  grossen  Wert  gelegt 
hat,  dass  er  dem  Gläubiger  die  denkbar  grösste  Sicherung  in 
Gestalt  eines  liegenschaftlichen  Pfandrechts  gewährt  hat,  und  den 
der  Gläubiger,  um  die  Gewähr  zu  haben,  dass  er  denselben  Wert 
zurückerhält,  nur  gegen  hypothekarische  Sicherheit  dem  Schuldner 
ausgeantwortet  hat.  Es  ist  ein  Recht  auf  Rückgabe  eines  Wertes, 
den  der  Schuldner  erhalten  und  genutzt  hat:  ein  Realkontrakt 
jedenfalls  in  wirtschaftlichem  Sinne,  sogar  ein  dinglich  in  voller 
Höhe  gesicherter.  BGB  §  607  Abs.  1  sagt:  „Wer  Geld  oder 
andere  vertretbare  Sachen  als  Darlehen  empfangen  hat,  ist  ver- 
pflichtet dem  Darleiher  das  empfangene  in  Sachen  von  gleicher 
Art,  Güte  und  Menge  zurückzuerstatten." 

Die  -Situation  aus  der  die  Kollission  erwachsen  ist,  ist 
eine  Gebietszession,  von  deren  Natur  und  Einfluss  auf  erworbene 
Rechte  wir  bereits  eingehend  sprachen,  mit  dem  Ergebnis,  dass. 
nach  der  Natur  der  Sache  und  den  Präjudizien,  ihr  gegenüber 
erworbene  Rechte    den    stärksten  Schutz    beanspruchen    können. 

3.  Hs  wird  sich  darnach  vor  allem  darum  handeln,  die  Be- 
deutung der  Währungsgesetzgebung  und  ihr  Verhältnis  zu 
hypothekarisch  gesicherten  Forderungsrechten  und  Gebiets- 
abtretungen richtig  zu  würdigen. 

Da  ist  es  zunächst  interessant,  dass  das  der  amerikanischen 
Verfassungsurkunde  eingefügte  Verbot  „to  impair  the  Obligation  of 
contracts"  veranlasst  worden  ist  durch  Gesetze  der  Gliedstaaten, , 
die  nach  der  Revolution  Gläubigerrechte  durch  Moratorien  und 
durch  Ausgabe  von  Papiergeld  mit  Zwangskurs  zu  kürzen 
suchten.  Das  sollte  ausgeschlossen  sein  (Freund,  S.  51).  In 
einem  späteren  Fall  hat  das  Bundesobergericht  es  für  unzulässig 
erklärt,  „to  Substitute  any  other  means  of  payment  than  that 
expressed  or  implied  in  the  contract"  (Burgess.  S.  236). 
Bei   dieser   letzten  Formel   ist  das  Entscheidende,    wie    man  das  . 
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„implied",  neben  dem  ^expressed  in  the  contract"  zu  inter- 
pretieren hat.  Es  wird  dadurch  offenbar  nicht  völlig  ausge- 
schlossen, dass  das  „ausgesprochene"  Zahlungsmittel  durch  ein 
anderes,  aber  eben  doch  nur  durch  ein  solches  ersetzt  werden 
darf,  das  nach  allgemeinen  Gesichtspunkten  als  noch  im  Ver- 
tragswillen implizite  gelegen  anzusehen  ist,  das  —  wie  wir  es 
im  Anschluss  an  frühere  Formulierungen  ausdrücken  würden  — 
der  Partei  auf  Grund  ihres  „Wirkungswillens*'  nach  der  „be- 
sonderen (iesetzlichkeit"  des  Vertragstypus  noch  „zugemutet" 
werden  kann. 

Pill  et  geht  zwar  davon  aus,  dass  die  Gesetze,  die  die  Zir- 
kulation des  Geldes,  die  Wahl  der  Münze,  in  denen  Zahlungen 
zu  leisten  sind,  regeln,  und  die  einen  Zwangskurs  für  ,,monnaie 
liduciaire"  vorschreiben,  zum  Bereiche  des  ordre  public  gehören. 
Aber  wir  sahen  ja,  dass  er  dem  ordre  public  bei  Gebietsabtre- 
tungen nur  eine  sehr  begrenzte  Wirkung  gegenüber  erworbenen 
Rechten  zugesteht.  Eben  nur  insoweit,  als  der  ordre  politique 
des  neuen  Staates  in  Frage  kommt,  als  die  Aufrechterhaltung 
der  erworbenen  Rechte  nicht  eine  zu  grosse  Verwirrung  hervor- 
rufen würde,  und  als  den  berechtigten  Erwartungen  der  Parteien 
nicht  eine  unbillige  Enttäuschung  zuteil  würde.  Darnach  würde 
es  sich  darum  handeln,  festzustellen,  in  welchem  Umfange  das 
polnische  Valutagesetz  berechtigten  politischen  Interessen  des 
polnischen  Staates  entspricht,  und  in  welchem  die  legitimen  Er- 
wartungen der  Parteien  Berücksichtigung  fordern. 

Andre  Weiss,  Professor  an  der  Universität  Paris  und 
Membre  de  T Institut  de  droit  international  steht  in  seinem  grossen 
Werke  ..Traite  theorique  et  pratique  de  droit  international  prive'" 
(Paris  1901)  Band  IV,  S.  368  ff.  auch  grundsätzlich  auf  dem 
Standpunkt,  dass  der  Zahlungsmodus  von  Verbindlichkeiten  zum 
ordre  public  gehört  und  daher  von  dem  Rechte  des  Landes  be- 
stimmt wird,  in  dem  die  Erfüllung  erfolgt,  selbst  dann,  wenn 
zwischen  der  Entstehung  der  Obligation  und  der  Zahlung  neue 
Zahlungsmittel  mit  Zwangskurs  eingeführt  worden  sind.  Hierbei 
denkt  freilich  auch  Weiss  nur  an  den  Fall,  dass  das  Schuldver- 
hältnis von  seiner  Entstehung  bis  zu  seiner  Erfüllung  unter  der- 
selben Souveränität  verbleibt,  bezw.  wenn  der  von  Anfang  an  in 
Aussicht  genommene  Erfüllungsort  wohl  seine  Währungsgesetz- 
gebung, aber  nicht  seine  Souveränität  ändert.  Er  lehnt  daher 
auch  einen  Ersatzanspruch  des  Gläubigers  gegen  den  Schuldner 
-  wenigstens    „en  these  generale"    —    ab.     .Aber   Weiss   fährt 
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rort.  dass  bs  sich  dabei  nur  um  eine  Vermutung  liandele;  es  sei 
nicht  ausgeschlossen,  dass  bei  ausdrücklich  abweichender 
Parteivereinbarung  vom  Gläubiger  die  Differenz  zwischen  beiden 
Werten  verlangt  werden  dürfe.  Vergeblich,  sagt  er.  würde  man 
dagegen  den  ordre  public,  der  dem  Zwangskurse  innewohnt,  an- 
rufen; der  Gesetzgeber  dürfe  souverän  bestimmen,  was  iWünze 
sei.  die  Parteien  dürften  souverän  die  Höhe  ihrer  X'erpflichtungen 
festsetzen.  Freilich  verlangt  Weiss  eine  ausdrückliche  Willens- 
erklärung beim  Vertragsabschluss.  ..une  clause  formelle  du  contrat- 

.\uf  demselben  Standpunkt  steht  Despagnet,  Professor  an 
der  Universität  Bordeaux,  in  seinem  ,,Precis  de  droit  international 
prive'-  (5.  Auflage.  Paris  1009)  S.  916 ff.,  und  Vincent  et  Pe- 
naud  im  ..Dictionaire  de  droit  international  prive"  S.  630.  §$  Co  ff. 

Auch  unser  hervorragender  deutscher  Internationalist  Ludwig 
v.  Bar  behandelt  unseren  Fall  nicht  ausdrücklich.  Auch  er 
geht  davon  aus,  dass  „im  Zweifel"  bei  Verträgen,  die  auf  Geld- 
zahlung gerichtet  sind,  ..die  am  Erfüllungsorte  gesetzliche  Münze 
des  fraglichen  Namens  als  bedungen  gelten  niuss"  (Theorie  und 
Praxis  des  internationalen  Privatrechts  Bd.  II  S.  45,  Lehrbuch 
S.  ,114).  Sehr  bestritten  und  zweifelhaft  sei  jedoch  die  Frage,  ob 
auch  auswärtige  Gläubiger  sich  einen  am  Zahlungsort  bzw.  am 
Domizile  des  Schuldners  eingeführten  Zwangskurs  gefallen  lassen 
müssen.  Dabei  hat  auch  er  wieder  nicht  eigentlich  unser  Problem 
im  Auge,  weil  auch  hier  wieder  nicht  der  Fall  des  Souveränitäts- 
wechsels, sondern  nur  der  des  Wechsels  in  der  Währungsgesetz- 
gebung* zugrunde  gelegt  ist.  Es  ist  aber  deutlich,  dass  man  die 
l-rage  für  den  Fall  des  blossen  V^'echsels  in  der  Währungsgesetz- 
gebung bejahen,  für  den  Fall  des  Souveränitätswechsels,  der  sich 
ja  dem  Problem  der  zeitlichen  Kollisionsnormen  nähert,  jedoch 
\'erneinen  kann. 

Wenn  die  Frage  schon  ohne  Souveränitätswechsel  als  sehr 
zweifelhalt  bezeichnet  wird,  so  wird  sie  es  jedenfalls  noch  mehr 
in  dem  des  Souveränitätswechsels,  v.  Bar,  der  grundsätzlich 
trotz  der  abweichenden  Meinung  von  hervorragenden  Autori- 
täten, wie  Masse.  Pardessus  und  Wharton  die  Anwendbarkeit  des 
neuen  Zwangskurses  bejaht,  fügt  freilich  selbst  hinzu:  „wenn  die 
Obligation  nach  allgemeinen  Grundsätzen  den  Gesetzen  des 
Landes  unterworfen  ist,  welches  den  Zwangskurs  einführt.*- 
Gerade  das  aber  dürfte  bei  einer  Gebietsabtretung  zweifelhaft 
sein:  wir  werden  davon  noch  zu  handeln  haben.  In  seinem 
groüen  Werk    über   die   Theorie   und   Praxis    des   internationalen 
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Privatrechts  schränkt  er  die  grundsätzHche  Geltung  des  Zwangs- 
kurses dadurch  ein,  dass  sie  entfallen  müsse  für  Forderungen, 
..die  ihrem  Wesen  nach  dem  Auslande  angehören,  bei 
denen  aber  zufällig  in  dem  Lande,  wo  der  Zwangskurs  gilt, 
gezahlt  oder  geklagt  werden  sollte"  (Bd.  II  S.  48).  Auch 
diese  Einschränkung  ist  für  unsere  Frage  von  grösster  Wichtig- 
keit; wir  werden  jedenfalls  untersuchen  müssen,  ob  die  Forde- 
rungen deutscher  Gläubiger  gegen  Schuldner  in  Polen  ihrem 
Wesen  nach  dem  polnischen  Inlande  oder  dem  deutschen  Aus- 
lande angehören. 

Es  ist  weiter  von  grösster  Bedeutung  für  uns,  dass  v.  B  a  r 
in  seiner  feinen  und  stets  nach  der  Besonderheit  des  Falles 
differenzierenden  Betrachtungsart  auch  die  besonderen  Gesetz- 
lichkeiten der  einzelnen  Schuldverhältnisse  erörtert  und  so  seinen 
allgemeinen  Grundsätzen  immer  nur  den  Charakter  präsumptiver 
Richtlinien  verleiht,  die  hinter  Besonderheiten  zurücktreten  müssen. 
•Vom  Darlehen  heisst  es  grundsätzlich:  „Das  Darlehen  betreffend^ 
so  muss  der  Gläubiger  soviel  zurückerhalten,  als  er  gegeben 
hat;  kann  also  im  einzelnen  Falle  an  einem  anderen  Orte  als  an 
dem  Wohnorte  des  Gläubigers  gezahlt  werden,  so  kann  der 
Schuldner  zwar  in  der  Münzsorte  des  Zahlungsortes  zahlen: 
aber  der  Betrag  wird  durch  die  Münzsorte  bestimmt,  in  welcher 
das  Darlehen  gegeben  wurde"  (Lehrbuch  S.  122,  Theorie 
und  Praxis  Bd.  II  S.  22,   109). 

IV. 

Wenn  auch  keines  der  hier  angeführten  Zeugnisse  aus  der 
Literatur  und  Judikatur  unseren  Fall  ganz  trifft,  so  erörtert  doch 
wenigstens  jedes  von  ihnen  ein  für  uns  wichtiges  Element  und 
trägt  so  zur  Beantwortung  unserer  Frage  bei. 

1.  Bereits,  wenn  innerhalb  desselben  Staates  ein  Wäh- 
rungswechsel stattfindet,  können  für  die  Erfüllung  von  Verbindlich- 
keiten, die  vor  dieser  Änderung  begründet  sind,  und  die  auf  die 
alte  Währung  lauten,  Schwierigkeiten  entstehen.  Mit  Recht  sagt 
Martin  Wolff  hierzu:  „Wenn  die  alten  Geldsorten  ihre  Geld- 
natur verloren  haben,  so  kann  selbstverständlich  die  Frage  immer 
nur  im  Sinne  der  neuen  Geldsorten  beantwortet  werden"  (Das 
Geld  in  Ehrenbergs  Handbuch  des  gesamten  Handelsrechts  Bd.  I\^^ 
S.  642).  Was  Rechtens  ist,  wenn  die  alte  Geldsorte  ihre  Geld- 
natur behalten  hat,  sagt  er  nicht  ausdrücklich,  aber  es  liegt  in 
dem  angeführten  Satze,  dass  dann  die  alte  Geldsorte,  auf  die  das 


4 


47     — 

Schuldversprechen  lautet,  zu  leisten  ist.  Es  kann  daher  keinem 
Zweifel  unterliegen,  dass  für  Geldschulden  auf  deutsche  Mark 
stets  die  von  der  deutschen  Gesetzgebung  als  deutsche  Mark  an- 
erkannte deutsche  Mark  zu  zahlen  ist,  ganz  gleichgültig,  ob  das 
Schuldversprechen  vor  oder  nach  der  Währungsänderung  vom 
4.  August  1917  begründet  worden  ist.  Hier  gilt  der  Sat^:  Mark 
ist  Mark.  Auch  für  den  ausländischen  Richter,  der  zu  dem  Er- 
gebnis kommt,  dass  eine  Geldforderung,  die  in  deutscher  Wäh- 
rung begründet  ist,  in  deutscher  Währung  ertüllt  werden  muss. 
selbst  dann,  wenn  dies  Ergebnis  auf  der  Anwendung  ausländischer 
Gesetze  beruht:  „Nur  die  deutsche  Rechtsordnung  beantwortet  die 
Frage,  was  deutsches  Geld,  und  mit  welchem  Rechnungswert  et- 
was deutsches  Geld  ist''  (Wolff  S.  671  Note  25  und  643);  auch 
der  ausländische  Gläubiger,  der  eine  Forderung  in  deutscher 
Währung  begründet  hat,  muss  sich  solche  Währungsänderung  ge- 
fallen lassen.  Das  ist  in  eingehender  Begründung  namentlich  von 
dem  ausgezeichneten  Gustav  Hartmann  in  seiner  durch  die 
österreichischen  Kuponprozesse  veranlassten  Schrift  über  „Inter- 
nationale Geldforderungen"  (Freiburg  und  Tübingen  1882)  dar- 
getan worden;  vgl.  insbesondere  S.  30,  40.  41,  49  ff. 

Gegen  diese  Entscheidung  ist  auch  vom  Standpunkte  des 
Parteiwillens  nichts  einzuwenden.  Selbst  die  erwähnte  amerikanische 
Entscheidung  stellt  neben  die  „means  of  payment  expressed  in 
the  contract"  die  „implied  in  the  contract".  Wer  sich  in  wirt- 
schaftliche Verkehrsbeziehungen  zum  Auslande  begibt,  nimmt 
damit  ein  Risiko  auf  sich,  das  er  tragen  muß,  auch  wenn  er  an 
das  Risiko  im  Augenblicke  des  Vertragsschlusses  nicht  gedacht 
hat;  er  bekundet  durch  die  Abstellung  seiner  Forderung  auf  aus- 
ländische Währung  ein  zum  Wesen  der  Währung  gehöriges  „Ver- 
trauen*^ (Adolf  Wagner  und  andere:  vgl.  Wolff,  S.  564,  Note  1), 
das  natürlich  auch  getäuscht  werden  kann,  (Vgl.  auch  v.  Bar^ 
Bd.  II,  S.  51.)  Auf  Grund  seiner  Einlassung  auf  eine  bestimmte 
Staatswährung  kann  ihm  zugemutet  werden,  daß  er  die  durch  die 
politischen  und  wirtschaftlichen  VerhäUnisse  bedingten  Verände- 
rungen dieser  staatlichen  Währung  tragen  muß  (vgl.  insbesondere 
die  Ausführungen  von  Hartmann,  S.  53).  Er  setzt  nicht  nur  ein. 
bestimmtes  Vertrauen  auf  die  wirtschafthche  Kraft  der  Gegen- 
partei, sondern  auch  auf  die  des  Staates,  auf  dessen  Währung, 
er  seine  Forderung  abstellt.  Er  muß  eine  Enttäuschung  nach 
beiden  Richtungen  tragen.  Hat  er  solches  Vertrauen  nicht,  so 
kann  und  mag  er  sich  durch  Einfügung  der  Goldklausel,  durch 
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die  „clause  formelle  du  contract",  von  der  Andre  Weiß  spricht, 
<j;egen  Währungsänderungen  des  Staates,  oder  durch  das  Verlangen 
von  Pfandsatzungen  gegen  Verarmung  seines  Schuldners  sichern 

Daß   auch    Polen    Recht  und   Pflicht  hat.  nach  eigenen    Be- 
dürfnissen, bzw.  nach  der  eigenen  Auffassung  über  diese  Bedürfnisse 
seine  Währung  festzusetzen  und  diese  in  den  ehemals  preußischen 
Oebieten    durch   den    rekurrenten    Anschluß   an   die   dort    bisher 
geltende  Währung  nach  einer  bestimmten  Umrechnungsnorm  zu 
bestimmen,    unterliegt  keinem  Zweifel    (vgl.  Wolff,  S.  644).     Mit 
Recht  hebt  freilich  Wolff  hervor,  daß  eine  Umrechnungsnorm,  die 
nicht  dem  Wertverhältnis  der  beiden  Valuten  wenigstens  zur  Zeit 
ihrer  Einführung  entspricht,  als  „unbillig"  empfunden  werden  muß' 
weil  das  von  den  Verkehrsgenossen  in  die  Tauschkraft  des  Geldes 
gesetzte  Vertrauen  dadurch  getäuscht  würde.  Gegen  diesen  Grund- 
satz der  Billigkeit  hat  Polen  offenbar  verstoßen,  wenn  es  in  seinem 
Währungsgesetz  vom  20.  November  1919  in  Artikel  2  bestimm.!: 
,,Alle  Verpflichtungen    in    deutscher  Mark    müssen    in  polnischer 
Mark  in  der  gleichen  Nominalsumme  erfüllt  werden."     Denn  bei 
Erlaß  des  Gesetzes  war  bereits  die  polnische  Mark  nur  die  Hälfte 
der  deutschen  Mark  wert.    (Rukser,  S,  72).    Aber  ob  billig  oder 
unbillig,   die    polnische    Staatsräson   und    das    polnische    Rechts- 
empfinden glaubte  diese  Konvertierungsnorm  zu  fordern  bzw.  zu- 
zulassen.    Freilich    gibt   es  Grenzen    für  die  Erträglichkeit  einer 
unbilligen  Konvertierungsnorm;  das  anerkennt  auch  Gustav  Hart- 
mann, trotzdem  er  grundsätzlich  die  das  Inland  und  das  Ausland 
bindende  Kraft  von  Währungsgesetzen  für  alle  auf  die  (eben  unter 
.  Umständen  wechselnde)  Währung    eines   bestimmten  Staates  ab- 
gestellte Geldschulden  behauptet:  vgl.  S,  55  ff. 

2.  Was  ergibt  sich  hieraus  für  die  Kollission  dieser  Norm  des 
öffentlichen  Interesses  mit  erworbenen  Forderungsrechten?  Daß 
bei  einer  Gebietsabtretung  erworbene  Forderungsrechte  einen  be- 
sonderen Rechtsschutz  fordern,  ist  namentlich  von  Pill  et  über- 
zeugend dargetan  und  durch  die  Staatenpraxis  hinreichend  be- 
stätigt. Nur  ein  spezifisch  „politisches"  Interesse,  nicht  jedes 
„öffentliche"  Interesse  vermag  erworbene  Förderungsrechte  zu 
zerstören  oder  zu  mindern.  Daß  dem  Darlehensgläubiger  ein 
besonderer  Rechtsschutz  gebührt,  ist  namentlich  v.  Bar  über- 
zeugend gesagt  worden. 

a)  Man  kann  zunächst  überhaupt  zweifeln,  ob  es  berechtigt, 
billig  und  den  Grundsätzen  des  internationalen  Rechts  entsprechend 
war,  dass  Polen  die  Forderungsrechte  seiner  eigenen  Staats- 
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angehörigen,  die  auf  deutsche  Reichsmark  vertraglich  lauteten, 
durch  einen  legislatorischen  Federstrich  in  die  entsprechende  No- 
minalsumme polnischer  Mark  verwandelte  und  damit  verminderte. 
Das  geht  aber  nur  die  polnischen  Staatsangehörigen  an:  völker- 
rechtliche Rechte  Dritter  sind  dadurch  nicht  verletzt.  Aber  bei 
gerechter  Abwägung  der  Interessen  ist  sicher,  dass  hier  jedenfalls 
das  „politische  Interesse"  vorlag,  möglichst  schnell  die  polnischen 
Wirtschaftsverhältnisse  aus  den  deutschen  herauszulösen  und  in 
das  seinen  eigenen  Gesetzen  folgende  polnische  Wirtschaftsleben 
einzugliedern.  Wenn  dabei  auch  der  Grundsatz  des  intertempo- 
ralen Privatrechts,  dass  Schuldverhältnisse  nach  den  Gesetzen 
ihrer  Entstehungszeit  zu  beurteilen  sind,  verletzt  worden  ist,  so 
ist  demgegenüber  nicht  ausser  Acht  zu  lassen,  dass  eine  Gebiets- 
veränderung eben  die  volle  Geltung  des  intertemporalen  Privat- 
rechts nicht  zulässt.  Die  Auseinanderreissung  bisher  zu  demselben 
Wirtschaftsgebiet  gehöriger  Landesteile  hat  Eingriffe  gewaltsamer 
Art  zur  notwendigen  Folge,  die  hingenommen  werden  müssen. 
Ob  Polen  alles  getan  hat.  um  den  vom  Friedensvertrage  gemachten 
Schnitt  möglichst  schonend  ditrchzuführen,  und  ob  das  von  ihm 
gewählte  Wertverhältnis  zwischen  deutscher  und  polnischer  Mark 
glücklich  und  billig  war,  kann  hier  ausscheiden.  Der  Friedens- 
vertrag hat  durch  die  Überlassung  der  Ostmark  an  Polen  diesem 
Staate  ein  Vertrauen  bekundet,  das  „gelten''  muss,  mag  es  auch 
noch  so  oft  enttäuscht  werden.  Nur'Polen  hat  die  Verantwortung 
für  Glück  und  Gedeihen  der  ihm  zugesprochenen  Staatsangehörigen. 
Unbilligkeiten  der  Konvertierungsnorm  hat  es,  soweit  nur  seine 
eigenen  Angehörigen  in  Frage  stehen,  mit  diesen  selbst 
auszumachen. 

Man  wird  auch  sagen-  können,  dass  im  allgemeinen  jeder 
Pole  nicht  nur  Schuldner,  sondern  auch  Gläubiger  ist,  dass  er 
daher  auf  der  einen  Seite  gewinnt,  was  er  auf  der  anderen  Seite 
verhert.  Er  soll  eben  künftig  in  allen  seinen  rechtlichen  und 
wirtschaftlichen  Beziehungen  dem  polnischen  Wirtschaftsleben  ein- 
gegliedert werden.  Das  entspricht  so  dem  Willen  des  Friedens- 
vertrages. So  mag  und  muss  er  auch^demlDolnischen  Währungs- 
gesetz unterstehen.  Daher  muss  auch  im  Zweifel  ein  Ersatz- 
anspruch polnischer  Staatsangehöriger  gegen  i  ihren  Staat  wegen 
dieser  Umwandlung  seiner  deutschen  Markforderungen  in  polnische 
Markforderungen  ausgeschlossen  sein,  so  weit  nicht  die  ganz 
besonderen  Verhältnisse  des  einzelnen  Fallß  solchen  Anspruch  zu 
stützen  vermögen. 

Kaufmann,  Deutsche  Hypothekenforderungcn  in  Polen.  -| 
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b)  Liegt  es  anders,  wenn  deutsche  Reichsangehörige 
mit  Wohnsitz  in  Polen  als  Gläubiger  in  Frage  stehen?  Man 
wird  sagen  müssen,  dass  ihre  Forderungen  ebenso  zu  behandeln 
sind  wie  die  polnischer  Staatsangehöriger.  Dadurch,  dass  sie  in 
Polen  verbleiben,  unterstellen  sie  sich  selbst  dem  Fremdenrecht, 
Artikel  95  Absatz  2  der  polnischen  Verfassung  schreibt  vor,  dass 
Ausländer  unter  der  Bedingung  der  Gegenseitigkeit  gleiche  Rechte 
mit  den  polnischen  Bürgern  geniessen  und  die  gleichen  Pflichten 
haben  wie  diese,  sofern  nicht  die  Gesetze  ausdrücklich  das 
polnische  Bürgerrecht  vorschreiben.  Dieser  Satz  entspricht  den 
allgemeinen  Normen  des  Völkerrechts.  Auch  dürfte  unsere  Ent- 
scheidung der  Natur  der  Sache  entsprechen.  Denn  der  Deutsche,, 
der  seinen  Wohnsitz  in  Polen  nimmt  oder  behält,  begibt  sich 
damit  mit  allen  seinen  rechtlichen  und  wirtschaftHchen  Beziehungen 
in  den  Bereich  des  polnischen  Wirtschaftslebens  und  hat  die  damit 
verbundenen  Risiken  ebenso  zu  tragen,  wie  er  deren.  Vorteile 
geniessen  will  und  muss.  Wenn  Deutschland  auch  berechtigt  ist 
zu  verlangen,  dass  die  wohlerworbenen  Rechte  seiner  Staats- 
angehörigen, die  der  Friedensvertrag  anerkannt  und  aufrechterhält^ 
geschützt  werden,  so  muss  dies  Recht  dem  polnischen  Rechte, 
sein  territoriales  Wirtschaftsleben  nach  eigenem  Ermessen  zu 
regeln,  weichen,  wenn  es  sich  um  Deutsche  handelt,  die  sich 
selbst  unter  Fremdenrecht  begeben  haben.  Auch  ein  anderer 
(schwedischer  oder  schweizer)  Ausländer  muss  natürlich  ebenso 
behandelt  werden,  wenn  er  seine  Forderungen  auf  Reichsmark 
gestellt  hatte.  Immerhin  dürfte  bei  zu  grosser  Unbilligkeit  der 
Umrechnungsnorm  ein  völkerrechtliches  Einschreiten  keineswegs 
ausgeschlossen  sein. 

c)  Anders  liegt  es  freilich  bei  dem  deutschen  Gläubiger, 
der  seinen  Wohnsitz  im  Reiche  hat.  Hier  muss  sich  der 
Schutz  erworbener  Rechte  in  vollem  Umfange  auswirken.  Polen 
ist  durch  den  Friedensvertrag  Deutschland  gegenüber  zur  Auf- 
rechterhaltung der  erworbenen  Rechte  aus  Vorfriedensverträgen 
verpflichtet;  und  die  deutschen  Gläubiger,  die  nach  der  Zession 
ihren  Wohnsitz  im  Reiche  haben,  sind  selbst  unmittelbar  aus  dem 
Friedensvertrage,  der  zugleich  deutsches  Reichsgesetz  geworden 
ist,  berechtigt,  ihre  Rechte  geltend  zu  machen.  Diesen  Rechten 
und  Interessen  muss  das  polnische  Interesse,  seine  Währung 
autonom  zu  regeln,  unbedingt  weichen.  Mag  auch  die  gewalt- 
same Loslösung  des  abgetretenen  Gebietes  alle  die  Rechte,  die 
sich    völlig    innerhalb    des    Zessum    auswirken,    der    polnischen 
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Souveränität  ausliefern,  so  dürfen  die  Rechte,  die  durch  die 
Zession  internationale  geworden,  nicht  mehr  rein  nationale  sind, 
internationalen  Normen  unterstehen,  und  diese  fordern  den  vollen 
Schutz  wohlerworbener  Rechte. 

Der  Friedensvertrag  selbst  stellt  für  unseren  Fall  keine 
Währungsvorschrift  und  Umrechnungsnorm  auf.  Die  einzige 
Währungsvorschrift  enthält,  abgesehen  von  der  auf  sie  Bezug 
nehmenden  Sondernorm  für  Elsass-Lothringen  des  Art.  72,  der 
Artikel  296,  Abs.  3d,  auf  die  der  Absatz  2  dieses  Artikels  und  §  14, 
Abs.  2  der  Anlage  zu  Artikel  297-298  Bezug  nehmen.  Artikel  296, 
Abs.  2  und  Abs.  3d  gelten  nur  für  das  Clearing -Verfahren,  und 
§  14,  Abs.  2  der  Anlage,  über  den  noch  ausführhcher  zu  sprechen 
sein  wird,  bezieht  sich  nur  auf  die  „von  Artikel  297  betroffenen 
Fragen";  für  ausserhalb  des  Clearing -Verfahrens  abzuwickelnde 
Verträge  gelten  daher  selbstverständlich  die  allgemeinen  Grund- 
sätze des  internationalen  Privatrechts,  die  wir  hier  zu  entwickeln 
versuchen  (ebenso  Isay,  S.  239/40).  Im  übrigen  gesteht  auch 
Artikel  296,  Abs.  4,  für  die  Fälle  seiner  Anwendung  Polen  nicht 
das  Recht  zu,  eine  Währung  und  einen  Umrechnungskurs  ein- 
seitig aufzustellen,  sondern  betraut  mit  dessefi  Bestimmung  die 
Reparationskommission.  Und  die  Umrechnung,  die  er  für  die 
im  Ausgleichsverfahren  abzuwickelnden  Rechtsverhältnisse  der 
alten  Staaten  vorschreibt,  soll  sogar  zu  den  vor  dem  Kriege, 
für  Elsass-Lothringen  vor  dem  Waffenstillstand  geltenden  Um- 
rechnungskursen erfolgen:  es  wird  also  für  Auslandsforderungen 
nicht  einmal  die  deutsche  Währungsänderung  von  1914  aner- 
kannt. 

a.  Namentlich  kann,  wo  es  sich  um  den  Schutz  erworbener 
Rechte  handelt,  keine  Rede  davon  sein,  dass  Deutschland  sich  eine 
unbillige  Umrechnungsnorm  gefallen  lassen  muss.  Hart- 
mann erörtert  diese  Frage  im  Hinblick  auf  die  Fälle,  in  denen 
keine  durch  eine  Gebietsabtretung  veranlasste  l^mwandlung 
von  einer  Staatswährung  in  die  Währung  eines  anderen  Staates 
stattgefunden  hat,  sondern  in  denen  die  Geldschulden  auf  eine 
bestimmte  Staatswährung  abgestellt  waren  und  dieser  Staat  selbst 
eine  absolut  unbillige  Konvertierungsnorm  einführt.  Er  hält  es 
für  ganz  „undenkbar",  dass  eine  solche  „Verletzung,  ja  Ver- 
höhnung von  Treu  und  Glauben,"  ein  solches  „planmässiges 
Raubsystem  auf  Kosten  des  Auslandes"  „unter  zivihsierten 
Nationen"  vorkommen  könne.  Das  ist  freilich  im  Jahre  1882 
geschrieben.      Eine    solche    „räuberische    Konvertierungsnorm'' 
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würde  nach  Hartmann  „sofort  die  ganze  Welt  gegen  sich  be- 
waffnet haben."  Und  er  gibt  zu,  dass  seine  Lehre  von  der 
internationalen  Geltung  von  Währungsänderungen  für  alle  auf  die 
Währung  des  betreffenden  Staates  abgestellten  Forderungen 
gegenüber  einer  „offen  Treu  und  Glauben  verletzenden"  Um- 
rechnungsnorm „Kraft  und  Geltung"  verHeren  müsse.  (Vergl. 
S.  56-57.)  Unser  Fall  liegt  aber  noch  viel  krasser,  denn  die 
deutschen  Forderungen  sind  auf  die  (jeweils  geltende)  deutsche 
Währung  abgestellt,  die  Gläubiger  haben  sich  daher  unzweifel- 
haft die  deutsche  Währungsänderung  von  1914  gefallen  lassen 
müssen.  Dass  sie  sich  nun  auch  noch  die  räuberische  Konver- 
tierungsnorm des  Zessionarstaates  gefallen  lassen  müssen,  kann 
natürlich  gar  nicht  in  Erwägung  gezogen  werden.  Die  Berufung 
auf  den  ordre  public  —  hatte  Descamps  zutreffend  gesagt  — 
dürfe  nicht  zu  einer  Spekulation,  Beraubung  und  systematischen 
Bereicherung  auf  Kosten  der  giltig  begründeten  Ordnung  der 
Dinge  missbraucht  werden.  Die  polnische  Mark  und  die  deutsche 
Mark  sind  trotz  des  gleichlautenden  Namens  verschiedene  Staats- 
währungen, die  ebensowenig  mit  einander  zu  tun  haben,  wie  die 
Mark  mit  dem  Ddllar  und  mit  dem  Gulden.  Es  kommt  weiter  hin- 
zu, dass  diese  Konvertierungsnorm  sich  nur  gegen  die  deutsche 
M^rk  richtet,  also  alle  auf  andere  Währungen  gestellten  Auslands- 
forderungen nicht  berührt.  So  wird  dies  Verhalten  Polens  nicht 
ohne  weit-eres  „sofort  die  ganze  Welt  gegen  sich  bewaffnet 
haben.''  Es  ist  aber  immerhin  durch  den  Friedensvertrag  für 
den  internationalen  Rechtsschutz  durch  ein  Gemischtes  Schieds- 
gericht gesorgt,  welches  Recht  und  Billigkeit  zum  Worte  kommen 
lassen  muss. 

In  voller  Würdigung  dessen,  was  Polen  aus  den  berechtigten 
„politischen  Interessen"  seiner  Währungsgesetzgebung  auch  gegen- 
über erworbenen  Rechten  zu  tun  befugt  ist,  haben  wir  das  Weichen- 
müssen dieser  Rechte  bejaht,  sofern  es  sich  um  deutsche  oder 
polnische  Gläubiger  handelt,  die  ihren  Wohnsitz  in  Polen  haben. 
Gerade  aber  aus  den  Gründen,  die  zur  Bejahung  dieses  Ober- 
wiegens geführt  haben,  folgt  hier  das  Überwiegen  des  Interesses 
der  erworbenen  deutschen  Gläubigerrechte  gegenüber  dem  polnischen 
Währungsinteresse.  Die  deutschen  Gläubiger  werden  nicht  in 
allen  ihren  Beziehungen  in  das  polnische  Wirtschaftsleben  ein- 
gegliedert; sie  bleiben  vielmehr  grundsätzlich  in  das  deutsche 
Wirtschaftsleben  eingegliedert:  sie  haben  nur  eine  Forderung,  die 
von  Polen    aus   zu    erfüllen   ist;    mit   allen   ihren  Schulden  und 


—     53     ~ 

sonstigen  Rechtsbeziehungen  aber  bleiben  sie  weiter  unter  deutschem 
Währungsrecht. 

ß.  Dies  rechthche  und  wirtschaftHche  Verhältnis  ist  besonders 
klar,  wenn  eine  Hypothekenbank  Gläubigerin  ist:  besteht  doch 
deren  Wesen  „in  der  hypothekarischen  ßeleihung  von  Grund- 
stücken und  der  Ausgabe  von  Schuldverschreibungen  auf  Grund 
der  erworbenen  Hypotheken."  (§  1  des  Hypothekenbank- 
gesetzes vom  1 3.  Juli  1 899);  und  es  ist  gerade  diese  Eigenart 
der  Hypothekenbanken,  die  die  Regelung  durch  ein  besonderes 
Gesetz  nötig  gemacht  hat.  Es  ist  daher  schwer  zu  verstehen, 
wenn  das  polnische  Appellationsgericht  in  Posen  (5.  Zivilsenat) 
in  seinem  Urteil  vom  10.  Juni  1920  gesagt  hat:  „Der  Charakter 
der  Klägerin,  welche  auf  Grund  des  Gesetzes  über  Hyj)otheken- 
banken  verpflichtet  ist,  die  von  ihr  in  Höhe  der  gegebenen  Dar- 
lehen ausgegebenen  Pfandbriefe  in  deutscher  Valuta  zu  verzinsen, 
hat  keinen  Einfluß  auf  diese  Ansicht  (nämlich  dass  die  Hypotheken- 
schulden in  polnischer  Valuta  zu  bezahlen  sind).  Die  Vorschriften 
des  Gesetzes  über  die  Hypothekenbanken  beziehen  sich  auf  das 
Verhältnis  der  Hypothekenbanken  zu  ihren  Gläubigern  und  man 
kann  sie  nicht  im  Verhältnis  zu  den  Schuldnern  der  Hypotheken- 
banken anwenden."  Es  ist  nicht  ohne  Interesse  und  Wert  diesem 
Urteil  eine  jüngere  deutsche  Reichsgerichtsentscheidung  gegen- 
überzustellen, bei  der  es  sich  um  die  Hypothekenforderung  einer 
Schweizer  Hypothekenbank  gegen  einen  deutschen  Schuldner 
handelte.  Unter  richtigem  Hinweis  auf  das  Wesen  der  Hypotheken- 
banken und  den  untrennbaren,  von  dem  polnischen  Gericht  außer 
Acht  gelassenen  Zusammenhang  zwischen  der  hypothekarischen 
Beleihung  und  der  Ausgabe  der  Schuldverschreibungen  „auf  Grund 
der  erworbenen  Hypotheken'%  heißt  es  dann:  „Wenn  auch  ein 
Schutz  der  deutschen  Valutaschuldner  wünschenswert  wäre,  so 
würde  es  doch  unbillig  und  für  den  deutschen  Kredit  gefährlich 
sein,  ihn  allein  auf  Kosten  der  ausländischen  Gläubiger  zu  suchen". 
(Band  100,  S.  82).  Das,  was  hier  völlig  zutreffend  im  Hinblick 
auf  die  Einbezogenheit  der  Hypothekenbanken  in  das  Wirtschafts- 
leben ihres  Heimatstaates  ausgeführt  wird,  ist  aber  nur  ein  durch 
die  besondere  gesetzhche  Regelung  besonders  typischer  Fall  für 
den  allgemeinen  Grundsatz,  den  wir  hier  durchzuführen  versucht 
haben. 

7.  Auch  andere  ausländische  Gläubiger,  die  ihren  Wohnsitz  in 
der  Schweiz,  Holland  oder  Norwegen  haben,  müssen  in  der 
Währung  befriedigt  werden,  auf  die  die  Schuldurkunde  lautet. 
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ö.  Auch  vom  Standpunkte  der  Massgeblichkeit  des  Parteiwillens 
kann  man  zu  keinem  anderen  Ergebnis  kommen.  In  diesem  Sinne 
führt  zum  Beispiel  Rukser  aus:  „Sofern  nicht  besondere  Umstände 
dagegen  sprechen,  wird  bei  der  Auslegung  davon  auszugehen 
sein,  dass  man  die  Abtrennung  der  Ostmark  als  schon  bei  Ver- 
tragsschluss  geschehen  unterstellt."  „Vor  allem  wird  sich  dann 
herausstellen,  ob  das  fraghche  Geschäft  derartig  auf  den  Zu- 
sammenhang mit  dem  deutschen  Wirtschaftsleben  und 
auch  mit  dem  deutschen  Geldmarkt  abgestellt  war,  dass 
die  Geltung  des  deutschen  Rechts  und  die  Rückzahlung  in  deutscher 
Währung  als  stillschweigend  vereinbart  anzusehen  ist."  (Rukser, 
S.  70/71.)  Genau  genommen  ist  das  noch  zu  viel  gesagt:  denn 
die  deutsche  Währung  ist  nicht  stillschweigend,  sondern  aus- 
drücklich vereinbart;  es  handelt  sich  vielmehr  um  die  Frage,  ob 
diese  ausdrückliche  Vereinbarung  und  die  aus  ihr  bereits  er- 
worbenen Rechte  infolge  der  Gebietszession  dem  nachträglichen 
und  einseitigen  polnischen  Währungsgesetz  weichen  müssen.  Das 
ist  aber,  wie  dargetan,  völlig  ausgeschlossen. 

Die  Richtigkeit  dieser  Entscheidung  beruht  aber  nicht  nur 
auf  den  Erwägungen  über  das  polnische  Währungsinteresse,  dem 
Parteiwillen  und  der  Natur  der  Gebietszession,  sondern  auch  auf 
der  besonderen  Natur  des  in  Frage  stehenden  Vertragsverhältnisses. 
Wir  sahen  bereits,  dass  es  sich  um  ein  Darlehnsgeschäft  oder 
zum  mindesten  um  ein  dem  Darlehnsvertrag  analoges  Rechts- 
geschäft handelt.  Daher  muss  der  oben  angeführte  Satz  von 
Ludwig  V.  Bar,  den  er  allgemein  als  Norm  des  internationalen 
Privatrechts  für  Darlehen  aufstellt,  hier,  wo  noch  Probleme  des 
intertemporalen  Privatrechts  wenigstens  hineinspielen,  erst  recht 
in  volle  Wirksamkeit  treten.  Der  Gläubiger  muss  soviel  zurück- 
erhalten, als  er  gegeben  hat;  mag  der  Schuldner  auch  in  der 
Münzsorte  des  Zahlungsortes  zahlen,  so  muss  doch  der  Betrag 
durch  die  Münzsorte  bestimmt  werden,  in  der  das  Darlehen 
gegeben  wurde. 

e.  Nicht  ebenso  sicher  ist  die  Entscheidung,  wenn  der  Hypo- 
thekengläubiger zur  Zeit  der  Begründung  des  Schuldverhältnisses 
seinen  Wohnsitz  in  dem  später  abgetretenen  Gebiete  hatte  und  erst 
nachträglich  in  das  heutige  Reichsgebiet  verzogen  ist. 
Wenn  diese  Wohnsitzverlegung  bereits  vor  dem  Inkrafttreten  des 
Friedens  erfolgte,  wird  anzunehmen  sein,  dass  in  deutscher 
Währung  zu  zahlen  ist:  denn  diese  Wohnsitz  Verlegung  hatte  zur 
Zeit  ihrer  Vornahme  das  Schuldverhältnis  noch  garnicht  berührt. 
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es  ist  in  demselben  Wirtschaftsgebiete  verblieben,  innerhalb  dessen 
und  für  das  es  begründet  wurde.  Wenn  dagegen  der  Wohnsitz 
erst  nach  dem  Inkrafttreten  des  Friedens  verlegt  wurde  (abgesehen 
von  der  gleich  zu  erörternden  Optantenfrage),  wird  eine  allgemein- 
gültige Entscheidung  nicht  möglich  sein.  Könnte  ein  solches 
Fortziehen  aus  dem  Zessum  doch  gerade  im  Hinblick  auf  die 
Währungsfrage  und  womöglich  nur  vorübergehend  erfolgt  sein:" 
solches  Verhalten  verdient  natürlich  keinen  Rechtsschutz.  Wenn 
das  Schuldverhältnis  im  wesentlichen  abgestellt  war  auf  die  wirt- 
schaftlichen und  finanziellen  Verhältnisse  innerhalb  der  abgetretenen 
Landesteile,  würde  in  einem  nach  der  Abtretung  erfolgten  Wohn- 
sitzwechsel eine  Veränderung  des  Schuldverhältnisses  liegen,  und 
seine  Berücksichtigung  nicht  den  Schutz  erworbener  Rechte 
bedeuten :  denn  es  würde  ein  durch  die  Abtretung  bereits  in  Bezug 
auf  seine  Währung  verändertes  Schuldverhältnis  in  willkürlicher 
Weise  wieder  zurückverwandelt  werden.  Wenn  dagegen  das 
Schuldverhältnis  schon  bei  seiner  Begründung  den  Umständen 
nach  —  zum  Beispiel  weil  der  Geldgeber  seine  wesentlichen 
wirtschaftlichen  Interesse  im  heutigen  Reichsgebiet  hatte  und 
mehr  zufällig  in  der  Ostmark  wohnte  —  abgestellt  war  auf  die 
deutschen  Wirtschaftsverhältnisse,  so  wird  trotz  des  Wohnsitz- 
wechsels deutsche  Währung  gelten.  Wir  kommen  damit  für 
diesen  Fall  zu  demselben  Ergebnis  wie  Rukser,  der  meint,  die 
Entscheidung  lasse  sich  „nur  von  Fall  zu  Fall"  treffen,  sie 
„allgemein  bejahend  oder  verneinend  zu  beantworten",  könne 
nicht  weiterführen  (S.  70/71). 

d)  Dieselben  Grundsätze  gelten  auch,  wenn  es  sich  um  die 
Forderung  eines  Polen  handelt,  der  seinen  Wohnsitz  in 
Deutschland  hat. 

e)  Sie  kommen  auch  zur  Anwendung,  wenn  die  Optanten- 
frage in  diese  Probleme  hineinragt.  Denn  der  Deutsche,  der 
am  10.  Januar  1920  seinen  Wohnsitz  in  Polen  hatte,  ist  zunächst 
nach  Art.  91  Abs.  1  „Pole"  geworden;  aber  er  ist  nach  Abs.  3 
befugt  binnen  zwei  Jahren  für  die  deutsche  Staatsangehörigkeit 
zu  optieren.  Wenn  darnach  der  Optionsberechtigte  zwar  für 
Deutschland  optiert,  aber  in  Polen  bleibt,  so  wird  er  dadurch 
Fremder  in  Polen.  Als  Hypothekengläubiger  muss  er  sich  mit 
einer  Zahlung  in  polnischer  Währung  begnügen ;  als  Hypotheken- 
schuldner eines  in  Deutschland  wohnenden  Gläubigers  hat  er 
seine  Schulden  in  deutscher  Währung  zu  bezahlen. 
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Schwieriger   ist   die  Frage   für  den  Fall,    dass   der  Options- 
berechtigte nach  Deutschland  auswandern  will.    Denn  dann  muss 
das  Pendenzverhältnis,  welches  die  Optantenfrage  charakterisiert, 
seine  Wirkung  entfalten.     Der  Artikel  91  hat   den  Optanten   be- 
stimrnte  Rechte  gegeben,   die   wieder   für  Polen    eine    besondere 
Ausprägung  erhalten    haben.     Es   ist   ihnen   freigestellt,   in    den 
flachsten    12  Monaten   ihren  Wohnsitz  nach  Deutschland  zu  ver- 
legen,  ihre   Liegenschaften   in   Polen    zu   behalten   und   ihr  ge«» 
Samtes    bewegHches  Vermögen   nach   Deutschland   mitzunehmen 
Während   die  Verträge   von  Versailles    und   St.  Germain   grund- 
sätzHch    die    Option    mit    der   Auswanderungspflicht    verbunden 
haben,    ist   bei  Polen  den  Optanten,    das    Recht   zu    wählen,   ob 
sie    im   Lande    bleiben    oder   ausv\^andern    wollen,    ausdrücklich 
garantiert.    Bis   über   diese  Verhältnisse  Klarheit   geschaffen  ist, 
besteht   daher   ein  Schwebezustand,   während  dessen  noch  unge- 
wiss  ist,    ob   der  Optant   zun'i  deutschen    oder   zum    polnischen 
Wirtschaftsgebiet  gehören  wird;    und  sowohl  das  deutsche  Reich 
wie  auch  der  Optant  selbst  haben  ein  Recht  darauf,  dass  während 
dieses    Schwebezustandes    nichts    geschieht,    was    die    mit    der 
Option  verbundenen  Rechte  kränken  oder  beeinträchtigen  könnte. 
Wenn  man  daher  auch   annehmen    mag,    d^ss   die   während  des 
Schwebezustandes     fälligen     Hypothekenzinsen     in     polnischer 
Währung   ausgezahlt   werden    dürfen,    weil    sie  als  Früchte  prä- 
sumptiv  innerhalb    des    polnischen    Wirtschaftsgebietes    verzehrt 
werden   sollen,   so   darf   doch  keinesfalls   die  etwa  während  'des 
Schwebezustandes  fällig  werdendeFor  der  ung  selbst  in  polnischer 
Währung  ausgezahlt  werden.    Bis   zur   endgiUigen  Entscheidung 
über   die  Option   und   die  Frage    der  Auswanderung   muss  viel- 
mehr jedenfalls  die  Differenz  zwischen  deutscher  und  polnischer 
Währung  hinterlegt  werden,  die  im  Falle  der  Auswanderung  dem 
optionsberechtigten  Gläubiger   auszuzahlen    ist,   im   Falle    seines 
Verbleibens  in  Polen  aber  an  den  Schuldner  zurückfällt. 

Der  optionsberechtigte  Schuldner  eines  in  Deutschland  wohn- 
haften Gläubigers  hat  natürlich  in  jedem  Falle  die  Schuld  in  deutscher 
Währung  zu  zahlen;  dies  gilt  nach  dem  oben  ausgeführten  selbst- 
verständlich, wenn  er  in  Polen  bleibt,  und  erst  recht,  wenn  er 
nach  Deutschland  auswandert,  weil  dann  ja  das  ganze  Rechts- 
verhältnis wieder  der  deutschen  Souveränität  untersteht.  Eine 
andere  Entscheidung  hätte  ja  auch  das  unmögliche  und  unbillige 
Ergebnis,  dass  ein  in  Polen  wohnhafter  Hypothekenschuldner,  je 
nachdem    ob    er    im    Verfolge    seiner    Option    von     dem    Aus- 
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wanderungsrecht  Gebrauch  macht  oder   nicht,   seine  Schulden  in 
verschiedener  Währung  zu  bezahlen  hätte. 

Entsprechendes  gilt  für  die  Personen,  die  in  Polen  geboren 
sind  (Art.  4  des  iMinderheiten Vertrages),  aber  am  10.  Januar  1920 
ihren  Wohnsitz  in  Deutschland  hatten:  denn  diese  „Polen  deutscher 
Reichsangehörigkeit"  können  nach  Artikel  91,  Abs,  4  für  Polen 
optieren.  (Vgl.  C.  G.  Bruns,  Staatsangehörigkeitswechsel  und 
Option  S.  16  ff.) 

3.  Diese  Entscheidungen  gelten  ohne  Rücksicht  darauf,  was 
in  dem  Scnuldvertrage  über  Erfüllungsort  oder  Zahlungs- 
ort vereinbart  war.  Denn  die  für  unsere  Entscheidungen 
massgebenden  Kriterien  sind  allein  aus  dem  Gesichtspunkt  der 
Zugehörigkeit  der  Forderung  bald  zum  deutschen,  bald  zum  pol- 
nischen Wirtschaftsgebiet  hergeleitet.  Gegenüber  der  Bedeutung 
dieser  Gesichtspunkte  müssen  jene  Vereinbarungen  als  blosse 
Modalitäten  der  Erfüllung  zurücktreten.  Dies  umsomehr  als  die 
Vereinbarung  von  Erfüllungs-  und  Zahlungsorten  zur  Zeit  der 
Begründung  der  Schuldverhältnisse  wohl  einen  bestimmten  und 
natürlich  weiter  zu  beachtenden  Sinn  hatte,  aber  die  Parteien  da- 
bei nur  an  technische  Modalitäten  der  Erfüllung  dächten,  nicht 
aber  an  eine  grundsätzlich  verschiedene  Behandlung  des  ganzen 
Schuldverhältnisses.  Es  würde  daher  den  Sinn  solcher  Verein- 
barungen nicht  treffen  und  müsste  als  ungerecht  und  der  Natur 
der  Sache  widersprechend  angesehen  werden,  wenn  man  ein 
Schuldverhältnis,  für  das  ein  „zahlbar  in  Berlin"  ausgemacht  war. 
in  Bezug  auf  die  Währungsfrage  anders  behandelte  als  ein 
Schuldverhältnis  mit  der  Klausel  , .zahlbar  in  Bromberg"  oder  „Er- 
füllungsort Posen"  usw.  Wir  werden  auf  diese  Frage  noch  in 
eingehendA'en  Ausführungen  zurückkommen. 

•  .  V. 

Dass  der  deutsche  Richter  nach  alledem  das  Valutagesetz 
auf  deutsche  Forderungen  nicht  anwenden  darf,  ist  klar.  Wie 
steht  es  aber  mit  den  polnischen  Richtern? 

1.  Sie  haben  zwar  nach  Artikel  81  der  polnischen  Verfassung 
[nicht  das  Recht,  die  Giltigkeit  gehörig  verkündeter  Gesetze  zu 
)rüfen.  Aber  auch  für  sie  gelten  die  allgemeinen  Regeln  über 
[das  Verhältnis  der  Normen  desselben  Gesetzgebers:  „Lex  posteriori 
[derogat  priori"  und  „Lex  prior  generalis  non  derogat  legi  prior 
Ispeziali". 
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Das  polnische  Valutagesetz  vom  20.  November  1919  sagt  im 
Artikel  7,  dass  es  für  die  damals  bereits  unter  polnischer  Herrschaft 
■stehenden  ehemals  deutschen  Gebietsteile  mit  dem  Tage  der  Ver- 
öffentlichung in  Kraft  tritt,  in  den  später  unter  polnische  Herrschaft 
tretenden,  mit  dem  Augenblicke  der  Übernahme  dieser  Territorien 
durch  die  polnischen  Behörden.  Der  erste  Termin  liegt  vor  dem 
Inkrafttreten  des  Friedensvertrages,  letzterer  entweder  kurz  nachher 
oder  bei  den  Abstimmungsgebieten  sehr  viel  später,  Daraus 
würde  bei  wörtlicher  Auslegung  das  merkwürdige  Ergebnis  folgen, 
dass  der  Friedensvertrag  das  frühere  und  ihn  zum  Ceil  wider- 
streitende Valutagesetz  in  den  östlichen  Gebietsteilen  des  Zessum 
aufgehoben  hätte,  während  es  in  den  westlichen  Gebietsteilen  als 
lex  posterior  den  Friedensvertrag  aufgehoben  hätte.  Das  ist 
weder  sinnvoll  noch  dem  vernünftigen  Willen  des  Gesetzgebers 
entsprechend.  Daher  versuchen  die  polnischen  Gerichte  das 
Valutagesetz  als  lex  specialis  zu  konstruieren,  die  durch  die  lex 
generalis  des  später  in  Kraft  getretenen  Friedensvertrages  nicht 
berührt  würde.  So  z.  B.  das  Urteil  des  fünften  Zivilsenates  des 
Appellationsgerichtes  in  Posen  vom  10.  Juni  1920.  Völker- 
rechtlich ist  diese  Argumentation  selbstverständlich  unzulässig 
und  rechtswidrig:  kein  Staat  kann  sich  durch  spätere  Spezial- 
gesetze von  seinen  völkerrechtHchen  Pfhchten  entbinden.  Von 
grosser  Bedeutung  aber  ist  es  jedenfalls,  dass  auch  die  polnischen 
Gerichte  danach  der  Meinung  sind,  die  Anwendung  des  Valuta- 
gesetzes lasse  sich  nur  dadurch  rechtfertigen,  dass  ein  früheres 
Spezialgesetz  durch  ein  späteres  allgemeines  Gesetz  nicht  auf- 
gehoben werde;  die  Übereinstimmung  mit  dem  Friedensvertrage 
wird  also  auch  von  ihnen  nicht  behauptet. 

Ist  aber  auch  vom  innerstaatlichen  Standpunkte  aus  die 
Argumentation  des  polnischen  Gerichts  notwendig  und  zwingend? 
Ich  glaube,  dass  sie  es  nicht  ist.  Wenn  zwischen  zwei  Gesetzen 
auf  den  ersten  Blick  eine  Antinomie  zu  bestehen  scheint,  beide 
Gesetze  aber  in  engstem  Zusammenhange  miteinander  stehen, 
wie  dies  zwischen  dem  Friedensvertrage  und  dem  Valutagesetz, 
das  selbst  in  dem  Artikel  7  für  sein  Inkrafttreten  auf  den  Friedens- 
vertrag hinweist,  der  Fall  ist,  dann  muss  sich  der  Richter  vor 
allem  die  Frage  vorlegen,  ob  nicht  eine  gesunde  und  sinnvolle 
Auslegung  möglich  ist,  die  beiden  Gesetzen  Rechnung  trägt  und 
dadurch  die  auf  den  ersten  Blick  scheinbar  bestehende  Antinomie 
gelöst  werden  kann.  Da  die  polnischen  Gerichte  diese  Frage 
nicht   gestellt   haben,   haben  sie   gegen    anerkannte   und    selbst- 
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verständliche     Grundsätze     des     innerstaatlichen     Rechtes     Ver- 
stössen. 

2.  Der  Artikel  4  des  Valutagesetzes  bestimmt,  dass  Schuldnern, 
die  ihre  Verbindlichkeiten  „ausserhalb  der  Grenzen  des  polnischen 
Staates  zu  zahlen  haben",  „bis  zur  späteren  Regelung  der  Materie" 
das  oben  erörterte  Moratorium  gewährt  wird.  Damit  ist  deutlich 
anerkannt,  dass  das  Valutagesetz  die  „Materie"  der  ausserhalb 
der  Grenzen  Polens  zahlbaren  Verbindlichkeiten  nicht  regeln, 
sondern  sie  einer  „späteren  Regelung  vorbehalten"  wollte.  Da 
dies  offenbar  nicht  überall  richtig  verstanden  wurde,  sah  sich  der 
Finanzminister  veranlasst,  unter  dem  15.  Januar  1920  eine 
,, Authentische  Interpretation"  zu  geben.  In  ihr  heisst  es:  „Dies 
Gesetz  entscheidet  weder  Fragen  der  Valuta  noch  des  Kurses 
derselben  bezüghch  der  ausserhalb  der  Grenzen  des  polnischen 
Staates  zahlbaren  Verbindhchkeiten".  Wie  aus  dem  Schlusssatz 
dieser  authentischen  Interpretation  hervorgeht,  waren  es  offenbar 
zwei  Rücksichten,  die  den  Finanzminister  zu  seinem  etwas  unge- 
wöhnlichen und  auch  staatsrechtlich  nicht  zulässigen  Vorgehen 
veranlassten:  die  Sorge  um  den  so  dringend  benötigten  Auslands- 
kredit und  die  Sorge  um  die  Abstimmungsgebiete.  Denn  hier 
heisst  es:  „Die  polnischen  Behörden  werden  keine  Schwierigkeiten 
machen,  welche  die  Handelsbeziehungen  zum  Auslande 
und  den  Kredit  des  polnischen  Staates  ungünstig  beein- 
flussen können.  Insbesondere  muss  hervorgehoben  werden,  dass 
dies  Gesetz  in  nichts  der  Regelung  der  Valutaangelegenheiten 
in  den  Landen  vorgreift,  welche  Polen  auf  dem  Wege  der 
Volksabstimmung  zufallen  werden.  Die  Sache  wird  seiner 
Zeit  unter  genauer  Verständigung  mit  den  Vertretern  der  Be- 
völkerung unter  Berücksichtigung  der  Verhältnisse  geregelt 
werden,  die  zu  der  Zeit  ihrer  Übernahme  durch  den  polnischen 
Staat  bestehen  werden".  Wir  haben  hier  eines  der  polnischen 
Versprechungen,  die  zum  Zwecke  der  Beeinflussung  der  Volks- 
abstimmungen gemacht  worden  sind.  Dies  Versprechen  ist  nach 
doppelter  Richtung  hin  interessant:  Erstens  verstösst  es  trotz  der 
Form  der  authentischen  Interpretation  gegen  das  Gesetz  selbst, 
das  es  zu  interpretieren  vorgibt;  denn  Artikel  7  lässt  das  Gesetz 
automatisch  in  den  früher  preussischen  Landesteilen  in  Kraft 
treten  „mit  dem  Zeitpunkt  der  Ergreifung  dieser  Gebietsteile  durch 
die  polnischen  Behörden".  Sodann  enthält  es  ein  wichtiges  Zu- 
geständnis dafür,  dass  entweder  die  Regelung  oder  die  Handhabung 
des  Gesetzes  nicht  der  Billigkeit  entspricht,  brauchte  doch  sonst 
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eine  Sonderbehandlung  der  Abstimmungsgebiete,  die  man  sich 
im  übrigen  gar  nicht  vorstellen  kann,  ,, versprochen"  zu  werden- 
Wie  dem  aber  auch  sein  mag,  es  kommt  für  die  richterliche 
Behandlung  des  Valutagesetzes  auf  diese  politischen  Zwecke  und 
juristischen  Verstösse  nicht  an:  Der  Finanzminister  kann  kein 
Gesetz  authentisch  interpretieren;  sondern  dies  ist  aus  sich  selber 
sinngemäss  auszulegen;  und  dafür  ist  das  Entscheidende,  was  im 
Artikel  4  unter  der  „Materie"  der  „ausserhalb  der  Grenzen 
Polens  zahlbaren"  Verbindlichkeiten  vernünftigerweise  verstanden 
werden  muss. 

■  3.  Man  hat  darüber  gestritten,  ob  damit  der  Erfüllungsort  oder 
der  Zahlungsort  gemeint  sei;  vgl.  Haase,  Juristische  Wochen- 
schrift 1920  S.  932,  933;   Brink,  Juristische  Wochenschrift  1921 

5.  437;  Kaskel,  ebenda,  S.  340;  Rukser  S.  66/67.  Auch  das 
Kammergericht  hat  in  seinen  Urteilen  vom  23.  Oktober  1920 
(24.  Zivilsenat)  und  vom  10.  Dezember  1920  (14.  Zivilsenat),  vom 

6.  April  1921  (24.  Zivilsenat)  und  vom  6.  Mai  1921  (14.  Zivilsenat) 
geschwankt,  schliesslich  aber  die  Massgeblichkeit  des  Erfüllungs- 
ortes abgelehnt;  und  das  Reichsgericht  hat  durch  Beschluss  vom 
S.  März  1921  das  Armenrecht  wegen  Aussichtslosigkeit  der  Re- 
vision gegen  ein  solches  Urteil  des  Kammergerichts  abgelehnt. 
In  der  Literatur  wird  vielfach  die  Erörterung  der  Frage,  ob  es 
auf  den  Erfüllungsort  oder  Zahlungsort  ankommt,  dadurch  aus- 
geschaltet, dass  man  die  Unanwendbarkeit  des  Valutagesetzes 
aus  dem  Artikel  30  EGBGB.  herleitet,  mit  der  verschieden  be- 
gründeten Behauptung,  dass  es  gegen  die  guten  Sitten,  bzw. 
gegen  den  Zweck  eines  deutschen  Gesetze  Verstösse:  Haase, 
JW.  1920  S.  933;  Brink,  JW.  1921  S.  437;  Wagner  S.  438: 
Rukser  S.  71  f.  und  ebenso  das  Urteil  des  Landgerichts  l  Berlin 
(14.  Zivilkammer)  vom  27.  Mai  1921,  während'  sich  Kaskel  in 
JW.  1921  S.  439  mit  zum  Teil  beachtenswerten  Argumenten  gegen 
diese  Berufungen  auf  den  Artikel  30  gekehrt  hat. 

Die  polnischen  Gerichte  scheinen  im  allgemeinen  auf  den 
Zahlungsort  abzustellen,  wenn  ein  Zahlungsort  ausdrücklich  ver- 
einbart war,  mangels  Vereinbarung  aber  auf  den  am  Wohnsitz 
des  Schuldners  zur  Zeit  der  Begründung  des  Schuldverhältnisses 
zu  vermutenden  Erfüllungsort.  So  hat  das  Bezirksgericht  Posen, 
erste  Zivilkammer  durch  Beschluss  vom  25.  Februar  1921  ent- 
schieden, dass  bei  der  Berechnung  des  geringsten  Gebotes  eine 
„in  Berlin  zahlbare"  Hypothekenschuld  in  deutscher  Währung  in 
Ansatz  gebracht  werden  müsse.    Das  Appellationsgericht  Posen, 
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fünfter  Zivilsenat,  hat  in  einem  Urteil  vom  10.  Juni  1920  bei  einer 
Forderung,  bei  der  offenbar  über  Zahlungs-  oder  Erfüllungsort 
keine  Vereinbarung  getroffen  war,  den  Wohnsitz  des  Schuldners 
in  Posen  als  Erfüllungsort  zu  Grunde  gelegt.  Das  Bezirksgericht 
Posen  hat  in  einem  Urteil  vom  3.  Dezember  1920  bei  einer  Hypo- 
thekenforderung, bezüglich  derer  weder  ein  Zahlungs-  noch  Er- 
füllungsort ausgemacht  war,  auf  den  bei  Begründung  des  Schuld- 
verhältnisses vorhandenen  Wohnsitz  des  Schuldners  in  Posen  ab- 
gestellt, trotzdem  der  Schuldner  inzwischen  seinen  Wohnsitz  nach 
Berlin  verlegt  hatte.  Das  Kreisgericht  Briesen  hat  in  einen  Ver- 
steigerungstermin  am  18.  März  1921  bei  einer  „in  Berlin  zahl- 
baren" Hypothekenforderung  nicht  die  polnische,  sondern  die 
deutsche  Valuta  zugrundegelegt  und  zwar  nach  dem  Stande  dieser 
Valuta  am  Tage  der  Versteigerung.  Wenn  Kaskel  (i.  W.  1921, 
S.  440)  daher  sagt,  Polen  habe  den  Willen  gehabt  „alle  Schuld- 
verhältnisse, die  seiner  Macht  unterstehen,  umzuvalutieren",  so 
ist  er  polnischer  als  die  Polen. 

4.  Nach  unseren  früheren.  Ausführungen  ist  nur  eine  Inter- 
predation,  die  —  ohne  Rücksicht  auf  den  zufälligen  Zahlungs- 
und Erfüllungsort  —  alle  deutschen  Auslandsforderungen  in 
deutscher  Währung  fortbestehen  lässt,  mit  dem  Friedensvertrage 
in  Einklang.  Wenn  diese  Behandlung  irgendwie  als  mit  dem  Text 
des  polnischen  Valutagesetzes  vereinbar  erwiesen  werden  kann, 
muss  auch  der  polnische  Richter  nach  dem  Grundsatz,  dass  zwei 
auf  dasselbe  Verhältnis  bezügliche  Gesetze  tunlichst  so  auszulegen 
sind,  dass  sie  sich  nicht  widersprechen,  das  Valutagesetz  in  unserem 
Sinne  auslegen.  Er  darf  nicht  vermuten,  dass  der  polnische  Gesetz- 
geber sich  mit  sich  selbst,  und  einem  von  ihm  anerkannten  Staats- 
vertrage in*  Widerspruch  gesetzt  hat,  es  sei  denn,  dass  «eine 
harmonische  Interpretation  an  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  schlecht- 
hin scheitert.  Dass  ist  aber  bei  dem  Valutagesetz  durchaus  nicht 
der  Fall. 

a)  Die  polnische  Sprache  ist  für  die  feinen  Differenzierungen 
der  modernen  Rechtsbegriffe  noch  nicht  durchgebildet,  so  ist  es 
sch^n  aus  diesem  Grunde  rechts-philologisch  nicht  statthaft,  in 
sie  solche  feinen  Unterscheidungen  hineinzutragen.  Von  einer 
wirklichen  oder  als  vernünftig  präsumierten  Absicht  zwischen 
Zahlungsort  und  Erfüllungsort  gerade  in  Bezug  auf  die  Valuta 
zu  unterscheiden,  kann  aber  nicht  gesprochen  werden.  Man  wird 
daher  bei  der  Formulierung  des  Artikels  4  annehmen  können 
und  im  Hinblick  auf  den  Friedensvertrag  annehmen  müssen,  dass 
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die  durch  das  Valutagesetz  nicht  berührte  „Materie"  alle  aus- 
ländischen Geldforderungen  betrifft:  ohne  Rücksicht  auf  die,  unter 
anderen  Voraussetzungen  getroffenen  und  unter  den  damaligen 
Voraussetzungen  einen  ganz  anderen  Sinn  habenden  Verein- 
barungen über  die  Erfüllungsmodalitäten.  Mit  solcher  Auslegung 
würde  man  dem  Wortlaut  des  Gesetzes,  auch  im  Hinblick  auf 
§  270  RGB.  (darüber  weiter  unten),  keinen  Zwang  antun  und  vor 
allem  auch  allein  dem  Parteiwillen  gerecht  werden.  Die  zwar 
nicht  unmittelbar  von  einem  polnischen  Richter  anzuwendende,, 
aber  doch  wertvolle  Anhaltspunkte  für  die  Auslegung  bietende 
Authentische  Interpretation  vom  15.  Januar  1920  sagt:  „Die  in 
diesem  Gesetz  angeordnete  Ersetzung  der  deutschen  Mark  durch 
die  polnische,  betrifft  nur  die  Polen  durch  den  Versailler 
Vertrag  zugehörigen  Lande."  Darnach  kann  sie-  also  nur 
solche  Schuldverhältnisse  betreffen,  die  sich  ganz  innerhalb  dieser 
Lande  in  ihren  Wirkungen  vollenden.  Und  wenn  es  dann  weiter 
heisst,  das  Gesetz  entscheide  nicht  Fragen  der  Valuta  nnd  des 
Kurses  „bezügHch  der  ausserhalb  der  Grenzen  des  polnischen 
Staates  zahlbaren  Verbindlichkeiten",  so  kann  im  Hinblick  auf 
den  ersten  Satz  nicht  zweifelhaft  sein,  dass  damit  alle  Auslands- 
forderungen von  ihm  nicht  getroffen  sein  sollen.  Der  gedank- 
liche Zusammenhang  mit  dem  ersten  Satze  beweist,  dass  das 
Wort  „zahlbar"  keinen  besonderen  technischen  Sinn  haben  sollte, 
Man  braucht  sich  nur  einmal  zu  überlegen,  wie  umständlich  eine 
Formulierung  gewesen  wäre,  die  nach  dem  Zahlungsort  oder 
Erfüllungsort  hätte  differenzieren  wollen,  um  den  unzweifelhaften, 
ja  auch  allein  dem  Versailler  Frieden  entsprechenden  Sinn  dieser 
Klausel  der  Authentischen  Interprätatin  und  des  Gesetzes  zu 
erkennen. 

Dem  entsprechend  heisst  es  auch  in  dem  oben  erwähnten  Be- 
schluss  des  Bezirksgerichts  Posen  vom  25.  Februar  1920  völlig  zu- 
treffend: „Jeder  Staat  kann  zwar  innerhalb  seines  Gebietes 
bestimmen,  was  gesetzliches  Zahlungsmittel  sein  soll,  und  kann  dafür 
auch  einen  Zwangskurs  festsetzen.  Aber  er  kann  nicht  über 
sein  Gebiet  hinaus  anordnen,  dass  im  Ausland  zu  tilgende 
Schulden  mit  einem  gesetzlichen  Zahlungsmittel  zum  Zwangs- 
kurse geleistet  werden  dürfen.  Die  Verordnung  vom  20.  November 
1919  will  das  auch  garnicht,  da  sie  im  Artikel  4  polnischen  Schuld- 
nern, die  Zahlung  nach  dem  Auslande  zu  leisten  haben, 
lediglich  Stundung  gewährt."  Unzweifelhaft  richtig:  durch  eine 
von   der    unseren    abweichende  Entscheidung   aber  würde  Polen 
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eben  nicht  nur  ,, innerhalb  seines  Gebietes",  sondern  „über  sein 
Gebiet  hinaus"  durch  Vorschreibung  eines  Zwangskurses  Wirkungen 
hervorrufen.  Das  war  nicht,  konnte  nicht  und  durfte  nicht  der 
Sinn  des  Valutagesetzes  sein.  Es  ist  zugleich  karakteristisch, 
wie  die  Formulierungen  dieses  Gerichtsbeschlusses  es  offenbar 
peinHch  vermeiden,  die  technischen  Ausdrücke  „zahlen"  und 
„erfüllen"  zu  gebrauchen,  sondern  farblos  von  „tilgen"  und 
„leisten"  sprechen.  Wenn  das  Appellationsgerioht  Posen  in  seinem 
Urteil  vom  10.  Juni  1920  sagt,  die  Aufrechterhaltung  der  Vor- 
friedensverträge durch  Artikel  299  d  könne  nicht  den  Sinn  haben, 
dass  er  dem  polnischen  Staate,  der  „für  die  in  seinen  Grenzen 
fälligen  Obligationen"  polnische  Mark  und  deutsche  Mark  gleich- 
setzt, „verbietet,  diese  Vorschriften  für  diejenigen  Obligationen 
anzuwenden,  welche  in  den  Grenzen  des  polnischen  Staates 
zwischen  den  polnischen  und  deutschen  Bürgern  zu- 
stand egekom.men  sind,"  —  so  hat  es  darin  auch  völlig  recht, 
sofern  es  sich  um  Schuldverhältnisse  handelt,  deren  Parteien  beide 
nach  der  Zession  noch  in  Polen  Wohnsitz  haben.  Wenn  aber 
der  Gläubiger  seinen  Wohnsitz  in  Deutschland  hat,  so  vollendet 
sich  eben  das  Schuldyerhältnis  nicht  mehr  „in  den  Grenzen  des 
polnischen  Staates",  sondern  ist  ein  internationales  geworden, 
b)  Wenn  aber  das  Appellationsgericht  dann  fortfährt:  „Andern- 
falls würde  man  die  Bürger  eines  fremden  Staates  besser  behandeln 
als  die  eigenen  Bürger,"  —  so  ist  das  auch  wieder  richtig  für 
einen  Gläubiger,  der  in  Polen  seinen  Wohnsitz  behält ;  der  deutsche 
darf  natürlich  nicht  besser  behandelt  werden  als  der  polnische 
Gläubiger  in  derselben  Situation.  Aber  diese  Frage  hat  mit  der 
anderen  nichts  zu  tun,  wie  ein  Gläubiger  mit  Auslandswohnsitz 
zu  behandeln  ist.  Und  in  diesem  Falle  darf  jedenfalls  der  deutsche 
Gläubiger  nicht  anders  behandelt  werden  als  der  holländische  oder 
schwedische;  es  soll  ja  auch  der  polnische  Gläubiger,  der  seinen 
Wohnsitz  in  Deutschland  oder  in  der  Schweiz  oder  in  Amerika 
hat,  ebenso  behandelt  werden  wie  der  deutsche.  Eine  verschiedene  Be- 
handlung von  Deutschen  und  Polen  findet  daher  garnicht  statt; 
beide  sollen  nur  je  nach  der  Situation,  in  der  sie  sich  befinden, 
behandelt,  in  derselben  Situation  aber  gleichmäßig  behandelt 
werden.-  Durch  unsere  Entscheidung  wird  daher  der  Grundsatz 
der  Gleichheit  vor  dem  Gesetze  nicht  verletzt.  Nach  der  interessanten 
Judikatur  der  Schweizer  Gerichte  zu  Artikel  4  der  Schweizer 
Bundesverfassung,  der  die  Gleichheit  vor  dem  Gesetze  vorschreibt, 
ist  Ungleichheit  immer  dann  gegeben,  wenn  „Verschiedenes  mit 
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gleichem  Maße",  und  „Gleiches  mit  ungleichem  Maße"  gemessen 
wird,  wenn  eine  „ungerechtfertigte  Unterscheidung  oder  Nicht- 
unterscheidung" vorgenommen  wird.  (Vgl.  Burckhardt,  Kommen- 
tar der  Schweizer  Bundesverfassung,  2.  Auflage,  S.  58,  ff.)  Das 
Kriterium  aber,  nach  dem  die  Gleichheit  und  Verschiedenheit  zu 
beurteilen  ist,  muss  in  den  für  das  ganze  Verhähnis  wesentlichen 
Momenten  gesehen  werden ;  und  das  ist  in  unserem  Falle  die  Be- 
stimmtheit der  Erfüllung  für  das  inländische  oder  ausländische 
Wirtschaftsgebiet,  während  die  Vereinbarungen  über  Zahlungs- 
und Erfüllungsort  —  so  sehr  sie  für  andere  Zwecke  Beachtung 
verdienen  —  in  Bezug  auf  die  Währungfrage  als  zufällige  Mo- 
dalitäten erscheinen. 

Nach  alledem  hat  also  der  polnische  Richter 'zwar  natürlich 
das  Währungsgesetz  anzuwenden,  aber  er  hat  es  mit  Rücksicht 
auf  den  Friedensvertrag  und  sinn-  und  vernunftgemäss  auszulegen. 
Dann  aber  kann  er  die  Konvertierungsnorm  dieses  Gesetzes  nicht 
auf  Auslandsforderungen  anwenden. 

5.  Gegen  andere  Entscheidungen  polnischer  Gerichte  ist  dem 
deutschen  Gläubiger  nach  Artikel  305  die  bereits  erörterte  Klage 
vor  dem  Gemischten  Schiedsgericht  gegeben.  Das  Reich  kann 
verlangen,  daß  Polen  den  Friedensvertrag  einhält  und  seine  Ge- 
setze in  Einklang  mit  ihm  bringt. 

VI. 

Unsere  Entscheidungen  gelten  auch  für  die  Liquidations- 
frage. Sie  haben  den  Wert  der  Hypothekenforderungen  nicht 
nur  für  einen  Privatanspruch  des  Gläubigers,  sondern  grund- 
sätzlich und  überhaupt  festgestellt.  Gerade  weil  wir  unseren  Aus- 
gangspunkt nicht  von  den  Normen  des  internationalen  Privatrechts 
genommen  und  nicht  nach  der  Geltung  des  deutschen  oder  pol- 
nischen Statuts  für  die  privatrechtlichen  Ansprüche  des 
Gläubigers  gefragt  haben,  kommt  unseren  Entscheidungen  eine 
über-internationalprivatrechtliche  Bedeutung  zu.  Soweit  deutsche 
Hypothekenforderungen  überhaupt  der  Liquidation  unterliegen  (s.o.) 
kann  dies  nur  gegen  Erstattung  des  vollen  deutschen  Währungs- 
wertes geschehen,  mögen  auch  die  ausgezahlten  Geldsorten  pol- 
nische Münzen  sein. 

1.  Für  den  Fall  der  Verrechnung  der  Liquidationserlöse  im  Aus- 
gleichsverfahren stellt  zwar  der  Artikel  296,  Absatz  2,  der  auf 
Absatz  3d  verweist,  bestimmte  Normen  für  die  Höhe,  in  der  sie 
gemäß  Artikel  297  h,  Absatz  1,  Ziff.  1  von  den  Ausgleichsämtern 
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zu  übernehmen  sind.  auf.  Pur  die  Mächte,  die  sich  dem  Aus- 
gleichsverfahren nicht  angeschlossen  haben,  bestimmt  Artikel  297  h, 
Absatz  1,  Ziff.  2,  dass  sie  nach  Artikel  243  unmittelbar  bei  der 
Reparationskommission  auf  die  Wiedergutmachungsschuld  gut- 
geschrieben werden,  und  §  14  Absatz  2  der  Anlage  verweist  be- 
züghch  der  Währung  und  der  Umrechnung,  in  der  diese  Gutschrift 
zu  erfolgen  hat,  auf  den  Artikel  296.  Alle  diese  Normen*  gelten 
aber  nur  für  Artikel  297  h,  Absatz  I;  sie  finden,  wie  wir  bereits 
sahen,  auf  die  „neuen  Staaten"  keine  Anwendung,  da  für  diese 
das  Problem  der  Liquidation  im  Absatz  2  erschöpfend  geregelt 
wird.  Hier  handelt  es  sich  ja  auch  um  keine  Feststellung  zum 
Zwecke  einer  Verrechnung  für  Reparationszwecke,  da  der  Erlös 
an  den  Berechtigten  unmittelbar  auszuzahlen  ist.  Nur  insoweit 
die  Verrechnung  auf  die  Wiedergutmachungsschuld  in 
Betracht  kommt,  besteht  ja. auch  ein  Bedürfnis  für  die 
Vertrags  massige  Fixierung  der  Umrechnungskurse  durch 
die  Signatarmächte.  Die  enge  Verknüpftheit  der  Umrechnungs- 
kurse mit  der  Reparationsfrage  geht  auch  daraus  hervor,  dass 
Artikel  296,  Absatz  3d,  Absatz  4  ihre  Feststellung  für  die  „neuen 
Staaten"  gerade  der  Reparationskommission  überträgt,  und  nicht, 
was  sonst  näher  gelegen  hätte,  dem  Obersten  Rat  oder  einem 
Gemischten  Schiedsgericht  oder  einer  besonderen  Vereinbarung 
mit  dem  betreffenden  Neustaat.  Wenn  daher  der  Liquidationserlös 
unmittelbar  an  den  Berechtigten  gezahlt  werden  muß,  ist  im 
[^iedensvertrage  nur  dafür  zu  sorgen,  dass  keine  Unbilligkeiten 
bei  dessen  Berechnung  vorkommen ;  um  dies  auszuschliessen, 
also  sozusagen  als  Ersatz  für  die  festen  Umrechnungskurse  des 
Artikels  296,  ist  daher  für  die  „neuen  Staaten"  dem  Liquidierten 
die  Klage  beim  Gemischten  Schiedsgericht  gegeben. 

Im  übrigen  ergibt  sich  dies  Resultat  auch  aus  §  14  Abs.  2  der 
Anlage  selbst.  Man  darf  sich  freilich,  um  ihn  zu  verstehen,  nicht  an 
die  auch  hier  wieder  schlechte,  ja  geradezu  falsche  deutsche  Über- 
setzung halten.  „Four  le  reglement  des  questions  visees  par 
l'article  297  entre  l'Allemagne  et  les  Puissances  allies  ....  par 
rapport  auxquels  (siel  offenbar  Druckfehler  für  auxquelles)  la 
declaration  n'aura  pas  ete  faite  qu  elles  adoptent  la  Section  111, 
et  entre  leurs  nationaux  respectifs,  les  dispositions  de  la 
Section  111  relative  ä  la  monnaie  dans  laquelle  le  payement  doit 
etre  fait  et  au  taux  du  change  ....  seront  appliquables  .  .  .".  Was 
unter  Fragen  „zwischen  den  beiderseitigen  Angehörigen"  ver- 
standen werden  soll,    ist  zunächst  nicht  ganz  klar,  da  der  ganze 
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Artikel  297  solche  Fragen  nicht  behandelt.  §  14  Absatz  2  ist  erst 
nachträglich  in  den  Friedensvertrag  eingeführt  worden:  Gidel  et 
Barrault  berichten,  daß  ursprünglich  beabsichtigt  war,  das  Aus 
gleichsverfahren  obligatorisch  zu  machen,  und  dass  die  Bestim- 
mungen, was'  gelten  soll,  wenn  eine  Macht  dies  Verfahren  nicht 
adoptiert,  erst  nachträglich  eingefügt  worden  seien  (S.  82);  dahin 
gehöre  der  Artikel  297h,  Absatz  I,  Ziff.  2,  und  daher  auch  §  14, 
Absatz  2.  §  14  Absatz  1  schreibt  vor,  dass  auch  die  „Schulden, 
Kredite  und  Abrechnungen"  den  Liquidationsnormen  des  Artikel  297 
unterliegen,  und  der  Abschnitt  111  nur  die  „Zahlungsmetl^pde" 
regele.  Für  den  Fall  also,  dass  das  Zahlungsverfahren  durch  die 
Ausgleichsämter  nicht  adoptiert  wird,  mussten  daher  besondere 
Vorschriften  getroffen  werden:  das  tut  Absatz  2.  Die  Fragen 
„zwischen  den  beiderseitigen  Staatsangehörigen*',  von  denen  er 
spricht,  beziehen  sich  also  auf  die  „Schulden,  Kredite  und  Ab- 
rechnungen" des  Absatz  1.  Sie  dürfen  liquidiert  werden  und  sind 
dann  nach  den  Normen  zu  behandeln,  die  die  ebenfalls  nachträg- 
lich eingefügte  Ziff.  2  des  Artikels  297h,  Absatz  1  aufstellt;  die 
von  dieser  noch  in  Bezug  auf  die  Währungswerte,  nach  denen  sie 
bei  der  Reparationskommission  zu  buchen  sind,  gelassene 
Lücke  füllt  §  1 4  Absatz  2  durch  seine  Bezugnahme  auf  Artikel  296 
aus.  Es  handelt  sich  also  im  §  14,  wie  überhaupt  bei  den  Um- 
rechnungsnormen des  Friedensvertrages,  nur  um  Fragen,  bei  denen 
es  auf  Verrechnungen  zwischen  Deutschland  und  den  Alliierten 
Mächten  in  Bezug  auf  die  Höhe  der  Wiedergutmachungs- 
schuld ankommt,  auf  Fragen,  „in  Bezug  auf  die",  wie  §  14  Abs.  2 
sagt,  die  Erklärung,  dem  Ausgleichsverfahren  beizutreten  oder 
nicht,  in  Betracht  kommt:  im  Bereiche  des  Artikels  297  also  die 
litera  h,  Ziff.  1  und  2  des  Absatz  L  deren  Anwendung  auf  die 
„neuen  Staaten"  gerade  durch  die  besondere  Regelung  des  Ab- 
satzes 2  ausgeschlossen  ist.  Im  übrigen  würde  ja,  wie  bereits 
hervorgehoben,  die  Normierung  der  Umrechnungskurse  durch 
Artikel  296,  Absatz  3d  jedenfalls  die  einseitige  Fixierung  des  Um- 
rechnungskurses durch  Polen  ausschliessen. 

2.  Wenn  Polen  unter  Verstoss  gegen  diese  Grundsätze  liqui- 
diert und  dem  deutschen  Gläubiger  nur  den  polnischen  Wäh- 
rungswert als  Erlös  auszahlt,  so  ist  diesem  die  Klage  vor  dem 
Gemischten  Schiedsgericht  nach  Art.  92  Abs.  4  Ziff.  2  gegeben. 
Denn  diese  Klage  hat  zur  Voraussetzung,  dass  entweder  die 
„Bedingungen  des  Verkaufs^  oder  „Massnahmen  ausserhalb  der 
allgemeinen    Gesetzgebung"     den    Preis    unbillig    beeinträchtigt 
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haben.  Was  bedeutet  diese  Nebeneinanderstellung  von  Verkaufs- 
bedingungen und  Massnahmen  ausserhalb  der  allgemeinen  Ge- 
setzgebung? Offenbar  soll  damit  auf  die  verschiedenen  Möglich- 
keiten der  Liquidation  hingewiesen  werden,  denn  diese  kann 
entweder  durch  Liquidation  im  engeren  Sinne  (s.  oben),  also 
durch  Verkauf,  oder  durch  andere  „Massnahmen  ausserhalb  der 
allgemeinen  Gesetzgebung'*  erfolgen. 

Der  Begriff  der  Verkaufsbedingungen  darf  nicht  zu  eng,  in 
dem  bloss  formalen  Sinne  verstanden  werden,  dass  nur  die  Ver- 
fahrcHsnormen  den  Preis  nicht  unbillig  beeinflussen  dürfen 
(Art.  92  spricht  allgemein  von  „condicions  de  la  vente"  im 
Gegensatz  zu  Art..  297c,  wo  von  „modes  d'evalution"  gesprochen 
wird),  sondern  im  Sinne  aller  formalen  und  materiellen  Bedin- 
gungen, unter  denen  der  Verkauf  sattfindet:  eben  aller  Bedingungen, 
die  den  Kaufpreis  unbillig  zu  beeinflussen  vermögen.  Jeder  Begriff, 
der  in  einem  Rechtssatze  vorkommt,  ist  im  Hinblick  auf  die  Rechts- 
folge, die  an  ihn  geknüpft  ist,  und  auf  die  Gerechtigkeit  der  Re- 
lation, die  zwischen  ihm  und  den  Rechtsfolgen  bestehen  soll, 
auszulegen.  Es  hätte  keinen  gerechten  Sinn,  wenn  man  nur  an 
eine  Beeinträchtigung  des  Preises  durch  ein  mangelhaftes  Ver- 
kaufsverfahren die  Rechtsfolge  der  Entschädigung  knüpfen  wollte. 
Wäre  dies  die  Absicht  der  Kontrahenten  gewesen,  so  hätte  solche 
Einschränkung  ausdrücklich  formuliert  werden  müssen.  Die  Be- 
dingungen des  Verkaufs  haben  aber  jedenfalls  den  Preis  unbillig 
beeinflusst,  wenn  der  Verkäufer  dem  Kaufe  einen  falschen  und 
vertragswidrigen  Wert  des  Verkaufsobjektes  zugrunde  gelegt  hat. 

Sodann  muss  überhaupt,  in  welcher  Form  die  Liquidation 
auch  vorgenommen  wird,  die  Anwendung  des  Valutagesetzes  auf 
die  Liquidation  deutscher  Forderungen  als  eine  „ausserhalb  der 
allgemeinen  Gesetzgebung"  liegende  Massnahme  betrachtet 
werden.  Nicht  darin  freilich  liegt  eine  ausserhalb  der  allgemeinen 
Gesetzgebung  liegende  Massnahme,  dass  Polen  für  die  ehemals 
preussischen  Gebiete  seine  Mark  an  der  deutschen  Mark  orien- 
tiert: denn  Polen  mu^te  für  seine  Währung  irgendeinen  rekur- 
renten Anschluss  aufstellen,  und  das  kann  für  diese  Gebiete  nur 
die  dort  bis  dahin  geltende  deutsche  Mark  sein.  Auch  nicht 
darin,  dass  es  für  diesen  rekurrenten  Anschluss  eine  unbillige 
Umrechnungsnorm  wählte,  denn  diese  Frage  der  Billigkeit  geht 
nur  den  polnischen  Staat  und  seine  Bürger  an.  Auch  nicht  eine 
•  zwar  aus  anderen  Gründen  unzulässige  —  Verwendung  der 
ungerechten    Umrechnungsnorm    auf    alle    Auslandsforderungen 
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würde  eine  Massnahme  ausserhalb  der  „allgemeinen"  Gesetz- 
gebung im  Sinne  des  Art.  92  Abs.  4  darstellen.  Der  Ausnahme- 
charakter läge  vielmehr  dann  vor,  wenn  Polen  dieses  Wertver- 
hältnis nur  auf  Gläubiger,  die  ihre  Forderung  auf  deutsche 
Mark  abgestellt  haben,  anwenden  würde.  Die  Anwendung  des 
X'alutagesetzes  auf  deutsche  Auslandsforderungen  und  nur  auf 
sie  stellt  sich  wegen  dieses  Ausnahmecharakters  bereits  als  solche 
als  eine  Art  von  wenigstens  teilweiser  Liquidation  dar.  für  die 
nicht  einmal  ein  Liquidationserlös  ausgezahlt  werden  könnte. 
Wenn  sie  auch  nicht  im  Liquidationsgesetz  selber  steht,  sondern 
in  ein  sich  als  allgemeines  gerierendes  Gesetz  eingeschmuggelt 
ist,  so  kann  das  ihr  Wesen  nicht  ändern.  Soweit  deutsche  Aus- 
landsforderungen daher  überhaupt  liquidierbar  sind,  können  sie 
nur  in  ihrer  vollen  deutschen  Währungshöhe  gegen  Auszahlung 
dieses  Wertes  an  den  deutschen  Gläubiger  „einbehalten"  oder 
„verkauft"  werden;  sonst  liegt  dine  unbillige  („unfair")  Beein- 
trächtigung des  Kaufpreises  sowohl  durch  die  Verkaufsbedin- 
dungen,  wie  durch  eine  Massnahme  ausserhalb  der  allgemeinen 
Gesetzgebung  vor. 

Vll. 

Bei  unseren  bisherigen  Erörterungen  haben  international - 
privatrechtliche  Gedankengänge  in  engerem  Sinne  keine  Rolle 
gespielt:  die  Entscheidungen  sind  aus  der  besonderen  Natur  der 
sich  aus  Gebietsabtretungen  ergebenden  Probleme,  dem  Wider- 
streit zwischen  den  Interessen  des  Zessionars  und  dem  Bedürfnis 
wohlerworbenen  Rechten  den  gebührenden  Schutz  zu  verleihen, 
hergeleitet  worden.  Nur  gelegentlich,  vor  allem  in  soweit  die 
international-privatrechthche  Literatur  das  Problem  der  erworbenen 
Rechte  behandelt,  ist  auf  sie  eingegangen  worden.  Aber  auch, 
wenn  man  die  Lehren  des  internationalen  Privatrechts 
zugrunde   legt,   kann   kein    anderes  Ergebnis  herauskommen. 

1 .  Denn  alle  Sätzt,  die  in  der  Doktrin  und  Judikatur  des  inter- 
nationalen Privatrechts  für  obligatorische  Rechtsverhältnisse  auf- 
gestellt werden,  sind  nur  Sätze,  die  „im  Zweifel"  gelten,  d.  h.  nur 
insoweit,  als  sich  nicht  aus  der  besonderen  Natur  des  einzelnen 
Falles  Abweichendes  ergibt.  Ob  man  von  der  grundsätzlichen 
Massgeblichkeit  des  Parteiwillens  ausgeht,  oder  von  dem  Personal- 
statut des  Schuldners,  oder  von  dem  Gesetz  des  Erfüllungsortes, 
oder  von  dem  der  Vertragserrichtung,  immer  werden  die  „grund- 
sätzlich" massgeblichen  Gesichtspunkte  durch  Erwägungen  aus  an- 
deren Gesichtspunkten  modifiziert  oder  gar  ausser  Funktion  gesetzt. 
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Es  ist  unmöglich,  in  doktrinärer  Weise  das  F-^roblem  der  Sta- 
tutenkollision nur  nach  einem  Prinzip  zu  lösen.  Jedem 
Gesichtspunkt  kommt  eben  nur  eine  relative  Bedeutung  zu,  und  die 
Norm,  nach  der  man  unter  ihnen  zu  wählen  hat,  lässt  sich  nicht 
in  einfacher  rationaler  Regel  ausdrücken.  Es  ist  hier  wie  bei  allen 
letzten  Prinzipienfragen,  dass  eine  Mehrheit  von  Kriterien 
vorhanden  ist,  nach  denen  der  einzelne  Fall  beurteilt  und  durch- 
dachtwerden muss,dass  es  also  darauf  ankommmt,im  einzelnen  Falle 
zu  entscheiden,  welches  dieser  Kriterien  bei  gerechter  Ab- 
wägung den  Ausschlag  geben  muss.  Das  ist  im  wesentlichen 
auch  der  Standpunkt  unseres  hervorragenden  Internationalisten  v.  B  a  r, 
der  zwar  grundsätzlich  vom  Personalstatut  des  Schuldners  ausgeht, 
aber  so  erhebliche  Ausnahmen  statuiert,  dass  er  zu  dem  Ergebnis 
kommt,  man  könne  für  das  Obligationenrecht  ein  bestimmtes  Prinzip 
überhaupt  nicht  aufstellen;  jedenfalls  sei  die  gesetzliche  Formu- 
lierung eines  Prinzips  kaum  möglich.  (Theorie  und  Praxis,  Bd.  U, 
S.  24—25,  Lehrbuch,  S.  110.)  Schon  die  allen  Obligations- 
verhältnissen innewohnende  bona  fides  schliesse  jeden  Schema- 
tismus aus  (Theorie,  Bd.  II,  S.  19,  Lehrbuch,  S.  110).  Auch 
Gustav  Hartmann  warnt  vor  einer  schematischen  Anwendung 
der  Grundsätze  des  internationalen  Privatrechts  und  der  „viel- 
verbreiteten dunklen  und  mystischen  Vorstellungsweise  vom  Sitz 
der  Obligation  als  dem  für  die  entscheidende  Konvertierungsnorm 
ausschlaggebenden  Punkte".     (S.  33;    vgl.  auch  S.    17  ff.,  42  ff.) 

Vor  allem  aber  ist  das  der  Standpunkt  des  BGB.,  welches 
sich  jeder  Norm  für  die  Beurteilung  des  Inhalts  von  Schuld  Verhält- 
nissen enthalten  und  nur  eine  Regel  für  die  Form  der  Rechts- 
geschäfte aufgestellt  hat:  Wissenschaft  und  Praxis  sollen  diese 
„Lücke"  ausfüllen.  Dieser  Aufgabe  aber  werden  diese  nicht  ge- 
recht dadurch,  dass  sie  nun  ihrerseits  feste  und  starre  Prinzipien 
aufstellen.  —  das  würde  geradezu  gegen  den  Sinn  des  BGB.  Ver- 
stössen —  sondern  allein  dadurch,  dass  sie  an  und  aus  dem 
einzelnen  Falle  das  der  Natur  der  Sache  Entsprechende  entwickeln 
und  so  eine  Fülle  von  Präjudizien  schaffen,  mit  denen  sich 
später  zu  entscheidende  Fälle  durch  Erwägung  der  Gemeinsam- 
keiten und  Verschiedenheiten  auseinanderzusetzen  haben. 

Die  Rechtsfragen,  von  denen  die  Literatur  des  internationalen 
Privatrechts  auszugehen  und  die  sie  zu  erörtern  pflegt,  sind  ge- 
wöhnlich solche,  denen  entweder  von  Anfang  an  ein  internationaler 
Charakter  innewohnt  oder  die  durch  Handlungen  der  beteiligten 
Personen,  durch  ein  „fait  personnel"  wie  Pill  et  sagt,  einen  solchen 
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Charakter  erhalten  haben.  So  kommt  es,  dass  gerade  das,  was 
die  Eigenheit  und  die  Schwierigkeit  unseres  Falles  ausmacht 
nämlich,  dass  das  Rechtsverhältnis  als  nationales  begründet  wurde 
und  nicht  durch  irgendwelche  Handlungen  der  Beteiligten  seinen 
internationalen  Charakter  erhalten  hat,  —  aus  ihr  nicht  abgelesen 
werden  kann.  Höchstens  insoweit  das  Problem  der  erworbenen 
Rechte  eine  besondere  Behandlung  erfahren  hat,  kam  sie  in  unseren 
bisherigen  Zusammenhängen  in  Frage.  Wenn  wir  daher  nunmehr 
unseren  Fall  auch  noch  nach  den  von  der  Wissenschaft  des  inter- 
nationalen Privatrechts  entwickelten  Grundsätzen  durchdenken 
wollen,  so  kann  das  mit  Erfolg  nur  geschehen,  wenn  wir  diese 
Grundsätze  von  der  stillschweigenden  Voraussetzung,  auf  der  sie 
beruhen,  loslösen  und  das,  worauf  sie  im  allgemeinen  nicht  zu  achten 
pflegen,  vor  allem  ins  Auge  fassen:  nämlich  die  Veranlassung, 
die  Situation,  aus  der  heraus  das  Rechtsverhältnis  ein 
internationales  geworden  ist.  Vielleicht  muss  überhaupt  dies 
Kriterium  mehr,  als  gewöhnlich  geschieht,  in  die  international - 
privatrechtlichen  Erörterungen  einbezogen  werden.  Bei  demselben 
Geschäftstypus  kann  je  nach  der  Veranlassung,  aus  der  heraus 
z.  B.  ein  Wechsel  im  Wohnsitz  oder  im  Personalstatut  der  Parteien 
erfolgt  ist,  eine  verschiedene  Lösung  der  Statutenfrage  der  Billig- 
keit entsprechen,  Auch  der  ordre  public  ist  kein  starrer  und  von 
den  Besonderheiten,  mit  denen  er  in  Konflikt  gerät,  und  von  der 
Veranlassung,  die  zu  dem  Konflikt  geführt  hat,  unabhängiger 
Begriff. 

Das  Reichsgericht  hat  stark  geschwankt.  Nachdem  es  früher 
im  wesentlichen  im  Anschluss  an  Savigny  den  Erfüllungsort  zu 
gründe  gelegt  hat  (vergl.  Bd.  55,  S.  108.  Bd.  58,  S.  367),  be- 
stand von  Band  61  an  (vergl.  die  Ausführungen  Bd.  61,  S.  344) 
die  Tendenz,  auf  das  Personalstatut  des  Schuldners  zur  Zeit  des 
Vertragsschlusses  abzustellen.  (Vergl.  Bd.  bl,  S.367,  Bd.  62,  S.  380. 
Bd.  65,  S.  358,  Bd.  66,  S.  75  ff.)  Dann  scheint  eine  Tendenz 
einzusetzen,  die  Massgeblichkeit  des  Parteiwillens  scharf  zu  betonen 
und  mangels  eines  besonderen  —  ausdrücklichen  oder  aus  den 
Umständen  zu  erschliessenden  —  Parteiwillens  den  Erfüllungsort  für 
massgeblich  zu  halten.  (Vergl.  Bd.  68,  S.  205  ff.,  Bd.  73,  S.  387  ff. 
Bd.  74,  S.  173  ff.,  Bd.  81,  S.  274).  In  den  neuesten  Ent- 
scheidungen scheint  dann  wieder  der  Erfüllungsort  stärker  her- 
vorzutreten, ohne  dass  freilich  der  Parteiwille  ausser  Acht  ge- 
lassen würde.  (Vergl.  Bd,  95,  S.  73,  S.  165  ff.,  Bd.  96,  S.  263  ff., 
Bd.  101.    S.   143).      In    dieser    letzten  Entscheidung    wird    sogar 
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Schuldners  und  die  oben  erwähnten  Entscheidungen  Bd.  61  —68 
hingewiesen. 

Man  wird  weder  sagen  können,  dass  sich  eine  sehr  konstante 
Praxis  herausgebildet  habe,  noch  dass  an  der  Hand  der  zu  ent- 
scheidenden Fälle  eine  deren  „besondere  Gesetzlichkeit"  heraus- 
arbeitende Tradition  geschaffen  worden  sei.  in  dem  Sinne,  in  dem 
wir  es  oben  forderten.  Entscheidungen,  in  denen  der  Wechsel 
des  örtlichen  Rechts  infolge  von-  Qebietzessionen  eine  Rolle 
gespielt  hat,  liegen  garnicht  vor;  ja  selbst  ein  Fall,  in  dem  ein 
Wechsel  in  den  persönlichen  Verhältnissen  des  Schuldners 
behandelt  wird,  kommt  in  den  neueren  Entscheidungen,  soviel 
ich  sehe,  nur  einmal  zur  Erörterung:  Bd.  96,  S.  272.  Wir  werden 
uns  also  unseren  eigenen  Weg  für  die  Besonderheit  der  Frage 
zu  suchen  haben. 

2.  Am  klarsten  liegt  die  Entscheidung,  wenn  man  von  der 
Autonomie  des  Privatwillens  ausgeht.  Da  es  sich  dabei 
nicht  um  den  empirischen  Willen,  sondern'  den  vernünftigen 
Willen  handelt,  so  wird  hier  sozusagen  die  Natur  der  Sache  nur 
in  den  Parteiwällen  hineinprojiziert,  der  präsumptive  Parteiwille 
nur  als  ein  heuristisches  Prinzip  verwendet,  um  die  in  der  Natur 
der  Sache  liegende  Entscheidung  im  Hinblick  auf  die. berechtigten 
Absichten  der  Parteien  zu  finden.  Es  ist  die  Auffassung,  die 
namentlich  Dicey  als  die  Lehre  vom  „proper  law  of  a  contract" 
(S.  529  ff.)  bezeichnet  hat:  es  soll  das  Gesetz  gelten  „to  which 
the  parties  intended  or  may  fairly  be  presumed  to  have 
intend  to  submit  themselves".  Wenn  die  „intention"  nicht  aus- 
gesprochen ist,  „the  Intention  is  to  be  inferred  from  the  terms 
and  nature  of  contract  and  from  the  general  circum- 
stances  ofthe  case"  iS.  562  j.  Von  der  Natur  des  Vertrages 
war  bereits  die  Rede:  unter  den  allgemeinen  Umständen  des 
Falles  wird  man  auch  die  Situation  verstehen  müssen,  die  die 
Statutenkollision  herbeigeführt  hat.  Auch  davon  ist  bereits 
ausfürlich  gehandelt  worden.  So  muss  sich  also  bei  dem  Aus- 
gangspunkt von  der  Massgeblichkeit  des  Parteiwillens  unsere 
Entscheidung  ergeben. 

Das  Reichsgericht  in  Bd.  74,  S.  173  ff.  will  von  der  Regel  des 
Erfüllungsorts  Ausnahmen  zulassen,  wenn  die  Anwendung  eines 
anderen  Rechts  ausdrücklich  vereinbart  oder  als  Parteiwille 
„aus  den  Umständen  ausdrücklich  erhellt  oder  wenn  nach  den 
besonderen  Umständen  des  einzelnen  Falles  ein  anderes 
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:  Recht  Anwendung  zu  finden  hat" ;  dabei  handele  es  sich,  nicht 
.,um  die  Feststellung  des  konkreten  Willens  der  Parteien",  sondern 
,,um  die  Ermittlung  dessen,  was  die  Parteien  bei  vernünftiger 
und  billiger  Berücksichtigung  aller  Umstände,  wäre  ihnen  die 
Frage  entgegengetreten,  mutmasslich  über  das  anzuwendende 
Recht  bestimmt  haben  würden".  „So  wird  —  sagt  das  Reichs- 
gericht —  tatsächlich  ganz  unabhängig  von  einem  Willen  der 
Parteien  nach  objektiven  Gesichtspunkten  die  Frage  nach 
dem  anzuwendenden  örtlichen  Rechte  entschieden"  (ähnlich 
übrigens  bereits  Bd.  68,  S.  205;  auf  die  Ergründung  nicht  nur  des 
,, konkreten",  sondern  des-  „mutmasslichen"  Willens  der  Parteien 
weisen  besonders  auch  Bd.  73,  S.  379  und  Bd.  81,  S.  274  ff.  hin). 
Auch  von  diesen  Gesichtspunkten  aus  mündet  die  Erörterung  in 
unsere  früheren  Ausführungen  und  unsere  Entscheidung  ein. 

3.  Schwieriger  ist  die  Beurteilung,  wenn  man  vom  Statut 
des  Schuldners  ausgeht.  Zitelmann  tritt  in  seinem  bekannten 
Internationalen  Privatrecht  für  die  Massgeblichkeit  der  Staats- 
angehörigkeit des  Schuldners  ein.  Er  ist  zwar  der  Meinung, 
dass  bei  Wechsel  des  Personalstatuts  erworbene  Rechte  im  Zweifel 
in  Kraft  bleiben  (Bd.  2,  S.  451);  aber  er  wül  doch  das  neue 
Statut  angewandt  wissen,  wenn  bei  dem  „weiteren  Schicksal  der 
Obligation"  eine  Änderung  sich  nicht  auf  die  „Eigentümlichkeit 
ihres  ursprüngHchen  Inhalts"  zurückführen  lässt.  Das  würde 
wohl  in  unserem  Falle  eine  Anwendung  des  polnischen  Rechts 
bedeuten,  wenn  der  Schuldner  Pole  wird.  Wir  brauchen  hier 
nicht  in  eine  nähere  Kritik  dieser  ganzen  Theorie  einzugehen, 
schon  weil  das  Reichsgericht  sie  erst  wieder  in  einer  jüngeren 
Entscheidung  (Bd.  95,  S.  165  ff.)  abgelehnt  hat.  „Der  Verfasser 
—  heisst  es  hier  —  erhebt  gar  nicht  den  Anspruch  das  inter- 
nationale Privatrecht  so  darzustellen,  wie  es  tatsächlich  in  Geltung 
ist.  Er  will  zu  wissenschaftlich  unanfechtbaren  Rechtssätzen  da- 
durch gelangen,  dass  er,  von  unmittelbar  einleuchtenden  Postulaten 
ausgehend,  auf  deduktivem  Wege  das  System  aufbaut.  Dabei 
geht  er  von  Voraussetzungen  aus,  die,  wie  er  selbst  nicht  ver- 
kennt, mit  dem  tatsächlich  herrschenden  Zustande  nicht  gegeben 
sind.  Er  unterstellt  eine  völkerrechtlich  sichere  Abgrenzung  deb 
Machtbereichs  der  Staaten  in  der  vielfachen  Verschlungenheil 
von  Personal-  und  Gebietshoheit  gegeneinander,  von  der  das  heutige 
Völkerrecht  noch  weit  entfernt  ist."  So  kann  die  Unbilligkeit, 
die  sich  aus  der  Anwendung  dieser  Theorie  auf  unseren  Fall 
ergeben    würde,    nicht    wundernehmen;    denn    darnach  hätte    der 
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deutsche  Schuldner  in  Polen  nach  deutscher,  der  polnische  nach 
polnischer  Währung  zu  erfüllen,  auch  wenn  beide  als  Ge- 
samtschuldner demselben  Darlehensgläubiger  gegenüberstehen, 
hätte  der  Optionsberechtigte,  der  ipso  facto  Pole  geworden  ist. 
vor  der  Optiom  in  polnischer,  nach  der  Optiom  in  deutscher 
Währung  zu  erfüllen,  hätte  der  Deutsche,  der  in  Polen  bleibt 
und  die  polnische  Staatsangehörigkeit  nach  Artikel  92,  Abs.  2 
nachsucht,  vor  der  Genehmigung  in  deutscher,  nach  derselben  in 
polnischer  Währung  zu  erfüllen.  Dies  auch  gegen  KaskcK 
der  sich  J.  W.  1921,  S.  470  auf  Zitelmann  beruft.  Es  wird  bei 
allen  diesen  Erörterungen  eben  die  Frage  nach  dem  Anlass  der 
Statutenkollision  und  des  Wechsels  im  Personalstatut,  auf  die 
soviel  ankommt,  garnicht  berücksichtigt.  Im  übrigen  sieht  auch 
Zitelmann  durchaus  zutreffend  bei  solchem  Wechsel  imPersonal- 
statKt  die  Analogie  des  intertemporalen  Privatrechts,  leider  ohne 
auf  dies  interessante  und  für  unseren  Fall  entscheidende  Problem 
näher  einzugehen. 

4.  Auch  Ludwig  von  Bar  stellt  grundsätzlich  auf  das 
l^ersonalstatut  des  Schuldners  ab;  er  will  dies  freilich  nicht  auf  das 
.,Nationalitätsgesetz",  sondern  auf  das  Wohnsitzgesetz  begründen, 
da  nur  dies  dem  Prinzip  der  bona  fides  entspreche  (Lehrbuch. 
S.  HO).  Aber  von  Bar  lässt  das  Domizil  des  Schuldners,  das 
beim  Vertragsschluss  bestand,  massgebend  bleiben,  da  sonst 
das  neue  Statut  „rückwirkende  Kraft"  erhielte  (Theorie,  Bd.  2, 
S.  14).  Auch  das  Reichsgericht  betont  in  den  Entscheidungen,  in 
denen  es  auf  das  Personalstatut  des  Schuldners  abstellt,  das 
Statut  „zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses"  (vergleiche  aus- 
drücklich Bd.  61,  S.  345,  Bd.  62,  S.  380,  Bd.  66,  S.  76).  Und 
während  von  Bar  für  die  Erfüllung  (Geldsorten,  Masse)  „im 
Zweifel**  den  Erfüllungsort  als  ,,im  Sinne"  der  Kontrahenten  ge- 
legen annimmt  (Lehrbuch,  S.  110)  und  ~  wie  wir  bereits  sahen  — 
grundsätzlich  dem  Gläubiger  zumutet,  dass  er  sich  einen  später 
am  Erfüllungsort  eingeführten  Zwangskurs  gefallen  lassen  müsse, 
schränkt  er  das  doch  dahin  ein,  dass  das  nur  gelte,  wenn  die 
Obligation  den  Gesetzen  des  Landes  unterworfen  ist,  das  den 
Zwangskurs  einführt  (S.  117).  Da  aber  bei  dem  Fortgelten  des 
bei  Begründung  der  Obligation  massgeblichen  Domizilstatuts,  die 
Obligation  nicht  dem  polnischen,  sondern  dem  deutschen  Recht 
unterstünde,  würde  nach  ihm  offenbar  die  Zahlung  in  deutscher 
Währung  notwendig  sein.  Seine  besondere  Behandlung  des  Dar- 
lehens wurde  bereits  besprochen.      Aber  auch  von  Bar   beachtet 
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in  seinen  Ausführungen  nicht  die  Veranlassung  des  Statuten - 
wechseis.  Nach  unserer  Auffassung  ist  seine  allgemein  gegebene 
Entscheidung  nur  richtig  für  den  Fall,  dass  der  Gläubiger  seinen 
Wohnsitz  im  deutschen  Reiche  hat,  falsch  für  den,  dass  auch  er 
im  Zessum  wohnt.  Bei  der  grossen  Vorsichtigkeit  und  Elastizität 
der  ßar'schen  Formulierungen  liegt  unsere  Differenzierung  aber 
durchaus  im  Sinne  seiner  Darlegungen. 

5.  Am  schwierigsten  ist  die  Lösung,  wenn  man  grundsätzlich 
das  Statut  des  Erfüllungsortes  anwenden  will:  denn  gerade 
in  diesem  Falle  muss  das  Problem  der  Gebietsveränderung  eine 
ausschlaggebende  Rolle  spielen,  weil  dann  ja  das  Entscheidende 
darin  liegt,  dass  das  Schuldverhältnis  zwar  als  nationales  be- 
gründet wurde,  dass  es  seinen  Sitz  garnicht  verändert  hat,  dass 
es  auch  nicht  eigentlich  durch  einen  Wechsel  in  den  Personal- 
statuten, sondern  durch  eine  Souveränitätsveränderung  des  Er- 
füllungsortes international  geworden  ist.  Die  normalerweise  bei 
Massgeblichkeit  des  Erfüllungsortes  entwickelten  Sätze  passen 
daher  nicht  unmittelbar  auf  unseren  Fall,  sie  können  nur  unter 
ständiger  Beachtung  der  Situation,  aus  der  die  Statutenkollision 
erwachsen  ist,  angewendet  werden. 

a)  Hier  erhebt  sich  zunächst  die  Frage,  ob  das  Statut  de? 
Erfüllungsortes  entscheidet,  das  bei  Begründung  des  Schuld- 
verhältnisses galt,  oder  das,  welches  den  Erfüllungsort  zur  Zeit 
der  Erfüllung  beherrscht.  Diese  Frage  wird,  da  der  Fall  des 
Souveränitätswechsels  nicht  im  Gesichtsfelde  der  Literatur  liegt, 
nicht  besonders  erörtert.  Einer  neueren  Entscheidung  des  Reichs- 
gerichts liegt  der  Fall  zugrunde,  dass  aus  einem  in  Wien  ge- 
schlossenen und  in  der  Steiermark  zu  erfüllenden  Darlehens- 
geschäft, dessen  Parteien  Ungarn  waren,  in  Deutschland  geklagt 
wird,  weil  die  Schuldnerin  durch  Heirat  die'  ungarische  Staats- 
angehörigkeit verloren  und  die  deutsche  erworben  und  ihren 
Wohnsitz  nach  Deutschland  verlegt  hat.  Das  Reichsgericht  sagt 
„im  Zeitpunkt  der  Entstehung  des  Schuldverhältnisses 
.  .  hatte  die  Beklagte  unstreitig  ihren  Wohnsitz  nicht  in  Deutsch- 
land", daher  sei  das  für  den  Erfüllungsort  geltende  österreichische 
Recht  anzuwenden  (Bd.  96,  S.  272).  Diese  Entscheidung  ist  auch 
für  uns  nicht  unwichtig,  aber  auch  sie  betrifft  nicht  den  Fall  des 
Souveränitätswechsels.  Wenn  man.  ohne  besondere  Ausnahmen 
zuzulassen,  als  massgeblich  für  das  gesamte  Schuldverhältnis 
und  seine  Erfüllung  das  zur  Zeit  der  Begründung  am  Er- 
füllungsort geltende  Statut  ansieht,   würde  das  auch  für  den  Fall 
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gelten,  dass  Gläubiger  und  Schuldner  nach  der  Zession  ihren 
Wohnsitz  in  Polen  haben,  also  auf  einen  unbegrenzten,  auch  von 
uns  als  unbillig  empfundenen  Schutz  erworbener  Rechte  heraus- 
kommen, wenn  man  sich  nicht  entschliesst,  in  dem  Valutagesetz 
eine  Norm  des  ordre  public  zu  sehen,  die  unbedingt  territorial 
gilt.  Bei  Statutenwechsel  am  Erfüllungsort,  der  sich  ohne 
Souveränitätswechsel  vollzieht,  gelten  die  Grundsätze  der  zeit- 
lichen Statutenkollision  und  daher  ein  gewisser,  aber  kein  voll- 
ständiger Schutz  1  erworbener  Rechte.  Bei  Souveränitätswechsel 
geht  es  jedenfalls  nicht  an,  schematisch  als  massgeblich  für  die 
Giltigkeit  und  den  ursprünglichen  Inhalt  der  Obligation  das 
Statut  zur  Zeit  der  Begründung,  für  die  weiteren  Schicksale 
und  die  Erfüllung  das  Statut  zur  Zeit  dieser  Ereignisse  an- 
zusehen; denn  dabei  würden  die  sachlichen  Beziehungen, 
die  zwischen  Giltigkeit  bei  der  Begründung,  weiteren  Schicksalen 
und  Erfüllung  unzweifelhaft  bestehen,  doktrinär  unbeachtet  bleiben, 
und  den  erworbenen  Rechten  gar  kein,  zum  mindesten  ein  zu 
geringer  Schutz  gewährt  werden;  die  zum  intertemporalen  Privat- 
recht jedenfalls  bestehende  Analogie  wäre  in  sachlich  un- 
berechtigter und  unbilliger  Weise  ausser  Acht  gelassen.  Wir 
müssen  uns  vielmehr,  um  dieser  Fragestellung  gerecht  zu  werden, 
darauf  besinnen,  in  welchem  Sinne  und  aus  welchen  Grün- 
den dem  Statut  des  Erfüllungsorts  ein  massgeblicher 
Einfluss  beigelegt  wird.  Nur  das  kann  uns  die  Kriterien  an 
die  Hand  geben,  nach  denen  die  Bedeutung  des  Erfüllungsorts 
gewertet  werden  kann. 

b)  Wenn  Savigny,  der  klassische  Begründer  dieser  Lehre, 
den  Erfüllungsort  grundsätzlich  (keineswegs  ausschliesslich:  vgl 
Bd.  8.  S.  247)  als  massgeblich  für  das  örtliche  Recht  eines  Schuld- 
verhältnisses ansieht,  so  geschieht  dies  in  erster  Linie  wegen  der 
..vermuteten  freiwilligen  Unterwerfung  des  Schuldners  unter  ein 
bestimmtes  örtliches  Recht"  (Bd.  8,  S.  248,  203  u.  pass.).  Darum 
soll  auch  nicht  „der  gesetzlich  bestimmte  Erfüllungsort"  ent- 
scheiden, sondern  der  durch  ausdrückliche  oder  „stillschweigende 
Übereinkunft  bestimmte":  er  beruhe  „also  stets  auf  freier  Unter- 
werfung" (S.  210—211).  Sodann  aber  stellt  Savigny  auf  den  Er- 
füllungsort ab,  weil  der  „Entstehungsgrund",  die  andere  Möglich - 
eit,  die  er  erwähnt,  „an  sich  zufällig,  vorübergehend,  dem  Wesen 
der  Obligation  und  ihrer  ferneren  Entwicklung  und  Wirksamkeit 
fremd"  ist,  während  die  Erfüllung  „mit  dem  eigensten  Wesen  der 
Obligation    zusammenfällt",    auf    die    ..die    ganze  Erwartung   der 
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Parteien  gerichtet"  ist  (S.  208—209).  Wenn  freilich  aus  besonderen 
Gründen  ,.eine  bestimmte  Erwartung  der  Parteien"  gerade  auf 
den  Ort  der  Entstehung  gerichtet  ist,  so  soll  nach  Savigny  dessen 
örtliches  Recht  gelten. 

Savignys  Begriff  des  Erfüllungsorts  braucht  also  durchaus 
nicht  mit  dem  .,Leistungsort",  von  dem  §  269  BGB.  handelt, 
identisch  zu  sein,  wenn  auch  in  der  Sprache  des  Lebens  und  der 
Verträge  hier  vielfach  von  Erfüllungsort  gesprochen  wird.  Hatte 
doch  Savigny  zum  Beispiel  gerade  den  „gesetzlich  bestimmten'^ 
Erfüllungsort  als  etwas  bezeichnet,  was  mit  dem  Erfüllungsort  im 
Sinne  seiner  Lehre  nichts  zu  tun  habe.  Das  hat  die  moderne 
Wissenschaft  und  Praxis,  wenn  sie  sich  auf  Savigny  beruft, 
meist  ganz  vergessen.  Es  würde  auch  keineswegs  zur  Lösung 
der  Fragen  des  internationalen  Privatrechts  beitragen,  wenn  man 
alle  die  oft  kritisierten  Unklarheiten  der  Lehre  vom  Erfüllungsort 
nach  dem  BGB.  in  die  Lehre  vom  örtlichen  Recht  hineintrüge: 
hat  man  doch,  um  jener  Herr  zu  werden,  bereits  Leistungsort, 
Schuldort,  Erfüllungsort,  Vollzugsort,  Erfolgsort  zu  unterscheiden 
versucht  (vgl.  Brodmann  in  Ehrenbergs  Handbuch,  Bd.  IV- 
S.  257,  Note  8;  Oertmann,  Recht  der  Schuld verhätnisse  S.  8S, 
Ziff.  6  a). 

c.  Es  wird  von  Brodmann  mit  Recht  hervorgehoben,  dass 
der  §  269  zwar  vom  „Leistungsort"  spricht,  dabei  aber  zugleich, 
ohne  zu  unterscheiden,  von  dem  „Erfüllungsort"  handelt.  „In 
dem  einen  Satz  und  in  dem  einen  Ausdruck  fasst  er  den  ganzen 
Komplex  örtlicher  Beziehungen  ununterschieden  zusammen, 
zwischen  denen  in  Wahrheit  noch  differenziert  werden  muss." 
(S.  228,  Note  3.)  Nichts  ist,  sagt  er  ein  anderes  Mal,  heute  ge- 
läufiger als  Vertragsklauseln  über  einen  bestimmten  Erfüllungs- 
ort; „aber  man  sieht,  wie  dunkel  solche  Klauseln  sind.  Nur  in 
Ausnahmefällen  denkt  man  dabei  —  sofern  man  überhaupt  etwas 
denkt  -  an  alle  drei  ....  Wirkungen  des  Erfüllungsorts." 
(S.  256/257.)  Oft  genug  will  man  durch  solche  Klauseln  nur  die 
eine  oder  andere  der  gesetzlichen  Folgen  des  Erfüllungsortes 
herbeiführen:  man  schafft  dadurch,  wie  Brodmann  sagt,  einen 
„konstruktiven  Erfüllungsort,  der  mit  der  tatsächlichen  Gestaltung 
der  Dinge  nicht  mehr  voll,  unter  Umständen  überhaupt  nicht 
mehr  im  Einklang  steht".  (S.  255/256.)  In  seiner  Kritik  geht 
Brodmann  soweit,  zu  behaupten,  dass  solche  Vertragsklauseln 
„oft  genug  mehr  nur  erschlichen  als  wirklich  vereinbart"  sind 
(S.  260).     Das    ist    natürlich    keine    tragbare  Grundlage,    auf    der 
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man  ohne  Rücksicht  auf  die  Besonderheiten  der  Lage  und  des 
von  den  Parteien  eigentlich  vernünftigerweise  Gewollten  die 
Hntscheidung  über  das  örtliche  Recht  aufbauen  kann. 

Damit  ist  natürlich  durchaus  nicht  gesagt,  dass  diese  Ver- 
tragsklauseln bedeutungslos  sind,  im  Gegenteil,  der  Gedanke  der 
Vertragstreue  fordert,  dass  alles,  was  vernünftigerweise  als  durch 
sie  vereinbart  anzusehen  ist,  pünktlich  eingehalten  wird.  Ander 
seits  aber  firdert  die  Vertragstreue  auch,  dass  aus  diesen 
Klauseln  nicht  mehr  herausgeholt  wird,  als  in  sie  billigerweise 
hineingelegt  sein  konnte.  Man  mag  im  Zweifel  davon  ausgehen, 
dass  die  Parteien  durch  die  Vereinbarung  eines  Erfüllungsortes 
sich  dessen  örtlichen  Usanzen  unterwerfen  wollen;  auch,  wenn 
das  Rechtsverhältnis  von  Anfang  an  als  internationales  begründet 
war,  dass  das  am  Erfüllungsort  geltende  örtliche  Recht,  ihnen  zu- 
gemutet werden  darf.  In  unserem  Falle  jedoch  darf  kein  Schluss 
auf  das  örtliche  Recht  des  unter  eine  neue  Souveränhät  ge- 
ratenen Erfüllungsortes  gezogen  werden,  ohne  den  Parteiwillen 
gröblich  und  unter  Verstoss  gegen  die  Grundsätze  von  Treu  und 
Glauben  zu  vergewaltigen. 

in  besonderem  Masse  gilt  das  für  die  Erfüllung  von  Geld- 
leistungen. Wenn  auch  §  270  BGB.  nicht,  wie  der  erste  Ent- 
wurf wollte,  grundsätzlich  den  Wohnsitz  des  Gläubigers  zum 
Leistungsort  erhob  (Oertmann  zu  §  270,  Ziffer  1),  weil  man 
auch  für  Geldleistungen  die  bereits  nach  dem  alten  HGB.  eröffnete 
Möglichkeit  eines  vom  Wohnsitz  des  Gläubigers  abweichenden 
Leistungsortes  nicht  verschliessen  wollte,  so  hat  dieser  Paragraph 
trotzdem  dem  Schuldner  die  PfHcht  auferlegt,  im  Zweifel  das  Geld 
auf  seine  Gefahr  und  Kosten  dem  Gläubiger  an  seinem  Wohnsitz 
zu  übermitteln,  und  damit  zum  Ausdrck  gebracht,  dass  Geld- 
forderungen im  eigentlichen  Sinne  erst  „erfüllt",  der  „Leistungs- 
erfolg" erst  erreicht  ist,  wenn  der  Gläubiger  das  Geld  „erhalten" 
hat.  Auch  hier  geht  es  wieder  nicht  an,  die  Probleme  der  Statuten- 
kollision mit  den  Zweifelsfragen  des  §  270  zu  belasten:  hat  man 
doch  auch  hierbei  wieder  gestritten,  ob  Geldforderungen  nun 
eigentlich  eine  „Bringschuld"  oder  eine  „Holschuld'*  sind,  oder 
ob  für  sie  die  dritte  Kategorie  der  „Schickschuld'*  zu  schaffen 
ist  (Br  od  mann,  S.  228/229,  Nöte  3).  Die  Zahlbarkeitsklausel 
stellt  für  unser  Problem  ebenso  eine,  gewisse  Modalitäten  der 
Erfüllung  normierende  Vereinbarung  dar,  wie  die  Erfüllungsorts- 
klausel. Beide  sind  für  die  Frage  des  örtlichen  Rechts  Zufällig- 
keiten,   die  mit  dem  Erfüllungsort  als  dem  Moment,    in  welchem 
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sich  das  . Wesen  der  Obligation"  im  Sinne  des  internationalen 
Privatrechts  darstellt,  nichts  gemein  haben,  oder  jedenfalls  nichts 
gemein  zu  haben  brauchen.  Als  Erfüllungsort  im  Sinne  des 
internationalen  Privatrechts  ist  vielmehr  allein  der  Ort  anzusehen, 
der  sich,  mit  den  Worten  des  §  269,  „aus  den  Umständen,  ins- 
besondere aus  der  Natur  des  Schuldverhältnisses"  ergibt;  und  das 
wird  bei  Geldschulden  „im  Zweifel"  der  Wohnort  des  Gläubigers  sein. 

Die  Differenzierungen,  die  sich  im  modernen  Geschäfts- 
und Wirtschaftsleben  zwischen  Leistungs-,Erfüllungs-  und  Zahlungs- 
ort vollzogen  haben,  sind  es  daher  wohl  auch  vor  allem  gewesen, 
die  die  deutsche  Theorie  und  Praxis  veranlassten,  den  Erfüllungsort, 
auf  den  früher  im  allgemeinen  abgestellt  wurde,  entweder  ganz 
fallen  zu  lassen  oder  seine  Geltung  durch  so  starke  Ausnahmen 
zu  Gunsten  des  Parteiwillens  oder  der  Natur  der  Sache  zu  durch- 
brechen, dass  im  letzten  Grunde  eigentlich  diese  entscheiden  und 
der  Erfüllungsort  nur  in  Funktion  tritt,  wenn,  was  nur  sehr  selten 
der  Fall  sein  wird,  gar  keine  Anhaltspunkte  für  eine  andere  Ent> 
Scheidung  gegeben  sind,  oder  der  Erfüllungsort  eben  als  von  dem 
Parteiwillen  oder  der  Natur  der  Sache  gefordert,  als  massgeblich 
anzusehen  ist. 

6.  Von  weichem  internationalprivatrechlichen  Standpunkt  man 
daher  auch  ausgehen  mag,  es  kommt  letzlich  darauf  an,  in  welches 
Wirtschaftsganze,  wie  wir  uns  ausdrückten,  das  Geschäft  als  ein- 
gegliedert anzusehen  ist,  wo,  wie  v.  Bar  gelegentlich  sagt,  die 
Geschäfte  „ihre  Wirkung  äussern  sollen"  (z.  B.  S.  24,  S.  108/109). 
Das  ist  im  Grunde  auch  nichts  anderes  als  die  echte  Savingysche 
Lehre  vom  Erfüllungsort.  Damit  stimmt  auch  die  Formulierung" 
von  Westlake  (Professor  in  Cambridge,  Ehrenpräsident  des 
Institut  de  droit  international  und  früherem  Mitglied  des  Ständigen 
Schiedsgerichts)  überein:  „The  law  by  which  to  determine  the 
intrinsic  vality  andeffects  of  a  contract  will  be  selected  in  England 
by  substancial  considerations;  the  preference  is  given  to  the 
country  with  which  the  transaction  has  the  most  real 
connection".  Auf  dies  Kriterium  führt  er  auch  die  Lehre  von 
sogenannten  Parteiwillen  zurück,  der  ihm  nichts  ist,  als  ,,a  fictious 
intention  presumed  from  following  the  doctrine  of  thisparagraph  • 
(A  Treatise  on  private  international  law  5.  Aufl.). 

Wir  brauchen  daher,  um  zu  unserem  Ergebnis  zu  kommen, 
nicht  auf  den  Artikel  30  EG.  BGB.  zu  rekurrieren.  Das  hat  den 
grossen  Vorteil,  dass  auch  die  polnischen  Gerichte,  für  die  der 
Artikel  30  natrülich  keine  Überzeugungskraft  hat,    zu    demselben 
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lirgebnis  kommen  können  und  müssen.  Bald  soll  die  Anwen- 
dung des  Valutagesetzes  dem  deutschen  Münzgesetze  (Haase, 
,).  W.  1920,  S.  933),  bald  dem  §  244  (Brink,  J.  W.  1921,  S.  437), 
bald  auch  dem  §  607  (Wagner,  J.  W.  1921,  S.  438)  wider- 
sprechen. Das  sind  alles  höchst  zweifelhafte  Argumente;  denn, 
wenn  man  grundsätzlich  die  Anwendung  des  polnischen  Gesetzes 
bejaht,  darf  man  nicht  gewöhnliche  deutsche  Gesetze  anführen, 
mit  denen  das  polnische  Gesetz  inhaUlich  nicht  übereinstimmt. 
Artikel  30  gestattet  den  Ausschluss  des  an  sich  massgebenden 
ausländischen  Gesetzes  nur,  wenn  in  dessen  Anwendung  ein 
Verstoss  gegen  die  höheren  Interessen  des  eigenen  Staates  liegen, 
wenn  letzte  ethische  und  politische  Zwecke,  leitende  Grund- 
gedanken des  deutschen  Rechtes  durch  diese  Anwendung  verletzt 
würden,  wenn  —  wie  das  Reichsgericht  sagt  —  „der  Unterschied 
zwischen  den  staatspolitischen  und  sozialen  Anschauungen,  auf 
denen  das  ausländische  und  das  konkurrierende  deutsche  Recht 
beruhen,  so  erheblich  ist,  dass  die  Anwendung  des  ausländischen 
Rechts  die  Grundlagen  des  staatlichen  oder  wirtschaftlichen  Lebens 
angreifen  würde".  (Bd.  95,  S.  183).  Das  würde  aber  nur  gegen- 
über einer  Auslegung  des  polnischen  Valutagesetzes  der  Fall 
sein,  welche  deutsche  Auslandsforderungen  anders  behandelte 
als  andere;  denn  dann  läge  in  diesen  Bestimmungen  ein  ähn- 
licher Kampf-  und  Zerstörungswille  gegen  das  deutsche  Wirt- 
schaftsleben, wie  in  den  englischen  Kriegsgesetzen*  gegen  den 
, Handel  mit  dem  Feinde",  die  das  Reichsgericht  anzuwenden 
natürlich  abgelehnt  hatte.  Es  ist  schwer  begreiflich,  dass  deutsche 
Autoren  wie  Löwenthal  und  Kaskel  einer  solchen  Auslegung 
des  Valutagesetzes  und  zugleich  seiner  Anwendung  durch  deutsche 
Gerichte  das  Wort  reden  konnten.  Es  ist,  wie  das  Reichsgericht 
sagt,  „der  selbstverständhche  Zweck  der  deutschen  Rechtsord- 
nung, das  Wohl  des  deutschen  Reichs  zu  fördern":  ein  auslän- 
disches Gesetz  als  Kampf-  und  Ausnahmegesetz  gegen  deutsche 
Gläubiger  auslegen  und  dann  anwenden,  kann  keinem  deutschen 
Richter  zugemutet  werden. 

Wir  hahen  freilich  bereits  solche  Auslegung  für  falsch^ 
schon  weil  sie  dem  Friedensvertrage  und  den  anerkannten  Grund- 
sätzen des  internationalen  Rechts  widerspricht,  und  glauben  daher^ 
dass  solche  Auslegung  auch  keinem  polnischen  Richter 
zugemutet  werden  darf. 
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C.  Die  Enischädigungsfrage. 

I.  Die  Frage,  ob  und  inwieweit  das  deutsche  Reich  verpflichtet 
ist,  deutschen  Hypothekengläubigern  für  ihre  Verluste  durch 
polnische  Massnahmen  Schadensersatz  zu  leisten,  ist  nach  den 
bisherigen  Ausführungen  leicht  zu  beantworten. 

Wenn  Polen  den  von  ihm  selbst  unterzeichneten  und  ratifi- 
zierten Friedensvertrag  einhält,  kann  eine  Schädigung  deutscher 
Hypothekengläubiger  überhaupt  nicht  eintreten.  Deutsche  Hypo- 
thekenforderungen sind  zum  Teil  überhaupt  nicht  liquidierbar,  und,  so 
weit  sie  es  sind,  nur  gegen  die  unmittelbare  Auszahlung  ihres  vollen 
deutschen  Währungswertes  oder  gegen  Übernahme  einer  selbst- 
schuldnerischen Bürgschaft  für  diesen  Wert  durch  den  polnischen 
Staat  selbst.  Beschlagnahme  und  Verfügungsbeschränkungen  sowie 
Moratorien  in  Bezug  auf  diese  Forderungen  sind  unzulässig  und  gegen 
den  Sinn  des  Friedensvertrages.  Soweit  gegen  diese  Regeln  von  Seiten 
Polens  Verstössen  wird,  sind  zum  Teil  Klagen  bei  dem  Gemischten 
Schiedsgericht  gegeben,  und  so  weit  dies  nicht  der  Fall  ist,  hat 
das  Deutsche  Reich  aus  allgemeinen  völkerrechtlithen  Gründen 
einen  Schadensersatzanspruch  gegen  den  polnischen  Staat  wegen 
des  in  der  Vertragsverletzung  liegenden  völkerrrechtlichen  Delikts. 

Artikel  297  i  findet  daher  auf  das  Verhältnis  Zwischen  Deutsch- 
land und  Polen  keine  Anwendung.  Wenn  es  auch  natürlich  aU- 
modische  Begriffsjurisprudenz  wäre,  mit  Schücking  diese  Norm 
als  eine  Schuldübernahme  von  Seiten  Deutschlands  für  alliierte 
Schulden  oder  als  Vertrag  zu  Gunsten  eines  Dritten  zu  „konstruieren'* 
iZeitschr.  f.  VölkR.  Bd.  1 1  S.  556,  570),  so  kann  selbst  bei  An- 
wendung dieser  —  nicht  einmal,  wie  wir  sehen  werden,  harm- 
losen —  Begriffsspielerei  von  einer  Schuldübernahme  für  Polen 
nicht  gesprochen  werden,  weil  Polen  die  Liquidationsschuld  direkt 
an  den  Liquidierten  auszuzahlen  hat. 

II.  Anderseits  aber  versteht  es  sich  von  selbst,  dass,  wenn  das 
Reich  für  die  Liquidationsmassnahmen,  die  sich  im  Einklang 
mit  dem  Friedensvertrage  befinden,  ersatzpflichtig  ist,  es  dies 
nicht  minder  ist,  wenn  seine  Staatsangehörigen  durch  Liquidations- 
massnahmen geschädigt  werden,  die  den  Friedensvertrag  ver- 
letzen. Hier  zeigt  sich  die  ganze  Sinnlosigkeit  der  Schücking- 
schen  Konstruktion:  denn  beruhte  die  Entschädigungspflicht 
wirklich  auf  einer  Schuldübernahme,  so  würde  der  geschädigte 
Deutsche  in  Bezug  auf  die  Höhe  seiner  Ersatzansprüche  von  den 
Berechnungs-     und    Umrechnungsmethoden     der    Alliierten."    der 
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Reparationskommission  oder  der  Gemischten  Schiedsgerichte  ab- 
hängig sein,  auf  deren  Entscheidungen  dem  Reiche  teils  gar  kein, 
teils  ein  nur  unvollkommener  Einfluss  gesichert  ist.  Es  war 
daher  durchaus  richtig,  dass  das  Reichsgesetz  über  Enteignungen 
und  Entschädigungen  aus  Anlass  des  Friedensvertrages  vom 
31.  August  1919  ohne  Bezugnahme  auf  das,  was  die  Alliierten 
oder  das  Gemischte  Schiedsgericht  entscheiden,  dem  Geschädigten 
im  §  6  eine  „angemessene  Entschädigung"  zuspricht,  und  damit 
auf  die  Formulierung  des  Artikels  153,  Abs.  2  der  deutschen 
Reichsverfassung,  also  auf  deutsches  Rechtsempfinden  hinweist. 
(Vergleiche  Textausgabe  von  Schlegelberg  er,  zu  §  6,  Note  1). 
Die  auf  Grund  dieses  §  6  ergangenen  „Richtlinien"  vom  26.  Mai  1920 
bemessen  zwar  in  §  2  die  Höhe  der  zu  gewährenden  Entschädi- 
gungen nach  dem  von  der  alliierten  Regierung  oder,  der  Re- 
parationskommission festgestellten  Werte  des  Gegenstandes;  aber 
im  §  3  wird  dem  Geschädigten  ein  Recht  auf  Zusatzentschädi- 
gung gewährt. 

Das  „Mitglied  der  deutschen  Friedensdelegation  in  Versailles", 
als  welches  sith  Schücking  in  der  Ueberschrift  seines  Aufsatzes 
ohne  ersichtlichen  örund  bezeichnet,  hätte  gut  getan,  statt 
seiner  „Konstruktion",  die  feindliche  Antwortnote  an  die  Friedens- 
delegation zu  lesen;  hier  heisst  es  klar  und  unzweideutig: 
„Es  ist  eine  klare  Pflicht  Deutschlands,  die  zugegebenen 
Verbindlichkeiten  so  vollständig  und  so  schnell  wie  möglich  zu 
erfüllen  und  zu  diesem  Zwecke  von  allen  verfügbaren 
Mitteln  Gebrauch  zu  machen.  Die  auswärtigen  Kapital- 
anlagen der  deutschen  Staatsangehörigen  stellen  eine  Klasse  von 
sofort  verfügbaren  Guthaben  dar.  Der  Vertrag  verlangt  einfach 
von  Deutschland,  zu  diesen  Anlagen  unverzüglich 
eine  Zuflucht  zu  nehmen."  —  „Deutsches  Eigentum  muss 
dazu  dienen,  Deutschlands  Verpflichtungen  gegenüber  den 
Alliierten  zu  erfüllen;  die  Entschädigung  '  des  deutschen 
Eigentümers  muss  durch  Deutschland  erfolgen."  „Private  deut- 
sche Interessen  werden  durch  die  erörterten  Massnahmen  nur  inso- 
weit verletzt,  als  Deutschland  selbst  dies  bestimmen 
sollte.  Denn  alle  Oberschüsse  aus  deutschem  Eigentum  werden 
Deutschland  gutgebracht  werden,  welches  verpflichtet  ist,  seine 
eigenen  Angehörigen  zu  entschädigen,  und  auf  diese  Weise 
dazu  gelangt,  seine  Schuld  gegenüber  den  Alliierten  und 
Assozierten  Mächten  zu  vermindern."  Wenn  man  demnach 
schon  „konstruieren"  will,  so  wäre  an  sich  Deutschland  ver- 
Kaufmann, Deutsche  Hypothekenforderungen  in  Polen.  6 
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* 
pflichtet   zur  Erfülluug    seiner   Reparationspflicht   die    deutschen 

Privatrechte  zu  enteignen  und  den  Erlös  an  die  AUiierten  abzu- 
führen; diese  ziehen  aber  vor,  die  Enteignung  selbst  vorzunehmen,, 
weil  sie  das  deutsche  Privateigentum  als  „Pfand"  für  die 
Schuld  Deutschlands  in  der  Hand  haben  und  berechtigt  werden 
dies  Pfand  zu  realisieren!  Es  haftet  das  einem  Dritten  gehörige 
Pfand  für  eine  fremde  Verbindlichkeit;  wenn  der  Gläubiger  das 
Pfand  zu  seiner  Befriedigung  realisiert,  ist  der  Schuldner  ver- 
pflichtet den  Pfandeigentümer  zu  entschädigen,  und  hat  der 
Pfandeigentümer  einen  Anspruch  gegen  den  Schuldner,  dessen 
Schuld  getilgt  ist.  Das  ist  die  von  den  Franzosen  seit 
1914  und  1915  immer  wieder  vertretene  Lehre  vom  gage 
economique,  die  durch  den  ganzen  Friedensvertrag  geht.  Von 
ihr  weiss  Schücking  nichts,  wie  sich  auch  aus  der  be- 
gründenden Einleitung  seines-  Aufsatzes  über  die  wirtschafts- 
politische Tendenz  des  Friedensvertrages  ergibt  (S.  548  ff.). 

Gewiss  ist  Deutschland  nach  dem  Versailler  Vertrage  ver- 
pflichtet zu  entschädigen.  Aber  wie  Deutschland  dieser  seiner 
Entschädigungspfhcht  gegenüber  den  Liquidierten  gSnügt,  ist  daher 
ausschhesslich  seine  Sache:  von  einem  völkerrechthchen  An- 
sprüche der  Alliierten,  dass  Deutschland  die  von  ihnen  für 
ihre  Zwecke  festgestellte  Summe  seiner  Entschädigungs- 
pflicht zugrundelegt,  kann  keine  Rede  sein.  Es  geht  also  wirklich 
zu  weit,  wenn  Schücking  auf  der  einen  Seite  den  Alliierten  das 
Recht  gibt,  nach  ihrem  Ermessen  die  auch  Deutschland  bindenden 
Normen  für  ihre  Liquidationen  und  im  Falle  des  §  14  Abs.  2 
für  den  Umrechnungskurs  aufzustellen,  auf  der  anderen  aber 
Deutschland  in  Bezug  auf  die  seinen  Staatsangehörigen  geschuldeten 
Entschädigungen  völkerrechtlich  an  ein  von  den  Alliierten  auf- 
gestelltes Minimum  bindet  und  damit  die  Alliierten  zu  Garanten 
für  die  Höhe  von  Ansprüchen  von  Deutschen  gegen  ihr 
Vaterland  macht.  So  in  eingehender  Begründung  namentlich 
S.  560  ff.:  die  Entschädigungspflicht  sei  grundsätzlich  eine  „Schuld 
des  feindlichen  Staates",  Deutschland  daher  „diesem  Staate 
gegenüber  verpflichtet  diese  Schuld  in  vollem  Umfange  zu 
befriedigen";  es  handele  sich  nicht  um  eine  Beziehung,  die  allein 
zwischen  Deutschland  und  seinen  Staatsangehörigen,  sondern 
gleichzeitig,  die  zwischen  dem  Reich  und  dem  feindlichen  Staat  ä 
besteht,  dessen  Entschädigungspflicht  das  Reich  nach  i)  über-  ^ 
nommen  habe;  Deutschland  sei  durch  die  im  feindlichen  Liqui- 
dationsverfahren   „unanfechtbar"    festgestellten    Preise    und   Ent- 
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■Schädigungen  auch  seinen  Angehörigen  gegenüber  „eingeschränkt" 
und  muss  sie  „für  den  feindlichen  Staat"  zahlen.  Mit  Recht 
sagt  dagegen  Schlegelberger  im  Hinblick  auf  Artikel  297  i: 
„Die  Fragen  nach  Art  und  Umfang  waren  also  noch  offen" 
(S.  21,  Note  4  zu  §  6).  Von  anderen  Fehlern  der  Schücking- 
schen  Rechtsausführungen  mag  hier  schamhaft  geschwiegen 
werden. 

III.  Das  Reichsgesetz  vom  31.  August  1920  gibt  im  §  8  einen 
Ersatzanspruch  für  alle  Entziehungen  und  Beeinträchtigungen, 
die  „auf  Grund  des  Friedensvertrages"  durch  die  alliierten 
Regierungen  oder  eine  von  ihnen  erfolgt  sind.  Dass  auch  Ent- 
ziehungen und  Beeinträchtigungen  unter  Berufung  auf  den 
Friedensvertrag,  aber  gegen  den  Friedensvertrag  erfolgen 
könnten,  ist  mit  Recht  im  Texte  des  Gesetzes  nichts  gesagt':  Das  darf 
nicht  vermutet  werden.  Auch  die  „Grundlinien^'  schliessen  prinzipiell 
diesen  Fall  von  ihrer  Regelung  aus;  §  3,  Abs.  6  und  §  5,  Abs.  2 
erklären  ausdrückhch,  dass  die  Entschädigungsnormen  auf  den 
Fall  des  Artikels  297  h,  Abs.  2  nicht  anwendbar  seien,  offenbar 
weil  in  diesem  Falle  eben  eine  Schädigung  durch  Liquidations- 
akte der  „neuen  Staaten"  an  sich  nicht  stattfinden  kann.  (Völlig 
abwegig  auch  hier  wieder  Schücking  S.  561  und  566,  der  für 
die  Fälle  des  Artikels  297  h  Abs.  2  dem  Reiche  sogar  eine 
verstärkte  völkerrechtliche  Entschädigungspflicht  aufbürdet.) 
Um  aber  die  durch  das  vielfach  völkerrechtswidrige  Verhalten 
Polens  Gekränkten  und  Geängstigten  zu  beruhigen,  ist  eine  be- 
sondere Regelung  „vorbehalten"  worden. 

Mit  Recht:  denn  es  versteht  sich  von  selbst,  dass  Deutsch- 
land —  gerade  weil  es  vollkommen  souverän  ist  in  der  Ab- 
grenzung seiner  Ersatzpflichten  —  auch  für  völkerrechtswidrige 
Massnahmen  der  Gegner  Schadensersatz  zu  leisten  hat.  Mag  die 
Auslegung  des  Friedensvertrages  auch  vielfach  in  einseitiger  Weise 
in  uns  „feindliche"  Hände  gelegt  sein,  mögen  wir  auch,  wie  wir 
den  Friedensvertrag  sozusagen  mit  verbundenen  Augen  unter- 
schrieben haben,  seiner  Auslegung  mit  gebundenen  Armtn  gegen- 
überstehen, und  mögen  wir  auch  an  diese  Ausführung  und  Aus- 
legung „völkerrechtlich"  nach  aussen  „gebunden"  sein:  nach 
innen  sind  wir  frei  in  der  Beurteilung  dessen,  was  dem  Friedens- 
vertrage entspricht  und  was  nicht.  Die  Auslegung  des  Vertrages 
durch  die  alliierten  Staaten  und  die  Gemischten  Schiedsgerichte 
hat  für  uns  keine  innerstaatliche  Rechtskraft,  sie  hindert 
uns  nicht  nur  nicht,  im  Verhältnis  des  Reichs  zu  seinen  Bürgern 


—     84     — 

die  Anschauungen  zur  Geltung  zu  bringen,  die  unserer  Auslegung 
des  Versailler  Vertrages  und  den  Grundgedanken  unseres  Schadens- 
ersatzrechtes entsprechen,  sondern  sie  kann  uns  geradezu  moralisch 
und  rechtlich  dazu  zwingen. 

Diesen  Grundgedanken  entspricht  es  aber,  dass  derjenige, 
der  seine  Rechte  nach  dem  Willen  unserer  Gegner  opfern 
musste,  vom  Staate  entschädigt  wird.  Es  ist  der  Gedanke  der 
dem  §  75  der  Einleitung  des  ALR.  zugrunde  liegt,  und  der  zum 
Gemeingut  unserer  Wissenschaft  und  Rechtsprechung  geworden 
ist.  Die  Worte  „auf  Grund  des  Friedensvertrages"  im  §  8  des 
Enteignungs-  und  Entschädigungsgesetzes  werden  und  müssen 
wir  stolz  auslegen,  als  lauteten  sie:  „unter  Berufung  auf  den 
Friedensvertrag",  wenn  wir  nicht  die  uns  noch  verbliebene  Freiheit 
und  damit  uns  selbst  aufgeben  wollen,  l, Es  versteht  sich  daher  von 
selbst,  dass  die  Enteignungsbehörde  und  in  letzter  Instanz  das 
Reichswirtschaftsgericht  (§§  8,  7  Absatz  1  und  2)  in  diesem.  Sinne 
entscheiden  müssen.  Der  „Vorbehalt"  in  den  „Richtlinien"  an- 
erkennt grundsätzlich  diese  Entschädigungspflicht.  Dar- 
nach werden  die  zuständigen  Behörden  gegebenenfalls  gehalten  sein, 
die  deutschen  Hypothekengläubiger  zu  entschädigen:  zunächst  vor 
allem  für  einen  unbilligen  Liquidationserlös,  insbesondere  wenn  nicht 
der  deutsche  Währungswert  zugrunde  gelegt  wird.  Aber  auch 
für  Schäden,  die  durch  das  Moratorium  und  die  Verfügungs- 
beschränkungen verursacht  sind,  wird  die  noch  „vorbehaltene 
Regelung"  Schadenersatz  zu  gewähren  haben.  Diese  Fälle  werden 
zwar  nicht  durch  Artikel  297  i  getroffen,  da  hier  die  „retention" 
im  Sinne  der  ,, Einbehaltung"  verwendet  wird,  wie  aus  dem  „ou" 
im  Artikel  297  i  im  Vergleich  mit  Artikel  74,  Absatz  2  hevorgeht 
(siehe  oben  die  ausführliche  terminologische  Auseinandersetzung), 
Die  §§  5  und  9  der  „Richtlinien"  werden  für  diesen  Fall  analog 
anzuwenden  bezw.  durch  die  vorbehaltene  Regelung  durch  er- 
gänzende Richtlinien  auszudehnen  sein:  nach  §  5  sind  für  Geld- 
forderungen auch  die  nach  Vertrag,  Gesetz  oder  Ortsgebrauch 
zahlbaren  Zinsen  zu  gewähren,  und  nach  §  9  „können  bei  Be- 
schlagnahmen", die  nicht  zur  „Liquidation"  oder  „Einbehaltung" 
geführt  haben,  die  durch  die  Beschlagnahme  entstandenen  Kosten, 
und,  wenn  aus  Anlass  der  Beschlagnahme  der  Verlust  oder  eine 
Beeinträchtigung  der  Forderung  eingetreten  ist,  deren  Wert 
ersetzt  werden. 

Auch  „kann"  nach  §  7,  Absatz  1,  Satz  2,  bezw.  in  analoger 
Anwendung  des  Paragraphen,  „in  Anrechnung  auf  die  Entschädi- 
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gung"  ein  Vorschuss  bewilligt  werden,  auf  den  freilich  ein  Rechts- 
anspruch nicht  besteht,  und  gegen  dessen  Versagen  nur  die 
Verwaltungsbeschwerde  gegeben  ist  (Schlegelb erger  zu  §  7, 
Note  3  und  4). 

Die  Entschädigung  ist  natürlich  in  deutscher  Reichswährung 
auszubezahlen  (§  4,  Absatz  1),  was  nur  darum  besonders  hervor- 
gehoben werden  muss,  weil  Schücking  auf  Grund  seiner  Schuld- 
übernahmetheorie nicht  einmal  davor  zurückschreckt,  dem  deutschen 
Reiche  die  Auszahlung  in  der  Währung  des  feindlichen  Staates  zu- 
zumuten: da  das  Reich  „anstelle  des  feindlichen  Staates"  zahle; 
sei  die  „Zahlung  auch  in  ausländischer  Währung  zu  bewirken". 
Alle  die  „Probleme",  die  Schücking  im  Anschluss  an  seine 
„Theorie"  erörtern  muss,  z.  B.  ob  der  „Erfüllungsort"  für  die 
Ersatzpflicht  im  Inland  oder  Ausland  liege  (S.  566),  sind  daher 
Scheinprobleme. 

Schluss. 
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Dr.  Hermann  Jsay, 
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Offene  Handelsgesellschafi  und 
Partnership  im  Ausgleichsverfahren 

(Ein  Beitrag  zur  Frage  der  Staatsangehörigkeit  von 

Gesellsdiaften) 


I. 

Die  lange  Dauer  des  Weltkrieges,  insbesondere  aber 
seine  Führung  als  Wirtschaftskrieg  haben  es  mit  sich  ge- 
bracht, daß  die  Regelung  der  privatwirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse, die  die  Reste  der  weltwirtschaftlichen  Beziehungen 
von  ehedem  bildeten,  in  den  verschiedenen  Friedensverträgen 
eine  besondere  Bedeutung  erlangt  hat.  Diese  Regelung  hat 
zum  Teil  ganz  neue  Rechtsgebilde  schaffen,  zum  andern 
Teil  für  alte  Beziehungskomplexe  neue  Fragen  stellen 
müssen. 

Mit  einer  dieser  alte  Begriffe  vor  neue  Aufgaben 
stellenden  Fragen  haben  wir  uns  im  folgenden  zu  be- 
schäftigen. 

Das  ist  die  in  früher  unbekanntem  Umfang  erfolgte 
Verv^endung  des  Begriffes  der  Staatsangehörigkeit  für  die 
Regelung  rein  privatwirtschaftlicher  Beziehungen. 

Der  Versailler  Vertrag  (und  nach  seinem  Muster  die 
übrigen  Friedensverträge)  knüpft  die  Sätze  seines  wirt- 
schaftlichen Teils  ziemlich  regelmäßig  an  die  Staats- 
angehörigkeit der  Wirtschaftssubjekte  an.  Indessen  zeigt 
eine  nähere  Beschäftigung  mit  ihnen,  daß  die  Verfasser 
(lieser  Sätze  sich  offenbar  nicht  genügend  Rechenschaft 
darüber  gegeben  haben,  ob  das  Merkmal  der  Staats- 
angehörigkeit hinreichend  geklärt  sei,  um  eine  glatte  An- 
wendung auf  alle  in  Betracht  kommenden  Fälle  zu  gestatten. 
Sie  haben  übersehen,  daß  sie  hier  auf  nichts  weniger  als 
sicherem  Boden  standen.  Die  Träger  der  weltwirtschaft- 
lichen Beziehungen  waren  zum  großen,  wahrscheinlich  zum 
größten  Teil  nicht  Einzelpersonen,  sondern  Personenmehr- 
heiten,   seien    es    juristische    Personen    oder    Gesellschaften 
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ohne  eigene  Rechtspersönlichkeit.  Während  nun  für  die 
natürlichen  Personen  die  Frage  der  Staatsangehörigkeit  in 
allen  Ländern  durch  Gesetz  und  feste  Praxis  geregelt  war, 
fehlte  es  hieran  für  die  Personenmehrheiten  durchaus. 

Für  die  Personenmehrheiten  mit  juristischer  Persön- 
lichkeit ist  der  Status  causae  et  controversiae  immerhin  noch 
besser  als  für  die  Gesellschaften  ohne  eigene  Rechtsfähigkeit. 

Für  die  ersteren  war  die  Frage  nach  ihrer  Staats- 
angehörigkeit schon  vielfach  gestellt  und  behandelt.  Für 
die   letzteren   liegen   dagegen   die   Dinge  ungünstiger. 

Die  Frage,  ob  eine  offene  Handelsgesellschaft,  eine 
Kommanditgesellschaft  eine  eigene  Staatsangehörigkeit  be- 
sitzen könne,  war  in  der  Praxis  zunächst  überall  da  auf- 
getaucht, wo  eine  ausländische  Gesellschaft  als  Klägerin  vor 
Gericht  erschien  und  nun  zu  entscheiden  war,  ob  z.  B.  in 
Deutschland  der  Ausländervorschuß  nach  §  85  GKG.  und 
die  Sicherheitsleistung  für  die  Prozeßkosten  (§  110  ZPO.) 
bzw.  im  Auslande  auch  die  cautio  judicatum  solvi  von  ihr 
erfordert  werden  könne.  Hier  mußte  z.  B.  in  den  Staaten 
des  Haager  Prozeßabkommens  nicht  nur  die  Frage  gestellt 
werden,  ob  die  Gesellschaft  eine  ausländische  Staats- 
angehörigkeit, sondern  auch  welche  Staatsangehörigkeit  sie 
hatte.  In  Deutschland  ist  in  dieser  Beziehung  von  jeher 
die  inländische  wie  die  ausländische  offene  Handelsgesell- 
schaft, auch  wenn  das  Recht  des  Heimatsstaates  der 
letzteren,  wie  z.  B.  in  England,  keine  juristische  Persön- 
lichkeit zuerkannte,  als  im  Besitze  einer  eigenen  Staats- 
angehörigkeit behandelt  worden.  Vgl.  Wieland,  Handels- 
recht S.  419.  Es  ist  also  unzutreffend,  wenn  das  Urteil  des 
deutsch-englischen  SchG.  v.  27.  März  1922  i.  S.  Fisher  &  Co. 
w.  Bien  &  Max  (JW.  22  1161)  die  Frage  der  Staatsange- 
hörigkeit mit  der  juristischen  Persönlichkeit  verquickt  und 
aus  dem  Fehlen  der  letzteren  für  das  deutsche  Recht  ohne 
weitere  Prüfung  oder  jedenfalls  ohne  weitere  Begründung 
auch  den  Mangel  der  ersteren  ableitet.  Hiergegen  hat 
R  a  b  e  1  in  der  Fußnote  zu  dem  Urteil  bereits  mit  guten 
Gründen  Widerspruch  erhoben. 
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Allerdings  konnte  das  SchG.  zu  dieser  Auffassung  da- 
durch verleitet  werden,  daß  die  deutsche  juristische  Literatur 
die  erstere  Frage  bis  dahin  immer  im  Zusammenhang  mit 
der  Frage  nach  der  juristischen  Person  behandelt  hatte, 
woraus  sich  der  Schluß  ergab,  daß  die  Bejahung  der  eigenen 
Rechtsfähigkeit  als  Voraussetzung  für  die  Annahme  einer 
eigenen  Staatsangehörigkeit  zu  gelten  habe. 

Vgl.  z.  B.  Kohl  er  in  der  Ztschr.  f.  Völkerrecht  7  9 
und  der  Ztschr.  f.  Handelsrecht  74  460. 

Für  die  Sätze  des  10.  Teils  des  VV.  ist  die  Frage  nach 
der  Staatsangehörigkeit  der  Gesellschaften  ohne  eigene 
Rechtsfähigkeit  von  der  allergrößten  Bedeutung,  da,  wie 
erwähnt,  fast  alle  Sätze  auf  sie  abstellen.  Die  Frage  soll 
im  folgenden  für  die  offene  Handelsgesellschaft  und  die 
Partnership,  und  zwar  für  ein  bestimmtes  Gebiet,  nämlich 
die  Sätze  des  Art.  296,  das  Ausgleichsverfahren,  im  Verhältnis 
zwischen  Deutschland  und  England  erörtert  werden.  Die 
Erörterung  wird  dabei  vielfach  auf  die  übrigen  Fälle  und 
die  übrigen  Gebiete  des  VV.  Rücksicht  zu  nehmen  haben. 

Die  Abrechnung  der  Forderungen  und  Schulden  im 
Ausgleichverfahren  erfolgt  bekanntlich  nicht  durch  die  Gläu- 
biger und  Schuldner  unmittelbar,  sondern  durch  die  Staaten, 
denen  jene  angehören.  Diese  sammeln  die  Forderungen 
ihrer  Staatsangehörigen  und  melden  sie  zur  Gutschrift  bei 
dem  gegnerischen  Ausgleichsamt  an.  Entsprechend  werden 
ihnen  die  Schulden  ihrer  Staatsangehörigen  belastet.  Vor- 
aussetzung für  die  Ausgleichsfähigkeit  der  Forderungen  und 
Schulden  ist  also  zunächst  die  Staatsangehörigkeit  der  Gläu- 
biger und  Schuldner,  daneben  weiter  noch,  daß  sie  im  Ge- 
biete ihres  Staates  Wohnsitz  oder  Niederlassung  haben. 

Die  hier  zu  beantwortende  Frage  geht  nun  dahin:  wie 
sind  im  Clearing  zwischen  Deutschland  und  England  Forde- 
rungen und  Schulden  deutscher  offener  Handelsgesell- 
schaften und  englischer  Partnerships  zu  behandeln?  In 
welchem  Umfange  gehören  sie  ins  Ausgleichverfahren? 
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Die  Frage  ist  einmal  für  die  Fälle  streitig  geworden, 
in  denen  die  Gesellschafter  bzw.  Partner  überhaupt  nicht 
deutsche  bzw.  englische  Staatsangehörige  sind.  Noch 
wichtiger,  weil  noch  zahlreicher,  ist  die  zweite  Kategorie 
von  Fällen,  in  denen  die  Gesellschafter  nicht  sämtlich 
deutsche,  bzw.  englische  Staatsangehörige  sind,  in  denen 
also  z.  B.  eine  Firma  in  Berlin  aus  einem  Deutschen  und 
einem  Schweizer,  eine  Firma  in  London  aus  einem  Eng- 
länder und  einem  Holländer  besteht. 

Für  beide  Fälle  liegen  bereits  Entscheidungen  des 
deutsch-englischen  gemischten  Schiedsgerichts  vor.  Den 
ersteren  betrifft  das  Urteil  vom  6.  Juli  1921,  Recueil  des 
Decisions  1  291.  Das  Schiedsgericht  hat  hier  verneint,  daß 
die  Forderung  einer  in  Leipzig  domizilierenden  offenen 
Handelsgesellschaft,  die  aus  zwei  Ukrainern  bestand,  im 
Clearing  berücksichtigt  werden  dürfe.  Da  das  Urteil  leider 
keine  Gründe  enthält,  so  können  die  hier  zu  behan- 
delnden Fragen  von  ihm  keine  Förderung  erfahren. 

Den  zweiten  Fall  behandelt  das  oben  (S.  2)  erwähnte 
Urteil  i.  S.  Fisher  &  Co.  w.  Bien  &  Max.  Seine  Begründung 
ist  bereits  als  unrichtig  erwiesen:  es  schließt  daraus,  daß 
das  deutsche  Recht  einer  offenen  Handelsgesellschaft  keine 
juristische  Persönlichkeit  zuerkenne,  daß  das  deutsche  Recht 
ihr  auch  keine  Staatsangehörigkeit  zuspreche. 

Das  deutsche  Ausgleichsamt  hatte  sich  zunächst  in  An- 
lehnung an  das  deutsche  Recht  auf  den  Standpunkt  gestellt, 
daß  auch  Handelsgesellschaften  ohne  juristische  Persön- 
lichkeit Staatsangehörige  derjenigen  Staaten  seien,  in  deren 
Gebiet  sie  ihren  Sitz  haben  und  auf  deren  Recht  sie  beruhen 
(§  5  der  Bekanntmachung  vom  30.  April  1920,  RGBl.  S.  761). 
Dieser  Standpunkt  deckte  sich  mit  dem  des  Reichsausgleichs- 
gesetzes  selbst;   sein   §24  Abs.  3  beruht   auf  ihm. 

Das  britische  Clearing  office  nahm  dagegen  von  vorn 
herein  den  Standpunkt  ein,  daß  Forderungen  und  Schulden 
einer    in    England    nach    englischem     Recht    gegründeten 
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Partnership  nur  mit  demjenigen  Teilbetrage  in  das  Clearing 
gehörten,  der  der  englischen  Beteiligung  an  der  Partnership 
entspräche.  Entsprechend  war  seine  Stellungnahme  gegen- 
über Forderungen  deutscher  offener  Handelsgesellschaften. 

Daraufhin  gab  das  deutsche  Ausgleichsamt  vorläufig 
seinen  Standpunkt  auf  und  paßte  sich  dem  englischen  an:  es 
erkannte  nunmehr  englische  Forderungen  gegen  deutsche 
offene  Handelsgesellschaften  nur  zu  dem  Betrage  an,  der 
der  deutschen  Beteiligung  an  der  Gesellschaft  entsprach. 

Diesen  Standpunkt  will  nun  wieder  das  britische 
Clearing  office  nicht  gelten  lassen.  Während  es  ihn  für 
Forderungen  deutscher  Gesellschaften  teilt,  verlangt 
es  bezüglich  Schulden  deutscher  Gesellschaften  die 
volle  Belastung  Deutschlands  im  Clearing  mit  der  Be- 
gründung, der  deutsche  Gesellschafter  einer  offenen  Handels- 
gesellschaft hafte  von  vornherein  solidarisch  für  deren 
Schulden,  während  dies  für  den  Partner  einer  Partnership 
nicht  gelte. 

Es  wird  also  zunächst  eines  Eingehens  auf  diesen  Ge- 
dankengang des  Clearing  Office  bedürfen,  um  zu  sehen,  ob 
in  Wahrheit  die  verschiedene  Behandlung  von  offenen 
Handelsgesellschaften  und  Partnerships  im  Ausgleichs- 
verfahren sich  aus  der  Verschiedenheit  ihres  Aufbaus  recht- 
fertigen läßt. 

II. 

Wir  beginnen  mit  der  Betrachtung  der  offenen 
Handelsgesellschaft.  Die  Rechtslage  ist  für  Forderungen 
und  Schulden  getrennt  zu  prüfen.  Ihre  Forderungen 
bilden  einen  Teil  des  Gesellschaftsvermögens.  Für  dieses 
gilt  der  Grundsatz  der  gesamten  Hand,  d.  h.  über 
das  Gesellschaftsvermögen  kann  der  einzelne  Gesellschafter 
nicht,  auch  nicht  zu  seinem  Teile  verfügen,  sondern  nur  der 
nach  außen  als  Einheit  auftretende  und  zu  dieser  Einheit 
verbundene  Wille  der  gesamten  Gesellschafter.  Dadurch 
wird  das  Gesellschaftsvermögen  ein  Sondervermögen, 
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d.  h.  ein  Vermögen,  das  streng  von  den  Vermögen  dei 
einzelnen  Gesellschafter  abgesondert  ist. 

Die  Gesamthandsberechtigung  unterscheidet  sich  von 
der  Mitberechtigung  nach  Bruchteilen  (pro  partibus  indivisis) 
des  Römischen  Rechts  scharf  dadurch,  daß  zwar  auch  hier 
über  das  gemeinsame  Recht  nur  gemeinschaftlich,  daß  aber 
von  jedem  Teilhaber  über  seinen  rechnungmäßigen  intellek- 
tuellen Anteil  verfügt  werden  kann.  Bei  der  Gesamthand 
kann  dagegen  der  einzelne  Gesellschafter  nicht  über  seinen 
Anteil  am  Vermögen  verfügen  (§  719  BGB.).  Entsprechend 
kann  auf  Grund  eines  Urteils  gegen  einen  Gesellschafter 
nicht  in  das  Gesellschaftsvermögen  vollstreckt  werden.  Ja, 
es  besteht  überhaupt  keine  rechnerisch  bestimmte  Quote 
der  Berechtigung  des  einzelnen  am  Gescllschaftsvermögen, 
jedenfalls  aber  nicht  an  den  einzelnen  Gegenständen  des 
Gesellschaftsvermögens.  Der  Anteil  des  einzelnen  Gesell- 
schafters am  Gesellschaftsvermögen  ist  lediglich  durch  die 
der  anderen  beschränkt,  derart,  daß  durch  deren  Wegfall 
selbsttätig  ein  Anwachsen  seines  Anteils  eintritt.  Vgl.. 
Geiler  bei  Düringer-Hachenburg,  4.  Bd.  2.  A.  S.  20  ff., 
Lehmann-Hoeniger,  Handelsrecht,  3.  A.  S.  238 ; 
W  i  e  1  a  n  d  ,  Handelsrecht  S.  601  ff. 

Auch  eine  Zwangsvollstreckung  in  den  Anteil  des  Ge- 
sellschafters ist  nicht  möglich.  Ein  Gläubiger  kann  ihn  nur 
mit  der  Wirkung  pfänden,  daß  er  die  Gesellschaft  kündigen 
kann  (§725  BGB.). 

Anders,  oberflächlich  betrachtet  einfacher,  in  Wahrheit 
schwieriger  ist  die  Rechtslage  bezüglich  der  Schulden 
der  Gesellschaft, 

Für  diese  Schulden  haftet  grundsätzlich  das  Gesell- 
schaftsvermögen (vgl.  §  733  BGB.).  Daneben  haften  für  sie 
aber  auch  die  Gesellschafter  mit  ihrem  eigenen  Vermögen 
unbeschränkt  als  Gesamtschuldner  (§§  105,  128  HGB.). 

Als  Gesamtschuldner:  d.  h.  der  Gläubiger  kann  sich 
nach  seiner  Wahl  auch  sofort  an  die  Gesellschafter  halten, 
er  braucht  nicht  etwa  zunächst  die  Gesellschaft  zu  verklagen 
(§121  HGB.). 
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Für  das  Verständnis  dieser  Rechtslage  ist  der  dem 
deutschen  Recht  von  jeher  zugrunde  liegende  Unterschied 
zwischen  Schuld  und  Haftung  zu  beachten.  Der  Gesell- 
schafter schuldet  nicht  etwa  schlechthin  das,  was  die 
Gesellschaft  schuldet,  er  haftet  nur  für  ihre  Schuld.  Das 
kann  mitunter  praktisch  von  Bedeutung  sein:  insoweit  der 
Inhalt  der  Schuld  ein  Handeln  oder  Unterlassen  gerade  der 
Gesellschaft  bedingt,  schuldet  der  Gesellschafter  diese 
Leistung  nicht.  Er  haftet  nur  dem  Gläubiger  für  sie, 
d.  h.  er  haftet  auf  das  Interesse.  Dort,  wo  den  Inhalt  der 
Schuld  eine  vertretbare  Leistung  bildet,  ist  praktisch  der 
Unterschied  allerdings  verwischt.  Bei  Geldschulden  besteht 
daher  zwischen  Schuld  und  Haftung  des  Gesellschafters 
kein  Unterschied.  Vgl.  hierzu  W  i  e  1  a  n  d  a.  a.  O.  S.  633  ff., 
637;  Flechtheim  bei  Düringer-Hachenburg  4.  Bd. 
Anm.3  zu  §  128. 

Für  die  Erkenntnis  des  Verhältnisses  von  Gesellschafter 
zu  Gesellschaft  ist  der  Unterschied  aber  immer  von  Be- 
deutung. 

Im  übrigen  zeigt  sich  auch  sonist  die  Selbständigkeit 
der  Schuld  des  Gesellschafters  gegenüber  der  Schuld  der 
Gesellschaft.  Ein  Schuldner  der  Gesellschaft  kann  nicht  mit 
einer  Forderung  gegen  einen  einzelnen  Gesellschafter  auf- 
rechnen. Aus  einem  Urteil  gegen  die  Gesellschaft  kann 
nicht  gegen  den  Gesellschafter  vollstreckt  werden  (§  129 
HGB.).  Die  Umwandlung  einer  gegen  die  Gesellschaft  er- 
hobenen Klage  in  eine  solche  gegen  die  Gesellschafter  ist 
eine  Klageänderung;  so  die  herrschende  Meinung:  Leh- 
mann-Ring §128  Anm.3;  Flechtheim  §128 
Anm.  7;  W  i  e  1  a  n  d  S.  625  und  die  Rechtsprechung,  ins- 
besondere auch  des  Reichsgerichts;  abweichend  nur  Staub 
§  129  Anm.  2. 

Die  Forderung  gegen  die  Gesellschaft  ist  also  rechtlich 
etwas  anderes  als  die  Forderung  gegen  den  mithaftenden 
Gesellschafter.  Sie  hat  einen  anderen  Schuldner,  es  haftet 
für  sie  ein  anderes  Vermögen  und  sie  kann  einen  anderen 
Inhalt  haben. 
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IIL 

Die  Partnership  des  englischen  Rechts  ist  durch  die 
Partnership  Act  von  1890  geregelt.  Sie  beruht  auf  einem 
Entwurf  des  bekannten  Handelsrechtlers  Sir  Frederick 
Pollock,  der  darin  im  wesentlichen  die  Ergebnisse  nieder- 
gelegt hat,  zu  denen  sich  das  Gesellschaftsrecht  des  Common 
Law  entwickelt  hatte. 

Diese  Entwicklung  war  in  England  und  Irland  einer- 
seits, in  Schottland  andererseits  ganz  getrennt  verlaufen, 
und  die  Partnership  Act  hat  diese  Verschiedenheit  bei- 
behalten. 

1.  In  England  und  Irland  wird  die  Partnership 
lediglich  als  Vereinigung  der  Partner  aufgefaßt,  die  nach 
außen  hin  unter  einer  gemeinschaftlichen  Firma  auftreten. 
Bis  zum  Erlaß  der  Prozeßgesetze  von  1873  und  1875  mußten 
die  Partner  vor  Gericht  unter  ihren  bürgerlichen  Namen 
auftreten.  Erst  durch  eine  Verordnung  des  Supreme  Court 
wurde  anerkannt,  daß  die  Partner  unter  ihrer  Firma  klagen 
und  verklagt  werden  können  (Order  XLVIII  A  r.  1).  Ebenso 
ist  die  Bestellung  eines  Receivers  für  das  Partnership-Ver- 
mögen  zulässig.  L  i  n  d  1  e  y  ,  Treatise  on  the  law  of 
Partnership,  S.A.  1912  S.  316  ff.,  610. 

Diese  grundsätzliche  Auffassung  ist  auch  die  der 
Partnership  Act  1890.  Der  bevollmächtigte  Geschäftsführer 
berechtigt  und  verpflichtet  durch  rechtsgeschäftliche  Hand- 
lungen im  Rahmen  seiner  Vollmacht  alle  Partner  gemein- 
schaftlich. 

Die  so  gemeinsam  erworbenen  Rechte  bilden  das 
Partnership-Vermögen,  über  das  der  einzelne  Partner  nicht 
verfügen  kann.  Erst  recht  hat  er  keinen  Anteil  an  den 
einzelnen  Vermögensstücken,  über  den  er  verfügen  könnte, 
wie  Lord  Kinnear  i.  S.  Parnell  v.  Walter  für  das  common 
law  ausgesprochen  hat;  (1889)  16  R.  917.  Solange  die 
Partnership  besteht,  hat  der  einzelne  Partner  für  sich  allein 
kein  Recht  an  ihrem  Vermögen,  sondern  nur  Anspruch  auf 
den  Gewinnanteil  (Partnership  Act,  sect.  20).  Daher  kann 
auch    auf    Grund    eines    gegen    einen    Partner    ergangenen 
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Urteils  nicht  in  das  Partnership-Vermögen  vollstreckt 
werden  (Partnership  Act,  sect.  23  §  1).  Das  englische  Recht 
kennt  also  die  gleiche  scharfe  Sonderung  zwischen  Joint 
estate,  Joint  property  —  die  Partnership  Act  sect.  20 
§  1  sagt:  partnership  property  —  und  separate  estate, 
separate  property  der  Partner,  wie  das  deutsche.  Vgl. 
Lindley  S.  384,   397. 

Für  die  Verpflichtungen  der  Partnership  haften  die 
Partner  mit  dem  Gesellschaftsvermögen,  aber  daneben  auch 
als  Gesamtschuldner  unmittelbar  und  unbeschränkt  mit 
ihrem  eigenen  Vermögen.  Partnership  Act  sect.  9;  Order 
XLVIII  A  sect.  8.     Vgl.  Lindley  S.  229. 

Wie  man  sieht,  ist  das  Bild  das  gleiche,  wie  das  der 
offenen  Handelsgesellschaft  deutschen  Rechts.  Jedoch  be- 
stehen ihr  gegenüber  folgende  Unterschiede: 

a)  Abweichend  vom  deutschen  Recht  kann  der  Gläubiger 
der  Partnership  auf  Grund  eines  gegen  die  Partnership  unter 
deren  Firma  ergangenen  Urteils  sofort  in  das  Vermögen 
des  einzelnen  Partners  vollstrecken.  Es  bedarf  nicht  erst 
einer  besonderen  Klage  gegen  ihn.  Es  ist  auch  nicht  er- 
forderlich, zuerst  auf  Grund  des  Urteils  die  Vollstreckung 
gegen  die  Firma  zu  versuchen.  Rule  8  c  der  oben  erwähnten 
Supreme  Court  Order ;  Lindley  S.  244 ;  vgl.  P  o  1  1  o  c  k  , 
Digest  of  the  Law  of  Partnership,  3.  A.  S.  108. 

b)  Durch  die  Klage  gegen  einen  oder  mehrere  Partner 
wird  das  Klagerecht  gegen  alle  konsumiert.  Vergißt  der 
Gläubiger  also  einen  Partner,  so  kann  er  später  nicht  mehr 
gegen  ihn  vorgehen.  Lindley  S.  238.  Der  allein  ver- 
klagte Partner  kann  aber  verlangen,  daß  die  Klage  auch 
gegen  die  übrigen  Partner  gerichtet  wird.  Lindley 
S. 317. 

Wird  die  Klage,  wie  wohl  die  Regel  ist,  gegen  die  Firma 
gerichtet,  so  macht  sich  dieser  Unterschied  praktisch  nicht 
bemerkbar. 

Nur  wegen  unerlaubter  Handlung  des  Geschäftsführers, 
haften  alle  Partner  solidarisch,  d.  h.  es  kann  gegen  jeden 
allein  vorgegangen  werden  (Partnership  Act,  sect.  10,  11,  12\ 
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2.  In  Schottland  wird  die  Partnership  als 
juristische  Person  betrachtet  und  also  zwischen  ihr  und  den 
Partnern  scharf  unterschieden.  Die  Gesellschafter  haben 
keinerlei  Recht  am  Gesellschaftsvermögen.  L  i  n  d  1  e  y 
S.  835. 

Dagegen  haften  sie  solidarisch  neben  der  Partnership 
für  deren  Schulden,  allerdings  nur  subsidiär  nach  Art  eines 
Bürgen.  Die  Partnership  Act  bringt  dies  letztere  zwar  nicht 
zum  Ausdruck,  es  wird  aber  auf  Grund  der  bisherigen 
Rechtsentwicklung  angenommen.     L  i  n  d  1  e  y  S.  932. 

Die  Unterschiede  gegenüber  der  offenen  Handelsgesell- 
schaft liegen  auf  der  Hand. 

IV. 

Die  Einsicht  in  den  rechtlichen  Aufbau  der  beiden 
Gesellschaftsformen  des  deutschen  und  des  englischen 
Rechts  liefert  zunächst  ein  überaus  wichtiges  Ergebnis: 
Die  Behandlung  ihrer  Forderungen  und  Schulden  im  Aus- 
gleichsverfahren derart,  daß  sie  nach  dem  Verhältnis  der 
■deutschen  bzw.  englischen  Beteiligung  an  der  Gesellschaft 
geteilt  werden  könnten,  entbehrt  jeder  Grundlage. 

Die  Unhaltbarkeit  dieses  Standpunkts  der  t  e  i  1  - 
weisen  Berücksichtigung  soll  für  Forderungen 
imd  Schulden  getrennt  dargelegt  werden. 

1.    F  o  r  d  e  r  u  n  g  e  n. 

a)  Forderungen  deutscher  Handels- 
gesellschaften. 

Der  Standpunkt  des  Clearing  Office  setzt  zunächst  das 
Vorhandensein  eines  bestimmten  Anteils  des  deutschen  bzw. 
ausländischen  Gesellschafters  an  der  Forderung  der  Gesell- 
schaft voraus.  Hieran  fehlt  es,  wie  schon  gesagt,  gemäß 
§719  BGB.  vollständig. 

Man  unterscheidet  bei  der  offenen  Handelsgesellschaft 
zwischen  dem  Anteil  des  Gesellschafters  am  Gesellschafts- 
vermögen und  seinem  Anteil  am  Geschäftskapital,  dem 
Aog.  Kapitalanteil  (§  120  HGB.).  Während  der  Anteil  am 
Gesellschaftsvermögen    immer    eine    positive,    wenn    auch 
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rechnerisch  nicht  bestimmte  Größe  ist,  kann  der  Kapital- 
anteil aktiv  oder  passiv  sein,  je  nachdem  der  Gesellschafter 
von  der  Gesellschaft  auf  Grund  seiner  Einlage  oder  seines 
Gewinnanteils  noch  Beträge  zu  fordern  hat,  oder  ihr  auf 
Grund  seiner  Einlageverpflichtung  und  seines  Anteils  am 
Verlust  noch  Beträge  schuldet.  Der  Kapitalanteil  ist  im 
Fall  der  Liquidation  der  Gesellschaft  für  den  Anteil  an  dem 
nach  Berichtigung  der  Schulden  noch  verbleibenden  Gesell- 
schaftsvermögen maßgebend  (§  155  Abs.  1  HGB.). 

Daran,  nach  dem  Kapitalanteil  des  deutschen  Gesell- 
schafters seinen  Anteil  an  der  einzelnen  Forderung  der  Ge- 
sellschaft zu  bestimmen,  denkt  das  britische  Clearing  Office 
natürlich  nicht.  Die  praktische  Durchführung  eines  solchen 
Gedankens  wäre  völlig  ausgeschlossen. 

Es  denkt  also  an  den  Anteil  am.  Gesellschaftsvermögen 
und  setzt  ihn  der  Beteiligung  an  Gewinn  und  Verlust  gleich. 
Das  widerspricht  aber  schlechtweg  dem  Grundgedanken  des 
deutschen  Rechts.  Der  Gesellschafter  hat  zwar  einen  Anteil 
am  Gesellschaftsvermögen,  aber,  wie  bereits  betont,  keinen 
Anteil  an  den  einzelnen  Vermögensgegenständen,  und  auch 
sein  Anteil  am  Gesellschaftsvermögen  ist  rechnerisch  nicht 
feststellbar.  Ja,  man  kann  sogar  sagen,  sein  Anteil  am  Gesell- 
schaftsvermögen ist  kein  effektiver,  sondern  nur  ein  vir- 
tueller. Er  kann  weder  über  ihn  verfügen,  noch  Teilung  ver- 
langen (§719  Abs.  1  BGB.).  Erst  im  Fall  der  Auflösung 
der  Gesellschaft  wird  sein  Anteil  praktisch  erfaßbar; 
für  ihn  wie  für  seine  Gläubiger  (§  725).  Aber  jetzt  be- 
stimmt sich  dieser  Anteil,  wie  schon  erwähnt,  lediglich 
nach  dem  Kapitalanteil,  nicht  nach  seinem  Anteil 
an  Gewinn  und  Verlust. 

Der  Standpunkt,  den  Anteil  des  deutschen  Gesell- 
schafters an  Gesellschaftsforderungen  seiner  Beteiligung  an 
Gewinn  und  Verlust  gleich  zu  setzen,  beruht  also  nicht  auf 
dem  deutschen  Recht,  sondern  ist  eine  ganz  willkürliche 
Annahme. 

Ebenso  unbefriedigend,  und  zwar  auch  für  den  eng- 
lischen  Standpunkt   unbefriedigend   ist   das   praktische   Er- 

Abhandlungen  zum  Friedensverträge.    Heft  3.  2 
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gebnis.  Das  kann  ja  auch  gar  nicht  anders  sein,  sofern 
man  dies  Ergebnis  wieder  mit  der  Rechtsgrundlage  ver- 
einigen will. 

Angenommen  die  Firma  Müller  &  Co.  in  Berlin  (Gesell- 
schafter: der  deutsche  Ingenieur  Müller  und  der  Schweizer 
Kaufmann  Hentli  mit  hälftiger  Beteiligung  an  Gewinn  und 
Verlust)  hätte  am  1.  August  1914  eine  fällige  Forderung 
von  £  5000  gegen  eine  britische  Firma  in  London.  Dann 
müßte  nach  der  obigen  Auffassung  £  2500  als  deutscher 
Anteil  in  das  Clearing  gehen,  während  die  andere  Hälfte 
mit  £  2500  den  schweizerischen  Anteil  der  Forderung  dar- 
stellte. 

Die  im  Clearing  anerkannte  Hälfte  würde  an  die  Firma 
Müller  &  Co.  vom  Ausgleichsamt  zum  Tageskurs  ausgezahlt. 
Aber  dieser  Betrag  steht  nicht  etwa  dem  Gesellschafter 
Müller  zu,  sondern  gehört  in  die  Gesellschaftskasse  und 
kommt  also  auch  dem   Schweizer  Gesellschafter  zugute. 

Das  gleiche  gilt  aber  nach  dem  deutschen  Recht  für  die 
andere  Hälfte.  Sie  müßte  von  dem  britischen  Schuldner  un- 
mittelbar ausgezahlt  werden.  An  wen?  Nicht  etwa  an  den 
Schweizer  Hentli,  dem  sie  ja  nicht  gehört,  sondern  an  die 
Firma  Müller  &  Co.  Aber  auch  wenn  sie  an  Hentli  gezahlt 
würde,  müßte  dieser  sie  sofort  in  die  Gesellschaftskasse  über- 
führen. 

Sobald  man  sich  dieser  Rechtslage  in  England  klar  be- 
wußt wird,  liegt  es  nahe,  daß  dort  der  Wunsch  auftauchen 
wird,  diese  Hälfte  zurückzubehalten  oder  zu  liquidieren.  Indes 
dazu  fehlt  jedes  Recht.  Das  Recht  zur  Liquidation  setzt 
gemäß  Art.  297  b  voraus,  daß  es  sich  um  deutsches  Ver- 
mögen handelt,  vorliegendenfalls  also,  daß  diese  andere 
Hälfte  der  Forderung  einem  Deutschen  zustünde.  Aber 
daran  fehlt  es  ja   gerade   nach   der   englischen  Auffassung. 

Diese  kommt  also  aus  der  Zwickmühle  nicht  heraus: 
entweder  es  handelt  sich  um  die  Forderung  eines  deutschen 
Gläubigers,  dann  gehört  sie  ganz  in  das  Clearing  (§  14 
Abs.  1  des  Anh.  hinter  Art.  298),  oder  zur  Hälfte  um  die 
Forderung   eines    Schweizers,     dann    ist    sie    an    die    Firma 
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Müller  &  Co.  zu  Händen  ihres  Schweizer  Gesellschafters  aus- 
zuzahlen. 

Daß  England  an  dieser  Gestaltung  der  Dinge  ein 
Interesse  hätte,  ist  schwerlich  anzunehmen. 

b)   Forderungen  englischer  Partnerships. 

Bei  ihnen  liegt  die  Sache  genau  ebenso  wie  bei  Forde- 
rungen einer  offenen  Handelsgesellschaft.  Auch  der  Partner 
hat  ja  während  des  Bestandes  der  Partnership  kein  Ver- 
fügungsrecht über  das  Gesellschaftsvermögen,  auch  nicht 
über  seinen  Anteil  daran  (Partnership  Act  Sect.  20  §  1).  Die 
Anmeldung  zum  Clearing  wäre  aber  eine  solche  Verfügung. 

Besteht  also  z.  B.  die  Partnership  aus  einem  Engländer 
und  einem  Holländer,  so  kann  der  Engländer  nicht  die  Hälfte 
der  Forderung  anmelden. 

Im  übrigen  unterscheidet  das  englische  Recht  genau 
wie  das  deutsche  Kapitalanteil  und  Gewinnbeteiligung; 
Lindley  S.  411.  Praktischen  Wert  erhält  der  Anteil  des 
Partners  am  Vermögen  erst  im  Fall  der  Liquidation  und 
bestimmt  sich  dann  nicht  nach  der  Gewinnbeteiligung, 
sondern  nach  dem  Kapitalanteil;   Lindley  S.  413. 

Bestand  eine  Partnership  zwischen  einem  Engländer 
und  einem  Deutschen,  so  ist  sie  gemäß  dem  englischen 
Common  Law  (vgl.  das  Urteil  des  House  of  Lords  v.  25.  1.  18 
i.  S.  Stevenson  v.  AG.  f.  Kartonnagen-Industrie,  L.  T.  R. 
118  126)  und  jetzt  auch  gemäß  Art.  299  a  des  VV.  mit  dem 
4,  August  1914  aufgelöst,  da  seitens  Englands  eine  Er- 
klärung nach  Art.  299  b  nicht  abgegeben  worden  ist. 

Der  Anteil  des  deutschen  Partners  am  Gesellschafts- 
vermögen unterliegt  gemäß  Art.  297  b  der  Liquidation,  nicht 
sein  Anteil  an  den  einzelnen  Aktiven  des  Gesellschafts- 
vermögens, also  nicht  an  der  Forderung. 

Wollte  der  englische  Partner,  ohne  den  Anteil  des 
deutschen  Partners  im  Wege  der  Liquidation  erworben  zu 
haben,  die  Forderung  der  Gesellschaft  zur  Hälfte  im  eigenen 
Namen  geltend  machen,  so  müßte  er  abgewiesen  werden. 

Das  gleiche  gilt  für  den  Teil  der  Forderung,  der  etwa 
als  Anteil  des  Deutschen  liquidiert  und  von  einem  anderen 
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erworben  sein  sollte.  Er  ist  wertlos.  Vor  dem  Schieds- 
gericht kann  er  nicht  eingeklagt  werden,  da  er  ja  angeblich 
die  Forderung  eines  deutschen  Gläubigers  gegen  einen 
deutschen  Schuldner  darstellt.  Jedes  deutsche  Gericht  müßte 
die  Klage  abweisen,  da  die  Aktivlegitimation  fehlt. 

Handelt  es  sich  um  eine  in  Schottland  domizilierte 
Partnership,  so  ist  nach  dem  oben  Gesagten  erst  recht  klar, 
daß  von  einem  Anteil  des  Partners  an  der  Forderung  keine 
Rede  sein  kann. 

2.    Schulden. 

a)  Schulden  deutscher  offener  Handels- 
gesellschaften. 

Für  Geldschulden  einer  offenen  Handelsgesellschaft 
haftet  an  sich  das  Gesellschaftsvermögen  als  Sonder- 
vermögen. Allerdings  hat  der  englische  Gläubiger  das 
Recht,  sich  daneben  unmittelbar  an  den  einzelnen  Gesell- 
schafter zu  halten.  Er  kann  also  in  dem  Fall  der  Firma 
Müller  &  Co.  die  Forderung  unmittelbar  gegen  den  Gesell- 
schafter Müller  geltend  machen. 

Diese  Haftung  des  Gesellschafters  ist,  wie  oben  dar- 
gelegt, eine  völlig  selbständige.  Es  ist  also  ganz  unzweifel- 
haft, daß  der  englische  Gläubiger  das  Recht  hat,  die  Forde- 
rung gegen  Müller  zum  Clearing  anzumelden  und  daß  sie 
dann  ganz  in  das  Clearing  gehört.  Aus  diesem  Umstände 
folgt  aber  nicht  das  Mindeste  für  die  Beantwortung  der 
Frage,  ob  die  Forderung  gegen  die  Firma  Müller  &  Co.  in 
das  Clearing  gehört. 

Die  Rechtslage  ist  hier  keine  andere,  als  wenn  z.  B.  ein 
Deutscher  für  einen  Schweden  gegenüber  einem  englischen 
Gläubiger  selbstschuldnerische  Bürgschaft  übernommen  hat. 
Der  englische  Gläubiger  kann  die  Forderung  gegen  den 
Deutschen  zum  Clearing  anmelden;  hat  er  deshalb  etwa  das 
gleiche  Recht  bezüglich  seiner  Forderung  gegen  den 
Schweden? 

Läßt  also  diese  rechtliche  Möglichkeit  keinen  Schluß 
darauf  zu,  daß  die  Forderung  gegen  das  Gesellschafts- 
vermögen ganz  in  das  Clearing  gehöre,  so  fehlt  es  ebenso 


\ 
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an  jeder  Grundlage,  sie  etwa  zu  einem  Teil  in  das  Clearing 
zu  ziehen.  Der  maßgebende  Gesichtspunkt  ist  auch  hier,  wie 
bei  den  Forderungen,  die  Rechtslage  des  Gesellschafts- 
vermögens: da  es  ein  ungeteiltes  Ganzes  bildet,  an  dem  dem 
deutschen  Gesellschafter  kein  bestimmter  Teil  zu  seiner  Ver- 
fügung zusteht,  so  ist  eine  Teilung  der  Schulden  ebenso 
unmöglich  wie  eine  Teilung  der  Forderungen. 

Diese  ganze  Rechtslage  wird  noch  klarer,  wenn  man 
einmal  nicht  an  Forderungen  gegen  eine  offene  Handels- 
gesellschaft, sondern  an  solche  gegen  eine  Kommandit- 
gesellschaft denkt. 

Sie  unterscheidet  sich  in  ihrer  rechtlichen  Natur  von  der 
offenen  Handelsgesellschaft  überhaupt  nicht.  Auch  sie  be- 
gründet eine  Vermögensgemeinschaft  zur  gesamten  Hand, 
auch  bei  ihr  sind  also  die  Gesellschafter  am  Gesellschafts- 
vermögen beteiligt,  und  auch  bei  ihr  ist  die  Streitfrage,  ob 
juristische  Person  oder  nicht,  genau  ebenso  offen  —  und 
praktisch  ebensowenig  von  Bedeutung  —  wie  bei  der  offenen 
Handelsgesellschaft;  vgl.  W  i  e  1  a  n  d  ,  Handelsrecht  S.  733. 

Auch  bei  ihr  haften  alle  Gesellschafter  für  die  Gesell- 
schaftsschulden den  Gläubigern  der  Gesellschaft  unmittelbar, 
aber  —  und  darin  liegt  die  Verschiedenheit  —  der  Komman- 
ditist nur  mit  der  im  Gesellschaftsvertrage  festgesetzten 
Höchstsumme.  Hat  er  diese  in  das  Gesellschaftsvermögen 
geleistet,  so  ist  seine  Haftung  erloschen. 

Handelt  es  sich  also  um  eine  in  Berlin  bestehende  Kom- 
manditgesellschaft zwischen  einem  Schweizer  als  persönlich 
haftenden  Gesellschafter  und  einem  Deutschen  als  Komman- 
ditisten, der  seine  Einlage  voll  geleistet  hat,  so  kann  der 
englische  Gläubiger  seine  Forderung  gegen  den  Deutschen 
im  Clearing  nicht  anmelden  und  gerichtlich  nicht  geltend 
machen;  die  oben  gegenüber  den  Gesellschaftern  der  offenen 
Handelsgesellschaft  erwähnte  Möglichkeit  entfällt  hier. 

Nach  dem  englischen  Standpunkt  hätte  also  der  eng- 
lische Gläubiger  kein  Recht,  die  Forderung  im  Clearing  an- 
zumelden, er  müßte  vielmehr  in  Deutschland  klagen.  Die 
Haftung  des  deutschen  Reiches  würde  dann  natürlich  weg- 
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fallen,   ebenso   die    Valorisierung,    falls    es    sich   um    Mark- 
schulden handelt. 

Bei  der  Kommanditgesellschaft  tritt  also  der  Unter- 
schied zwischen  Schuld  und  Haftung  (oben  S.  13)  schärfer 
in  die  Erscheinung,  als  bei  der  offenen  Handelsgesellschaft. 

b)  Schulden  der  englischen  Partnership. 

Auch  für  ihre  Schulden  gelten,  wie  für  ihre  Forderungen, 
dieselben  Erwägungen,  die  bezüglich  der  offenen  Handels- 
gesellschaft angestellt  sind. 

Die  Schuld  der  Partnership  ist  nicht  die  Schuld  des 
einzelnen  Partners;  ein  Schuldner  der  Partnership,  der  von 
ihr  auf  Zahlung  verklagt  ist,  kann  daher  nicht  mit  einer 
Forderung  gegen  einen  einzelnen  Partner  aufrechnen.  Vgl. 
Lindley  a.  a.  O.  S.  331. 

Die  Auffassung  des  britischen  Clearing  Office,  daß  die 
Forderung  gegen  eine  aus  einem  Engländer  und  einem 
Holländer  bestehende  Partnership  nur  zur  Hälfte  ins 
Clearing  gehöre,  entbehrt  genau  ebenso  jeder  Grundlage,  wie 
die  entsprechende  Auffassung  bezüglich  Schulden  der 
deutschen  Handelsgesellschaft.  Die  andere  Hälfte  soll  nach 
dieser  Auffassung  der  Liquidation  unterliegen. 

Das  Clearing  Office  hat  den  Standpunkt  vertreten,  daß 
die  Gründe,  aus  denen  es  Schulden  deutscher  offener 
Handelsgesellschaften  voll  für  das  Clearing  in  xA.nspruch 
nimmt,  für  die  englische  Partnership  nicht  zuträfen;  bei  ihr 
hafte  der  einzelne  Partner  nicht  von  vornherein  solidarisch 
für  die  Partnership-Schulden. 

Das  ist  zunächst  in  einem  gewissen  formalen  Sinne 
richtig,  in  der  Sache  selbst  unzutreffend.  Allerdings  hat 
der  einzelne  Partner,  den  der  Gläubiger  wegen  einer  Ge- 
sellschaftsschuld unmittelbar  verklagt,  das  Recht,  die  Zu- 
ziehung der  anderen  Partner  zum  Prozeß  zu  verlangen.  Das 
Urteil  ergeht  dann  nicht  gegen  ihn  allein,  sondern  gegen 
die  anderen  mit.  Das  hilft  ihm  aber  sachlich  gar  nichts; 
denn  der  Gläubiger  hat  das  Recht,  unmittelbar  gegen  ihn 
allein  aus  dem  Urteil  zu  vollstrecken,  ohne  daß  er  erst  eine 
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Vollstreckung  in  das  Gcsellschaftsvermögen  versuchen 
müßte. 

In  der  Sache  haftet  also  der  Partner  für  Gesellschafts- 
schulden genau  ebenso  unmittelbar  wie  der  deutsche  Ge- 
sellschafter. 

Allein  wie  bereits  oben  dargelegt  —  diese  ganze  Ueber- 
legung  entscheidet  nichts.  Der  Umstand,  daß  der  Partner 
mit  seinem  eigenen  Vermögen  haftet,  begründet  zwar  einen 
selbständigen  Anspruch  gegen  ihn,  aber  dieser  Anspruch 
ist  mit  dem  Anspruch  gegen  die  Gesellschaft  nicht  identisch 
und  läßt  daher  auf  den  letzteren  keine  Schlüsse  zu. 

Dies  zeigt  sich  klar  bei  der  der  Kommanditgesellschaft 
entsprechenden  Form  der  Limited  Partnership  nach  der 
Limited  Partnership  Act  1907. 

Die  Limited  Partnership  ist  eine  Form  der  einfachen 
Partnership,  die  sich  von  ihr  nur  dadurch  unterscheidet,  daß 
die  Haftung  des  einen  Partners  beschränkt  ist.  Daher  muß 
die  erstere  ins  Register  eingetragen  werden,  was  für  die 
letztere  nicht  erforderlich  ist,  um  die  beschränkte  Haftung 
erkennbar  zu  machen.  Erfolgt  die  Eintragung  nicht,  so  haftet 
auch  der  limitid  partner  wie  ein  general  partner.  Hat  der 
limited  partner  seine  Einlage  geleistet,  so  haftet  er  gar  nicht. 

Aus  der  Art  der  Haftung  der  Partner  Schlüsse  auf  die 
rechtliche  Natur  der  Partnership  selbst  zu  ziehen,  ist  also 
nicht  angängig.  Nach  der  Auffassung  des  Clearing  Office 
müßten  sonst  die  Forderungen  deutscher  Gläubiger  gegen 
eine  Limited  Partnership  mit  einem  holländischen  limited 
partner  voll  in  das  Clearing  gehen,  wenn  er  seine  Einlage 
gezahlt  hat,  dagegen  geteilt,   wenn  dies  nicht  der  Fall  ist. 

Für  die  schottische  Partnership  sind  alle  diese 
Erwägungen  nicht  erforderlich.  Sie  ist  eine  juristische 
Person,  ihre  Schulden  sind  ausschließlich  ihre  Schulden, 
wenn  auch  der  Partner  subsidiär  wie  ein  Bürge  für  sie  haftet. 

Eine  besondere  Frage  mag  hier  noch  kurz  gestreift 
werden:  ist  der  Anspruch  des  deutschen  Partners  auf  Aus- 
zahlung  seines   Kapitalanteils   nach   Auflösung   der   Gesell- 
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Schaft  eine  ,, Schuld"  der  englischen  Partner  im  Sinne  des 
Art.  296  VV.?  Der  Umstand,  daß  es  sich  um  einen  Aus- 
fluß des  Mitgliedschaftsrechts  handelt,  ist  ohne  Bedeutung. 
Eine  ,, Schuld''  (debt)  i.  S.  des  Art.  296  kann  aus  ver- 
schiedenen Rechtsgründen  entstehen.  Das  englische  Recht 
betrachtet  die  Verpflichtung  des  Partners  zur  Einbringung 
seiner  Einlage  als  eine  debt  gegenüber  den  anderen  Partnern 
(L  i  n  d  1  e  y  S.  135,  460)  und  entsprechend  ist  die  Verpflich- 
tung zur  Auszahlung  des  Kapitalanteils  als  eine  debt  der 
übrigen  Partner  zu  betrachten. 

Durch  den  Krieg  ist  sowohl  nach  common  law  (vgl.  das 
schon  angeführte  Urteil  i.  S.  Stevenson  v.  AG.  f.  Karton- 
nagen-Industrie)  wie  nach  Art.  299  a  VV.  eine  zwischen 
emem  Deutschen  und  einem  Engländer  bestehende  Partner- 
ship  aufgelöst  und  damit  der  Anspruch  des  deutschen 
Partners  auf  Auszahlung  seines  Anteils  fällig  geworden. 

Diese  Forderung  fällt  gemäß  Art.  296  Z.  2  ins  Clearing. 
Daran  ändert  auch  der  Umstand  nichts,  daß  sie  etwa 
liquidiert  worden  ist  (§  14  Abs.  1  des  Anh.  hinter  Art.  298). 

Das  hat  weiter  zur  Folge,  daß  ein  Streit  zwischen  den 
Partnern  über  die  Höhe  des  Kapitalanteils  nicht  gemäß 
Art.  304  b  vor  den  englischen  Gerichten,  sondern  gemäß 
Art.  296  vor  dem  Gemischten  SchG.  auszutragen  ist.  Vgl. 
hierzu  das  deutsch-belg.  SchG.  v.  24.  3.  22,  Rec.  2  2. 

V. 

Die  Betrachtung  des  rechtlichen  Aufbaus  der  offenen 
Handelsgesellschaft  wie  der  Partnership  hat  uns  also  in 
negativer  Richtung  ganz  bestimmte  Ergebnisse  ge- 
liefert, nämlich,  daß  eine  Teilung  der  Forderungen  und 
Schulden  für  das  Ausgleichsverfahren  dem  rechtlichen  Auf- 
bau der  Gesellschaften  klar  widerstreitet.  Dagegen  läßt  sich 
aus  ihm  allein  eine  positive  Antwort  auf  die  Frage,  wie 
diese  Forderungen  und  Schulden  im  Ausgleichsverfahren  zu 
behandeln  sind,  nicht  ableiten.  Der  Schluß,  den  das  britische 
Clearing  Office  aus  der  unmittelbaren  Haftung  der  Gesell- 
schafter ziehen  will,  hat  sich  als  nicht  zwingend  erwiesen. 

Man  wird  daher,  um  zu  einer  positiven  Antwort  zu  ge- 
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langen,  den  Begriff  der  Staatsangehörigkeit, 
den  der  VV.  als  Tatbestandsmerkmal  für  die  Regelung 
wirtschaftlicher  Verhältnisse  benutzt,  im  Hinblick  auf  die 
Eigenart  der  beiden  Gesellschaften  prüfen  müssen. 

Die  Sätze  des  Staatsrechts  wie  des  internationalen 
Rechts,  die  vor  dem  Kriege  an  das  Erfordernis  der  Staats- 
angehörigkeit anknüpfen,  behandelten  im  wesentlichen 
Fragen,  bei  denen  die  Persönlichkeit  der  Staatsangehörigen 
in  ihrer  Totalität,  insbesondere  in  ihren  Rechten  und  Ver- 
pflichtungen gegenüber  dem  Staat,  in  Betracht  kam.  Der 
Begriff  der  Staatsangehörigkeit  ist  daher  für  die  Bedürf- 
nisse der  physischen  Personen  entwickelt  worden;  erst 
später  und  in  verhältnismäßig  geringem  Umfang  hat  er  dann 
auch  für  juristische  Personen  Anwendung  gefunden.  Hier 
fielen  die  meisten  jener  Beziehungen,  die  für '  physische 
Personen  von  Bedeutung  waren,  weg.  Es  blieben  im  w^esent- 
lichen  nur  diejenigen  übrig,  die  sich  aus  dem  privatwirt- 
schaftichen  Verkehr  entwickelten,  so  daß  mit  einer  gewissen 
Berechtigung  N  i  b  o  y  e  t  in  seiner  Besprechung  des  Buches 
von  Pepy,  La  Nationalite  des  Societes,  Paris  1920,  sagen 
konnte,  daß  die  Frage  der  Staatsangehörigkeit  der  Gesell- 
schaften bis  zum  Weltkrieg  eine  Frage  des  Privatrechts 
gewesen   sei  (Revue  de   droit  internat.  prive,    1921   S.  330). 

Mit  dem  Weltkrieg  wurde  eine  ganz  andere  Frage 
brennend,  die  mit  der  englischen  Auffassung  des  Krieges 
als  eines  auch  gegen  das  feindliche  Eigentum  gerichteten 
Wirtschaftskampfes  zusammenhing,  und  die  nun  nicht  mehr 
nach  der  Staatsangehörigkeit  der  Gesellschaften  im  bis- 
herigen Sinne  fragte,  sondern  nach  ihrer  Eigenschaft  als 
,, Feind*',  einer  Eigenschaft,  die  von  der  Staatsangehörigkeit 
völlig  getrennt  war  und  auch  in  der  englischen  Kriegsgesetz- 
gebung von  ihr  getrennt  behandelt  wurde.  Dem  ist  das 
Deutsche  Reich  in  seiner  Kriegsgesetzgebung  gefolgt. 

Hier  erscheint  als  bestimmendes  Merkmal  nunmehr  der 
Begriff  der  ,, Kontrolle**,  zum  erstenmal  in  der  Bekannt- 
machung des  Comptrollers  v.  21.  Aug.  1914  betr.  Patente, 
Muster  und  Warenzeichen,  und  hier  noch  in  Gegensatz  zur 
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Leitung  der  Gesellschaft  gestellt,  sodann  in  der  deutschen 
BRVO.  V.  4.  Sept.  1914  betr.  die  Ueberwachung  aus- 
ländischer Unternehmungen. 

Ob  eine  Gesellschaft  schon  deshalb  als  deutsch- 
kontrolliert anzusehen  ist,  weil  sich  ihre  Anteile  ganz  oder 
größtenteils  in  deutschem  Besitz  befanden,  war  nach  der 
Bek.  vom  21.  August  1914  nicht  klar.  In  dem  Urteil  i.  S. 
Continental  Tyre  and  Rubber  Co.  v.  Daimler  hat  das  House 
of  Lords  zwar  im  Gegensatz  zu  dem  Court  of  Appeal  die 
Klage  einer  englischen  Company  mit  feindlichen  Aktionären 
und  feindlicher  Leitung  abgewiesen,  aber  ausdrücklich  be- 
tont, daß  der  erstere  Umstand  für  sich  allein  nicht  ausreiche, 
um  die  Gesellschaft  als  feindliche  zu  behandeln,  geschweige 
ihr  die  englische  Nationalität  abzusprechen;  (1916)  2  A.  C. 
307.  In  der  späteren  englischen  Kriegsgesetzgebung  ist  der 
Begriff  genau  definiert  worden.  §  13  der  Trading  with  the 
Enemy  (Amendment)  Act  1918  bezeichnet  als  ,,enemy- 
controUed"  eine  Gesellschaft,  bei  der  entweder 

a.  the  majority  of  the  directors  or  the  persons  occupying 
the  Position  of  directors  feindliche  Staatsangehörigkeit  be- 
sitzen oder 

b.  die  Mehrheit  der  Anteile  im  Besitz  feindlicher  Staats- 
angehöriger ist  oder 

c.  the  control  is  by  what  means  whatever  in  the  hands 
of  persons  who  are  subjects  of  an  enemy  State  oder 

d.  where  the  executive  is  an  enemy-controlled  Corpo- 
ration or  where  the  majority  of  the  executive  are  appointed 
by  an  enemy-controlled  Corporation. 

Hier  sind  also  die  Tatbestände  auf  ihren  Einfluß  auf  die 
wirtschaftliche  Tätigkeit  der  Gesellschaft  odei  auf  die  Nutz- 
nießung ihrer  Ergebnisse  abgestellt. 

War  schon  unter  dem  privatwirtschaftlichen  Gesichts- 
punkt gesehen  der  Begriff  der  Staatsangehörigkeit  für  die 
Gesellschafter  nur  für  ihre  Vermögensverhältnisse  von  Be- 
deutung, so  gilt  das  sonach  erst  recht  für  den  Begriff  der 
"FJ^^indeseigenschaft,  der  den  Kampf  gegen  ihr  Vermögen 
rechtfertigen  sollte. 
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Daraus  ergibt  sich:  Die  Sätze  des  VV.,  welche  sei  es 
den  Wirtschaftskrieg  fortsetzen  oder  beenden,  sei  es  die 
privatwirtschaftlichen  Beziehungen  aus  der  Vorkriegszeit 
regeln  wollen,  müssen  auch  auf  Vermögensmassen  als  solche 
Anwendung  finden,  die  für  sich  eine  geschlossene  Einheit, 
also  ein  Sondervermögen,  darstellen,  ganz  gleich,  ob  sie 
daneben  im  Sinne  des  bürgerlichen  Rechts  eine  so  voll- 
ständige Selbständigkeit  besitzen,  daß  sie  von  ihm  als 
juristische  Person  anerkannt  werden.  Dieser  letztere  Um- 
stand ist  für  die  Zwecke  des  VV.  ganz  unerheblich.  Dazu 
kommt,  daß  hier  ein  und  derselbe  objektive  Tatbestand  von 
den  verschiedenen  Landesrechten  in  dieser  Hinsicht  ganz 
verschieden  beurteilt  wird,  während  er  für  die  Zwecke  des 
VV.  und  aus  diesen  heraus  selbstverständlich  nur  ein- 
heitlich 1)  e  u  r  t  e  i  1  t  werden  kann. 

Gerade  bei  der  offenen  Handelsgesellschaft  zeigt  sich 
diese  Unsicherheit  der  Bewertung  vom  Standpunkt  des 
bürgerlichen  Rechts  sehr  deutlich. 

Der  Tatbestand  ist  überall  der,  daß  eine  Mehrheit  von 
Personen  nach  außen  hin  als  Einheit  unter  einer  einheit- 
lichen Firma  handelt,  daß  ein  besonderes  Gesellschafts- 
\'jrmögen  besteht,  das  scharf  von  dem  der  Gesellschafter 
getrennt  bleibt,  daß  die  Gesellschaft  im  Prozeß,  im  Konkurs 
als  selbständige  Partei  auftritt,  während  die  Gesellschafter 
neben  ihr  unbeschränkt  mit  ihrem  Privatvermögen  für  die 
Gesellschaftsschulden  haften. 

Das  französische  und  das  schottische  Recht  sehen  in 
dem  gleichen  Tatbestand  die  Merkmale  der  juristischen 
Person,  für  welchen  das  englische  Recht  sie  verneint;  in 
Deutschland  sind  die  Auffassungen  geteilt:  die  herrschende 
Auffassung  spricht  der  offenen  Handelsgesellschaft  die 
juristische  Persönlichkeit  ab,  die  gegenteilige  Auffassung 
gibt  sich  immer  noch  nicht  geschlagen;  noch  das  neueste 
große  Handbuch  des  Handelsrechts  von  W  i  e  1  a  n  d  ver- 
tritt mit  gute  Gründen  die  Annahme  eines  selbständigen 
Rechtssubjekts. 
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Es  entscheidet  hier  im  Grunde  schließlich  der  Stand- 
punkt, den  das  einzelne  Landesrecht  gegenüber  der  Frage 
der  Entstehung  juristischer  Personen  einnimmt,  ein  Stand- 
punkt, der  von  den  Zwecken  des  VV.  aus  gesehen,  überhaupt 
keine  Rolle  spielen  kann. 

Mag  daher  ein  Sondervermögen  mit  so  weitgehender 
Selbständigkeit  und  Parteirolle,  wie  die  offene  Handels- 
gesellschaft und  die  Partnership,  vom  Standpunkt  des 
bürgerlichen  Rechts  aus  eine  juristische  Persönlichkeit  sein 
oder  nicht:  für  die  Sätze  des  VV.,  die  es  mit  der  Behand- 
lung von  Vermögensrechten  zu  tun  haben,  ist  sie  jedenfalls 
so  zu  behandeln,  als  ob  sie  ein  selbstän- 
diger Träger  von  Vermögensrechten  wäre. 

In  diesem  Zusammenhang  darf  an  die  ähnliche  Entwick- 
lung des  Abgabenrechts  erinnert  werden.  Auch  das  deutsche 
Steuerrecht  hat  die  Unterschiede,  die  das  bürgerliche  Recht 
von  seinem  Standpunkt  aus  macht,  als  für  seine  Zwecke 
unwesentlich  empfunden  und  deshalb  die  Gesellschaften,  die 
Träger  von  Sondervermögen  sind,  steuerlich  als  selbständige 
Persönlichkeiten  behandelt,  ganz  gleich,  ob  das  bürgerliche 
Recht  ihnen  juristische  Persönlichkeit  zuerkennt  oder  nicht. 

Damit  ergibt  sich  die  Folgerung:  offene  Handelsgesell- 
schaften und  Partnerships  ebenso  zu  behandeln,  wie  die 
Handelsgesellschaften  mit  eigener  Persönlichkeit,  z.  B. 
Aktiengesellschaften  und  companies. 

Für  diesen  Satz  spricht  auch  das  Ergebnis  der  bis- 
herigen Erörterungen  zu  HI  und  IV.  Sie  haben,  allerdings 
zunächst  nur  für  die  Bestimmungen  des  Art.  296,  gezeigt, 
daß  es  nicht  möglich  ist,  die  offenen  Handelsgesellschaften 
nach  Maßgabe  der  Staatsangehörigkeit  ihrer  Gesellschafter 
zu  behandeln,  und  also  gezeigt,  daß  für  die  Frage  der  Staats- 
angehörigkeit die  offene  Handelsgesellschaft  unabhängig 
von  der  persönlichen  ^  Eigenschaft  ihrer  Gesellschafter  be- 
urteilt werden  muß  —  genau  so  unabhängig,  wie  die 
juristischen  Personen  ihren  Mitgliedern  gegenüber  stehen. 

Entsprechend  ist  bereits  von  anderer  Seite  für  die  Frage 
der  Entschädigung  für   Liquidationsschäden   an   der   Hand 
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praktischer  Beispiele  überzeugend  dargelan  worden,  daß  hier 
die  offene  Handelsgesellschaft  nicht  nach  der  Person  ihrer 
Gesellschafter  beurteilt  werden  kann;  vgl.  Schub,  Die 
Handelsgesellschaften  im  Entschädigungsverfahren,  in  der 
Zeitschrift  „Der  Friedensvertrag"  1921  S.  217  ff.,  241  ff. 
Demgegenüber  hat  eine  Entscheidung  des  großen  Senats  des 
Reichswirtschaftsgerichts  v.  28.  5.  1921  (abgedruckt  in  ,,Der 
Friedensvertrag"  1921  S.  306)  sich  für  die  Frage  der  Vor- 
entschädigung auf  Grund  der  Richtlinien  v.  15.  11.  1919  auf 
den  abweichenden  Standpunkt  gestellt,  offenen  Handels- 
gesellschaften mit  einem  ausländischen  Gesellschafter  jede 
Vorentschädigung  zu  verweigern,  da  sie,  entgegen  der  Ab- 
sicht der  Richtlinien,  auch  einem  Ausländer  zugute  komme. 

Diese  Entscheidung  geht  also  von  dem  zutreffenden 
Gesichtspunkt  aus,  daß  eine  Teilung  der  Vermögensfolgen 
für  die  offene  Handelsgesellschaft  nicht  möglich  sei. 

Will  man  aus  dieser  Erwägung  heraus  für  die  hier  be- 
handelte Frage  einen  Schluß  ziehen,  so  ist  nur  zweierlei 
möglich:  entweder  man  lehnt  für  die  offene  Handelsgesell- 
schaft überhaupt  die  Möglichkeit  einer  Staatsangehörigkeit 
ab,  da  die  an  sie  geknüpften  Vermögensfolgen  eben  alle 
Gesellschafter  treffen,  oder  man  behandelt  die  Frage  ohne 
Rücksicht  auf  die  Gesellschafter.  Die  erste  Alternative  be- 
deutete eine  empfindliche  und  unausfüllbare  Lücke  im 
System  des  VV.,  die  zweite  ist  die,  zu  der  uns  die  bisherigen 
Erwägungen  als  sachgemäß  geführt  haben. 

Daß  die  Annahme  einer  eigenen  Staatsangehörigkeit 
dem  geltenden  deutschen  Recht  entspricht,  ist  bereits  im 
Eingang  dieser  Abhandlung  gesagt  worden. 

Zusammenfassend  sei  also  als  Ergebnis  der  bisherigen 
Erörterungen  festgestellt,  daß  offene  Handelsge- 
sellschaften und  Partnerships  im  Clearing 
in  der  Frage  ihrer  Staatsangehörigkeit  wie 
juristische  Personen  zu   behandeln  sind. 

Damit  ergibt  sich  als  letzter  Teil  der  Aufgabe  die  Er- 
mittlung der  hier  anzuwendenden  Grundsätze. 
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VI. 

Es  ist  bereits  oben  (S.  25)  dargelegt  worden,  daß  bis 
zum  Kriege  die  Frage  der  Staatsangehörigkeit  von  Gesell- 
schaften mit  juristischer  Persönlichkeit  im  wesentlichen  nur 
für  die  Regelung  ihrer  privatwirtschaftlichen  Beziehungen^ 
also  auf  dem  Gebiet  des  Wirtschaftsrechts,  behandelt  worden 
war,  und  hier  eine,  wenn  auch  nicht  einheitliche,  so  doch 
ziemlich  unbestrittene  Antwort  gefunden  hatte. 

Die  französische  Rechtswissenschaft  und  Recht- 
sprechung ließ  den  siege  social  der  Gesellschaft  entscheiden, 
in  England  entschied  die  Inkorporierung  nach  englischem 
Recht,  in  Deutschland  ging  die,  namentlich  in  der  Recht- 
sprechung des  Reichsgerichts  herrschende  Auffassung  dahin, 
den  Sitz  der  Gesellschaft  für  maßgebend  zu  erklären. 

Für  die  Zwecke  des  Wirtschaftskrieges  dagegen  konnten 
diese  Gesichtspunkte  nichts  mehr  bedeuten.  Wollte  man  die 
feindliche  Volkswirtschaft  treffen,  so  mußten  andere  Ge- 
sichtspunkte maßgebend  sein  als  diejenigen,  nach  denen  man 
bisher  die  Staatsangehörigkeit  festgestellt  hatte:  der  Ge- 
sichtspunkt, von  wo  und  von  wem  der  Willensimpuls  der 
Gesellschaft,  von  wo  der  Kreislauf  ihres  Blutes  ausging,, 
und  wem  ihre  wirtschaftlichen  Erfolge  zuflössen.  Vgl. 
Justice  Deane  im  Fall  Polzeath  (18.  3.  16,  Journ.  Clunet  1917 
S.  285).  Unter  diesem  Gesichtspunkt  wurde  die  Frage  nach 
dem  Kapitalbesitz  und  der  Leitung  gestellt,  die,  wie  bereits 
erwähnt,  in  dem  Begriff  der  ,, Kontrolle"  zusammengefaßt 
wurden. 

Für  die  Ermittlung  des  Sinnes  der  Sätze  des  VV.  ist 
nun  zunächst  die  Vorfrage  von  Bedeutung,  ob  der  VV.  diese 
beiden  ganz  verschiedenen  gesetzgeberischen  Zwecke  in  der 
Behandlung  der  Gesellschaften  ebenfalls  getrennt  enthält  oder 
ob  er  sie  ineinander  verschmolzen  hat  und  deshalb  nur  ein 
einheitliches  Merkmal  für  die  Behandlung  der  Gesellschaften 
aufstellt,  sei  es,  daß  es  sich  um  die  friedliche  Regelung^ 
ihrer  privatwirtschaftlichen  Beziehungen  aus  derVorkriegs- 
zeit,  sei  es,  daß  es  sich  um  die  Fortsetzung  oder  die  Be- 
endigung des  Wirtschaftskrieges  handelt. 
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Diese  Vorfrage  ist  an  der  Hand  der  einzelnen  Sätze  des 
VV.  zu  prüfen.  Das  Ergebnis  dieser  Prüfung  sei  schon  kurz 
vorweg  genommen :  Der  Vertrag  unterscheidet 
zwischen  der  Staatsangehörigkeit  der  Ge- 
sellschaft und  ihrer  Kontrolle;  seine  Sätze,  die 
die  privatwirtschaftlichen  Beziehungen  der  Gesellschaften 
aus  der  Vorkriegszeit  regeln,  knüpfen  an  ihre  Staats- 
angehörigkeit an,  die  Sätze,  die  mit  dem  Wirtschafts- 
krieg zusammen  hängen,  an  die  Kontrolle. 

1.  Der  Unterschied  ergibt  sich  zunächst  schon  klar  aus 
§  3  b  der  Anlage  III  hinter  Art.  244.  Er  betrifft  die  Schiffe, 
die  Deutschland  entzogen  werden  sollen  und  unterscheidet 
unter  ihnen 

a)  diejenigen,  die  im  Eigentum  von  any  German 
national,  Company  or  Corporation  stehen,  von 

b)  den  Schiffen  im  Eigentum  einer  Company  or  Corpo- 
ration belonging  to  a  country  other  than  an  AUied  or  Asso- 
ciated country  and  under  the  control  or  direction  of  German 
nationals. 

Hier  ist  also  zwischen  deutschen  Gesellschaften  und 
neutralen  Gesellschaften  unter  deutscher  Kontrolle  scharf 
unterschieden. 

2.  Art.  296  Z.  1  und  2  bestimmen,  daß  nur  Schulden  von 
nationals  des  deutschen  Reiches  und  der  mit  ihm  ab- 
rechnenden Macht  in  das  Clearing  fallen.  Art.  296  b  und 
§  4  des  Anhangs  hinter  Art.  296  sprechen  die  Garantie  des 
Staates  für  die  Schulden  seiner  nationals  aus;  sie  bestimmen 
aber,  daß  für  Schulden  einer  Company  der  Staat  nicht  haftet, 
wenn  sie  unter  feindlicher  Kontrolle  stand  und  deshalb  auf 
Grund  der  Kriegsgesetzgebung  liquidiert  worden  ist.  Für 
Schulden  einer  unter  feindlicher  Kontrolle  stehenden  Com- 
pany, bei  der  keine  Liquidation  erfolgt  ist,  haftet  also  der 
Staat,  dem  sie  angehört. 

Auch  hier  ist  also  mit  der  gleichen  Klarheit  wie  im  Falle 
zu  1  ausgesprochen,  daß  Kontrolle  und  Staatsangehörigkeit 
zwei  verschiedene  Begriffe  sind,  daß  insbesondere  die  Staats- 
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angehörigkeit  einer  Company  sich  nicht  danach  bestimmt, 
von  wem   sie  kontrolliert  wird. 

Diesen  Standpunkt  haben  denn  auch  die  alliierten  Aus- 
gleichsämter angenommen  (Nr.  XXIX  derr  Brüsseler  Be- 
schlüsse V.  17.  Juli  1920,  Guide  pratique,  3.  fascic.  S.  153). 

3.  §  5  des  Anh.  hinter  Art.  298  regelt  die  Auseinander- 
setzung zwischen  einer  Company  incorporated  in  an  Allied 
or  Associated  State  und  einer  Company  controUed  by  it  and 
incorporated  in  Germany  und  bezeichnet  die  letztere,  von 
der  alliierten  Company  kontrollierte  Gesellschaft  als  German 
Company. 

Auch  hier  also  die  klare  Unterscheidung  zwischen 
Staatsangehörigkeit  und  Kontrolle. 

4.  Art.  74  und  Art.  297  b  begründen  die  Befugnis  der 
alliierten  Mächte,  das  bei  Inkrafttreten  des  VV.  auf  ihrem 
Gebiet  befindliche  Vermögen  von  deutschen  Staats- 
angehörigen und  von  companies  controlled  by  them  zu 
liquidieren. 

Hier  ist  für  companies  nicht  bloß  das  Merkmal  ihrer 
Staatsangehörigkeit,  sondern  daneben  das  ihrer  Kontrolle 
verwendet.  Das  hat  seinen  guten  Grund;  es  handelt  sich 
um  eine  Fortsetzung  des  Wirtschaftskrieges,  die  daher  den 
Begriff,  der  der  wirtschaftlichen  Kriegsgesetzgebung  ent- 
stammt, weiter  verwendet. 

Während  da,  wo  die  Staatsangehörigkeit  der  Gesell- 
schaften in  Frage  kommen  kann,  der  VV.  —  offenbar  be- 
wußt —  immer  nur  von  companies  oder  corporations,  also 
von  Gesellschaften  mit  juristischer  Persönlichkeit  spricht, 
erwähnt  er  an  allen  anderen  Stellen,  wo  es  auf  die  Staats- 
angehörigkeit der  Geselschaften  nicht  ankommt,  wo  nämlich 
die  Gesellschaften  nicht  als  Subjekt,  sondern  nur  als 
Objekt  von  Rechten  in  Frage  kommen,  auch  andere  Ge- 
sellschaften, nämlich  überall  da,  wo  er  von  Vermögens- 
rechten der  alliierten  Staatsangehörigen  spricht,  zu  denen 
er  Beteiligungen  an  Gesellschaften  jeder  Art  rechnet  (com- 
panies and  associations  in  which  they  are  interested). 
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Diese  Beteiligungen  sollen  nach  Friedensschluß  nicht 
mehr  durch  deutsclie  Kriegsmaßnahmen  beeinträchtigt 
werden  dürfen  (Art.  297  a);  Avegen  der  bisherigen  Schäden 
an  solchen  Beteiligungen  durch  deutsche  Kriegsmaßnahmen 
haben  die  alliierten  Staatsangehörigen  Anspruch  auf  Fyrsatz 
(Art.  297  e);  dieser  Anspruch  wird  in  §  4  des  Anh.  hinter 
Art.  298  gesichert:  Deutschland  muß  vorläufig  Erhaltungs- 
maßnahmen für  sie  treffen  (Anh.  §  G)  und  Auskunft  geben 
(Anh.  §13);  endlich  werden  Deutschland  bezüglich  dieser 
Beteiligungen  gewisse  Beschränkungen  auferlegt  (Art.  298), 
und  die  Gleichberechtigung  der  alliierten  Staatsangehörigen 
bezüglich  etwaiger  Besteuerung  solcher  Beteiligungen  aus- 
gesprochen  (Art.  276  c). 

Wenn  im  Vorstehenden  überall  nur  der  englische  Text 
zitiert  ist,  so  liegt  der  Grund  darin,  daß  das  französische 
Recht  mangels  des  scharfen  Gegensatzes  zwischen  Gesell- 
schaften mit  juristischer  Persönlichkeit  und  offenen  Handels- 
gesellschaften nicht  die  scharfen  Begriffsbezeichnungen  des 
englischen  Rechtes  kennt. 

Ueberblickt  man  diese  Bestimmungen  des  VV.,  so 
zeichnet  sich  das  Bild  seines  Systems  deutlich  ab.  Für  die 
Regelung  der  aus  der  Vorkriegszeit  stammenden  pri- 
vatwirtschaftlichen Beziehungen  zwischen  den  Gesell- 
schaften der  verschiedenen  Staaten  verwendet  er  das  Merk- 
mal der  ,, Staatsangehörigkeit",  wie  es  die  Rechtsübung  bis 
zum  Kriege  entwickelt  hatte;  für  die  Beendigung  und  Fort- 
setzung des  Wirtschaftskrieges  das  aus  ihm  herstammende 
Merkmal  der  „Kontrolle". 

Zu  der  ersten  Gruppe  gehören  namentlich  die  Bestim- 
mungen der  Art.  299 — 302  und  des  Anhangs  dazu,  des  Art. 
304  b  und  der  Art.  307— 311. 

Zu  ihr  gehört  ferner  Art.  296,  wie  sich  aus  der  oben 
schon  angeführten  Bestimmung  des  Art.  296  b  und  §  4  seines 
Anhangs  klar  ergibt. 

Das  System  des  Clearing,  das  nach  den  Mitteilungen 
von  J  a  u  d  o  n  in  der  Vorrede  zu  Gidel  und  Barrault  S.  XVII 
auf  einem  englischen  Vorschlag  beruht,  der  schon  1916  ge- 

Abhandlungen  zum  Friedensvertrage.    Heft  3.  S 
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macht  wurde,  und  das  seine  endgültige  Fassung  durch  Payne 
und  Alphand  erhielt,  ist,  wie  wir  aus  den  Mitteilungen  der 
amerikanischen  Kommissionsmitglieder,  die  an  den  Pariser 
Beratungen  der  Friedensbedingungen  teilgenommen  haben, 
wissen,  von  England  und  Frankreich  nicht  unter  dem  Ge- 
sichtspunkt des  Wirtschaftskrieges  aufgebaut  worden,  son- 
dern zur  Regelung  der  privatwirtschaftlichen  Beziehungen 
zwischen  englischen  bezw.  französischen  und  deutschen  Fir- 
men, die  durch  den  Krieg  in  ein  ,, Chaos'  verwandelt  waren. 
Der  amerikanische  Delegierte  Bradley  W.  P  a  1  m  e  r  sagte 
bei  seiner  Vernehmung  vor  dem  Senat  (Hearings  before  the 
Committee  on  foreign  relations  U.  S.  Senate,  1919  S.  14): 

„The  British  Government  and  the  French  Govern- 
ment devised  that  plan  during  the  progress  of  the  war  to 
meet  a  Situation  and  condition  that  did  not  exist  in  the 
U.  S.  The  war  Struck  England  and  France  suddenly,  in 
the  midst  of  all  their  involved  transactions  with  the  enemy, 
and  it  threw  their  business  affairs  into  chaos.  Never  was 
there  such  a  condition  as  that  before.  I  do  not  know  the 
exact  details,  because  they  are  very  confidential,  but  I 
understand,  that  it  was  necessary  for  the  British  Govern- 
ment to  Step  in  and  put  its  guarantee  back  of  a  great  many 
different  classes  of  private  obligations,  such  as  acceptances. 
Otherwise  the  great  commercial  houses  of  Great  Britain 
and  of  London  would  have  gone  down  as  the  result  of 

that The  result  was  that  England  and  France  stu- 

died  what  they  should  do  to  take  care  of  their  Citizens  after 
the  war  was  over,  and  they  evolved  a  clearmg  System. 
The  object  of  that  System  was  to  enable  their  merchants 
to  adjust  their  relations  promptly  after  the  war.** 

Ebenso  Bernard  M.  B  a  r  u  c  h  ,  The  Making  of  the  Re- 
paration and  Economic  Sections  of  the  Treaty,  New  York 
und  London  1920  S.  lOL 
||  Dem    Clearing-System    liegt    also    nicht 

der  Liquidationsgedanke  zugrunde.  Nicht 
die  Behandlung  der  deutschen  Forderungen,  sondern  die 
Regelung  der  deutschen  Schulden  war  für  dies  System  der 
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bestimmende  Gesichtspunkt.  Unrichtig  daher  Lehmann, 
RAusglG.  S.  21  ff,,  der  das  Ausgleichsverfahren  als  beson- 
dere Form  der  Liquidation  betrachtet.  Allerdings  sind  ihm 
die  amerikanischen  Veröffentlichungen  nicht  bekannt  ge- 
wesen. 

Damit,  daß  das  Merkmal  der  Kontrolle  für  den  Begriff 
der  Staatsangehörigkeit  im  Sinne  des  Art.  296  abzulehnen  ist, 
wird  übrigens  noch  nicht  die  Frage  entschieden,  ob  Forde- 
rungen einer  englischen  Muttergesellschaft  gegen  ihre 
deutsche  Tochtergesellschaft,  deren  Anteile  noch  in  ihrem 
Besitz  sind,  in  das  Ausgleichsverfahren  gehören. 

Formelle  Bedenken  bestehen  nicht.  Wohl  aber  ist  die 
Einbeziehung  solcher  Forderungen  mit  Sinn  und  Zweck  des 
Ausgleichsverfahrens,  wie  sie  oben  dargelegt  sind,  nicht  zu 
vereinigen.  Das  gilt  namentlich  dann,  wenn  auch  die  Lei- 
tung der  deutschen  Tochtergesellschaft  von  England  aus  er- 
folgt ist,  wenn  also  die  Schulden  der  deutschen  Gesellschaft 
auf  Anweisung  der  englischen  Muttergesellschaft  und  in 
ihrem  Interesse  eingegangen  sind.  Hier  stände  der  Geltend- 
machung auch  nach  englischem  commonlaw  ein  estoppel  by 
conduct  entgegen.  Dieser  Gesichtspunkt  ist  in  dem  die 
Frage  zuungunsten  des  Reiches  (d.  h.  also  i.  S.  der  Ein- 
beziehung in  das  Ausgleichsverfahren)  entscheidenden 
Urteil  des  deutsch-engl.  SchG.  v.  6.  2.  22  (Fall  Chamberlain 
and  Hookham  Itd.  v.  Solar,  Rec.  1  722,  JW.  22  1159)  nicht 
berücksichtigt  worden.  Vgl.  gegen  dies  Urteil  Nuß- 
baum, JW.  22  1097  und  Geiler,  das.  1159. 

Die  hier  für  den  VV.  ermittelten  Grundsätze  über  die 
Staatsangehörigkeit  der  Gesellschaften  stehen  im  Wider- 
spruch mit  zwei  Entscheidungen,  die  der  deutsch-franzö- 
sische gemischte  Schiedsgerichtshof,  und  zwar  seine  4.  Ab- 
teilung, am  31.  August  21  unter  dem  Vorsitz  des  Spaniers 
Botella  und  seine  3.  Abteilung  am  30.  September  21  unter 
dem  Vorsitz  des  Holländers  Asser  gefällt  hat  (abgedruckt 
im  Recueil  des  Decisions  des  Trib.  arbitr.  mixtes  1921  S.  401 
und  421). 
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Bei  der  Bedeutung  der  Frage  muß  auf  die  Gründe  der 
beiden  Entscheidungen  näher  eingegangen  werden. 

Die  Entscheidung  vom  31.  August  betraf  die  Klage  der 
Damas-Hamah-Eisenbahn-Gesellschaft  in  Beirut  gegen  die 
Bagdadbahn  in  Konstantinopel.  Beide  Gesellschaften  sind 
nach  türkischem  Recht  gegründet,  beide  haben  ihren  Sitz  in 
der  Türkei. 

Die  Klage  war  auf  Art.  304  b  gestützt;  die  Zuständig- 
keit des  Schiedsgerichts  war  also  nur  gegeben,  wenn  der  Da- 
mas-Hamah-Bahn  die  französische,  der  Bagdadbahn  die 
deutsche  Staatsangehörigkeit  zugesprochen  wurde. 

Das  Schiedsgericht  hat  dies  mit  folgender  Begründung 
getan  (sie  ist  außer  im  Recueil  auch  in  der  Ztschr.  f.  Völker- 
recht, Bd.  12  Heft  3  im  Auszuge  abgedruckt): 

Auf  die  Frage,  nach  welchen  Regeln  sich  die  Staats- 
angehörigkeit von  Aktiengesellschaften  richte,  gebe  es  ver- 
schiedene Theorien:  die  eine  lasse  den  Sitz  der  Gesellschaft 
entscheiden,  eine  andere  das  Recht,  nach  dem  sie  lebe,  eine 
dritten  den  Schauplatz  ihrer  Tätigkeit,  endlich  eine  vierte  das 
sie  beherrschende  Interesse. 

Diese  letztere  Theorie  der  ,, Kontrolle**  sei  ausdrücklich 
vom  VV.  in  Art.  74  und  297  b  angenommen. 

Man  könne  nicht  dagegen  einwenden,  daß  es  sich  hier 
um  zwei  Ausnahmebestimmungen  handle,  die  streng  auf 
ihren  Tatbestand  zu  beschränken  seien.  Denn  für  die  anderen 
Bestimmungen  des  VV.,  in  denen  von  Gesellschaften  die 
Rede  ist  (Art.  276  c,  297  a  und  e  und  Anhang  dazu  §  4),  sei 
es  nicht  darauf  angekommen,  deren  Staatsangehörigkeit  zu 
bestimmen,  da  in  ihnen  die  Gesellschaften  nicht  als  Träger 
von  Rechten  und  Verpflichtungen  in  Frage  kommen,  sondern 
hier  der  VV.  nur  die  Rechte  der  alliierten  Staatsangehörigen 
an  allen  Gesellschaften  schützen  wolle,  ganz  gleich,  welche 
Staatsangehörigkeit  sie  besäßen.  Dagegen  sei  es  für  Art. 
297  b,  ebenso  wie  für  Art.  74  wesentlich,  zu  bestimmen, 
welche  Gesellschaften  als  deutsche  zu  betrachten  seien. 

Die  Verfasser  des  VV.  hätten  also  in  den  beiden  ein- 
zigen Fällen  (sie!),  in  denen  ihnen  die  Frage  nach  der  Staats- 
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angehörigkeit  von  Gesellschaften  klar  gestellt  war,  sich  für 
die  Theorie  der  ,, Kontrolle"  entschieden,  und  daraus  folge, 
daß  diese  Theorie  in  allen  Fällen  anzuwenden  sei,  in  denen 
das  Recht  einer  Gesellschaft  an  eine  bestimmte  Staatsange- 
hörigkeit geknüpft  sei. 

Da  nun  die  Damas-Hamah-Bahn  unter  französischer,  die 
Bagdadbahn  unter  deutscher  Kontrolle  stehe  —  das  Urteil 
nimmt  hierbei  sogar  an,  daß  die  Kontrolle  nicht  den  Besitz 
der  absoluten  Mehrheit  der  Aktien  erfordere  —  so  sei  die 
erstere  eine  französische,  die  letztere  eine  deutsche  Staats- 
angehörige, und  damit  für  ihre  Vertragsstreitigkeiten  nach 
Art.  304  b  die  Zuständigkeit  des  deutsch-französischen 
Schiedsgerichts  gegeben. 

Diese  Begründung  ist  von  einer  solchen  Flüchtigkeit, 
um  kein  schärferes  Wort  zu  gebrauchen,  daß  sie  von  einer 
wissenschaftlichen  Behandlung  der  Frage  nicht  ernst  ge- 
nommen zu  werden  verdient.  Gegen  sie  hat  bereits  N  e  u  - 
meyer.  Staatsang.  jur.  Pers.  in  Ztschr.  f.  VöR.  Bd.  12 
S.  A.  Stellung  genommen.  Allerdings  ist  es  richtig,  daß 
in  den  von  dem  Urteil  angeführten  Bestimmungen  des 
VV.  Art.  276  c,  297  a  und  e  und  §  4  des  Anh.  es  sich  nicht 
um  die  Frage  nach  der  Staatsangehörigkeit  der  Gesell- 
schaften handelt,  sodaß  diese  Bestimmungen  für  die  Frage 
nichts  ergeben.  Daß  aber,  von  ihnen  abgesehen,  die  Art.  74 
und  297  b  nicht  die  ,, einzigen"  sind,  in  denen  die  Frage 
nach  der  Staatsangehörigkeit  gestellt  wird,  hätte  auch  einer 
nur  flüchtigen  Durchsicht  des  VV.  nicht  entgehen  dürfen. 
Es  sei  auf  die  früheren  Darlegungen  auf  Grund  des  §  3  b  der 
Anl.  III  zu  Art.  244,  Art.  296  b  und  §  4  seines  Anh.,  und  §  5 
des  Anh.  zu  Art.  298  Bezug  genommen,  die  der  Verfasser 
des  Urteils  völlig  übersehen  hat. 

Ebensowenig  hat  es  jemals  vor  dem  VV.  in  der  wissen- 
schaftlichen Welt  eine  ,, Theorie"  gegeben,  wonach  die 
Staatsangehörigkeit  einer  Gesellschaft  durch  das  Merkm.al 
der  Kontrolle  bestimmt  werde,  auf  der  etwa  der  VV.  hätte 
aufbauen  können. 
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In  England  nicht,  wie  die  früher  mitgeteilten  Belege 
dartun.  Aber  auch  in  Frankreich  nicht.  Auch 
nicht  während  des  Weltkrieges. 

Das  Dekret  vom  27.  Sept.  14  hatte  den  Handel  mit  feind- 
liehen  Staatsangehörigen  untersagt.  Daraufhin  wurden  die 
Vermögenswerte  der  Feinde  in  Anwendung  des  code  civil  als 
l)iens  dont  Tadministration  echajppe  ä  leurs  proprietaires 
unter  Sequester  gestellt.  Die  große  Mehrzahl  der  französi- 
schen Gerichte  w^andten  diese  Maßnahmen  auch  nach  dem 
Vorgehen  des  Präsidenten  des  Zivilgerichts  Le  Havre  (2.  10. 
14  Journ.  Clunet  1915  S.419)  auf  französische  Gesellschaften 
mit  feindlichen  Gesellschaftern  an.  Deren  französische  Staats- 
angehörigkeit wurde  dabei  aber  nicht  bestritten.  Selbstver- 
ständlich nicht  von  denen,  die  die  Sequestration  ablehnten 
(Appellhof  Ronen  in  mehreren  Entscheidungen,  2.  11.  15, 
Journ.  Clunet  1916  S.  251  und  19.  1.  16,  Clunet  1916 
S.  990).  Aber  auch  nicht  von  denen,  die  die  Sequestration 
anordneten.  Sie  wendeten  die  Bestimmungen  des  Dekrets 
vom  27.  September  14  an,  wonach  der  Feind  auch  nicht  durch 
eine  personne  interposee  Handel  treiben  dürfe.  Ein 
Urteil  des  Appellhofs  Lyon  betr.  die  S.  A.  Conserve  Lenz- 
bourg,  das  die  letztere  zwar  als  französische  Staats- 
angehörige, aber  als  personne  interposee  bezeichnete,  ge- 
langte vor  den  Kassationshof,  der  diese  Begründung  an- 
erkannte (20.7.15,  Journ.  Clunet  1915  S.  1164). 

Die  Stellung  der  französischen  Rechtswissenschaft,  die 
sie  zu  der  Frage  während  des  Krieges  eingenommen  hat, 
geben  folgende  Aufsätze  wieder:  Wahl,  Situation  des 
Societes  de  nationalite  ennemie  ou  composees  de  sujets 
ennemis,  Journal  des  Societes  1916  S.  153  ff. ;  Lyon- 
C  a  e  n  ,  Des  conditions  ä  exiger  pour  que  les  Societes  soient 
frangaises,  Journ.  Clunet  1917  S.  5  ff.;  P  i  c  ,  De  la  nationa- 
lite des  Societes,  Journ.  Clunet  1917  S.  841  ff. 

Sie  stimmen  trotz  Abweichungen  im  Einzelnen  darin 
überein,  daß  grundsätzlich  die  Staatsangehörigkeit  einer  Ge- 
sellschaft durch  ihren  Sitz  bestimmt  werde,  unabhängig  von 
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der  Nationalität  ihrer  Gesellschafter  oder  Direktoren,  daß 
aber  in  Kriegszeiten  die  Gerichte  prüfen  könnten,  ob  nicht 
die  gegen  Feinde  gerichtete  Kriegsgesetzgebung  auf  solche 
Gesellschaften  Anwendung  finden  müsse,  auf  die  feindliche 
Staatsangehörige  als  Gesellschafter  oder  Direktoren  einen 
Einfluß  ausübten.  Man  dürfe  nicht  Gesellschaften  ,, feind- 
licher Staatsangehörigkeit"  mit  Gesellschaften,  ,,die  aus 
feindlichen  Staatsangehörigen  bestehen'*,  verwechseln. 

Auch  der  französische  Standpunkt  unterscheidet  also 
den  Begriff  der  Feindeseigenschaft  einer  Gesellschaft  von 
dem  ihrer  Nationalität  und  verbindet  beide  durch  den  Begriff 
der  vorgeschobenen  Person.  Der  Runderlaß  des  französ. 
Justizministers  vom  29.  Febr.  18  (R  e  u  l  o  s  ,  Manuel  des 
Sequestres  S.  185)  findet  dafür  die  Formel:  derriere  la  fiction 
de  droit  prive,  se  dissimule  vivante  et  agissante,  la  personna- 
lite  ennemie. 

Erweisen  sich  also  die  rechtlichen  Grundlagen  des 
Botellaschen  Urteils  als  nicht  tragfähig,  so  wird  es  durch 
seine  Konsequenzen  als  auch  praktisch  unhaltbar  erwiesen. 
Wenn  in  allen  Fällen,  in  denen  der  VV.  das  Recht  einer 
Gesellschaft  von  ihrer  Staatsangehörigkeit  abhängen  läßt, 
hierfür  die  Tatsache  der  Kontrolle  entscheiden  soll,  so  wür- 
den deutsche  Gesellschaften,  deren  Aktienmehrheit  —  es 
biaucht  übrigens  nach  dem  Urteil  nicht  einmal  die  Mehrheit 
zu  sein  —  sich  in  ausländischem  Besitz  befindet,  wegen  ihrer 
Vertragsstreitigkeiten  mit  anderen  deutschen  Gesellschaften 
sich  an  die  gemischten  Schiedsgerichte  wenden  können;  sie 
könnten  ferner  gegen  Urteile  deutscher  Gerichte  gemäß  Art. 
305  an  das  Schiedsgericht  appellieren;  wegen  Verletzung 
ihrer  deutschen  Patente  usw.  während  der  Kriegszeit  könnten 
sie  keine  Ansprüche  erheben  (Art.  309) ;  Lizenzverträge, 
die  sie  mit  anderen  deutschen  Firmen  abgeschlossen  hätten, 
wären  gemäß  Art.  310  aufgehoben;  sie  müßten  u.  U.  Sicher- 
heit wegen  der  Prozeßkosten  leisten  und  Vorschuß  auf  die 
Gerichtskosten  zahlen;  Forderungen  einer  französischen 
societe  anonyme,  die  unter  deutscher  Kontrolle  stand,  wür- 
den vom  Clearing  ausgeschlossen  sein  usw. 
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Nicht  lange  nach  dieser  Entscheidung  der  4.  Abteilung 
ist  die  der  3.  Abteilung  unter  dem  Vorsitz  von  Asser  er- 
gangen. Ihre  Begründung  weicht  von  der  ersteren  derart  ab, 
daß  sie  zum  Teil  in  unmittelbarem  Gegensatz  zu  iiir  steht. 
Im  übrigen  ist  ihr  wissenschaftliches  Niveau  um  nichts  höher, 
ja,  sie  ist  so  gehalten,  als  wollte  sie  den  Standpunkt  des 
Schiedsgerichts  selber  ad  absurdum  führen.  Vgl.  dazu  auch 
CTciler,  Jur.  Woch.  1922  S.  1159  Fußnote. 
Der  Tatbestand  ist  der  folgende: 

Die  Aktien  des  Steinkohlenbergwerks  Friedrich  Hein- 
rich A.-G.  in  Duisburg  befanden  sich  bei  Kriegsausbruch 
zum  größten  Teil  in  französischem  Besitz.  Sie  wurden  in 
Brüssel,  wo  sie  lagen,  beschlagnahmt  und  an  die  Rheinischen 
Stahlwerke  verkauft,  die  daraufhin  eine  Fusion  der  beiden 
Gesellschaften  durch  die  Generalversammlungen  beschließen 
ließen. 

Die  A.-G,  Friedrich  klagte  nun  vor  dem  deutsch-franzö- 
sischen Schiedsgericht  gemäß  Art.  297  e  auf  Rückgabe  ihres 
Vermögens  gegen  das  Reich.  Die  Zuständigkeit  der  Gerichte 
hing  von  der  Frage  ab,  ob  die  klagende  A.-G.  die  franzö- 
sische Staatsangehörigkeit  besitze,  obwohl  sie  1906  nach 
deutschem  Recht  gegründet  war  und  ihren  Sitz  und  ihren 
Betrieb  in  Deutschland  hatte,  bloß  weil  die  Mehrheit  der 
Aktien  in  den  Besitz  von   Franzosen  gelangt  war. 

Das  Schiedsgericht  hat  dies  in  seinem  Urteil  vom  30. 
Sept.  21  mit  folgender  Begründung  bejaht. 

Eine  A.-G.  sei  unter  dem  Gesichtspunkt  des  Privat- 
rechts dem  Recht  des  Staates  unterworfen,  in  dem  sie  ihren 
Sitz  habe,  ohne  deswegen  die  Staatsangehörigkeit  dieses 
Landes  erhalten  zu  haben. 

Neben  der  juristischen  Person  der  A.-G.  kämen  aber 
die  Aktionäre  in  Betracht,  die  die  Vorteile  von  der  Gesell- 
schaft hätten  und  als  Generalversammlung  die  oberste 
Macht  über  sie  besäßen. 

Die  Aktionäre  hätten  als  physische  Personen  eine 
Staatsangehörigkeit  und  ihre  Mehrheit  bestimme  den 
Charakter  des  Unternehmens. 
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Art.  297  habe  den  Zweck,  die  durch  die  cUißerordent- 
lichen  Kriegsmaßnahmen  entstandenen  Fragen  zu  erledi- 
gen. Diese  Kriegsmaßnahmen  hätten  den  Feindescha- 
rakter der  Gesellschaften  danach  bestimmt,  wem  die  Mehr- 
heit des  Kapitals  gehöre,  so  z.  B.  auch  die  deutsche 
Bundesratsverordnung  vom  31.  7.  18,  betreffend  die  Liqui- 
dation englischer  (und  s[)äter  französischer)  Unterneh- 
mungen. Wenn  also  Art.  297  e  die  Schäden  dieser  Kriegs- 
maßnahmen ersetzen  wolle,  so  wolle  er  auch  der  deutschen 
A.-G.  mit  französischer  Aktienmehrheit  diese  Wohltat  zu- 
wenden. 

Diese  Auslegung  werde  durch  Art.  297  a,  b  und  c 
bestätigt. 

Allerdings  lasse  der  Wortlaut  des  Art.  297  e  ,,zu  wün- 
schen übrig'*,  aber  wenn  man  ihn  mit  Art.  297  a  vergleiche, 
so  müsse  man  den  Schluß  ziehen,  daß  er  die  Gesellschaften, 
an  denen  alliierte  Staatsangehörige  beteiligt  seien,  diesen 
selbst  gleichstellen  wolle. 

Um  das  klar  zu  stellen,  brauche  man  nur  die  Worte 
in  Art.  297  e  umzustellen,  indem  man  die  Worte  ,,y  com- 
pris  les  societes  ou  associations  dans  lesquelles  ils  etaient 
interesses''  unmittelbar  hinter  die  Worte  stelle:  ,,Puissan- 
ces  alliees  ou   associees.'* 

Die  ,, Auslegung"  des  VY.,  die  hier  vorgenommen 
wird,  übertrifft  noch  die  des  erstbesprochenen  Urteils.  Hier 
kann  man  nicht  mehr  bloß  von  Flüchtigkeit  reden,  hier 
stehen  wir  vor  der  nackten  Willkür. 

Zunächst  begegnen  sich  beide  Urteile  darin,  daß  alle 
Stellen  des  VV.,  welche  der  vorgefaßten  Meinung  des  Ge- 
richts entgegenstehen,  einfach  übergangen  werden.  Es  ist 
bequemer,  als  sich  mit  ihnen  auseinanderzusetzen. 

Dann  aber  erscheint  zwischen  beiden  Urteilen  ein  glat- 
ter Widerspruch. 

Das  Urteil  von  Botella  ist  ehrlich  genug,  zuzugeben,  daß 
die  Bestimmungen  der  Art.  297  a  und  e  (ebenso  wie  eine 
Reihe  anderer)  von  societes  und  associations  in  einem  Zu- 
sammenhang spricht,  in  dem  diese  nicht  als  Träger  von  Rech- 
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ten,  sondern  lediglich  als  Objekt  der  Beteiligung  von  alliier- 
ten Staatsangehörigen  erscheinen,  sodaß  es  für  sie  auf  die 
Frage  der  Staatsangehörigkeit  dieser  Assoziationen  gar  nicht 
ankommt  und  sie  deshalb  diese  Frage  auch  nicht  beant- 
worten wollen. 

Es  sei  hinzugefügt,  daß  hier  von  Assoziationen  jeder 
Art  die  Rede  ist,  also  auch  von  solchen,  bei  denen  von 
keinem  Recht  der  Welt  eine  eigene  Staatsangehörigkeit  an- 
genommen wird  und  angenommen  werden  kann,  weil  sie 
nach  außen  hin  nicht  selbständig  auftreten,  z.  B.  Gesellschaf- 
ten bürgerlichen  Rechts. 

Gerade  in  diesen  Bestimmungen  aber  will  das  Urteil 
von  Asser  den  sedes  materie  finden,  und  da  der  Wortlaut  des 
maßgebenden  Art.  297  e  ihm  ,,zu  wünschen  übrig  läßt",  in 
ehrliches  Deutsch  übertragen,  mit  seinem  Auslegungsziel 
schlechthin  unvereinbar  ist,  so  dreht  es  die  Stel- 
lung der  Worte  so  um,  daß  dadurch  auch  der  Sinn  umgedreht 
wird,  und  gelangt  nun  an  das  gewünschte  Ziel. 

Hier  hört  jede  wissenschaftliche,  ja  überhaupt  jede 
ernsthafte  Kritik  auf.  Nach  dieser  Methode  läßt  sich  alles 
beweisen.  Das  Urteil  gemahnt  an  die  schlimmsten  Kunst- 
stücke advokatorischer  Rabulistik.  Es  wird  hoffentlich  dem 
verdienten  Richterspruch  unparteiischer  Geschichtsschrei- 
bung nicht  entgehen. 

Ebenso  unerhört,  wie  die  Methode,  sind  die  Konse- 
quenzen. 

Hier  ist  nicht  mehr  bloß  von  companies  (societes)  d.  h. 
Gesellschaften  mit  eigener  juristischer  Person  die  Rede,  wie 
in  dem  Botella'schen  Urteil  und  nicht  mehr  von  dem  Merk- 
mal der  Kontrolle  über  sie,  sondern  nach  der  Umstellung  der 
Worte  besagt  der  Satz  des  Art.  297  e,  wie  ihn  auch  das  Urteil 
selbst  formuliert: 

den  alliierten  Staatsangehörigen  stehen  alle  companies 

und  associations  (societes  und  associations)  gleich,  an 

denen  sie  beteiligt  sind. 

Auf  das  Maß  der  Beteiligung  kommt  es  für  Art.  297  e 
jiicht     an,    selbstverständlich    nicht,    da    ja    die    alliierten 
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Staatsangehörigen  für  alle  Schäden  Ersatzansprüche  er- 
halten sollen,  auch  wenn  dieser  Schaden  ihnen  an  einer  nur 
geringen  Beteiligung  bei  deutschen  Gesellschaften  zugefügt 
worden  ist. 

Damit  hätten  wir  also  den  vSatz,  daß  alle  Gesellschaften 
in  Deutschland,  ganz  gleich  welcher  Art,  an  denen  ein 
alliierter  Staatsangehöriger  in  noch  so  geringem  Umfang 
beteiligt  ist,  als  französische  usw.  Staatsangehörige  zu  be- 
trachten wären.  Ein  paar  Aktien  in  französischem  Besitz 
verleihen  jeder  deutschen  Aktiengesellschaft  die  französische 
Staatsangehörigkeit ! 

Wie  schon  gesagt,  hier  verstummt  die  ernsthafte  Kritik. 
Wenn  diese  Zeilen  dennoch  geschrieben  werden,  so  geschieht 
es  nicht  deshalb,  weil  wir  glaubten,  vor  dem  deutsch-franzö- 
sischen Schiedsgericht  damit  irgendwelchen  Eindruck  zu 
machen.  Aber  zu  den  anderen  gemischten  Schiedsgerichten 
haben  wir  das  Vertrauen,  daß  dort  noch  richterliches  Ver- 
antwortlichkeitsgefühl zu  finden  sein  wird. 

Wie  England  den  VV.  aufgefaßt  hat,  darüber  ist  kein 
Zweifel.  Seine  Auffassung  hat  nichts  mit  der  des  deutsch- 
französischen Schiedsgerichts  zu  tun.  Sect.  2  der  Treaty  of 
Peace  Order  1919  sagt  ganz  klar: 

The  expression  ,,nationals"  in  relation  to  any  State 

includes any  Company  or  corporation  incorporated 

therein  according  to  the  law  of  that  State. 

Ebenso  definiert  die  German  Property  (Liquidation)  Or- 
dinance  1921  für  Tanganyika  in  §  2  eine  Gesellschaft  als 
,, German  national",  wenn  sie  established  or  incorporated  un- 
der  the  law  of  Germany  ist  (abgedr.  Beil.  z.  Ztschr.  ,,Der 
FV."  2  78  ff.). 

Für  England  wäre  es  ein  unmöglicher  Gedanke,  daß  eine 
association  in  Deutschland  deshalb  als  englische  erschiene, 
weil  ein  britischer  Staatsangehöriger  an  ihr  ,,interested"  wäre. 

Das  deutsch-englische  Schiedsgericht  hat  denn  auch  in 
dem  schon  erwähnten  Urteil  vom  6.  2.  22  i.  S.  Chamber- 
lain   &   Hookham    Ltd.    v.    Solar    Zählerwerke    (Rec.  1  722) 
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den   Standpunkt   des   französisch-deutschen    Schiedsgerichts 
abgelehnt. 

VIL 

In  den  Bestimmungen  des  VV.,  für  welche  die  Staats- 
angehörigkeit der  Gesellschaften  eine  Rolle  spielt,  ist  immer 
nur  von  companies  oder  corporations,  also  von  Gesell- 
schaften mit  juristischer  Persönlichkeit  die  Rede. 

Ueber  die  Frage  der  Staatsangehörigkeit  von  Handels- 
gesellschaften ohne  eigene  Rechtspersönlichkeit  schweigt  der 
Vertrag.  Diese  Lücke  ist  nach  den  Ausführungen  unter  V 
dahin  zu  ergänzen,  daß  diese  Gesellschaften  entsprechend  zu 
l)ehandeln  sind  wie  companies. 

Bei  den  letzteren  entscheidet  der  Umstand,  in  welchem 
Staat  sie  incorporated  sind  oder  wie  §  10  des  Anh.  hinter  Art. 
298  sagt,  ,, incorporated  in  accordance  with  the  laAvs  of  that 
Power". 

Bei  den  ersteren  ist  entsprechend  da,  wo  die  Rechts- 
fähigkeit vom  Staat  anerkannt  wird,  wie  z.  B.  in  Frankreich 
und  Schottland,  die  Angehörigkeit  des  Staates  anzunehmen, 
dessen  Recht  diese  Anerkennung  ausspricht,  da,  wo  dies 
nicht  der  Fall  ist,  wie  in  Deutschland  und  England,  die  An- 
gehörigkeit des  Staates,  der  die  Geschlossenheit  des  Gesell- 
schaftsvermögens, die  Parteifähigkeit  der  Gesellschaft  im 
Prozeß  und  im  Konkurse  anerkennt,  also  kurz  des  Staa- 
tes, nach  dessen  Recht  sie  lebt.  Das  wird 
regelmäßig  der  Staat  sein,  in  dessen  Gebiet  sie  ihren  Sitz  hat. 

Die  Staatsangehörigkeit  gilt  auch  für  ihre  Zweignieder- 
lassungen in  fremden  Staaten.  J  say  ,  Private  Rechte  usw. 
im  Friedensvertrag,  2.  A.  S.  82. 

Nach  diesem  Grundsatz  ist  also  die  offene  Handels- 
gesellschaft im  Ausgleichsverfahren  zu  behandeln.  Ihre  For- 
derungen und  ihre  Schulden  gehören  voll  in  das  Clearing, 
sofern  sie  nach  deutschem  Recht  gegründet  ist  und  ihren 
Sitz  in  Deutschland  hat.  Das  Gleiche  gilt  entsprechend  für 
die  Partnership.  Dabei  ist  es  unerheblich,  welche 
Staatsangehörigkeit  ihre  Gesellschafter  besitzen. 
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Dies  Ergebnis  entspricht  auch  allein  dem  praktischen 
Bedürfnis. 

Das  Clearing-System  soll  ja  nach  seinem  Grundge- 
danken die  möglichst  glatte  Abwicklung  der  früheren  gegen- 
seitigen Forderungen  zwischen  den  deutschen  und  englischen 
Trägern  des  Wirtschaftslebens  ermöglichen. 

Unter  den  Trägern  dieser  wirtschaftlichen  Beziehungen 
sind  eine  große  Anzahl  von  Firmen  in  Gestalt  von  offenen 
Handelsgesellschaften  und  Kommanditgesellschaften  bzw. 
von  Partnerships  und  Limited  Partnerships.  Daß  gerade 
unter  den  Firmen  mit  vorwiegendem  Auslandsgeschäft  sich 
besonders  viele  mit  ausländischen  Teilhabern  befinden,  liegt 
auf  der  Hand. 

Diesen  Firmen  gegenüber  eine  Teilung  ihrer  Forderun- 
gen und  Schulden  nach  der  Nationalität  ihrer  Inhaber  zu  ver- 
suchen, muß  zu  unpraktischen  und  störenden  Ergebnissen 
führen. 

Der  Standpunkt  des  britischen  Clearing  Office  ist  bereits 
früher  dargelegt:  .Die  Schulden  deutscher  offener  Handels- 
gesellschaften mit  national  gemischten  Teilhabern  sollen  voll 
in  das  Clearing  gehören,  die  Forderungen  gegen  englische 
Partnerships  mit  national-gemischten  Teilhabern  nur  zu 
dem  Teil,  der  dem  Anteil  des  englischen  Partners  entspricht. 

Mit  dem  ersteren  Standpunkt  ist  das  Amt  bei  dem  Ge- 
mischten SchG.  nicht  durchgedrungen.  Dessen  Urteil  i.  S. 
Fisher  &  Co.  v.  Bien  &  Max  ist  bereits  oben  (S.  6)  erörtert 
worden. 

Das  SchG.  hat  die  Staatsangehörigkeit  der  offenen  Han 
delsgesellschaft  verneint  und  deshalb  den  Standpunkt  des 
Amtes  bezüglich  der  Schulden  deutscher  Plandelsgesellschaf- 
ten  abgelehnt.  Diese  Entscheidung  ist  nicht  nur  unrichtig, 
sie  ist  auch  unpraktisch.  Das  SchG.  hat  dem  englischen 
Gläubiger  in  den  Gründen  den  Rat  gegeben,  die  Forderung 
neu  beim  Clearing  Office  anzumelden  und  zwar  nur  gegen 
den  deutschen  Gesellschafter.  Dieser  Weg  führt  gewiß  in 
der  Regel  den  englischen  Gläubiger  zu  dem  Ziel,  sein  Geld 
zu  erhalten.   Man  könnte  glauben,  damit  sei  dem  praktischen 
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Bedürfnis  genügt.  Das  kann  der  Fall  sein,  braucht  es  aber 
nicht.  Es  kann  sein,  daß  dem  Gesellschafter  persönlich  eine 
Gegenforderung  zusteht,  mit  der  er  aufrechnen  kann,  was 
die,  Gesellschaft  nicht  könnte  (§  422  Abs.  2  BGB.).  Oder 
der  Gesellschafter  war  schon  vor  dem  Kriege  zahlungs- 
unfähig (Art.  296  b). 

Dieser  Rat  versagt  endlich  in  allen  denjenigen  Fällen,  in 
denen  es  sich  um  eine  Kommanditgesellschaft  mit  einem 
ausländischen  Komplementär  und  einem  deutschen  Kom- 
manditisten handelt. 

Im  übrigen  ist  dieser  Weg  für  den  deutschen  Gläubiger 
einer  national-gemischten  Partnership  ebenso  gangbar.  Auch 
er  kann  die  Forderung  allein  gegen  den  englischen  Partner 
richten.  Dann  hat  nach  englischem  Recht  der  letztere  das 
Recht,  die  Zuziehung  der  anderen  Partner  zu  verlangen.  Das 
geht  natürlich  im  Ausgleichsverfahren  nicht.  Das  Clearing 
Office  hat  dann  die  Wahl,  entweder  die  Forderung  gegen  den 
englischen  Partner  allein  zu  behandeln  oder  dem  deutschen 
Gläubiger  die  Erklärung  nach  §  23  des  Anh.  hinter  Art.  296 
abzugeben,  damit  er  die  Forderung  vor  den  englischen  Ge- 
richten geltend  machen  kann. 

Daß  bezüglich  der  Forderungen  deutscher  offener 
Handelsgesellschaften  mit  national-gemischten  Gesellschaf- 
tern der  englische  Standpunkt  unpraktische  Ergebnisse 
liefert,  ist  bereits  früher  (S.  15)  dargetan. 

VIII. 

Es  bleibt  endlich  noch  die  Frage  des  internen 
Clearing  zu  erörtern,  d.  h.  die  Frage,  wie  das  Reich 
sich  wegen  der  ihm  im  Clearing  gutgeschriebenen  Forde- 
rungen mit  dem  Gläubiger  zu  verrechnen  hat  und  wie  ihm 
die  Schuldbeträge,  mit  denen  es  im  Clearing  belastet  worden 
ist,  zu  erstatten  sind.  Diese  Frage  hat  natürlich  von  dem 
hier  vertretenen  Standpunkt  aus  größere  Bedeutung  als  von 
dem  der  bisherigen  Uebung,  weil  von  ihm  aus  größere  Be- 
träge in  Frage  kommen. 
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Maßgebend  ist  hier  §  24  Abs.  3  RAusgIG.,  der  bestimmt, 
daß  die  Vorschriften  des  RAusgIG.  über  das  interne  Clea- 
ring nur  auf  solche  Handelsgesellschaften  Anwendung  fin- 
den, deren  Sitz  sich  im  Reichsgebiet  befindet,  deren  Rechts- 
beständigkeit auf  Reichsrecht  oder  dem  Recht  eines  deut- 
schen Landes  beruht  und  deren  Kapital  spätestens  seit  dem 
1.  Januar   1920   überwiegend   Reichsangehörigen   zusteht. 

Von  Bedeutung  ist  lediglich  diese  letztere  Bedingung; 
die  ersteren  beiden  sind  schon  für  das  externe  Clearing  selbst- 
verständliche Voraussetzung. 

Zunächst  ist  festzustellen,  was  diese  Bedingung  sachlich 
besagt.  Gemeint  ist  offensichtlich  nicht  die  bloße  Betei- 
ligung an  Gewinn  und  Verlust,  sondern  der  Kapitalanteil, 
dessen  Begriff  oben  dargelegt  ist.  Es  ist  hierfür  die  Bilanz 
zum  31.  Dez.  19  maßgebend.  Nach  dem  Wortlaut  müßten 
allerdings  auch  alle  späteren  Bilanzen  vorgelegt  werden,  um 
zu  zeigen,  daß  der  Kapitalanteil  des  ausländischen  Gesell- 
schafters nicht  später  gestiegen  ist. 

Sachlich  ist  diese  Bestimmung  von  einem  kurzsichtigen 
und  kleinlichen  Geist  getragen,  von  einem  Geist,  der  von  den 
Notwendigkeiten  des  Wiederaufbaus  der  deutschen  Wirt- 
schaft nicht  genügend  durchdrungen  ist.  Es  ist  bereits 
darauf  hingewiesen  worden,  daß  unter  den  Außenhandels- 
firmen sich  besonders  zahlreich  solche  mit  ausländischen 
Teilhabern  befinden.  Behandelt  man  diese  ungünstiger  als 
die  anderen,  so  wird  sich  das  an  Deutschland  selbst  in  erster 
Linie  rächen. 

Beträgt  der  Kapitalanteil  des  deutschen  Gesellschafters 
mehr  als  die  Hälfte  des  Gesellschaftskapitals,  so  regelt  sich 
das  interne  Clearing  nach  dem  RAusgIG,^)  folgendermaßen: 

1.  Valutaforderungen  der  Gesellschaft  werden  ihr  in 
Mark  zum  Tageskurse  ausgezahlt  (§  26  RAusgIG.);  aller- 
dings wird  der  Währungsgewinn  zum  Teil  nach  dem  Aus- 
gleichsbesteuerungsgesetz weggesteuert ; 


^)  Wie  es  bisher  lautete.  Die  Abänderung,  die  binnen  kurzem 
Gesetz  werden  soll,  stellt  die  Valutagläubiger  und  Valutaschuldner 
schlechter  als  bisher. 
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2.  Valutaschulden   hat    sie    dem    Reich   nur   zum    Vor 
kiiegskurse  zu   erstatten   (§   27);   das  Reich  trägt  also  den 
Verlust  der  Markentwertung;   jedoch   werden,   insoweit  sie 
Währungsgewinne  gemacht  hat,  diese  von  dem  Verlust  des 
Reiches  abgezogen  (§§  29,  30). 

3.  Markforderungen  und  Markschulden  werden  zum 
Nennbetrage  verrechnet. 

Beträgt  dagegen  der  Kapitalanteil  des  ausländischen 
Gesellschafters  die  Hälfte  oder  mehr,  so  fallen  alle  diese 
Vorschriften  weg.  Für  diesen  Fall  enthält  das  AusglG.  keine 
Bestimmungen,  es  gelten  also  die  Regeln  des  allgemeinen 
Rechtes.  Danach  stellt  sich  die  Sache  für  die  Gesellschaft 
folgendermaßen : 

1.  Pfundforderungen,  die  dem  Reich  in  englischer  Wäh- 
rung gutgebracht  sind,  kann  sie  auch  in  derselben  Höhe  und 
Währung  herausverlangen.  Diesen  Anspruch  hat  sie  sowohl 
gemäß  §  667  BGB.  —  da  das  Reich  hier  als  ihr  Vertreter 
gegenüber  dem  englischen  Schuldner  gehandelt  hat  ~  wie 
gemäß  §  812  BGB.,  da  es  keinen  Rechtsgrund  gibt,  aus  dem 
das  Reich  ihr  gegenüber  zum  Vorkriegskurs  abrechnen 
könnte. 

Das  Ausgleichsbesteuerungsgesetz  findet  keine  Anwen- 
dung. Die  Beträge  unterliegen  vielmehr  lediglich  der  Ein- 
kommensteuer. 

2.  Pfundschulden,  die  dem  Reich  belastet  sind,  kann  es 
in  voller  Höhe  von  der  Gesellschaftet  erstattet  verlangen. 
In  diesem  Punkte  steht  also  die  Gesellschaft  sehr  viel  un- 
günstiger, als  eine,  deren  ausländischer  Teilhaber  weniger 
als  die  Hälfte  des  Kapitals  besitzt. 

Die  Gesellschaft  trägt  also  die  Folgen  der  Markent- 
wertung voll  und  selbstverständlich  der  deutsche  Gesell- 
schafter zu  seinem  Teile.  Kann  die  Firma  die  Belastung 
nicht  tragen,  so  bricht  sie  zusammen  und  damit  gehen  ihre 
ivertvollen  Beziehungen  für  die  deutsche  Wirtschaft  verloren. 

Diese  Behandlung  ist  nun  auch  eine  Ungerechtigkeit. 
Denn  das  Deutsche  Reich  hat  ja  durch  sein  Zahlungsverbot 
vom  Jahre  1914  die  Firma  gehindert,  die  Schuld  zu  zahlen, 
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als  das  Pfund  noch  wenig  über  der  Parität  stand.  Und 
später,  als  der  Krieg  beendet  war,  hat  es  dies  Zahlungsverbot 
noch  am  31.  August  1919  wiederholt,  als  die  Mark  noch  nicht 
annähernd  auf  den  heutigen  Stand  gesunken  war.  Es  fragt 
sich,  ob  nicht  die  Gesellschafter,  insbesondere  der  deutsche 
Gesellschafter  deswegen  gemäß  §  75  EinlALR.  verlangen 
können,  vom  Reich  entschädigt  zu  werden. 

3.  Endlich  ergibt  sich  auch  betreffs  der  Markforderun- 
gen eine  merkwürdige  Folge.  Dem  Reich  werden  sie  in 
Pfund,  zum  Vorkriegskurse  umgerechnet,  gutgeschrieben. 
Es  ist  durchaus  nicht  sicher,  ob  nicht  die  Gesellschaft  diese 
Beträge  vom  Reich  auf  Grund  §§  667,  812  BGB.  in  der  Form 
herausverlangen  kann,  in  der  sie  ihm  zugeflossen  sind,  sodaß 
also  hier  die  Gesellschaft  einen  Währungsgewinn  machen 
würde,  der  der  rein  deutschen  Gesellschaft  nicht  zukommt. 

Allerdings  hat  das  Reichswirtschaftsgericht  in  den 
Fällen,  in  denen  Nichtdeutsche  in  das  externe  Clearing  hin- 
eingezogen waren,  weil  sie  sich  zunächst  irrtümlich  als 
Deutsche  betrachtet  hatten,  erklärt,  hier  müßten  auch  die 
Vorschriften  des  internen  Clearings  entsprechend  gelten; 
RWG.  vom  9.  9.  21  Bankarchiv  21  210. 

Indessen  liegt  der  Fall  des  §  24  Abs.  3  RAG.  anders; 
hier  hat  das  Gesetz  ja  selbst  ausdrücklich  bestimmt,  daß 
seine  Vorschriften  keine  Anwendung  finden  sollen. 

Davon  abgesehen,  ist  für  Klagen  der  hier  behandelten 
Art  das  ordentliche  Gericht  zuständig.  Wie  das  RG.  ent- 
scheiden wird,  ist  nicht  vorauszusehen. 

Bezüglich  der  Markschulden  ist  nichts  besonderes  zu 
sagen;  die  Gesellschaft  hat  sie  zum  Nennwert  zu  zahlen. 


Abhandlungen  zum  Friedensverträge.    Helt  3. 


Dr.  jur.  Josef  Partsdi^ 

Professor  der  Rechte  an  der  UniversitSi  Berlin. 

Begriff  der  Barguthaben  im 
Versailler  Vertrag. 


j* 


1 .      Die     Fragestellung    und     ihre     bisherige 

Behandlung. 

Für  die  Auffassung  des  VV.  ist  es  wichtig,  den  Begriff 
des  cash  assets  zu  kennen.  Diese  Wichtigkeit  besteht  vor 
allem  für  die  Frage,  ob  jedes  Guthaben  bei  einer  Bank,  das 
aus  der  Zeit  vor  dem  Kriege  in  Deutschland  während  des 
Krieges  bestand,  jede  Hinterlegung  von  Summen  bei  einer 
Gerichtskasse,  jedes  Guthaben,  das  durch  eine  Zahlung  eines 
deutschen  Schuldners  während  des  Krieges  auf  eine  deutsche 
Hinterlegungsstelle  gelangt  ist,  dem  feindlichen  Staats- 
angehörigen zu  valorisieren  ist. 

In  dem  Buche  von  Gidel  und  Barrault  sucht  man  ver- 
gebens eine  Begriffserklärung  des  avoir  cn  numeraire.  Sie 
findet  sich  nicht  auf  S.  36  ff.  In  der  Ausführung  über  das 
Ausgleichsverfahren  fehlt  eine  Hervorhebung  des  Punktes, 
daß  in  Art.  296  und  seinem  Annex  das  avoir  en  numeraire 
nicht  erwähnt  ist.  Im  Buche  von  Simonson,  Private  Property 
and  Rights  in  Enemy  Countries,  London  1921,  S.  247,  ist 
gar  keine  Erklärung  gegeben.  Das  Buch  von  Scobell-Arm- 
strong  ,,War  and  Treaty  Legislation  1914 — 1921"  sagt 
S.  233:  Cash  assets  —  avoir  en  numeraire  ist  ein  neuartiger 
und  etwas  unbestimmter  Ausdruck,  der  nur  in  diesem  Ab- 
schnitt (Abschnitt  4  Teil  10)  vorkommt,  und  die  umfassende 
Definition,  die  in  §  11  des  Annex  in  dem  Art.  298  sich  be- 
findet, beseitigt  nicht  vollständig  die  Unklarheit,  die  dem 
Ausdruck  innewohnt.  Die  bestimmte  Abgrenzung  des  Be- 
griffs und  der  Kurssatz,  zu  welchem  die  Gutschrift  stattzu- 
finden hat,  sind  Fragen,  die  in  keiner  Weise  frei  von  Zweifel 
sind  und  die  nur  durch  eine  Entscheidung  des  gemischten 
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Schiedsgerichtshofes  befriedigend  gelöst  werden  können;" 
das  ist  die  ehrliche  Formulierung.  Der  gemischte  Schieds- 
gerichtshof wird  diese  Frage  zu  lösen  haben.  Das  Material 
der  anderen  Friedensverträge  der  alliierten  und  associierten 
Mächte  kann  nichts  zur  Lösung  der  Frage  beitragen.  Nach 
Art.  297  h  ist  es  deutlich,  daß  die  Liquidationserlöse  nicht 
zum  avoir  en  numeraire  gehören,  weil  hier  Liquidations- 
erlöse und  avoir  en  numeraire  nebeneinander  genannt  sind, 
und  nach  Art.  296  sind  nur  Liquidationserlöse  als  Gegen- 
stand des  Ausgleichsverfahrens  und  der  damit  verbundenen 
Valorisation  überhaupt  genannt.  Der  Friede  von  St.  Germain 
bestätigt  die  Notwendigkeit,  im  allgemoinen  die  Liquidations- 
erlöse und  das  avoir  en  numeraire  zu  trennen.  In  Art.  249 
des  Friedensvertrages  von  St.  Germain,  der  dem  Art.  297 
entspricht,  ist  der  Text  des  Art.  297  h  in  einer  interessanten 
Weise  gefaßt,  welche  es  gestattet,  das  Problem  schärfer  zu 
fassen.  Dort  heißt  es:  „Ausgenommen  in  den  Fällen,  wo 
gemäß  §  f  Naturalrestitutionen  bewirkt  worden  sind,  soll  der 
reine  Erlös  der  Liquidation  von  feindlichen  Eigentums- 
rechten oder  Interessen,  wo  immer  sie  belegen  sind,  der  er- 
zielt worden  ist,  entweder  auf  Grund  der  Kriegsgesetz- 
gebung oder  auf  Grund  dieses  Artikels  und  im  allgemeinen 
alle  Barguthaben  der  Feinde,  abgesehen  von  den  Liquida- 
tionserlösen oder  solchen  Barguthaben  in  alliierten  und  asso- 
ziierten Ländern,  die  Personen  gehören,  die  von  letztem 
Satze  des  §  b  eben  getroffen  worden  sind,  wie  folgt  behandelt 
werden."  Es  ist  also  zu  unterscheiden:  Liquidationserlöse 
und  avoir  en  numeraire  im  Gegensatz  zu  Liquidationserlösen. 
Eine  Bestimmung,  die  die  Liquidationserlöse  betrifft,  kann 
nicht  ohne  weiteres  auf  das  avoir  en  numeraire  angew-endet 
werden.  Man  versteht,  daß  der  englische  Autor  Scobell-Arm- 
strong  danach  die  Frage  für  erheblich  halten  muß,  ob  nicht 
die  Barguthaben  ,  die  als  avoir  en  numeraire  erscheinen,  zwar 
nach  Art.  297  h  dem  Ausgleichskonto  gutgeschrieben  sind, 
aber  andrerseits  nicht  der  Valorisation  unterliegen,  welche 
nach  Art.  296  nur  die  Vorkriegsschulden  und  die  Liquida- 
tionserlöse betrifft. 


—      üO 


In  der  Rechtsf)rechung  des  französischen  TAM  liegt 
wohl  bisher  nur  das  Urteil  des  Präsidenten  Sjoeborg  vor, 
welcher  die  Frage  der  Sequestrationskosten  behandelt, 
dieses  Urteil  hält  sich  vorsichtig  davor  zurück,  eine  allge- 
meine Begriffserklärung  des  avoir  en  numeraire  zu  geben: 
es  stellt  nur  fest,  daß  bezüglich  der  Sequestrationskosten, 
soweit  sie  nicht  im  Interesse  des  abwesenden  Angehörigen 
dieser  Staaten  nötig  war,  Gutschrift  zu  erfolgen  habe,  welche 
als  redressement  du  compte  aufzufassen  ist.  Hier  handelt  (!s 
sich  deutlich  um  einen  Teil  des  Vermögens,  der  Gegenstand 
einer  mesure  exceptionelle  gewesen  ist,  der  während  des 
Verlaufes  des  Krieges  verwirtschaftet  wurde  und  daher 
sachlich  nicht  anders  behandelt  werden  kann  wie  ein  Liqui- 
dationserlös.    (Vgl.  Urteil  der  Kammer  Sjoeborg  in  Sachen 

1.  de  Hausen  gegen  Etat  Allemand  IB  71; 

Urteil  vom  22.  1.  22, 

2,  Piquant  gegen  Etat  Allemand  I  B  61, 

Urteil  vom  22.  1.  22, 
'l.     Baron  de  Schwarz  gegen  Etat  Allemand  1  B  60, 
Urteil  vom  28.  I.  22). 

Das  Urteil  des  Präsidenten  Sjoeborg  behandelt  also 
nicht  die  ganze  Frage;  der  von  ihm  als  wesentlich  erklärte 
Gesichtspunkt,  daß  hier  ein  Teil  des  Barguthabens  Gegen- 
stand der  mesure  exceptionelle  gewesen  ist,  wird  für  jede 
Rechtsanwendung,  die  Text  und  Geist  des  Friedensvertrages 
achtet,  erheblich  sein. 

Das  Deutsch-Englische  Schiedsgericht  hat  den  Fall,  der 
nach  der  französischen  Behauptung  unter  das  Avoir  en 
Numeraire  und  damit  unter  die  angeblichen  Valorisierungs- 
pflichten  gehört,  im  Prozeß  des  Jockey  Warne  co.  Deutsches 
Reich  unseres  Erachtens  richtig  beurteilt.  Warne  hat  im 
März  1917  seine  Villa  und  seine  Ställe  für  M.  80  000  ver- 
kauft, während  er  selbst  im  deutschen  Internierungslager 
war.  Zum  1.  Januar  J918  erfolgte  der  Einzug  des  Käufers 
in  das  endlich  freiwerdende  Haus  und  die  Zahlung  des 
Preises.      Von   diesem    wurden    M.    5-1000   von    Warne    an 
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einen  Gläubiger  tiberwiesen,  während  M.  35  000  von  diesen^ 
bei  dem  Berliner  Jockeyklub  für  Warne  deponiert  wurden, 
ohne  daß  irgendeine  Regierungsmaßnahme  erfolgte.  Der 
K:iäger  hat  M.  35  000  zum  Kurse  vom  20.  März  1917  in  eng- 
lischer Währung  verlangt.  Das  Gericht  wies  die  Klage  ab, 
weil  kein  Fall  der  Haftung  des  Reichs  gegeben  sei.  Dieses 
Urteil  ist  von  der  größten  Bedeutung,  um  weitgehende  The- 
sen abzuweisen.  Der  Gedanke,  daß  man  aus  Art.  297  h  oder 
dessen  Annex  irgendwelche  Valorisierungspflichten  herleiten 
könnte,  wo  keine  mesure  exceptionelle  vorliegt,  ist  dem  Ge- 
richt ganz  fremd. 

C  o  p  y. 

Claim    N  o.  32   (in  den  Recueil  nicht  aufgenommen!) 

Ernest  William  Warne  of  St.  Mac- 
Ion  Newmarket,  British  (born  Stockton-on- 
Tees)  Doncaster,  in  England  January  1  st 
1869. 

Claim  brought  against  German  Govern- 
ment under  Section  4. 

A  r  t  i  c  1  e    297. 

In  1914  Claimant  was  residing  in  Hoppegarten  bei 
Berlin  and  he  was  interned  in  Ruhlcben  for  3K  years.  At  this 
time  Claimant  was  Jockey  and  the  owner  of  a  Villa  and 
vStables  in  Hoppegarten  w^hich  he  had  caused  to  be  built  at  a 
cost  of  90  000  marks,  being  practicall}-  the  savings  of  a 
life  time. 

During  the  time  that  Claimant  was  interned  he  was 
approached  by  Rittmeister  von  Zobeltitz  adjutant  to  the 
Crown  Prince  who  was  desirous  of  purchasing  a  contract 
was  enteres  into  between  Claimant  and  the  Rittmeister  on 
the  20th  March  1917,  under  which  the  Claimant  sold  this 
Villa  and  Stahles  to  the  said  Rittmeister  von  Zobeltitz  for 
the  sum  of  80  000  marks. 

The  said  Villa  was  let  at  this  time  to  a  tenant  and  posscs- 
sion  could  not  be  given  until  Ist  January  1918  an  the  said 
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Rittmeister  paid  over  to  a  Mr.  George  Long  a  'J'rainer  of 
Hoppegarten  the  said  stim  of  80  000  niarks  to  whoni  the 
Claimant  was  indebted  in  the  sum  of  54  000  marks,  and  the 
said  George  Long  paid  over  the  balancc  of  said  80  000  marks 
viz.  35  000  marks  to  the  German  Jockey  Ckib  wlio  have  cver 
since  retained  this  money. 

The  Claimant  now  seeks  to  bc  paid  the  said  sum  of 
35  000  marks  in  English  money  at  the  rate  of  Exchange  on 
the  20th  of  March  1917  when  the  Claimant  executed  the  said 
Contract. 

The  Claimant  directed  the  35  000  marks  the  balance 
of  the  purchase  to  behanded  over  to  the  German  Jockey 
Club  at  the  instigation  of  the  German  Government,  and  he 
contends  therefore  that  he  should  not  be  a  loser  by  this 
transaction  and  consequently  becomes.  an  Exceptional  War 
^feasure  under  Section  4  Art  297. 

Bernard  Abinger, 

Solicitor, 

7  Bow  Street,  Convent  Garden,  W  C  2. 

Erncst  William  Warne,  Claimant 

and 
Deutsche  Regierung,  Respondent. 

D  e  c  i  s  i  o  n. 

The  Tribunal  decide  that  the  Memorial  discloses  no  case 
for  the  Respondents  to  answer,  and  the  Claim  is  therefore 
dismissed,  and  the  Tribunal  make  no  order  as  to  costs. 

(Signed)   Eugen  Borel, 
R.  E.  Vaughan  Williams, 
Dr.  A.  N.  Zacharias. 
25th  November    192L 

IL    Barguthaben   und  feindliche   G  ü  l  o  r  . 
Rechte  und  Interessen. 

Für  die  Anwendung  des  Begriffs  cash  assets  ist  es 
wesentlich,  daß  man  zunächst  den   Zusammenhang  wertet, 
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in  dem  die  Vorschriften  des  Art.  297  h  und  des  Annexes  §  11 
vorkommen. 

Liegt  ein  feindliches  Vermögen  vor,  das  dem  Wirt- 
schaftskriege unterlag?  Die  sämtlichen  Bestimmungen  des 
Abs.  4  des  Friedensvertrages  behandeln  den  auf  den  Ge- 
bieten der  kriegführenden  Mächte  geführten  Wirtschafts- 
krieg. Sie  geben  die  Bestimmungen  über  den  Konflikt  der 
Staaten  mit  den  privaten  Vermögen,  Rechten  und  Inter- 
essen. Es  ist  unzulässig,  eine  einzelne  Bestimmung  aus  die- 
sem Zusammenhange  herauszureißen,  weil  dies  einerseits 
dem  Satze  widerspricht,  daß  der  Vertrag  als  ganzes  auszu- 
legen ist  und  weil  andrerseits  durch  den  Hergang,  welcher 
die  Entstehung  der  Art.  297  und  298  und  des  Annexes  be- 
trifft, vollständige  Klarheit  geschaffen  ist  über  die  Bedeutun- 
gen der  einzelnen  Bestimmungen.  Der  Art.  297  und  298 
kam  zustande  auf  Grund  des  französischen  Entwurfes.  Er 
wurde  in  englischem  Text  der  Commission  economique  im 
Februar  1919  vorgelegt  nach  einer  Bearbeitung  durch  Eng- 
land und  P'rankreich.  Das  ist  einerseits  klar  durch  die  aus- 
drückliche Festsellung  des  französischen  Staatsvertreters 
Pierre  Jaudon  über  die  Section  4,  indem  er  von  den  travaux 
preparatoires  francais  spricht.  (Jaudon  preface  zu  Gidel  et 
Barrault,  le  Traite  de  Paix  avec  l'Allemagne  S-  XVI).  Das 
geht  ferner  auch  sehr  deutlich  hervor  aus  den  Berichten  der 
amerikanischen  Kommissionsmitgliedcr  über  die  Redaktion 
des  Abs.  4  von  Teil  X  in  den  Hearings  S.  46  ff.  Der  Wider- 
spruch der  amerikanischen  Delegierten  gegen  das  Ausgleichs- 
verfahren hat  zu  seiner  Veränderung  geführt,  die  den  Art. 
297  h  betrifft,  indem  hier  Nr.  2  erst  nachträglich  entworfen 
wurde.  Im  ersten  Entwurf,  der  von  Frankreich  und  England 
gemacht  wurde,  war  das  System  des  Ausgleichsverfahrens 
ausschließlich  angenommen,  daher  waren  nur  die  Bestim- 
mungen des  Art.  297  h  Nr.  1  darin  enthalten.  Nachdem 
sicher  war,  daß  die  Amerikaner  gemäß  den  Instruktionen 
des  Kongresses  diesem  die  volle  Freiheit  bczgl.  der  Verwen- 
dung des  deutschen  Vermögens  vorbehielten,  wurde  einer- 
seits der  §  4  des  Annexes  hinter  298  eingesetzt,  in  den  dann 
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durch  einen  Zusatzantrag  mit  Rücksicht  auf  den  Lusitania- 
Fall  der  Tatbestand,  der  den  Aufbau  des  §  4  unterbricht,  ein- 
gefügt wurde.  Die  sämtlichen  Bestimmungen  des  Annexes 
haben  ursprünglich  also  mit  Ausnahme  dieses  Zusatzes  die 
Frage  des  Wirtschaftskrieges  im  Auge,  und  zwar  des 
Wirtschaftskrieges,  der  auf  den  Staatsgebieten  der  krieg- 
führenden Länder  geführt  war.  In  dieser  Beziehung  muß 
immer,  um  den  Zweck  der  Bestimmung  des  Art.  297  zu 
verstehen,  an  die  Tatsache  gedacht  werden,  daß  die  franzö- 
sischen Motive  zu  dem  Art.  297  ja  schon  vor  den  Friedens- 
vcrtragsverhandlungen  publiziert  waren  in  dem  Buche  von 
F.  Eccard  ,,Biens  et  Interets  frangais  en  Allemagne  et  en 
Alsace-Lorraine"  (Paris  1917).  Das  amtliche  Material,  das 
dienstlich  Herr  Alphand  im  Französischen  Auswärtigen  Amt 
hergestellt  hat,  die  Vorrede  von  Louis  Renault  stellt  den  Zu- 
sammenhang ebenso  sicher  wie  das  Formularmaterial  am 
Ende  des  Buches  und  die  Liste  in  Zwangsverwaltung  befind- 
licher französischer  Unternehmen  in  Deutschland.  Bei  Ec- 
card steht  auf  S.  145  das  Prinzip  der  Restitution,  das  heute 
in  Art.  297  f  steht,  auf  S.  206  ff,  auf  S.  215  war  vorge- 
schlagen, daß  der  Friedensvertrag  die  dommages-interets 
pour  actes  dommagcables  de  gestion  ou  autres  atteintes  a 
la  propriete  frangaise  enthalten  sollte;  auf  S.  218  wird  neben 
einem  auf  indemnite  für  Eingriff  ins  Eigentum  zu  richtenden 
Anspruch  auch  die  Haftung  des  Reiches  für  die  Zwangs- 
verwalter gefordert.  Dieses  Motivenbuch  ist  natürlich  nicht 
Auslegungsgrundlage  für  den  Richter,  der  den  Friedensver- 
trag anwendet,  aber  es  darf  niemals  bei  einer  Auslegung 
außer  Acht  bleiben,  welche  es  vermeidet,  den  uferlosen  Wort- 
interpretationen nachzugehen,  in  denen  sich  die  Stimmungen 
des  einzelnen  Beobachters  in  einer  Weise  auswirken  können, 
die  mit  Gerechtigkeit  und  Jurisprudenz  nichts  mehr  zu 
tun  hat. 

Das  Buch  von  Eccard  läßt  deutlich  erkennen,  daß  es  sich 
um  das  Vermögen  handelt,  welches  Franzosen  vor  dem 
Kriege  in  Deutschland  hatten.  Dasselbe  ergibt  sich  aus  den 
Unterlagen,  welche  aus  denjenigen  Kommissionen,  die  Art. 
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297  formuliert  haben,  hervorgingen,  mit  aller  Deutlichkeit. 
Besonders  wichtig  ist  auch  hier  das  Buch  von  Baruch:  The 
Alaking  of  the  Reparation  and  economic  sections  of  the 
Treaty,  S.  103,  der  wie  überall  auf  genauester  persönlicher 
Kenntnis  der  gedruckten  Kommissionsprotokolle  fußt;  Art. 
297  and  298  and  the  Annex  following  them  deal  with  the 
disposition  of  the  property  of  enemy  national  found  in  the 
territory  of  each  belligerent  nation  at  the  outbreak  of  war." 
Die  folgenden  Ausführungen  bei  Baruch  sprechen  davon, 
daß  die  hauptkriegführenden  Länder  Besitz  am  ganzen  oder 
an  einem  Teil  des  Privatvermögens,  das  an  ihrem  Gebiet 
gelegen  war,  ergriffen  hatten.  Auf  S.  102  ff.  ist  stets  nur  von 
diesen  und  unter  Sequester  gestellten  und  zum  Teil  liqui- 
dierten Vermögen  die  Rechte.  Derselbe  Satz  ist  auch  noch 
in  die  offiziöse  Darstellung  der  allgemeinen  Rechtsregeln 
bei  Gidel  &  Barrault  hineingeglitten,  eben  weil  er  natürlich 
im  Protokoll  der  commission  economique  zum  FV.  ge- 
standen hat.  (Gidel  &  Barrault,  L,e  Traite  de  Paix,  S.  27: 
Toute  mesure  exceptionelle  de  guerre  ou  toute  mesure  de 
disposition  ayant  cause  un  dommage  aux  biens  droits  ou  in- 
terets  dont  les  ressortissant  allies  ou  associes  etaient  pro- 
prietaires  sur  le  territoire  allemand,  tel  qu'il  existait  au  1er 
aoüt  1914,  ouvre  ä  ces  ressortissnats  allies  ou  associes  un 
droit  d'indemnite."  S.  25:  „La  section  IV  .  .  .  .  ne  s'applique 
qu'aux  biens,  droits  et  interets  se  trouvant  en  Allemagne  lors 
de  la  survenance  de  la  guerre." 

Bei  Gelegenheit  des  Abschlusses  des  FV.  ist  derselbe 
Gesichtspunkt  in  der  Note  der  deutsch-französischen  Dele- 
gation vom  22.  Mai  1918  klargestellt,  daß  Deutschland  es 
verstanden  hat,  daß  es  sich  um  das  bei  Anfang  des  Krieges 
in  den  feindlichen  Ländern  beiderseits  befindliche  Vermögen 
feindlicher  Staatsangehöriger  handelte.  Dasselbe  geht  deut- 
lich aus  der  Note  der  Friedensdelegation  vom  22.  Mai  19 
hervor  (Kraus-Rödiger,  Urkunden,  Bd.  1,  S.  518).  Das  Ulti- 
matum der  Entente  vom  16.  Juni  19  (Kraus-Rödiger,  Urkun- 
den Bd.  1.  S.  659)  weist  ebenso  deutlich  darauf  hin. 
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Durch  diese  Feststellung,^  werden  die  Gemischten 
Schiedsgerichte  darauf  hingewiesen,  daß  es  unzulässig  ist, 
Vermögen,  das  am  Anfang  des  Krieges  gar  nicht  in  Deutsch- 
land war  und  nicht  aus  dem  Ausland  nach  Deutschland  ge- 
kommen ist,  unter  die  Wirkung  des  Art.  297  h  7A\  stellen. 

Diese  allgemeinen  Erwägungen,  welche  es  ausschließen, 
daß,  soweit  keine  mesures  exceptionelles  vorliegen,  an  das 
Vorliegen  des  Barguthabens  besondere  Konsequenzen  nach 
VV.  geknüpft  werden  können,  sind  zu  stützen  durch  die 
Worte  des  Art.  297  a  des  VV. 

Art.  297  a  spricht  von  Kriegsmaßnahmen  Deutschlands 
gegen  Güter,  Rechte  und  Interessen  von  Staatsangehörigen. 
der  alliierten  Mächte.  Art.  297  e  spricht  von  der  Haftung 
des  Reichs  pour  les  dommages  ou  prejudice  causes  ä  leurs 
bicns,  droits  ou  interets  y  compris  les  societes  ou  associa- 
tions  dans  lesquelles  ils  etaient  interesses  sur  le  territoire 
aliemand,  tel  qu'il  existait  au  1er  aoüt  1914.  Es  kann  sich 
also  füglich  doch  nur  um  ein  Vermögen  oder  um  Interessen 
handeln,  die  vor  dem  1.  August  1914  bestanden  haben,  oder 
die  Surrogat  solchen  Vermögens  sind.  Der  Art.  297  h 
spricht  von  der  Haftung  des  Reichs  für  den  Reinerlös  der 
Liquidationen  und  erwähnt  dabei  auch  die  avoirs  en  nume- 
raire.  Sow^ohl  durch  Art.  296,  w-elcher  nur  von  Erlös  der 
Liquidation  spricht,  wie  auch  durch  die  Fortsetzung  des 
Art.  297  h  nach  Nr.  1  und  2  ist  es  deutlich,  daß  es  sich  um 
Bestimmungen  handelt,  welche  im  Zusammenhang  mit  den 
mesures  exceptionelles  stehen.  In  der  Anlage  hinter  Art.  298 
ist  die  Beziehung  auf  Rechte,  die  zu  Beginn  des  Krieges 
zugunsten  alliierter  Staatsangehöriger  bestanden,  besonders 
in  §  5  deutlich,  w^o  in  dem  englischen  Text,  der  zugrunde 
liegt,  deutlich  von  dem  Tatbestand  die  Rede  ist,  daß  un- 
mittelbar vor  dem  Ausbruch  des  Krieges  eine  im  allierten 
Staate  rechtsfähige  Aktiengesellschaft  Rechte  in  Deutsch- 
land hatte.  Die  Auskunftspflicht  des  §  10  des  Annexes  ist 
mit  Rücksicht  auf  diesen  Tatbestand  bis  zum  1.  Juni  1914  er- 
streckt.  In  §  11  ist  es  deutlich  durch  den  englischen  wie  fran- 
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zösischen  Text,  daß  es  sich  neben  den  Liquidationsguthaben 
um  Guthaben  handelt,  welche  mit  dem  Wirtschaftskriege 
etwas  zu  tun  haben.  Besondes  deutlich  ist  §  14,  auf  den  sich 
gerade  die  Klageschrift  beruft.  Nach  den  privatrechtlichen 
Auffassungen,  besonders  des  englischen  Rechts,  konnte  es 
selir  zweifelhaft  sein,  ob  unter  all  property,  rights  and  inte- 
rests,  welche  in  den  Siegerstaaten  Gegenstand  der  Liquidation 
sein  sollten,  auch  die  Forderungen  und  Barguthaben  mit  zu 
verstehen  seien.  Das  wird  daher  ausdrücklich  festgestellt. 
Daß  dies  die  Bedeutung  des  §  14  Abs.  1  ist,  geht  auch  aus 
der  Randnote  bei  Baruch:  The  Making  of  the  reparation  and 
economic  sections  of  the  Treaty,  S.  245,  hervor.  Diese  Noten 
sind  nach  der  Feststellung  auf  S.  14,  soweit  sie  für  die 
clauses  economiques  des  FV.  bei  Baruch  abgedruckt  sind, 
bei  Gelegenheit  der  Redaktion  der  Klauseln  des  Vertrages  in 
der  commission  economique  niedergeschrieben  worden.  Sie 
stammen  offenbar  aus  den  Kommissionsprotokollen.  Baruch 
sagt:  ,,The  notes  to  the  economic  clauses,  particulary,  illu- 
strate  the  manner  in  which  the  Economic  Commission  kept 
itself  informed  us  to  the  progress  of  its  work.**  Als  summary 
of  Contents  bei  Art.  14  sagt  er:  ,, Makes  clear  that  debts 
and  accounts  are  included  as  property**.  Er  fügt  im  Comment 
als  Bemerkung  der  amerikanischen  Delegation  in  §  14  des 
Annexes  hinzu:  ,,In  United  States,  Alien  Property 
Custodian  has  already  adopted  this  method.**  Ganz  deutlich 
enthält  also  §  14  keine  neue  Bestimmung  über  das  avoir  en 
numeraire,  in  welcher  man  über  den  Gedanken  des  Art.  297  h 
hinausgehend  andere  mögliche  Guthaben  begreifen  könnte, 
sondern  es  handelt  sich  um  eine  Begriffsbestimmmung  des 
Vermögens,  das  Gegenstand  des  Wirtschaftskrieges  war. 
Der  Deutsch-Englische  Gemischte  Schiedsgerichtshof  hat 
sich  auf  diesen  Standpunkt  auch  schon  richtig  im  Fall  des 
Jockey  Warne  (oben  S.  55  ff.)  gestellt:  ein  Depot  von 
35  000  M.  im  Januar  1918  gemacht,  das  unter  keiner 
Regierungsmaßnahme  stand  und  ruhig  bei  der  Stelle  gelegen 
hat,  bei  der  es  während  des  Krieges  deponiert  wurde,  ist 
nicht  vom  Reich  in  englischer  Währung  zu  zahlen. 
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Vertrag. 

Im  Rahmen  des  Art.  297  enthält  297  h  die  Theorie  über 
das  Schicksal  des  Vermögens,  welches  die  Siegerstaaten  aus 
dem  deutschen  Auslandsvermögen  in  der  Hand  haben  und 
außerdem  die  Regeln  über  die  Vollstreckung  des  Anspruchs, 
der  gegen  das  Reich  nach  Art.  297  e  zusteht.  Das  Aus- 
landsvermögen der  Deutschen  soll  nicht  ohne  weiteres  kon- 
fisziert werden,  sondern  soll  dem  Clearing-Fonds  des 
einzelnen  Siegerstaats  gutgeschrieben  werden  zugunsten 
Deutschlands.  Bleibt  trotz  der  Belastung  nach  §  4  Anlage 
hinter  Art.  298  ein  Ueberschuß,  so  geht  der  Ueberschuß  auf 
Reparationskonto.  Diese  Regelung,  die  heute  in  Art.  297  h 
unter  Nr.  1  steht,  war  die  ursprüngliche  des  französischen 
und  englischen  Entwurfes.  Als  Amerika  erklärte,  die 
Sektion  3,  d.  h.  das  Ausgleichsverfahren  nicht  annehmen  zu 
können,  wurde  dazu  die  Nr.  2  zugefügt.  Der  letzte  Absatz 
bezüglich  der  Liquidationen  in  den  neuen  Staaten  ist  erst 
auf  den  Einspruch  Deutschlands  den  ursprünglichen 
Friedensbedingungen  hinzugefügt  worden. 

Der  ursprüngliche  Entwurf  enthielt  nur  die  Be- 
stimmung des  Art.  297  hl.  Das  wird  durch  den  offiziösen 
französischen  Kommentar  von  Gidel  &  Barrault,  S.  82,  fest- 
gestellt. Erst  nachdem  mit  Rücksicht  auf  Amerika  der 
§  4  formuliert  war,  weil  der  amerikanische  Kongreß  sich 
jede  Freiheit  über  die  Verwendung  des  Auslandsvermögens 
der  Deutschen  in  Amerika  vorbehalten  hatte,  wurde  Art.  297  h 
Nr.  2  eingefügt.  Das  folgt  für  einen  aufmerksamen  Beob- 
achter auch  aus  den  Senatsprotokollen  vor  dem  amerika- 
nischen Senat.  (Hearings  before  the  Committec,  Sen.  Docu- 
ments  No.  106,  Gß  Congr.  i.  Session  S.  13— 3G.) 

Durch  einen  Zusatzantrag  muß  in  Art.  297  h  neben  der 
Erwähnung  der  produits  des  liquidations  erst  die  Erwähnung 
des  avoir  en  numeraire  hereingekommen  sein,  nachdem  der 
amerikanische  Antrag  und  seine  Formulierung  in  Art.  297  h 
Nr.  2  schon  vorlag.     Das  folgt  sehr  deutlich  aus  dem  fran- 
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zösichen  Text  von  Art.  297  h  Nr.  2;  dort  heißt  es:  le  produit 
des  biens,  droits  et  interets  et  les  avoirs  en  numeraire  des 
ressortissants  des  Puissances  alliees  ou  associees,  detenus 
par  rAllemagne  s  e  r  a  immediatement  paye  .  .  .**  Hier  hat 
natürlich  ursprünglich  das  Einschiebsel  der  avoirs  en 
numeraire  nicht  im  Text  gestanden.  Wie  die  ganze 
Bestimmung  über  die  avoirs  en  numeraire  in  den  Text 
hineingekommen  ist,  ist  noch  ein  Geheimnis  der  Sieger- 
staaten, aber  daß  von  vornherein  dem  Ausgleichskonto  nur 
das  produit  des  liquidations  gutgebracht  werden  sollte,  ist 
ganz  klar.  Das  folgt  im  übrigen  aus  den  Bestimmungen 
des  Art.  296,  wo  nur  die  Liquidationserlöse  genannt  smd. 
Diese  heute  auf  dem  besonderen  Liquidationskonto  be- 
stehenden Liquidationserlöse  sind  zu  valorisieren.  Es 
fehlt  dagegen  eine  ausdrückliche  Bestimmung  darüber,  daß 
die  Guthaben  überhaupt  zu  valorisieren  sind.  Weiter  unten 
wird  eingegangen  auf  die  Frage,  auf  welchen  rechtlichen 
Gesichtspunkten  überhaupt  die  Valorisierung  im  Friedens- 
vertrag beruht.  An  dieser  Stelle  genügt  die  Feststellung: 
der  Art.  297  h  regelt  einerseits  das  Schicksal  desjenigen  Ver- 
mögens, das  einem  Siegerstaat  als  fond  de  tresorerie,  wie 
die  Franzosen  sagen,  dem  Ausgleichamt  zur  Verfügung  ge- 
stellt wird.  Es  regelt  außerdem  das  Schicksal,  welches  das 
deutsche  Resultat  des  Wirtschaftskrieges  im  Verhältnis  zum 
Ausgleichskonto  hat.  Neben  den  Liquidationen  sind  die 
avoirs  en  numeraire  genannt.  Es  wird  einer  besonderen 
Darlegung  bedürfen,  um  die  Tragweite  des  Ausdrucks  g^ne- 
ralement  tous  les  avoirs  en  numeraire  zu  bestimmen.  Aber 
es  ist  klar,  daß  nur  die  Ergebnisse  des  Wirtschaftskrieges 
bei  den  avoirs  en  numeraire  in  Frage  kommen  können,  also 
solche  Guthaben,  die  durch  den  Wirtschaftskrieg  ergriffen 
worden  sind,  nachdem  sie  bestanden.  Insofern  hängt  der 
Begriff  des  avoir  en  numeraire  in  Art.  297  h  mit  der  Er- 
wähnung des  avoir  en  numeraire  in  Annexe  hinter  Art.  298 
§3  zusammen:  les  mesures  (exceptionelles)  qui  ont  eu  ou 
auront    pour   objet    de    saisir,    d'utiliser   ou    de    bioquer    les 
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avoirs  ennemis".  Es  handelt  sich  immer  wieder  um  die 
Hervorhebung  der  Tatsache,  daß  die  avoirs  en  numeraire, 
soweit  sie  den  Kriegsausnahmemaßnahmen  unterlagen,  dem 
Ausgleichskonto  gutzuschreiben  sind. 

Es  kann  sogar  die  Frage  aufgestellt  werden,  ob  für  die 
Auslegung  des  Art.  297  h  bezüglich  des  avoirs  en  numeraire 
nicht  von  dem  besonderen  Zwecke  des  Art,  297  h  ausge- 
gangen werden  muß.  Dieser  Zweck  ist,  das  deutsche  Ver- 
mögen im  feindlichen  Auslande  in  Beziehung  mit  der 
Haftung  für  die  deutschen  Schulden  zu  bringen.  Die 
Franken-,  Pfund-  und  Dollarguthaben  sollen  ebenso  wie 
die  Liquidationserlöse  herangezogen  werden  können  als 
fonds  de  tresorcrie  der  Ausgleichsämter  der  Siegerstaaten. 
Dagegen  besagt  der  Art.  297  h  für  die  Guthaben  in 
Deutschland  eigentlich  nichts.  Soweit  diese  Guthaben 
dem  Wirtschaftskrieg  unterlagen,  d.  h.  entweder  vor  dem 
Kriege  als  ausländische  Vermögen  in  Deutschland  be- 
standen oder  aus  ausländischem  Gut  während  des  Krieges 
angelegt  wurden,  fallen  sie  unter  Art.  297  e,  weil  sie  einer 
mesure  exceptionelle  unterlegen  haben.  Guthaben  aber,  die 
in  Deutschland  zugunsten  von  Feinden  erst  während  des 
Krieges  entstanden  oder  die  etwa  erst  drei  Monate  nach  dem 
Krieg  fällig  sein  sollten  und  die  niemals  den  Maßregeln  des 
Wirtschaftskrieges  unterworfen  waren,  können  unter 
Art.  297  h  gar  nicht  in  Betracht  kommen. 

IV.    Die  Worte  „avoir  en  num^rair  e". 

In  jedem  Versuch,  der  gemacht  wird,  ein  englisches 
Recht  auf  irgendeinen  in  Deutschland  bei  einer  Bank,  bei 
cmer  Hinterlegungsstelle  oder  bei  einer  sonstigen  Verwal- 
tung befindlichem  Geldbetrag  mit  den  Vorteilen  der  Valori- 
sation  auszustatten,  zeigt  sich  die  Tendenz,  die  Worte, 
welche  sich  auf  das  cash  assets  in  Art.  297  h,  §§  11  und  14 
des  Annexes  hinter  Art.  298  beziehen,  zu  verwerten.  Man 
wird  immer  wieder  bestrebt  sein,  aus  dem  VV.  eine  Rechts- 
regel herauszulesen,  nach  welcher  ohne  Rücksicht  auf  die 
Verhältnisse,  welche  die  Guthaben  begründeten,  überall  dort, 
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wo  bei  deutschen  Banken  oder  anderen  Stellen  Guthaben 
standen,  ohne  weiteres  der  Art.  297  anzuwenden  ist  und  man 
versucht  durch  eine  Wortauslegung  der  §§  14  und  11  des 
Annexes  hinter  Art.  298  zu  dem  Satz  zu  gelangen:  jedes 
Guthaben  eines  ehemals  feindlichen  Ausländers  in  Deutsch- 
land ist  zu  valorisieren.  Gegen  dieses  Verfahren  muß  aus 
Gründen  einer  wissenschaftlichen  Auslegung,  die  nur  von  der 
Gesamtheit  der  Bestimmungen  ausgehen  kann,  Verwahrung 
eingelegt  werden.  —  Mit  der  bekämpften  Methode  kommt 
man  zu  seltsamen  Beobachtungen  über  die  Redaktion  des 
FV.  —  Dieser  hat  in  Art.  296  Bestimmungen  über  die  Forde- 
rungen aus  Vorkriegsverträgen.  Er  unterscheidet  zwischen 
den  Forderungen,  die  vor  dem  Kriege  fällig  waren  und 
Forderungen,  die  während  des  Krieges  fällig  wurden.  Er 
unterwirft  außerdem  neben  den  Fällen  3  und  4  des  Art.  296 
dem  Ausgleichskonto  unter  Valorisation  auch  die  Liqui- 
dationserlöse.     Nun    sind    zahlreiche    der    Guthaben 


Forderungen.  Gegen  die  Gesichtspunkte  des  Art.  296 
sollten  jetzt  plötzlich  Forderungen,  die  nicht  aus  den  Vor- 
kriegsverträgen stammen,  auch  dann  valorisationspflichtig 
sein,  wenn  sie  nicht  den  Tatbestand  des  Art.  296  ent- 
sprechen. Dabei  verweist  der  §  14  seinerseits  noch  aus- 
drücklich auf  die  Anwendung  der  Bestimmungen  der 
Sektion  III.  Wer  dem  Friedensvertrag  diesen  Mangel  an 
Logik  zutrauen  will,  muß  innere  Gründe  dafür  geltend 
machen  können.  Ein  anderes  Argument  folgt  aus  Art.  299  a. 
Danach  bleiben  die  Verträge  über  Geldverbindlichkeiten  von 
der  Auflösung  unberührt. 

Dieser  Satz  ist  zwar  durch  den  Deutsch-Englischen 
Schiedsgerichtshof  im  Fall  des  Urteils  Kitzinger  contra  Dann 
(Recueil  S.  847)  bezweifelt  worden;  aber  der  Deutsch-Eng- 
lische Schiedsgerichtshof  hat  im  neuen  Urteil  Nathan  Gunn 
contra  Max  Gunz  Gase  211,  vom  26.  Juli  1922  ausgesprochen, 
daß,  wenn  in  einem  Vertrag  die  Fälligkeit  einer  Forderung 
für  einen  Zeitpunkt  nach  dem  Krieg  vorgesehen  sei,  dann 
keine  vorzeitige  Fälligkeit  und  keine  Ausgleichsfähigkeit 
anzunehmen    sei,    sondern    der    Gläubiger    höchstens    nach 
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Art.  304  des  VV.  vorgehen  könnte.  Dieses  Urteil  kann  nur 
so  verstanden  werden,  daß,  soweit  nicht  die  besonderen  Vor- 
schriften des  Art.  296  eingreifen,  eine  Valorisation  nach 
VV.  ohne  Grund  ist,  und  dieser  Gesichtspunkt  ist  wichtig, 
um  zu  beweisen,  daß  es  auch  Forderungen  gibt,  die  nach 
dem  VV.  eingeklagt  werden  können,  ohne  die  Valorisation 
zu  genießen.  Und  denselben  Gesichtspunkt  sehe  ich  auch  nach 
VV.  dort  angegeben,  wo  ein  cash  asset  vorliegt,  welche  nicht 
einer  außerordentlichen  Kriegsmaßnahme  unterworfen  war. 

Den  praktischen  Ergebnissen  nach  würde,  wenn  man 
in  Art.  297  h  und  den  Paragraphen  des  Annexes  einen  neuen 
neben  den  Vorschriften  des  Ausgleichsverfahrens  stehenden 
Satz  über  Valorisation  entdecken  wollte,  unter  Umständen 
ein  seltsames  Ergebnis  herauskommen,  das  jene  Methode 
genügend  beleuchtet.  Die  alliierten  und  assoziierten  Mächte 
haften  für  Markschulden  in  der  Währung  der  Siegerstaaten, 
ebenso  wie  für  Frankenguthaben.  Wenn  man  behaupten 
wollte,  daß  die  avoirs  en  numeraire  nach  Art.  297  auf  Grund 
eines  besonderen  aus  Art.  297  h  und  §  11,  §  14  hinter  Art.  298 
herauszulesenden  Satzes  allein  zu  valorisieren  seien,  so 
würde  man  zu  dem  Ergebnis  kommen,  daß  Frankreich 
oder  England  einen  Markbetrag,  der  ohne  ausgleichfähig 
nach  Art.  296  zu  sein,  bei  einer  französischen  oder  englischen 
Bank  als  Guthaben  des  deutschen  Gläubigers  während  dem 
Kriege  stand,  zum  Vorkriegskurs  auf  Grund  des  Art.  296  d  zu 
valorisieren  hätten.  Es  ist  bekannt,  welche  Schwierigkeiten 
CS  hat,  den  Privatschuldnern  im  Gebiet  der  Siegerstaaten 
begreiflich  zu  machen,  daß  sie  die  vor  dem  Kriege  fällig 
gewordenen  Mark  schulden  nicht  einfach  in  heutiger 
Markwährung  zurückzuzahlen  haben.  Welche  Schwierig- 
keiten würden  sich  erst  ergeben,  wenn  Guthaben,  die  erst 
nach  dem  Krieg  fällig  sein  sollten,  ebenso  zu  valorisieren 
wären,  obwohl  sie  niemals  Gegenstand  des  Wirtschafts- 
kriegs gewesen  sind? 

Die  einzelnen  Bestimmungen,  in  denen  das  avoir  en 
numeraire  erwähnt  ist,  müssen  immerhin  besonders  erläutert 
werden.      In   Art.  297    sind   neben    den    Liquidationserlösen 
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die  Guthaben  mit  einer  merkwürdigen  Generalklausel  er- 
wähnt: generalement  tous  les  avoirs  en  numeraire.  Der 
Satzteil  soll  einerseits  bedeuten,  daß  die  Liquidationserlöse 
auch  eine  Art  avoir  en  numeraire  seien,  wie  sich  das  auch 
in  Art.  297  h  am  Ende  ergibt  „et,  dans  ce  cas,  sa  valeur  en 
numeraire  sera  traitee**.  Andererseits  sollen  die  dem  Fonds, 
der  dem  Ausgleichamt  zur  Verfügung  steht,  zuzuführenden 
Guthaben,  abgesehen  von  den  Liquidationserlösen,  be- 
zeichnet werden.  Daß  diese  Guthaben  zu  valorisieren  sind, 
ist  dabei  nicht  gesagt.  Die  Guthaben  in  Siegerstaaten  in 
Franken  und  Pfunden  brauchen  nicht  valorisiert  zu  werden. 
Daß  deutsche  Markguthaben  im  Siegerstaat  valorisiert 
werden  sollten,  ist  nach  den  sicheren  Grundlagen  der  Valori- 
sation  nicht  anzunehmen  (unten  V).  Wo  Valorisation  erfolgen 
muß,  so  kann  sie,  wie  die  Urteile  von  Sjoeborg  ausgeführt 
haben  (vgl.  wie  oben  d'Hausen  contra  Etat  Allem.,  Schwarz 
&  Co.  contra  Etat  Allemand  und  Picquant  contra  Etat  Alle- 
mand),  nur  auf  dem  Boden  des  Art.  297  e,  d.  h.  insoweit 
Liquidation  oder  Sequestration  vorlag,  Platz  greifen.  Aus 
welchem  Grunde  sich  die  emphatische  Vorhebung  generale- 
ment tous  les  avoirs  en  numeraire  (in  general  all  cash 
assets)  erklärt,  wird  durch  die  Kriegsgesetzgebung  Frank- 
reichs klar.  In  der  Tat  hat  nämlich  Frankreich  schon  am 
Anfang  des  Krieges  wie  nach  dem  Friedensschluß  eine  ganze 
Reihe  von  Bestimmungen  nötig  gehabt,  um  alle  die  in  Be- 
tracht kommenden  Fälle  des  deutschen  Guthabens  zu  erfassen. 
Zum  avoir  en  numeraire  gehören  zunächst  die  Münzen. 
Nach  dem  Zirkular  des  Garde  des  Sceaux  vom  13.  Oktober 
1914  sind  besonders  die  deniers  hervorgehoben  (Reu los 
S.  44) ;  sie  sind  eigentlich  mit  dem  numeraire  gemeint.  Von 
Haus  aus  ist  der  Begriff  ein  fester  im  bisherigen  Völker- 
recht. Er  steht  in  der  Haager  Landkriegsordnung  (lois  et 
coutumes  de  la  guerre  sur  terre)  Art.  53.  Dort  ist  unter- 
schieden zwischen  numeraire,  fonds,  valeur  exigible.  Es 
ist  gesprochen  von  der  Möglichkeit,  daß  eine  Okkupations- 
armee Besitz  von  solchem  Staatseigentum  nimmt.  Der 
amerikanische  Entwurf  zum  Reparationsteil  hat  daher  in 
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Art.  238  wohl  schon  die  Restitutionspflicht  für  weg- 
genommenes Geld  gehabt,  welches  Privaten  im  besetzten 
Gebiet  von  der  deutschen  Armee  entführt  worden  war 
(restitution  in  cash  of  cash  taken  away).  Insofern  beruht 
der  Artikel  auf  den  Anklagen  der  Entente  gegenüber  der 
deutschen  Armee  (vgl.  Garner,  International  law  and  the 
World  war,  Bd.  II,  S.  129  ff.).  In  der  französischen  Ueber- 
setzung  ist  hier  each  cash  auch  richtig  mit  espece  übersetzt 
(la  restitution  en  espece  les  espece  enlevees).  Der  Gedanke 
des  Art..  53  der  Convention  de  la  Haye  von  1907  über  das 
Landkriegsrecht  liegt  nun  noch  deutlich  dem  §  11  zugrunde. 
Während  allgemein  die  avoirs  en  numeraire  wie  die  Liqui- 
dationserlöse zu  behandeln  sind,  ist  angenommen,  daß  cash 
asset,  welches  den  alliierten  und  assoziierten  Mächten  ihren 
Einzelstaaten,  Provinzen  oder  Gemeindeverbänden  gehört, 
nicht  nach  Art.  297  h  zu  behandeln  ist,  weil  es  eben  nach 
Art.  238  herauszugeben  ist.  Die  Uebersetzung  avoir  en 
numeraire  für  cash  assets  wurde  absichtlich  gewählt,  damit 
nicht  numeraire  in  der  Bedeutung  nur  als  Zahlungsmittel, 
d.  h.  des  baren  Geldes,  erscheinen  konnte.  Mit  dieser  Be- 
griffserweiterung hängt  das  Wort  tous  les  avoirs  en 
numeraire  zusammen.  Es  ist  nicht  nur  Bargeld,  sondern 
auch  geldwerte  Guthaben. 

Die  verschiedenen  Formen  der  deutschen  Guthaben  sind 
besonders  von  der  französischen  Gesetzgebung  am  Anfang 
des  Krieges  ausführlich  behandelt  worden.  Das  deutsche 
Vermögen  soll  nach  dem  Circulaire  du  Garde  des  Sceaux 
vom  13.  Oktober  1914  (Reulos  S.  45)  auch  dann  erfaßt 
werden,  wenn  es  Einlage  (apport),  Geschäftsanteil  (part  de 
societe)  oder  Gewinnanteil  eines  Gesellschafters  ist.  Das 
Guthaben  soll  auch  dann  erfaßt  werden,  wenn  es  einem 
neutralen  oder  französischen  Treuhänder  zusteht,  Reulos 
S.  251,  hebt  hervor,  daß  unter  die  Guthaben  des  milliers  de 
creances  de  banque  des  maisons  de  commerce  ou  de  parti- 
culiers  austro-allemands  gehört  hätten,  allein  im  Departement 
der  Seine.  Das  Circulaire  du  pr^sident  de  Tribunal  civil  de 
la  Seine  bei  Reulos  S.  147  unterscheidet  daher  diese  ver- 
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schiedenen  Guthaben.  Das  Zirkular  vom  27.  Oktober  1914 
du  Garde  des  Sceaux  (Reulos  S.  54)  unterscheidet  zwischen 
valeurs  mobilieres  deposees  en  compte  des  banques  ou  en- 
fermees  aux  coffres-forts  loues  aux  banques.  Es  unter- 
scheidet zwischen  Banken,  Bankfilialen  und  Bankagenturen, 
bei  denen  Konten  stehen.  Durch  das  französische  Gesetz 
betreffend  die  Registration  deutschen  Eigentums  ist 
wiederum  eine  umfangreiche  Kasuistik  der  verschiedenen 
Guthabenarten  gegeben.  Es  werden  unterschieden  die  Be- 
sitzer von  Gegenständen  oder  Guthaben  (Detenteurs, 
gerants,  gardiens,  surveillants),  die  Summenschuldner,  die 
Aktien  (actions),  Gründeranteile  (parts  de  fondateur)  usw. 
Auf  S.  327  bei  Reulos  sind  die  verschiedenen  Guthaben,  die 
Gegenstand  der  Sequestration  sind,  nach  Maßgabe  der  Rund- 
schreiben der  Compagnie  des  agents  de  change  hervor- 
gehoben. Wer  diese  Kasuistik  übersieht,  kann  nicht 
zweifeln,  daß  mit  dem  generalement  tous  les  avoirs  en 
numeraire  in  Art.  297  h  die  verschiedenen  Rechtsformen  der 
Guthaben  gemeint  sind.  Es  ist  klar,  daß  nach  französischem 
Recht  die  Schwierigkeit  auftreten  mußte,  in  welcher  Weise 
die  unter  Sequester  stehenden  Guthaben,  die  nicht  zu 
sequestrierten  Unternehmungen  gehörten,  sich  unterschieden 
von  den  Forderungen  der  einzelnen  Deutschen,  die  ins  Aus- 
gleichsverfahren gehörten.  In  der  Tat  sind  diese  Schwierig- 
keiten in  Frankreich  eingetreten  und  durch  die  bei  Gidel  & 
Barault  zitierte  französische  Ordnung  gelöst  worden. 
(Gidel  &  Barrault,  S.  398  ff.  circulaire  des  Garde  des  Sceaux 
vom  24.  Juli  1920.  Bei  Gidel  &  Barrault,  S.  412  ff.)  Da- 
gegen ist  gerade  das  französische  Recht  ein  Beweis  dafür, 
warum  nach  französischer  Auffassung  alle  Guthaben  unter 
Art.  297  h  fallen  sollten.  Durch  die  gesetzliche  Konsti- 
tuierung aller  Schuldner  zu  Sequestern,  wie  sie  im  Gesetz 
vom  22.  Januar  1916  vorgesehen  waren,  für  den  Fall,  daß 
der  Schuldner  des  Deutschen  den  Antrag  stellte,  waren 
deutsche  Guthaben  in  Frankreich  tatsächlich  Gegenstand  von 
mesures  exceptionnelles  geworden.  Dagegen  ist  dort,  wo 
keine  solche   Maßnahme  vorliegt,  es  ungerechtfertigt,  von 
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€inem  Guthaben  im  Sinne  des  Art.  297  h  und  des  §  11  des 
Annexes  hinter  Art.  298  zu  sprechen.  Der  Zusammenhang 
des  avoir  en  numeraire  in  Art.  297  h  und  §  11  mit  den  Maß- 
nahmen des  Wirtschaftskrieges  tritt  einerseits  durch  den 
Zusammenhang  mit  Art.  53  der  Haager  Landkriegsordnung, 
andererseits  durch  den  Hinweis  auf  das  französische  Kriegs- 
wirtschaftsrecht deutlich  hervor. 

Was  nun  den  §  11  des  Annexes  betrifft,  so  lautet  dieser 
wie  folgt: 

Dans  le  terme  avoir  en  numeraire  il  faut  comprendre 
tous  les  depots  ou  provisions  constitues  avant  ou  apres  la 
declaration  de  guerre,  ainsi  que  tous  les  avoirs  provenant 
de  depots,  de  rcvenus  ou  de  benefices  par  les  administra- 
teurs  sequestre  ou  autres  de  provisions  constituees  en 
banque  ou  de  toute  autre  source,  ä  Texclusion  toute  somme 
d'ar^nt  ap|)artenant  aux  puissances  alliecs  ou  associees 
ou  a  leurs  Etats  particuliers,  provinces  ou  municipalites. 

Es  wird  hier  definiert,  was  avoir  en  numeraire  in 
Art.  297  h  und  §  11  Annexe  hinter  Art.  298  bedeutet.  Diese 
beiden  Fälle  beziehen  sich  aber  durch  den  Zusammenhang, 
in  dem  sie  stehen,  deutlich  auf  Fragen  des  Wirtschafts- 
krieges. Nur  insoweit  ein  Guthaben  dem  Wirtschaftskrieg 
unterlegen  ist,  kann  es,  wenn  die  Bestimmung  des  §  11  zu- 
trifft, unter  die  Anwendung  des  Art.*297  h  fallen.  Nach 
§11  gehört  zum  avoir  en  numeraire: 

1.  natürlich  das  Bargeld,  Münzen  wie  Banknoten  unct 
andere  gesetzliche  Zahlungsmittel,  das  liegt  im  cash  und  im 
numeraire,  ist  auch  durch  die  obige  Begriffsbestimmung 
gedeckt. 

2.  Depot  oder  fonds,  d.  h.  Guthaben,  vor  oder  nach 
Kriegserklärung  errichtet,  aus  Mitteln  der  ressortissants  allies. 

3.  Guthaben  aus  Depots,  Einkünften  oder  Gewinnen, 
die  von  Verwaltern,  Sequestern  und  anderen  aus  Fonds  ein- 
gezogen worden  sind,  die  angelegt  waren  (places)  oder 
anders  vorher  verdient  werden. 

Unter  diese  Bestimmung  kann  z.  B.  ein  erst  4  Monate 
nach  Januar  1920  fälliges  Guthaben  nicht  fallen,  das  gar  nicht 
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cash,  d.  h.  Bargeld  im  englischen  Sinne  ist.  Es  ist  un- 
möglich, eine  zukünftige  Forderung  mit  dem  Bargeld  gleich- 
zusetzen. Es  ist  noch  viel  weniger  möglich  zu  behaupten^ 
daß  ein  beim  Inkrafttreten  des  Friedens  vorhandenes  Gut- 
haben auf  einen  höheren  Betrag  geltend  gemacht  wird,  der 
erst  nach  Inkrafttreten  des  Friedens  auf  diesem  Konto  stand. 
Unter  diese  Bestimmung  kann  ein  bei  der  Reichsbank 
als  Hinterlegungsstelle  hinterlegtes  Guthaben  nicht  fallen» 
welches  niemals  von  einer  außerordentlichen  Zwangsverwal- 
tungsmaßnahme ergriffen  ist.  Die  Reichsbank  als  große 
Hinterlegungsstelle  kann  hier  gar  nicht  haftbar  gemacht 
werden.  Es  kommen  Haftungen  nur  in  Betracht,  soweit  auf 
der  Reichsbank  stehende  Guthaben,  die  durch  Zahlungen 
von  Schuldnern  feindlicher  Staatsangehöriger  entstanden 
sind,  unter  Kriegsausnahmemaßnahmen  gefallen  sind. 
Ebenso  fällt  nicht  unter  die  Haftung  des  Reichs  für  Valori- 
sation  das  Guthaben  eines  Mündels  feindlicher  Staats- 
angehörigkeit, welches  der  Vormund  oder  Testamentsvoll- 
strecker in  deutschen  Werten,  z.  B.  in  Kriegsanleihe.*) 
angelegt  hat.  Eine  Haftung  des  Staates  ist  nur  gegeben, 
soweit  ein  amtlicher  Akt  die  Zeichnung  von  Kriegsanleihe 
oder  die  Sperrung  des  Guthabens  herbeigeführt  haben  sollte. 
Die  zahlreichen  »Summen,  welche  während  des  Krieges  in 
Deutschland  stehen  bleiben,  weil  sie  aus  Kostenvorschüssen 
oder  aus  Sicherheitsleistungen  aus  dem  Arrestverfahren  bei 
Gerichtskassen  angezahlt  waren,  ohne  daß  vor  Ausbruch  des 
Krieges  die  gesetzlichen  Voraussetzungen  für  die  Freigabe 
des  Vorschusses  oder  der  Sicherheit  eingetreten  wären,  sind 
ebenso  nicht  mit  den  Barguthaben  im  Sinne  des  VV,  zu 
verwechseln.  Hier  ist  von  seiten  des  deutschen  Staates 
überhaupt  keine  Handlung  unternommen  worden,  wenn 
nicht  das  freigegebene  Guthaben  von  einer  Staatsbehörde 
zurückgehalten  wurde.  Dagegen  sind  die  Fälle,  die  auf  dem 
Boden  des  Art.  ^97  und  des  §  11  Annex  hinter  Art.  298  für 
die  Haftung  in   Betracht  kommen,   alle  diejenigen,   welche 


1)   So  richtig  das  Urteil  Drcssel  gegen  Reich  vom  8.  5.   1922 
des  deutsch-engl.  gem.  Schiedsgerichts. 
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—  wie  §  11  es  sagt  —  mit  der  Sequestration  irgendwelchen 
tatsächlichen  Zusammenhang  haben.  Also  die  vom  Zwangs- 
verwalter gemachte  Hinterlegung  der  Geschäftsüberschüsse, 
die  Einziehung  von  Forderungen  des  feindlichen  Staats- 
angehörigen durch  den  Zwangsverwalter,  welche  zu  einer 
Verwaltung  über  die  Summen  führt,  die  Sicherheits- 
leistungen, welche  der  Zwangsverwalter,  um  Zurück- 
behaltüngsrechte von  Gläubigern  des  feindlichen  Staats- 
angehörigen abzuwenden  oder  um  gegenüber  Arresten  Auf- 
hebung zu  erzielen,  hinterlegt  hat.  Hier  sind  Summen  durch 
Handlungen  von  Personen  gebunden,  welche  die  Aufsicht 
und  Zwangsverwaltung  über  den  feindlichen  Staatsangehö- 
rigen zu  organisieren  hatten. 

Der  §  14  des  Annexes  endlich  kann  nichts  Selbständiges 
für  die  ganze  Frage  besagen,  ob  jedes  zugunsten  eines  Eng- 
länders oder  Franzosen  in  Deutschland  bestehende  Guthaben 
zu  valorisieren  sei.  Der  §  14  enthält  nebeneinander  die  Auf- 
zählung von  dette,  credit  und  compte.  Er  stellt  also  sicJier, 
daß  er  nicht  nur  für  Forderungen  gelte,  sondern  auch  z.  B. 
für  das  Guthaben,  das  durch  ein  in  Deutschland  erteiltes 
Akkreditiv  bei  einer  französischen  Bank  für  einen  Deutschen 
entstanden  ist  oder  für  die  Guthaben,  die  ohne  privatrecht- 
liche Forderung  zu  sein,  dem  einzelnen  dadurch  erwachsen 
sind,  daß  er  bei  einer  Behörde  oder  bei  einer  Gerichtskasse 
eine  Summe  in  Hinterlegung  gegeben  oder  zur  Sicherheit 
eingezahlt  hat.  Der  §  14  Abs.  1  spricht  aber  im  Gegensatz 
zu  denjenigen  Bestimmungen,  die  deutlich  die  Valorisation 
erwähnen  (Art.  296  Abs.  4  und  §  14  Abs.  2  bezüglich  der  For- 
derungen aus  Art.  297  für  die  nicht  clearenden  Staaten)  nicht 
vom  Vorkriegskurs,  sondern  von  der  methode  de  payement. 
also  vom  Zahlungswege.  Der  §  14  Abs.  1  muß,  wenn  er 
richtig  angewendet  wird,  auf  die  verschiedenen  Fälle  des 
Art.  297  hin  untersucht  werden.  Die  Forderungen  und  die 
genannten  credits  und  comptes  müssen  nach  Art.  297  a, 
297  b,  297  d,  297  e,  297  h  und  nach  §  4  Anlage  hinter  Art.  298 
beurteilt  werden.  Das  sind  die  Fragen,  bei  denen  For- 
derungen und  Guthaben  ebenso  wie  Eigentum  erscheinen, 
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und  durch  den  §  3  Anlage  hinter  Art.  298  ist  es  ganz  klar, 
daß  der  Hauptfall  durch  die  Blockierung  von  Forderung  und 
Guthaben  gegeben  ist.  So  gilt  danach  für  die  Forderungen 
und  Guthaben,  daß  ältere  Kriegsausnahmemaßnahmen 
Deutschlands  außer  Kraft  treten,  daß  auch  Forderungen  und 
Guthaben  der  Liquidation  unterliegen,  soweit  nicht  der  VV. 
im  Ausgleichverfahren  ihre  Zahlung  anordnet,  daß  endlich 
die  während  des  Krieges  getroffenen  Kriegsausnahmemaß- 
nahmen und  measures  of  transfer  definitiv  sind,  endlich  daß 
Deutschland  für  beschlagnahmte  und  liquidierte  Forde- 
rungen und  Guthaben  zu  haften  hat.  Es  ist  immer  das  avoir 
bloque,  das  von  Deutschland  benutzt  worden  ist.  Unter 
diesem  Zusammenhange  spricht  auch  Art.  297  h  Nr.  2  von  den 
Guthaben,  die  von  Deutschland  zurückgehalten  worden  sind 
(held  by  Germany).  Wie  man  aus  §  14  Abs.  1  irgendeinen 
Schluß  über  generelle  Valorisation  von  Forderungen  und 
Guthaben  herleiten  kann,  ist  unauffindlich. 

Zusammenfassend  dürfte  zum  Begriff  des  avoir  en 
numeraire  zu  sagen  sein:  Es  ist  ein  entsprechend  der  Haager 
Landkriegsordnung  gebildeter  Begriff  für  das  sequestrierte 
Guthaben,  das  den  mesures  exceptionnelles  unterstanden  hat. 
Dagegen  wird,  insoweit  keine  mesure  exceptionnelle  vorlag 
und  die  Haftung  des  Reichs  Art.  297  e  nicht  in  Betracht 
kommt,  auch  ein  Guthaben  im  Sinne  des  §  14  nicht  in  Frage 
kommen. 

V.    Der  Rechtsgrund  der  Valorisation. 

Es  ist  notwendig,  die  Frage  zu  stellen,  aus  welchem 
Grunde  der  Friedensvertrag  eine  Valorisation  vorsieht. 
Diese  Frage  kann  mit  der  Wortauslegung  der  §§11  und  14 
des  Annexes  zu  Art.  298  nicht  entschieden  werden.  Es  ist 
notwendig,  den  inneren  Grund  der  Valorisation  festzustellen. 

1.  Die  Valorisation  beruht  einerseits  auf  dem  Gedanken, 
die  Vorkriegsverträge  in  einer  Weise  abzuwickeln,  die  den 
ökonomischen  Bedingungen  entspricht,  welche  ihrem  Ab- 
schluß zugrunde  liegen.  Die  Motive  zur  Valorisation  sind 
völlig    klar    durch    die    oben    angeführten    amerikanischen 
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Texte,  d.  h.  einerseits  durch  die  Protokolle  über  die  Ver- 
nehmung der  amerikanischen  Friedensunterhändler  vor  dem 
Senat  (Hearings  S.  14,  Aussage  A.  Bradley  W.  Palmer), 
andererseits  durch  das  Buch  von  Baruch  S.  101  ff.,  108  ff. 
Man  wollte  Deutschland  haften  lassen  für  Valorisation 
aus  Schulden  von  Vorkriegsverträgen,  weil  Frankreich 
und  England  in  ähnlicher  Weise  am  Anfang  des 
Krieges  finanzielle  Opfer  gebracht  hatten,  um  es  ihren 
Banken  zu  ermöglichen,  die  Verpflichtungen  der  Vorkriegs- 
verträge zu  erfüllen.  In  diesem  Zusammenhang  mit  den 
Kalkulationsgrundlagen  der  Vorkriegsverträge  liegt  der 
Grund  für  die  Valorisation  nach  Art.  296.  Amerika  hat 
das  Ausgleichsverfahren  deswegen  abgelehnt,  weil  nach  Dar- 
legung seiner  Unterhändler  eben  dieser  Grund  für  Amerika 
nicht  bestand,  da  die  amerikanischen  Kaufleute  lange  vor  der 
Kriegserklärung  Zeit  gehabt  hatten,  sich  auf  den  Kriegs- 
zustand einzustellen.  Dieser  Grund  der  ganzen  Valorisation 
besteht  für  alle  diejenigen  Beträge  nicht,  welche  sich  vor 
dem  Kriege  durch  irgendeinen  Zufall  auf  einer  deutschen 
Verwaltungsstelle,  Hinterlegungsstelle  oder  bei  einer  Bank 
befanden,  und  niemals  Gegenstand  einer  außerordentlichen 
Maßnahme  gewesen  sind,  wie  z.  B.  der  Treuhänder- 
verwaltung. 

2.  Dagegen  ist  durch  die  feste  Praxis  des  Gemischten 
Schiedsgerichtshofes  ein  Gedanke  herausgearbeitet  worden, 
der,  obwohl  er  hart  ist,  doch  nicht  ungerecht  ist.  Es  ist 
der  Gedanke,  daß  in  allen  Fällen,  in  denen  durch  einen  Akt 
des  Reichs  ein  schon  bestehendes  Forderungsrecht  so  fixiert 
wurde,  daß  die  Beträge  nicht  ins  Ausland  abwandern 
konnten,  d.  h.  aus  dem  Gedanken  des  Art.  297  e,  das  Reich 
für  den  Eingriff  in  Forderungsrecht  haftbar  ist.  Auf  diesem 
Gedanken  beruhen  Urteile  der  Kammer  Mercier  und 
Sjoeborg  des  deutsch-französischen  Schiedsgerichtshofes. 
In  der  Kammer  Mercier  beruht  auf  diesem  Gedanken  die 
Valorisation  des  Liquidationserlöses  im  Falle  Guy  de  Wendel 
contra  Etat  allemand,  Rec.  1921  S.  321,  Valorisation  der  im 
Jahre  1918  gutgeschriebenen  Verkaufssumme  im  selben  Fall 
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Rec.  1921  S.  323;  ferner  die  Valorisation  der  Sequester- 
honorare, die  aus  der  Zwangsverwaltungsmasse  bezahlt 
wurden  und  welche  dem  französischen  Eigentümer  wieder 
gutgebracht  werden  müssen,  im  Falle  Kastler  contra  Etat 
allemand,  Rec.  1921,  S.  326. 

VI.  Die  Haftung  bei  den  unter  außerordent- 
lichen Kriegsmaßnahmen    gewesen  en    ca'sh 

a  s  s  e  t  s. 

Ist  das  Bankguthaben  unter  einer  außerordentlichen 
Kriegsmaßnahme  gewesen,  so  haftet,  wie  bei  allen  Fällen 
von  Art.  297  e  stets  nur  das  Reich. 

Das  Deutsch-englische  Gemischte  Schiedsgericht  hat 
schon  in  Sachen  Franz,  Bov.  Catt.  gegen  Bad.  An.  Sod.  F. 
Rec.  1921  S.  319  entschieden,  daß  es  aus  Art.  297  keine  Klage 
gegen  den  Privaten  gibt. 

Das  deutsch-französische  TAM.  hatte  eine  große  Zahl 
v^on  Gelegenheiten,  sich  mit  der  Frage  zu  beschäftigen. 
Auch  dort,  wo  der  Gedanke  dringend  war,  daß  man  gegen 
ein  deutsches  Privatrechtssubjekt  klagen  konnte  wie  im 
Falle  Societe  anonyme  de  Charbonnage  Frederic  Henri 
contra  Et.  all.  wurde  die  Restitution  nicht  von  der  Gesell- 
schaft verlangt,  die  selbst  den  Vorteil  von  Verkauf  der 
Aktien  der  Klägerin  gehabt  hatte,  sondern  es  wurde  gegen 
das  Reich  geklagt,  vgl.  Rec.  1921  S.  12,  86  und  422.  Die 
zahlreichen  Prozesse,  in  denen  es  sich  um  Mobilien  handelt, 
welche  in  der  Hand  deutscher  Vertragsschuldner  sind, 
werden  nicht  gegen  diese  geltend  gemacht,  sondern  gegen 
das  Deutsche  Reich  auf  Grund  des  Art.  297.  Ueber  den 
Grund  der  Haftung  des  Reichs  kann  man  streiten.  Aber  ge- 
wisse Erwägungen  sind  vom  TAM.  so  dringend  vorgetragen 
worden,  daß  kein  anderes  TAM.  leichthin  davon  abweichen 
wird.  So  legt  Herr  Präsident  Asser  in  Sachen  Bignon  den 
Unterschied  zwischen  den  Bestimmungen  des  Art.  300  und 
des  Art.  297  so  dar,  daß  er  den  Abschnitt  V  Teil  X  des 
Friedensvertrages  als  privatrechtlichen  bezeichnet,  während 
der  Art.  297  e,  die  Klage  gegen  den  deutschen  Staat,  damit  als 
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öffentlich  rechtlicher  betrachtet  wird.  In  Sachen  Marqua 
S.  106  ff.  wird  der  Anspruch  gegen  das  Reich  für  die  Frage, 
ob  Verzicht  vorliegt,  sehr  wohl  von  einem  Vertragsanspruch 
gegen  den  Vertragsschuldner  geschieden  (Rec.  S.  107).  In 
Sachen  Monnet  gegen  Deutsches  Reich  Rec.  S.  421  wird  auf 
die  Eigenart  dieser  öffentlich-rechtlichen  Haftung  des  Reichs 
hingewiesen  und  dieselbe  wird  von  irgendeiner  Haftung 
aus  der  Sequestration  unterschieden.  Kurz,  durchweg  tritt 
bisher  der  einfache  Rechtsstandpunkt  hervor,  daß  aus 
Art.  297  das  Reich  und  nur  dieses  haftbar  gemacht  werden 
kann.  So  ist  auch  in  der  Literatur  bisher  der  Art.  297  ver- 
standen worden,  vgl.  Baruch,  The  Making  of  the  reparation 
and  the  economic  section  of  the  treaty,  S.  103 :  She  (Germany) 
must  make  compensation  for  damages  inflicted  upojn  property 

be  the  application  of  ,,exceptional  war  measures" Auch 

der  Kommentar  von  Gidel  &  Barrault  S.  29  spricht  nur  von 
einem  Schadensersatzanspruch  gegen  das  Reich.  Jeder  Ver- 
such in  anderer  Richtung  muß  notwendigerweise  unfruchtbar 
bleiben,  weil  er  nicht  genügend  mit  dem  Aufbau  der  Rechts- 
folgen in  Art.  297  rechnet.  Der  Art.  297  d  hat  die  Kriegs- 
ausnahmemaßregeln und  die  mesures  de  disposition  für  end- 
gültig und  jedermann  gegenüber  wirksam  erklärt.  Der 
Art.  297  e  schafft  einen  Anspruch  auf  indemnite  gegen  das 
Reich,  soweit  Deutschland  diese  Maßnahmen  ergriffen  oder 
liquidiert  hat  oder  durch  Anwendung  der  Kriegsausnahme- 
maßnahmen Schaden  verursacht  war.  Art.  297  f  führt  die 
Möglichkeit  ein,  daß  der  Angehörige  der  Siegerstaaten  den 
ihm  entzogenen  Gegenstand  sich  restituieren  lassen  kann. 
Selbst  diese  Restitution  führt  nicht  zu  Haftungen  des 
einzelnen  deutschen  Besitzers,  sondern  das  Reich  muß  die 
notwendigen  Maßnahmen  ergreifen,  um  den  Eigentümern, 
die  den  Besitz  verloren  hatten,  wieder  in  den  Besitz  dieses 
Gegenstandes  zu  setzen.  Art.  297  h  schafft  nur  den  Weg, 
auf  welchem  der  Liquidationserlös  und  die  unter  Liquidation 
mitfallenden  Guthaben  demjenigen  Staate  gutgebracht 
werden  können,  dem  der  betroffene  Staatsangehörige  an- 
gehört hat.     Auch  Art.  297  h   spricht  immer  nur  von   der 
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Haftung  der  Staaten  für  Liquidationserlöse  und  für  die 
avoirs  en  numeraire.  Danach  würde  es  schon  schwer  sein, 
anzunehmen,  daß  der  Annexe  zu  Art.  297  irgendeinen  An- 
haltspunkt geben  könnte,  aus  Art.  297  gegen  einen  Privaten 
vorzugehen,  um  von  ihm  Zahh^ng  zu  erlangen.  Der  Annexe 
spricht  im  Gegenteil  ganz  ausdrücklich  immer  wieder  von 
der  Haftung  des  Reichs  für  Kriegsmaßnahmen,  aber  nirgends 
von  der  Haftung  einzelner  Deutscher  oder  deutscher 
juristischer  Personen.  So  spricht  §  6  von  der  Haftung  des 
Reichs  für  Aufbewahrung  des  sequestrierten  Gutes,  §  8  zeigt 
wieder,  daß  die  Restitution  vom  Reich  verlangt  werden  muß. 
§  10  gibt  die  Auskunftspflicht  betreffend  der  numeraire.  §  12 
spricht  von  den  Guthaben,  welche  durch  Sequestrationen  und 
Liquidationen  in  Anlagen  verwandelt  worden  sind.  §  13 
konstatiert  die  Haftung  Deutschlands  für  die  Rechnungs- 
belege und  Unterlagen,  indem  sich  diese  Auffassung  offenbar 
auf  den  Fall  der  Guthaben  bezieht.  §  13  Abs.  2  spricht  von 
der  Haftung  der  mit  Sequestration  und  Liquidation  be- 
faßten Behörden  und  Organe  für  Herausgabe  und  Genauig- 
keit dieser  Belege,  indem  insoweit  eine  Bestimmung,  die 
absieht  von  der  Haftung  des  Reichs,  gegeben  ist.  Aber 
gerade  diese  Bestimmung  ist  von  selbständigem  Wert  für 
die  Frage,  um  die  es  sich  handelt.  Wenn  besonders  die 
Haftung  der  Personen  zur  Herausgabe  der  Rechnungen  und 
Belege  in  der  Vertrag  aufgenommen  werden  muß,  während 
im  übrigen  nur  von  der  Haftung  des  Reichs  gesprochen  ist, 
ist  es  doch  klar,  daß  abgesehen  von  solcher  ausdrücklichen 
Bestimmung  nach  Art.  297  tatsächlich  nur  das  Reich  haftet, 
wie  dis  auch  bisher  von  allen  beteiligten  Stellen  als  Sinn 
des  §  297  angenommen  worden  ist. 

Dieselbe  Rechtslage  ist  auch  nunmehr  grundsätzlich 
durch  die  Prozeßführung  vor  dem  deutsch-englischen  MAT 
in  Sachen  Trist  gegen  das  Deutsche  Reich  anerkannt.  Dort 
war  die  Klage  ursprünglich  gegen  das  Patentamt  und  die 
Hinterlegungsstelle  gerichtet.  Richtig  konnte  sie,  wenn 
überhaupt  eine  mesure  exceptionnelle  bezüglich  der  hinter- 
legten Summe  vorlag,  nur  gegen  das  Reich  gerichtet  werden. 
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was  auch   durch   die  Aenderung  der  Bezeichnung  des   ße 
klagten  richtig  erfolgt  ist. 

Eine  Kriegsausnahmemaßregel  ist  in  diesem  Fall  in 
keiner  Weise  nachgewiesen.  Die  Forderung  der  Sicherheits- 
leistung im  patentamtlichen  Verfahren  erfolgte  auf  Ver- 
anlassung des  amerikanischen  Staatsangehörigen  Manning, 
der  zu  dieser  Forderung  nach  der  deutschen  Gesetzgebung 
berechtigt  war.  Eine  Maßnahme  der  deutschen  Regierung 
hat  überhaupt  bezüglich  dieses  Guthabens  nicht  eingewirkt. 
Nach  der  deutschen  Gesetzgebung  bedurfte  es  für  die  Zu- 
rückziehung der  hinterlegten  Summe  einer  von  deutschen 
und  englischen  Behörden  richtig  beglaubigten  Vollmacht, 
welche  nicht  aufgebracht  werden  konnte,  oder  eines  Urteils 
auf  Freigabe,  welches  der  Kläger  gegen  den  Beklagten  er- 
zielt hätte.  Der  §  14  der  Preuß.  Hinterlegungsordnung  ist 
nach  Maßgabe  der  Akten  richtig  herangezogen  worden. 

VII.  Wie  verhält  sich  die  Regelung  der  Bargut- 
haben zu  den  übrigen  Bestimmungen  des  VV.? 
1.  Das  Verhältnis  der  in  Deutschland  befindlichen  Bar- 
guthaben zum  Ausgleichsverfahren:  Soweit  es  sich  um 
Forderungen  handelt,  die  vor  dem  Kriege  oder  während  des 
Krieges  fällig  waren,  gehören  die  Forderungen  ins  Aus- 
gleichsverfahren nach  Art.  296.  Nicht  fällig  gew^ordene  Bar- 
g^ith^ben,  die  Forderungen  sind,  dagegen  gehören  nicht  ins 
Ausgleichsverfahreri.  Sie  sind,  da  gar  keine  Bestimmung 
über  ihre  Valorisation  im  VV.  vorliegt,  von  Deutschland  in 
dem  Betrag,  auf  den  sie  lauten,  also  bei  Markguthaben  in 
Papiermark  dem  Ausgleichsamt  zur  Gutschrift  zum  Tages- 
kurse zu  überweisen.  Insbesondere  kann  der  §  1^  nicht  dazu 
herangezogen  werden,  eine  Valorisation  von  solchen  Bar- 
guthaben, die  nicht  unter  Kriegsausnahmemaßregfeln  waren., 
zu  begründen.  Denn  es  wird  nur  la  methode  de  payement 
(the  ^»«a&ux^  of  payment)  geregelt.  Wichtig  ist  es,  daß 
Abs.  1  in  dieser  Beziehung  im  Gegensatz  steht  zu  Abs.  2  des 
§  14.  Der  letztere  enthält  ausdrücklich  eine  Vorschrift  über 
die  Valorisation. 


h-l    ,.'^ 
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%.  Die  Tragweite  des  §  14  Abs.  1  Anlage  hinter  Art.  298. 
Dieser  Paragraph  hat,  wie  oben  nachgewiesen  wurde,  nur 
die  Bedeutung,  klarzustellen,  daß  unter  den  property  rights 
and  interests  sich  auch  die  Forderungen,  credits  und 
accounts,  befinden.  Das  konnte  nach  englischem  Recht 
zweifelhaft  sein.  Es  wird  mit  der  Vorschrift  des  §  14  Abs.  1 
daher  ein  theoretischer  Zweifel  abgeschnitten,  der  wegen 
der  Verschiedenheit  des  Eigentumsbegriffs  der  krieg- 
führenden Mächte  hätte  auftreten  können.  Nach  der  Auf- 
fassung des  englischen  Rechts,  die  z.  B.  bei  Jenks,  Digest. 
of  Civil  Law  (Book  III,  S.  987  ff.)  hervortritt,  sind  unter 
Title  2  unter  Property  auch  debts  begriffen. 

Die  praktische  Bedeutung  des  §  14  der  Anlage  im 
System  des  VV.  besteht  in  folgendem: 

a)  Auch  debts,  credits  und  accouts  konnten  während  des 
Krieges  (Art.  297  d)  und  nach  ihm  (Art.  297  b)  liquidiert 
werden.  Die  Amerikaner  heben  in  der  oben  S.  62  zitierten 
Randnote  auch  gerade  diese  Tatsache  hervor.  Das  war  der 
Gedanke  der  Redaktoren,  als  sie  debts,  credits  in  account 
unter  die  Property  nach  Art.  297  stellten.  Die  Bedeutung 
des  §  14,  Anlage  hinter  Art.  298  ist  auch  in  der  Praxis  in 
diesem  Sinne  hervorgetreten,  indem  deutsche  Ansprüche,  die 
nicht  ins  Ausgleichsverfahren  gehören,  nicht  ins  Clearing 
kamen,  sondern  direkt  dem  Liquidationsamte  überwiesen 
wurden.  Z.  B.  wird  ein  Vermächtnisanspruch  aus  einem 
Testament,  bei  dem  der  Erblasser  während  des  Krieges  ge- 
storben war,  weil  keine  Vertragsschuld  vorliegt,  nicht  unter 
Art.  296  fallen,  sondern  wie  die  Praxis  des  englischen  Aus- 
gleichsamtes es  in  zahlreichen  Fällen  zeigt,  wird  die  ver- 
machte Summe  ins  Liquidationsoffice  geschafft  und  der 
deutsche  Vermächtnisnehmer  auf  Art.  297  i  verwiesen. 

b)  Deutsche  Ausnahmemaßregeln  gegenüber  feindlichen 
Forderungen  treten  außer  Kraft  (Art.  297  a),  also  die  Vor- 
schrift der  Zahlungsverbote  gegen  England  vom  30.  9.  14 
betr.  Wegfall  der  Verzinsung. 

c)  Soweit  Art.  297  e  in  Frage  steht,  bedeutet  §  14  Abs.  1. 
daß   in   allen   Fällen,    in   denen   Forderungen,   credits   oder 
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accounts  nach  §  1  Anlage  hinter  Art.  298  unter  Kriegs- 
ausnahmemaßregehi  entstanden  sind,  das  Reich  für  den 
Schaden  aus  solchen  Maßregeln  ebenso  verantwortlich  ist, 
wie  bei  Liquidationsschäden.  Es  ist  der  Fall,  der  ausdrück- 
lich vorgesehen  ist  in  §3  der  Anlage  hinter  298:  measures 
which  have  had  or  will  have  as  an  objet  the  seizure  of, 
the  use  of  or  the  interference  with  enemy  assets.  Vgl.  die 
französische  Uebersetzung:  ou  les  mesures  qui  ont  eu  pour 
objet  de  saisir,  d'utiliser  ou  de  bioquer  les  avoirs  ennemis. 
Solche  Maßnahmen  sind  nach  deutscher  Kriegsgesetzgebung 
die  Inverwaltungnahme  durch  den  Treuhänder,  die  Ein- 
ziehung und  Anlegung  durch  den  Treuhänder. 

In  diesem  Sinn  ist,  wo  die  außerordentliche  Kriegs- 
maßnahme vorlag,  das  Barguthaben  zu  valorisieren.  Es  ist 
dann  genau  so  zu  behandeln  wie  die  Ansprüche  aus 
Art.  297  e,  d.  h.  auf  der  Grundlage  des  §  4  Anlage  hinter 
Art.  298  ist  durch  das  Ausgleichsamt  gutzuschreiben.  Dieser 
Zahlungsmodus  ist  hier,  da  die  Ausgleichsämter  nach  VV. 
die  Zahlstellen  für  Geldzahlungen  sind,  durch  §  14  Abs.  1 
vorgeschrieben. 

d)  Soweit  Guthaben  in  Deutschland  in  Frage  stehen, 
die  keiner  Kriegsausnahmemaßregel  unterworfen  sind,  gilt 
nur  Art.  297  h,  d.  h.  in  diesem  Fall  ist  das  Guthaben  im 
Nennwert,  evtl.  in  Papiermark  nach  Art.  297  h  Nr.  1  der 
Macht  zu  kreditieren,  deren  Staatsangehöriger  der  Eigen- 
tümer ist. 

3.  Wie  steht  es  mit  den  nicht  zum  Ausgleich  berech- 
tigten Staaten  auf  ihrem  Gebiet?  Sie  schütten  sie  in  den 
Liquidationsfond:  einerseits  die  Liquidationserlöse  (the 
proceed  of  the  property  rigths  and  interests)  andererseits  die 
Barguthaben  der  deutschen  Staatsangehörigen,  soweit  sie  die 
letzteren  zurückhalten.  Sie  belasten  sie  entweder  nach  §  4 
Anlage  hinter  Art.  298  oder,  soweit  dies  nicht  geschieht, 
stellen  sie  sie  nach  Art.  243  der  Reparationskommission  zur 
Gutschrift  auf  die  Wiedergutmachungsschuld  zur  Ver- 
fügung. In  dieser  Beziehung  sind  besonders  wichtig  die 
Verhandlungen    von    dem    amerikanischen    Senat    in    den 

Abbandlungen  zum  F'riedensvertrage.    Heft  3.  6 
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Hearings  before  the  committee  or  foreign  relations.  The 
U.  S.  A.  Congresses,  1.  Congress,  1.  Session.  (Mr.  Baruch, 
S.  llff.;  Mr.  Palmer  S.  18ff.) 

Was  die  Schulden  von  Deutschen  gegenüber  Gläubigern 
in  ausgleichsfreien  Staaten  betrifft,  so  ist  durch  Art.  298 
Anl.  §  14  Abs.  2  sicher  gestellt,  daß  die  Bestimmungen  des 
Abschnitts  3  bezüglich  derjenigen  Fragen,  welche  in  Art.  297 
vorgesehen  sind  bezüglich  des  Geldes,  in  welchem  die 
Zahlung  gemacht  werden  muß  und  bezüglich  des  Zinssatzes» 
anwendbar  sind.  Also  werden  Ansprüche  aus  Art.  297  e,  h, 
—  d.  h.  soweit  sie  Barguthaben  betreffen,  die  Kriegsaus- 
nahmemaßnahmen unterworfen  sind,  aui.>^4ie^^  J^arguthaben 
auch  hier  zu  valorisieren  sein.  Ein  nicht  unter  Kriegs- 
ausnahmemaßnahmen stehendes,  nicht  beschlagnahmtes,  be- 
nutztes oder  blockiertes  Guthaben  steht  einfach  dem  Eigen- 
tümer zur  Verfügung.  Diese  Entscheidung  wird  auch  durch 
Art.  297  h  sichergestellt,  indem,  soweit  das  Guthaben  von 
Deutschland  besessen  ist  (held  by  Germany),  es  dem  Be- 
rechtigten oder  seiner  Regierung  auszuzahlen  ist.  Soweit 
nicht  von  Deutschland  zurückgehaltene  Guthaben  vorliegen, 
sondern  solche,  für  die  niemals  eine  außerordentliche  Kriegs- 
maßnahme ergriffen  worden  ist,  gibt  es  nach  dem  VV.  keine 
Valorisierungspflicht  und  keine  Zahlstelle,  an  deren  Ver- 
mittlung die  Parteien  gebunden  sind. 

Was  übrigens  die  Frage  der  Behandlung  in  Sachen  der 
nicht  zum  Ausgleich  berechtigten  Staaten  betrifft,  so  muß  dar- 
auf hingewiesen  werden,  daß  gerade  aus  den  amerikanischen 
Verhandlungen  aus  dem  August  1919  vor  dem  Senat  folgt, 
daß  die  Frac;"en,  welche  diese  betreffen,  durch  die  Gemischten 
Schiedsgerichtshöfe  bzw.  durch  die  amerikanische  Mixed 
commission,  welche  diesen  entspricht,  selbständig  zu  er- 
folgen haben  wird.  Es  ist  vom  Standpunkt  der  Entwicklung 
der  internationalen  vSchiedsgerichtsbarkeit  nicht  wünschens- 
wert, daß  diesen  Gerichtshöfen  vorgegriffen  wird  durch  eine 
Entscheidung,  welche  von  einem  Schiedsgerichtshof  gefällt 
werden  würde,  welche  zwischen  Deutschland  und  einem  zum 
Ausgleichsverfahren   berechtigten   Staat    stattfinden    würde. 


Dr.  jur.  Hans  DöUe^ 

FakultStsassistent  in  Berlin. 


Die  Behandlung  der  Forderungen 

außerhalb  des  Ausgleichs- 
verfahrens im  Versailler  Vertrag. 


Der  Versailler  Friedensvertrag  hat  im  Teil  X,  der  der 
Regelung  der  privatrechtlichen  Beziehungen  der  ehemals 
feindlichen  Staatsangehörigen  gewidmet  ist,  auch  die  Forde- 
rungen einer  bestimmten  Behandlung  unterworfen. 

Man  hat  dreierlei  Arten  von  Forderungen  zu  unter- 
scheiden. Einmal  solche,  die  nach  ihren  Voraussetzungen 
den  Bestimmungen  des  Ausgleichsverfahrens  nicht  ent- 
sprechen. Ferner  diejenigen,  die  ausgleichsunterworfcn  sind 
und  Staatsangehörigen  solcher  Länder  zustehen,  die  am 
Ausgleichsverfahren  teilnehmen,  und  schließlich  an  sich  aus- 
gleichsfähige Forderungen,  deren  Inhaber  Staatsangehörige 
nicht  am   Clearing-System  beteiligter  Staaten  sind. 

I.  Die  Forderungen,  die  die  Voraussetzungen  des  Aus- 
gleichsverfahrens nicht  erfüllen,  sind  an  zwei  Stellen  der 
öelUionHI  des  Teils  X  des  Friedensvertrages  ausdrücklich 
genannt.  Im  §23  der  Anlage  hinter  Art.  296  heißt  es,  daß, 
wenn  eine  Entscheidung  der  beteiligten  Ausgleichsämter 
oder  des  Gemischten  Schiedsgerichts  dahin  ergangen  ist,  daß 
ein  angemeldeter  Anspruch  nicht  unter  die  im  Art.  296  vor- 
gesehenen Fälle  gehöre,  der  Gläubiger  seine  Forderung  vor 
den  ordentlichen  Gerichten  oder  auf  jedem  anderen  Wege 
Rechtens  geltend  machen  könne.  Und  §  25  derselben  Anlage 
bestimmt,  daß  derjenige  Gläubiger,  dessen  Ausgleichsamt  sich 
weigert,  eine  für  die  Durchführung  des  Ausgleichsverfahrens 
notwendige  Handlung  vorzunehmen,  einen  Anspruch  gegen 
das  Amt,  bei  dem  seine  Forderung  ordnungsmäßig  ange- 
meldet ist,  auf  Erteilung  einer  Bescheinigung  über  den  Be- 
trag der  angemeldeten  Summe  hat,  sowie  gleichfalls  das 
Recht,  seine  Forderung  vor  den  ordentlichen  Gerichten  oder 
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auf  jedem  anderen  Wege  Rechtens  geltend  zu  machen.  Die 
erste  dieser  Bestimmungen  sagt  also  ausdrücklich,  daß  die 
Ausgleichsämter  oder  das  Gemischte  Schiedsgericht  das 
Vorliegen  der  Ausgleichsfähigkeit  abgelehnt  haben  müssen, 
während  die  zweite  über  den  Grund  der  Weigerung  des 
Gläubigeramtes  tätig  zu  werden  nichts  fordert.  Wir  brauchen 
hier  keine  Feststellung  darüber  zu  treffen,  ob  andere  Gründe 
als  der  Mangel  der  Ausgleichsfähigkeit  für  ein  solches  Ver- 
halten des  Office  maßgebend  sein  können;  es  genügt  jeden- 
falls, daß  er  entscheidend  sein  kann. 

Aus  den  angeführten  Normen  ergibt  sich  für  die  Be- 
handlung nicht  ausgleichsfähiger  Forderungen,  daß  sie,  ohne 
den  Bestimmungen  des  Ausgleichsverfahrens,  also  seiner 
formellen  Abwicklung,  der  Staatshaftung  oder  der  Valori- 
sation  zu  unterliegen,  von  dem  Gläubiger  in  der  gleichen 
Weise  geltend  gemacht  werden  können,  wie  es  auch  ohne 
das  Inkrafttreten  des  VV.  der  Fall  gewesen  wäre.  Die 
durch  den  Friedensvertrag  gegebene  Gerichtsbarkeit  der 
Gemischten  Schiedsgerichte  kommt  für  diese  Forderungen 
nicht  in  Betracht,  sondern  sie  müssen  vor  dasjenige  Forum 
gebracht  werden,  das  durch  die  einzelstaatlichen  Normen 
vorgesehen  ist.  Dort  wird  der  Rechtsstreit  nach  dem  inter- 
nationalen Privatrecht  des  Staates  entschieden,  dessen  Ge- 
richt mit  der  Sache  befaßt  ist.  Da  im  allgemeinen  im  Aus- 
gleichsverfahren die  Gleichberechtigung  der  deutschen 
Staatsangehörigen  mit  den  Angehörigen  der  alliierten  und 
assoziierten  Staaten  durchgeführt  und,  wo  dieser  Grundsatz 
nicht  gelten  soll,  das  besonders  zum  Ausdruck  gelangt 
ist,^)  müssen  die  §§  23  und  25  der  Anlage  hinter  Art.  296 
auch  für  deutsche  Gläubiger  gelten.  Man  hat  daraus  den 
Schluß  ziehen  wollen,^)  daß  nicht  ausgleichsfähige  Forde- 
rungen deutscher  Gläubiger  nicht  der  in  Art.  297,  298  und 
Anlage  festgesetzten  Liquidation  unterworfen  seien.  Denn, 
so  argumentierte  man,  zur  Geltendmachung  gehöre  auch  die 


i)  S.  §  11  der  Anlage  zu  Art.  296. 

2)   Heinzmann-Meyer,  Auslandsforderung,  Auslandsschuld  und 
Abrechnung,  Berlin  1920,  S.  103. 
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Zwangsvollstreckung;  diese  aber  könne  nicht  in  Frage 
kommen,  wenn  die  deutsche  Forderung  von  den  ehemaligen 
Feindmächten  liquidiert  werden  dürfe. 

M.  E.  ist  diese  Darlegung  nicht  zutreffend.  Das  über- 
haupt Forderungen  Gegenstand  einer  Liquidation  sein 
können,  wird  auch  von  den  Vertretern  der  eben  erwähnten 
Meinung  anerkannt,  ja,  muß  für  ihre  Begründung  voraus- 
gesetzt werden,  und  wird  in  einem  anderen  Zusammenhang 
des  näheren  darzulegen  sein.  Aber  abgesehen  davon,  ist  die 
Ansicht,  daß  nicht  ausgleichsfähige  Forderungen  von  dem 
Rechf  der  Alliierten,  deutsche  Güter,  Rechte  und  Interessen 
zu  liquidieren,  ausgenommen  seien,  verfehlt.  Wenn  die 
deutsche  Forderung  den  Voraussetzungen  entspricht,  die  der 
VV.  für  die  Liquidierung  deutscher  Güter  aufgestellt  hat, 
wenn  sie  also  vor  allem  sich  am  10.  Januar  192Ö  innerhalb 
der  Gebiete  der  alliierten  Mächte  befand,^)  dann  ist  sie  dem 
in  Art.  297  geschaffenen  Recht  der  Allierten  verfallen. 

Wenn  man  auch  der  Auffassung  ist,  daß  der  Ab- 
schnitt III  eine  lex  specialis  zu  den  Bestimmungen  des  Ab- 
schnitts IV  bildet,*)  so  folgt  daraus  noch  nicht,  daß  die  hier 
in  Frage  stehenden  Normen  diese  Bedeutung  des  Ab- 
schnitts III  teilen.  Letzterer  behandelt  die  ausgleichsfähigen 
Forderungen  und  das  Verfahren  ihrer  Durchsetzung.  Wenn 
bei  Gelegenheit  dieses  Rechtsinstituts  den  Inhabern  nicht 
ausgleichsfähiger  Forderungen,  die  mit  ihren  im  Clearing 
erhobenen  Ansprüchen  nicht  zugelassen  worden  sind,  ge- 
wisse Anweisungen  und  Sicherheiten  für  ihr  ferneres  Vor- 
gehen gegeben  werden,  so  haben  diese  Bestimmungen 
lediglich  die  Bedeutung  einer  Verfahrensvorschrift,  die  so 
auszulegen  ist,  als  ob  es  in  den  Paragraphen  hieße:  Der 
zurückgewiesene  Gläubiger  kann  seine  Forderung  vor  den 
ordentlichen  Gerichten  oder  in  jedem  anderen  Wege  Rechtens 
geltend    machen,     soweit    nicht    andere    Rechte 


^)  Wann  das  der  Fall  ist,  dazu  vgl.  Erich  Kaufmann,  Deutsche 
Hypothekenforderungen  in  Polen,  in  den  Abhandlungen  zum  FV. 
(Partsch,  Triepel,  Berlin  1920,  S.  13  ff.). 

*)  Heinzmann-Meyer  a.  a.  O.  S.  36.    * 
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entgegenstehen.  Es  ist  dagegen  keinesfalls  anzu- 
nehmen, daß  der  Friedensvertrag  einen  so  wichtigen  Posten 
wie  die  nicht  ausgleichsfähigcn  Forderungen  innerhalb  einer 
Materie,  die  sich  hauptsächlich  mit  der  Regelung  der  aus- 
gleichsfähigen Forderungen  befaßt,  von  dem  allgemeinen 
Recht  der  Liquidation  —  noch  dazu  implicite  —  hätte  aus- 
schließen wollen.  Zuzugeben  ist,  daß  damit  für  deutsche 
Gläubiger  die  Bestimmung  der  §§  23  und  25  über  die  Geltend- 
machung der  Forderungen  außerhalb  des  Ausgleichsver- 
fahrens nicht  sehr  praktisch  werden  wird.  Immerhin  muß 
man  dem  deutschen  Gläubiger  auf  Grund  dieser  Bestim- 
mungen das  Recht  einräumen,  vor  den  zuständigen  Gerichten 
eine  Feststellung  über  sein  Gläubigerrecht  und  die  Höhe  der 
Forderung  zu  verlangen;  das  kann  für  ihn  wegen  seiner  Ent- 
schädigungsansprüche gegen  das  Deutsche  Reich  wichtig 
werden.  Allerdings  ist  eine  Zwangsvollstreckung,  wenn  die 
Alliierten  in  Ausübung  des  Liquidationsrechtes  die  Forde- 
rung beschlagnahmt  haben,  ausgeschlossen.  Es  ist  aber  nicht 
gesagt,  daß  die  Alliierten  von  diesem  Recht  bei  jeder  in 
Frage  kommenden  Gelegenheit  Gebrauch  machen  werden. 

Für  diesen  Fall  behalten  die  §§  23  und  25  für  den 
deutschen  Gläubiger  ihre  volle  selbständige  Bedeutung. 
Dann  findet  nämlich  der  übliche  Prozeß  vor  den  ordent- 
lichen Gerichten  satt,  der  unter  Umständen  auch  zur  Zwangs- 
vollstreckung führen  kann.  Das  Ergebnis  für  die  nicht  aus- 
gleichsfähigen Forderungen  lautet  also  nach  dem  Friedens- 
vertrag: Alliierte  Forderungen  werden  durch  den  VV.  über- 
haupt nicht  berührt  und  können  ebenso  geltend  gemacht 
f  werden,  wie  vor  Inkrafttreten  des  VV."*^)  Deutsche  Forde- 
^    rungen  unterliegen  der  in  Art.  297  bestimmten  Liquidation. 

Die  §§  23  und  25  behalten  daneben  ihre  Bedeutung  für 
deutsche  Gläubiger  in  dem  oben  entwickelten  Sinne. 


4a)  Sind  sie  während  des  Krieges  Gegenstand  einer  außer- 
ordentlichen Kriegsmaßnahme  Deutschlands  gewesen,  so  hat  der 
alliierte  Forderungsinhaber  den  Schadensersatzanspruch  gegen  da^ 
Deutsche  Reich  aus  Art.  297  e.  '  -     .  -«i       // 


—  so- 
ll, Uebcr  die  ausgleichsfähigeii  Forderungen  voti 
Staatsangehörigen  clearender  Staaten  ist  in  diesem  Zu- 
sammenhang zu  sagen,  daß  sie  dem  besonderen  in  der 
Sektion  III  angeordneten  Verfahren  und  den  damit  ver> 
bundenen  materiellen  Bestimmungen  unterworfen  sind.  Daß 
damit  eine  Einzelliquidation  jeder  in  Betracht  kommenden 
deutschen  ausgleichsunterworfenen  Forderung  unvereinbar 
ist,  leuchtet  ohne  weiteres  ein.  Das  Ausgleichsverfahren 
setzt  zu  seiner  Durchführung  die  Erfassung  sämtlicher  den 
Erfordernissen  des  Abschnitts  III  genügenden  Forderungen 
voraus.  Es  ist  daher  für  alle  diejenigen  Staaten,  die  das 
Ausgleichsverfahren  gewählt  haben,  zwingendes 
Recht  aus  dem  Friedensvertrag,  die  von  ihrer  Seite  in 
Betracht  kommenden  Forderungen  ohne  Ausnahme  durch 
das  Ausgleichsverfahren  zu  treiben,  sowie  von  einer  Liqui- 
dation der  deutschen  ausgleichsfähigen  Forderungen  abzu- 
sehen. Zwar  hat  die  französische  Darstellung  des  Verhält- 
nisses von  Abschnitt  IV  zu  Abschnitt  III  ^)  es  geschickt 
verstanden,  seine  richtige  Bedeutung  zu  verschleiern.  Wenn 
man  die  betreffenden  Ausführungen  bei  Gidel-Barrault  liest^ 
gewinnt  man  fast  den  Eindruck,  als  ob  die  alliierten  Staaten 
von  Fall  zu  Fall  das  Wahlrecht  darüber  hätten,  ob  Aus- 
gleichsverfahren oder  Liquidation  Platz  greifen  soll.  Damit 
geht  die  französische  Tendenz  Hand  in  Hand,  einen  Unter- 
schied zwischen  isolierten  zufälligen  Forderungen  Deutscher 
in  Frankreich  ®)  und  solchen  zu  machen,  die  aus  einem  in 
Frankreich  geführten  deutschen  Unternehmen  herrühren, 
wovon  nach  der  französischen  These  nur  die  ersteren  zum 
Ausgleichsverfahren  zugelassen  werden  sollen,  während  die 
letzteren  ohne  weiteres  von  der  Liquidation  des  Unter- 
nehmens mitergriffen  werden.  Kurz,  das  französische 
Streben  ist  darauf  gerichtet,  eine  je  nach  der  Lage  des  Falles 
für  Frankreich  günstige  Kombination  des  Ausgleichs-  und 
des  Liquidationsverfahrens  aus  dem  VV.  zu  konstruieren. 


ß)    Gidel-Barrault,   le   Traite   de   Paix   avec    Allemagne   et    les 
Intdrets  Privc^s,   Paris,  1921,   S- 91/92. 
*)  Erich  Kaufmann  a.  a,  O.  S.  15  ff. 
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Diesem  Versuch,  die  wahre  Bedeutung  des  VV.  zu  ver- 
wischen, muß  entgegengetreten  werden.  Eine  Verbindung 
zwischen  Ausgleichs-  und  Liquidationsverfahren  wie  die 
französische  Theorie  sie  will,  ist  atisgeschlossen.  Deshalb 
ist  auch  die  allzu  starke  Betonung  des  Gedankens,  daß  das' 
Ausgleichsverfahren  nur  eine  Form  der  Liquidation  sei,'') 
bedenklich. 

Man  kann  zwar  zugeben,  daß  das  Ausgleichsverfahren 
zu  einer  Art  von  Liquidation  in  dem  Falle  führt,  wenn  sich 
ein  monatlicher  oder  endgültiger  Saldo  zugunsten 
Deutschlands  ergibt.  Denn  diese  Salden,  die  Ansprüche  des 
deutschen  Staates  gegen  die  alliierten  Mächte  darstellen, 
werden  von  diesen  nicht  bar  bezahlt,  sondern  einbehalten, 
um  damit  andere  Ansprüche  der  Alliierten,  letzten  Endes  den 
Reparationsanspruch  zu  kürzen.®)  Aber  diese  Liquidation 
ist  eine  ganz  anders  gestaltete,  als  die  im  Art.  297  fest- 
gelegte. Dort  handelt  es  sich  um  die  Verwertung  neu  ent- 
standener Rechte,  welche  erst  die  Durchführung  von  Ver- 
fahrensarten des  VV.  geschaffen  hat;  nur  um  die  letzte  Phase 
einer  auf  dem  Grundsatz  der  Gleichbehandlung  und  Zwei- 
seitigkeit aufgebauten  und  nur  mit  diesem  Grundsatz  ver- 
ständlichen Regelung,  während  die  Liquidation  des  Art.  297 
unmittelbar  an  die  bei  Kriegsausbruch  oder  Kriegsende  vor- 
liegenden Tatbestände  anknüpft  und  einzeln  jedes  ur- 
sprüngliche Recht  der  deutschen  Staatsangehörigen 
ohne  Reziprozität  der  Liquidation  der  Alliierten  unterwirft.®) 
Es    muß    also    unter    allen    Umständen    daran    festgehalten 

'^)  So  Lehmann,  Kommentar  zum  Reichsausgleichsgesetz, 
Berlin  1920,  S.  22  in  Anlehnung  an  Schenk:  Die  zivilprozessualen 
Bestimmungen  des  FV.,  Wien  1919. 

8)     FV.  Art.  296  Anlage  §  11  Abs.  II  und  Art.  243  Abs.  I. 

«)  Deshalb  muß  man  auch  in  der  Ableitung  von  Argumenten 
für  das  Ausgleichsverfahren  aus  dem  Gesichtspunkt  der  Liquidation 
vorsichtig  sein,  zum_al  das  erstere  erheblich  mehr  Voraussetzungen 
verlangt,  als  die  Liquidation.  Es  ist  zu  bedenken,  daß  im  Aus- 
gleichsverfahren die  beiderseitigen  Rechte  durch  eine  Art  von  Kom- 
pensation konsumiert  werden,  und  der  Gedanke  einer  einseitigen 
Liquidation  doch  nur  für  den  nach  den  bisherigen  Erfahrungen 
als  ausgeschlossen  zu  betrachtenden  Fall  auf  das  Ausgleichs- 
verfahren anwendbar  ist,  daß  sich  ein  Saldo  für  Deutschland  ergibt. 
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werden,  daß  eine  Verquickung  von  Abschnitt  III  und  Ab- 
schnitt IV  in  bezug  auf  ausgleichsfähige  Forderungen  nicht 
möglich  ist. 

Zwar  ist  die  undeutliche  Fassung  des  §  14  der  Anlage  zu 
Art.  298  geeignet,  das  richtige  Verhältnis  der  Sektion  III 
zur  Sektion  IV  zu  verbergen.  Er  ordnet  an,  daß  alle  Forde- 
rungen, Guthaben  und  Abrechnungen  den  Bestimmungen 
des  Art.  297  unterliegen  sollen,  und  daß  die  Regeln  dieses 
Artikels  auch  auf  die  aus  der  Liquidation  dieser  Gegenstände 
erzielten  Erlöse  Anwendung  finden,  W'ährend  Abschnitt  III 
nur  die  Art  und  Weise  der  Bezahlung  regele. 

Da  man  nach  dem  ganz  allgemein  gefaßten  Wortlaut 
nicht  annehmen  darf,  daß  hier  unter  Forderungen  nur  die 
nicht  ins  Ausgleichsverfahren  gehörenden  Ansprüche  ge- 
meint sind,  zumal  im  Abs.  II  des  Paragraphen  eine  Sonder- 
norm  für  die  nicht  clearenden  Staaten  getroffen  ist,  so 
scheint  der  Abs.  I  die  Liquidation  auch  ausgleichsunter- 
worfener Forderungen  zuzulassen,  während  die  Sektion  III 
das  Aussehen  eines  lediglich  verfahrensrechtlichen  Ab- 
wicklungsinstituts ohne  materielle   Bedeutung  gewinnt. 

Daß  der  Sinn  der  vorliegenden  Bestimmung  ein  anderer 
ist,  der  sich  mit  dem  oben  von  uns  dargelegten  Verhältnis 
der  Abschnitte  III  und  IV  sehr  wohl  verträgt,  läßt  sich  da- 
durch erweisen,  daß  man  seine  selbständige  Bedeutung 
neben  den  Ausgleichsregeln  fesstellt.  Solche  eigenen 
Funktionen  lassen  sich  nachweisen: 

1.  In  erster  Linie  sollte  mit  der  fraglichen  Bestimmung 
jeder  Zweifel  darüber  behoben  werden,  ob  auch  Forderungen 
unter  den  Gütern,  Rechten  und  Interessen  der  Sektion  IV 
zu  verstehen  sind.  Man  hat  wohl  mit  Rücksicht  auf  die 
amerikanischer  Anregung  folgenden  Abänderungen  in  der 
Sektion  IV  dieses  Ergebnis  sichern  wollen,  denn  der  Titel: 
Güter,  Rechte  und  Interessen  (Biens,  Droits  et  Interets.  — 
Property,  Rights  and  Interests)  konnte  sowohl  nach  dem 
französischen  wie  nach  dem  englischen  Text  zu  Bedenken 
kaum  Veranlassung  bieten.  Zu  den  Biens,  und  ganz  sicher 
zu  den  Droits  gehören  alle  Vermögensrechte,  also  auch  die 
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Forderungen.  Im  englischen  Recht  bedeutet  Property  nach 
seinem  allgemeinen  Sinn:  Vermögen")  und  Rights  sind  die 
subjektiven  Rechte  einer  Rechtspersönlichkeit.*^)  Auch 
danach  wären  die  Forderungen  unter  diesem  Titel  zu  ver- 
stehen. 

Daß  der  hier  vorgetragene  Zweck  des  Abs.  I  wirklich 
den  Verfassern  des  Teils  X  vorgeschwebt  hat,  geht  aus  dem 
Buche  von  Baruch:  The  Making  of  the  Reparation  hervor^ 
in  dem  als  Summary  of  Contents  bei  §  14  der  Anlage  hinter 
Art.  298  angeführt  ist:  ,,Make  clear  that  debts  and  accounts 
are  included  as  property. 

2.  Daraus  folgt,  daß  während  des  Krieges  vor- 
genommene Liquidationen  von  Forderungen  gemäß  Art.  297  d 
und  §  1  der  Anlage  zu  Art.  298  gültig  sind.  Solche  Forde- 
rungen können,  auch  wenn  sie  den  Voraussetzungen  der 
Sektion  III  entsprachen,  jetzt  nicht  mehr  in  das  Ausgleichs- 
verfahren gebracht  werden,  wenn  ihre  Liquidation  zum 
»Erlöschen  geführt  hat.**) 

I  Ferner  ergibt  sich  daraus,  daß  nicht  ausgleichsfähige 
deutsche  Forderungen  jetzt  der  Liquidation  der  alliierten 
Mächte  unterliegen. 

Das  gilt  aber  nur  für  nicht  ausgleichsfähige  Forde- 
rungen, denn  wenn  es  sich  um  eine  Forderung  handelt,  die 
die  Voraussetzungen  des  Clearing-Verfahrens  erfüllt,  so 
kommt  nicht  mehr  ihre  Liquidation  in  Frage,  sondern  nur 
noch  ihre  Bezahlung,  und  diese  richtet  sich  nach  der 
Sektion  III.  Das  ist  eine  der  Bedeutungen  des  letzten  Halb- 
satzes des  §  14  Abs.  1.  Die  andere  Bedeutung  bezieht  sich 
auf  die  aus  der  Liquidation  von  Forderungen,  Guthaben  und 


^*')  Ernst  Heymann,  Ueberblick  über  das  englische  Privatrecht 
in  der  Enzyklopädie  der  Rechtswissenschaft  von  Holtzendorff- 
Kohler,  Bd.  IL  2.  Auflage  der  Neubearbeitung.  München,  Leipzig, 
Berlin,  1914,  S.  310.  Schirrmeister,  Das  bürgerliche  Recht  Englands, 
Bd.  I  S.  142/-43. 

^1)  Schirrmeister  a.  a.  O.  S.  3  Anm.  3. 

^2)  Nur  noch  mindestens  im  Augenblick  des  Inkrafttretens  des 
Friedensvertrages  bestehende  Forderungen  gehören  in  das  Aus- 
gleichsverfahren. 
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Abrechnungen  erzielten  Erlöse;  auch  deren  Bezahlung 
wird  durch  Sektion  III  geregelt,  und  zwar  gleichgültig,  ob 
es  sich  um  die  Liquidation  von  ausgleichsfähigen  oder 
anderen  Forderungen  handelt.") 

3.  Weiter  folgt  noch  aus  Abs.  I  des  §  14,  daß  alliierte 
Staatsangehörige  auf  Grund  von  Art.  297  e  einen  Schaden- 
ersatzanspruch, geltend  machen  können,  wenn  eine  ihrer  in 
Deutschland  belegenen  Forderungen  Gegenstand  einer  außer- 
ordentlichen deutschen  Kriegsmaßnahme  gewesen  ist.  Auch 
das  gilt,  gleichgültig,  ob  es  sich  um  eine  ausgleichsfähige 
Forderung  oder  um  eine  andere  handelt.  Ist  durch  die 
deutsche  Maßnahme"' die  alliierte  Forderung  zum  Erlöschen 
gebracht  worden,  so  steht  dem  alliierten  Inhaber  nur  der 
Ersatzanspruch  aus  Art.  297  e  zu.  Besteht  die  Forderung 
noch,  so  ist  sie  zunächst  im  Ausgleichsverfahren  anzu- 
melden, und  ein  Ersatzanspruch  aus  Art.  297  dürfte  wegen 
der  im  Clearing  vorgesehenen  Valorisation  nicht  mehr  in 
Frage  kommen.^'*)  Damit  ist  der  Beweis  erbracht,  daß  der 
erste  Absatz  des  §  14  der  Anlage  zu  Art.  298  sehr  wohl  einen 
guten  Sinn  ergibt,  auch  w^enn  man  eine  Kombination  des 
Ausgleichsverfahrens  mit  der  Liquidation  für  unmöglich 
erklärt. 

III.  Die  an  sich  ausgleichsfähigen  Forderungen  von 
solchen  Staatsangehörigen,  deren  Staaten  das  Ausgleichs- 
verfahren nicht  angenommen  haben,  sind  natürlicherweise 
in  der  Sektion  III  nicht  erwähnt.  Es  muß  aber  geprüft 
werden,  ob  sie  nicht  dort  eine  Regelung  gefunden  haben, 
wo  in  den  Liquidationsbestimmungen  etwas  Besonderes  für 
die  Staaten  vorgesehen  ist,  die  das  Clearing-System  nicht 
angenommen  haben.  Die  eine  dieser  Bestimmungen  ist 
Art.  297  h  Ziff.  2.  Hier  ist  angeordnet,  in  welcher  Weise 
Deutschland  mit  dem  Erlös  der  von  ihm  zurückbehaltenen 


1=*)  Art.  297  h  Zif f.  1  und  2  i.  Vbdg.  mit  Anlage  §14  zu  Art- 298 
und  Art.  296  Abs.  II  s.  unten. 

^*)  In  solchem  Falle  fehlt  es  in  aller  Regel  am  Schaden,  da 
dieser  gewöhnlich  mit  der  Differenz  zwischen  Vorkriegs-  und  Nach- 
kriegskurs  zusammenfällt. 
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Güter,  Rechte  und  Interessen,  sowie  der  von  ihm  ein- 
behaltenen Barguthaben  der  Staatsangehörigen  der  nicht 
clearenden  alliierten  und  associierten  Mächte  zu  verfahren 
hat.  Und  ferner,  wie  diese  alliierten  Mächte  über  die  von 
ihnen  beschlagnahmten  deutschen  Güter,  Rechte  und  Inter- 
essen sowie  Barguthaben  verfügen  können.  Die  zweite 
Bestimmung  ist  der  eben  erwähnte  §  14  der  Anlage  zu 
Art.  298.  Es  mag  zunächst  untersucht  werden,  was  aus 
diesen  beiden  Normen  für  die  Behandlung  deutscher  in  den 
alliierten  Ländern  befindlichen  den  Voraussetzungen  des 
Ausgleichsverfahrens  an  sich  entsprechender  Forderungen 
hervorgeht,  sodann,  was  für  alliierte  Forderungen,  die  sonst 
dem  Ausgleich  unterliegen  würden,  folgt. 

1.  Deutsche  in  alliierten  nicht  clearenden  Ländern  be- 
findliche, an  sich  ausgleichsfähige  Forderungen. 

a)  Die  unter  II  gewonnenen  Ergebnisse  zeigen,  daß 
solche  Forderungen  in  jeder  Beziehung  dem  alliierten  Recht 
der  Liquidation  unterliegen.  Die  während  des  Krieges  von 
den  Alliierten  vorgenommenen  Maßnahmen  bleiben  also 
wirksam,  künftige  sind  nach  dem  VV.  erlaubt.^^) 

b)  Der  von  den  nicht  clearenden  Mächten  aus  der 
Liquidation  der  deutschen  Forderungen  erzielte  Erlös  unter- 
liegt der  Verfügung  dieser  Mächte  gemäß  Art.  297  h  Ziff.  2. 
Der  erlöste  Betrag  wird  Deutschland  auf  seine  Reparations- 
schuld angerechnet,  und  zwar  nicht  nur  in  Höhe  der  wirklich 
erzielten  Summe,  sondern  unter  Umrechnung  des  erzielten 
Betrages  zum  Vorkriegskurs  in  der  Währung  der  beteiligten 
Alliierten  und  zu  dem  in  der  Sektion  III  bezeichneten 
Hundertsatz  verzinst.  Das  folgt  aus  a\bs.  II  des  §  14  der 
Anlage  zu  Art.  298,  in  welchem  bestimmt  ist,  daß  die  Vor- 
schriften des  Abschnitts  III  über  Währung  usw.  bei 
Regelung  der  von  Art.  297  betroffenen  Fragen  Anv/endung 
finden  sollen.*®) 


IS)  Art.  297  d  u.  §1  der  Anlage  hinter  Art.  298,  Art.  297. 
^0)  Ein  Vorbehalt,  daß  das  nur  zugunsten  der  Alliierten  geltett 
soll,  ist  nicht  gemacht. 
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Die  Verrechnung*  der  Liquidationserlösc  aber  ist  zu 
einem  Teil  bereits  in  Art.  297  h  geregelt.*^) 

2.  An  sich  ausgleichsfähige  Forderungen  von  alliierten 
Staatsangehörigen  gegen  Deutsche,  die  deshalb  nicht  ins 
Ausgleichsverfahren  fallen,  v^-eil  der  betreffende  alliierte 
Staat  nicht  an  ihm  teilnimmt. 

a)  Eine  Liquidation  für  die  Zukunft  durch  deii 
deutschen  Staat  kann  nicht  in  Betracht  kommen.  Während 
des  Krieges  von  Deutschland  vorgenommene  Liquidationen 
bleiben  gemäß  Art.  297  d,  §  1  der  Anlage  hinter  Art.  298  in 
Verbindung  mit  §  14  der  Anlage  hinter  Art.  298  in  Kraft. 
Was  mit  den  Liquidationserlösen  geschieht,  ist  in  Anm.  17 
ausgeführt. 

b)  Im  übrigen  spitzt  sich  die  Untersuchung  über 
die  Behandlung  der  unter  2  genannten  Forderungen  auf  die 
Frage  zu,  ob  sie  valorisiert  werden  müssen  oder  nicht. 

Daß  die  sonstigen  für  das  Ausgleichsverfahren  vor- 
gesehenen Rechtsfolgen  nicht  in  Betracht  kommen  können, 
versteht  sich  von  selbst. 

Bei  Gidel  und  Barrault  ^^)  lesen  wir  in  dem  Abschnitt: 
Dettes  et  Creances  einiges  über  die  Vorzüge  und  Nachteile, 
welche  dem  Ausgleichsystem  von  der  Kritik  zugeschrieben 


*")  Die  Behandlung  der  Liquidationserlöse  im  VV.  stellt  sich 
nebeneinander  geordnet  demnach  so  dar:  Alliierte  _a^u  s - 
j^X©4-c~h-e  nde  Staaten  behalten  den  Liquidationserlös  von 
deutschen  Gütern  zurück  und  können  damit  gemäß  §  4  der  Anlage 
zu  Art.  298  verfahren.  Ebenso  behält  Deutschland  die  von  ihm  aus 
der  Liquidation  feindlichen  Eigentums  erzielten  Erlöse.  Jede  Macht 
hat  durch  Vermittlung  der  Ausgleichsämtcr  die  von  ihr  erzielten 
Beträge  unter  Valorisation  usw.  dem  anderen  Staate  gutzu- 
schreiben (s.  Art.  297  h  Ziff.  I  und  Art.  296  Abs.  II).  N  i  c  h  t  a  u  s_- 
gleichende  alliierte  Staaten  behalten  gleichfalls  den 
Erlös  aus  deutschem  liquidierten  Eigentum  und  können  damit  gemäß 
Art.  297  h  Ziff.  2  verfahren,  s.  oben  im  Text.  Deutschland  muß  da- 
gegen den  von  ihm  aus  der  Liquidation  erzielten  Erlös  an  den 
Berechtigten  oder  dessen  Regierung  valorisiert  herauszahlen,  gemäß 
§  14  der  Anlage  zu  Art.  298  in  Verbindung  mit  Art.  297  h  Ziff.  2. 
Die  nicht  clearende  alliierte  Macht  muß  ihrerseits  den  von  ihr  aus 
der  Liquidation  erzielten  Betrag  unter  Valorisation  auf  die  deutsche 
Reparationsschuld   anrechnen   (s.  oben  im  Text  u.   Anm- 16). 

1«)  S.  112. 
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wurden.  Unter  den  Vorzügen,  so  berichten  die  Verfasser, 
habe  man  auch  den  angeführt,  daß  nur  das  Ausgleichsystem 
■eine  Valorisation  der  Markforderungen  erlaube,  während  sie 
nach  dem  direkten  sogenannten  amerikanischen  System  ") 
nicht  in  Betracht  kommen  könnten.  Gidel  und  Barrault 
antworten  darauf,  daß  diese  Ansicht  auf  einer  oberflächlichen 
Lektüre  des  Friedensvertrages  beruhe,  denn  der  §  14  Abs.  II 
der  Anlage  zu  Art.  298  bew^sen  das  Gegenteil.  ^^^) 

Wie  es  mit  der  Interpretation  der  von  Gidel  und 
Barrault  zitierten  Gesetzesstelle  steht,  soll  später  untersucht 
werden.  Hier  mag  zunächst  ein  Zeugnis  gegen  die  fran- 
zösische Auslegung  angeführt  sein,  das  gleichfalls  von  der 
Seite  der  Alliierten  stammt. 

In  dem  Verhör,  dem  sich  die  amerikanischen  Mitglieder 
und  Sachverständigen  der  Wirtschaftskommission  auf  der 
Pariser  Friedenskonferenz  vor  dem  Amerikanischen  Senat 
unterziehen  mußten,  kam  die  Sprache  auch  auf  die  Rechte 
derjenigen  Amerikaner,  die  vor  dem  Kriege  solche  Forde- 
rungen gegen  deutsche  Staatsangehörige  hatten,  daß  sie  ins 
Ausgleichsverfahren  gefallen  wären,  wenn  Amerika  sich 
diesem  System  angeschlossen  hätte.  Den  Senatsmitgliedern 
war  es  nun  vor  allem  um  eine  Erklärung  darüber  zu  tun, 
worin  der  Unterschied  zwischen  den  Rechten  der  Amerikaner 
liege,  je  nachdem,  ob  Amerika  sich  dem  Ausgleichsverfahren 
anschließe  oder  nicht.  Da  die  amerikanischen  Unterhändler 
in  Paris  gegen  das  Ausgleichsverfahren  gestimmt  hatten, 
tmd  diese  Auffassung  auch  jetzt  vor  dem  Senat  zu  recht- 
fertigen suchten,  so  standen  sie  Rede  und  Antwort  darüber, 
was  ein  amerikanischer  Vorkriegsgläubiger  eines  Deutschen 

i»)  Sogenannt,  weil  die  amerikanischen  Delegierten  auf  der 
Friedenskonferenz  für  die  Vereinigten  Staaten  das  Clearing-System 
für  unannehmbar  erklärten  und  die  Aufnahme  einer  zweiten 
Regelung  in  den  VV.  erwirkten. 

l"a)  Eine  Mitteilung  von  H.  Jsaj'  in  der  Deutschen  Wirtschafts- 
Zeitung,  XIX.  Jahrgang,  S.  286  entnehme  ich,  daß  sich  auch  der 
Rechtsbeistand  des  amerikanischen  Staatsdepartements,  Herr  Fred 
K,  Nielson  in  einer  amtlichen  Auskunft  v.  20.  Juni  1922  unter  Be- 
rufung auf  §  14  der  Anlage  hinter  Art.  298  auf  den  Standpunkt  der 
französischen  Kommentatoren  gestellt  hat. 
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nach  dem  Versailler  Vertrage  ohne  Ausgleichsverfahren  für 
Rechte  liälte.  Wäre  es  die  Auffassung  der  amerikanischen 
Delegierten  gewesen,  daß  die  amerikanischen  Forde- 
rungen von  den  deutschen  Schuldnern  zu  valorisieren 
seien,  so  hätten  sie  das  sicher  ausdrücklich  gesagt,  da  sie 
alles  Interessen  daran  haben  mußten,  jeden  Vorzug  hervor- 
zuheben, den  die  von  ihnen  vorgeschlagene  Regelung  ohne 
das  Ausgleichsverfahren  bot.  Davon  ist  aber  mit  keinem 
Wort  die  Rede! 

Auf  die  in  Beispiele  eingekleideten  Fragen  der  Senatoren 
Williams  und  Fall,  welche  Veränderungen  sich  in  den 
Rechtsbeziehungen  zwischen  einem  amerikanischen  Gläu- 
biger und  einem  deutschen  Schuldner  gegenüber  dem  Zu- 
stande vor  dem  Kriege  nach  der  von  den  amerikanischen 
Delegierten  vorgeschlagenen  Regelung  ergeben  würden,^) 
antwortet  der  Referent  Palmer,  daß  die  Rechte  der  amerika- 
nischen Gläubiger  unberührt  blieben,  außer  daß  sie  befugt 
seien,  ein  neues  Gericht  anzurufen,  anstatt  wie  vor  dem 
Kriege  auf  das  Forum  deutscher  Gerichte  beschränkt  zu 
sein.  Ferner  könne  die  amerikanische  Regierung  nach  den 
Vorschriften  des  Vertrages  für  die  Gläubiger  sorgen,  womit 
zweifellos  die  Möglichkeit  gemeint  ist,  das  in  Amerika  be- 
findliche deutsche  Eigentum  zur  Deckung  der  nicht  eintreib- 
baren amerikanischen  Forderungen  zu  benutzen. 

Von  einer  Valorisation  ist  nirgends  gesprochen;  und 
auch  in  der  weiteren  Diskussion,  die  noch  des  öfteren  auf 
diese  Gebiete  zurückkehrt,  wird  von  einer  solchen  Kon- 
version des  ursprünglichen  Schuldinhalts  nichts  erwähnt. 
Dieses  Ergebnis  bietet  a  priori  ein  sehr  starkes  Argument 
gegen  die  von  den  französischen  Kommentatoren  vertretene 
Auffassung.  Es  darf  dagegen  auch  nicht  eingewendet 
werden,  daß  bei  einer  Bejahung  der  Valorisation  im 
Friedensvertrag  es  unverständlich  gewesen  sei,  daß  Mächte 
überhaupt  das  Ausgleichsverfahren  gewählt  hätten,  wo  das 


*<>)    S.   Hearings   before   the   Committee   on   foreign   Relations, 
United  States  Senate,  Washington  1910,  S.  23  f f. 

Abhamllungen  zum  Friedensverträge.    Heft  3.  7 
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amerikanische  System  unverg-Ieichlich  vorteilhafter  gewesen 
wäre.  Den  Vorteil  für  die  Alliierten  erblickt  man  gewöhnlich 
darin,  daß  die  deutschen  Guthaben  von  ihnen  liquidiert 
werden  könnten,  und  Deutschland  ohne  Rezipro- 
zität und  ohne  die  Einschränkungen  des  Ausgleichs- 
verfahrens -*)  sämtliche  gegnerischen  Forderungen  zu 
valorisieren  habe.  Damit  wäre  für  Deutschland  der  einzige 
Nutzen  des  Ausgleichsverfahrens  entfallen,  der  darin  be- 
stände, daß  es  seine  eigene  Forderungen  gegen  die  alliierten 
kompensieren  dürfe. 

Bei  dieser  Erwägung  wird  übersehen,  daß  der  deutsche 
Staat  durch  das  amerikanische  System  vollkommen  aus  der 
•|     Regelung  der  alliiierten  Vorkriegsforderungen  ausscheidet. 
"  -^  Der    alliierte    Gläubiger    hat    es    nur    mit    seinem    privaten 
^,  .,,  Schuldner  zu  tun,  und  darin  liegt  natürlich  gegenüber  dem 
Ij      Ausgleichverfahren    mit    der    Staaten-Haftung   ein    wesent- 
licher Nachteil  für  den  alliierten  Gläubiger.-)     Das  ist  ein 
Punkt,  der  mit  Recht  von   Gidel-Barrault  als   Vorzug  des 
Ausgleichsverfahrens  für  den  französischen  Gläubiger  her- 
vorgehoben wird.*^)     Trotzdem  bleibt  der  Gedanke,  daß  die 
deutschen    Schuldner    sämtliche    Vorkriegsschulden    valori- 
sieren sollen,  grotesk. 

Eine  richtige  Auslegung  des  §  14  Abs.  II  der  Anlage 
hinter  Art.  298  führt  auch  nicht  zu  diesem  Ergebnis! 

Die  Norm  will  den  Angehörigen  der  nicht  am  Aus- 
j  gleichsverfahren  teilnehmenden  Mächte  die  Vorteile  der 
I  Valorisation  soweit  sie  im  Gebiet  der  Liquidationsbestim- 
l     mungen  in  Betracht  kommen,  sichern. 

Die  einzige  Anordnung  über  Valorisation  innerhalb  der 
Art.  297,  298  und  ihrer  Anlage  ist  in  Art.  297  h  Ziff.  1  ent- 
halten,-*) und  zwar  ergibt  sich  diese  Bedeutung  auch  nicht 
unmittelbar  aus  dem  Buchst,  h  selbst,  sondern  durch  die 
dort  angeordnete  Verweisung  auf  die  Gutschrift  der  Liqui- 

21)  Art.  296,  Art.  296  b  und  §  4  der  Anlage  zu  Art.  296. 

22)  Den  allerdings  Mr.  Palmer  gering  einzuschätzen  scheint  s. 
Hearings  S.  35  Zeile  15/16. 

23)  A.a.O.  S.  113. 

2*)  Außer  der  hier  gerade  in  Frage  stehenden. 
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dationserlöse  durch  Vermittlung  der  Ausgleichsämter.  Nur 
in  Art.  296  Abs.  II  ist  direkt  ausgesprochen,  daß  die  Aus- 
gleichsämter die  Liquidationserlöse  unter  Valorisation  gut- 
zuschreiben haben.  Da  in  Art.  297  h  Ziff.  2  eine  besondere 
Bestimmung  über  die  Liquidationserlöse  in  den  nicht 
clearenden  Staaten  getroffen  ist,  für  welche  die  Verweisung 
der  Ziff.  1  nicht  gelten  konnte,  weil  diese  Staaten  Ausgleichs- 
ämter nicht  zu  errichten  haben,  so  wurde  ein  eigener 
Rechtssatz  für  die  Anwendung  des  Valorisationsprinzips 
auch  bei  nicht  ausgleichenden  Staaten  nötig.  Wir  finden 
ihn  im  Abs.  II  des  §  14  der  Anlage  hinter  Art.  298.  Auch 
der  letzte  Halbsatz  des  Abs.  I  des  §  14,  der  sich,  wie  wir 
gesehen  haben,  ebenfalls  auf  die  Bezahlung  der  Liquidations- 
erlöse bezieht,  konnte  die  Notwendigkeit  der  besonderen 
Norm  des  Abs.  II  nicht  ausschließen,  weil  Sektion  III  eben 
für  nicht  clearende  Staaten  ohne  weiteres  nicht  in  Betracht 
kommen  kann. 

Die  Bestimmung  hat  also  mit  der  Valorisation  von 
Forderungen  schlechthin  gar  nichts  zu  tun,  sondern  kann 
nur  im  Zusammenhange  mit  den  Liquidationsnormen  richtig 
verstanden  werden.^'*) 


25)  Richard  Fuchs  in:  Mitteilungen  der  Deutschen  Gesellschaft 
Hir  Völkerrecht  Heft  3,  Verhandlungen  der  dritten  Jahresversamm- 
lung in  Hamburg,  21.— 24.  April,  Kiel  1922,  S.  12,  Luscnsky,  Bank- 
archiv, 1920,  S.  69  und  H.  Jsay:  Die  privaten  Rechte  und  Interessen 
Friedensvertrag,  2.  Auflage,  Berlin  1921,  S.  198  gelangen  auch  zu 
dem  Ergebnis,  daß  die  nicht  ins  Ausgleichsverfahren  fallenden 
Forderungen  nicht  zu  valorisieren  sind.  Dagegen  vertritt  Lehmann 
a.  a.  O.  §  40  Anm.  4  die  entgegengesetzte  Meinung.  Er  führt  im 
Gegensatz  zu  Jsay  aus,  daß  im  Art.  297  auch  die  Fragen  der  Deutsch- 
land zugestandenen  oder  nicht  zugestandenen  Liquidalionsrechte 
an  alliierten  Gegenständen  eine  Regelung  erfahren  hätten.  Somit 
sei  die  Behandlung  einer  alliierten  in  Deutschland  befindlichen 
Forderung  eine  von  Art.  297  betroffene  Frage  zwischen  den  beider- 
seitigen Staatsangehörigen  im  Sinne  von  Art.  298,  Anlage  §  14. 
Ferner  soll  die  hier  angenommene  Meinung  zu  dem  „merkwürdigen 
Ergebnis"  führen,  daß  ein  liquidiertes  Markguthaben  eines  Deutschen 
der  deutschen  Regierung  zum  Vorkriegskurse  gutgeschrieben 
werden  müßte,  während  der  gegnerische  Markgläubiger  lediglich 
Währungsmark  zu  fordern  hätte.  Was  das  erste  Argument  angeht, 
so  greift  m.  E.  die  Verweisung  der  Anlage  zu  Art.  298  §14  auf  die 
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Es  mag  noch  darauf  hingewiesen  werden,  daß  die 
deutsche  Uebersetzung  des  §  14,  Abs.  II  zu  Mißverständ- 
nissen Anlaß  geben  kann.  Nach  dem  deutschen  Text  scheint 
es  so,  als  ob  die  Valorisation  zwischen  den 
beiderseitigenStaatsange  hörigen  stattfinden 
soll    bei   Regelung    der   von    Art.  297    betroffenen    Fragen. 

Richtig  müßte  die  Uebersetzung  lauten:    , »Soweit  usw 

beitreten,  finden  bei  Regelung  der  zwischen  ihnen  (d.  h.  den 
alliierten  Mächten)  und  Deutschland  und  zwischen  den 
beiderseitigen  Staatsangehörigen  durch  Artikel  297  be- 
troffenen Fragen  die  Bestimmungen  über  die  Valorisation 
usw.  . . .  Anwendung."  Der  Absatz  will  damit  nur  besagen, 
daß  in  allen  Fällen,  wo  der  Art.  297  eine  Valorisation  an- 
ordnet, diese  auch  für  die  nicht  ausgleichenden  Staaten 
gelten  soll,  ganz  gleichgültig,  ob  dabei  die  Rechtsbeziehungen 
von  Privaten  oder  der  beteiligten  Staaten  betroffen  werden. 
Tatsächlich  wird,  wie  wir  gesehen  haben,  in  dieser  umständ- 
lichen Fassung,  die  sich  aus  den  zahlreichen  Aenderungen 
des  ursprünglichen  Entwurfs  durch  die  Anträge  der 
Amerikaner  erklärt,  nur  die  Valorisierung  der  Liquidations- 
erlöse angeordnet.^) 

Eine  Valorisation  der  an  sich  zwar  ausgleichsfähigen, 
aber  wegen  Ablehnung  des  Ausgleichsverfahrens  nicht  unter 
Sektion  III  fallenden  alliierten  Forderungen  kommt  daher 
nicht  in  Betracht. 


Valorisationsbestimmungen  der  Sektion  III  nur  soweit,  als  bereits 
im  Art.  297  eine  Valorisation  angeordnet  ist.  Diese  Verweisung 
war  für  die  nicht  clearenden  Staaten  aus  den  oben  im  Text  an- 
gegebenen Gründen  erforderlich!  Das  im  zweiten  seiner  Argumente 
erwähnte  „merkwürdige  Resultat"  hat  durchaus  nichts  merkwürdiges 
für  den,  der  sich  vergegenwärtigt,  daß  eine  Valorisation  außerhalb 
des  Ausgleichsverfahrens  sich  nur  unter  dem  Gesichtspunkt  des 
Schadensersatzes  für  eine  außerordentliche  Kriegsmaßnahme  recht- 
fertigt. Ist  also  gegen  eine  in  Deutschland  belegene  alliierte 
Forderung  eine  außerordentliche  Kriegsmaßnahme  nicht  ergangen, 
8o  kann  auch  von  einer  Valorisation  nicht  die  Rede  sein.  Daß  da- 
gegen die  in  Frankreich  belegene  liquidierte  deutsche  Forde- 
rung Deutschland  valorisiert  gutgebracht  wird,  folgt  aus  den  Regeln 
über  die  Behandlung  der  Liquidationserlöse. 

26)  Ueber  die  Barguthaben  s.  Partsch  S.  53  ff. 
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Nachtrag:    Die  Schlüsse,  welche  man  für  das  Problem  der 

Forderungen   außerhalb   des   Ausgleichsverfahrens   aus   der 

Liquidation  der  Siegerstaaten  ziehen  könnte. 

Von  Prof.  P  a  r  t  s  c  h. 

Die  vorstehenden  Darlegungen  müßten  eigentlich  ge- 
nügen, um  bei  den  nicht  clearendcn  Staaten  jede  Valori- 
sierung von  Forderungen,  für  welche  nicht  die  besonderen 
Verhältnisse  der  mesures  exceptionnelles  vorliegen,  auszu- 
schließen. Aber  gerüchtweise  verlautet  (vgl.  oben  S.  96 
Anm.  19  a),  daß  einzelne  der  Siegerstaaten  einen  Stand- 
punkt einnehmen  wollen,  der  durch  die  vorstehenden 
Ausführungen  noch  nicht  voll  gedeckt  ist.  Es  soll 
behauptet  werden,  daß  auch  dann,  wenn  man  die  all- 
gemeine Frage  der  Valorisierung  der  Forderungen  dahin- 
gestellt sein  läßt,  jedenfalls  auf  einem  besonderen  Gebiete 
Forderungen  von  Angehörigen  der  Siegerstaaten,  die  nicht 
dem  Ausgleichsverfahren  beigetreten  sind,  gegen  einzelne 
Deutsche  zu  valorisieren  seien.  Und  zwar  soll  das  der  Fall 
sein,  soweit  die  Siegerstaaten  von  der  Befugnis  Gebrauch 
machen,  Forderungen  ihrer  Staatsangehörigen  aus  der  Masse 
des  deutschen  Vermögens  zu  befriedigen.  Mehrere  Bestim- 
mungen des  VV.  werden  in  dieser  Beziehung  angeführt: 
§  14  Abs.  2  Anlage  hinter  Art.  298,  Art.  297  h  2,  der  §  4 
Anlage  hinter  Art.  298,  endlich  der  allgemeine  Gedanke  aus 
Art.  297  b.     Die  These  der  Alliierten  v,'ürde  folgende  sein: 

Nach  §  14  Abs.  2  findet  für  alle  Fragen  des  Art.  297 
zwischen  Deutschland  und  den  alliierten  Mächten,  soweit 
die  Erklärung  über  Annahme  von  Sektion  III  nicht  ab- 
gegeben ist,  die  Bestimmung  der  Sektion  III  über  das  Geld^ 
in  welcher  die  Zahlung  gemacht  werden  muß  und  über  den 
Umrechnungskurs  und  die  Zinsen  Anwendung.  Nun  besteht 
Art.  297  h  Nr.  2,  nach  welcher  jede  alliierte  Macht  über  den 
Liquidationserlös  und  die  deutschen  Barguthaben  verfügen 
kann,  um  sie  zur  Zahlung  der  Forderungen  nach  diesem 
Artikel  und  nach  §  4  Annexe  hinter  Art.  298  zu  verwenden. 
Also  kann  im  Bereich  der  Haftung  des  liquidierten  deutschen 
Vermögens  oder  mindestens,  soweit  es  sich  um  Liquidations- 
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erlöse  und  beschlagnahmte  Barguthaben  handelt,  der  Sieger- 
staat die  Forderungen  seiner  Staatsangehörigen  auch  nach 
Maßgabe  der  Valorisierungsvorschriften  berechnen.  Der- 
selbe Schluß  soll  sich  aus  §  4  Anlage  hinter  Art.  298  im  Zu- 
sammenhange mit  §  14  Abs.  2  ergeben,  da  auch  hier  Forde- 
rungen alliierter  Staatsangehöriger  berechnet  werden  und 
diese  Berechnung  eben  nach  §  14  Abs.  2  nach  Maßgabe  der 
Valorisierungsvorschriften  von  Sektion  III  erfolgen  könne. 
Endlich  wird  zur  Unterstützung  Art.  297  b  angeführt.  Die 
Liquidation  erfolge  danach  gemäß  den  Gesetzen  der  Sieger- 
staaten. Diese  haben  vielfach  angeordnet,  daß  Forderungen, 
welche  bei  deutschen  Vermögen  haften,  aus  diesen  zu  zahlen 
sind.  Die  Gesetzgebung  der  Siegerstaaten  könne  nun  an- 
ordnen, in  welchem  Umfange  Haftung  von  beschlagnahmten 
und  liquidierten  Gute  Platz  greifen  solle.  Sie  hätte  auch 
ohne  die  Bestim.mung  des  §  14  Abs.  2  die  Freiheit,  die 
Liquidationen  des  Gesamtpfandes  so  einzurichten,  daß  für 
die  Folgen  der  Valorisierung  in  entsprechendem  Umfang 
Befriedigungen  aus  dem  deutschen  Gut  gesucht  wird.  Da 
diese  Freiheit  besteht,  sei  gar  nicht  einzusehen,  warum  die 
Siegerstaaten  nicht  die  formale  Handhabe  des  §  14  Abs.  2 
so  zu  verstehen  hätten,  daß  sie  auch  auf  Grund  des  VV. 
selbst  die  Forderungen  ihrer  Staatsangehörigen  mit  einer 
Haftung  ausstatten  könnten,  die  diese  Forderungen  nach 
Maßgabe  des  Vorkriegskurses  befriedigte. 

Nach  dieser  subjektiven  These  der  Siegerstaaten,  von 
der  wir  heute  aus  verschiedenen  Quellen  wissen  (ameri- 
kanische Stimmen,  Rumänien,  Japan),  würde  objektiv 
rechtlich  über  die  Frage,  ob  der  alliierte  oder  assoziierte 
Staatsangehörige,  der  Gläubiger  eines  Deutschen  ist,  von 
diesem  deutschen  Schuldner  die  Forderung  valorisiert  ver- 
langen kann,  gar  nichts  gesagt  sein.  Es  würde  nur  das 
deutsche  Vermögen,  daß  sich  in  der  Hand  der  alliierten 
Staaten  befindet,  von  der  Haftung  der  Valorisierung  be- 
troffen sein.  Der  Rumäne  oder  Japaner,  der  seine  Forderung 
gegen  einen  Deutschen  in  Lei  oder  in  Yen  hätte,  würde 
aus  Liquidationserlösen  und  beschlagnahmten  Barguthaben 
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in  Rumänien  und  Japan  dem  Nennwert  der  Forderung  nach 
befriedigt;  der  Rumäne  oder  Japaner,  der  gegen  einen 
Deutschen  eine  Forderung  auf  Mark  hätte,  würde  gegen- 
ü])er  dem  Deutschen  selbst  in  Deutschland  auf  Grund  der 
pcrsön Hellen  Haftung  des  Schuldners  nur  Mark  verlangen 
können,  weil  kein  Anhalt  für  eine  Valorisierung  gegen  den* 
persönlichen  Schuldner  gegeben  wäre.  Dagegen  würde  der 
Rumäne  und  Japaner  in  seine  m  Lande  von  seiner  Regie- 
rung nicht  nur  die  heutige  Mark  zum  Tageskurse  ausgezahlt 
erhalten,  sondern  an  Stelle  der  heutigen  Mark  zum  Tages- 
kurse den  vollen  Wert  der  Mark  zum  Vorkriegskursc.  Es 
wäre  damit  eine  Handlung,  welche  das  Liquidationsrecht 
!)etrifft,  geschehen.  Die  Forderung,  wie  sie  dem  alliierten 
Gläubiger  gegenüber  dem  deutschen  Schuldner  z^ustand,  ist 
nunmehr  durch  Erfüllung  erloschen,  ohne  zuvor  objektiv 
eine  Veränderung  erlitten  zu  haben.  Mit  dem  aus  der  Valori- 
sation  vorgehenden  Mehrbetrag  hat  man  dem  alliierten 
Gläubiger  ein  Geschenk  gemacht,  das  unter  der  These 
der  Siegerstaaten  nur  als  Befriedigung  seines  Anspruches. er- 
scheint. Für  diese  Auffassung  könnte  man  einen  allgemeiinen 
Schluß  aus  den  Verhandlungen  vor  dem  amerikanischen 
Senat  anführen.  Die  amerikanischen  Delegierten  wollten 
bev^eisen,  daß  der  Amerikaner  ebenso  günstig  ohne  das 
Ausgleichsverfahren  führe.  Gesprochen  ist  allerdings  nur 
von  Dollarforderungcn.  Die  Markforderungen  von  Ameri- 
kanern sind  nicht  erwähnt.  Man  könnte  also  meinen,  daß 
CS  im  Sinne  der  amerikanischen  Delegierten  gelegen  habe, 
amerikanischen  Gläubigern  den  Vorteil  der  Valorisierung 
für  ihre  Markforderungen  zuzuwenden.  Aber  man  sei  mit 
solchen  vSchlüssen  aus  Fragen,  die  nicht  ausdrücklich  er- 
wähnt sind,  vorsichtig.  Die  beiden  Delegierten  Baruch  und 
Palmer  hatten  offenbar  keine  klare  Vorstellung  von  der  Ent- 
wertung der  Mark,  die  bevorstand.  Nur  der  amerikanische 
financial  com  missioner  in  Europe,  Norman  Davis,  hatte  die 
klare  Einsicht  in  die  wahren  wirtschaftlichen  Verhältnisse. 
Die  Sätze  von  Palmer  und  Baruch,  welche  die  Notwendigkeit 
der    Valorisation    mit    den    eigenartigen    Verhältnissen    bei 
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Ausbruch  des  Krieges  für  England  und  Frankreich  be- 
gründen und  dieselben  Verhältnisse  für  Amerika  ablehnen, 
zeigen,  daß  die  Delegierten  an  eine  Valorisierung  von  Mark- 
forderungen amerikanischer  Gläubiger  nicht  denken.  Es  ist 
sehr  deutlich,  daß  die  großen  amerikanischen  Juristen  Baruch 
und  Palmer  mit  voller  Klarheit  an  dem  Gedanken  festhalten, 
daß  es  ein  Unrecht  ist,  deutsches  Eigentum  zu  konfiszieren 
und  daß  eine  Bezahlung  von  Forderungen  aus  anderem 
Vermögen  als  dem  der  Schuldner  sehr  bedenklich  ist.  Es 
liegt  diesen  vornehmen  Männern  vollständig  fern,  den 
amerikanischen  Gläubigern  aus  fremder  Tasche,  nämlich 
aus  dem  Liquidationsfond,  in  dem  die  Vermögen  anderer 
Deutscher  stecken,  ein  Geschenk  zu  machen.  Und  dieser 
Gedanke  ist  deswegen  erheblich,  weil  in  Amerika  der 
Kongreß,  wie  die  Protokolle  der  Senatskommission  zeigen, 
darüber  wachen  wird,  daß  Amerika  sich  keine  Vorwürfe 
darüber  zu  machen  hat,  daß  es  deutsches  Vermögen  über 
Gebühr  für  die  Befriedigung  von  Forderungen  einzelner 
Amerikaner  heranziehen  wird. 

Mit  diesen  Ausführungen  könnte  die  Antwort  gegen- 
über der  hier  bekämpften  These  gegeben  sein.  Aber  diese 
Antwort  muß  noch  eine  Auseinandersetzung  mit  den  vor- 
gebrachten Argumenten  aus  dem  Text  des  VV.  enthalten. 

Es  ist  klar,  daß  Art.  297  und  298  und  ihr  Annex  mit  dem 
Umfang  der  Markforderungen,  welche  Angehörige  niclit 
clearender  Staaten  gegen  deutsche  Staatsangehörige  haben, 
zunächst  gar  nichts  zu  tun  haben  kann.  Im  Art.  297  sind 
zwei  große  Fragen  behandelt,  die  beide  mit  diesem  Problem 
nicht  zusammenhängen: 

1.  Die  Liquidation  deutscher  Rechte  (Güter,  Rechte  und 
Interessen)  im  Gebiete  der  Siegerstaaten, 

2.  die  außerordentlichen  Kriegsmaßnahmen  Deutschlands. 
Zur  ersten  Frage  der  Liquidation: 

Der  VV.  sagt  im  Art.  297  b,  was  beschlagnahmt  und 
liquidiert  werden  kann.  Forderungen  können  beschlag- 
nahmt werden.  Das  folgt  aus  §  14  Abs.  1.  Zum  Liqui- 
dationsfonds     gehören     einerseits     die     Liquidationserlösc, 
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andererseits  die  beschlagnahmten  Barguthaben.     Sic  sind  ijt 
Art.  297  h  genannt. 

Die  zweite  Frage  ist  die  der  deutschen  Kriegsmaß- 
nahmen. Soweit  sie  sich  gegen  Forderungen  richten,  welche 
amerikanische,  japanische  oder  rumänische  Gläubiger  in 
Deutschland  hatten,  wird  für  diese  Forderungen  auf  Grund 
des  Art.  297  e  und  der  besonderen  Bestimmung  des  §  14 
Anlage  hinter  Art.  298  die  Valorisation  in  Betracht  kommen. 

Aber  beide  Fragen  betreffen  gar  nicht  die  von  der  Be- 
schlagnahme unberührt  gebliebenen  Forderungen  amerika- 
nischer alliierter  Gläubiger  gegen  deutsche  Schuldner.  Wenn 
man  in  §  14  Abs.  2  eine  solche  Bestimmung  über  die 
Valorisierung  finden  wollte,  würde  man  dem  System  des- 
Vertrages und  der  Arbeit  der  Redaktoren  ein  schlechtes 
Zeugnis  ausstellen,  ein  schlechteres,  als  wir  nach  dem  bis- 
herigen Erfahrungen  auszustellen  berechtigt  sind. 

Die  Frage,  welche  in  Art.  297  h  Nr.  2  geregelt  ist,  be- 
trifft die  Behandlung  der  Liquidationserlöse  und  der  Bar- 
guthaben, die  von  Deutschland  zurückgehalten  sind- 
Wendet  man  auf  Art.  297  h  Nr.  2  den  §  14  Abs.  2  an.  so 
ergibt  sich,  daß  Deutschland  Liquidationserlöse  und  Bar- 
guthaben, welche  es  beschlagnahmt  hat,  auch  gegenüber  den 
nicht  clearenden  Staaten  zu  valorisieren  hat.  Das  ist  oben 
schon  dargelegt  worden,  lieber  die  Forderungen,  welche  j 
alliierte  Gläubiger  gegen  deutsche  »Schuldner  haben,  steht  ' 
nichts  in  der  dispositiven  Bestimmung  von  Art.  297  h  Nr.  2. 
Der  Zweck  des  Art.  297  h  Nr.  2  ist  gleichzeitig,  das  Schicksal 
der  Liquidationserlösc  und  der  Barguthaben  in  den  Sieg- 
staaten so  zu  regeln,  daß  diese  haftbar  gemacht  werden  für 
Forderungen  der  Angehörigen  der  Siegstaaten.  Ueber  eiiie 
Valorisierung  der  Forderungen  der  Siegstaaten  steht  weder 
etwas  in  Art.  297  h  Nr.  2,  noch  in  §  14  Abs.  2.  Daß  die 
genannten  Werte  haften,  ist  gesagt,  aber  daß  diese  Haftung 
ohne  jeden  sonstigen  Grund  für  eine  Valorisation  eine  ] 
größere  Höhe  kraft  Liquidationsrechts  als  kraft  des  privaten 
Schuldrechts  haben  sollen,  ist  in  keiner  Weise  zu  erkennen. 
Man  müßte  behaupten  wollen,  daß  das  Wort  ,, creance*'  im 
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7. weiten  Satz  von  Art.  297  h  Nr.  2  an  sich  schon  eine 
question  visee  par  l'article  297  sei.  Diese  Frage  stellen, 
heißt:  das  Bedenkliche  einer  solchen  Auslegungsmethode 
unterstreichen.  Diese  Auslegung  scheitert  daran,  daß  eben 
mit  voller  Klarheit  die  amerikanischen  Juristen,  welche  das 
System  der  nicht  clearenden  Staaten  gestaltet  haben,  hervor- 
hoben, daß  nach  ihrer  Meinung  die  Staaten  nicht  inter- 
venieren sollten  in  die  Beziehung  zw^ischen  dem  privaten 
Gläubiger  und  dem  privaten  Schudner.  In  dieser  Beziehung 
kann  immer  wieder  hingewiesen  w^erden  auf  die  Aus- 
führungen von  Baruch  und  Palmer,  welche  als  einen  der 
Hauptpunkte  des  amerikanischen  Systems  hingestellt  haben, 
daß  der  amerikanische  Staat  nicht  eingreife  in  die  privaten 
Forderungsbeziehungen  zwischen  Gläubiger  und  Schuldnet. 
Das  Forderungsrecht  soll  in  keiner  Weise  berührt  w^erden 
durch  die  Regelung  des  VV.  Wenn  man  es  aber  berührt, 
indem  man  persönliche  Forderungen,  die  in  keiner  Beziehung 
zu  Eingriffshandlungen  des  Reichs  standen,  des  Vorteils  der 
Valorisation  teilhaftig  werden  läßt,  so  kommen  seltsame 
Entscheidungen  zustande.  Man  bereichert  Private,  welche 
mit  der  deutschen  Wirtschaft  in  Beziehung  getreten  waren 
tmd  Geld  in  Deutschland  hatten  auf  Kosten  der  Gesamtheit 
des  deutschen  Vermögens  in  Amerika.  Die  zahlreichen 
deutschen  Emigranten,  die  längst  in  Amerika  Staatsange- 
hörigkeit erhalten  haben,  erhalten  Gelegenheit,  Forderungen 
gegen  deutsche  Familienmitglieder,  die  deutsche  Staats- 
angehörige sind,  auf  Kosten  der  Gesamtheit  des  deutschen 
Vermögens  sich  auch  dann  in  Vorkriegswährung  bezahlen 
zu  lassen,  wenn  dieses  Geld  in  Deutschland  angelegt  w^ar 
und  das  Schicksal  der  deutschen  Wirtschaft  teilen  sollte. 
Amerikanische  Gesellschaften,  w-elche  in  Deutschland 
Tochtergesellschaften  gegründet  hatten,  werden  in  der  Lage 
sein,  buchmäßige  Forderungen  ohne  wirtschaftliche  Realität 
bei  dem  Liquidationsfonds  in  Amerika  anzumelden.  Und 
der  ganze  Versuch  zu  valorisieren,  was  ein  Amerikaner  in 
Deutschland  als  Forderung  hat,  wird  zu  schweren  Miß- 
bräuchen führen,  für  welche  man  in  Amerika  niemals  eine 
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Deckung  durch  den  Kongreß  und  durch  die  Grundsätze  der 
amerikanischen  Verfassung  finden  wird.  Es  werden  außer- 
dem seltsame  Folgen  in  allen  Fällen  eintreten,  wo  die  Forde- 
rung des  Amerikaners  nicht  auf  Mark  lautet,  sondern  auf 
eine  andere  eropäische  Währung,  welche  vor  dem  Kriege 
zum  Dollar  anders  stand  als  die  deutsche  Mark.  Denn  auch 
iVanken-  und  Guldenschulden  müßten  dann  nach  dem  Vor- 
kriegswert valorisiert  werden,  sie  dürften  nicht  zum  heutigen 
Tageskurse  angerechnet  werden.  Der  Eingriff  in  privat^ 
Vertragsrechte,  der  von  den  Amerikanern  bewußt  abgelehnt 
worden  ist,  würde  unabsehbare  Konsequenzen  haben,  die 
sich  zum  Teil  auch  gegen  die  Interessen  der  Staats- 
angehörigen der  Siegerstaaten  kehren  würden.  Diese 
praktischen  Konsequenzen  gehen  über  den  Rahmen  eines 
juristischen  Gutachtens  hinaus.  Der  Jurist  kann  nur  darauf 
hinweisen,  in  w^elchem  Widerspruch  eine  Entscheidung, 
welche  mindestens  soweit  der  Liquidationsfonds  reicht,  die 
Rückzahlung  in  Vorkriegsvaluta  auch  für  die  Mark- 
schulden bejahte,  mit  den  festgesetzten  Grundsätzen 
steht,  die  im  amerikanischen  Senat  im  August  1919  von  den 
Redaktoren  des  Vertrages  selbst  verkündet  worden  sind. 
Was  jetzt  in  Frage  steht,  bedeutet  einen  Versuch,  die  Konse- 
quenzen nicht  aus  dem  VV.  zu  ziehen,  sondern  aus  den  ver- 
hängnisvollen Wirkungen,  welche  in  Deutschland  eintraten, 
weil  es  versucht  hat,  den  VV.  zu  erfüllen.  Es  ist  das 
Raisonnement  des  Kriegsgewinnlertums  und  nicht  der  Ge- 
rechtigkeit, welches  der  These  zugrunde  liegt,  die  heute  von 
einzelnen  amerikanischen,  rumänischen  und  japanischen 
Interessenten  vertreten  wird.  Durch  diese  These  erreichen 
die  Siegerstaaten  unter  Umgehung  des  höchst  zweifelhaften 
Klageweges  vor  dem  Gemischten  Schiedsgerichtshof  oder 
den  Gerichten  des  Schuldnerstaates,  daß  sie  die  Forderung 
ihres  Staatsangehörigen  in  der  Höhe  befriedigen,  in  der  s  i  e 
sie  für  berechtigt  halten.  Sie  benutzen  also  das  ihnen  im 
Vertrage  eingeräumte  Verfügungsrecht  über  die  Liqui- 
dationserlöse, um  ein  Frage,  die  damit  in  keinem  unmittel- 
baren Zusammenhang  steht  von  der  Prüfung  durch  gericht- 
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liehe  Instanzen  abzuschneiden.  Man  muß  daher  den  Weg 
finden,  auf  dem  einem  solchen  Vorgehen  begegnet  werden 
und  auf  dem  die  Berechtigung  der  alliierten  Maßnahmen 
von  der  im  VV.  gegebenen  Instanz  nachgeprüft  werden  kann. 

Wenn  die  alliierte  Macht  die  Fordeung  eines  ihrer 
Staatsangehörigen  aus  dem  liquidierten  deutschen  Vermögen 
und  Vorkriegskurs  befriedigt,  so  ist  damit  der  Anspruch  des 
alliierten  Gläubigers  erloschen,  der  deutsche  Schuldner  ist 
frei  geworden.  Der  alliierte  Gläubiger  hat  aber  mehr  erhalten 
als  er  zu  fordern  hatte,  und  zwar  ist  er  um  den  Unterschied 
zwischen  dem  Vorkriegskurs  und  dem  Tageskurs  bereichert. 
Diese  Bereicherung  kann  der  deutsche  Schuldner  nicht  zu- 
rückverlangen, da  sie  nicht  aus  seinem  Vermögen  geschehen 
ist.  Sie  ist  vielmehr  vorgenommen  aus  dem  Eigentum  des 
alliierten  Staates,  der  die  in  seinem  Gebiet  befindlichen 
deutschen  Güter  auf  Grund  der  ihm  im  VV.  verliehenen 
Rechte  enteignet  hat.  Da  andererseits  dieses  Vermögen 
nach  dem  Sinn  des  Friedensvertrages  als  Pfand  für  die  An- 
sprüche der  alliierten  Staatsangehörigen  gegen  Deutschland 
oder  seine  Staatsangehörigen  dienen  soll,  so  kann  natürlich 
der  seinen  Angehörigen  befriedigende  alliierte  Staat  nicht 
etwa  als  Dritter,  der  eine  fremde  Verpflichtung  erfüllt, 
gegen  den  deutschen  Schuldner  aus  dem  Grundsatz  der  Ge- 
schäftsführung ohne  Auftrag  oder  ähnlichen  Gesichts- 
punkten heraus  einen  Anspruch  geltend  machen. 

Mit  der  Befriedigung  gefährdet  aber  der  alliierte  Staat 
die  Ansprüche  des  deutschen  Reiches,  die  diesem  mit  der 
im  VV.  vorgesehenen  Anrechnung  der  Liquidationserlöse 
gegeben  sind.  Soweit  die  Befriedigung  der  alliierten  Forde- 
rung zum  Tageskurs  erfolgt,  kann  ein  Anspruch  Deutsch- 
lands auf  Anrechnung  des  Liquidationserlöses  nicht  mehr  in 
Frage  kommen.  Darüber  hinaus  entbehrt  die  Zahlung 
an  die  alliierten  Gläubiger  der  rechtlichen  Grundlage.  Das 
deutsche  Reich  vermag  auch  nicht  sich  wegen  dieses  Nach- 
teils an  den  deutschen  Schuldner  zu  halten,  da  einerseits 
dieser  nur  den  Tageskurs  schuldete,  andererseits  selbst 
wenn     er     die     Schuld     zum     Vorkriegskurs     zu     bezahlen 
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hätte,  ihm  die  Vergünstigungen  des  §46  des  deutscheu 
Reichsausgleichgesctzes  zur  Seite  stehen  würden.  Dort 
ist  zwar  nur  von  solchen  deutschen  Schuldnern  die  Rede, 
die  selbst  ihre  Verbindlichkeit  erfüllt  haben;  aber  da 
die  Bedeutung  der  Bestimmung  darin  liegt,  die  deutschen 
Schuldner  vor  der  Verschlechterung  der  deutschen  Valuta 
zu  schützen,  so  wird  auch  in  einem  Falle,  wie  dem  hier  zu- 
grunde gelegten,  das  Reich  von  dem  deutsclien  Schuldner 
nur  den  Tageskurs  verlangen  können. 

Es  ist  die  Frage,  gegen  wen  und  in  welcher  Weise  das 
Deutsche  Reich  vorgehen  kann. 

a)  Gegen  den  bereicherten  französischen  Gläubiger  wird 
es  keinen  Erfolg  haben.  Der  französische  Gläubiger  ist 
nicht  auf  Kosten  Deutschlands  bereichert,  denn  dessen  An- 
sprüche auf  volle  Gutbringung  des  Liquidationserlöses, 
soweit  dieser  nach  Abzug  der  zum  Tageskurs  an  den  fran- 
zösischen Gläubiger  bezahlten  Summe  vorhanden  ist,  können 
natürlich  durch  die  Handlungen  des  französischen  Staates, 
der  dabei  von  einer  bestimmten  der  deutschen  entgegen- 
gesetzten Rechtsauffassung  ausgeht,  nicht  berührt  werden 

b)  Der  Anspruch  wird  sich  daher  gegen  den  fran- 
zösischen Staat  zu  richten  haben.  Wie  schon  oben  gesagt, 
werden  die  deutschen  Ansprüche  auf  Anrechnung  der  Liqui- 
dationserlöse durch  das  Vorgehen  des  alliierten  Staates  ge- 
fährdet. Denn  mit  seinen  Zahlungen  zum  Vorkriegskurse 
bringt  der  alliierte  Staat  zum  Ausdruck,  daß  er  einen  auf 
Valorisation  gerichteten  Anspruch  des  alliierten  Staats- 
angehörigen als  berechtigt  anerkennt.  Damit  ist  gleichzeitig 
seine  spätere  Stellungnahme  in  der  Frage  der  Verrechnung 
der  Liquidationserlöse  gekennzeichnet.  Er  wird  die  Anrech- 
nung des  Liquidationserlöses  demnach  nur  in  der  Höhe  vor 
nehmen  wollen,  in  der  der  Erlös  nach  Abzug  der  valorisierten 
bezahlten  deutschen  Schuld  noch  vorhanden  ist.  Schon  im 
Stadium  der  Auszahlung  des  valorisierten  Betrages  an  den 
alliierten  Gläubiger  muß  daher  das  Deutsche  Reich  die  Mög- 
lichkeit haben,  die  Höhe  der  ihm   gutzubringenden   Liqui- 
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dationscrlöse  durch  eine  Klage  vor  dem  Gemischten  Schieds- 
gericht festzustellen. 

Daß  eine  solche  Möglichkeit  gegeben  ist,  wird  indirekt 
dem  Urteil  des  Deutsch-Französischen  Gemischten  Schieds- 
gerichtshofes: Societe  Vinicole  de  Champagne  contra  Mumm 
vom  24.  Oktober  1921  (Rec.  Nr.  8,  S.  496)  zugestanden. 
Dort  ist  anerkannt,  daß  die  Klage  eines  Deutschen  zum 
Zwecke  der  Feststellung  des  Umfanges  und  der  Tragweite 
einer  feindlichen  Sequestrations-  oder  Liquidationsmaß' 
nähme  zulässig  sein  würde;  ja  eine  solche  Klage  wird 
geradezu  als  das  richtige  Mittel  bezeichnet,  um  Streitig- 
keiten auf  diesem  Gebiete  schlichten  zu  lassen. 

Nun  ist  zwar  die  Zahlung  einer  alliierten  Vorkriegs- 
forderung durch  den  alliierten  Staat  aus  dem  von  ihm 
liquidierten  feindlichen  Vermögen  keine  Liquidationsmaß- 
nahme im  Sinne  des  FV.,  sondern  stellt  bereits  die  Ver- 
wendung des  enteigneten  Vermögens  dar.  Aber  soweit 
diese  Verwendung  Wirkungen  auf  die  Erfüllung  von 
deutschen  Ansprüchen  nach  sich  zieht,  weil  darin  die  Auf- 
fassung zum  Ausdruck  gelangt,  daß  eine  Gutbringung  dieses 
so  verwendeten  Liquidationserlöses  nicht  mehr  in  Frage 
kommen  kann,  muß  das  Recht  auf  Feststellung  auch  in 
diesem  Fall  gegeben  sein. 

Der  §  2  der  Anlage  zu  dem  Art.  297/298  VV  .steht  nicht 
entgegen.  Wenn  dort  Klagen  wegen  Handlungen  und 
Unterlassungen  in  bezug  auf  Güter,  Rechte  und  Interessen 
der  deutschen  Reichsangehörigen  während  des  Krieges  oder 
zur  Vorbereitung  des  Krieges  ausgeschlossen  sind,  so  kann 
diese  Bestimmung  schon  wegen  der  zeitlichen  Beschrän- 
kung nicht  in  Betracht  kommen.  Ferner  richtet  sich  die 
Klage  des  deutschen  Reiches  gar  nicht  gegen  die  Liqui- 
dationshandlung des  alliierten  Staates  als  solche,  sondern 
will  nur  unter  Anerkennung  der  Verfügungsbefugnis  des 
alliierten  Staates  über  Liquidationserlöse  die  Verrechnunp; 
sicherstellen,  auf  welche  das  Deutsche  Reich  nach  dem- 
Friedensvertrag  einen  Anspruch  hat. 


Ernst  Sdimitz. 


Die  Bedeutung  der  Nichtanmeldung  von 

Forderungen  aus  Art.  296  des  Versailler 

Vertrags  im  Ausgleidisverfahren. 


I. 

Nach  Art.  296  VV.  werden  die  dort  unter  Nr.  1—4  be- 
zeichneten Vorkriegsverbindlichkeiten  durch  Vermittlung 
der  Ausgleichsämter  geregelt.  Die  Forderungen  sind  gemäß 
§  5  der  Anlage  zu  Art.  296  von  den  Gläubigern  bei  dem  Aus- 
gleichsamt ihres  Staats  anzumelden.  Was  ist  die  Folge 
wenn  die  Forderung  nicht  rechtzeitig  oder  nicht  in  der  ge- 
hörigen Form,  oder  überhaupt  nicht  angemeldet  wird? 

Eine  ausdrückliche  Bestimmung  enthält  der  VV.  nicht. 
Er  spricht  nur  von  den  nicht  unter  das  Ausgleichsverfahren 
gehörenden  (§  23  der  Anl.)  und  von  den  ordnungsmäßig 
angemeldeten  Ansprüchen,  deren  Weitergabe  an  das  gegne- 
rische Ausgleichsamt  das  Ausgleichsamt  des  Gläubigerstaats 
verweigert  (§  25  der  Anlage).  Zu  den  ordnungsmäßig  an- 
gemeldeten Verbindlichkeiten  gehören  nicht  Forderungen, 
deren  Anmeldung  nicht  in  der  vorgeschriebenen  Form  er- 
folgt ist.  Es  gehören  auch  nicht  dazu  die  nicht  rechtzeitig 
angemeldeten  Forderungen.  Die  ausdrückliche  ,,dcmandc 
qui  lui  aura  ete  düment  notifiee*'  und  ,,request  of  which  it 
has  received  due  notice'*  in  §  25  der  Anlage  beziehen 
sich  nicht  nur  auf  die  Ordnungsmäßigkeit  der  äußeren 
Form,  sondern  auch  auf  die  materielle  Begründetheit  des 
Anspruchs.  Gidel  &  Barraults  Kommentar  zum  Friedens- 
vertrag, der  ein  Recht  zur  Nachprüfung  der  materiellen  Seite 
des  Anspruchs  durch  die  Ausgleichsämter  bestreitet,  schränkt 
den  Begriff  des  ,, düment  notifiee"  auf  die  Ordnungsmäßigkeit 
der  äußeren  Form  der  Anmeldung  und  die  Wahrung  der  An- 
meldefrist ein,^)   und  kommt  daher  zu   dem   Ergebnis,  daß 


1)  Gidel  et  Barrault,  S.  132:  „II  peut  y  avoir  eu  „du  e  notification" 
si  Ton   considcre  la  forme  meme   de  la   notification  et  les  delais". 

Abhandlungen  zum  Friedensvertrage.    Heft  3.  8 
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eine  Verweigerung  der  Mitteilung  seitens  des  Ausgleichs- 
amts gemäß  §  25  der  Anlage  nur  da  in  Frage  kommt,  wo 
die  Anmeldung  ausging  „d'une  personne  incompetente 
rationae  personae  ä  saisir  TOffice".  Wenn  das  französische 
Ausgleichsamt,  wie  das  in  mehreren  Fällen  geschehen  ist, 
trotzdem  dem  verspätet  anmeldenden  Gläubiger  eine  Be- 
scheinigung gemäß  §  25  der  Anlage  ausstellt,  so  steht  das 
nicht  nur  mit  der  klaren  Bestimmung  des  VV.,  sondern  auch 
mit  der  Auslegung,  die  ihr  der  französische  Kommentar  gibt, 
in  Widerspruch.  Das  französische  Ausgleichsamt  über- 
schreitet damit  seine  Kompetenz. 

II. 

Wenn  es  auch  an  einer  ausdrücklichen  Bestimmung  des 
VV.  über  die  Wirkung  der  Nichtanmeldung  einer  ausgleichs- 
fähigen Forderung  fehlt,  so  hat  dieselbe  doch  sicher  die 
Folge,  daß  der  Gläubiger  vom  Ausgleichsverfahren  aus- 
geschlossen ist.  Sonst  wäre  die  Bestimmung  einer  Frist 
sinnlos.  Es  handelt  sich  um  eine  Ausschlußfrist,  die  ein 
längeres  Hinauszögern  der  Regelung  vermeiden  will. 

Darüber  herrscht  denn  auch  Einigkeit,  insoweit  über- 
haupt für  nötig  befunden  wurde,  dieser  selbstverständlichen 
Folge  Ausdruck  zu  verleihen.  So  sagt  z.  B.  die  französische 
Instruktion  vom  1.  Juni  1920  (Journal  officiel  vom  1.  VI.  20 
S.  7945  ff.:  des  creances  notifiees  ä  l'office  apres  l'expiration 
du  delai  ne  pourraient  plus  beneficier  des  dispositions  de 
l'art.  296,  vgl.  ferner  das  belgische  Arrete  ministeriel  vom 
5.  VI.  20,  Art.  2.2) 

Durch  die  Nichtanmeldung  verliert  der  Gläubiger  den 
Vorteil  der  Valorisierung.  Außerdem  ist  die  Haftung  des 
Schuldnerstaats  für  die  Eintreibbarkeit  ausgeschlossen. 


2)  Les  creanciers  beiges  titulaires  des  creances  rentrant  dans 
les  previsions  de  l'art.  296  du  T.  d.  V.  qui  n'auront  pas  fait  ä 
rOffice  beige  de  Verification  et  de  Compensation  la  declaration 
de  leurs  creances  avant  le  date  du  1  decembre  1920,  seront  for- 
clos. Vgl.  ferner  Lehmann,  Kommentar  zum  Reichsausgleichsgesetz 
Anm.  3  zu  §  18. 
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III, 


Betrachtet  man  die  verschiedenen  Möglichkeiten  einer 
anderweitigen  Geltendmachung  einer  an  sich  unter  das 
Ausgleichsverfahren  fallenden  Forderung,  so  kommen  von 
den  einzelnen,  in  den  §§  16,  23  und  25  der  Anl.  zu  Art.  296 
bezeichneten  Fällen  nur  der  letztere  in  Betracht.  Denn  wenn 
das  Gläubigeramt  die  Forderung  trotz  der  verspäteten  An- 
meldung —  eine  Nichtanmeldung  führt  überhaupt  nicht  zu 
einer  Tätigkeit  des  Ausgleichsamts,  ebenso  wie  eine  in  der 
äußeren  Form  ungenügende  Anmeldung  regelmäßig  nur  zu 
einer  Zurückweisung  führt;  daher  ist  in  diesen  Fällen  mit 
Rücksicht  auf  §  3  der  Anlage  eine  gerichtliche  Geltend 
machung  ausgeschlossen  —  dem  Schuldneramt  mitteilt,  so 
würde  sich  ein  Streit  der  beiden  Aemter  doch  nur  um  die 
Rechtzeitigkeit  der  Anmeldung  drehen.  Eine  Anrufung 
eines  Schiedsgerichts,  des  Gemischten  Schiedsgerichtshofs 
oder  auf  Antrag  des  Gläubigeramts  der  ordentlichen  Ge- 
richte des  schudnerischen  Wohnsitzes  (§  16  der  Anl.)  würde 
daher  nur  zu  einer  Entscheidung  über  diese  Streitfrage 
führen.  §  23  kommt  deswegen  nicht  in  Betracht,  weil  der 
Gläubiger  nur  dann  vor  den  ordentlichen  Gerichten  klagen 
kann,  wenn  es  sich  nach  übereinstimmender  Entscheidung 
der  Aemter  um  einen  Anspruch  handelt,  der  nicht  unter  die 
an  sich  ausgleichsfähigen  Forderungen  fällt,  während  das  ja 
hier  zum  mindesten  von  der  Gläubigerseite  behauptet  wird. 
Der  Gemischte  Schiedsgerichtshof  könnte  nur  zu  folgenden 
Entscheidungen  kommen: 

1.  Die  Rechtzeitigkeit  der  Anmeldung  wird  bejaht.  Da 
es  sich  um  eine  unter  Art.  296  fallende  Forderung 
handelt,  erfolgt  entsprechende  Verurteilung  des 
Schuldners. 

2.  Die  Rechtzeitigkeit  der  Anmeldung  wird  verneint; 
dann  wird  zwar  aus  diesem  Grunde  die  Klage  ab- 
gewiesen, weil  die  Forderung  im  Ausgleichsverfahren 
nicht  mehr  beigetrieben   werden  kann,  aber  die  Ent- 

8* 
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Scheidung"  kann  nicht  dahingehen,  daß  die  Forderung 
nicht  unter  die  im  Art.  296  vorgesehenen  Fälle  gehöre. 

In  beiden  Fällen  ist  für  anderweitige  Geltendmachung 
kein  Raum. 

Auch  §  25  der  Anlage  könnte,  wenn  eine  Bescheinigung 
nur  dann  erteilt  würde,  wenn  sie  zulässig  wäre,  nicht  zu 
einer  Klage  vor  dem  ordentlichen  Gericht  führen.  Da  eine 
Bescheinigung  nicht  erteilt  werden  darf,  könnten  gemäß  §  3 
der  Anl,  die  ordentlichen  Gerichte  nicht  in  Anspruch  ge- 
nommen werden.  Ist  aber  die  Bescheinigung  trotzdem  er- 
teilt, so  ist  zu  prüfen,  ob  die  ordentlichen  Gerichte  —  oder 
gemäß  §  304  b  der  Gemischte  Schiedsgerichtshof,  falls  der 
Gläubiger  einer  alliierten  Macht  angehört  —  zu  einer  Nach- 
prüfung der  erteilten  Bescheinigung  befugt  sind.^) 

Die  Frage,  welches  Gericht  für  die  zu  erhebende  Klage, 
abgesehen  von  den  Gemischten  Schiedsgerichtshöfen,  zu- 
ständig ist,  richtet  sich  nach  Landesrecht.  Dabei  ist  zu 
beachten,  daß  eine  weitgehende  Zuständigkeit  der  franzö- 
sischen Gerichte  durch  Art.  14  Code  civil  gegeben  ist.  Dieser 
eröffnet  den  französischen  Gläubigern  die  Möglichkeit,  alle 
actions  personnelles  et  reelles  gegen  Ausländer  im  Inlande 
geltend  zu  machen  (Gargonnet  Traite  theor.  et  prat.  de  pro- 
cedure,  Paris  1894  1,  726,  Sirey,  Code  civil  annote,  4.  Aufl., 
Paris  1901,  Bd.  1  S.  59  ff.),  soweit  nicht  besondere  Staats- 
verträge  dies  ausschließen,  die  aber  mit  Deutschland  nicht 
bestanden  haben  (vgl.  Weiß,  Traite  de  Droit  International 
prive,  Paris  1905,  Bd.  5  S.  145  ff.).  Daher  wird  also  für  die 
Beurteilung  der  Frage,  ob  eine  Nachprüfung  der  Gültigkeit 
der  Handlungsweise  des  Ausgleichsamts  durch  den  Richter 
möglich  ist,  in  erster  Linie  das  französische  Recht  in  Frage 
kommen. 


3)  Eine  Nachprüfung  würde  sich  erübrigen,  wenn  man  annähme, 
daß  die  Bescheinigung  aus  §  25  lediglich  deklaratorische  Bedeutung 
und  nur  den  Zweck  hätte,  dem  Gläubiger  den  Beweis,  daß  der  ordent- 
liche Rechtsweg  gegeben  sei,  zu  erleichtern,  selbst  aber  nicht  erst 
die  Zuständigkeit  der  ordentlichen  Gerichte  begründe. 
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In  Frankreich  gilt  das  Prinzip  der  Teilung  der  Gewalten 
und  ist  dort  in  bedeutend  strengerem  Maße  durchgeführt  als 
in  Deutschland.  Der  ordentliche  Richter  kann  über  die 
präjudizielle  Frage,  ob  die  Bescheinigung  des  §  25  der  Anl. 
zu  Art.  296  zu  Recht  erteilt  ist,  nicht  entscheiden.  Es  könnte 
dies  nur  die  vorgesetzte  Verwaltungsbehörde,  wie  auch  z.  B. 
wenn  es  zweifelhaft  ist,  ob  der  Beschluß  eines  Munizipal- 
rats gültig  ist,  der  ordentliche  Richter,  wenn  diese  Frage 
präjudizielle  Bedeutung  für  den  ihm  vorliegenden  Fall  hat, 
nicht  darüber  entscheiden  darf,  sondern  höchstens  das  Ver- 
fahren anzusetzen  und  den  Staatsrat  um  Entscheidung  zu 
ersuchen  die  Möglichkeit  hat  (vgl.  Jeze,  Verwaltungsreclit 
der  französischen  Republik,  Bd.  23  des  öffentlichen  Rechts 
der  Gegenwart,  1913;  ferner  Laferriere,  Juridiction  Admi- 
nistrative, l.Bd.  1887,  S.  10  ff.).  An  sich  ist  also  der  Richter 
an  die  Entscheidung  des  Ausgleichsamts  gebunden. 

Nach  deutschem  Recht  hat  der  Richter  eine  Nach- 
prüfung der  Entscheidung  der  Verwaltungsbehörden  inso- 
weit, als  es  sich  um  formelle  Verfahrensmängel  oder  um 
Ueberschreitung  der  Zuständigkeit  der  Verwaltungsbehörde 
handelt.  Da  das  Ausgleichsamt  eine  Bescheinigung  nur 
dann  ausstellen  durfte,  wenn  die  Forderung  düment  notifiee 
war,  so  läge  eine  Ueberschreitung  der  Kompetenz  vor.  Der 
deutsche  Richter  könnte  die  Bescheinigung  als  nichtig  be- 
trachten und  wegen  mangelnder  Zuständigkeit  ohne  weitere 
Prüfung  der  materiellen  Berechtigung  des  Anspruchs  die 
Klage  abweisen. 

IV. 

Soweit  dies  nicht  geschieht,  wird  die  Frage  brennend, 
ob  die  Niclitanmeldung  der  Forderung  im  Ausgleichs- 
verfahren, abgesehen  davon,  daß  ihre  Geltendmachung  in 
diesem  ausgeschlossen  ist,  auch  auf  den  materiellen  Bestand 
der  Forderung  einwirkt;  denn  die  zu  Unrecht  erteilten  Be- 
scheinigung kann  höchstens  die  Zuständigkeit  des  Gerichts 
begründen.  Nicht  aber  entbindet  sie  dasselbe  von  der  Pflicht 
zur  Prüfung  des  tatsächlichen  Bestehens  der  Forderung,  eine 
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Prüfung,  die  das  Ausgleichsamt  unter  Umständen  überhaupt 
nicht  vorgenommen  hat  und  die  nach  der  eben  dargelegten 
Ansicht  des  Gidel  u.  Baraultschen  Commentars  auch  gar 
nicht  zu   seinen  Aufgaben  gehört. 

1.  Das  Verhalten  des  französischen  Ausgleichsamts, 
trotz  der  Versäumung  der  Ausschlagungsfrist,  eine  Beschei- 
nigung aus  §  25  der  Anlage  zu  Art.  296  zu  erteilen,  muß 
praktisch  dazu  führen,  daß  der  Gläubiger  die  Wahl  hat,  ob  er 
seine  Ansprüche  im  Ausgleichsverfahren,  oder  ob  er  sie  im 
gewöhnlichen  Prozeßwege  geltend  machen  will.  Denn  der 
Gläubiger,  der  an  der  Durchführung  im  Ausgleichsverfahren 
kein  Interesse  hat,  wird  einfach  die  Anmeldefrist  verstreichen 
lassen  und  hat  dann  die  Möglichkeit,  mit  der  ihm  erteilten 
Bescheinigung  vor  den  ordentlichen  Gerichten  gegen  den 
Schuldner  vorzugehen.  Wenn  das  Gericht  auf  Grund  der 
formell  gültigen  Bescheinigung  seine  Zuständigkeit  für  ge- 
geben erachtete,  würde  er  mit  seinen  Ansprüchen  durch- 
dringen. Besonders  dann,  wenn  er,  wie  das  ja  häufig  ge- 
schieht, mit  seinem  Schuldner  kolludiert  und  dieser  den  An- 
spruch im  Prozeß  anerkennt,  wird  er  zu  einer  schnelleren 
Regelung  gelangen  als  im  Ausgleichsverfahren,  und  es 
würde  daher  in  Zukunft  dieser  Weg  häufig  beschritten 
werden. 

Die  Begründung,  die  das  französische  Ausgleichsamt 
für  sein  Verhalten  gibt,  ist  denn  auch  etwa  folgende: 
die  Einrichtung  des  Ausgleichsverfahrens,  wie  es  im  Art.  296 
statuiert  ist,  ist  lediglich  eine  besondere  Art  der  Einziehung 
der  Schulden,  die  ausschließlich  im  Interesse  der  privaten 
Gläubiger  angeordnet  ist,  deren  Nichtbenutzung  dem  Gläu- 
biger daher  keinen  anderen  Schaden  bringen  kann,  als  daß 
er  eben  die  Vorteile  des  Ausgleichsverfahrens  verliert;  mit 
anderen  Worten:  der  Gläubiger  hat  die  Wahl,  welchen  Weg 
er  für  seine  Befriedigung  einschlagen  will. 

2.  Schon  der  Ausgangspunkt  dieser  Ansicht  ist  unzu- 
treffend. 

a)  Das  Ausgleichsverfahren  bringt  allerdings  für  den 
privaten    Gläubiger    Vorteile:     die    Valorisierung    und    die 


—     119     — 

Haftung  des  Schuldnerstaats.  Aber  der  Grund  zu  der  An- 
ordnung des  Ausgleichsverfahrens  war  nicht  in  erster  Linie 
der,  die  Rechte  der  privaten  Gläubiger  zu  wahren.  Vor  allem 
sollte  es  den  Interessen  der  Staaten  dienen.  Man  glaubte,, 
daß  das  Clearing-System  zu  einer  schnelleren  Regelung  der 
früheren  Schulden  führen  und  daher  die  Wiederanbahnung 
wirtschaftlicher  Beziehungen  erleichtern  würde,  indem  man 
die  früheren  Rechtsbeziehungen  aus  der  Privatrechtssphäre 
heraushob  und  ihre  Durchführung  in  die  Hände  von  Behörden 
legte.  Daß  sich  die  Hoffnung  auf  schnelle  Regelung  der 
Vorkriegsschulden  mit  Hilfe  des  Clearing-Systems  nicht  ver- 
wirklicht hat,  tut  nichts  zur  Sache.  Maßgebend  war  sie  für 
seine  Einführung.*) 

Mitgesprochen  hat  wohl  auch  die  Tatsache,  daß  Eng- 
land und  Frankreich  den  durch  den  plötzlichen  Kriegs- 
ausbruch in  ihrer  Existenz  gefährdeten  großen  Handelsunter- 
nehmen und  Banken  bedeutende  Vorschüsse  hatten  geben 
müssen,  um  sie  vor  dem  sonst  unvermeidlichen  Ruin  zu  be- 
wahren.^) Daher  hatten  die  Regierungen  ein  großes  Interesse 
daran,  daß  die  Regelung  der  Vorkriegsschulden  durch  ihre 
Vermittlung  und  unter  ihrer  Aufsicht  vor  sich  ging.  Da- 
neben wollte  man  natürlich  auch  dem  privaten  Gläubiger  die 
Möglichkeit  der  Verwirklichung  der  Forderung  erleichtern. 
Aber  das  geschah  weniger  durch  das  Clearing-System  als 
durch  die  Einrichtung  der  Gemischten  Schiedsgerichtshöfe, 
die  auch  bei  nicht  clearenden  Staaten  den  Gläubigern  offen 
stehen  sollten  und  deren  Entscheidungen  man  Rechtskraft- 
wirkung beilegte  (vgl.  Art.  304  g  VV.). 

b)  Daß  nicht  lediglich  das  Interesse  des  Gläubigers  maß- 
gebend war  für  die  Einführung  des  Clearing-Systems,  ergibt 
sich  daraus,  daß  unter  Umstanden  der  Gläubiger  im  Clearing- 
V'erfahren  schlechter  steht  als  im  , »direkten"  Verfahren; 
dann  nämlich,   wenn   die   Schuld  eines  Deutschen   an  einen 


*)  Vgl.  Gidel  u.  Barrault,  S.  11.1/112.     Guide  pratique.  1.  Fasci- 
cule.  Paris  1920  S.  206. 

^)   Hearings  S.  14,  Statement  of  Mr.  Bradley  W.  Palmer. 
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Angehörigen  einer  alliierten  oder  assoziierten  Macht  in  der 
Währung  eines  dritten  Landes  ausgedrückt  ist,  deren  Kurs 
im  Verhältnis  zu  der  Währung  des  Gläubigerstaats  jetzt 
höher  ist  als  der  Vorkriegskurs.  Dann  wird  zum  Vorkriegs- 
kurs in  der  Währung  des  Gläubigerstaats  valorisiert, 
während  ohne  das  Ausgleichsverfahren  der  Gläubiger  seine 
Forderung  in  der  ursprüglichen  Währung  geltend  machen 
könnte  und  dann,  dem  höheren  Kurse  entsprechend,  mehr 
erhalten  würde,®) 

3.  Es  ist  aber  auch  nicht  richtig,  daß  der  Schuldner  die 
Wahl  hat  zwischen  dem  Clearing-  und  dem  direkten  Ver- 
fahren. Die  Wahl,  ob  Clearing-Verfahren  oder  nicht,  steht 
den  Regierungen  der  alliierten  und  assoziierten  Länder  zu 
nach  Abs.  e  Art.  296.  Sie  regeln  generell,  ob  das  Clearing- 
System  Anwendung  finden  soll  oder  nicht.  Haben  sie  sich 
für  ersteres  entschieden,  so  muß  dasselbe  restlos  durch- 
geführt werden,  so  daß  alle  ausgleichsfähigen  Forderungen 
ins  Ausgleichsverfahren  kommen.  Das  ergibt  sich  aus 
dem  FV. 

a)  Art.  296  VV.  stellt  in  seinem  1.  Absatz  ein  Gebot 
dahingehend  auf,  daß  die  Regelung  der  Geldschulden  durch 
die  Ausgleichsämter  zu  erfolgen  habe.  Der  Wortlaut,  dessen 
französischer  Text  ,,Seront  reglees  par  l'Intermediaire 
d'Offices  de  Verification  et  de  Compensation'',  der  sich  in 
der  Form  an  die  Sträfbestimmungen  des  Code  Penal  anlehnt, 
und  dessen  englische  Fassung  „There  shall  be  settled*'  gleich- 
falls ein  zwingendes  Gebot  bedeutet,  zeigt  an  sich  schon,  daß 
die  Bestimmung  sich  auf  alle  derartigen  Geldverbindlich- 
keiten erstreckt.'')  Was  hätte  die  ganze  Bestimmung  für  eine 
Bedeutung,  wenn  sie  einfach  dadurch  durchlöchert  werden 

*)  Vgl.  z.  B.  den  Fall  Banque  Fran^aise  et  Italienne  poiir 
TAmerique  du  Sud  contra  Warburg  &  Co.  S  II,  1,  wo  die  Deutsche 
Bank  des  französischen  £  91.5.7  schuldete. 

7)  Vgl.  bezgl.  der  Bedeutung  des  „shall'"  z.  B.  Anl.  Art.  298 
§  1,  wo  der  Sinn  des  „shall  be  regarded"  in  der  französ.  Ueber- 
setzung  „devront  etre  consideres"  richtiger  getroffen  ist.  Uebrigens 
spricht  auch  der  Guide  pratique  S.  266  ausdrücklich  davon,  daß  das 
Ausgleichsverfahren   alle   Ausgleichsforderungen   erfassen   soll. 
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könnte,  daß  der  Gläubiger  seine  Forderung  nicht  geltend 
macht  und  sie  nach  Ablauf  der  Anmeldefrist  auf  dem  ge- 
wöhnlichen Wege  eintreibt? 

b)  Diese  Auffassung  wird  durch  die  Hearings  bestätigt. 
Nirgends  findet  sich  eine  Andeutung,  daß  der  Schuldner  in 
der  Lage  sei,  seine  Forderung  anderweitig  zu  machen.  Im 
Gegenteil  war  nach  Baruchs  Mitteilung  gerade  das  der 
Punkt,  der  zur  Ablehnung  des  Clearing-Systems  durch  die 
Amerikaner  führte,  weil  man  nicht  darüber  hinwegkommen 
konnte,  daß  es  dem  Privatmann  verboten  sein  sollte,  seine 
eigenen  Verbindlichkeiten  selbst  zu  regeln.*)  Es  würde, 
wenn  der  Gläubiger  die  Möglichkeit  hätte  nach  Ablauf  der 
Anmeldefrist  seine  Forderung  vor  den  ordentlichen  Gerichten 
geltend  zu  machen,  ein  Grund  zur  Ablehnung  des  Clearing- 
Systems  nicht  vorgelegen  haben. 

c)  Dazu  kommt  nun  noch  die  Strafbestimmung  in 
Art.  296a,  das  Verbot  jeglicher  Zahlungsannahme,  überhaupt 
jedes  auf  die  Regelung  der  Vorkriegsschulden  bezüglichen 
Verkehrs  zwischen  dem  privaten  Gläubiger  und  seinem 
Schuldner.  Auch  die  Strafbestimmung  des  §  3  der  AnL,  der 
bei  Zuwiderhandeln  die  durch  die  in  jedem  einzelnen  Lande 
geltenden  Gesetze  für  Handel  mit  dem  Feinde  vorgesehenen 
Strafen  eintreten  läßt,  ist  bezeichnend.  Es  bedeutet  das 
nicht  etwa  nur  eine  Bestimmung  über  das  Strafmaß,  sondern 
es  gibt  dem  Abschnitt  1  des  Art.  296  die  Bedeutung  eines 
allgemeinen  Verkehrsverbots,  von  der  Art,  wie  sie  in  der 
Gesetzgebung  der  vertragschließenden  Mächte  aufgestellt 
waren.  Außerdem  ist  dort  das  Verbot  jedes  auf  Bezahlung 
der  ausgleichsfähigen  Forderung  gerichteten,  gerichtlichen 
Vorgehens  ausgesprochen,  abgesehen  von  den  in  der  Anlage 
besonders  vorgesehenen  Fällen. 


ß)  Hearings  S.  15  u.  35.  An  letzterer  Stelle  heißt  es:  „Now, 
if  the  U.  St.  adopt  the  Cl.-S.  the  sanie  creditor  has  no  longer  the 
right  to  collect  his  debt  from  the  debtor  in  Germany.  His  only 
recourse  is  to  the  U.  S.  and  the  U.  S.  would  be  obligcd  to  pay  hini 
from  the  funds  which  they  had  reccivcd." 
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4.  Daß  eine  Regelung  außerhalb  des  Ausgleichs- 
verfahrens nach  dem  VV.  nicht  gestattet  ist,  zeigt  auch  die 
Gesetzgebung  der  einzelnen  Länder,  in  der  nicht  nur  ein  Ver- 
bot der  Regelung  außerhalb  des  Ausgleichsverfahrens, 
sondern  auch  noch  eine  Verpflichtung  der  Gläubiger  zur 
Anmeldung  ihrer  Forderungen  im  Ausgleichsverfahren 
statuiert  wird,  die  aus  dem  Wortlaut  des  VV.  an  sich  nicht 
zu   entnehmen  ist.^^) 

a)  So  bestimmen  die  englischen  Treaty  of  Peace  Orders, 
Consolidated  1919 — 1921  (abgedruckt  bei  Scobell-Armstrong 
S.  292  ff.)  in  Abschnitt  VIT  eine  Strafe  bis  zu  £  10,  if  any 
creditor  refuses  or  fails  to  give  such  notice  or  to  furnish  such 
documents  of  information  as  are  mentionned  in  §  5  of  the 
Ann.  to  the  Sect.  III.  Daraus  zieht  Scobell-Armstrong  S.  231 
mit  Recht  die  Folgerung,  daß  die  Gläubiger  zur  Anmeldung 
aller  feindlichen  Schulden  verpflichtet  seien. 

b)  Das  deutsche  Reichsausgleichsgesetz  vom  24.  IV.  20 
ordnet  an,  daß  Deutsche  ihre  sämtlichen,  unter  §  9  des  Aus- 
geleichsgesetzes  fallenden  Forderungen,  d.  h.  die  ausgleichs- 
fähigen Beorderungen,  bei  dem  Reichsausgleichsamt  anzu- 
melden haben.  §  64  setzt  Strafen  selbst  für  die  fahrlässige 
Nichtanmeldung  derselben  fest. 

c)  Auch  das  französische  Gesetz  vom  10.  III.  20  erklärt 
in  Art.  10  alle  Machenschaften,  die  zum  Zweck  haben  oder 
haben  können,  die  Aemter  über  den  Bestand  oder  die 
Höhe  einer  Forderung  zu  täuschen,  für  strafbar. 

5.  Diese  Bestimmungen  zeigen  zunächst,  daß  die  rest- 
lose Durchführung  des  Ausgleichsverfahrens  im  allgemeinen 
Interesse  liegt  und  nicht  durch  den  privaten  Gläubiger  hinter- 
trieben werden  darf.  Sie  bilden  eine  Bestätigung  des  oben 
unter  2  Gesagten.  Sie  zeigen  weiter,  daß  es  nicht  dem 
privaten  Gläubiger  überlassen  ist,  ob  er  seine  Forderung  im 
Ausgleichsverfahren  geltend  machen  will  oder  nicht,  indem 


8a)  Man  kann  allerdings  darüber  streiten,  ob  nicht  der  englische 
aad  französische  Text  des  §  5  der  Anlage  zu  Art.  296  in  diesem  Sinne 
iiszulegen  ist. 
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sie  ihn  zu  ersterem  durch  Strafandrohungen  zwingen.®)  Es 
ergibt  sich  daraus  also,  daß  ausgleichsfähige  Forderungen 
nur  im  Ausgleichsverfahren  und  nur  durch  die  Ausgleichs- 
ämter geltend  gemacht  werden  können,  vgl.  auch  Urt.  Lenoir 
contra  Wassermann  Rec.  II  S.  18;  ferner  Binon  contra  Et 
Allemand  et  Societe  Anonym.e  des  Glaces  de  Reisholz  et 
Schlesische  Feuerversicherungsgesellschaft,  TAM.  Germano- 
Belge,  Cause  No.  94  vom  1.  Juni  32;  ferner  Office  de  Veri- 
fication  et  de  Compensation  pour  l'Alsace-Lorraine  contra 
le  Reichsausgleichsamt  de  Berlin,  Rec.  I  473;  Castellane 
contra  Etat  Allemand  et  Pfälzische  Bank,  Rec.  I  600,  ins- 
besondere 60fi. 

V. 

Wird  die  Forderung  auf  diesem  Wege  nicht  innerhalb 
der  bestimmten  Frist  geltend  gemacht,  so  ist  sie  zum 
mindesten  nicht  mehr  einklagbar.  Daran  kann  die  vom 
Gläubigeramt  zu  Unrecht  ausgestellte  Bescheinigung  nichts 
ändern.  Denn  dieser  rein  formale  Akt  einer  Verwaltungs- 
behörde, der  nach  der  tendenziösen  Ansicht  des  Herrn  Ver- 
fassers des  ,,Dettes  et  Creances''  überschriebenen  Teils  IV 
des  Gidel-Barraultschen  Kommentars  nicht  einmal  eine 
materielle  Prüfung  des  angemeldeten  Anspruchs  zusteht, 
kann  eine  Forderung,  die  einmal  unklagbar  geworden  ist, 
nicht  wieder  zu  einer  klagbaren  machen.  Man  wird  aber 
weiter  gehen  und  sagen  müssen,  daß  die  Forderung  über- 
haupt durch  Versäumung  der  Anmeldefrist  erloschen  ist. 
Es  ergibt  sich  das  aus  folgender  Erwägung: 


'•>)  Gidel  et  Barrault,  S.  108,  ,,Le  caractere  essentiel  de  chacun 
de  ces  systemes  consiste  en  ceci:  le  Systeme  des  Offices  de  Com- 
pensation confit  le  reglement  des  interets  prives  exclusive- 
m  e  n  t  a  des  organes  officiels."  Vgl.  Simonson,  „Private  property 
and  rights  in  enemy  countries",  S.  193.  Weiter  Bartich,  Making 
of  the  Reparation  and  Economic  sections,  S.  99,  der  auch  aus- 
drücklich darauf  hinweist,  daß  eine  private  Eintreibung  nicht  ge- 
stattet sein  sollte:  The  purpose  of  the  scheme  is  mainly  to  facilitate 
an  adjustment  of  private  commercial  transactions  in  a  complete 
and  expeditious  manner  w  i  t  h  o  u  t  private  litigation. 
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1.  Nach  französischer  Theorie  (Colin  &  Capitant,  Cours 
elementaire  de  droit  civil  franqais,  3.  Aufl.,  Paris  1921  II 
S.  65)  würde  eine  Forderung,  die  zu  einer  unklagbaren  ge- 

.  worden  ist,  an  sich  als  Naturobligation  fortbestehen.  Dkt 
Obligation  naturelle  ist  eine  Obligation  depourvue  de  sanction, 
deren  einzige  Wirkung  noch  die  ist,  daß  der  Schuldner  frei- 
v^^illige  Zahlung  leisten  kann,  und  daß  die  nachherige  Rück- 
forderung seiner  Zahlung  ausgeschlossen  ist.^^)  Das  charak- 
teristische Zeichen  der  Obligation  naturelle  ist,  daß  sie  ,,sus- 
ceptible  d'execution  volontaire,  mais  non  de  coercition  par 
les  voies  legales'*  ist.  Nun  ist  aber  die  Zahlung,  auch  die 
freiwillige,  durch  Art.  296  a  und  §  3  der  Anl.  zu  Art.  296  VV. 
und  durch  Art.  8  des  französischen  Gesetzes  vom  10.  März 
1920  verboten  und  daher  nichtig.^^)  Die  trotzdem  geleistete 
Zahlung  v/ürde  also  als  eine  ungerechtfertigte  Bereicherung 
zurückgefordert  werden  können,  wie  das  auch  bereits  im 
Falle  Camis  &  Co.  contra  Blankenhorn  Sekt.  II  ;)8  ent- 
schieden ist.  Ebenso  ist  die  Möglichkeit  einer  Anerkennung 
der  Obligation  naturelle,  die  diese  zu  einer  Obligation  parfaite 
machen  würde,  ausgeschlossen,  weil  es  sich  dabei  um  ein  be- 
trügerisches Einverständnis  im  Sinne  des  §  5  Abs.  2  handeln 
würde.  Damit  enfällt  aber  das  letzte  Merkmal,  das  die 
Obligation  naturelle  von  einer  erloschenen  Forderung  unter- 
scheiden würde,  und  es  kann  nach  französischem  Recht  von 
einer  Naturobligation  nicht  mehr  gesprochen  werden, 

2.  Aehnlich  ist  die  Lage  nach  englischem  Recht.  Auch 
hier  führt  eine  Fristversäumnis  dazu,  daß  eine  Erzwingung 
des  Anspruchs  durch  Anstrengung-  einer  Klage  ausge- 
schlossen ist. ^2)     Es  bleibt  allerdings  die  Forderung  als  un- 


^0)  Code  Civil  1235  al.  2. 

")  Vgl.  Code  Civil  Art.  1131—1133.  Die  Zahlung  enthält 
eine  Convention;  —  Planiol,  Traite  Elementaire  de  Droit  Civil, 
6^e  ed.  Paris  1902  Nr.  943:  une  Convention  est  l'accord  de  deux  ou 
plusieurs  personne  sur  un  objet  d'interet  juridique  —  deren  cause 
darin  besteht  ,daß  die  Schuld  zum  Erlöschen  gebracht  werden  soll 
(Colin-Capitant  II  S.  76).  Die  Cause  dieser  Convention  ist  aber  eben 
verboten. 

^^)  Limitation  of  action. 
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klagbare  Verbindlichkeit  bestehen,  indem  eine  Zahlung 
möglich  ist,  wie  auch  eine  Anerkennung  der  verjährten 
Schuld  die  Forderung  wieder  aufleben  läßt.  Die  Verjährung 
begründet  im  allgemeinen  nur  eine  Einrede,  während  eine 
Präklusivfrist,  die  das  englische  Recht  auch  in  der  Gestalt 
der  Prescription  kennt,  den  Anspruch  erlöschen  läßt.  Hier 
ist  aber  die  Sache  so,  daß  eine  Anerkennung  der  Schuld 
ebenfalls  verboten  ist  durch  die  innerenglischen  Gesetze,^*) 
so  daß  der  Schuldner  überhaupt  nicht  in  der  Lage  ist, 
Zahlung  leisten  zu  können,  ohne  gegen  ein  gesetzliches  Ver- 
bot zu  verstoßen.  Es  liegt  daher  eine  legal  impossibility 
vor,  die  den  Schuldner  nicht  nur  von  seiner  Haftung,  sondern 
auch  von  seiner  Schuld  befreit.^*) 

3.  Etwas  anders  ist  die  Frage  nach  deutschem  Recht. 
Hier  ist  regelmäßig,  wenn  eine  Frist  für  die  Geltendmachung 
eines  Rechts  bestimmt  ist,  anzunehmen,  daß  eine  Präklusiv- 
frist vorliegt,  deren  Versäumnis  einen  Verlust  des  Rechts 
nach  sich  zieht.  So  ist  z.  B.  die  Geltendmachung  des  An- 
fechtungsrechts aus  §  123  BGB.  an  eine  Frist  von  einem 
Jahre  nach  Kenntnis  vom  Anfechtungsgrunde  gebunden, 
nach  deren  Ablauf  es  erlischt  (BGB.  §  124).  Der  Anspruch 
aus  einer  Schuldverschreibung  auf  den  Inhaber  geht  mit 
dem  Ablauf  von  30  Jahren  nach  dem  Eintritt  der  für  die 
Leistungen  bestimmten  Zeit  unter,  wenn  nicht  die  Urkunde 
vorher  zur  Einlösung  vorgelegt  wird  (§  801  BGB.).  So  ist 
es  überall,  wo  nicht  ausdrücklich  von  einer  Verjährung  des 
Anspruchs  die  Rede  ist.  Nur  da  bleibt  das  Recht  als  un- 
klagbares bestehen.  Danach  wird  man  nach  deutschem 
Recht  ein  Erlöschen  der  Forderung  auch  annehmen  müssen, 
wenn  sie  nicht  innerhalb  der  Frist  des  §  5  der  Anlage  zu 
Art.  296  angemeldet  ist. 

Anderer  Ansicht  ist  allerdings  Lehmann,  Kommentar 
zum    Reichsausgleichsgesetz,    Berlin    1920,    der    das    Fort- 


")  Treaty  of  Peace-Orders  consolited  1919—1921  1,  II  in  Ver- 
bindung mit  Sect.  1  des  Trading  with  the  Enemy  Act.  1914. 

1^)  Vgl.  Anson,  Law  of  Contract  S.  372,  Jenks,  A  Digest  ot 
English  Civil  Law,  London  1906,  Book  II  Part.  1. 297. 
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bestehen  der  Forderung  als  Naturalobligation  annimmt  — 
(Anm.  3  zu  §  18).  Er  widerspricht  sich  insofern,  als  er  im 
Satz  vorher  sagt,  daß  die  Frist  des  §  5  eine  Präklusiv- 
frist sei. 

Gegen  die  Annahme  des  Erlöschens  der  Forderung 
spricht  nicht  die  Bestimmung  des  §  18  des  Reichsausgleichs- 
gesetzes. Hier  handelt  es  sich  darum,  daß  Forderungen,  die 
nicht  innerhalb  der  vom  Reichsminister  für  Wiederaufbau 
bestimmten  Frist  angemeldet  werden,  gemäß  §  15  Abs.  1  des 
Reichsausgleichsgesetzes  auf  das  Reich  übertragen  werden 
können.  Diese  Frist  hat  mit  der  Frist  des  §  5  der  Anlage  zu 
Art.  296  nichts  zu  tun.  Sie  ist  bedeutend  kürzer  und  hat  nur 
interne  Bedeutung,  so  daß  aus  dieser  Bestimmung  nicht  auf 
ein  Fortbestehen  und  die  Möglichkeit  anderweitiger  Geltend- 
machung nach  Ablauf  der  Frist  des  §  5  der  Anl.  zu  Art.  296 
geschlossen  werden  kann. 

Außerdem  würden  im  übrigen  die  für  das  französische 
und  englische  Recht  entwickelten  Grundsätze  auch  hier  Platz 
greifen,  falls  man  mit  Lehmann  trotz  der  Versäumung  der 
Anmeldefrist  die  Forderung  als  nicht  ohne  weiteres  er- 
loschen, sondern  an  sich  als  Naturalobligation  fortbestehend 
ansehen  wollte. 

4.  Das  Ergebnis  ist  also:  Der  Klage  des  Gläubigers  vor 
den  ordentlichen  Gerichten  und  vor  dem  gemischten  Schieds- 
gerichtshof (Art.  304b  II)  steht  der  Einwand  entgegen,  daß 
der  Anspruch  im  Ausgleichsverfahren  hätte  geltendgemacht 
werden  müssen  und  infolge  nicht  rechtzeitiger  Anmeldung 
untergegangen  sei. 

IV. 

Da  durch  die  nicht  rechtzeitige  Anmeldung  der  An- 
spruch des  Gläubigers  erloschen  ist,  ergibt  sich  als  weitere 
Folge,  daß  auch  eine  Zahlung  des  Betrags  an  den  Gläubiger 
durch  den  Gläubigerstaat  aus  den  Liquidationserlösen  nicht 
in  Betracht  kommen  kann.  §  4  der  Anlage  zu  Art.  297/8  be- 
stimmt, daß  die  Güter,  Rechte  und  Interessen  der  deutschen 
Reichsangehörigen    auf    dem    Gebiet    einer    alliierten    und 
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assoziierten  Macht,  sowie  der  Reinerlös  aus  deren  Ver- 
kauf, ihrer  Liquidation  oder  den  sonstigen  Uebertragungs- 
anordnungen  durch  diese  Macht  belastet  werden  kann,  u.  a. 
mit  der  Bezahlung  von  Beträgen,  die  geschuldet  werden  auf 
Grund  von  Forderungen,  welche  Angehörige  der  alliierten 
Staaten  an  deutsche  Staatsangehörige  haben.  Hier  liegen, 
wie  dargelegt,  überhaupt  keine  Forderungen  mehr  vor,  und 
selbst  eine  nicht  durchsetzbare  Forderung  würde  man  nicht 
als  ,,debt''  oder  ,, creance'*  bezeichnen  können;  denn  diese 
setzen  nicht  nur  eine  Schuld,  sondern  auch  eine  Haftung 
voraus.  Hätte  der  §4  auch  für  nicht  klagbare  Schulden  eine 
Begleichung  aus  den  Liquidationserlösen  vorsehen  wollen, 
so  hätte  das  besonders  ausgedrückt  werden  müssen. 


Brandenburgische  Buchdruckerei  und  Verlagsanstalt  G.  m.  b.  H.,  Berlin-Schöneberg. 
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Gleichzeitig  mit  diesem  Hefte  gelangt  zur  Ausgabe: 

Völkerrechtspolitik 
als  Wissenschaft 

von 

Dr.  Ernst  H,  Feilchenfeld 

(Heft  4  der   Völkerrechtlichen    Monographien   herausgegeben   von 
Walter  Schücking,  Karl  Strupp  und  Hans  Wehberg) 

1922     Geheftet  Tagespreis  1260M. 

Die  Wirkungen  des  Krieges  haben  die  Probleme  einer 
Reform  des  Völkerrechts  zu  einer  Bedeutung  erhoben, 
welche  der  Wissenschaft  und  der  Politik  die  wichtigsten  und 
schwierigsten  Aufgaben  zuweisen.  Zum  Beispiel  durch  die 
Errichtung  eines  Völkerbundes  haben  bisher  vor  allem  die 
ausländischen  Völkerrechtler  eine  Reihe  bemerkenswerter 
Einzelvorschläge  gemacht,  aber  der  Weg  eines  systematischen 
wissenschaftlichen  Aufbaus  von  Leitsätzen  für  die  richtige 
Regelung  der  völkerrechtlichen  Tatbestände  wurde  noch  nicht 
beschritten.  In  dem  vorliegenden  bahnbrechenden  Werke, 
das  in  seinen  sämtlichen  Grundsätzen  ein  aus  einheitlicher 
Konzeption  entstandenes,  gedankhch  völlig  geschlossenes 
System  darstellt,  unternimmt  es  der  Verfasser,  die  Theorien 
und  Grundlagen  der  „Völkerrechtspohtik"  aufzustellen.  Die 
tiefgreifenden  auch  rechtstechnisch  und  rechtsphilosophisch 
bedeutsamen  Untersuchungen  und  Gedanken,  welche  der 
Verfasser  in  seiner  Völkerrechtspolitik  entwickelt,  sichern  dem 
Werke  einen  dauernden  Platz  in  der  Rechtswissenschaft. 

Völkerrechtler,  Weltpolitiker,  Rechtsphilosophen  und  die 
auslegende  Rechtswissenschaft  werden  sich  mit  den  Gedanken 
und  Theorien  dieses  Werkes  unbedingt  auseinandersetzen. 


Abhandlungen  zum  Friedensvertrage 

Herausgegeben  von 

Dr.  jur.  Josef  Paiisdi,      und    Dr. jur.  Heinrich  Triepel, 

Prot  der  Rechte  In  Berlin  Geh.  Jusllrrat,  Prof.  der  Rcdite  In  bcrlln 
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Rechtsvergleichung 


vor  den 


Gemischten  Schiedsgerichts 

höfen 


Von 
Dr.  Ernst  Rabel 

ord.  Professor  der  Reditc  in  Mündien 
Geheimer  Justizrat  und  Oberlandesgeriditsrat 


Berlin  1923 
Verlag  von  Franz  Vahlen 
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Trotzdem  die  Wirksamkeit  der  Gemischten  Schieds- 
gerichtshöfe noch  nicht  lange  dauert,  hat  sich  die  deutsche 
Wissenschaft  schon  recht  oft  genötigt  gesehen,  an  ihr 
scharfen  Tadel  zu  üben.  In  den  zunächst  folgenden  Auf- 
sätzen wird  sich  zwar  bedauerlicherweise  herausstellen,  daß 
darin  zu  besprechende  Entscheidungen  des  Deutsch-Eng- 
lischen Gemischten  Schiedsgerichtshofs  ebenfalls  nicht  bei- 
fallswert, ja  befremdlich  sind.  Aber  dieser  Schiedsgerichtshof 
hat  es  einmal  (i.  S.  Gunn/Gunz)  ausdrücklich  bekundet  und 
bewährt,  daß  er  die  Verantwortlichkeit  seiner  hohen  Stellung 
wohl  kenne.  In  dem  Urteil,  das  unten  S.  12  wiedergegeben 
ist,  spricht  er  zudem  aus,  daß  das  Deutsche  Reich  durch 
seine  Auslegung  des  Vertrags  einseitig  benachteiligt  werde. 
Er  glaubt  sich  sichtlich  nicht  berufen,  die  außerordentlichen 
Härten  des  Vertrags  irgendwie  zu  mildern;  er  hat  aber  wohl 
auch  nicht  den  Wunsch,  über  den  Vertrag  hinauszugehen; 
er  will  ihn  wort-  und  sinngetreu  anwenden.  Wieweit  er  diese 
schwierige  Aufgabe  erfüllt,  soll  hier  nicht  allgemein  unter- 
sucht werden.  In  Rede  soll  nur  ein  bestimmter  Teil  der 
Tätigkeit  stehen,  die  dem  VV.  zuzuwenden  ist,  und  die 
Kritik  gar  nicht  das  Ziel  sein. 

Wir  sprechen  von  der  dornenreichen  Mühsal  der  Rechts- 
vergleichung. Ihre  Schwierigkeiten  sind  den  Gelehrten,  die 
sich  mit  ihr  befassen,  längst  nur  zu  gut  bekannt.  Den  Ge- 
richten der  verschiedenen  Länder  haben  sie  sich  bisher  am 
meisten  bei  den  Problemen  des  Internationalen  Privatrechts 
empfindlich  gemacht.  Hohe  Anforderungen  stellt  die  Aus- 
bildung der  komparatistischen  Methode,  sehr  beträchtliche 
Hemmnisse  bietet  schon  die  Beschaffung  des  Vergleichs- 
stoffs.    Die  fremde  Sprache  und  der  in  der  Regel  spärliche 

1* 
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Besitz  an  Werken  der  ausländischen  Rechtsliteratur  sind 
Hindernisse.  Das  fremde  Recht  aber  ist  nicht  nur  aus  den 
Gesetzen  und  nicht  einmal  dazu  noch  aus  der  Judikatur  und 
den  überall  stark  vorherrschenden  Vertragsformularen  aller 
Art  ganz  zu  entnehmen;  der  ungeschriebene  Geist  einer 
Rechtsordnung,  der  doch  in  den  Gerichten  und  im  Rechts- 
leben waltet,  eröffnet  sich  dem  ausländischen  Beurteiler  erst 
zuletzt.  Der  deutsche  Jurist  aber,  der,  wo  er  irrt,  selber 
diese  Milderungsumstände  anrufen  darf,  wird  seinerseits 
nicht  verkennen,  daß  gerade  im  heutigen  deutschen  Recht 
vieles  sich  durch  subtile  Gesetze  und  tiefgreifende  Theorien 
verwickelt  darstellt.  Die  großen  deutschen  Gesetzbücher, 
voran  das  Bürgerliche  Gesetzbuch,  in  ihrer  außerordent- 
lichen Fülle  und  geistigen  Kraft  und  die  durch  sie  erweckte 
dogmatische  Wissenschaft  begehren  ein  eingehendes  Stu- 
dium. In  den  minder  gelungenen  Partien,  wie  sie  natürlich 
nirgends  fehlen,  kann  auch  wohl  die  eigenartig  ausgebildete 
Gesetzestechnik  verwirrend  wirken.  So  muß  z.  B.  zugegeben 
werden,  daß  es  keine  Freude  ist,  dem  Ausland  gerade  die  Lehre 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  von  der  beschränkten  Erben- 
haftung —  unten  II  —  und  die  sich  daran  knüpfenden,  frei- 
lich auf  den  Grund  dringenden  Lehrmeinungen  darzustellen. 
Und  es  läßt  sich  begreifen,  daß  ohne  deutsche  Hilfe  es  nicht 
leicht  gelingt,  daraus  ein  praktisches  Ergebnis  nach  einer 
bestimmten   interessierenden   Richtung  herauszufassen. ^) 

Dazu  gesellt  sich  nun  noch  bei  der  Anwendung  des 
Versailler  Vertrags  die  Verschärfung,  daß  dieser  von 
Juristen  der  gegnerischen  Koalition  in  einer  Rechtssprachc 
entworfen  ist,  die  nur  auf  das  englisch-amerikanische  oder 

1)  Bei  der  Lektüre  der  Akten  des  Deutsch-Englischen  Gem. 
SchGH.  ist  es  mir  aufgefallen,  daß  dieser  ernst  bemühte  Gerichtshof 
von  den  Rechtsdarlegungen  der  deutschen  Staatsvertretung  merk- 
würdig wenig  Kenntnis  zu  nehmen  scheint.  Dabei  habe  ich  doch  ge- 
funden, daß  diese  Darlegungen  sehr  viel  gutes  Material  enthalten. 
Ich  muß  dies  ausdrücklich  bemerken,  um  nicht  durch  die  obigen 
Worte  und  die  weiter  folgenden  Ausführungen  den  Anschein  zu  er- 
wecken, als  ob  in  den  Prozessen  etwa  die  Klarstellung  des  deutschen 
Rechts  versäumt  sei. 


I 
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auf  das  französische  Recht,  und  allenfalls  auf  Unterschiede 
zwischen  diesen  beiden  Rücksicht  nimmt,  dagegen  die  Ge- 
staltung der  anderen  beteiligten  Rechtsordnungen  und  so 
auch  häufig  der  deutschen  Gesetzgebung  und  Recht- 
sprechung nicht  deutlich  vor  Augen  hat.  Weicht  dann  das 
deutsche  Recht  von  den  westlichen  ab,  so  bedarf  es  schon 
einer  ziemlich  ausgebildeten  Schulung  im  Studium  fremder 
Rechte  und  einer  entwickelten  Methode  der  Rechtsver- 
gleichung, um  nicht  in  bester  Meinung  schwere  Verstöße  zu 
begehen.  Die  Rechtsvergleichung  aber  ist  in  allen  Ländern 
in  Wirklichkeit  noch  wenig  gepflegt,  wenn  sie  auch  gerade 
in  den  wesentlichen  Ländern  längst  mehr  im  Munde  der  Ge- 
lehrten ist,  als  in  Deutschland.  Sie  hat  ein  gewaltiges  frucht- 
bares Gebiet,  das  aber  nur  schrittweise  in  Angriff  genommen 
werden  kann. 

Für  den  deutschen  Juristen  ergibt  sich  nach  dieser 
Richtung,  wie  nach  vielen  anderen,  aus  dem  Stoff, ~ mit  dem 
sich  die  Schiedsgerichte  nunmehr  beschäftigen,  ein  höchst 
interessantes  Material.  Die  Wissenschaft  aller  Länder  hat 
aber  auch  die  Verpflichtung,  die  Schiedsgerichtshöfe  in  ihrer 
Aufgabe  zu  unterstützen.  Wer  die  nachfolgenden  Beispiele 
durchdenkt,  wo  vielfach  auch  englisches  und  französisches 
Recht  miteinander  zu  vergleichen  sind,  wird  dies  alles  be- 
stätigen. Die  neuen  internationalen  Gerichte  ihrerseits  aber 
müssen  wohl  täglich  die  Mahnung  an  sich  selbst  erheben,  die 
Rechtssätze,  die  außerhalb  des  VV.  für  sie  maßgebend 
sind,  die  Normen  des  Völkerrechts,  des  embryonalen 
überstaatlich-internationalen  Privatrechts  und  der  nationalen 
Rechte  einschließlich  ihrer  international-privatrechtlichen 
Bestimmungen  mit  der  größten  Gründlichkeit  zu  studieren.^) 

')  Die  Frage,  inwieweit  solche  Normen  neben  dem  VV.  gelten, 
mag  im  einzelnen  Falle  einer  Auslegungstätigkeit  bedürfen.  Einige 
französische  Beteiligte  folgen  aber  der  Richtung  einer  Vorstellung, 
als  wäre  der  Vertrag  von  Versailles  gleichsam  in  einen  von 
juristischer  Luft  leeren  Raum  gestellt  und  der  Anfang  und  das  Ende 
jeder  juristischen  Beziehung,  die  das  TAM.  zu  würdigen  hat.  Zu 
dieser  Tendenz  bekennt  sich  neuestens  literarisch  M.  E.  Barrault 
in    einem    seltsam   von    Mißverständnissen    entstellten    Artikel:     La 
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Mancher  auf  den  ersten  Blick  bestechende  Schluß  erweist 
sich  bei  genauerem  Nachsehen  als  verfehlt. 

Ein  Beispiel  für  eine  unrichtige  Auffassung  des 
deutschen  Handelsrechts  hatte  ich  kürzlich  zu  besprechen 
(Jur.  Wochenscrift  1922  S.  1161  f.).  Der  Deutsch-Englische 
Gemischte  Schiedsgerichtshof  erklärte  kurzweg,  die  deutsche 
offene  Handelsgesellschaft  habe  keine  Zugehörigkeit  zu 
einem  Staate  im  Sinne  von  Art.  296  VV.,  weil  sie  keine 
juristische  Person  sei.  Das  letztere  dahingestellt,  ist  das 
erstere  bestimmt  unrichtig.  Die  deutsche  Praxis  und 
Literatur  lehrt  längst  das  Gegenteil.  Die  deutsche  offene 
Handelsgesellschaft  hat  eine  Staatsangehörigkeit  in  dem 
gleichen  Sinne,  wie  man  von  Staatsangehörigkeit  wirklicher 
juristischer  Personen  spricht. 

Zugleich  hatte  ich  auch  einer  Rechtsvergleichung  zu  ge- 
denken, vermöge  deren  das  britische  Ausgleichsamt  dazu 
gelangt  ist,  bei  einer  versuchten  proportionellen  Kürzung 
von  Forderungen  und  Schulden  im  Ausgleichsverfahren  je 
nach  der  Nationalität  der  Gesellschafter  die  offene  Handels- 
gesellschaft anders  zu  behandeln,  als  die  englische  partner- 
ship.  Dabei  wurde  auf  einen  äußerlichen  Unterschied  ein 
entscheidendes  Gewicht  gelegt,  nämlich  auf  die  Möglichkeit, 
einen  deutschen  Gesellschafter  abgesondert  zu  verklagen. 
Diese  Erwägung  erweist  sich  sofort  als  unhaltbar,  wenn  man 
den  gesamten  Aufbau  der  offenen  Handelsgesellschaften 
oder  auch  der  partnership  wissenschaftlich  würdigt.  Die 
ganze  proportionelle  Kürzung  der  Forderungen  und 
Schulden  solcher  Gesellschaften  verträgt  sich  nicht  mit  dem 
leitenden  Prinzip  der  Trennung  von  Gesellschaft  und  Gesell- 
schaftern.^) Außerdem  aber  ist  in  allem  wesentlichen  die 
deutsche  offene  Handelsgesellschaft  ebenso  organisiert  wie 


Jurisprudence  du  Tribunal  Arbitral  Mixte,  in  Journal  du  Droit  Inter- 
national (Clunet,  49,  1922).  In  den  nachfolgenden  Abhand- 
lungen besteht  nach  der  Natur  der  Gegenstände  kein  Anlaß  zur  Aus- 
einandersetzung mit  dieser  Aeußerung. 

»)  S.  jetzt  J  s  a  y  ,  diese  Abhandlungen  3.  Heft  S.  U  ff. 


die  englische,  so  daß  keinesfalls  zwischen  ihnen  ein  Unter- 
schied für  Art.  296  gemacht  werden  kann. 

Nicht  gerecht  auch  wurde  derselbe  Schiedsgerichtshof 
dem  Wesen  der  Kündigung  im  deutschen  Recht  bei  seiner 
Auslegung  von  Art.  299  a  VV.  in  dem  berühmten  Urteil 
Kitzinger  contra  Dann  (Rec.  S.  847)  und  noch  bei  seiner 
wesentlich  berichtigten  Stellungnahme  in  den  Prozessen 
Gunn  contra  Gunz  und  Public  Trustee  contra  Enders'sche 
Erben.*) 

Im  folgende*.!  beschäftigen  wir  uns  mit  anderen  Fragen, 

*)  Zu  dem  letzteren  Urteil  erscheint  meine  Note  in  der 
juristischen  Wochenschrift. 


I. 
Insolvenz  und  Art.  296,  lit.  b  W. 

A.    D  i  e  F  r  a  g  e. 

Die  Frage,  um  die  es  sich  handelt,  ist  bisher  literarisch 
nicht  besprochen,  so  daß  einige  Ausführlichkeit  am  Platze  ist. 
Drei    Urteile    des    Londoner    Schiedsgerichtshofes    be- 
schäftigen sich  mit  ihr:  • 

Seligmann  contra  v.  Liebermann,  Case  55,  Rec.  I,  730; 
Ladenburg  &  Co,  contra  Weingart,  Case  499,  Rec.  H,  196; 
Stamm  contra  Felix  &  Co.,  Case  313,  vom  21.  Juli  22. 
Das  erste  Urteil  enthält  eine  einigermaßen  ausführliche 
Begründung,  die  weiter  unten  wiedergegeben  werden  wird. 
Das  zweite  erklärt,  im  Tatbestand  keinen  Grund  finden  zu 
können,  weshalb  von  den  Prinzipien  des  ersten  Urteil  ab- 
gewichen werden  solle.     Das  dritte  beruft  sich  ganz  einfach 
auf  die  beiden  vorangegangenen  Entscheidungen. 

Nach  Art.  296  lit.  b  und  dem  Anhang  zu  Art.  296,  §  4 
haftet  im  Ausgleichsverfahren  jeder  beteiligte  Staat  für  die 
Schulden  seiner  Staatsangehörigen: 

„.  .  es  sei  denn,  daß  nach  der  Gesetzgebung  des  Landes 
des  Schuldners  die  Schuld  im  Zeitpunkt  der  Kriegs- 
erklärung verjährt  war  oder  daß  der  Schuldner  sich  in 
diesem  Zeitpunkt  im  Konkurs,  in  Zahlungsunfähigkeit 
oder  im  Zustand  erklärter  Zahlungseinstellung  befand  .  .  ." 
,,.  .  sauf  dans  le  cas  oü,  selon  la  legislation  du  pays  du 
debiteur,  la  dette  etait  prescrite  au  moment  de  la  decla- 
ration  de  guerre  ou  si,  a  ce  moment,  le  debiteur  etait  en 
faillite,  en  deconfiture  ou  en  etat  d'insolvabilite 
declaree  .   .   ." 
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,,.  .  except  in  a  case  where  at  the  date  of  the  outbreak 
of  war  the  debt  was  barred  by  the  laws  of  prescription  in 
force  in  the  country  of  the  debtor,  or  where  the  debtor  was 
at  that  time  in  a  State  of  bankruptcy  or  failure  or  had  given 
formal   indication  of  insolvency  .  .   /* 

Hierzu  bemerkt  noch  §  4,  Abs.  2: 

,,Les  termes  ,,en  faillite,  en  deconfiture"  visent  l'appli- 
cation  des  legislations  qui  prevoient  ces  situations  juri- 
diques.  L'expression  ,,en  etat  d'insolvabilite  declaree" 
a  la  meme  signification  qu'en  droit  anglais." 

,,The  terms  „bankruptcy"  and  ,, failure"  rcfer  to  the 
application  of  legislation  providing  for  such  jui:idical  con- 
ditions.  The  expression  ,, formal  indication  of  insolvency" 
bears  the  same  meaning  as  it  has  in  English  law." 

,,Die  Ausdrücke  ,,im  Konkurs",  ,,in  Zahlungsunfähig- 
keit" sind  im  technisch-juristischen  Sinne  der  einschlägigen 
Gesetzgebung  zu  verstehen.  Der  Ausdruck  ,,im  Zustand 
erklärter  Zahlungseinstellung"  hat  die  Bedeutung,  die  ihm 
im  englischen  Rechte  zukommt." 

Die  deutsche  Delegation  hatte  eine  deutlichere  Fassung  der 
in  diesen  Stellen  gebrauchten  juristischen  Ausdrücke  ,, faillite, 
deconfiture,  etat  d'insolvabilite  declaree",  ,, State  of  ban- 
kruptcy or  failure,  formal  indication  of  insolvency"  verlangt. 
Hierauf  antwortete  die  ultimative  Note  der  A.  und  A.  Mächte 
vom   16.  Juni   1919: 

„Ces  mots  definissent  les  situations 
dans  lesquels  un  debiteur  a  ete  reconnu 
d 'apres  les  lois  de  l'Etat  oü  il  reside  dans 
l'impossibilite  de  remplir  completement 
ses  Obligation  s." 

Betrachten  wir  nun  die  Tatbestände.  Im  Falle  Selig- 
mann contra  v.  Liebermann  hatte  der  Schuldner  im  Jahre 
1912  infolge  Mangels  an  Mitteln  eine  Pariser  Firma  um  ein 
Arrangement  hinsichtlich  der  Zahlung  von  Zinsen,  die  er  seit 
über  5  Jahren  schuldete,  gebeten.  Zeitweise  litt  er  an  solchem 
Geldmangel,    daß    er    außer    persönlichen    Gebrauchsgegen- 
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ständen  nichts  besaß.  Lange  vor  dem  Ausbruch  des  Krieges 
zog  er  nach  der  Behauptung  der  deutschen  Seite  seinen 
Lebensunterhalt  aus  Spiel.  Einer  Bankfirma  in  Berlin 
schuldete  er  1913  M.  80  000  usw.  Nach  Kriegsausbruch 
wurde  Geschäftsaufsicht  über  ihn  verhängt  mit  dem  Ergebnis 
eines  Zwangsausgleichs,  der  5  %  Dividende  bei  fast  einer 
Million  Mark  Schulden  ergab.  Im  Prozeß  ist  aber  nichts 
vorgebracht  worden,  was  seine  Verhältnisse  vor  Kriegs- 
ausbruch günstiger  erscheinen  läßt.  Der  Gerichtshof 
(Rec.  733)  spricht  denn  auch  von  zwei  Briefen  des  Schuldners, 
welche  zeigen,  daß  seine  finanzielle  Position  eine  sehr 
schwierige,  wenn  nicht  verzweifelte  war. 

Im  zweiten  Falle  wurde  nach  dem  Tatbestand  des  Urteils 
im  Dezember  1913  der  Schuldner  „anxious**  betreffs  seiner 
finanziellen  Lage.  Er  veranlaßte  am  23.  Dezember  1913  ein 
Zirkular  seines  Rechtsbeistandes  an  seine  Gläubiger,  darunter 
auch  den  Kläger,  worin  er  seine  Vermögensverhältnisse  allen 
Gläubigern  ausführlich  klarlegen  ließ  und  mit  den  Worten 
schloß:  ,,Herr  W.  hat  seine  Lage  freimütig  vor  seinen  Gläu- 
bigern klargelegt  und  bittet  sie,  die  von  ihm  gemachten  Vor- 
schläge zu  genehmigen.  Er  wünscht  jedermann  voll  zu 
bezahlen.  Aber  es  ist  notwendig,  daß  er  für  dieses  Vorhaben 
Zeit  hat.'' 

Im  dritten  Fall  war  die  beklagte  deutsche  Schuldner- 
firma am  31.  Juli  1914  mit  einem  eigenen  Rundschreiben  an 
ihre  sämtlichen  Gläubiger  herangetreten.  Darin  heißt  es: 
,,Wir  bedauern,  daß  wir  gegenwärtig  nicht  in  der  Lage  sind, 
die  Verbindlichkeiten  zu  decken.  .  .  .  Unsere  Berliner 
Freunde,  die  in  der  Lage  sind,  die  hiesige  Situation  genau 
zu  beurteilen,  haben  uns  alle  das  größtmögliche  Entgegen- 
kommen gezeigt.  .  .  .  Wir  bitten  Sie  daher  ergebenst,  mit 
uns  in  unserer  zeitweiligen  Zahlungsunfähigkeit  nachsichtig 
zu  sein,  ...  da  sonst  die  sicheren  Verluste  es  für  uns 
schwieriger  machen  würden,  zu  einem  befriedigenden 
Arrangement  zugunsten  unserer  Gläubiger  zu  gelangen." 
Nachher  ist  der  Konkurs  eröffnet  worden,  zwar  nach  Kriegs- 
ausbruchj  aber  auf  Grund  einer  Bilanz  vom  30.  Juli  1922. 
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Die  Begründung,  mit  der  das  Gemischte  Schiedsgericht 
in  allen  drei  Fällen  den  eindringlich  begründeten  Einwand 
der  deutschen  Staatsvertretung,  daß  die  Staaten  im  Aus- 
gleichsverfahren für  Schuldner,  die  bei  Ausbruch  des  Krieges 
zahlungsunfähig  waren,  nicht  haften,  abtut,  und  auf  die 
ebenfalls  ausführlich  dargelegten  tatsächlichen  Umstände  so 
gut  als  gar  nicht  eingehen  zu  sollen  glaubte,  lautet  folgender- 
maßen: 

(Rec.  1,  S.  733/734)  „The  Tribunal  observe  that  in 
Article  296  and  in  paragraph  4  of  the  Annex  thereto  of  the 
Treaty,  use  is  not  made  of  the  simple  and  general  term 
,,insolvency'*  to  indicate  the  case  in  which  the  Government 
guarantee  shall  not  take  effect.  On  the  contrary,'the  Treaty 
has  contemplated  three  different  situations  termed  „ban- 
kruptcy",  ,,failure",  ,, formal  indication  of  insolvency".  Ad- 
mittedly,  Baron  von  Liebermann  was  not  bankrupt  at  the 
outbreak  of  the  war.  The  term  failure  seems  undoubtedly 
in  the  Treaty  to  be  a  translation  of  the  French  word  ,,decon- 
fiture",  which  in  France  corresponds  for  non-commercial 
people  (non  traders)  to  what  bankruptcy  is  for  commercial 
people  (traders).  In  France  „deconfiture'*  is  not  in  itself 
declared  by  judgment  as  a  bankruptcy,  but  it  appears  from 
the  French  doctrine  and  jurisprudence  that  the  said  „decon- 
fiture"  implies  that  the  debtor's  prope.rty  has  been  subject 
to  execution  for  payment  of  his  debts  and  that  the  result  was 
not  sufficient  for  that  purpose.  From  the  second  part  of 
paragraph  4  of  the  Annex,  it  appears  that  the  third  expression 
„formal  indication  of  insolvency**  refers  to  cases  in  which, 
according  to  English  law,  the  debtor  can  claim  the  protection 
of  the  Court,  in  order  to  ensure  the  general  liquidation  of  his 
assets  for  the  payment  of  his  creditors,  but  has  not  been 
adjudicated  a  Bankrupt.  In  all  the  cases  thus  contemplated 
by  the  Treaty,  the  striking  feature  is  some  official  or  definite 
act  of  a  formal  nature  indicating  the  debtor's  insolvency. 
That  is  confirmed  by  the  expression  ,, formal  indication  of 
insolvency"  (etat  d'insolvabilite  declaree)  and  furthermorc 
by  a  very  distinct  explanation  given  by  the  Allied  and  Asso- 
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ciated  Powers  in  their  Response  dated  the  16th  June  1919  to 
the  observations  of  the  German  Delegation  at  Versailles» 
wherein  it  is  stated  that  the  expressions  „bankruptcy'', 
„failure",  and  „formal  indication  of  insolvency"  refer  to  the 
cases  in  which,  in  accordance  with  the  laws  of  the  State  in 
which  the  debtor  is  domiciled,  it  has  been  ascertained  that 
he  was  not  able  to  pay  his  debts  completely.  It  follows  from 
that  declaration  that  in  all  cases,  the  Treaty  has  really  con- 
templated  an  official  Statement  of  insolvency  of  the  debtor 
before  the  outbreak  of  the  war  as  the  necessary  condition 
for  the  exclusion  of  the  Government  guarantee  provided  for 
in  Article  296.  Now  it  is  admitted  by  the  German  Govern- 
ment that,  even  assuming  the  debtor  to  have  been  insolvent,. 
no  such  official  declaration  or  ascertainment  has  taken  place 
before  the  war  with  regard  to  Baron  von  Liebermann.  The 
explanation  may  lie  in  the  fact  the  the  German  Commercial 
Law,  while  considering  the  insolvency  of  the  debtor  as  the 
necessary  and  preliminary  condition  for  a  judgment  of 
bankruptcy  provides  for  no  other  possibility  of  the  formal 
ascertaining  of  such  a  State  of  insolvency  than  the  actual 
judgment  of  bankruptcy.  It  must  be  acknowledged  that 
owing  to  this  fact,  the  German  Government  may  be,  in 
certain  cases  and  with  regard  to  the  Government  guarantee 
just  mentioned,  in  a  more  unfavourable  Situation  than  some 
of  the  other  High  Contracting  Parties.  Nor  can  it  be  denied 
that  owing  to  the  Government  guarantee,  in  cases  where  the 
insolvency  of  the  debtor  has  not  been  duly  ascertained  or 
indicated  before  the  outbreak  of  the  war,  the  creditors 
entitled  to  claim  under  Article  296  are  able  to  receive  more 
than  in  ordinary  circumstances  they  would  have  been  able 
to  recover  from  their  insolvent  debtor.  But  these  conside- 
rations  are  irrelevant  in  face  of  the  very  precise  expressions 
used  by  the  Treaty  and  of  the  above  mentioned  explanation 
in  the  Response  of  the  Allied  and  Associated  Powers.** 

Diesen  Ausführungen  stelle  ich  von  vornherein  meine 
Behauptung  gegenüber:  Die  fragliche  Ausnahme-Bestim- 
mung des  Art.  296  legt  den  materiellen  Begriff  der  Zahlungs- 
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Unfähigkeit  —  genauer  gesprochen,  wie  wir  sehen  werden: 
des   Vermögensverfalls   —  zugrunde   und   beschränkt   seine 
Anwendbarkeit    lediglich    durch    eine    Bezugnahme   auf    die 
positiven  Bestimmungen  der  Rechtsordnungen,  die  die  recht- 
liche Erheblichkeit  der  Zahlungsunfähigkeit  von  bestimmten 
äußeren  Merkmalen  abhängig  machen.     Wie  die  Note  der  A. 
und  A.  Mächte  mit  der  größten  Deutlichkeit  zeigt,  sind  die 
sämtlichen  in  üt.  b  und  §  4  verwandten  Ausdrücke  für  den 
einzelnen     Schuldner    jedesmal    nach     dem     Rechte    seines 
Aufenthalts   zu   verstehen,   also   auch   nach   dem   deutschen 
Recht  für  die  deutschen  Schuldner.    Sogar  für  den  Ausdruck 
,, formal   indication   of  insolvency"   ist  keine  Ausnahme  ge- 
macht.    Der  Hinweis  des  §  4  auf  das  englische  Recht  hin- 
sichtlich der  formal  indication  bedeutet  also  nicht  einmal  für 
diesen  Begriff,  wie  man  bei  der  ersten  Lektüre  des  §  4  an- 
nehmen  könnte,    daß   genau   die   Voraussetzungen   verlangt 
werden,  wie  sie  im  englischen  Recht  erfordert  sind,  sondern 
muß  einen  anderen  Sinn  haben.   Siehe  unten  D.  S.  39.)   Damit 
ist  die  Methode  der  Auslegung  vorgeschrieben.   Die  Begriffe 
des    französischen    und    englischen    Rechtes    sind    für    die 
deutsche  Staatshaftung  nicht  maßgebend.  Aber  um  zu  einem 
Verständnis  zu  gelangen,  müssen  wir  selbstverständlich  zu- 
nächst   einmal    betrachten,    wie    diese    Begriffe    der    fran- 
zösischen   und    englischen    Rechtsordnung   beschaffen    sind, 
deshalb,  weil  eben  der  Text  französisch  und  englisch  gefaßt 
ist  und  er  für  die  Begriffe,  die  er  entscheiden  lassen  will,  die 
Ausdrücke  wählt,  die  in  Frankreich  und  England  verstanden 
werden    können.     Daß    dies    letztere    mit    dem    Ausdruck 
„formal  indication**  allerdings  nicht  gelungen  ist,  bedeutet 
einen  Punkt  für  sich. 

Ich  habe  hier  nicht  die  fremden  Rechtsordnungen  voll- 
ständig darzustellen,  wohl  aber  die  Punkte  herauszuheben, 
welche  zeigen,  daß  nicht,  wie  der  Gemischte  Schiedsgerichts- 
hof annimmt,  auch  nur  für  die  beiden  westlichen  Rechte 
ein  official  Statement  der  Zahlungsunfähigkeit  gefordert 
werden  darf. 
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B.    Dasfranzösische  Recht. 
1.    Für  die  faillite  ist  maßgebend  der  Code  de  Commerce 
Art.  437: 

„Tout  commergant  que  cesse  ses  paiements  est  en  etat 
de  faillite". 
Danach  besteht  die   faillite   schon   durch   die   Tatsache  der 
Zahlungseinstellung   allein,    unabhängig   von    jeder   richter- 
lichen Erklärung.     Dies  steht  in  Literatur  und  Praxis  fest, 
Cass.   18.  März   1826;   13.  November  1838;   3.  April 
1846  etc.;  22.  Februar  1888;  15.  Febr.  1897  etc. 
Abweichender  Ansicht  waren  nur  zwei  Entscheidungen  von 
Toulouse  und  Douai. 

Ob  und  wann  die  Zahlungseinstellung  erfolgt  ist,  hat 
das  Gericht  bei  Erlaß  des  jugement  declaratif  de  faillite  nach 
seinem  Ermessen  festzustellen.  Hier  haben  wir  sofort  einen 
Fall,  der  zu  denken  gibt.  Wie,  wenn  die  Zahlungseinstellung 
vor  Kriegsausbruch  erfolgte,  das  deklarative  Urteil  aber  erst 
nach  diesem?  Nimmt  man  die  Theorie  des  Schiedsgerichts- 
hofs  genau,  so  müßte  hier  die  Staatshaftung  eintreten.  Daß 
dieses  Ergebnis  unmöglich  ist,  folgt  erst  aus  dem  Gesamt- 
gedanken des  Art.  296. 

2.  Die  faillite  als  nur  kaufmännischer  Konkurs  erstreckt 
sich  gar  nicht  auf  die  societe  civile,  deshalb  waren  ihm  auch 
die  Gesellschaften  entzogen,  die  die  Form,  aber  nicht  den 
Gegenstand  von  Handelsgesellschaften  haben.  Erst  durch 
Gesetz  vom  1.  August  1893  Art.  68  wurden  die  Aktien- 
Kommandit-Gesellschaft  und  die  societe  anonyme  als 
Handelsgesellschaften  schlechthin  anerkannt.  Daß  es  auf 
solche  positiven  Einreihungen  für  den  VV.  nicht  ankommt, 
erweist  sich  dadurch,  daß  der  fallite  die  deconfiture  gleich- 
gesetzt wird. 

3.  Von  der  faillite  unterscheidet  sich  die  liquidation 
judiciaire  nach  dem  Gesetz  vom  4.  März  1889,  die  ebenfalls 
für  Kaufleute  bestimmt  ist.  Der  Schuldner  wird  von  einem 
liquidateur  bei  einer  Anzahl  von  Verfügungshandlungen 
assistiert  und  behält  grundsätzlich  die  Verfügungsmacht  über 
sein  Vermögen.    Sie  ist  binnen  14  Tagen  seit  der  Zahlungs- 
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einstellung  zu  beantragen.  Lyon-Caen  et  Renault:  Manuel 
de  Droit  Commercial,  7.  Aufl.,  Nr.  1030,  S.  695,  rügen,  daß 
diese  Fälle  nicht  unter  die  Bestimmungen  der  faillite  aufge- 
nommen worden  sind.  Es  besteht  kein  Zweifel,  daß  man  die 
gerichtliche  Liquidation  nicht  als  faillite  bezeichnen  kann. 
Wir  werden  aber  nicht  fehlgehen,  wenn  wir  sie  im  Sinne  des 
VV.,  der  von  der  liquidation  judiciaire  nicht  spricht,  unter 
den  dort  gebrauchten  Begriff  faillite  einordnen. 

4.  Nicht  ausdrücklich  erwähnt  ist  in  Art.  296  auch  die 
cession  de  biens,  Code  civil  Art.  1265 — 1270,  eine  cessio 
bonorum  rezipiert  aus  dem  römischen  Recht  für  den 
Schuldner,  „der  sich  hors  d'etat  de  payer  ses  dettes**  befindet. 

Dies  ist  eine  wirkliche  Rechtsinstitution,  deren  übliche 
Einordnung  unter  die  deconfiture  (siehe  unter  5)  wissen- 
schaftlich etwas  anfechtbar  erscheint  und  daher  mit  Recht 
z.  B.  von  Planiol  nicht  mit  dieser  in  Zusammenhang  gebracht 
wird.  Praktisch  hat  diese  Vermögensabtretung  gegenwärtig 
so  gut  wie  keine  Bedeutung  mehr. 

Planiol:    Traite  elementaire  du  droit  Civil,  6.  Aufl.. 
2.  Band,  1912,  S.  64. 

5.  Der  wichtigste  in  der  fraglichen  Bestimmung  des 
Art.  296  auftretende  Begriff  ist  der  der  „deconfiture". 
Historisch  betrachtet  ist  sie  neben  der  cession  de  biens  und 
dem  italienischen  Konkursverfahren  eine  der  Wurzeln  des 
französischen  modernen  Konkurs-Instituts.  Aber  sie  ist 
außerhalb  dieses  neueren  Konkurses  geblieben,  und  die  An- 
sicht von  Larombiere,  der  nach  Einführung  des  Code  civil  in 
ihr  den  nichtkaufmännischen  Konkurs  erblickte,  ist  allseitig" 
bekämpft  und  längst  abgelehnt  worden.  Im  Rechte  der  fran- 
zösischen Gesetzbücher  ist  die  deconfiture,  um  es  mit  einem 
Worte  zu  sagen,  der  Zustand  der  Zahlungsunfähigkeit. 
Kurze  Definitionen  der  guten  Schriftsteller  reden  gar  nicht 
mehr  anders.  So  lesen  wir  in  den  beiden  heute  führenden 
Handbüchern  des  französischen  Zivilrechts 

bei   Planiol,    Traite   elementaire    du    Droit    Civil. 
6.  Aufl.,  2.  Band  1912  n.  215: 
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Man  halte  sich  im  allgemeinen  an  die  (gegenüber  der 
Definition  von  Larombiere)  viel  einfachere  Idee,  die  die 
Coutume  de  Paris  liefert:  „Le  cas  de  la  deconfiture  est 
quand  les  biens  du  debiteur,  tant  meubles  qu'immeubles,  ne 
suffisent  pas  aux  creanciers  apparents". 

und  Colin  et  Capitant:    Cours  elementaire  du 
Droit  Civil  Frangais,  3.  Aufl.,  Band  2  1921,  S.  169: 

„La  deconfiture  c'est-ä-dire  l'etat  d'insolvabilite  du  non- 
commer^ant";  ebenso  in  dem  leitenden  handelsrechtlichen 
Werk  von  Lyon-Caen  et  Renault, 

Traite  de  Droit  Commercial,  7.  Aufl.,  7.  Band  n.  1031: 
„La  deconfiture  est  la  Situation  d'un  non-commergant 
qui  est  dans  l'impossibilite  de  tenir  ses  engagements",  überall 
ohne  irgendwelche  Einschränkungen.  Auf  dem  gleichen 
Boden  steht  fast  die  gesamte  Rechtsprechung,  namentlich 
die  des  Cassationshofs  (vgl.  die  Repertorien);  desgleichen 
die  italienische  Judikatur  und  Lehre, 

vgl.  Prima  raccolta  completa  della  giurisprudenza  sul 
Codice  civile,  VI   (191)  S.   171  ff.,  Venzi,  Manuale  del 
diritto  civile  ital.  (1922)  p.  404  zu  Art.  1176  (s.  u.):  „con- 
dizione  finanziaria  tale  da  non  poter  far  fronte  ai  proprii 
impegni".    G  i  o  r  g  i  ,  Obbligazioni  4,  n.  410 ;  P  o  1  a  c  c  o  , 
Obbligazioni   2,    ed.- (1915)    n.    74   p.    303;     Pacifici- 
Mazzoni,  Istituzioni,  5.  ed.  (Venzi)  4,  (1920)  p.  423: 
,,L'apprezzamento    delle    circonstanze    che    nelle    singole 
fattispecie   valgano   ad   accertare    lo   stato   d'insolvenza   e 
rimesso  al  prudente  arbitrio  del  giudice"  mit  zit.  Urteilen, 
und  nur  zweierlei  abweichende  Meinungen  sind  hier  und  da 
von  nichtmaßgeblichen  Schriftstellern  vertreten  worden  mit 
Argumenten,    deren     Unrichtigkeit    sich     sehr    schnell     er- 
kennen läßt: 

a)  Die  eine  dieser  Meinungen  beruht  auf  einer  Begriffs- 
verwechslung. Man  streitet  dagegen,  daß  die  mathe- 
matische Berechnung,  die  ein  Ueberwiegen  der  Schulden 
über  die  Aktiva  ergibt,  schon  für  sich  allein  deconfiture  sei. 
Die  bloße  Rechnung  übersehe  ein  wesentliches  Moment, 
„Telement   personnel",   Fähigkeit,   Tätigkeit,   Talent,   beruf- 
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liehe  Eignung  des  Schuldners,  worauf  sein  Kredit  beruhen 
können.  Daher  sei  Zahlungsunfähigkeit  nicht  hinreichend, 
sondern  diese  müsse  manifest  sein. 

So  ein  jugendlicher  Schriftsteller:     Dautier,  Etüde  sur 
la   Deconfiture,  These  Paris   1907,   S.  37  ff. 

Diese  Betrachtungen  sind  der  deutschen  Literatur 
längst  sehr  wohl  bekannt.  Es  ist  ganz  richtig,  daß  es  nicht 
genügt,  wenn  die  Passiva  die  Aktiva  übersteigen.  Persön- 
liche Leistungsfähigkeit  des  Schuldners,  des  kapitallosen 
Anfängers  wie  auch  des  eingelebten  in  augenblicklichen 
Schwierigkeiten  befindlichen  Geschäftsmannes  sind  beacht- 
lich. Darum  sagen  wir  aber,  daß  die  Ueberschul- 
düng,  Insuffizienz,  Vermögensunzulänglichkeit'  als  Kon- 
kursgrund grundsätzlich  nicht  genügt,  sondern  eben  Zah- 
lungsunfähigkeit =  ,, Insolvenz'*  zu  fordern  ist. 
(Deutsche  Konkurs-Ordnung  §  102  Abs.  1.)  Bei  den  Gesell- 
schaftsformen ohne  individualistischen  Einschlag  kann 
schon  die  Ueberschuldung  hinreichen,  beim  Nachlaß  ist  sie 
nötig.  (KO.  §§  207,  209,  213,  215,  GmbHGes.  §  63;  Genoß- 
Ges.  §  98). 

Kohler:      Leitfaden     des     deutschen    Konkursrechts, 

2.  Aufl.   1903  S.  174; 

E.  Jäger:    Die  Konkursordnung,  Anm.  3  zu  §  102. 
Für     Oesterreich:       Arnold     Lehmann,     Komm,     zur 
KonkO.  1,  1916,  165  ff . 

b)  Einige  Entscheidungen  aus  älterer  Zeit: 

Cour  de  Rennes-  24.  März  1812;   Dali.  Rep.  Obligations 

n.  398; 

Cass.:    2L    März    1822;    Dali.    Rep.    Contrat    de    mariage 
n.  1687; 

Metz:  16.  Dezember  1864;  D.  1869.  2.  206; 
haben  für  das  Vorhandensein  der  deconfiture  gerichtliche 
Pfändungen  und  Fruchtlosigkeit  der  Versteigerung  grund- 
sätzlich erfordert.  Soviel  ich  sehen  kann,  weiß  die  Praxis 
hiervon  längst  nichts  mehr,  und  in  der  Literatur  sind  es,  so 
viel  ich  sehe,  nur  ganz  wenige,  und  nicht  die  maßgeblichen 
Gelehrten,   die  diese  Ansicht  vertreten.     Sie   ist  auch  ganz 

AbhAndluDgen  zum  Friedensvertrage.    Heft  4.  2 
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zweifellos  falsch.  Die  Ansicht  stammt  aus  der  Auffassung, 
die  in  der  Zeit  der  Coutumes  de  Paris  (aus  den  Jahren  1510 
und  1580)  in  deren  Geltungsbereich  herrschte.*a)  Vgl. 
Grand  Coutumier  2,  chap.  15,  ad.  Laboulaye  et  Dareste 
p.  222  s.    Entsprechend  verlangt  Ferriere, 

Dictionnaire  de  Droit  et  de  Prätique  (3.  Aufl.,  1749, 
627),  V®  deconfiture: 

„11  faut  donc,  que  tous  ses  biens  tant  meubles  qu'immoublcs 
ayent  ete  saisis  et  vendus  publiquement,  et  que  le  prix  qui 
en  est  provenu  ne  soit  pas  süffisant  pour  satisfaire  ses 
creanciers  saissisans  ou  opposans".  Geradezu  dies  wollte  der 
Kassationshof  im  Jahre  1822.  Als  Anhänger  jener  Meinung 
erscheinen  heute  einige  mittelmäßige  Dissertationen;  irre- 
TÜhrend  zitieren  allerdings  gelegentlich  die  kurzen  Abrisse  in 
den  Repertorien.  So  bezieht  sich  Sirey,  Codes  annotes,  C  >de 
civil  III  (1913)  zu  Art.  1446  n.  2  auf  Troplong,  Manage 
n.  1396,  dem  nur  die  Entsch.  Cass.  21.  März  1822  vorhg, 
und  wo  überdies  steht: 

„La  fuite,  Tincarceration,  la  saisie  reelle,  la  masse 
enorme  des  dettes,  les  aveux  des  epoux,  Tabandon  aux 
creanciers,    la    notoriete    meme,    tout    cela    enferme    les 


*a)  Die  Definition  in  der  Coulume,  Art.  180  selbst  enthält  nur. 
was  oben  mit  Planiol  daraus  zitiert  wurde.  Die  Fortsetzung  des 
Art.  180  beschäftigt  sich  mit  dem  Streit  unter  den  Gläubigern,  ob 
die  Pfandgegenstände  ausreichen  werden.  Die  Erstpfändenden 
müssen  den  Späteren  Kaution  für  den  Fall  leisten,  daß  die  Stücke 
nicht  für  alle  ausreichen.  Diese  Lösung  schließt  sich,  wie  die  Kom- 
mentatoren berichten,  an  Dig(esta)  de  tributoria  actone  14,  4,  l.  5. 
§  19  an.  Note  von  L  a  b  b  e  in  Coutumes  de  la  Pr6voste  et  Vicomte 
de  Paris  avec  les  notes  de  du  Molin,  nouv.  ed.  1709,  1,  319.  Der 
Vergleich  mit  der  actio  tributoria  hat  überhaupt  stark  eingewirkt. 
Vgl.  Tournet  ib.  p.  318:  les  creanciers  viennent  in  tributum 
actione  tributoria.  B  o  u  r  j  o  n  ,  Le  droit  commun  de  la  France, 
nouv.  ed.  Paris  1775,  2,  673  s.,  n.  34  erinnert  für  die  vorzeitige 
Fälligkeit  als  Folge  der  deconfiture  an  Dig.  14,  4,  7  pr.  Mit  solchen 
Anschauungen  betrachtete  man  doch  schon  die  materielle  Lage  v  o  r 
der  Pfandrealisierung.  Interessant  ist  auch  die  Ausnahme,  daß 
Pfändung  und  weitere  Execution  nicht  nötig  sind,  wenn  nach  dem 
Tode  des  Schuldners  Siegel  angelegt  werden,  Gerichtsgebrauch  im 
Chätelet,   Bourjon   1.   c.   n.   32. 
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preuves  les  plus  certaines  de  la  deconfiture  du  chcf  de  la 

famille." 
Die  Enciclopcdia  Italiana  8,  2,  p.  303  ruft  Giorgi,  Obbli- 
gazioni  4,  410  an,  der  in  Wirklichkeit  das  hier  vertretene 
Prinzip  lehrt.  Und  sogar  derjenige  moderne  Autor,  der 
mit  einigem  Recht  als  einziger  Vertreter  jener  Meinung  an- 
geführt zu   werden  pflegt, 

Vgl.  Dupin,  De  la  fallite  civile,  These  Grenoble  1900,  22. 

Laurent,  Principes  17,  n.  197  hielt  den  angegebenen  Fall 
keineswegs  für  den  alleinigen,  n.  197  in  fine.  Als  wissen- 
schaftliches Argument  für  sie  kann  wohl  nur  das  gelten,  was 
die  angeführte  Dissertation  von  de  Roux  verwendet:  da  der 
Code  civil  noch  von  deconfiture  spreche,  so  könne  er  bloß 
den  traditionellen  Begriff  zugrunde  gelegt  haben.  Die  Pariser 
Coutume  aber  hatte  das  Privileg  des  ersten  Pfändenden  (du 
Premier  saisissant),  das  im  Fall  der  deconfiture  entfiel;  es 
trat  dann  ein  Verteilungsverfahren  (contribution  au  sol  la 
livre)  an  die  Stelle.  Nach  dem  Code  civil  Art.  2093  gilt,  wie 
stets  hervorgehoben  wird,  jenes  Privileg  nicht  mehr.  Der  alte 
Zusammenhang  mit  den  Pfändungen  existiert  also  nicht 
mehr,  und  die  deconfiture  hat  überhaupt  nicht  mehr  die  Be- 
deutung, eine  contribution  hervorzurufen.  (Der  Fall  der  be- 
schränkten Nachlaßhaftung,  den  die  französischen  Schrift- 
steller als  Sonderfall  der  deconfiture  aufführen  —  sehr  lehr- 
reich, wir  kommen  darauf  zurück  — ,  setzt  seinerseits  keine 
poursuite  voraus.) 

Uebrigens  hatten,  trotz  der  den  Pariser  Rechtssatz 
verallgemeinernden  Ordonnance  von  1629,  art.  165,  andere 
Coutumes  andere  Auffassungen.*)  Auch  stellte  es  sich  als 
unpraktisch  heraus,  auf  das  Ende  aller  Exekutionen  zu 
warten.     Die  älteste  Definition  stammt  von  Bouteiller: 


^)  Z.  B.  vgl.  die  Entsch.  des  Parlaments  von  Dijon  bei  Merlin. 
Recueil  alphab^tique,  3,  159 — 162,  bes.  160:  sa  faillite  (=  deconfiture) 
etait  ouverte  depuis  1766,  long-temps  avant  les  saisis  des  intimes  qui 
n'etaient  que  de  1767;  ce  qu'ils  fondaient  sur  plusieurs  circonstances, 
telles  que  la  retraite  du  d^biteur,  le  sauf-  conduit  qu'il  avait  sollicitc. 
l'abandon  de  sa  charge,  etc. 

2* 
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Le  grand  Coutumier  ou  Somme  -  Rurale.  Ed.  153? 
fol.  76  verso;  ed.  Charondas  le  Caron  I  46. 

,,Contribution  que  ruralement  entre  les  lois  est  appelee 
cas  de  deconfiture  est,  quand  il  advient  qu'une  personne  est 
obligee  et  endettee  envers  tant  de  creanciers  qu'ä  satisfairc 
chacun  de  ce  que  lui  est  du  le  vaillant  ä  Toblige  ne  pourrait 
suffire  n'a  accomplir  a  satisfaire  n'a  faire  raison  a  tout  ses 
creanciers."  Darauf  wird  im  Anschluß  an  ein  Parlaments- 
urteil von  1366  ausgeführt,  sobald  es  sich  herausstelle,  daß 
das  Vermögen  für  die  Zahlung  der  Schulden  nicht  ausreicht, 
sei  die  Versilberung  zur  Verteilung  des  Erlöses  an  die  Gläu- 
biger au  rnarc  pour  la  livre  anzuordnen. 

Gerne  wurde  an  die  Definition  von  Loysel,  vgl.  Institutes 
coutumieres  d'Antoine  Loysel  ed.  Dupin  et  Laboulaye,  2  ed. 
2  (1846)  n.  687,  angeknüpft  —  so  von  Brodeau,  Coquille, 
Pothier  und  anderen  älteren  Schriftstellern  — : 

,, Deconfiture  est  quand  le  debiteur  fait  rupture  et  faillite 
ou  qu'il  y  a  apparence  notoire  que  ses  biens  tant  meubles 
qu'immeubles  ne  suffiront  pas  au  paiement  de  ses  dettes." 

Mag  nun  bei  alledem  immer  noch  wenigstens  an  be- 
gonnene Vollstreckung  gedacht  sein,  so  hatte  der  Code  civil 
auch  die  Anschauungen  des  ganzen  pays  de  droit  ecrit  und 
der  Normandie  zu  berücksichtigen.  In  Italien  zitiert  man 
noch  jetzt  für  die  Insolvenz  das  Wort  von  Casaregis:  ad 
probandum  decoctionem  certa  regula  non  est  in  jure  determi- 
nata  neque  ad  probandum  quando  quis  sit  proximus  de- 
coctioni. 

Es  stimmt  also  nicht  einmal,  daß  die  Verfasser  des  Code 
civil  gerade  von  der  Pariser  Gewohnheit  ausgehen  mußten. 
Richtig  ist  die  Zusammenfassung  von  Dupin:  ,,La  disposition 
de  Ja  Coutume  de  Paris  n'aurait  plus  de  sens  aujourd'hui  et 
il  est  vraisemblable  que  le  legislateur  n'a  pas  voulu  s'y  referer. 
Cette  vraisemblance  devient  certitude  si  Ton  se  reporte  aux 
consequences  reconnues  par  nos  codes,  comme  effets  propres 
de  la  deconfiture:  la  decheance  du  terme,  le  recours  anticipe 
de  la  caution,  etc.  etc.  Ce  sont  precisement  les  effets  que  nos 
anciens  auteurs  faisaient  produire  a  Tinsolvabilite." 
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Theoretisch   zweifelhaft  könnte   nach   dem   historischen 
Verlauf  höchstens  sein,  ob  die  Zahlungsunfähigkeit  nach  dem 
geltenden  französischen  Recht  apparent  oder  manifest  sein 
müssen  wie  bisweilen 
de    Roux:     Des    Effets    de    l'insolvabilite    civile,    These 
Poitiers  1903,  S.  83;  Dautier:    Etüde  sur  la  Deconfiture, 
Th^se  Paris  1907  S.  45.     „Notoriete":     Pandectes  Beiges 
'^8,  601 
im  Anschluß  an  die  alte  Formel  von  Loysel  gefordert  wird. 
Oefter  wird  dies  übergangen   oder  ausdrücklich  abgelehnt. 
Aber    wie    immer,    sicher   ist   einerseits,    daß    die    Zahlungs- 
unfähigkeit nach  außen  hervortreten  muß,  und  andererseits, 
daß  die  Indizien  —  signes  de  la  deconfiture  —  vom  Gericht 
nach  freiem  Ermessen  gewürdigt  werden.     Und  da  gilt  nun 
für  den  häufigsten  Fall, 

so  sogar  de  Roux,  S.  81, 
wo  deconfiture  anerkannt  wird,  der  a  v  e  u  du  d  e  b  i  t  e  u  r. 
Grundlegend  waren  zwei  Entscheidungen: 

Colmar  4.  Mai  1864  D.  64.  2.  230  hielt  deconfiture  für 
gegeben,  weil  der  Schuldner  einem  seiner  Gläubiger  in  einem 
Brief  erklärte,  er  wisse  nicht,   wie  er  ihn  bezahlen  solle. 

Die  von  Cass.  4.  August  1880  S.  81.  1.  56  gebilligte 
Entscheidung  erblickte  un  signe  certain  de  la  deconfiture 
darin,  daß  der  Schuldner  offenbar  wegen  seiner  Schuldenlast 
floh  und  schrieb,  er  verlasse  Frankreich  nach  seinem  voll- 
ständigen Ruin. 

Andere  Fälle  der  Rechtsprechung  sind:  ein  Gläubiger 
hat  erklärt,  daß  der  Schuldner  zahlungsunfähig  ist,  und  der 
Schuldner  hat  diese  Behauptung  ohne  Protest  passieren 
lassen.  Oder  jemand  läßt  von  ihm  unterschriebene  Wechsel 
gegen  sich  protestieren;  nach  dem  Verkauf  seiner  Mobilien 
bittet  er  um  Vergleich.  Oder  jemand  hat  alle  Grundstücke 
in  Sicherungsübereignung  gegeben,  unter  so  strengen 
Klauseln,  daß  daraus  seine  ruinöse  Lage  erkennbar  ist. 
Orleans:    30.  April  1846  D.  46.  2.  135  etc. 

Aus  der  belgischen  Judikatur  z.  B.:  Malgre  l'absence 
de  toute  saisie,  Tinsolvabilite  peut  etre  constante,  si  le  debi- 
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tcLir  convoque  ses  creanciers  pour  leur  proposer  des  arrange- 
fiients,  avouant  ainsi  son  impossibilite  de  payer  ses  dettes 
qui  depassent  son  avoir.  Brux.  23.  Dez.  1840,  Pas.  1842,  214. 
Dem  stimmt  Laurent  XVII  n.  197,  zu.  Pandectes  Beiges 
28,  601  n.  28.  Oder:  S'il  resulte  des  faits  etablis  que  les  biens 
du  defendeur  sont  insuffisants  pour  eteindre  son  passif,  et 
que  cette  Situation  n'est  pas  due  ä  une  ghie  momantanee  ou 
a  des  embarras  accidentees,  le  debiteur  peut  etre  repute 
deconfit  et,  comme  tel,  dechu  du  benefice  du  terme;  il  n'est 
pas  necessaire  que  les  biens  aient  ete  saisis  et  vendus.  Brux. 
8.  März  1893  Pandectes  Beiges  69,  p.  742  n.  160. 

Die  Gerichte  würdigen  eben  die  Gesamtheit  der  Um- 
stände und  folgern  daraus,  daß  die  Zahlungsunfähigkeit  sich 
bekundet  habe  oder  nicht.  Es  kann  keine  Rede  davon  sein, 
daß  ein  für  allemal  fruchtlose  Pfändung  oder  Versteigerung 
gefordert  wird.  Vielmehr  ist  gerade  das  Bekenntnis  des 
Schuldners  schon  für  sich  allein  das  wichtigste  Indiz.  Man 
sagt,  man  könne  die  deconfiture  nicht  bestreiten,  wenn  der 
Beteiligte  selbst  sie  anerkannt  hat. 

Die  umfangreiche  italienische  Rechtsprechung,  die  in 
der  oben  zitierten  Literatur  zusammengestellt  ist,  stimmt  mit 
allem  Gesagten  ohne  Schwanken  der  Prinzipien  überein. 
Nur  beispielsweise  führe  ich  aus  dem  letzten  mir  zu  Gesicht 
gekommenen  Urteil,  Cass.  Torino  25.  Jan.  1921  (Giur.  Tor. 
516;  Giur.  ital.  Repertorio  1921  p.  365  n.  281)  an:  Um  die 
Zahlungsunfähigkeit  des  Käufers  (C.  c.  1613,  ital.  1469)  zu 
begründen,  sind  nicht  Exekutionshandlungen  oder  Wechsel- 
proteste gegen  den  Käufer  nötig,  sondern  es  genügt,  daß  das 
Verhalten  des  letzteren  die  ernstliche  Besorgnis  rechtfertigt, 
daß  er  den  Preis  nicht  zahlen  kann.  So  wenn  der  Käufer  sich 
unfähig  erklärt,  die  schon  erhaltenen  Teillieferungen  anders 
zu  decken  als  indem  er  eigene  Erzeugnisse  dem  Verkäufer 
überläßt. 

Nach  dem  Stande  der  französischen,  belgischen  und 
italienischen  Rechtsprechung  und  Literatur,  wie  ich  sie  zur 
Verfügung  habe,  muß  ich  daher  die  Ansicht  des  Gemischten 
Schiedsgerichtshofs,  daß  für  die  deconfiture  das  Schuldner- 
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vermögen  einer  Zwangsvollstreckung  unterlegen  und  das 
Ergebnis  nicht  genügend  gewesen  sein  müsse,  durchaus  be- 
streiten. 

Vielmehr  würde  ein  französischer  Richter,  dem  die  Fälle 
Liebermann,  Weingart  und  Felix  &  Co.  als  zivilrechtliche  *) 
vorgelegen  haben  würden,  untersucht  haben,  ob  aus  dem 
Tatbestand  der  ZuvSammenbruch  hervorgeht,  und  einen 
solchen  wohl  in  allen  Fällen  bejaht  haben,  in  den  beiden 
letzten  Prozesen  schon  im  Hinblick  auf  den  aveu  des 
Schuldners. 

So  gilt  denn  freies  Ermessen  ohne  alle  Bindung  in  be- 
stimmten Indizien,  und  nur  über  die  Zukömmlichkeit  der  Aus- 
übung des  richterlichen  Arbitriums  liest  man  Abweichendes 
einerseits  bei  dem  hervorragenden   Franzosen 
P  1  a  n  iol:    Manuel  IT,  n.  216: 

.,Kein  einzelner  Akt  hat  die  Kraft,  die  deconfiture  zu 
beweisen:  sie  folgt  notvv^endig  weder  aus  einer  Pfändung, 
noch  aus  einem  Leerpfändungsprotokoll,  noch  aus  der  Er- 
öffnung eines  Verteilungsverfahrens.  Trotzdem  ist  ihre 
Existenz  fast  niemals  zweifelhaft;  sie  ist  gewöhnlich  offen- 
kundig und  zugestanden.  In  der  Theorie  herrscht  Unsicher- 
heit über  die  charakteristischen  Zeichen  der  deconfiture;  tat- 
sächlich gibt  ihre  P'eststellung  nicht  Anlaß  zu  größeren 
Schwierigkeiten.''  Andererseits  bei  dem  italienischen 
handelsrechtlichen  Meister  V  i  v  a  n  t  e  : 

Trattato  di  Diritto  Commerciale,  Vol.  1,  Appendice  1, 
11  fallimento  civile,  n.  16,  5.  Aufl.  1922  S.  347 
in   scharfer  Kritik: 

,,Die  Rechtslehre  kann  von  der  insolvenza  nur  einen 
sehr  allgemeinen  Begriff  geben,  indem  sie  sie  als  die 
Zahlungsunfähigkeit  betrachtet,  und  unter  diesem  Begriff 
können  die  verschiedenartigsten  Wertungen  stehen,  so  daß 
der  Richter  bald  in  Milde  annahm,  ein  Ueberwiegen  von 
Passiva    über    die    Aktiva,    eine    fruchtlose    Mobiliar-    oder 

«)  Es  ist  bestritten,  ob  C.  c.  Art.  1188,  ital.  Art.  1176  auch  für 
Kaufleutc  gilt.  Dafür  besonders  Bolaffio.  sowie  Vidari 
(Filangieri  1887,  2,  481). 
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Immobiliarexekution  seien  keine  sicheren  Anzeichen  von 
Insolvenz,  während  er  in  anderen  Fällen  strenge  schon  in 
einem  bloßen  Arrest  ein  solches  sicheres  Anzeichen  fand. 
Auch  können  die  Gerichte  einem  Gläubiger  gegenüber  den 
Schuldner  für  insolvent  erklären,  einem  anderen  gegenüber 
nicht.  Endlich  entbehrt  die  Erklärung  der  Insolvenz  jeder 
gesetzlichen  Publizität  ..."  — 

Wer  diese  Dinge  vollständig  betrachten  will,  wird  aber 
auch  an  den  Wirkungen  der  deconfiture  im  heutigen 
französischen  Recht  nicht  vorbeisehen  dürfen.  Es  handelt 
sich  dabei  um  eine  mehr  oder  weniger  zufällige  Häufung  von 
privatrechtlichen  Folgen,  die  auch  andere  Rechte  durchaus 
nicht  verkennen,  die  aber  eben  in  anderen  Rechten  zum  Teil 
an  anders  gefaßte  Voraussetzungen  geknüpft  werden.  An 
den  Konkurs  erinnert  noch  am  ehesten,  daß  nach  der  Aus- 
legung des  Wortes  ,,faillite"  in  Code  civil  Art.  1188,  vgl. 
C.  proc.  124,  die  sich  auf  den  allgemeinen  Sprachgebrauch  bei 
Pothier,  Obl.  233,  235  stützt,  auch  im  Fall  der  deconfiture 
decheance  du  terme  eintritt.  Die  Forderungen  gegen  den 
Schuldner  werden  also  ohne  Rücksicht  auf  aufschiebende 
Fristen  —  nicht  auch  aufschiebende  Bedingungen  —  für  vor- 
zeitig fällig  gehalten.  Der  entsprechende  Art.  1176  des 
italienischen  Codice  civile  hat  diese  Praxis  aufgenommen 
und  formuliert  statt:  „lorsqu'il  a  fait  faillite"  —  ,,se  e  dive- 
nuto  non  solvente".  Gleich  steht  nach  beiden  Gesetzes- 
artikeln der  weitere  Fall,  daß  der  Schuldner  die  gegebenen 
Sicherheiten  verringert,  oder,  setzt  das  italienische  Gesetz 
hinzu,  die  versprochenen  Sicherheiten  nicht  geliefert  hat. 
Eine  Zeitbestimmung,  die  zugunsten  des  Schuldners  zuge- 
standen ist,  soll  also  nicht  mehr  gelten,  wenn  das  Vermögen, 
der  allgemeine  Befriedigungsfond,  akuter  Gefährdung  unter- 
liegt, oder  der  Schuldner  die  von  ihm  besonders  gewährten 
Sicherheiten  verkürzt.  Damit  soll  die  Veränderung  der  Um- 
stände nach  dem  vermutlichen  Willen  der  Parteien  berück- 
sichtig werden.  Daher  wird  die  Bestimmung  als  jus  dispo- 
sitivum betrachtet.    In  Anwendung  dieses  Gedankens  erklärt 
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weiter  Art.  1913  das  Kapital  beim  Rentenkauf  in  den  Fällen 
von  faillite  und  deconfiture  des  Schuldners  für  exigible; 
ebenso  ital.  Art.  1786  Abs.  1  fallimento  o  non  solvenza. 
Ferner  erscheint  die  deconfiture  neben  der  faillite  als  Grund 
vorzeitigen  Rückgriffsrechts.  Nach  Art.  2032  al.  2  kann  der 
Bürge  vorzeitig  Rückgriff  gegen  den  Hauptschuldner  nehmen 
(ital.  Art.  1919),  nach  Art.  1276  der  Delegatar  auf  den 
Deleganten  zurückgreifen,  wenn  der  Delegat  bereits  zur  Zeit 
der  Delegation  in  deconfiture  gefallen  war  (ital.  Art.  1272). 
Nach  Art.  1446  al.  2  können  die  Gläubiger  der  Ehefrau  die 
Rechte  der  Ehefrau  am  Gesamtgut  ausüben.  Ferner  schließt 
sich  der  Gedanke  an,  daß  der  Gläubiger  in  solchen  Fällen 
seinerseits  nicht  zu  liefern  braucht;  ausgesprochen  ist  er 
bloß  für  den  Verkäufer,  der  den  Kaufpreis  gestundet  hat, 
in  Art.  1613  (ital.  1469).  Nahesteht  die  Auffassung  des 
Art.  1865  al.  4  (ital.  Art.  1729  n.  4),  daß  die  Gesellschaft  in 
solchen  Fällen  endet,')  und  in  Art.  2003  §  2  (nicht  auch  im 
ital.  Art.  1757),  daß  das  Mandat  aufhört.  Analog  wird  das 
Kontokorrentverhältnis  behandelt. 

Die  Gerichtsentscheidungen  und  Repertorien  sprechen 
noch  sehr  viel  von  deconfiture,  aber  immer  wieder  um  im 
einzelnen  festzustellen,  daß  die  Konkursrechtssätze  im 
wesentlichen  keine  Anwendung  finden.  Dies  erklärt  sich 
historisch  und  aus  dem  empfindlichen  Fehlen  des  nichtkauf- 
männischen Konkurses.  Der  in  der  Literatur  noch  betonte 
Art.  656  Code  de  procedure  betrifft  einfach  die  Verteilung 
eines  unzureichenden  Verteilungserlöses  und  hat  natürlich 
mutatis  mutandis  in  allen  Ländern  seine  Gegenstücke  (z.  B. 
ZPO.  §  827  Abs.  2);  die  französische  Besonderlieit  liegt  im 
Grundsatz  vom  Vermögen  als  gemeinsamem  Pfand  der 
Gläubiger  (C.  civ.  2093). 

Wenn  wir  im  übrigen  etwa  das  deutsche  Recht  ver- 
gleichen, so  fehlt  bei  uns  eine  Entsprechung  nur  für  die 
Folgen  der  deconfiture  auf  die  Befristung  der  Schuldpflicht. 
Hier  ist  in  der  Tat  der  wichtigste  Teil  des  französischen  Gc- 


^)  Anders  die  societ^  cooperative  nach  bclg.  Ges.  18.  Mai  18'7o. 
Art.  97;  die  unioii  de  credit  nach  belg.  Ges.  16.  Mai  1901. 
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«lankens  dadurch  ersetzt,  daß  der  Konkurs  auch  auf  Nicht- 
kaufleute Anwendung  findet.  Sonst  ist  der  Gläubiger  auf 
die  allgemeinen  Schutzmittel  der  Prozeßordnung  angewiesen, 
wobei  ihm  praktisch  am  ehesten  bei  jenen  verdächtigen  Ver- 
mögensverschiebungen geholfen  werden  kann  (Stein,  ZPO. 
§  917,  I,  Anm.  17),  die  von  alters  im  Zusammenhang  mit  dem 
Bankerott  besonders  verpönt  sind. 

Vgl.  ordonnance  des  Königs  Heinrich  IV.  Mai  1609, 
Recueil  general  des  anciennes  lois  frangaises,  Tome  XV, 
p.  349.  —  Die  heutige  französische  und  italienische  Regelun.q 
wird  übrigens  lebhaft  kritisiert;  Bonelli,  Giurisprudenza  Ita- 
liana  1899,  IV  225;  Polacco,  Obbl.  2.  ed.  p.  301  s. 
Für  die  übrigen  Rechtsfolgen  der  deconfiture  liefert  das 
deutsche  Recht  zum  Teil  das  Gegenstück,  indem  es  den  Ver- 
mögensverfall als  solchen  rechtlich  berücksichtigt,  zum 
anderen  Teil,  indem  es  entsprechende  Rechtswirkungen  an 
allgemeinere  Tatbestände  knüpft.  Gefährdungen  der  Siche- 
rungen werden  bei  der  Hypothek  im  BGB.  §  1133 — 1135  all- 
gemein geregelt.  Der  Bürge  haftet  ohne  Einrede  der  Voraus- 
Kiage,  wenn  über  das  Vermögen  des  Hauptschuldners  der 
Konkuis  eröffnet  ist,  oder  anzunehmen  ist,  daß  die  Zwangs- 
vollstreckung in  das  Vermögen  des  Hauptschuldners  nicht 
zur  Befriedigung  des  Gläubigers  führen  wird  (BGB.  §  773, 
Z.  3  und  4).  Die  Besorgnis  einer  erheblichen  Verletzung  des 
Nießbrauchgegenstandes  ist  in  §§  1051  f.,  1067  geordnet.  Bei 
imgünstiger  Vermögenslage  des  Vorerben  kann  der  Nach- 
erbe Sicherheit  verlangen,  §  2128.  Vermögensverfall  des 
Vaters  führt  nach  §  1667  zu  einer  Sicherung  des  Vermögens 
des  Kindes  etc.  Art.  1446  enthält  einen  überholten  Gedanken. 
Dagegen,  wenn  zugunsten  der  Ehefrau  C.  civ.  art.  1443 
von  Gefahr  für  die  Mitgift  spricht  und  man  darunter 
auch  die  deconfiture  bringt  (Laurent  22,  n.  230),  so 
hat  sogar  dies  eine  genaue  Analogie  in  der  erheblichen 
Gefährdung  im  Falle  von  §§  1391  Abs.  2,  1418  Z.  1,  die  auch 
auf  unverschuldetem  Vermögensverfall  des  Mannes  beruhen 
kann  (RG.  E.  60,  182  u.  ö),  während  es  für  §  1391  Abs.  1 
bestritten  ist,  ob  der  Vermögensverfall  für  sich  allein  genügt. 
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Dem  Code  civil  art  2032  al.  2  ist  BGB.  §  775  Z.  1  genau 
nachgebildet.  Bei  Auftrag  und  Gesellschaft  glaubte  das 
BGB.  wie  beim  Dienstvertrag  die  Rücksicht  auf  Verschlech- 
terung der  Vermögensverhältnissc  der  Würdigung,  dort  der 
Parteien  bei  ihrem  freien  Widerrufsrecht,  hier  des  wichtigen 
Grundes  zur  Kündigung  je  nach  Lage  der  Umstände  über- 
lassen zu  dürfen;  gleicherweise  wie  z.  B.  das  belgische 
Gesetz  vom  10.  März  1900  art.  28  erklärt,  daß  faillite  und 
deconfiture  des  Unternehmens  als  solche  nicht  den  Arbeits- 
vertrag beenden.  Bei  den  gegenseitigen  Verträgen  ist  der 
Satz  des  Code  civil  Art.  1613  im  BGB.  §  321  verallgemeinert, 
wie  auch  im  Schweizerischen  revidierten  Obligationenrecht 
Art.   83. 

Beide  Bestimmungen  stellt  die  soeben  erscheinende 
rechtsvergleichende  Darstellung  von  Tore  Almen,  Das 
schwedische  Kaufrecht,  Deutsche  Ausgabe  von  Neubecker, 
l  (1922),  593  und  Anm.  53  mit  Recht  zusammen  mit  C.  c. 
1613,  engl.  Säle  of  Goods  Act  s.  41  cf.  62  (3)  und  schwed. 
Kaufgesetz  §  39,  wobei  auch  die  Uebereinstimmung  beob- 
achtet wird,  daß  es  hier  nirgends  ,,eine  Voraussetzung  für 
das  Recht  des  Verkäufers  auf  Einbehaltung  des  Gutes 
bildet,  daß  die  Insolvenz  des  Käufers  auf  eine  bestimmte 
Weise  festgestellt  werde." 

Dazu  spricht  BGB.  §  610  von  der  wesentlichen  Ver- 
schlechterung in  den  Vermögensverhältnissen  desjenigen, 
der  aus  pactum  de  mutuo  dando  ein  Darlehen  zu  bekommen 
hat.  Diese  beiden  §§  321,  610  enthalten  Anwendungen  der 
clausula  rebus  sie  stantibus,  an  die  die  Rechtsprechung,  an- 
gefangen von  den  Versicherungsverträgen,  eine  sehr  reich- 
h.altige  und  sehr  bekannte  W^eiterentwickelung  ange- 
schlossen hat. 

Im  völlig  gleichen  Sinn  geben  die  schweizerischen  Kom- 
mentatoren aus  Anlaß  von  rev.  OblR.  Art.  83  (Oser, 
Schneider-Fick)  eine  Uebersicht  über  die  Wirkungen  der 
Zahlungsunfähigkeit  und  des  Konkurses  im  Recht  der 
Schweiz,  sogar  ohne  diese  beiden  Ereignisse  grundsätzlich 
zu  unterscheiden.     In  der  Tat  handelt  es  sich  um  einzelne 
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positive  Ausgestaltungen  immer  des  nämlichen  Einflusses 
des  Vermögensverfalls  auf  den  Kredit.  Auch  die  Einreihung 
dieser  Erscheinung  unter  die  Umwälzung  der  Umstände  wird 
von  Oser,  Bem.  2  vollzogen. 

Und  so  ist  es  auch  nicht  unwichtig,  zu  betonen,  daß  alle 
französischen  Bestimmungen  mit  samt  dem  Haupt- 
artikel 1188  und  seiner  Erweiterung  auf  die  deconfiture 
nichts  anderes  darstellen,  als  ein  Fortleben  der  alten  gemein- 
rechtlichen Lehre  von  der  clausula  rebus  sie  stantibus.  Im 
wesentlichen  wird  immer  das  Rechts-,  insbesondere  Ver- 
tragsverhältnis modifiziert,  weil  das  für  dieses  Rechtsver- 
hältnis maßgebliche  Vertrauen  erschüttert  ist.  In  diesem 
Zusammenhang  steht  gerade  auch  die  decheance  du  terme ; 
ihre  Besonderheit  beschränkt  sich  darauf,  daß  der  Gläubiger 
schneller  zur  gerichtlichen  Durchführung  der  Klage  und  zur 
gerichtlichen  Hypothek  gelangt. 

Die  letztere  dient  zur  Vervollständigung  des  Bildes. 
Geistvoll  erklären  es  Colin  und  Capitant,  Cours  II,  S.  926, 
als  einen  Ersatz  für  den  Mangel  eines  kaufmännischen  Kon- 
kurses, daß  das  französische  Recht,  Code  civil  Art.  2123  al.  1 
Satz  1  noch  die  stillschweigende  hypotheque  judiciaire  kennt. 
Eine  spezifische  Wirkung  der  deconfiture  ist  sie  nicht, 
und  ihr  Gegenstück  in  Deutschland  ist,  wie  Planiol,  2, 
n.  2875  hervorhebt,  die  Befugnis  des  Gläubigers  zum  Erwerb 
der  Zwangshypothek. 

Wir  sehen,  die  deconfiture  ist  im  französischen  Recht 
so  wenig  ein  geschlossenes  Rechts-Institut,  wie  im  deutschen 
Recht  die  Zahlungsunfähigkeit.  Sie  ist  ein  Rechtsbegriff,  ein 
Ausgangsbegriff  für  eine  Reihe  einzelner  zivilrechtlicher 
Sätze,  die  den  verschiedenen  Rechtslehren  angehören,  wenn- 
gleich hier  Gewicht  darauf  gelegt  werden  darf,  daß  sie 
gerade  bei  Schuldverhältnissen  zu  Veränderungen  des 
Schuldinhalts  führt.  Ihr  Mangel  an  Geschlossenheit  wird 
dadurch  zur  deutlichsten  Anschauung  gebracht,  daß  der 
italienische  Codice  civile  ununterschiedlich  in  den  Parallel- 
stellen zu  den  Artikeln  des  Code  civil,  die  von  deconfiture 
sprechen,  und  zu  denjenigen  Artikeln,  die  von  insolvabilite 
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sprechen,  die  Ausdrücke  ,,  non  solvente"  und  „non  solvenza' 
gebraucht.^a) 

Vgl.  für  das  erstere  oben  S.  24  f.,  das  letztere  die  Art. 
franz. 
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Wir  dürfen  danach  als  vollbewiesen  ansehen,  daß  der 
Friedensvertrag,  indem  er  die  deconfiture  dem  Konkurs 
gleichstellt,  kein  konkursähnliches  Verfahren  erfordert,  und 
keinen  amtlichen  oder  bestimmten  Akt  im  Sinne  der 
Londoner  Urteile. 

C.    Das    englische  R  e  cht. 

Das  englische  Recht  verhält  sich  in  vielen  Beziehungen 
anders  als  das  französische.  Was  wir  aber  für  die  Auslegung 
von  Art.  296  zu  folgern  haben,  geht  in  die  gleiche  Richtung. 
Das  Konkursgesetz  ist  jetzt  mit  Consolidation  Act  vom 
10.  August  1914  neu  gefaßt  worden  (4.  und  5.  Geo.  V  Ch.  59). 
Ich  zitiere  nach  diesem.  Die  mir  vorliegende  Literatur  be- 
schäftigt sich  freilich  meist  mit  dem  Bankruptcy  Act  von 
1883  in  der  Fassung  von  1890.  Die  einschlägigen  Bestim- 
mungen sind  aber  nicht  wesentlich  oder  überhaupt  nicht  ge- 
ändert. 

1.  Nicht  unter  den  Konkurs  —  bankruptcy  —  fällt  jede 
Corporation,  partnership,  association  oder  registrierte 
Company. 

Bankruptcy  Act  1914,  s.  126. 

''a)  Ebenso  hätte  deconfiture  im  VV.  übersetzt  werden  können; 
allerdings  bereitet  es  eine  stilistische  Schwierigkeit,  auch  noch  die 
unmittelbar  im  Text  folgende  insolvabilit^  d^clar^e  zu  übersetzen. 
Immerhin  leidlich  gibt  die  private  Uebertragung  „II  Trattato  di 
Pace  con  la  Germania",  Mil.  1919,  Quintieri  ed.,  die  Uebersetzung 
„rovina",  dagegen  kaum  verständlich  die  italienische  Fassung  der 
Verträge  von  St.  Germain,  Neuilly  und  Trianon,  die  aber  mit  dern 
französischen   Text   nicht  gleichberechtigt  ist:   „moratoria". 
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Hier  findet  eine  richterliche  Liquidation  mit  Liquidatoren 
als  Organen  der  Gesellschaft  unter  Aufsicht  des  Gerichts 
statt. 

Vgl.  Kohler,  Leitfaden  des  deutschen  Konkursrechts, 

2.  Aufl.,   S.  49. 
Auch  diese  Liquidation  ist  in  Art.  296  nicht 
erwähnt.    Nach  meiner  Auffassung  gehört  sie  trotzdem 
dahin,    und    zwar    wohl    wieder    unter    den    Gedanken    der 
bankruptcy. 

2.    Das   Wort  ,,failure''  begegnet  nicht  in  den  Indices 
der  großen  Compendien  über  Konkursrecht: 

Sir    Roland    L.  Vaughan    Williams,    The    Law    and 

Practice  of  Bankruptcy,  8.  Aufl.  von  Hansell,   1904. 

Baldwin,  Law  of  Bankruptcy  and  Bills  of  Säle,  9.  Aufl. 

1904 
oder  allgemeinerer  Werke,  wie 

W.  Blake    Odgers    and    Walter    Blake    Odgers,    The 

Common  Law  of  England,  Band  2,  1911, 
Stephens,  Commentaries  etc., 
aber  in  der  allgemeinen  Rechts-  und  Volkssprache  bedeutet 
es:  eine  allgemeine  und  voraussichtlich  dauernde  Unfähig- 
keit des  Schuldners  sich  die  Mittel  zur  Erfüllung  seiner 
finanziellen  Verbindlichkeiten  zu  verschaffen.  Insbesondere 
gilt  sie  als  vorhanden,  wenn  die  Zahlungen  eingestellt  wurden 
(vgl.  deutsche  KO.  §  102  Abs.  2!),  da  Zahlungseinstellung 
das  äußerlich  sichtbare  Zeichen  eines  nicht  bloß  zeitweiligen 
Mangels  an  Mitteln  ist. 

Der  Londoner  Schiedsgerichtshof  nimmt  nun  an,  daß 
failure  einfach  als  Uebersetzung  von  „deconfiture'*  in  den 
VV.  gelangt,  also  nicht  aus  Gedanken  des  englischen  Rechts 
zu  erklären  ist.  Dies  ist  plausibel,  schließt  übrigens  ein,  daß 
die  Wortbedeutungen  sich  ungefähr  entsprechen.  In  der 
Tat:  beide  bedeuten  eben  nicht  konkursähnliche  Rechts- 
Institute,  sondern  nur  Anknüpfungspunkte  für  einzelne  zivil- 
rechtliche Folgesätze.  Was  aber  ist  daraus  zu  folgern?  Ist 
eine  offenkundig  gewordene  Zahlungsunfähigkeit  eines  eng- 
lischen   Schuldners   als    solche   gleichgültig?      Nach    meiner 


Ansicht  ist  darauf  zu  sagen,  daß  der  VV.,  indem  er  nun 
einmal  das  Wort  failure  aufgenommen  hat,  einen  neuen  Be- 
griff schuf,  der  auch  auf  England  angewandt  werden  könnte. 
Jedoch  ist  die  Frage  dieser  Anwendung  nicht  bloß  ein  Frage 
der  Auslegung  des  VV.  Vielmehr  kommt  es  nach  §  4  II  auch 
auf  die  nationale  Rechtsordnung  an,  nämlich  darauf,  ob 
nach  ihren  Entscheidungen  das  Substrat  für  die  Anwendung 
vorhanden  ist.  Der  deutsche  Jurist  müßte  zunächst  ab- 
warten, welches  Material  die  englischen  Juristen  zur  Lösung 
aufzubringen  haben.  Doch  will  ich  meine  Ansicht  zum 
Schluß  formulieren. 

3.  Umgekehrt  ist  ein  englischer  Rechtsbegriff  mit  den 
dunklen  Worten  ,, formal  indication  of  insolvency'-  gemeint. 
Dunkel!  Denn  auch  der  englische  Kommentator  des  FV., 
T.  F.  Simonson: 

Private  Property  and  Rights  in  Enemy  Countries 
1921,  S.  211  f. 
weiß  damit  allein  nichts  anzufangen  und  erklärt:  ,, Formal 
indication  of  insolvency  is  not  an  expression  known  in 
English  law.  The  meaning  of  this  expression  is,  however, 
niade  clear  by  the  corresponding  expression  in  the  French 
Version  of  this  clause,  which  is  ,,en  etat  d'insolvabilite 
declaree".  This  French  term  clearly  refers,  it  is  submitted. 
to  Section  I  (1)  of  the  Bankruptcy  Act  1914  (4  und  5  Geo  V 
Ch.  59)  which  provides  that 

I  (1)  a  debtor  commits  an  act  of  bankruptcy  in  each 
of  the  following  cases: 

,Ji)  if    he    files    in    the    Court    a    declaration    of    his 

inability  to  pay  his  debts  or  presents  a  bankruptcy 

Petition  against  himsclf,  or 

(h)  if  the  debtor  gives  notice  to  any  of  his  creditors 

that   he   has   suspended   or   that   he    is   about   to 

suspend,  payment  of  his  debts". 

Ganz    anders   der    Londoner   Gemischte    Schiedsgerichtshof. 

Nach  seiner  Meinung  bezieht  sich  der  dritte  Terminus  des 

§  4  auf  Fälle,   in  denen  gemäß   dem   englischen   Recht  der 

Schuldner  den  Schutz  des  Gerichtshofes  anrufen  kann,  un', 
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die  aligemeine  Liquidation  seines  Vermögens  zur  Gläubiger- 
befriedigung herbeizuführen,  jedoch  ohne  unter  die  gericht- 
liche Konkursverhängung  zu  fallen.  Es  ist  sehr  bedauerlich, 
daß  der  Schiedsgerichtshof  nach  seiner  Gewohnheit  keine 
bestimmten  Gesetze  oder  Schriftwerke  anführt.  Ich  habe 
vergeblich  in  der  mir  zur  Verfügung  stehenden  Literatur 
Aeußerungen  darüber  gesucht,  wo  ein  solches  Gesuch  an 
den  Court  heutzutage  vorkommt.  Nur  dreierlei  kann  doch 
wohl  in  Frage  kommen. 

a)  In  den  Bankruptcy  Acts  wird  von  der  gerichtlichen 
Verwaltung  in  Bagatellfällen,  Act  1883,  Section  121—122 
—  Act  1914  Section  129  gesprochen;  aber  auch  diese  smaü 
bankruptcies  sind  wirkliche  Konkurse. 

b)  Unter  dem  Stichwort  ,,declaration  of  insolvency'' 
findet  man  in  den  Werken  der  englischen  Literatur  in  der 
Tat  nur  jenen  Act  of  Bankruptcy,  von  dem  Simonson  als 
erstem  spricht:  ,,the  filed  declaration  of  inability".  Der  eng- 
lische Kläger  in  Gase  499  behauptet  selbst,  nur  auf  diese 
könnten  sich  die  Worte  des  Friedensvertrages  beziehen; 
lit.  h  möchte  er  nicht  gern  ebenso  behandelt  wissen.  Er 
gibt  aber  zu,  daß  solche  andere  Acts  of  Bankruptcy  gemeint 
sein  könnten. 

c)  Endlich  gab  es  seit  1813  den  Relief  of  Insolvents 
Debtors  durch  eine  Reihe  von  Gesetzen  über  insolvency,  im 
Gegensatz  zu  dem  damals  nur  kaufmännischen  bankruptcy. 
Hier  rief  wirklich  der  schuldlos  Ueberschuldete  den  Schutz 
des  Gerichtshofs  an,  um  vor  der  Personalexekution  bewahrt 
zu  werden.  Er  erhielt  nicht  die  im  englischen  Konkurs  ge- 
währte Befreiung  von  seinen  Schulden.  Auf  diese  Art  cessio 
bonorum  könnte  die  Beschreibung,  die  der  Schiedsgerichtshof 
von  einer  protection  of  the  Court  gibt,  recht  wohl  passen. 
Aber  diese  Institution  ist  durch  die  Gesetze  von  1843,  1845, 
1861,  1869  allmählich  an  den  Konkurs  angeglichen  worden, 
und  die  letzten  Besonderheiten  sind  mit  dem  Gesetz  von  1883 
aufgehoben  worden.  Der  Insolvent  Debtor's  Court  wurde 
aufgelöst  und  in  Section  153  für  die  anderweitige  Unter- 
bringung seiner  Beamten  gesorgt. 
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Schöne  Darstellung  bei  Thaller:    Des  Faillites,  1887, 

Band  1,  S.  111/15;  vgl.  auch  Encyclopaedia  of  the  Laws  of 

England  unter  insolvency,  1.  Aufl.  Band  6,  S.  505,  2.  Aufl. 

1907,  S.  297  und  unter  bankruptcy,  Band  1,  S.  485,  2.  Aufl., 

Band  2,  S.  4;  Dupin  a.  a.  O.  S.  120/122. 

Doch  sollte  wirklich  etwa  jene  ältere  Institution  noch 
weiterleben,  oder  irgendeine  andere  englische  Einrichtung 
dieser  Art,  so  wäre  damit  noch  nicht  die  Ansicht  von 
Simonson  beseitigt.  Wir  wissen  heute  noch  nicht,  was  sich 
die  Redaktoren  des  VV.  bei  ihren  Worten  gedacht  haben. 
Entscheidend  ist  auch  nur  ihr  objektiver  Sinn,  und  sachlich 
ist  es  kaum  denkbar,  daß  unter  den  Text  die  voa  Simonson 
angeführten  beiden  Acts  of  Bankruptcy  nicht  zu  zählen 
wären.  Die  Acts  of  Bankruptcy  sind  bestimmte  Handlungen, 
die  auf  Grund  einer  bis  in  die  Zeiten  der  Königin  Elisabeth 
zurückreichenden  Erfahrung  als  Indizien  der  Insolvenz  ein- 
für allemal  festgelegt  sind,  und  von  denen  einer  den  Konkurs- 
grund bilden  muß. 

In  lit  f  ist  vorausgesetzt  eine  in  bestimmter  Form 

Bankruptcy  Rules  1886—90,  Rule  135;  Willliams  p.  450 
gehaltene,  amtlich  datierte,  unterschriebene  und  unter  dem 
Zeugnis  gewisser  Amtspersonen  aufgestellte  Erklärung  des 
Schuldners,  daß  er  zahlungsunfähig  sei.  Ist  die  Erklärung 
nicht  in  dieser  Form  gehalten,  so  kann  sie  noch  immer  unter 
lit.   h  fallen. 

Baldwin,  S.  131. 
Zu  lit.  h  legte  die  ältere  Praxis  den  Begriff  der  notice  etwas 
strenger   aus  als   die   spätere.     Grundlegend   wurde   für  die 
spätere  Zeit  die  Entscheidung  in  re  Crook 

24.  Q.  B.D.320, 
die  durch  das  House  of  Lords  bestätigt  wurde.  Ich  setze 
zur  Vermeidung  einer  subjektiven  Verallgemeinerung  am 
besten  deren  Schilderung  durch  Vaughan  Williams  hierher. 
Nachdem  er  betont  hat,  daß  die  Bekanntmachung  an  den 
Gläubiger  nicht  notwendig  eine  dauernde  Zahlungsunfähig- 
keit anzeigen  müsse,  sondern  daß  auch  eine  Nachricht  von 
zeitweiliger  Zahlungsstockung  genüge, 

Abhandlungen  zum  Friedensvertrage.    Heft  4.  3 
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Crook  versus  Morley,  1891,  A.C.  316, 
fährt  er   im  Anschluß   an   dieses  Urteil   weiter  fort:     „The 
circular  in  this  case  which  was  held  to  amount  to  an  act 
of  bankruptcy,  was  as  follows:    ,,Being  unable  to  meet  my 
engagements  as  they  fall  due,  I  invite  your  attendance  at  the 
Guildhall  Tavern  on  Wednesday  next  at  3  p.  m.,  when  I  will 
submit  a   Statement  of  my  position  for  your  consideration 
and  decision."     The  principles  laid  down  in  Crook  v.  Morley 
have  been  applied   in  many   subsequent  cases.     Thus   in   re 
Simonson,   ex  p.  Ball,   (1894)   1   Q.  B.  433,  the   sending  to 
creditors  of  a  circular  which  stated  that  financial  difficulties 
made  it  desirable  for  the  writers  to  consult  with  their  credi- 
tors as  to  their  position,  and  referred  to  the  preparation  of  a 
Statement  and  an  intended  meeting  of  creditors,  and  asked 
for  a  Statement  for  the  writer's  account  with  the  creditor, 
including  any  goods  or  other  securities  held,   was  decided 
to  be   an   act   of  bankruptcy.     So   was   a   circular   in  these 
words:      „I    am   very    sorry   to    inform    you    that   from    my 
losses  ...    I   find   myself  in   difficulties.      I   therefore   con- 
sider  it  my  best  place  to  call  a  meeting  of  my  creditors  .... 
Hoping  for  your  forbearance.'*     (R.  Seiwood,  ex  p.   Dash, 
1  Mans.  66).   Likewise  where  the  words  were:   „Mrs.  Dagnal 
has  placed  her  affairs  in  our  hands,  and  in  pursuance  of  our 
advice  we  have  received  instructions  to  call  a  meeting  of  her 
creditors,  and  lay  her  circumstances  before  them*'.    The  circu- 
lar then  gave  the  time  and  place  of  the  meeting,  and  concluded, 
„Please  send  us  at  once  a  Statement  of  your  account.'*     (Re 
Dagnall,  ex  p.  Soan  and  Morley,   (1896)  2  Q.  B.  407).     A 
Statement  by  a  debtor  that  he  was  utterly  penniless,  could 
not  pay  anybody,  and  had  lost  everything  was  held  by  Lord 
Alverstone,  C.  J.,  to  amount  to  an  act  of  bankruptcy.     (Re 
Miller,   (1901)   1  Q.  B.  57)." 

Vgl.  auch  Baldwin  a.  a.  O.  S  151  f.  und  besonders  The 

English    and    Empire    Digest    vol   IV    (1920),    p.    105  ff. 

n.  965 — 967  mit  Entscheidungen  von  1913  und  1915  sowie 

N.   W.   Sibley   in   Handelsgesetze   des   Erdballs,   3.  Aufl. 

XI,  1,  2   (1906)  p.  628—631. 
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Würde  ein  englischer  Gerichtshof  die  Zirkulare  an  die  Gläu- 
biger, die  in  jenen  beiden  Fällen  des  Schiedsgerichtshofs  er- 
gangen sind,  gerade  in  Anbetracht  aller  Begleitumstände  als 
act  of  bancruptcy  betrachtet  haben?  Das  läßt  sich  schwerlich 
bezweifeln.  Aber  auf  die  Würdigung  des  einzelnen  Tat- 
bestandes kommt  ja  für  uns  hier  wenig  an.  Dagegen  ent- 
steht wiederum  hinsichtlich  englischer  Schuldner  die  Frage, 
ob  ein  derartiger,  vor  dem  Kriegsausbruch  erfolgter  Act  of 
bankruptcy  gleichgültig  ist,  wenn  der  order  of  adjudication, 
oder  gar  auch  dann,  wenn  der  receiving  order  (Bankruptcy 
Act  s.  5)  erst  nach  dem  Kriegsausbruch  erfolgt  ist.  Ist  der 
Londoner  Gerichtshof  nicht  der  Ansicht  von  Simanson,  daß 
in  solchen  Fällen  die  Haftung  des  englischen  Staates  ent- 
fällt? Ein  „official  Statement"  liegt  mindestens  im  Falle  h 
nicht  vor.  Wohl  aber  muß  gerade  diese  notice  „forma  1" 
sein:  must  be  given  formally  and  deliberately  and  with  the 
intention  of  giving  notice  (re  Friedlaender  ex  p.  Oastier, 
1884).  Wer  vollends  den  Art.  296  im  Zusammenhang  liest, 
wird  geneigt  sein,  nicht  bloß  die  förmliche  Erklärung  der 
Zahlungsunfähigkeit,  nach  lit.  f,  sondern  auch  die  Anzeige 
der  Zahlungsunfähigkeit  an  einen  Gläubiger  —  lit.  h  —  für 
genügend  zu  halten. 

Dies  ist  offenbar  die  Ansicht  des  britischen  Clearing- 
Office,  das  davon  auch  eine  Nutzanwendung  auf  deutsche 
Schuldner  vornimmt.  Im  Prozeßfall  cl.  813  Johnson  Brothers 
hatte  die  deutsche  schuldnerische  Firma  am  3.  August  1914 
ihre  Gläubiger  zu  einer  Versammlung  geladen.  Das  britische 
Ausgleichsamt  (Schreiben  vom  9.  März  1922)  erblickt  darin 
unter  ausdrücklicher  Bezugnahme  auf  die  frühere  Stellung- 
nahme des  deutsch-englischen  Gemischten  Schiedsgerichts- 
hofs einen  ,, official  or  definite  act  of  a  formal  nature  indica- 
ting  the  debtors  insolvency'*  und  glaubt  nur,  daß  der 
3.  August  1914  nach  dem  Kriegsausbruch  liege.  Jene  Er- 
kenntnis wendet  das  Amt  ohne  weiteres  auch  auf  den 
deutschen  Schudner  an,  wie  es  wohl  jeder  englische  Jurist 
unbeeinflußt  zu  tun  geneigt  sein  wird.  Im  Ergebnis  ent- 
spricht  dies   eben   dem    Rechtsgefühl,    doch   dürfte   die   Be- 

3* 
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gründung   anders,   nämlich   aus   dem    deutschen,   nicht   dem 
englischen  Recht  zu  holen  sein. 

Nebenbei  bemerkt  sind  zwar  die  Acts  of  Bankruptcy, 
welche  Handlungen  zur  Benachteiligung  der  Gläubiger  sind, 
im  VV.  gewiß  nicht  angezogen.  Etwa  der  Act  of  Bankruptcy 
lit.  d  steht  auf  der  Grenze.  Er  ist  gegeben,  wenn  ein 
Schuldner  in  der  Absicht,  sich  den  Schritten  der  Gläubiger 
zu  entziehen,  flieht,  außerhalb  Englands  bleibt,  seine  Woh- 
nung verläßt  oder  sich  nicht  antreffen  läßt.  Diese  Fälle 
gelten  in  Frankreich  bei  Nichtkaufleuten  als  Zeichen  der 
deconfiture,  und  ebenso  bei  uns  unter  Umständen  als 
Zeichen  der  Zahlungsunfähigkeit  und  danach  als  Konkurs- 
grund.    ,, Formal  indication*'  für  England  ist  dies  aber  nicht. 

D.    Auslegung  des  Art.  296  lit.  b. 

Für  den  Ausschluß  der  Staatshaftung  genügt  natürlich 
eine  Konkurseröffnung.  Wir  haben  gesehen,  daß  sowohl  in 
Frankreich,  als  auch  in  England  Liquidationsverfahren  be- 
stehen, die  dem  Konkurs  an  die  Seite  zu  stellen  sind.  Unter 
taillite  oder  bankruptcy  im  Sinne  des  FV.  ist  daher  jedes 
Verfahren  zu  verstehen,  mit  welchem  das  Schuldnerver- 
mögen der  Befriedigung  sämtlicher  befugten  und  ent- 
sprechend tätigen  Gläubiger  zugeführt  wird. 

Aber  die  Redaktoren  wollten  sich  mit  weniger  be- 
gnügen und  aus  sehr  begreiflichen  Gründen.  Die  Haftung 
des  Staates  ist  nicht  dazu  bestimmt,  dem  Gläubiger  mehr  zu- 
zuwenden, als  er  ohne  Kriegsausbruch  erlangt  haben  würde. 
Eine  uneinbringliche  Forderung  ist  im  Geschäftsleben  fast 
dasselbe,  wie  gar  keine  Forderung.  Nur  das  soll  allerdings 
ausgeschlossen  sein,  daß  ein  nach  dem  Kriegsausbruch  —  das 
heißt  in  der  Regel  soviel  wie  infolge  des  Kriegsausbruchs  — 
entstehender  Vermögensverfall  den  Gläubiger  treffe.  Diese 
Erwägung  mußte  zu  einer  zeitlichen  Grenze  führen.  Ent- 
stand ein  Vermögensverfall  nach  und  nach  und  lagen  seine 
ersten  Keime  vor  dem  Kriege,  so  soll  die  Forderung  gegen 
den  später  zahlungsunfähigen  Schuldner  im  Ausgleichsver- 
fahren verbleiben.     Dies  ist  der  klare  Sinn  unserer  Bestim- 
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mung.  Der  deutsch-englische  Schiedsgerichtshof  hat  in  die 
Worte  des  FV.  dagegen  den  Sinn  hineingetragen,  daß  eine 
Zahlungsunfähigkeit,  sei  sie  noch  so  vollständig  und  offen- 
kundig, unerheblich  sei,  wenn  sie  nicht  schon  zu  einem  amt- 
lichen und  genau  bestimmten  Akt  formaler  Natur,  der  des 
Schuldners  Zahlungsunfähigkeit  bekundet,  vor  dem  Kriege 
geführt  hat. 

Daß  mit  dieser  Ansicht  vor  dem  englischen  und  fran- 
zösischen Recht  nicht  durchzukommen  ist,  wurde  eben  ge- 
zeigt. Wie  immer  die  Engländer  über  ihr  eigenes  Recht 
denken  vermögen,  jedenfalls  besteht  der  Zustand  der  fran- 
zösischen faillite  schon  vor  dem  deklarativen  Urteil. 

—  natürlich  nicht  mit  a  1  1  en  Folgen;  und  mir  selbst 
scheint  in  den  einschlägigen  Kontroversen  die  strengere 
Meinung  richtiger,  vgl.  die  Literaturübersicht  bei  Cuzzeri 
in  Bolaffio  e  Vivante,  Codice  di  Commercio  Commentato 
zu  Art.  683  n.  20,  3.  Aufl.  Band  8  (1911)  S.  34  — . 
Die  französische  deconfiture,  die  italienische  non  solvenza 
hängen  gar  nicht  von  einem  amtlichen  oder  bestimmten  Akt 
irgendwelcher  formalen  Natur  ab.  Sie  sind  tatsächliche  Zu- 
stände, die  nur  auch  gerichtlich  im  einzelnen  Prozeß  und 
ohne  Wirkung  über  die  Parteien  hinaus  festgestellt  werden 
können.  Es  interessiert  dabei  nicht,  ob  die  decheance  des 
Art.  1188,  d.  i.  eine  positiv  rechtliche  Wirkung,  die  das  Ge- 
setz selbst  nur  an  die  faillite  knüpfte,  einen  gerichtlichen 
Antrag  erfordert.  Bis  vor  kurzem  hatte  niemand  gezweifelt, 
daß,  da  für  die  deconfiture  ein  deklaratives  Urteil  nicht 
wesentlich,  und  ein  allgemein  wirkendes,  wie  bei  der  faillite, 
nicht  zugelassen  ist,  ein  derartiger  Akt  für  den  Eintritt  der 
decheance  überhaupt  nicht  notwendig  sei.  Aus  besonderen 
Gründen,  die  sich  auf  die  Kompensationen  beziehen,  hat 
neuerdings  der  Cassationshof  eine  Klage  gefordert,  vor  deren 
Datum  die  Aufhebung  der  Frist  nicht  reichen  kann. 

Vgl.  Planiol,  II  n.  366  und  die  bei  Colin  et  Capitant  II 
S.  169  ang.  Noten. 
In   keinem   Fall   entsteht  die   deconfiture   selbst   erst   durch 
einen  gerichtlichen  Akt. 
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Das  Schiedsgericht  beruft  sich  aber  auf  die  Antwort  der 
alliierten  und  assoziierten  Mächte  vom   16.  Juni  1919: 

Ces  mots  definissent  des  situations  dans  lesquelles  un 
debiteur  a  ete  r  e  c  o  n  n  u  d'apres  les  lois  de  l'Etat  oü 
il  reside,  dans  Timpossibilite  de  remplir  completement  ses 
obligations. 

These  terms  indicate  conditions  in  which  it  has  been 
recognised,  in  accordance  with  the  laws  of  the  State  where 
a  debtor  resides,  that  he  is  not  in  a  position  to  meet  liabili- 
ties  in  füll, 
aus  der  es  folgert,  daß  der  Vertrag  wirklich  eine  amtliche 
Feststellung  der  Zahlungsunfähigkeit  vor  dem  Kriege  im 
Auge  hatte.  Davon  steht  aber  in  der  Note  nichts,  auch  nicht 
mit  dem  Worte:  reconnu  oder  recognized  (nicht  „ascer- 
tained'*,  wie  der  SchGH.  einsetzt!),  das  sich  ja  auf  die 
Beurteilung  durch  die  Landesgesetze  bezieht  (reconnu 
d'apres  les  lois  de  l'Etat .  .  .),  nicht  auf  die  Feststellung  durch 
einen  einzelnen  landesrechtlich  vorgeschriebenen  Akt.  Im 
Gegenteil  lehrt  uns  die  Note,  daß  die  drei  maßgebenden  Aus- 
drücke einen  Rahmen  enthalten,  der  in  jedem  Rechte  erst 
durch  dessen  nationale  Anschauungen  ausgefüllt  werden 
muß,  und  die  Betrachtung  des  französischen  und  englischen 
Rechts  zeigt  uns,  daß  dieser  Rahmen  selbst  nicht  so  gefaßt 
werden  darf,  wie  der  Schiedsgerichtshof  es  tut. 

In  Frankreich  und  England  selbst  können  die  von 
Art.  296  gebrauchten  drei  Ausdrücke  nur  einen  materiellen 
Begriff  bedeuten,  unter  den  die  einzelnen  nationalen  Rechts- 
begriffe eingeordnet  werden,  falls  sie  sich  dazu  eignen,  wie 
z.  B.  die  Liquidationen  von  Gesellschaften.  Bei  der  Ver- 
schiedenheit der  Rechtsgedanken,  die  gerade  zwischen  Frank- 
reich und  England  besteht,  muß  dieser  gemeinsame  Begriff 
des  VV.  sehr  allgemein  gehalten  sein.  Er  wird  in  nichts 
anderem  bestehen,  als  in  dem  nach  außen  hervorge- 
tretenen Vermögensverfall.  Wir  können  nicht 
einmal  statt  dessen  sagen:  Zahlungsunfähigkeit,  denn  in  den 
nationalen  Rechten  wird  unterschieden  zwischen  Ueber- 
schuldung,    Zahlungsunfähigkeit    und    Zahlungseinstellung. 
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Es  liegt  nahe,  daß  der  VV.  eine  Qualifikation  des  Vermögens« 
Verfalls,  d.  h.  außer  diesem  noch  weitere  Erfordernisse  von 
sich  aus  aufstellen  könnte,  aber  er  tut  es  nicht.  Dies  ergibt 
sich  daraus,  daß  schon  für  das  französische  und  englische 
Recht  eine  solche  Qualifikation,  die  auf  beide  Rechtsord- 
nungen passen  würde,  nicht  gefunden  werden  kann. 

Der  VV.  verweist  vielmehr  für  die  Ausfüllung  des  von 
ihm  gezogenen  weiten  Rahmens  auf  die  nationalen  Rechte. 
Um  genau  sprechen  zu  können,  müssen  wir  uns  klar  machen, 
daß  dies  einen  doppelten  Sinn  hat. 

1.  Es  hängt  vom  nationalen  Recht  ab,  ob  und  inwiefern 
der  maßgebliche  Grundbegriff  ,,Ueberschuldung**, 
,, Zahlungsunfähigkeit"  oder  ,, Zahlungseinstellung"  ist,  und 
ebenso,  ob  die  Zahlungsunfähigkeit  qualifiziert  sein  muß,  und 
welche  Qualifikation  sie  haben  muß. 

Z.  B.  ist  für  die  faillite  des  Kaufmanns  Zahlungseinstel- 
lung erforderlich  und  genügend,  für  die  deconfiture  des 
Nichtkaufmanns  Zahlungsunfähigkeit  nach  der  Gesamtheit 
der  Umstände.  Die  deutsche  Konkursordnung  §  102  verlangt 
ebenfalls  nach  der  Gesamtheit  der  Umstände  zu  würdigende 
Zahlungsunfähigkeit,  die  aber  bei  Zahlungseinstellung  als 
vorhanden  gilt.  In  besonderen  Fällen  genügt  nach  deutschem 
R.echte  Ueberschuldung,  in  anderen  ist  sie  notwendig. 

Hierbei  nun  können  wir  würdigen,  daß  der  VV.  den  Aus- 
druck ,, formal  indication  of  insolvency"  mit  einem  Hinweis 
auf  die  gerade  in  England  damit  verbundene  ,, Meinung"  ver- 
sieht. Er  dürfte  dabei  wirklich  die  erwähnten  Acts  of 
Bankruptcy  im  Auge  haben.  Während  in  Frankreich  und 
Deutschland  Zahlungsunfähigkeit  und  Zahlungseinstellung 
rein  nach  den  Umständen  vom  Gericht  im  freien  Ermessen 
beurteilt  werden,  besteht  in  England  der  strenge  Katalog  der 
Konkursgründe.  Damit  ist  der  Gegensatz  begründet,  in  den 
der  §  4  Abs.  2  Anhang  zu  Art.  296  seinen  dritten  maßgeb- 
lichen Ausdruck  zu  den  beiden  ersten  setzt.  Wohl  kein 
starkes  Gegenargument  könnte  es  bilden,  daß  auch  in  Eng- 
land beim  Vorliegen  eines  act  of  bankruptcy  der  Gerichtshof 
nicht  unbedingt  auf  Konkursverhängung  erkennen  muß. 
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Vgl.  Encyclopaedia  of  the  Laws  of  England,  2.  Aufl.  3,  S.  16. 
Es  ist  doch  eben  einer  dieser  Akte  notwendig.  Der  VV. 
verlangt  also  hier  für  das  englische  Recht  eine  der 
fraglichen  Bankerotthandlungen,  und  läßt  es  offenbar  wieder 
für  das  englische  Recht  genügen,  daß  eine  solche  vor- 
liegt, selbst  ohne  objektiv  vorhandene  Zahlungsunfähigkeit. 
Für  die  übrigen  Rechtsordnungen  gilt  nicht  das  gleiche. 
Weder  muß  dort  das  Gesetz  ebenfalls  die  maßgeblichen  Hand- 
lungen erschöpfend  aufzählen,  noch  muß  die  Erklärung  der 
Zahlungsunfähigkeit  unter  die  englische  Aufzählung  passen. 
„The  same  meaning  as  it  has  in  English  law"  hat  der  Vertrag 
selber,  nicht  soll  „dieselbe  Bedeutung"  eine  Einrichtung  eines 
nichtenglischen  Gesetzes  aufweisen. 

Dies  alles  wird  durch  die  Note  der  Alliierten  aus  dem  Be- 
reich der  Vermutung  herausgehoben.  Man  kann  es  sich 
schließlich  auch  einfach  erklären.  Die  Redaktoren  des 
Art.  296  wollten  die  Zahlungsunfähigkeit  erfassen.  Die  Fran- 
zosen sorgten  für  die  Rücksicht  auf  die  deconfiture,  die  Eng- 
länder für  die  Aufnahme  der  einschlägigen  Acts  of 
Bankruptcy.  Und  vor  die  Frage  gestellt,  wie  die  anderen 
Rechte  angewendet  werden  sollen,  antwortete  man:  je  nach 
der  Rechtsordnung  jedes  Landes. 

2.  Zum  andern  ist  entscheidend,  ob  das  nationale  Recht 
an  die  Insolvenz  etc.  bestimmte  Folgen  knüpft. 
Welche^  Das  ist  die  einzige  schwierige  Frage,  die  sich  der 
Auslegung  des  Art.  296  b  entgegengesetzt.  Sie  muß  wie  folgt 
beantwortet  werden: 

a)  Der  klarste  Fall  ist  der,  daß  die  Zahlungsunfähigkeit 
etc.  als  Konkursgrund  oder  als  Grund  für  ein  konkursähn- 
liches Verfahren  erscheint,  d.  h.  ein  Verfahren,  das  zur  an- 
teilsmäßigen Befriedigung  der  Gläubiger  führt.  Wohlge- 
merkt, wie  wir  oben  genügend  gesehen  haben,  ist  es  nicht 
die  Konkursverhängung,  sondern  der  Konkursgrund,  der  von 
Art.  296  b  in  Bezug  genommen  wird. 

Hierher  gehören  nach  französischem  Recht  die  Zahlungs- 
einstellung des  Kaufmanns,  in  England  die  angeführten  Acts 
of  Bankruptcy,  nach  §  102  der  deutschen  Konkursordnung 
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für  Kaufleute  und  Nichtkaufleute  die  Zahlungsunfähigkeit 
des  Schuldners,  die  insbesondere  anzunehmen  ist,  wenn 
Zahlungseinstellung  erfolgt  ist.  Das  Nähere  zu  diesem  Be- 
griff haben  Rechtsprechung  und  Literatur  entwickelt.  In  den 
Fällen,  die  den  Acts  of  Bankruptcy  lit.  f  und  h,  aber  auch  d 
und  noch  anderen  entsprechen,  nimmt  man  im  deutschen 
Recht  Zahlungsunfähigkeit  an, 

vgl.  Motive  zu  dem  Entwurf  einer  KO.  1874,  S.  323  ff., 
desgleichen  in  den  Fällen,  wo  man  in  Frankreich  von  decon- 
fiture  spricht.  Es  besteht  ebenso  freies  Ermessen  des  Ge- 
richts bei  der  Feststellung  von  Zahlungseinstellung  und  Zah- 
lungsunfähigkeit, wie  in  Frankreich,  im  Gegensatz  zu 
England. 

b)  Damit  ist  aber  noch  nicht  der  französischen  decon- 
fiture  genügt.  Sie  bringt  kein  konkursähnliches  Verfahren. 
Und  wohl  nicht  einmal  die  decheance  du  terme  kann  als  ein- 
ziger Anhaltspunkt  herangezogen  werden.  Wir  müssen  es 
also  wohl  neben  der  Bedeutung  des  Vermögensverfalles  zu  a) 
im  Sinne  des  Art.  296  b  auch  noch  für  genügend  halten,  wenn 
ein  nationales  Recht  den  Vermögensverfall  als  Grundlage 
für  eine  Veränderung  der  Obligationen  auf- 
faßt. 

In  die  interessante  Rechtsvergleichungsaufgabe,  darauf- 
hin die  beteiligten  nationalen  Rechtsordnungen  näher  zu 
untersuchen,  will  ich  hier  nicht  noch  eintreten.  Inwiefern  die 
deutschen  Rechtsgedanken  den  französischen  in  der  ange- 
gebenen Hinsicht  zur  Seite  gestellt  werden  können,  wurde 
oben  Seite  26  f.  angedeutet.  Da  die  deutsche  KO.  §  102  die 
Zahlungsunfähigkeit  schon  als  hinreichendes  Gegenstück  zum 
Grund  der  faillite  und  des  bankruptcy  erscheinen  läßt,  ist  es 
für  das  deutsche  Recht  ohne  praktische  Bedeutung,  ob  sie, 
wie  es  übrigens  zu  bejahen  sein  dürfte,  auch  der  deconfiture 
zur  Seite  zu  stellen  ist. 


II. 

Beschränkte  Haftung  des  Erben  und 

Art.  296. 

Eine  Nutzanwendung-  der  im  Fall  Seligmann  v.  von 
Liebermann  aufgestellten  Ansicht  hat  der  deutsch-englische 
Gemischte  Schiedsgerichtshof  in  Sachen  Kohn  u.  Gold- 
schmidt gegen  A.  O.  und  Joseph  Seh.,  Gases  214  und  216, 
Recueil  2,  207,  vorgenommen. 

Am  27.  Juli  1914  war  der  deutsche  Schuldner,  der 
Bankier  Emil  Seh.,  nach  unglücklichen  Spekulationen  wegen 
völligen  finanziellen  Zusammenbruchs  plötzlich  freiwillig  aus 
dem  Leben  gegangen,  unter  Hinterlassung  zweier  Kinder  — 
eines  Sohnes  Joseph  und  einer  Tochter  —  als  Erben  und  des 
A.  O.  als  Testamentsvollstreckers.  Das  Nachlaßgericht  ord- 
nete am  5.  August  1914,  also  am  Tage  nach  dem  Kriegsaus- 
bruch, auf  Antrag  eine  Nachlaßverwaltung  an  und  bestellte 
die  beiden  Mitverklagten,  Dr.  R.  und  A.  O.  nacheinander  zu 
Nachlaßverwaltern.  Diese  erwirkten  ein  Aufgebot  der  Nach- 
laßgläubiger (BGB.  §  1970)  und  ein  Ausschlußurteil,  durch 
das  die  Nachlaßgläubiger  wegen  ihrer  Ansprüche  auf  die 
Nachlaßmasse  verwiesen  wurden,  (BGB.  §  1973),  und  durch 
welches  festgestellt  wurde,  daß  nach  der  Teilung  des  Nach- 
lasses jeder  Erbe  nur  für  den  seinem  Erbteil  entsprechenden 
Teil  der  Verbindlichkeit  hafte  (§  2060  Z.  1).  Die  englische 
Klägerfirma  erhob  —  aus  Ansprüchen,  die  ebenfalls  von 
Spekulationen  des  E.  Seh.  an  der  Londoner  Börse  herrührten 
—  Klage  gegen  den  einen  Miterben  Joseph  und  gegen  den 
Testamentsvollstrecker    auf    Feststellung   der    Schulden    im 


—     43     — 

Ausgleichsverfahren  (Gase  214)  und  gleichzeitig  Klage  auf 
Entschädigung  gemäß  Art.  302  VV.  wegen  des  Ausschluß- 
urteils. (Gase  216.)  Der  Gerichtshof  entschied  am  26.  Juli 
1922  zu  Glaim  216,  daß  das  Ausschlußurteil  „beiseite  zu 
setzen'*  sei,  und  gleichzeitig  zu  Glaim  214  dem  Grunde  nach 
und  hinsichtlich  der  Höhe  eines  Teilbetrages  zugunsten  der 
Kläger  mit  Feststellung  der  Schuld  des  Miterben  Joseph  Seh. 
und  Auftrag  an  das  deutsche  Ausgleichsamt  zur  entsprechen- 
den Kreditierung.  Der  Prozeß  ist  jedoch  noch  nicht  end- 
gültig erledigt. 

Den  Fall  in  allen  seinen  Verwickelungen  zu  verfolgen, 
ist  hier  nicht  nötig.  Es  sei  namentlich  auch  nicht  geprüft,  ob 
das  Ausschlußurteil  mit  Grund  aufgehoben  wurde.  Aus  der 
Aufhebung  zieht  richtig  der  Gemischte  Schiedsgerichtshof 
den  Schluß,  daß  damit  beide  Wirkungen  des  Ausschlußurteils 
entfielen.  Joseph  Seh.  haftet  dem  Kläger  nun  wieder  grund- 
sätzlich als  Gesamtschuldner.  Auch  wäre  nichts  dagegen  ein- 
zuwenden, daß  die  Wirkung  des  §  1973  im  Verhältnis  zum 
Kläger  verneint  wird.  Nicht  deutlich  scheint  dagegen  die 
rechtliche  Konsequenz  hieraus  erfaßt  zu  sein.  Wenn  das  Aus- 
schlußurteil zugunsten  des  Klägers  wegfällt,  so  befindet  er 
sich  in  der  Lage,  wie  vor  dem  Urteil,  d.  h.  er  kann  nachträg- 
lich seine  Forderung  anmelden.  Allenfalls  ließe  es  sich 
vielleicht  vertreten,  daß  der  Schiedsgerichtshof  etwa  als 
eine  Art  Abhilfe  gemäß  Art.  302  VV.  zugleich  anordnen  kann, 
die  Staatsvertretung  solle  den  Gläubiger  beim  Nachlaßgericht 
anmelden.  Von  alledem  sagen  die  Entscheidungen  nichts, 
ein  mehr  formeller  Fehler.  Daß  der  Schiedsgerichtshof  etwa 
gar  annimmt,  der  Entscheid  nach  Art.  302  VV.  habe  positiven 
Einfluß  in  der  Richtung,  die  Erbenhaftung  unbeschränkt  zu 
gestalten,  dazu  geben  seine  Worte  m.  E.  keinen  Anlaß. 

Der  Kernpunkt  liegt  bei  der  Frage,  ob  gegen  den  Erben 
und  das  Reich  im  Ausgleichsverfahren  auf  den  vollen  Betrag 
der  Schuld  erkannt  werden  durfte.  Der  Schiedsgerichtshof 
hat  dies  bejaht. 

Die  deutsche  Staatsvertretung  hatte  darauf  verwiesen, 
1.    daß  der  Erblasser  gänzlich  überschuldet  war, 
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2.  daß  außer  dem  Aufgebot  die  Nachlaßverwaltung  ange- 

ordnet war, 

3.  daß   der   Bruder   der   Miterben   nur   aus   Pietät  unter 

großen  Opfern  zur  Vermeidung  des  Nachlaßkonkurses 
die  angemeldeten  Gläubiger  mit  einer  verhältnismäßig 
kleinen  Quote  befriedigte,  und  weder  Joseph  Seh., 
noch  seine  —  wegen  ausländischen  Wohnsitzes  nicht 
mitverklagte  —  Miterbin  einen  Heller  aus  dem  Nach- 
laß empfingen, 

4.  daß  der  Nachlaßverwalter  alle  seine  Pflichten  erfüllte. 
Die  Entscheidung  zu  Gase  214,  die  den  Testamentsvoll- 
strecker und  Nachlaßverwalter  aus  dem  Streit  entläßt,  aber 
den  Miterben  Joseph  Seh.  und  das  Reich  als  Schuldner  auf 
die  volle  Höhe  der  Forderung  betrachtet,  stellt  zuerst  fest, 
es  genüge  zur  Anwendung  von  Art.  296,  daß  ein  in  Deutsch- 
land wohnhafter  Schuldner  existiere,  und  Joseph  Seh.  sei 
Schuldner.  Das  scheint  dem  deutschen  Juristen  zunächst 
richtig.  Wir  kommen  aber  darauf  noch  zurück.  Sodann  aber 
fährt  die  Entscheidung  fort  (Rec.  2,  212): 

„The  legal  Situation  of  an  heir  who  has  claimed  a  se- 
parate administration  of  the  estate  (Nachlaßverwaltung)  is 
that  he  is  not  liable  personnally  beyond  what  he  himself 
receives  out  of  the  estate.  Nevertheless,  the  heir  who  accepts 
the  succession,  even  with  the  separate  administration,  suc- 
ceeds  to  the  debts  of  the  estate.  These  debts  are  legally  due 
by  him,  although  he  may  not  be  bound  to  pay  beyond  the 
value  of  what  he  himself  may  receive  out  of  the  estate.  Article 
296  of  the  Treaty  does  not  require  more  then  the  fact  that  the 
debt  was  payable  and  that  it  is  due  from  a  debtor  residing  in 
his  native  country  on  the  lOth  January  1920.  As  to  the 
Government  guarantee,  and  the  alleged  insolvency  of  Emil 
Seh.  before  the  outbreak  of  the  war,  the  Tribunal  rely  on 
their  Decision  in  the  Gase  of  Seligmann  v.  Liebermann,  see 
Recueil  de  Decisions  des  Tribunaux  Arbitraux  Mixtes, 
Vol.  I,  page  730." 

und  nach  Darlegung,  daß  Joseph  Seh.  nach  Aufhebung  des 
Ausschlußurteils  gesamtschuldnerisch  hafte: 
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„The  whole  debt  due  to  the  creditors  is  due  from  Joseph 
Seh.  under  Article  296  and  the  guarantee  of  the  German  Go- 
vernment applies  to  such  a  debt." 

Der  oben  in  der  I.  Abteilung  besprochene  Fehler  hat  also 
hier  neue  und  besonders  krasse  Folgen  gezeitigt.  Offen- 
kundiger als  durch  den  Selbstmord  des  unglücklichen  Speku- 
lanten konnte  seine  Zahlungsunfähigkeit  nicht  wohl  an  den 
Tag  treten.  Hier  liegt  der  Hauptfehler  auch  dieser  Entschei- 
dung. Im  übrigen  schwebt  ihr  ein  Gedanke  vor,  dessen  Kern 
und  Wert  erst  noch  der  Klarstellung  bedarf.  So,  wie  die 
Entscheidungsgründe  sich  geben,  verstoßen  sie  zugleich 
gegen  den  Inhalt  des  für  maßgeblich  erklärten  deutschen  Erb- 
rechts und  gegen  den  Inhalt  der  grundlegenden  Norm  des 
Art.  296.  Wenn  das  im  folgenden  näher  dargetan  wird,  so  soll 
dennoch  von  vornherein  anerkannt  sein,  einerseits,  daß  die 
Materie  einer  wissenschaftlichen  Bearbeitung  bedurfte, 
andererseits  daß  das  Urteil,  so  viel  Erstaunen  es  erregen  muß, 
doch  nicht  Unsinniges  gewollt  hat.  Daher  möge  in  den  ein- 
zelnen Punkten  jeweils  versucht  werden,  den  Auffassungen 
gerecht  zu  werden,  die  zu  dem  Urteil  geführt  haben  könnten. 

Zu  begrüßen  ist  an  der  Entscheidung,  daß  klar  die  Haf- 
tung des  Reichs  von  der  Obligation  eines  bestimmten  deut- 
schen Schuldners  abhängig  gemacht  ist.  Es  wird  nicht  so  be- 
quem wie  im  Urteil  des  Deutsch-franz.  GemSchGH.  S.  II, 
Rec.  1,  600  i.  Sa.  Castellane  eine  Staatsgarantie  angenommen 
und  dahingestellt,  welcher  deutsche  Private  eigentlich  Schuld- 
ner sei.  Rechtlich  ist  dies  völlig  unzulässig,  in  den  praktischen 
Folgen  höchst  bedenklich.^)  Gerade  der  vorliegende  Fall 
zeigt,  wie  wichtig  die  saubere  Grundlegung  durch  Unter- 
suchung der  primären  Obligation  ist.  Treffend  äußert  sich 
derselbe  GemSchGH.  mit  Urteil  vom  26.  Juli  1922  Gase  403 
i.  S.  Delius  g.  Deutsches  Recht,  Recueil  II  216.  Der  Kläger 
verlangte  Befriedigung  vom  Reich,  ohne  nachgewiesen  zu 
haben,  wer  der  Erbe  seines  verstorbenen  deutschen  Schuld- 
ners ist.     „Nach  Art.  296,  4  (b)  VV.  sind  die  h.  Vertrags- 

1)  Nußbaum,  JW.  1922,  411  und  Direkte  Schuldenregelung 
14  f.  (S.-A.  aus-  Zschr.  f.  Int.  R.  Bd.  30). 
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schließenden  Teile  haftbar  für  die  Zahlung  von  Schulden,  die 
ihren  Angehörigen  obliegen,  aber  ehe  diese  Garantie  ein- 
greifen kann,  muß  die  Obligation  eines  Schuldners  gegenüber 
dem  Gläubiger  dargetan  sein/'  Es  wäre  daher  nicht  ge- 
nügend, daß  auch  noch  im  Augenblick  des  Kriegsausbruchs 
anders  als  im  vorliegenden  Fall  der  ursprüngliche  Schuldner 
lebte;  die  Klage  muß  einen  Schuldner  haben.  Ein  solcher 
kann  keinesfalls  der  Nachlaß  selber  sein,  da  er  im  deutschen 
Recht  keine  Person  ist  und  nicht  einmal  die  passive  Legitima- 
tion besitzt,  wie  etwa  ein  nichtrechtsfähiger  Verein  nach 
ZPO.  §  50  Abs.  2.  Vielmehr  ist  das  Verhältnis  der  Nachlaß- 
gläubiger zum  Nachlaß  positiv  in  allen  Fällen  genau  ge- 
regelt. Aus  der  Forderung  entspringt  ein  Anspruch  entweder 
gegen  den  Erben  —  ein  solcher  ist  immer  vorhanden, 
äußerstenfalls  ist  es  der  Fiskus,  §  1942  Abs.  2  —  oder  gegen 
den  Nachlaßverwalter  oder  Konkursverwalter.  Die  besondere 
Art  dieser  Ansprüche  bildet  den  springenden  Punkt  bei  der 
Anwendung  des  Art.  296. 

A.    Schutz   des   Erbe  n.*) 
a)    VomErbschaftserwerbab.  Die  Theorie  hat 
anfangs  darüber  gestritten,  mit  welcher  Formel  die  Haftung 

2)  Der  Erbe  haftet  nach  BGB.  „beschränkt": 

1.  Auf  Grund  bestimmter  Maßnahmen:  a)  nach  Aufgebot  der 
Nachlaßgläubiger,  §  1973,  hat  er  den  ausgeschlossenen  Gläubigern 
nur,  was  er  vom  Ueberschuß  über  die  sonstigen  Passiva  behalten  hat, 
„im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  herauszugeben",  d.  h.  ihnen  die 
Pfändung  und  Versteigerung  zu  ermöglichen,  b)  Anordnung  der 
Nachlaßverwaltung,  §1975:  die  Gläubiger  können  gegen  den  Erben 
gar  nicht  klagen,  gegen  den  Nachlaßverwalter  nur  Ermöglichung 
der  Zwangsvollstreckung  aus  dem  Nachlaß  verlangen,  c)  Eröffnung 
des  Nachlaßkonkurses,  §  1975  (analog),  d)  Verhängung  der  Geschäfts- 
aufsicht, Bekanntmachung  14.  Dezember  1916,  RGBl.  1363,  §73  Abs.  2. 

2.  Auf  Grund  sonstiger  bestimmter  Tatsachen:  a)  Dürftigkeit 
des  Nachlasses,  so  daß  die  Masse  nicht  die  Kosten  einer  Verwaltung 
lohnt,  §§  1990,  1991:  Der  Erbe  kann  sich  befreien,  indem  er  den 
Gläubigern  die  Zwangsvollstreckung  in  den  Nachlaß  ermöglicht, 
b)  Ein  Gläubiger  macht  seine  Forderung  erst  fünf  Jahre  nach  dem 
Erbfall  geltend,  §1974:    wie  zu  1  a. 

Die  Haftung  des  Erben  ist  trotzdem  unbeschränkt,  wenn  er 
sich  gegen  die  Vorschriften  über  Inventarerrichtung  oder  den  Offen- 
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des  Erben  nach  BGB.  darstellbar  ist  für  den  Zeitpunkt,  bevor 
er  oder  ein  Nachlaßgläubiger  durch  sein  Handeln  eine  Be- 
schränkung der  Haftung  auf  den  Bestand  des  Nachlasses  her- 
beiführt. Dieser  Streit  ist  durch  die  Bemerkungen  Strohais  '), 
welche  heute  die  herrschende  Ansicht  darstellen,*)  erledigt: 
der  Erbe  haftet  grundsätzlich  „beschränkba  r'*.  Sach- 
lich kann  es  nach  keiner  Theorie  irgendwie  zweifelhaft  sein, 
daß  die  Erben  Seh.,  als  sie  unmittelbar  mit  dem  Tode  (§  1922) 
in  die  Schuld  von  Emil  Seh.  einrückten  (§  1967),  von  vorn- 
herein nur  vorbehaltlich  ihres  Rechts  die  Haftung  auf  den 
Nachlaß  zu  beschränken  verpflichtet  wurden.  Dies  ist  für 
jeden  deutschen  Juristen  selbstverständlich.  Nur  eirte  Konse- 
quenz, aber  eine  sehr  anschauliche,  ist  es,  daß  dem  Erben  so- 
gleich die  aufschiebenden  Einreden  zustehen;  diese  sind  ,, vor- 
läufige Abwehrmittel,  damit  er  die  erforderliche  Uebersicht 
über  den  Stand  des  Nachlasses  gewinnen  und  danach  seine 
weiteren  Entscheidungen  treffen  kann."^)  Der  Erbe  hat  ohne 
weiteres  während  3  Monaten  die  aufschiebende  Einrede  des 
§  2014  und  sodann  nach  Anordnung  des  Aufgebotes  der 
Nachlaßgläubiger  die  Einrede  des  §  2015.  Die  Anordnung  des 
Aufgebotes  im  vorliegenden  Falle  konnte  auch  nachträglich 
durch  den  Schiedsgerichtshof  nicht  nach  Art.  302  aufgehoben 
werden  und  ist  auch  nicht  aufgehoben  worden.  Die  Forde- 
rung des  Gläubigers  war  also  mit  dieser  Einrede  behaftet. 
Will  jemand  behaupten,  daß  die  im  allgemeinen  Recht  be- 
gründeten Einreden  gegen  eine   Forderung  im  Ausgleichs- 

barungseid  verfehlt,  §§  1994  Abs.  1,  2005,  2006,  oder  wenn  er  auf  die 
Beschränkung  verzichtet.  Ferner  verliert  der  Erbe  die  Durchsetz- 
barkeit  der  Beschränkung  gegenüber  einem  Gläubiger,  wenn  er  von 
diesem  verklagt  wird  und  gegen  sich  ein  normales  Urteil  auf  Zah- 
lung ergehen  läßt;  er  muß  vielmehr  im  Prozeß  den  Antrag  stellen, 
daß  im  Urteil  die  Haftungsbeschränkung  vorbehalten  werde, 
ZPO.  §  780. 

Die  Regelung  der  §§  1990,  1991  findet  nach  BGB.  analoge  An- 
wendung auf  die  Fälle  der  §§  419  (Vermögensübernahme).  1480» 
1489,  1504,  2036  f.,  2145  Abs.  2,  2187. 

3)     Zusammengefaßt     in     Planck-Strohal,     Kommentar     Bd.    5. 
3.  Aufl.,  S.  93. 

*)  Kipp  in  Festschrift   für   Brunner,  1914,   S.   311. 

ß)  S  t  r  o  h  a  1  ,  Erbrecht  3.  Aufl.,  Bd.  2  S.  226. 
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verfahren  wegfallen?  Das  wäre  unsinnig.  Diese  aufschieben- 
den Einreden  sind  aber,  wie  nochmals  betont  sei,  nur  ein 
Mittel,  um  dem  Erben  praktisch  die  Vorteile  seiner  Rechts- 
lage zu  sichern.  Rechtlich  haftet  er  nicht  glattweg,  sondern 
init  der  rechtlichen  Möglichkeit,  die  Haftung  zu  beschränken. 
Diese  rechtliche  Möglichkeit  ist  wesentlicher  Bestandteil  der 
Rechtslage.  Gerade  eben  ist  sie  von  R  a  a  p  e  ®)  näher  unter- 
sucht, als  ein  wahres  Recht  des  Erben  ausdrücklich  klarge- 
stellt und,  worüber  sich  am  ehesten  streiten  läßt,  als  ein 
„Gestaltungsrecht'',  d.  h.  Recht,  eine  Rechtsbeziehung  zu 
ändern,  konstruiert  worden. 

Vor  Anordnung  der  Nachlaßverwaltung  also  war  der 
Erbe  zwar  Schuldner  im  Sinne  des  Art.  296  Ziff.  1,  seine 
Schuld  konnte  jedoch  von  vornherein  nicht  unter  Absehen 
von  den  Gegenrechten  der  Haftungsbeschränkung  bestimmt 
werden.  Da  im  vorliegenden  Fall  Emil  Seh.  vor  Kriegs- 
ausbruch gestorben  ist,  so  ist  hier  völlig  klar,  daß  schon  die 
Vorkriegsschuld  den  Bestimmungen  des  BGB.  über  die  Be- 
schränkung der  Haftung  des  Erben  unterlag.  Zweifel  können 
nur  auftreten,  wenn  ein  Schuldner  nach  Kriegsausbruch  ge- 
storben ist  und  darauf  beschränkte  Haftung  geltend  gemacht 
war.  War  freilich  schon  der  Erblasser  bei  Kriegsbeginn 
zahlungsunfähig,  so  ist  die  Staatshaftung  schon  durch 
Art.  296,  lit.  b,  klar  beseitigt.  Wäre  er  aber  damals  zahlungs- 
fähig gewesen,  so  würde  weitere  Ueberlegung  nötig. 
(Unten  S.  72  ff .) 

b)  Nach  Anordnung  der  Nachlaßverwal- 
tung. Nun  ist  hier  vollends  Nachlaßverwaltung  angeordnet 
gewesen.  Auch  diese  Anordnung  ist  nicht  aufgehoben  und 
kann  durch  den  Schiedsgerichtshof  nicht  aufgehoben  werden. 
Daher  ist  die  Haftung  nicht  nur  beschränkbar,  sondern  be- 
schränkt. Daß  dies  erst  nach  Kriegsausbruch  geschah,  ist 
gleichgültig,  da  nur  die  schon  vorher  begründete  Rechtslage 
eine  im  Gesetz  vorbereitete  naturgemäße  Weiterentwicklung 
erfuhr. 


®)  R  a  a  p  e  ,  Iherings  Jahrbücher  für  die  Dogmatik  des  bürger- 
lichen Rechtes,  72  (1922),  293  ff. 
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B.    Debt  due  and  payable  bei  sachlich 
beschränkter  Haftung? 

Um  sich  über  die  Frage,  ob  eine  Schuld  im  Sinne  von 
Art.  296  vorliegt  und  in  welchem  Sinne,  klar  zu  werden,  muß 
auf  das  Wesen  der  beschränkten  Haftung  eingegangen 
werden.  Auf  den  ersten  Blick  scheint  es  ein  offenbarer 
Widerspruch,  wenn  der  Schiedsgerichtshof  einerseits  sagt: 

,,The  legal  Situation  of  an  heir  who  has  claimed  a 
separate  administration  of  the  estate  (Nachlaßverwaltung) 
is  that  he  is  not  liable  personally  beyond  what  he  himself 
receives  out  of  the  estate." 

andererseits: 

,, These  debts  are  legally  due  by  him,  although  he  may 
not  be  bound  to  pay  beyond  the  value  of  what  he  himself 
may  receive  out  of  the  estate." 

Aber  vielleicht  wird  dabei  mit  der  Professor  Borel  sicher- 
lich nicht  unbekannten  Unterscheidung  von  Schuld  und 
Haftung  operiert.  ,, Schuld"  (Forderung  und  Verpflich- 
tung) bedeutet  das  Leistensollen  des  Schuldners,  ,, Haftung", 
(oder  vom  Gläubiger  gesagt:  ,, Zugriffsrecht")  den  Inbe- 
griff der  Zwangsmittel,  den  Rechtszwang,  die  dem  Gläubiger 
zu  Gebote  stehen.  Einer  hierauf  gebauten  Gedankenfolge 
müssen  wir  gerecht  werden.  Es  ist  gewiß  für  den  Zivil- 
rechtler eine  reizvolle  Ueberraschung,  in  der  Praxis  des  inter- 
nationalen Gerichtshofes  der  Wichtigkeit  dieser  vielum- 
strittenen Begriffe  bewußt  zu  werden.  Der  endgültige  Nutzen 
dieser  seit  der  großen  Entdeckung  v.  Amiras  aus  den 
archaischen  Vorstellungen  entnommenen  Kategorien  für  das 
geltende  Recht  steht  noch  keineswegs  fest.  Was  die  vor- 
handene reiche  Literatur  ausweist,  ist  aber,  daß  sie  gedanken- 
mäßig auf  die  modernen  Rechtsverhältnisse  anwendbar  sind 
und  einstweilen  eine  höhere  Klarheit  in  deren  Erforschung 
bringen.  Nur  muß  es  vermieden  werden,  die  rein  konstruktive 
Unterlegung  einer  haftungslosen  Schuld  mißverständlich  zu 
überwerten. 

Abhandlungen  zum  Friedensvertrage.    Heft  4.  4 
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Wiederum  besteht  im  deutschen  bürgerlichen  Recht 
Streit  über  die  beste  Formel  zur  Bezeichnung  des  Wesens 
der  beschränkten  Erbenhaftung.  Besteht  die  Schuld  des 
Erblassers  überhaupt  weiter,  wenn  der  Erbe  nur  beschränkt 
haftet?  Ist  der  Erbe,  der  sich  auf  die  Beschränkung  der 
Haftung  beruft,  also  noch  Träger  dieser  Schuld?  Oder  ist 
nur  der  „Nachlaß"  schuldig,  was  bei  dem  völligen  Mangel 
einer  hereditas  jacens  auf  eine  Denkfigur  ohne  alle  prak- 
tische Folge,  einen  allerdings  nicht  wertlosen  Konstruk- 
tionsbehelf hinausläuft?  Eine  Theorie  in  dem  letzteren  Sinne 
ist  von  S  iber  entwickelt  worden  und  ihre  Annahme  würde 
dem  englischen  Recht  auch  äußerlich  näher  führen.  Der  Erbe 
wäre  dann  gar  nicht  Schuldner  zu  nennen,  was  die  Nachlaß- 
schuld angeht,  der  Nachlaß  aber  kann  niemals  als  Schuldner 
m  irgend  einer  praktischen  Hinsicht  angesprochen  werden. 
Die  Konsequenz  für  Art.  296  liegt  auf  der  Hand.  (Unten 
S._^68.)  Folgen  wir  aber,  wie  es  der  die  geltenden  Rechte 
Vergleichende  grundsätzlich  tun  muß,  im  folgenden  der  bis- 
her zweifellos  in  Literatur  und  Praxis  herrschenden  Ansicht. 
Enneccerus,  Bürgerliches  Recht,  Bd.  1,  Teil  2  §  226 
Ziff.  2; 

V.  Tuhr,  Allgemeiner  Teil,  Bd.  1,  112. 
Von  der  Zeit,  während  welcher  eine  Nachlaßverwaltung  oder 
ein  Nachlaßkonkurs  dauert,  müssen  wir  dabei  absehen,  hier- 
für gilt  besonderes  (unten  C I). 

Es  gibt  aber  auch  außerdem  Fälle  von  beschränkter 
Haftung,  §§  1973,  1990,  1992.  Nach  der  herrschenden 
Meinung  bedeutet  nun  eine  solche  Beschränkung  der  Erben- 
haftung weder  eine  Beseitigung,  noch  eine  inhaltliche  Be- 
schränkung der  Schuld,  wie  es  z.  B.  bei  der  beschränkten 
Haftungspflicht  von  Genossenschaftern  zutrifft.  Vielmehr 
besteht  die  ,, Schuld"  unverändert  weiter,  und  nur  die  „Haf- 
tung" ist  ,, sachlich"  oder  „gegenständlich"  beschränkt.  An 
diese  Anschauung  knüpft  wohl  das  Londoner  Urteil  an.  In 
der  Tat,  wenn  keine  Nachlaßverwaltung  angeordnet  ist  oder 
eine  Nachlaßverwaltung  wieder  beendigt  ist,  und  dann  noch 
überhaupt  Nachlaßvermögen  und  noch  zu  berücksichtigende 


—     51     — 

Nachlaßgläubiger  vorhanden  sind,  so  hat  der  Gläubiger  auf 
dem  Papier  eine  Forderung  im  Nominalbetrag  und  wird  da- 
mit nur  bei  unzureichender  Masse  nicht  voll  befriedigt.  Dem- 
nach ähnelt  die  Lage  wirklich  einigermaßen  der  Insolvenz 
des  Schuldners,  wie  schon  S  t  r  o  h  a  1 ,  Schuldpflicht  und 
Haftung  38  f.  bemerkt  hat.  Wenn  der  SchGH.  auf  diese 
Aehnlichkeit  Wert  legen  sollte,  so  darf  man  ihm  Recht  geben. 
Aber  die  Folgerung,  die  er  selbst  gezogen  hat,  krankt  an 
einem  doppelten  Uebel.  Einerseits  erlaubt  es  Art.  296  nicht, 
die  Schuld  ohne  Haftung  einzubeziehen,  andererseits  ist  nach 
dem  Sinne  der  deutschen  Haftungsbeschränkung  gar  keine 
Geldobligation  übrig. 

l.  Vor  allem  geht  weder  der  VV.  prinzipiell  davon  aus, 
daß  der  Staat  für  den  bei  Kriegsausbruch  insolventen  Schuld- 
ner aufkomme,  so  daß  man  daraus  in  unserem  Falle  irgend 
eine  Analogie  ziehen  könnte,  da  der  VV.  vielmehr  das  gegen- 
teilige Prinzip  ausspricht,  noch  dürfen  hier  die  Zweifel  in 
Betracht  kommen,  mit  denen  sich  der  1.  Aufsatz  beschäftigte. 
Wenn  Art.  296  von  debt  und  due  spricht,  sosetzternicht 
nur  die  Schuld,  sondern  auch  Haftung 
voraus.  Jeder  europäische  Jurist  denkt  normalerweise  so. 
Von  einer  nackten  Schuld,  die  von  keiner  Haftung  gedeckt 
ist,  sagt  man  in  einem  Gesetz  nicht  schlechtweg  Schuld.  So 
verhält  sich  auch  die  englische  Gesetzgebung,  diese  schon 
aus  dem  Grunde,  weil  ,,d  e  b  t"  einen  engen  und  streng  um- 
schriebenen Begriff  darstellt.  Debt  ist  nach  einer  vielzitierten 
Definition  ,,a  sum  p  a  y  a  b  1  e  in  respect  ofaLiquidated 
Money  Demand,  recoverable  by  actio  n". 

Rawley  v.  Rawley  1  Q.  B.  D.  460.  Goodeve,  Modern 
Law  of  Personal  Property,  4.  ed.,  151  zitiert  bei  Schirr- 
meister, Das  bürg.  Recht  Englands  1,  346. 
Bestimmte  Geldsumme,  Fälligkeit  und  Zustehen  des  Rechts- 
zwangs zur  Eintreibung  der  Geldsumme  sind  ihr  geradezu  be- 
griffswesentlich. Dies  hat  mannigfache  Konsequenzen.  Hier- 
her gehört  folgendes. 

Daß  keine  eigentliche  derartige   ,, Schuld'*  gegeben   ist, 
wenn   die   normale   Haftung   eines    englischen   Nachlaßver- 

4* 
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treters,  Executor  oder  Administrator,  für  die  Nachlaßverbind- 
lichkeiten geltend  gemacht  wird,  versteht  sich.  In  der 
gleichen  Lage  befindet  sich  der  deutsche  Nachlaßverwalter. 
Niemand  wird  auch  von  ihm  aussagen  wollen,  daß  er  Träger 
der  Nachlaßschuld  sei.  (Umsoweniger  kann  anderes  von  dem 
deutschen  Erben  während  der  Nachlaßverwaltung  gelten,  da 
er  gar  nicht  einmal  geklagt  werden  kann.) 

Nun  wird  in  der  deutschen  Theorie  mit  der  beschränkten 
Erbenhaftung  gern  wegen  der  starken  inneren  Verwandt- 
schaft, die  auf  das  Vorbehaltsgut  beschränkte  Haftung  der 
Ehefrau  zusammengestellt  (BGB.  §  1365  mit  §  1412).  Wer 
die  Erbenschuld  bejaht,  muß  erst  recht  da  eine  wirkliche 
Schuld  ohne  die  normale  persönliche  Haftung  sehen.  Die- 
selbe Erscheinung  begegnet  in  England.  (Im  französischen 
Recht  vergleiche  man  die  Rechtslage  nach  Art.  1410,  al.  2 
Code  civ.) 

Schließt  eine  englische  Ehefrau,  die  kein  selbständiges 
Erwerbsgeschäft  betreibt,  Verträge,  so  haftet  sie  aus  diesen 
ebenfalls  nur  mit  ihrem  Vorbehaltsgut,  separate  estate 
(Married  Womens'  Property  Acts  seit  1892).  Heißt  eine 
solche  Schuld  ,,debt**?  Von  der  Antwort  hängt  die  Konkurs- 
fähigkeit der  Schuldnerin  und  der  Schuld  ab.'^)  Die  Antwort 
lautet  verneinend.  „A  married  woman  who  is  not  carrying 
on  a  trade  separately  from  her  husband  is  no  subject  to  the 
bankruptcy  laws,  and  cannot  commit  an  act  of  bankruptcy 
because  she  cannot  become  a  debtor,  no  final 
jugdment  can  be  obtained  against  her,  she  is  not  pe  r^;^^ 
s  o  n  a^ll  y  1  i  a  b  1  e  ,  and  only  a  judgment  against 
her  p  r~ö'p"^^t  y  c  a  n  be  obtained."  (In  re  Gardiner, 
ex  parte  Coulson)   (1887)  20  Q.  B.  D.  249). 

Weitere  Urteile  bei  Sibley  in  Handelsges.  d.  Erd- 
balls XI  1,  2,  S.  601,  Uebersetzung  S.  726,  der  zusammen- 
faßt: thereisnodebtduefromher  which  she  can 
be  forced  to  pay  or  to  secure  or  Compound  for."  Dazu  noch 

')  Auch  die  Anwendbarkeit  von  s.  5  Debtor's  Act  1869,  vgl. 
Anson,  tibersetzt  von  Prochownick,  Grundzüge  des  engl.  Vertrags- 
rechts (1908)  164. 
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bes.  Lord  Esher  in  rc  Hannah  Lynes  (1893),  2  Q.  B.  D.  115 
bei      Schirrmeister,      Bürgerl.      Recht      Englands      427. 
Gleiches  gilt  für  voreheliche  Schulden.   M.  W.  P.  Act.  188'^ 
s.  13;  Jay  v.  Robinson  25  Q.  B.  D.  467. 
Keineswegs    ist    dabei    etwa    die   Ehefrau     verpflichtungs- 
unfähig, wie  der  Minderjährige.    Sie  ist  vielmehr  schon  seit 
dem  M.  W.  P.  Act  1882,  wenn  sie  ein  Vorbehaltsgut  hat,  und 
seit  dem  M.  W.  P.  Act  1893  auch  wenn  sie  beim  Abschluß 
des  Vertrages  keines  hat,  voll  geschäfts-  und  prozeßfähig. 

Schirrmeister,  Das  Bürgerliche  Recht  Englands  1, 
414  f.,  418  f.  S.  Goldschmidt,  Handelsges.  d.  Erdballs, 
XI  1,  1  S.  53;  vgl.  Heymann,  Kohlers  Enzyklopädie  2,  346. 
Aber  da  die  Gläubiger  im  Zugriff  auf  das  Vorbehaltsgut  ge- 
wiesen sind,  die  Schuld  also  nicht  mit  der  vollen  Haftung  be- 
kleidet ist,  gilt  die  Schuld  gar  nicht  als  ,,debt  due",  die  eben 
voraussetzt,  daß  sie  mit  Actio  normal  eingetrieben  werden 
kann.  Die  Folgerung  auf  die  Unzulässigkeit  des  Konkurses  in 
das  Sondervermögen  beruht  natürlich  auch  auf  einer  grund- 
sätzlichen Auffassung  des  Konkurses  als  gegen  die  Person 
gerichtet.  Bezeichnend  aber  für  die  Haltung  des  englischen 
Rechts  in  der  Grundfrage,  die  uns  beschäftigt,  ist  es,  daß 
selbst  hier,  bei  Verpflichtungsfähigkeit  der  Schuldnerin  und 
rein  schuldrechtlichem  Vertrage,  von  der  persönlichen 
Leistungspflicht  abgesehen  wird,  weil  die  Haftung  gegen- 
ständlich beschränkt  ist.  Dem  entspricht  die  in  der  Entsch. 
Scott  v.Morley  1887  20  Q.B.D.120  festgelegte,  viel  beachtete 
Urteilsform,  die  sehr  deutlich  auf  eine  rein  dingliche  Haftung 
abstellt  und  auf  eine  Art  Verurteilung  zur  Duldung  der 
Zwangsvollstreckung   hinausläuft : 

,,It    is    adjudged,    that    the    plaintiff    do    recover  .  .  . 
against  the  defendant  such  sum  and  costs  to  bc  payable  out 
of  her  separate  property  as  hereinafter  mentioned,  and  not 
otherwise.      And   it   is   ordered  that  execution   hereon  be 
limited  to  the  separate  property  of  the  defendant  .  .  .'' 
Der  praktische  Sinn  der  Engländer,  freilich  zugleich  an  der 
einfacheren     historischen     Figur    der    dinglichen     Haftung- 
hängend,  hat  hier  klar  das  Ergebnis  herausgestellt,  das  in 
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gleichartigen  Fällen,  insbesondere  wenn  sich  der  Erbe  auf 
Haftungsbeschränkung  beruft,  auch  in  Deutschland  praktisch 
rechtens  ist,  trotzdem  Gesetz  und  herrschende  Meinung  von 
verwickelten  gedanklichen  Grundlagen  ausgehen  zu  müssen 
glauben. 

Das  Urteil  gegen  den  Erben  auf  Grund  des  §  1990  BGB. 
und  des  §780  ZPO.  geht  zwar  auf  Leistung  des  Geschuldeten, 
aber  nur  „nach  Kräften  des  Nachlasses"  oder  ähnlich, 

Stein  ZPO.  §  780,  II  Anm.  19 
oder  nach  dem  Vorschlag  vieler  in  der  Art,  daß  ,,der  Erbe  die 
Zwangsvollstreckung  in  den  Nachlaßrest  zu  dulden"  habe, 

Zitate     bei     W.     Hein,     Duldung     der     Zwangsvoll- 
streckung (1911)  42  Anm.  3, 
nach  der  Theorie  S  i  b  e  r  s  aber  geradezu  auf  Leistung  aus 
dem  Nachlaß. 

Siber,  Iherings  Jahrb.  50,  142. 
Dies  alles  kommt  praktisch  auf  dasselbe  hinaus  und  ist  jener 
englischen  Urteilsfassung  durchaus  verwandt.  Das  tatsäch- 
liche Leben  der  Rechtssätze  aber  ist  es,  das  den  Vergleichs- 
punkt in  der  Wissenschaft  und  vor  dem  internationalen  Ge- 
richte bilden  muß. 

Ebenso  einfach  erklärt  man  z.  B.,  daß  die  Schuld  mit 
der  Konkursverhängung  aufhört,  ,,due**  zu  sein. 

Re  Moss  1905,  2  K.  B.  307.  Der  Richter  Darling  sagte 
sogar:   ,,.  .  money  only  can  be  said  to  be  ,due*,  which  may 
be  recovered  by  action.     That  which  a  man  is  under  no 
legal  Obligation  to  repay,  for  whatever  reason,  is,  in  my 
opinion,  no  longer  money  ,due*."  (Etwas  anders  LR.  1.  c) 
Stroud,  Dict.Suppl.166,  nennt  dies  words  probably  to  wide. 
Der  englische  Sprachgebrauch  hat  aber  auch  eine  schein- 
bare Ausnahme.    Und  in  ihr  ist  sicherlich  der  Schlüssel 
für  eine  Stelle  des  VV.  zu  finden,  die  offenbar  bei  den  fran- 
zösischen Kommentatoren  eine  gewisse  Verwunderung  er- 
regt hat.    Als  erste  Ausnahme  von  der  Staatsgarantie  nennt 
§  4  Anlage  zu  Art.  296  die  Verjährung  der  Forderung 
(prescription).    Zwar  mochte  es  wichtig  scheinen,  diesen  Fall 
zu    erwähnen,    um    zu    bestimmen,    daß    der    Zeitpunkt    des 
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Kriegsausbruchs  und  daß  die  Gesetze  des  Schuldnerlandes 
maßgeblich  sind.  Aber  die  Unterbringung  der  Norm  als 
Ausnahme  von  der  Staatshaftung  fällt  dem  kontinentalen 
Juristen  auf.  Sehr  richtig  und  vollständig  im  Sinne  der  vor- 
stehenden Darlegungen  bemerkt  der  Verfasser  des  betreffen- 
den Abschnitts  bei  Gidel  et  Barrault,  p.  118,  daß  es 
sich  hier  nicht  bloß  um  die  Frage  der  Staatshaftung  handeln 
kann,  sondern  um  die  ExistenzderSchuld  selbst.  Er 
folgert  daraus,  daß  das  Schuldneramt  die  Anmeldung  von 
amtswegen  zurückweisen  müsse. 

Nun  betrachten  die  Engländer  die  Verjährung  persön- 
licher Klagen  als  Begrenzung  nicht  des  materiellen  Anspruchs, 
sondern  der  actio  (,,remedy**),  demnach  als  ,,zum  Gerichts- 
weil  Rechtsschutzrecht"  ®)  gehörig,  nicht  zum  materiellen, 
zum  Privatrecht.  Den  Bearbeitern  des  internationalen  Privat- 
rechts ist  dies  sehr  bekannt.  Die  Verjährung  wird  nach  der 
lex  fori  beurteilt. 

Westlake,  Treatise  on  Private  International  Law  §  239. 
§  343.  Story,  Conflict  of  Laws  §§  576,  580.  Plillimore, 
Commentaries  upon  International  Laws  4,  643.  Dicey, 
Conflict  of  Laws  2.  ed.  (1908)  710. 

Anders  stehen  die  Fälle,  wo  ein  Gesetz  einen  besonderen 
neuen  Anspruch  gewährt  und  eine  Ausschlußfrist  zu  dessen 
Geltendmachung  verordnet.  Diese  wird  auch  vor  dem  eng- 
lischen Gericht  beachtet. 

Neuestens  Mendelssohn  Bartholdy,  Rheinische  Zeit- 
schrift für  Zivil-  und  Prozeßrecht  12  (1922/23)  2L 
Dicey  1.  c. 

Die  echte  Verjährung  beseitigt  also  nicht  die  debt  due.  „A 
debt  is  still  due  notwithstanding  that  the  Statute  of 
Limitation  may  have  run  against  it,  for  that  Statute  only  bars 
Ihe  remedy  and  does  not  extinguish  the  debt." 

Ex  p.  Cawley,  zitiert  bei  Stroud,  Dictionary  578. 
Außerhalb  des  Internationalen  Privatrechts  knüpft  sich  daran 
die  Folge,  daß  die  verjährte  Schuld  noch  freiwillig  erfüllbar 

8)  Mendelssohn  Bartholdy  1.  c.  (im  Text  weiter  unten). 
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ist  —  sodaß  wie  bei  uns  die  in  Unkenntnis  der  Verjährung 
geleistete  Zahlung  nicht  kondiziert  werden  kann®)  — ,  daß  sie 
durch  Pfand  und  Bürgschaft  bestärkbar  und  der  Anerkennung 
fähig  ist.^«) 

Hiermit  wird  also  ausgedrückt,  was  wir  als  Erscheinungen 
der  Natural-  oder  unvollkommenen  Obligation  kennen. 

Ausdrücklich  so  Holland,  The  Elements  of  Jurispru- 
dence   250. 

Auch  bei  uns  betont  man  gerade  bei  der  Verjährung, 
daß  trotz  gänzlicher  Zerstörung  der  Haftung  die  Schuld  un- 
versehrt bleibt. 

V.  Schwind,  Iherings  Jahrbücher  f.  Dogm.  68  (1918)  44,  46. 

Und  gerade  hier,  in  dem  Musterfall  der  fortdauernden  Schuld 
ohne  Haftung,  ohne  zwangsweise  Durchsetzbarkeit  bestätigt 
uns  VV.  Anl.  zu  296  §  4  ausdrücklich,  daß  die  Staats- 
haft ungausscheidet.  Ertutes  deshalbaus- 
drücklich,  weil  noch  debt  due  übrig  ge- 
blieben ist.    Die  Probe  aufs  Exempel ! 

Ein  Wort  noch  zur  Terminologie,  Der  französische 
Text:  „.  .  .  la  dette  etait  p  r  e  s  c  r  i  t  e*'  bezieht  sich  un- 
zweideutig auf  die  Verjährung.  Ausschlußfrist  heißt  delai 
prefix,  bei  Klageausschlußfrist  spricht  man  von  actions  en 
justice  enfermees  dans  des  delais  prefix. 

Planiol,  Manuel  2,  n.  706.  In  Italien  unterscheidet 
man  prescrizione  (estintiva)  und  decadenza.  Venzi, 
Manuele   del   diritto   civile   (1922)   n.   268. 

Der  englische  Text:  ,,the  debt  was  barred  by  the  laws  of 
prescription"  entspricht  nicht  dem  einstigen  strengen 
Sprachgebrauch  der  englischen  Autoren,  folgt  aber  dem 
neueren,  der  das  Wort  prescription  umfassend  anwendet  und 
die  limitation  of  action  miteinbegreifen  läßt.^^)     Es  bedeutet 


ö)  Siegfr.  Goldschmidt  in  Handelsgcs.  d.  Erdballs  XI 1,  1,  S.  81. 
Der  Executor  darf  verjährte  Schulden  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen zahlen,  W  a  t  s  o  n  ,  Compendium  of  Equity  1,  242. 

10)  Marchant,  Encycl.  7,  477. 

11)  Auf  meinen  Wunsch  hat  Herr  Referendar  Max  Rhein- 
stein  diesen  Bedeutungswandel,  der  den  deutschen  Darstellungen 
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demnach  hier  s(3viel  wie  limitation,  Verjährung.  Dagegen  be- 
zeichnet es  in  Art.  300a)  mit  limitation  of  right  of  action  zu- 
sammen einen  größeren  Umkreis  von  Rechtseinbußen  durch 


des  engUschen  Rechts   nicht  geläufig  zu  sein   scheint,   näher  unter- 
sucht.    Es  ergibt  sich  in  Kürze  folgendes  etv.'as  verwickeltes  Bild. 

I.  Im  strengen  Sinn  des  engl.  Rechts  ist  prescription  der 
Erwerb  von  Rechten  an  incorporeal  hcreditaments  durch  Unvor- 
denklichkeit (Marchant  in  Encyclopedia  of  the  Laws  of  England, 
Bd.  10.  318),  einst  nur  als  Vermutung  für  gültigen  Erwerb,  im 
geltenden  Recht  schon  nach  ungestörtem  Genuß  v/ährend  einer  be- 
stimmten Reihe  von  Jahren  und  als  unmittelbarer  Erwerb  des 
Rechts. 

Limitation  ist  die  Wirkung  des  Zeitablaufs  auf  andere  Rechte 
als  incorporeal  hcreditaments  und  ist 

a)  bei  actions  to  recover  chattel  reine  Klagenverjährung,  Institut 
des  Prozeßrechts,  remedy; 

b)  bei  actions  to  recover  land  Akquisitivverjährung,  Erwerb  des 
Besitztitels  mit  Rechtsverlust  des  bisherigenBerechtigten  (3  &  4 
Will.  IV.  c.  27.  s.  34.  Vgl.  auch  Enc.  7,  466.  10,310). 

Diese  strenge  Scheidung  zwischen  prescription  und  limitation 
findet  sich  noch  bei  Marchant  in  Encycl.  cit.  limitation  (Bd.  7). 
prescription  (Bd.  10);  Odgers,  Common  Law.  S.  564  ff.,  1120  f¥., 
Wertheim,  Wörterbuch  des  Engl.  Recht  S.  352,  451;  Lehr,  Elements 
de  droit  anglais  I.  S.  235.  Hierher  gehören  die  alten,  in  Stroud's 
Dict.  S.  1510  abgedruckten  Stellen. 

II.  In  einem  weiteren  Sinne  ist  prescription  sowohl  Imme- 
morialerwerb  als  Akquisitivverjährung  im  Gegensatz  zur  rein 
prozeßrechtlichen  limitation  oder  Klagverjährung  bei  actions  to 
recover  chattel.  So  sind  zu  verstehen  Dicey  l.  c,  Campbell,  Principles 
of  English  Law  S.  190  ff.  oder  die  populäre  Darstellung  in  The 
Cabinet  Lawyer.  London  1840,  S.  519  (vgl.  auch  Marchant  in  Enc. 
10.  319). 

III.  Im  schottischen  Recht  umfaßt  prescription  Inimemorial- 
erwerb,  Akquisitiv-  und  Extinktivverjährung,  Verjährung  im  eigent- 
lichen Sinn  und  Ausschlußfrist  (vgl.  J.  H.  Miliar.  Art.  Prescription  in 
Green's  Encyclopedia  of  the  Law  of  Scotland).  Man  unterscheidet 
1  Long  prescription  mit  positiver  und  negativer  Wirkung.  2.  Short 
prescription,  Klagverjährung.  Wohl  unter  engl.  Einfluß  wird  letztere 
auch  öfter  geradezu  limitation  genannt,  der  dann  die  prescription 
wie  oben  II  gegenübergestellt  wird. 

IV.  Umgekehrt  (vielleicht  unter  schottischem  Einfluß?)  ge- 
brauchen neuere  englische  und  amerikanische  Schriftsteller  das  Wort 
ganz  in  dem  umfassenden  schottischen  Sinn  zur  Bezeichnung  jeder 
Wirkung  des  Zeitablaufs  auf  subjektive  Rechte,  ähnl.  der  prescription 
des   französ.   Rechts.     So   Westlake,   Story,    Holland   1.   c. 

Der  Civil  Code  of  Lower  Cnnada  gibt  wie  der  Versailler  Ver- 
trag in  §  4  cit.  die  französische  prescription  mit  prescription  wieder. 
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Zeitablauf,  wobei  offenbar  limitation  das  der  franz.  prescrip- 
tion  entsprechende   Wort   sein   soll. 

2.  Bisher  haben  wir  nur  die  ,,debt  due  by  a  national" 
ins  Auge  gefaßt,  und  es  gar  nicht  noch  eigens  würdigen 
müssen,  daß  Art.  296  beifügt:  payable  before  the  war. 
In  der  Tat  dürfte  es  für  Engländer  kein  selbständiges  Er- 
fordernis bedeuten,  daß  eine  ,, Schuld**  eintreibbar  sein 
muß.  Ist  doch  die  debt  ihrem  Begriff  nach  nur  vorhanden, 
wenn  sie  fällig  und  zwangsweise  beitreibbar 
(recoverable  by  action)  ist.  Der  englische  Text  interessiert 
sich  daher  nur  für  den  Zeitpunkt  der  Fälligkeit.  Anders  der 
französische.  Da  ,,dette"  nicht  jenen  technischen  Sinn  wie 
,,debt'*  hat,  setzt  er  das  Erfordernis,  das  der  Ausdruck  debt 
schon  in  sich  selber  trägt,  eigens  fest:  ,,Les  dettes 
e  X  i  g  i  b  1  e  s  avant  la  guerre,"  was  englisch  soviel  wie 
cnforceable  wäre.  Man  muß  gestehen,  daß  dies  saubere 
Arbeit  ist.  Indessen,  selbst  das  einfache  engl,  payable,  dessen 
Gebrauch  mit  dem  des  ,,due**  zusammenfließt,  zeigt  abermals, 
daß  die  Zahlung  durch  Klage  erzwingbar  sein  muß,  da  das 
Wort  ohne  weiteren  Beisatz  —  wie:  aus  einem  bestimmten 
Vermögen  —  nur  auf  die  persönliche  Haftung  des  Schuldners 
bezogen  Averden  kann. 

Soweit  für  eine  Schuld  der  Zugriff  in  ein  Vermögen 
rechtlich  nicht  möglich  ist,  wird  man  niemals  von  debt  due 
and  payable  des  Vermögensinhabers  reden  und  liegt  eine 
dette  exigible  des  letzteren  nicht  vor. 

3.  Mit  der  dargelegten  Bedeutung  der  ,, Schuld",  die  ins 
Ausgleichsverfahren  gezogen  wird,  stimmt  die  Rolle  überein, 
die  der  Staat,  dem  der  Schuldner  angehört,  in  diesem  Ver- 
fahren als  Hafter  einnimmt.  Er  ist  ,,responsible  for  the 
payment  of  such  debts  due  by  his  nationals"  (Art.  296  b),  er 
haftet  also  für  die  Schuld  des  Privaten  —  das  wäre  eine 
merkwürdig  irreführende  Ausdrucksweise,  wenn  damit  ge- 
meint wäre,  daß  er  auch  haftet,  wenn  oder  wieweit  der  Pri- 
vate nicht  haftet.  Aber  §  4  Anlage  zu  Art.  296  spricht  sich 
noch  deutlicher  aus.  Er  nennt  die  Haftung  des  Staates  eine 
,,g  u  a  r  a  n  t  e  e  ",  ,,garantie".  Und  er  bezeichnet  ihren  Erfolg 
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ganz  ausdrücklich:  The  government  guarantee  .  .  .  shall  take 
effect  whenever,  for  any  reason,  a  debt  shall  not  be 
r  e  c  o  V  e  r  a  b  1  e",  ,,lorsque  le  recouvrement  ne  peut 
etre  effectue".  vSic  deckt  also  ^-)  den  Mangel  der  Einbring- 
lichkeit.  Diese  steht  in  den  meisten  Rechtsordnungen  beim 
Forderungskauf  seit  dem  römischen  Recht  —  Dig.  18,  4,  4  — 
im  Gegensatz  zur  rechtlichen  Existenz  der  Forderung,  Code 
Civil  a.  1693,  1694,  BGB.  §§  437,  438.^3)  püj.  England 
vgl.  z.  B.  Säle  of  Goods  Act.  1893,  s.  62  (3):  Cannot  pay  his 
debts  as  thcy  become  due;  Companies  Act.  1862,  s.  79  (4): 
,,unable  to  pay  his  debts**  (dazu  James  V.  C,  LR.  9  Eq.  127: 
,,absolutely  due,  i.  c.  dcbts  on  which  a  creditor  can  go  to  the 
Co.  and  instantly  demand  to  be  paid").  Die  Staatsgarantie  ist 
demnach  vom  rechtlichen  Bestand  der  privaten  Schuld  ab- 
hängig, sie  ist  streng  akzessorisch.  In  dieser  Auf- 
fassung kommen  die  deutschen  Beurteiler  des  VV.  mit  Selbst- 
verständlichkeit überein,  obwohl  ihre  vertieften  Erörterungen 
betreffs  der  sonstigen  Natur  der  staatlichen  Garantie  mehr- 
fach auseinandergehen. 

Nußbaum,  Direkte  Schuldenregelung  14;  Mitteilungen 

der  Deutschen  Gesellschaft  für  Völkerrecht,  Heft  3  (1922) 

S.  14,  19,  40,  42,  28,  93. 

Auch  der  D.-E.  GemSchgH.  hat  selber  i.  S.  Brandt's 
Sons  &  Co.  g.  Tillmann,  Recueil  1,  557,  insofern  durchaus 
überzeugend  ausgeführt,  daß  der  Staat  nur  dem  andern  Staat 
gegenüber  haftet  und  der  Gläubiger  durch  die  Garantie  keine 
neuen  Rechte  erhält  (it  gives  no  new  wrights  to 
the  original  creditor).  Ist  dies  in  der  Richtung  wahr,  die  der 
SchGH.    damals    im    Auge   hatte,    daß   der    Gläubiger   keine 

")  Recouvrement  ist  die  Eintreibung,  Code  comm.  471.  485. 
Frz.  Ges.  5.  vSept.  1807  etc.  Auch  die  französische  Auslegung  des 
VV.  versteht  das  Wort  immer  so.  Vgl.  z.  B.  G  i  d  e  1  et  B  a  r  r  a  u  1 1 
p.  14  und  oft.  Daher  hat  auch  das  englische  recoverable  hier  die 
nnfragliche  Bedeutung  von  „tatsächlich  beitreibbar",  wie  öfter, 
während  es  an  anderen  Stellen  als  „klagbar",  rechtlich  beitreibbar 
zu  verstehen  ist,  vgl.  Stroud,  Dict.  u.  recover  und  recoverable,  so  auch 
bei  der  Definition  der  Debt. 

13)  Skandinavische  Rechte:  Tore  Alm6n,  Das  skandinavische 
Kaufrecht,   deutsche   Ausgabe   von   Neubecker,   1922,  2,   S.   10. 
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Rechte  gegen  den  Staat  des  Schuldners  hat,  so  muß  es  auch 
in  der  Richtung  gelten,  daß  er  nicht  infolge  der  Staatshaftung 
eine  rechtlich  anders  geartete  Forderung  erhält,  statt  einer 
unklagbaren  eine  klagbare,  statt  einer  Forderung  mit  gegen- 
ständlich oder  rechnerisch  beschränkter  Haftung  eine  voll- 
ständige, statt  einer  mit  Einreden  behafteten  eine  unentkräft- 
bare,  statt  einer  bedingten  oder  betagten  eine  aktuelle  usw. 
Eine  rechnerisch  beschränkte  Schuld  ist  z.  B.  auch  die 
Haftung  des  Reeders  nach  englischem  Statute  Law  im 
Höchstbetrage  von  15  bzw.  8  Pfund  Sterling  für  die  Tonne 
Schiffsraumgehalt.  Will  jemand  diese  Beschränkung  der 
„liability"  (Merchant  Shippings  Act  1894,  s.  503  [1])  bei  der 
Auswertung  der  Staatsgarantie  ausschalten,  die  Befreiung 
des  Reeders  infolge  der  gesetzlich  vorgesehenen  Gründe  aber 
berücksichtigen  ? 

Ein  anderes  schlagendes  Beispiel  ergibt  BGB.  §  1992. 
Der  Erbe  kann  Vermächtnisse  und  Auflagen,  die  eine  Ueber- 
schuldung  des  Nachlasses  bewirken,  nach  denselben  Grund- 
sätzen wie  bei  Dürftigkeit  der  Masse  die  Schulden  des  Erb- 
lassers berichtigen,  also  den  Vermächtnisnehmern  den  vor- 
handenen Nachlaßrest  zur  Zwangsvollstreckung  überlassen. 
Ist  vor  dem  Kriegsbeginn  eine  Vermächtnisforderung  eines 
Engländers  gegen  einen  deutschen  Erben  auf  einen  Geld- 
betrag entstanden,  so  wird  doch  nicht  der  deutsche  Staat 
dafür  aufzukommen  haben,  daß  der  Nachlaß  zur  Befriedigung 
der  Legate  ausreicht! 

Vielmehr  nötigen  die  Logik  und  der  Zweck  einer  Garan- 
tie zu  der  Anerkennung,  daß  der  garantierende  Staat,  ob- 
gleich er  nicht  ,, Bürge"  zu  nennen  sein  mag,  w  i  e  ein  Bürge 
die  dem  Schuldner  zustehenden  Einreden  auch  selbst  geltend 
machen  darf. 

Das  Ausgleichsverfahren  ist  als  technische  Erleichterung 
zur  Abwicklung  der  Vorkriegsschulden  nach  englischem  Vor- 
schlag entstanden,  — 

The  Treaty  of  Peace  with  Germany.    Hearings  beforc 

the  Committee  on  foreign  relations.    Wash.  1919.    Aussage 

von  Baruch  p.  9.     Palmer  p.  14, 
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übrigens  nach  mündlichen  englischen  Aeußerungen  unter  Be- 
rufung auf  die  während  des  Krieges  in  Deutschland  ge- 
machten Anregungen,  die  ihrerseits  gar  nichts  anderes  als 
einen  Ausgleich  wirklich  bestehender  Schulden  im  Auge 
hatten.  Die  Haftung  der  Staaten  wurde  als  ein  unver- 
meidliches Stück  dieser  Regelung  angesehen,  und  zwar 
in  der  notwendigen  Verbindung  mit  der  Haftung  des 
Gläubigerstaates  gegenüber  den  ihm  selbst  angehörigen  Gläu- 
bigern. 

Palmer  1.  c.  15. 
Dies  alles  setzt  zwingend  voraus,  daß  die  Forderungen 
nicht  durch  das  Clearing  mehr  rechtliche  Kraft  erhalten,  als 
sie  vor  dem  Kriege  hatten.  Was  an  ihrer  Wirkung  ge- 
ändert wird,  sagt  der  Vertrag  ausdrücklich.  Seine  Be- 
stimmungen über  Währung  und  Verzinsung  haben  im  Verein 
mit  den  Liquidationsrechten  der  assoz.  u.  alliierten  Mächte 
aus  dem  Ausgleich  eine  stark  einseitig  wirkende  und  das 
Deutsche  Reich  überaus  schwer  belastende  Einrichtung  ge- 
macht. Alle  vom  VV.  gezogenen  Grenzen  würde  es  aber 
überschreiten,  wenn  auch  noch  die  Staatshaftung  zum  Mittel 
umgedeutet  würde,  dem  Gläubiger  mehr  Rechte  zuzuführen, 
als  er  ohne  den  Krieg  besessen  hätte. 

Dies  alles  dürfte  auch  der  Meinung  des  Deutsch-Eng- 
lischen GemSchGH.  entsprechen.  Im  Falle  Seh.  hat  er  wohl 
nur  darum  unrichtig  entschieden,  weil  er  nicht  erkannt  hat, 
wie  wesentlich  die  Schuld  mit  dem  Dasein  der  Haftung 
juristisch  zusammenhängt,  und  daher  die  zu  lösende  Frage 
vom  juristischen  auf  das  Gebiet  der  tatsächlichen  Einbring- 
lichkeit  der  Beorderung  verschoben  hat. 

C.    Besondere    Gestaltungen. 

Im  Falle  Seh.  waren  noch  zwei  Besonderheiten  im  Tat- 
bestand zu  würdigen. 

I.  Die  Nachlaßverwaltung  war  angeordnet  und 
wäre  eventuell  neu  zu  eröffnen.  Mit  dem  Augenblick  der  An- 
ordnung kann  der  Erbe  nicht  mehr  über  den  Nachlaß  ver- 
fügen, BGB.  §  1984,  er  ist  aktiv  nicht  mehr  zu  Klagen  aus 
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Rechten  des  Nachlasses  und  passiv  nicht  mehr  zu  Klagen  der 
Nachlaßgläubiger  legitimiert.  §  1984  Abs.  1  Satz  3:  „Ein 
Anspruch;  der  sich  gegen  den  Nachlaß  richtet,  kann  nur  gegen 
den  Nachlaßverwalter  geltend  gemacht  werden."  .  Auch  wer 
also  im  allgemeinen  überhaupt  der  Ansicht  huldigt,  daß  der 
Erbe  zur  Erfüllung  der  Nachlaßschulden  ,, verpflichtet'*  ist, 
was  wegen  der  Beschränkbarkeit  seiner  Haftung  eben  im  all- 
gemeinen streitig  ist,  muß,  sobald  Nachlaßverwaltung  ange- 
ordnet ist,  sagen,  daß  diese  Verpflichtung  aufhört. 

,,Mit  der  Anordnung  der  Nachlaßverwaltung  erlischt 
für  den  Erben  jede  Verpflichtung  zur  Erfüllung,  zu  der  er 
ja  auch  nicht  mehr  imstande  ist,  da  ihm  die  Verfügung  über 
den  Nachlaß  nicht  mehr  zusteht,  §  1984."    v.  Tuhr  S.  112. 
120  f. 
Auch  diese  herrschende  Ansicht  kommt  daher  zu  dem  Er- 
gebnis, daß  während  der  Nachlaßverwaltung  gar  kein  Fall 
echter  beschränkter  Haftung  vorliegt  (v.  Tuhr).     Der  Erbe 
hat  mit  dem  Nachlaß  nichts  zu  tun.   Nur  konstruktiv,  um  die 
Kontinuität     der     Rechtsbeziehungen     gedankenmäßig     zu 
wahren,  spielt  er  noch  als  Erbe  eine  Rolle  und  kann  er  noch 
als  Schuldner  im  Sprachgebrauch  bezeichnet  werden. 

V.  Tuhr,  S.  121:  „Wenn  man  den  Erben  nach  wie  vor 
als  den  Schuldner  bezeichnet,  so  bedeutet  das,  daß  der  ihm 
angehörige  Nachlaß  von  den  Wirkungen  betroffen  wird, 
die  aus  der  Nichterfüllung  der  Forderungen  entstehen,  und 
daß  mit  Aufhören  der  Nachlaßverwaltung  die  der  Forde- 
rung entsprechende   Pflicht   wiederum   beim   Erben  oder 
einer  anderen  Person  (z.  B.  Konkursverwalter)  entsteht, 
die  den   Nachlaß   als  Vertreter  des  Erben   zu   verwalten 
hat."") 
Vom  Nachlaßverwalter  seinerseits  kann  man  vollends  nicht 
behaupten,  daß  etwa  er  die  Nachlaßschuld  schulde,  ihr  Sub- 
jekt sei.    Er  haftet  auch  „mit  gar  nichts,  weder  mit  dem 
verwalteten  Vermögen,  denn  das  gehört  ihm  nicht,  noch  mit 


^•)  Ueber  das  „Hin  und  Her"  zwischen  dem  Nachlaß  und  dem 
Erbenvermögen  s.  S  i  b  e  r  ,  Prozeßführung  des  Vermögensverwalters 
(1916)  75  f. 
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seiner  Person,  denn  eine  Vollstreckung  gemäß  §  888  ZPO. 
findet  nicht  statt." 

Siber,  in  Planck  Komm.  II,  1  S.  33. 
Er  hat  ausschließlich  die  spezifischen  Pflichten  der  Verwalter 
fremder  Vermögen.    Siber  nennt  das  ,, Arbeitspflicht". 

Für  diese  deutsche  Rechtsgestaltung  müßte  gerade  ein 
englischer  Jurist  volles  Verständnis  haben.  Das  eng- 
lische Recht  kennt  eine  Rechtsnachfolge  des  Eiben 
in  die  Schulden  des  Erblassers  bis  auf  den  heutigen 
Tag  eigentlich  nicht.  Bis  zum  Land  Transfer  Act  1897, 
60/61  Vict.  c.  65  sect.  1.  (1),  kam  der  real  estate 
zwar  direkt  in  die  Hände  des  Erben,  aber  die  Schulden  lagen 
wie  im  alten  deutschen  Recht  als  Lasten  auf  dem  Grund- 
vermögen des  Erblassers.  Nunmehr  schiebt  sich  stets  der 
Treuhänder  ein.  Entweder  ist  im  Testament  ein  Executor 
ernannt  oder  ein  Witwer  ist  Administrator  oder  das  Gericht 
bestellt  einen  Administrator  aus  den  nächsten  Verwandten 
oder  den  Gläubigern  des  Erblassers.  Oder  endlich  der  ad 
colligenda  bona  defuncti  Bestellte  hat  die  Nachlaßsachen 
nur  zur  Verfügung,  um  die  Schulden  zu  berichtigen  oder  den 
Nachlaß  zu  erhalten.  Executor  und  Administrator  treten  in 
die  Persönlichkeit  des  Erblassers  als  dessen  legal  representa- 
tives  ein,  Universalsukzessoren  hinsichtlich  des  beweglichen 
Nachlasses,  personal  assets,  umfassend  verwaltungsberechtigt 
am  Immobiliarnachlaß.  Sie  haften  für  die  überhaupt  vererb- 
lichen Schulden  seit  alters  mit  der  Fahrnis,  personal  assets, 
heute  mit  dem  gesamten  Nachlaß.  Auch  sie  haben  für 
schlechte  Verwaltung  aufzukommen  (devastavit,  wasting  the 
assets)  und  können  aus  von  ihnen  selbst  geschlossenen  Ver- 
trägen verpflichtet  sein.  Aber  für  die  Nachlaßschulden  als 
solche  sind  sie  nicht  ,,personally  liables",  sondern  nur  ,,so 
far  as  assets  in  his  hands  will  extend." 

Stephens  Comm.  15.  ed.  2  (1908)  291;  Blake  Odgers 

Common  Law  2,  1384. 
Kann  man  sagen,  daß  sie   die  Schuldner  sind,  obwohl 
gewiß  nicht  Träger  einer  eigentlichen  debt?    Die  Universal- 
sukzession wenigstens  in  den  Mobiliarnachlaß  scheint  so  auf- 
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gefaßt  zu  werden  (vgl.  Blake-Odgers  II  1342  f.;  Green's  Enc 
of  Scotch  Law  5, 140),  obwohl  einst  das  Statut  vom  J.  1285, 
das  den  Bischof  als  Administrator  verpflichtet,  die  Schulden 
des  Intestatus  so  zu  bezahlen,  wie  der  testamentarische  Exe- 
cutor,  eine  andere  Vorstellung  gehabt  haben  wird.  Dann  hätten 
wir  beschränkte  Verpflichtung  vor  uns.  Aber 
das  sind  Doktorfragen,  die  dem  Engländer  im  allgemeinen 
fernliegen.  Worauf  es  immer  ankommt,  ist  die  Haftung,  und 
diese  ist  auf  den  Nachlaß  beschränkt,  eine  Haftung  cum  viri- 
bus hereditatis,  wie  in  Deutschland  die  des  Erben  mangels 
Nachlaßverwaltung,  und  praktisch  besteht  die  stärkste  Ana- 
logie mit  der  Stellung  des  Nachlaßverwalters  gegenüber  den 
Gläubigern  des  Nachlasses.  Der  englische  Erbe  erhält  den 
Ueberschuß  und  haftet  gar  nicht. 

Aus  der  bisherigen  Stellungnahme  des  SchGH.  würde 
zwingend  folgen,  daß  wo  die  Ausnahme  von  VV.  296  b  nicht 
eingreift;  jede  Forderung  gegen  einen  englischen  Nachlaß 
ohne  Rücksicht  auf  dessen  Höhe  als  unbeschränkte  Ver- 
pflichtung behandelt  werden  muß.  Der  englische  Staat  hätte 
jedesmal  im  Ausgleichsverfahren  für  die  Schuld  einzusiLhen 
—  trotzdem  der  Verwalter  ordnungsgemäß  verfahren  ist  und 
sich  mit  defense  of  plene  administravit  schützen  kann. 

In  Wirklichkeit  stehen  die  Gläubiger  hüben  und  drüben 
nur  dem  Nachlaß  gegenüber.  Auf  ihn  können  sie,  sonst  unbe- 
friedigt, durch  den  Verwalter  hindurch  greifen.  Der  Geld- 
betrag aber,  normal  der  Gegenstand  ihres  Bekommensollens, 
ist  hier  nichts  als  ein  Maßstab  für  das  Höchstmaß  ihres  Zu- 
griffs auf  Sachen,  Rechte,  Erlöse  —  wie  dies  alles  auch,  wenn 
an  Stelle  des  Verwalters  der  beschränkt  haftende  Erbe  steht. 

II.  Der  Erbe  hatte  überhaupt  nichts  aus  fi  e  tu 
Nachlaß    erhalten. 

In  solchem  Fall  hat  man  auf  Grund  des  BGB.  zuerst 
gelehrt,  daß  der  Erbe,  wo  er  beim  Mangel  einer  Nachlaß- 
verwaltung verklagt  werden  kann,  die  ihm  anderweitig  zu- 
stehende Haftungsbeschränkung,  §§  1973,  1990,  1992,  in  der 
schärfsten  Weise  geltend  zu  machen  ein  festes  Recht  hat.  Er 
brauche   sich   nicht   mit  dem   Vorbehalt   der   Beschränkung, 
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ZPO  §  780,  verurteilen  zu  lassen,  sondern  könne  schlechthin 
Abweisung  der  Klage  begehren. 

Strohal,  Erbrecht,  3.  Aufl.  2,  329  und  Anm,  8.  Hellwig, 
Lehrb.  Zivilproz.  1,  227  Anm.  23.  v.  Tuhr,  Allg.  Teil  1, 
113  Anm.  70.    Strohal,  Schuldpflicht  und  Haftung  (1914) 
38  Anm.  75,  nennt  dies  die  allgemeine  Meinung.     Neuer- 
dings   OLG.    Rostock,    Rechtsprechung    der    Oberlandes- 
gerichte 30,  189. 
Die  neuerdings   mehr  aufkommende   Ansicht   weicht   davon 
insofern  ab,  als  man  das  Gericht  nicht  zwingen  will,  schon  im 
Erkenntnisverfahren  sich  immer  auf  die  Frage  einzulassen, 
ob  der  Nachlaß  ganz  erschöpft  sei.   Vielmehr  hänge  es  überall 
vom  Ermessen  des  Gerichts  ab,  ob  der  Nachweis,   daß  im 
Nachlaß  nur  bestimmte  Stücke  sind  oder  gar  nichts  ist,  im 
Prozeß  über  die  Nachlaßschuld  oder  erst  im  Verfahren  der 
Zwangsvollstreckung  seinen  Platz  finden  soll.  Bei  sofortigem 
Nachweis    verurteilt    das    Gericht    nur    zur    Duldung    der 
Zwangsvollstreckung  in  die  bestimmten  Nachlaßstücke  oder 
es  weist,  weil  nichts  vorhanden  ist,  die  Klage  ab.   Im  anderen 
Falle  wird  der  Erbe  vorerst  unter  Vorbehalt  seiner  Haftungs- 
beschränkung verurteilt. 

So  Reichsgericht  RGZ.  69,  291;  77,  245;  30.  4.  1913 
JurWochSchr.  1913,  870;  2.  5.  1918  Zeitschr.  für  Rechts- 
pflege   in    Bayern    1918,    321,    JurWochSchr.    1918,    816. 
Herzfelder,  JurWochSchr.  1921,  420;  Kipp,  Erbrecht  (1921) 
218  Anm.  10;  vgl.  Stein  ZPO.  §  780  Anm.  5;  auch  Riesen- 
feld, Die  Erbenhaftung  2  (1916)  234  f. 
Auch  bei  dieser  Behandlung  betont  man,  daß  das  Gericht  bei 
nachgewiesenem  Fehlen  von  Nachlaßobjekten  die  Klage  ab- 
weisen darf  (RG.  Entsch.  2.  5.  1918)  und  daß  es  bei  leichter 
Nachweisbarkeit,    um    dem    Erben    ungerechtfertigte    Voll- 
streckung und  Kosten   zu   ersparen,   zufolge   seines  pflicht- 
mäßigen Ermessens  den  Nachweis  zulassen  und  die  Klage 
abweisen  m  u  ß. 

LG.  Plechingen,  JurWoch.  1921,  420. 

Bei  dieser  Wahl  zwischen  zwei  Verfahren  kann  natürlich 
auch  gegen  die  Abweisung  erwogen  werden,  ob  nach  Lage 

Abhandlungen  zum  1^'riedensvertrage.    Heft  4.  5 
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der  Umstände  die  Möglichkeit  eines  späteren  Hervor- 
kommens von  neuen  Nachlaßgegenständen  ^^)  zu  berück- 
sichtigen ist.  Die  Abweisung  der  Klage  würde  übrigens, 
wenn  sich  neue  Objekte  finden,  zwar  eine  neue  Klage  nötig 
machen,  aber  keine  Einrede  der  Rechtskraft  begründen.  Im 
wesentlichen  wird  also  in  beiderlei  Varianten  auch  dem 
Zwecke  genügt,  den  die  englische  Praxis  bemerkenswert  ver- 
folgt, indem  der  Nachlaßgläubiger  gegen  den  Executor  ein 
Urteil  auf  Befriedigung  aus  den  künftig  in  dessen  Hände  ge- 
langenden Stücken  erzielt  (sogen.  Urteil  of  assets  in  futuro 
quando  acciderint). 

Blake  Odgers  H  '1384. 

D.  Verhältnis     zur     Insolvenz. 

Die  französische  Literatur  stellt  gern  die  Lage  des 
Erben,  der  cum  beneficio  inventarii  angetreten  hat,  unter  die 
Fälle  der  deconfiture,  heutzutage  wohl  nur  deshalb,  weil  man 
hier  eine  einigermaßen  ausgiebigere  Ordnung  vorfindet. 
Denkt  man  an  die  Auffassung  der  germanischen  Rechte,  die 
die  Schulden  des  Erblassers,  wenn  überhaupt,  so  nur  als 
dingliche  Lasten  der  Erbschaft  aufrechterhalten,  sie 
auf  den  Erben  aber  gar  nicht  übertragen,  so  wird  man  sofort 
gewahr,  daß  mindestens  für  diejenigen  heutigen  Gesetze,  die 
unter  dem  Einfluß  der  germanischen  Gedanken  entstanden 
sind,  die  Haftungsbeschränkung  mit  dem  Schutz  der  Gläu- 
biger in  der  Zwangsvollstreckung  nichts  zu  schaffen  hat. 
Dort  ist  das  Erbenvermögen  außer  dem  Spiele,  hier  kon- 
kurrieren volle  Haftungen  desselben  Vermögens  miteinander. 
Auf  dem  Boden  des  justinianischen  Rechts  mit  der  römischen 
grundsätzlichen  Universalsukzession  des  Erben,  auch  in  die 
Schulden,   stellte  sich  die  Sachlage   dem   französischen   Be- 


^5)  Diese  Möglichkeit  verwendet  Schreiber,  Schuld  und 
Haftung  244  zu  einer  Polemik  gegen  die  erste  erwähnte  Ansicht.  Sein 
zweites  Argument,  daß  unpassende  Kostenfolgen  entstehen  können, 
dürfte  allerdings  durch  die  ZPO.  —  nicht  nur  §  93,  sondern  auch 
§  96  —  ausgeräumt  sein,  s.  Stein,  ZPO.  §  92,  I. 
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schauer  in  der  Tat  anders  dar,^"'''a)  Trotzdem  wäre  für  das 
französische  Recht  manches  zu  bemerken.  A1)er  handelt  es 
sich  um  englisches  oder  deutsches  Erbrecht,  so  ist  eine  Schei- 
dung der  Begriffe  vollends  unerläßlich.  Im  deutschen  BGB. 
herrscht  allerdings  Universalsukzession  des  Erben,  aber  mit 
vielen  Veränderungen,  die  aus  der  ganzen  nachrömischen 
Rechtsgeschichte  neben  der  Vergleichung  mit  anderen  Ge- 
setzen stammen.  Hier  gilt  unter  anderem,  daß  die  Nachlaß- 
verwaltung Ueberschuldung  des  Nachlasses  nicht  voraus- 
setzt —  wie  auch  im  französischen  das  beneficium  inventarii, 
wenn  es  auch  praktisch  bei  Insolvenz  des  Nachlasses  am 
häufigsten  vorkommt  —  und  vom  Nachlaßkonkurs  scharf 
unterschieden  wird.  Vor  allem  aber  bewirkt  die  Beschränk- 
barkeit  der  Erbenhaftung,  daß  von  vornherein  die  Trennung 
des  Nachlasses  vom  Erbenvermögen  vorbehalten  bleibt.  Ist 
z.  B.  Nachlaßverwaltung  auf  Antrag  eines  Befugten  angeord- 
net, so  sind  die  Massen  geschieden  und  der  Erbe  ist  höchstens 
im  oben  erörterten  formellen  Sinn  noch  Schuldner,  nicht  aber 
Hafter  mit  seinem  eigenen  Vermögen.  Die  beschränkte 
Haftung  nach  deutschem  Recht  ist  also  nach  VV.  Anh.  29(> 
Ziff.  1  selbst  zu  berücksichtigen.  Erst  ergänzend  tritt  die 
Ausnahme  von  Art.  296  b)  hinzu  in  Fällen,  wo  die  Haftung 
aus  irgendeinem  Grunde  ,, schlechthin  unbeschränkt"  ist. 

Soviel  ich  sehe,  ist  Entsprechendes  auch  für  das  eng- 
lische Recht  zu  vertreten.  Etwa  daß  gewisse  Vorschriften 
des  Konkursrechts  auf  die  Behandlung  eines  dürftigen  Nach- 
lasses anzuwenden  sind  (Supr.  Court  of  ludicature  Act  1875 
s.  10),  ändert  nichts  an  der  grundsätzlichen  Scheidung  von 
Nachlaßkonkurs  und  Haftung  des  Exekutors. 

E.    Geldobligation? 

1.  Wir  sind  in  den  vorstehenden  Darlegungen  einen  um- 
ständlichen, den  vorsichtigsten  Weg  gegangen.     Denn  wir 


"a)  Ueber  den  frühen  Einfluß  des  römischen  Rechts  auch  auf 
den  Norden  Frankreichs  vgl.  V  i  o  1  1  e  t  ,  Histoire  du  droit  Civil 
Fran(;ais,  2  ed.  1893,  829;  G  1  a  s  s  o  n  ,  Histoire  du  droit  et  des 
instit.  de  la  France  7,  491. 

6* 
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haben  zwei  sehr  erwägungswerte  Ansichten  ausgeschaltet, 
die  beide  in  dem  Ergebnis  zusammentreffen  müßten,  daß  die 
sachlich  beschränkten  Haftungen  von  vornherein  nicht 
unter  das  Ausgleichsverfahren  fallen. 

a)  Die  eine  dieser  Meinungen  betrifft  das  Wesen  der 
hier  in  Frage  stehenden  Haftungen.  Meint  man,  daß  gleicher- 
weise wie  sicher  der  Nachlaßverwalter  oder  ein  deutscher 
Grundstückseigentümer  hinsichtlich  des  Kapitals  einer 
Grundschuld  (BGB.  §  1191)  —  oder,  wie  die  englische  mit 
Vorbehaltsgut  haftende  Ehefrau  (oben  S.  52)  — ,  so  auch 
der  bloß  mit  dem  Nachlaß  haftende  Erbe  nach  BGB.  nicht 
Subjekt  der  Nachlaßschuld  ist,  so  bleibt  als  irgendwelche 
Verpflichtung  des  Erben  nur  die  von  S  i  b  e  r  , 
Plancks  Kommentar  H  1,  34  so  genannte  Arbeits- 
pflicht übrig.  Er  hat  das  seinige  zu  tun  und  zu  unter- 
lassen, damit  die  Gläubiger  die  Zwangsvollstreckung  in  den 
Nachlaß  führen  können.  Danach  ist  die  auf  Geld  gerichtete 
Forderung  des  Nachlaßgläubigers  glattweg  ohne 
Schuldner,  auch  in  der  reinsten  Theorie.  Es  fehlt  die 
debt  due  by  a  national,  schon  mangels  eines 
Schuldners. 

b)  Die  andere  Ansicht  bezieht  sich  auf  den  im  VV.  zu- 
grundegelegten Begriff  der  debt.  Ist  es  der  englische  tech- 
nische Begriff,  so  ist  dafür  unbeschränkte  Haftung  zu  for- 
dern. Die  Haftung  einer  Ehefrau  mit  ihrem  Vorbehaltsgut 
genügt  nicht  zur  debt  due,  ebensowenig  genügt  auch  die 
Haftung  des  Erben  mit  der  an  ihn  gelangten  Erbmasse,  die 
ebenfalls  ein  Sondergut  ist.  Ob  man  geradewegs  den  eng- 
lischen Debt-Begriff  anzuwenden  hat,  ist  aber  eine  allge- 
meinere Frage,  die  ihre  praktische  Bedeutung  vor  allem  in 
der  Richtung  hat,  ob  nur  ,, liquide''  Forderungen  zum  Clea- 
ring gehören.  Zur  „debt"  ist  ,,a  liquidated"  oder  ,,ascer- 
tained"  sum  of  money  erforderlich.  In  der  Tat  verweist, 
soviel  ich  weiß,  das  Britische  Clearing  Office  illiquide  Schul- 
den aus  dem  Ausgleichsverfahren,  auf  dem  gleichen  Stand- 
punkt stehen  der  Deutsch-Englische  GemSchGH. 
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Gase  229,  i.  S.  Peacock  Broth.  &  Co.  Ltd.  g.  D.  Ost- 
afrika Linie,  Zwischenurteil,  26.  Juni  1  922, 
sowie  andere  alliierte  Ausgleichsämter. 

Dagegen   implicite   Oesterr. -Franz.    GemSchGH.   Re-j 
cueil  1,  S.  619  und  ausführlich  Deutsch-Belg.  vSchGH.  Re-| 
cueil  2,  S.  2  ff. 
Auf  die  praktischen  Vorteile  jener  Einschränkung  des  Aus- 
gleichsverfahrens, die  denn  auch  mit  den  Vorstellungen  der 
englischen   Erfinder  des   Gedankens   des  Art.   296   überein- 
stimmen   dürften,   hat   gerade    der   englische    Kommentator 
Simonson  hingewiesen. 

2.  Aber  wir  lassen  diese  Frage  ganz  offen,  und  unter- 
stellen hier,  daß  Art.  296  bloß  irgendeine  Geldverbindlichkeit 
erfordert. 

Daß  nur  Geldtorderungen  ausgleichsfähig  sind,  dürfte  un- 
bestritten sein.  Scharfe  Konsequenzen  zieht  D.  Bei.  SchGH. 
1.  S.  Peeters,  van  Haute  et  Duyver  ca.  Trommer  und  Gruber, 
Nr,  25,  Urt.  20.  Okt.   1922. 

Also:  Einerseits  nehmen  wir  theoretisch  eine  Schuld  des 
Erben  an,  andererseits,  daß  eine  solche  bloß  mit  beschränkter 
Haftung  versehene  Schuld  wiederum  theoretisch  als  debt  im 
Sinne  des  Art.  296  betrachtet  werden  könnte. 

Was  kann  nun  das  Ergebnis  sein? 
Meines  Erachtens  doch  kein  anderes,  als  es  die  eine  oder  die 
andere    der    soeben    erwähnten    beiden    Ansichten    mit    sich 
bringt! 

Denn  wenn  auch  der  Nachlaßgläubiger  zunächst 
vom  Erben  den  Betrag  der  Nachlaßforderung  in  Geld  ver- 
langen kann  (BGB.  §  1967),  so  hört  das  bei  Nachlaßverwal- 
tung, Konkursverwaltung,  Geschäftsaufsicht  auf  und  kann 
im  übrigen  der  Erbe  dagegen  die  Einrede  der  beschränkten 
Haftung  erheben  (§  1990)  (und  ebenso  der  Schuldnerstaat). 
Damit  wird  die  Geldverbindlichkeit,  wenn  schon  nicht  voll- 
ständig beseitigt,  so  doch  für  den  Gläubiger  unverfolg- 
b  a  r.  Mit  Haftung  versehen  ist  nur  sein  Recht,  die  Nachlaß- 
stücke zu  pfänden  und  versteigern  zu  lassen,  und  dazu  kann 
man    eine    persönliche    Pflicht    des    Erben    anerkennen,    die 
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Nachlaßgegenstände,  die  an  ihn  gelangt  sind,  für  die  Zwangs- 
vollstreckung bereitzustellen  (Arbeitspflicht).  Der  Unter- 
schied der  deutschen  Meinungen  betrifft  nur  die  theoretische 
Frage,  ob  eine  Schuld  vorliegt,  nicht  die  Haftung,  und 
diese  ist  in  Art.  296  vorausgesetzt. 

Einfacher   ausgedrückt:      Infolge   der  Einrede   der  be- 
schränkten Haftung  ist  der  Gläubiger  auf  die  Nachlaßgegen- 
stände angewiesen.      Der  Erbe   braucht  nicht  die  Nachlaß- 
schuld zu  erfüllen.     Er  muß  nur  die  Zwangsvoll- 
streckung ermögli  c  K  e1i"lT  nlf^lTirT^e  n. 
■*'""' 'Kommentar      der     ReicKsgerTcMsfäte      zum      BGB., 
§   1973,  6  und  §  1990  und  die  anderen  zitierten  Schrift- 
steller. 

Da  die  Geldverbindlichkeit  des  Art.  296  rechtlich  ver- 
folgbar sein  muß,  so  ist  in  dem  geschilderten  Tatbestand  ihr 
nicht  genügt.  Es  ist  keine  Geldverbindlich- 
keit, also  keine  debt  due  and  payable  im 
Sinne   des   Art.   296   vorhanden. 

Das  beste  Zeichen  dafür,  daß  solche  Schulden,  min- 
destens sobald  die  Einrede  der  Haftungsbeschränkung  er- 
hoben ist,  sich  nicht  für  das  Clearing  eignen,  besteht  in 
ihrer  ÜnfähigkeitzurValorisation.  Man  denke, 
die  Nachiaßgegenstände  seien  vorhanden.  Ihr  Wert  ist  für 
die  Befriedigung  des  Gläubigers  entscheidend.  Dieser  ihr 
Wert  aber  ist  unabhängig  von  der  Markentwertung,  gegen 
die  Art.  296  die  alliierten  Gläubiger  schützen  will.  Wendet 
man  etwa  ein,  daß  die  in  Deutschland  erzielbaren  Preise  der 
Weltmarktlage  noch  immer  nicht  voll  entsprechen,  so  ist  zu 
entgegnen,  daß  der  Gläubiger  bei  der  Versteigerung  mitbieten 
kann  (ZPO.  §  816  Abs.  4,  BGB.  §  1239).  Sind  aber,  wie  im 
Falle  Seh.,  an  den  Erben  gar  keine  Nachlaßobjekte  ge- 
kommen, so  ist  vollends  nicht  zu  verstehen,  was  die  Erben- 
schuld im  Ausgleichsverfahren  machen  soll. 

o.  Will  der  GemSchGH.  nicht  diese  einzige  sach- 
gemäße und  zudem  der  englischen  Auffassung  von 
der  debt  due  und  von  der  beschränkten  Haftung  ent- 
sprechende   Lösung   annehmen,  so   muß   er   sich   doch    nach 
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vlen)  unbestritten  maßgeblichen  deutschen  Recht  richten. 
Kr  hat  dann,  selbst  abgesehen  von  der  Zivilprozeß- 
(^rdnung,  schon  nach  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch  nur 
die  Wahl  zwischen  zwei  Verfahren,  nämlich  den  beiden 
Arten  des  Urteils,  die  man  in  Deutschland  für  mög- 
lich hält.  Entweder:  das  erkennende  Gericht  zieht  die 
Feststellung  des  Nachlaßbestandes  in  seine  Aufgabe  mit  ein. 
Da  wäre  dessen  gegenwärtiger  Wert  in  Geld  abzuschätzen 
und  für  den  auf  den  Gläubiger  nach  den  Grundsätzen  des 
BGB.  entfallenden  Teil  Staatsgarantie  zu  erklären,  natürlich 
ohne  Valorisierung,  da  die  Ziffer  der  Schuldpflicht  ja  erst 
jetzt  hervorkommt.  Juristisch  ist  dies  sehr  unkorrekt,  weil 
nicht  eine  Haftung  pro  viribus,  sondern  eine  Haftung  cum 
viribus  hereditatis  besteht,  d.  h.  der  Erbe  nicht  einen  Teil 
der  Schuld  zu  bezahlen  hat,  sondern  nur  die  Exekution  in 
einen  entsprechenden  Teil  der  Sachen  zu  dulden  hat.  Oder: 
der  Gerichtshof  begnügt  sich  mit  der  Feststellung,  daß  der 
Erbe  mit  den  Nachlaßgegenständen  haftet.  Eine  Gutschrift 
ist  dabei  unmöglich.  Sie  könnte  höchstens,  mit  der  gleichen 
juristischen  üngenauigkeit  nachträglich  verordnet  werden^ 
wenn  die  Exekution  abgeschlossen  ist,  auf  den  jetzigen  Erlös. 

F.Rückblick    auf    den    §4    A  n  1.    zu    Art.    296. 

Das  hier  besprochene  Urteil  ist  auf  nicht  tragfähiger 
Grundlage  aufgebaut.  Unrichtig  geht  der  Gerichtshof  da- 
von aus,  daß  die  Insolvenz  des  Erblassers  den  Erfordernissen 
von  Art.  296  b  nicht  genügt  habe.  Er  verkennt  dann,  daß 
auch  noch  vor  Kriegsausbruch  die  Erben  an  die  Stelle  ein- 
rückten und  daß  es  infolge  ihres  Rechts,  die  Haftung  zu  be- 
schränken, gar  nicht  mehr  auf  die  Solvenz  ankam.  Endlich 
wird  übersehen,  daß  die  deutsche  Gestaltung  des  Gläubiger- 
rechts kerne  Geldschuld  übrig  ließ. 

Aber  mit  diesen  Feststellungen  ist  doch  dem  Urteil 
nicht  Genüge  getan  und  immer  noch  unsere  Aufgabe  nicht 
erschöpft.  Letztlich  schwebt  dem  Urteil  ein  leitender  Ge- 
danke vor,  mit  dem  wir  uns  abermals  auseinanderzusetzen 
haben.    Auf  der  gewonnenen  Grundlage  wird  es  nicht  allzu 
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schwierig  sein,  ihn  klar  zu  erfassen  und  ihm  den  Platz  ein- 
zuräumen, der  allseits  befriedigen  darf. 

Wenn  wir  mit  dem  Urteil  einen  Fall  unterstellen,  wo 
der  Schuldner  bei  Kriegsausbruch  wirklich  zahlungsfähig 
war  —  also  den  Fall,  daß  er  während  des  Krieges 
insolvent  wurde  und  so  starb  — ,  so  entsteht  die  Frage, 
ob  auch  da  die  beschränkte  Haftung  des  Erben  oder  Ver- 
walters dem  Clearing  entgegensteht. 

Es  ist  wichtig  zu  betonen,  daß  diese  Frage  mit  den  bis- 
herigen Darlegungen  noch  nicht  beantwortet  ist.  Zwar  er- 
gibt sich  aus  ihnen  das  Fehlen  einer  eigentlichen  Geld- 
schuld im  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  des  Vertrages  und 
damit  ein  starkes  Argument  gegen  die  Ausgleichsfähigkeit. 
Andererseits  kommt  es  jedoch  darauf  an,  welche  Tragweite 
dem  §  4  Anl.  zu  Art.  296  beigemessen  wird. 

1.  Grundsätzlich  müssen  die  Erfordernisse  des  Clearing 
sowohl  im  Zeitpunkt  des  Kriegsbeginns  als  am  10.  Januar 
\  1920  erfüllt  gewesen  sein,  a)  Das  erstere  ist  mit  der  ein- 
.^%€^  zigen  Ausnahme  sicher,  daß  es  fraglich  ist,  ob  der  Wohnsitz 
^  als  reine  Tatsache  nicht  erst  1920  zu  erfordern  ist?*"i^eine 
Ausnahme  wäre  auch  etwa  für  die  Fälle  gerechtfertigt,  daß 
schon  bei  Kriegsbeginn  statt  einer  wahren  Geldschuld  eine 
sachlich  beschränkte  Haftung  vorlag.  Hierfür  besagt  §  4  Anl. 
keinesfalls  etwas,  b)  Daß  aber  noch  beim  Inkrafttreten  des 
Vertrags  die  Geldschuld  bestehen  muß,  davon  geht  das  Urteil 
Seh.  ausdrücklich  und  mit  vollem  Recht  aus,  indem  es  sich 
auf  die  gleichartige  Uebung  der  Ausgleichsämter  bezieht, 
übrigens  seine  davon  unabhängige  Meinung  betont.  Nach 
dem,  was  wir  gesehen  haben,  müßte  demnach  aus  §  4  eine 
Ausnahme  gefolgert  werden  können,  um  die  Ausgleichs- 
fähigkeit einer  während  des  Krieges  zur  Haftungsbeschrän- 
kung gelangten  Schuld  zu  bejahen.  Die  Frage  ist  dahin  zu 
vStellen,  ob  Veränderungen  in  der  rechtlichen  Struktur  eines 
Schuldverhältnisses,  die  während  der  Kriegsdauer  einge- 
treten sind,  die  Ausgleichsfähigkeit  ausnahmsweise  nicht  be- 
rühren. 
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2.  Was  speziell  die  Veränderung  einer  Schuld  durch 
Einrücken  der  Erben  an  die  Stelle  des  Schuldners  anbelangt, 
so  ist  es  allerdings  die  Absicht  der  nationalen  Gesetze,  dem 
Gläubiger  in  den  kritischen  Fällen  denselben  Befriedigungs- 
fonds anzuweisen,  den  er  beim  Tode  des  Schuldners  gehabt 
hat.  Die  Gläubiger  sollen  nach  dieser,  freilich  nicht  nach  allen 
Richtungen  durchsetzbaren  und  vielfältig  wirklich  nicht  er- 
reichten Absicht  aus  der  Erbfolge  weder  Nutzen  noch 
Schaden  haben.  Das  Schuldnervermögen  wird  ihm,  soweit  tun- 
lich, in  der  Form  des  separierten  Nachlasses  erhalten.  Darum 
ist  auch  innerlich  der  Gedankengang  des  Urteils  Seh.  ver- 
kehrt, der  dem  Gläubiger  deshalb  mehr  verschafft, 
weil  Erben  eingetreten  sind.  Indessen  ergibt  die  gesetz- 
geberische Maxime  der  innerstaatlichen  Regelungen  nichts 
Unmittelbares  für  die  Auslegung  weder  des  Art.  296  noch 
seines  Annexes. 

3.  §  4  Anl.  seinerseits  will  unmittelbar  sicher  keine  Aus- 
nahme von  der  Hauptnorm  des  Artikels  296  begründen.  Die 
nach  dem  Vorbild  der  englischen  Gesetzesbeilagen  geformten 
Annexe  des  VV.  bringen  Erläuterungen  und  Ausführungs- 
bestimmungen zu  den  vorausgehenden  Normen.  §  4  um- 
schreibt den  Umfang  der  Staatshaftung,  die  nicht  erst  hier, 
sondern  schon  in  Art.  296  lit.  b)  angeordnet  ist,  während  die 
Voraussetzungen  der  Staatshaftung,  die  in  der  debt  liegen, 
in  Ziff.  l  ff.  ausgeführt  sind. 

Unrichtig  wäre  schon  deshalb  der  Einfall,  den  man  etwa 
haben  könnte,  daß  §  4  die  Solvenz  des  schuldnerischen  Ver- 
mögens bei  Kriegsbeginn  einfach  allgemein  entscheiden 
lasse.  Das  hieße  vielerlei  in  den  Text  hineintragen,  was  nun 
einmal  nicht  darin  steht  und  der  Bedeutung  dieser  Annexe 
auch  gar  nicht  entspricht,  wäre  vor  allem  auch  im  Wider- 
spruch nicht  nur  zu  Art.  296,  sondern  auch  zu  §  4  selbst 
(unten  5). 

4.  Aber  §  4  iiält  die  Staatsgarantie  bei  einer  während 
des  Krieges  tatsächlich  uneinbringlich  gewordenen  Schuld 
aufrecht,  also  in  allen  Fällen  von  Zahlungsunfähigkeit,  Zah- 
lungseinstellung, Ueberschuldung,  Konkurs,  die  nach  Kriegs- 


—     74     — 

ausbruch  eintraten.  Er  fügt  bei:  pour  quelque  cause  que  ce 
soit,  for  any  reason  —  das  will  besagen:  gleichgültig,  ob 
der  Krieg  die  Zahlimgsnot  verursacht  hat  oder  nicht,  offenbar 
um  den  ersteren  Fall  sicherer  zu  treffen.  Dieser  Gedanke  des 
Vertrags  verwirklicht  sich  unabhängig  von  den  nationalen 
Rechten,  also  ohne  Rücksicht  darauf,  wie  das  nationale  Recht 
die  Folgen  jener  Ereignisse  näher  ausgCvStaltet. 

Nun  hebt  beispielsweise  in  England  der  Bankerott  die 
debt  auf.  Nach  deutschem  Recht  bringt  zwar  der  Konkurs 
in  der  Regel  die  Forderungen  der  Konkursgläubiger,  soweit 
sie  unbefriedigt  bleiben,  nicht  zum  Erlöschen  (KO.  §  164), 
aber  immerhin  gilt  anderes  vom  Zwangsvergleich  mit  teil- 
weisem Schulderlaß  und  sonst  beschränkt  sich  doch  während 
des  Verfahrens  die  Haftung  für  die  im  Konkurs  angemeldeten 
Konkursforderungen  auf  die  Masse,  für  andere  Forderungen 
auf  das  konkursfreie  Vermögen,  und  auch  nach  Aufhebung 
des  Konkurses  ist  noch  eine  gewisse  Trennungslinie  im  Ver- 
mögen zugunsten  der  Konkursgläubiger  sichtbar.  Aehnlich 
verhalten  sich  das  französische  und  andere  Rechte.  Auf  alle 
solchen  Einzelheiten  und  Verschiedenheiten  kommt  es  nicht 
an.  Daher  ist  anzuerkennen,  daß  die  Staatshaftung,  da  sie 
die  fehlende  Einbringiichkeit  ersetzen  muß,  sich  von  dem 
juristischen  Schicksal  der  Hauptschuld  zufolge  singulärer 
Ausnahme  in  bestimmter  Beziehung  abscheidet:  Die  Staats- 
garantie ist  unabhängig  von  solchen  Veränderungen  des 
rechtlichen  Aufbaues  der  Obligation,  die  durch  einen  während 
des  Krieges  eingetretenen  Vermögensverfall  verursacht 
worden  sind. 

Dies  und  nichts  anderes  folgt  aus  der  genauen  Wür- 
digung des  Inhalts  des  Art.  296  lit.  b  und  des  §  4  Anh.  Dem- 
nach ist  an  den  sämtlichen  Voraussetzungen  der  Ausgleichs- 
forderung für  den  Zeitpunkt  des  Kriegsbeginns  festzuhalten, 
ebenso  auch  an  den  sämtlichen  Erfordernissen  für  den  Mo- 
ment des  Friedensbeginns  mit  der  einzigen  Ausnahme,  daß 
die  Folgen  eines  zwischen  diesen  Zeitpunkten  liegenden  tat- 
sächlichen Vermögensverfalls  wegzudenken  sind,  —  natür- 
lich nicht  im  Verhältnis  des  Gläubigers  zum  Schuldner,  das 
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sonst  zugleich  für  das  Clearing  grundlegend  und  maßgebend 
ist,  aber  im  Verhältnis  der  Staaten  zu  einander. 

Danach  ordnet  sich  die  Fragestellung  für  den  oben  be- 
zeichneten Fall.  Ist  unter  allen  übrigen  Voraussetzungen  des 
Clearing  der  Schuldner  bei  Kriegsausbruch  solvent,  aber 
nachher  im  Zeitpunkt  seines  Todes  insolvent  gewesen,  so 
müßte  ein  Nachlaßkonkurs  wie  der  Konkurs  des  Erblassers 
beurteilt  werden.  Darüber  hinaus  ist  zwar  die  Beschränkung 
der  Erbenhaftung  nicht  einfach  die  Folge  der  Unzulänglich- 
keit des  Nachlasses.  Aber  wenn  die  Masse  tatsächlich  über- 
schuldet ist,  so  kann  es  allenfalls  gerechtfertigt  werden,  die 
Nachlaßverwaltung  oder  die  Berufung  eines  Erben  nach 
§  1990  BGB.  darauf,  daß  der  Nachlaß  nicht  ausreicht,  nach 
Analogie  des  Konkurses  zu  behandeln.  Diese  Entscheidung 
ist  sehr  zweifelhaft.  Ich  möchte  sie  aber  im  äußersten  Ent- 
gegenkommen an  den  Gedanken  des  §  4  vertreten.  Klar  muß 
dabei  sein,  daß  nur  der  angenommene  praktische  Zusammen- 
hang des  vom  Erben  gebrauchten  Schutzmittels  mit  einer 
wirklich  vorhandenen  Insuffizienz  die  ausnahmsv.eise 
Clearingfähigkeit  der  Forderung  lierstellen  kann.  Zugleich 
zeigt  sich  wiederum,  wie  scharf  Insolvenz  und  beschränkte 
Haftung  voneinander  zu  trennen  sind.  Zusammenfassend 
könnten  wir  formulieren:  Die  Zahlungsfähigkeit, 
die  bei  Kriegsausbruch  gegeben  war,  wird  zu  Ungunsten  des 
garantierenden  Staates  perpetuiert  bis  zum  Kriegs- 
ende; nichts  aber  von  allen  sonstigen  Elementen,  die  zur 
rechtlichen  Struktur  der  ausgleichsfähigen  Forderung  ge- 
hören,  fällt   weg. 

5.  Am  ehesten  könnte  man  noch  erwarten  wollen,  daß 
eine  ebensolche  Perpetuierung  der  sozusagen  t  e  i  1  w  e  i  s  e  n 
Solvenz  stattfinde.  Aber  §  4  cit.  Abs.  1  in  fine  beschäftigt 
sich  damit  ausdrücklich,  und  verordnet  Abweichendes.  War 
der  Schuldner  bei  Kriegsbeginn  in  Vermögensverfall  (oder 
ist  die  schuldende  Gesellschaft  durch  außerordentliche 
Kriegsmaßnahme  liquidiert  worden),  so  haftet  der  Staat  nicht 
für  die  Quoten,  die  nach  Maßgabe  des  beim  Kriegsausbruch 
vorhanden    gewesenen    Vermögens    etwa    zufolge    nachträg- 
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lieber  Berechnung  hätten  gezahlt  werden  können,  sondern 
vielmehr  für  die  Quoten,  die  tatsächlich  aus  der  VerAvaltung 
der  Masse  zur  Verteilung  kommen;  für  payement  des 
repartitions,  payment  of  t  h  e  dividends  (Zahlung  der  Aus- 
schüttungssummen). Diese  Regelung  beruht  auf  richtiger 
Würdigung  der  Schwierigkeiten,  die  jene  nachträgliche  Be- 
rechnung bereiten  würde  und  auf  der  angemessenen  Be- 
rücksichtigung der  Kosten  der  Masseverwaltung. 

6.  Für  die  sachlich  beschränkten  Haftungen  verbleibt 
es,  dies  haben  die  vorstehenden  Ueberlegungen  neu  bestätigt, 
bei  den  allgemeinen  Grundsätzen,  und  dies  bedeutet,  daß  sie 
als  solche  dem  Clearing  entzogen  sind.  Ob  die  Verfasser  des 
VV.  dies  bewußt  gewollt  haben  oder  nicht,  ist  gleichgültig, 
da  das  Gesetz  nur  so  gilt,  wie  es  erklärt  ist.  Sehr  wahrschein- 
lich hätten  die  englischen  Juristen,  die  sich  die  Frage  vorge- 
legt hätten,  nicht  anders  entschieden. 

Das  Ergebnis  aber  ist  nichts  weniger  als  bedauerlich. 
Das  Clearing  sollte  eine  rasche  und  einfache  Form  der  gegen- 
seitigen Schuldenregelung  sein.  Demgemäß  stellt  Art.  296 
so  strenge  Voraussetzungen  an  die  Ausgleichsforderungen, 
daß  rechts  und  links  zahlreiche  Gruppen  von  Ansprüchen  bei- 
seite liegen  bleiben.  Mag  bei  Schadensersatzansprüchen  noch 
gestritten  werden,  ob  sie  für  das  Clearing  taugen.  Be- 
schränkte Haftungen  eignen  sich  nicht  dafür,  und  die  Liqui- 
dierung zweifelhafter  Erbschaften  am  allerwenigsten. 

Vollends  liegt  kein  Bedürfnis  und  Anlaß  vor,  etwa 
gerade  für  Gläubiger  von  Erbschaften  mit  exegetischer  Ge- 
waltsamkeit Ausnahmen  von  den  Prinzipien  des  Art.  296  zu 
schaffen.  Die  mühselige  Aufgabe  der  am  Ausgleichsverfahren 
beteiligten  Aemter  und  Gerichte  würde  ganz  unerfüllbar 
werden,  wenn  man  begänne,  die  strikte  Beachtung  der  im 
VV.  gezogenen  Grenzen  des  Forderungsausgleichs  an  irgend- 
finer  Stelle  willkürlich  zu  durchbrechen. 


IIL 

Kriegsmafenahmen  gegen  die  Person 
und  Art.  297  e. 

A.    Stand    der    Praxis. 

In  einer  Reihe  von  Prozessen  vor  dem  Dentsch-fran- 
zösischen  GemSchGH.  klagen  Personen,  die  während  des 
Krieges  aus  politischen  Gründen  interniert  oder  in  Schutz- 
haft genommen  worden  sind,  gegen  das  Deutsche  Reich 
unter  Anrufung  des  Art.  297,  lit.  e)  VV.  auf  Ersatz  des 
vSchadens,  der  ihnen  angeblich  durch  die  erzwungene  zeit- 
weilige Abwesenheit  von  ihren  Geschäften  erwachsen  ist.  So 
klagt  ein  Notar  wegen  einer  Einbuße  in  seiner  Kanzlei,  ein 
Weinhändler  wegen  Verdienstentgangs,  ein  Direktor  einer 
Konservenfabrik  und  Leiter  und  Hauptaktionär  einer  Gesell- 
schaft der  Weinbranche  wegen  Entgangs  von  Gehalt,  Tan- 
tiemen und  Dividenden,  eine  Geschäftsführerin  wegen  Ge- 
haltsverlustes. Dies  sind  Vorläufer,  die  einer  großen  Anzahl 
verwandter  Klagen  die  Bahn  öffnen  wollen.^)  Gleichzeitig 
schweben  beim  Deutsch-belgischen  GemSchGH.  zahlreiche 
Eormularmäßig  hergestellte  Klagen  von  seinerzeit  aus  Belgien 
deportierten  Arbeitern,  worin  diese  eine  Entschädigung  für 
Verlust  und  Abnutzung  von  Kleidern,  für  Lebensmittel-  und 
(^eldzusendungen    und    für    eingetretene    Arbeitsunfähigkeit 

^)  Aus  der  Lothringer  Volkszeitung  Nr.  236  vom  13.  Oktober 
1922  geht  hervor:  Im  Elsaß  besteht  ein  Verein  der  Incarceres  et 
Internes  politiques,  der  alljährlich  in  Metz  seine  Generalversamm- 
lung abhält.  In  der  soeben  abgehaltenen  wurde  über  die  „Auf- 
klärungsarbeit" berichtet,  die  bei  den  französischen  Mitgliedern  des 
(jemSchGH.  im  Verlaufe  des  Jahres  „mit  aller  vSorgfalt"  geleistet 
worden  sei. 
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verlangen,  in  einigen  Fällen  nach  ihrem  rode  ihre  Witwen 
für  sich  und  minderjährige  Kinder  Kostenersatz  und  Uuter- 
haltsrenten  beanspruchen. 

Immer  stehen  unbestritten  Maßnahmen  deutscher  Be- 
hörden in  Frage,  die  ihrer  Natur  nach  zu  den  Reparations- 
bestimmungen, insbesondere  zu  den  in  §  2  Anl.  zu  Art.  244 
aufgeführten  Akten  ,,emprisonnement,  deportation,  interne- 
ment,  evacuation,  .  .  .  travail  force"  gehören.  Ob  solche 
Handlungen  gleichzeitig  einen  Anspruch  aus  Art.  297  e  be- 
gründen, ist  keine  neue  Frage.  Sie  ist  von  den  GemSchGH. 
entschieden  verneint  worden. 

So  vom  Deutsch-belgischen  GemSchGH.  wiederholt  mit 
Entschiedenheit  und  sichtlich  von  denselben  Rechtsgrund- 
lagen aus,  die  im  folgenden  dargelegt  werden  sollen.  In 
den  Fällen  Pinkers  (Nr.  35,  Recueil  1,  742)  und  Pierre  Caro 
Nr.  136  (Rec.  2,  15)  wird  erklärt,  daß  Maßnahmen  gegen 
die  Person  nicht  unter  Art.  297  fallen,  und  ausdrücklich  aus- 
gesprochen (Cäro),  daß  auch  die  vermögensrechtlichen  Folgen 
(repercussions  sur  les  biens),  die  eine  solche  Maßnahme  aller- 
""Hlngs  haben  kann,  nicht  in  den  Bereich  von  Art.  297  e  ge- 
hören. Neuerdings  hat  der  Gerichtshof  im  Urteil  Richelle 
Nr.  193  vom  20.  Okt.  1922  dies  alles  eingehend  wiederholt. 
(Recueil  2,  405): 

Attendu  que  le  requerant  expose,  que,  des  le  2  acut  1914, 
les  employes  et  ouvriers  beiges  de  la  filature  (Streichgarn- 
spinnerei) qu'il  possede  a  Stolberg,  dans  la  Province  Rhe- 
nane,  furent  contraints,  sous  peined'expulsion  de  quitter  le 
territoire  allemand,  puisque  son  usine,  apres  avoir  ete  occupee 
cinq  mois  par  le  filateur  Bruls,  qui  paya  un  loyer,  dut  rester 
fermee  jusqu'en  juin  1919; 

Que  jusqu'en  1917  c'est  ä  grand'peine  qu'il  obtint 
l'autorisation  de  se  rendre  quelquefois  a  Stolberg  pour 
24  heures; 

Qu'en  1917  il  aurait  pu  reprendre  son  exploitation  et  re- 
pondre  ainsi  aux  soUicitations  pressants  de  ses  nombreux 
Clients  allemands,  mais  que,  sachant  qu'il  n'aurait  la  per- 
mission  que  de  fabriquer,  sous  surveillance,  du  fil  destine  au 
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„Feldgrau'*  et  a  d'autres  usages  militaires,  il  a  prefere  rester 
a  Verviers  et  s'y  consacrer  a  des  oeuvres  charitables; 

Que  rinaction  de  son  usine  pendant  environ  quatre  ans 
lui  a  cause  de  graves  prejudices,  qu'il  enumere  et  qu'il  evalue: 

Attendu  qu'ä  supposer  qu'elles  soient  prouvees,  Texpul- 
sion  du  personnel  beige  de  Tusine  et  de  rinterdiction  de 
penetrer  en  Allemagne  autrement  qu'ä  de  rares  intervalles, 
qui  sont  le  fait  du  Gouvernement  allemand,  ont  certainement 
cause  une  partie  au  moins  du  prejudice  subi  par  Richelle; 

Qu'il  ne  suffit  pas  cependant,  pour  legitimer  l'application 
de  Tarticle  297  e  du  Traite  de  Paix,  que  le  Gouvernement 
allemand  ait  cause,  meme  le  sachant  et  le  voulant,  un 
dommage  aux  biens  d'un  ressortissant  allie; 

Que  l'article  297  e  suppose,  en  outre,  que  ce  dommage 
a  ete  cause  par  une  des  mesures  de  guerre  definies  par  les 
§§  1  &  3  de  son  annexe,  qui  exigent,  le  §  1  que  les  mesures 
aient  ete  „rendues  ou  donnees  par  application  de  la  legis- 
lation  de  guerre  concernant  les  biens,  droits  et 
i  n  t  e  r  e  t  s  e  n  n  e  m  i  s",  le  §  3  que  les  mesures  aient  ete 
prises   ,,ä  l'e  g  a  r  d   de   biens   e  n  n  e  m  i  s" ; 

Que  Texpulsion,  le  refus  de  passeport  et  Tinterdiction  de 
sejour  sont  des  mesures  contre  les  personnes  qui  ne  rentrent 
pas  dans  les  definitions  de  ces  deux  paragraphes; 

Attendu,  que  voulüt-on  meme,  du  point  de  vue  econo- 
mique,  assimiler  le  personnel  d'une  usine,  comme  materiel 
humain,  au  materiel  d'exploitation  de  Tentreprise,  il  n'en 
resterait  pas  moins  vrai  que  ni  dans  le  langage  juridique,  ni 
dans  le  langage  ordinaire,  on  ne  peut  considerer  que  des 
ouvriers  et  des  employes  sont  des  ,, biens,  droits  ou  interets'' 
comme  dit  le  §  1,  ou,  comme  le  dit  le  §  3,  des  biens  dont  on 
a  la  disposition  et  la  propriete  et  que  TEtat  belligerant  ad- 
ministre,  sequestre,  bloque  ou  liquide. 

Die  Kammer  Asser  des  Deutsch-französischen  Gcm.- 
SchGH.  hatte  schon  im  Falle  Huret  (Rec.  1,  102)  damit 
argumentiert,  daß  Art.  297  e  die  Maßnahmen  betrifft,  qui 
affectent  les  biens  ennemis  comme  antithese  aux  mesures 
prises  contre  les  personnes.     Die  Internierung  wurde  dann 


—     80     — 

speziell  ausgeschaltet  sowohl  im  Falle  Desrousseaux  (Rec.  1, 
417)^a)  als  im  Fall  Coquard  (Rec.  2,  299).  Im  letzteren  Urteil 
wurde  allerdings  die  gleichzeitige  Entziehung  einer  Schul- 
konzession als  Maßnahme  gegen  ein  „Recht**  im  Sinne  des 
Art.  297  e  aufgefaßt.  Dies  ist  sehr  anfechtbar,  da  es  sich 
um  eine  widerrufliche  Konzession  handelte.^)  Aber  wenn 
nicht  auch  dabei  für  entscheidend  gehalten  worden  wäre,  daß 
ein  anderes  Recht,  als  das  Recht  der  Persönlichkeit  —  nach 
der  guten  alten  Lehre  kein  subjektives  Recht,  sondern  res 
merae  facultatis  —  verletzt  sein  müsse,  so  wäre  ein  droit 
nicht  erst  konstruiert  worden.  Neuestens  schließt  sich  die 
Kammer  Sjoeborg  (Vve.  Fouineau,  SI  B  83  und  1309. 
Entsch.  10.  Nov.  1922),  anläßlich  einer  Ausweisung  voll- 
ständig den  Worten  des  Urteils  Caro  an. 

Vom  deutsch-englischen  GemSchGH.  darf  man  nach  der 
Argumentation  der  Urteile  Warne,  Nr.  32  vom  25.  Nov.  1921 
und  Amy  Alice  Meier  Nr.  46  vom  3.  Mai  1922  annehmen,  daß 
er  auf  dem  gleichen  Boden  steht. 

Gegen  diese  bisher,  man  kann  sagen,  für  selbstverständ- 
lich gehaltene  Anschauung  wird  nun  in  den  Prozessen  der 
sogenannten  Proscrits  mit  Unterstützung  des  französischen 
Staatsvertreters  ein  scharfer  jVorstoß  unternommen.  Hier 
wird  behauptet:  eine  gegen  die  Person  gerichtete  Maßnahme 
kann  außer  dem  Schaden,  den  sie  der  Person  zufügt,  auch  den 
„biens"  der  Person  einen  Schaden  verursachen  oder  der  Per- 
son die  Verfügung  über  ein  bien  entziehen,  und  insofern  seien 
sie  mesurses  exceptionnelles  in  Sinne  von  297  e  und  §  3,  Anl. 
zu  298.  Es  ist  die  Formel  gewagt  worden:  es  komme  auf  das 
Gleiche  hinaus,  enlever  les  biens  ä  une  personne  ou  enlever 
la  personne  aux  biens!    Auf  den  Friedensvertrag  gründet  der 


la)  Die  Urteile  Desrousseaux  und  Kastler  (unten  C)  rechnet 
R  u  z  ^  ,  Revue  de  droit  international  et  de  16g.  comp,  (de  Visscher) 
1922,  38  zu  den  „justes  limites",  die  der  deutsch-französ.  GemSchGH. 
der  Anwendung  des  Art.  297  zu  ziehen  gewußt  habe. 

2)  Die  Begründung  besagt,  297  c  setze  nicht  voraus,  daß  die 
Maßnahme  entgegen  einem  erworbenen  Rechte  eines  alliierten 
Staatsangehörigen  erfolgt  sei.  Will  man  von  einem  Rechte  sprechen, 
das  nicht  erworben   ist? 
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französische  Staatsvertreter  diese  Auffassung  mit  dem  kurzen 
Hinweis  auf  §  3  Anl.  zu  298  und  darauf,  daß  §§  1 — 3  Anl.  I  zu 
Teil  VIII  sich  streng  „auf  die  Aufzählung  der  körperlichen 
und  moralischen  Schädigungen  beschränken".  Gelegentlich 
versteigen  sich  die  Kläger  zu  der  Behauptung,  daß  die 
deutsche  Regierung  die  Maßregeln  gegen  die  feindlich  Ge- 
sinnten gerade  zu  dem  Zwecke  (but)  ergriffen  haben,  um 
deren  Vermögen  zu  schädigen.  Diese  beweislose  Insinuation 
gehört  auf  das  Tatsachengebiet,  das  hier  ausscheidet.  Nach 
der  zuletzt  vertretenen  Theorie  des  Herrn  Jaudon  genügt  es 
aber,  daß  der  Erfolg  (effet)  der  Maßnahmen  sich  im  Ver- 
mögen zeigte. 

Diese  kühne  Theorie  zu  widerlegen,  braucht  es  nicht 
viele  Worte.  Sie  stützt  sich  auf  Art.  297e,  die  „biens"  seien 
verletzt.  Versteht  man  unter  „biens''  die  Vermögensstücke, 
die  Objekte  der  Rechte  —  eine  populäre,  unjuristische 
Vorstellung  — ,  so  sind  die  Vermögensstücke  eines  Ausge- 
wiesenen, Verhafteten,  Internierten,  solange  keine  neue, 
sonstige  Maßnahme,  wie  Beschlagnahme,  Enteignung  u.  dgl. 
ergeht,  vollkommen  unberührt.  Es  ist  keine  atteinte  aux 
biens,  daß  ihr  Inhaber  eingesperrt  wird.  In  Wahrheit  sind 
„biens,     droits     et     interets"     Vermögens  recht  e.^)      Und 


')  Auch  die  „int^rets"  sind  rechtlich  qualifiziert,  wie  sich  schon 
aus  ihrer  Zusammenstellung  mit  den  biens  (property  im  engeren 
Sinn)  und  droits  ergibt.  Die  nähere  Erklärung  erfordert  eine  eigene 
Untersuchung.  Ich  möchte  aber  die  Gelegenheit  zu  der  Bemerkung 
benutzen,  daß,  wie  immer  man  des  Genaueren  urteilen  möge,  die 
weiteste  denkbare  Bedeutung  in  der  deutschen  Rechtssprache 
mit  dem  Ausdruck  „rechtliche  Befugnisse"  wiederzugeben  ist.  Es 
läßt  sich  aber  nachweisen,  daß  es  sich  um  subjektive  Rechte  handelt. 
In  England,  wo  „interest"  namentlich  im  Sachenrecht  ein  so  über- 
aus häufig  gebrauchtes  Wort  ist  und  dort  stets  ein  dingliches,  wenn 
auch  oft  ein  nicht  auf  Common  Law  beruhendes  Recht  bezeichnet, 
ereignet  sich  ein  überaus  bezeichnendes  Beispiel.  Als  besondere 
Ausnahme  v/ird  es  nämlich  im  Anschluß  an  drei  Gerichtsurteile 
zum  International  Copyright  Act,  1886,  s.  6  (vgl.  Scrutton,  Law  of 
Copyright,  3  ed.  p.  210)  angesehen,  daß  hier  mit  „rights  or  interests" 
unter  rights  gesetzliche  Rechte  und  unter  interests  ein  weiterer 
Kreis  von  Befugnissen  verstanden  sei.  Näher  besehen,  sind  die 
auch  in  unseren  autorrechtlichen  Uebergangsbestimmungen  üblichen 
Gestattungen  gemeint,  die  ursprünglich  gemeinfreie  Benutzung  eines 
Abhandlungen  zum  Friedensvertrage.    Heft  4.  6 
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es  ist  wieder  deutlich,  daß  das  Eigentum  nicht  verletzt,  wer 
Aveder  mit  der  Sache  tatsächlich  etwas  zu  schaffen  hat,  noch 


nunmehr  geschützten  Werks  fortsetzen  zu  dürfen.  Diese  Befug- 
nisse aber  haben  die  gleiche  Wesensart  wie  das  Vorbenutzungsrecht 
an  Patenten,  von  dem  schon  lange  anerkannt  ist,  daß  es  mindestens 
von  der  Patenterteilung  ab  ein  wahres  subjektives  Recht  ist.  Aus 
dem  französischen  Recht  verweise  ich  hier  nur  auf  die  Verwendung 
des  Worts  „interet"  (neben  „action",  C,  c.  529;  C.  comm. 
91,  al.  3)  für  gewisse  —  bestritten,  welche  —  Mitglied- 
schaftsrechte an  Gesellschaften.  Die  ständige  Wendung  des 
VV.:  „societes  ou  associations  dans  lesquelles  ils  etaient 
interesses",  Art.  297  lit.  a,  lit.  e,  298,  Anl.  §§  4,  6,  13,  spricht  von 
Mitgliedschaftsrechten  überhaupt,  aber  nur  von  solchen.  Die  eilig 
abgefaßte  amtliche  Uebersetzung  des  VV.  sagt  überall  „Interessen", 
was  als  wörtliche  Herübernahme,  ohne  Stellungnahme  zum  Sinne, 
gerechtfertigt  werden  kann.  Mißverständlich  aber  haben  die  Ueber- 
setzer  angenommen,  das  in  Anl.  zu  Art.  298,  §  1,  Abs.  1,  Satz  2 
,, Interesse"  in  einem  andern  Sinn  gebraucht  sei:  als  Interessiert-, 
Beteiligt-sein;  sie  sagen:  das  Interesse  gilt  als  gewahrt.  Ange- 
ordnet wird  vielmehr:  Die  außerordentliche  Kriegsmaßnahme  hin- 
sichtlich eines  Vermögensobjektes  (dealing  with  property,  con- 
cernant  les  biens)  sei  so  anzusehen,  als  ob  sie  auch  hinsichtlich  der 
„Interessen",  d.  h.  Rechte  aller  Personen,  die  an  diesem  Objekt  be- 
standen (property  in  which  they  may  be  interested)  rechtswirksam 
getroffen  wäre  (as  having  been  effectively  dealt  with,  comme  ayant 
fait  valablement  fait  Tobjet),  ob  diese  Rechte  in  der  Order  aus- 
drücklich genannt  sind  oder  nicht.  Der  Satz  ist  um  die  Rechts- 
kraft der  Anordnung  besorgt.  Die  Rechte  aller  Personen  an  dem 
sequestrierten,  liquidierten  usv/.  Gegenstand  sollen  gegen  diese  An- 
ordnung keine  Kraft  mehr  haben,  auch  wenn  die  Maßnahme  nicht 
in  einem  gegen  sie  geführten  Verfahren  getroffen  worden  ist.  Wie 
es  scheint,  wird  die  Maßnahme  als  gegen  die  Sache  gerichtet  aufge- 
faßt. Nimmt  man  dies  ernst,  so  würde  z.  B.  eine  Liquidation,  die 
gegen  den  vermeintlichen  Eigentümer  A  erlassen  wurde,  gegen  den 
wahren  Eigentümer  B  wirksam  sein,  eine  solche  gegen  den  Eigen- 
tümer X  auch  gegen  den  Pfandgläubiger  Y  gelten,  trotzdem  B  und  Y 
im  Beschluß  nicht  einmal  genannt  sind.  Eine  verwandte,  aber  weniger 
Bedenken  erregende  Vorsorge  trifft  §  1  zweimal,  indem  er  von  einer 
Anordnung  der  Behörde  einer  der  vertragschließenden  Regierungen 
spricht,  die  auf  Grund  (im  wirklichen  Rahmen)  der  Kriegsgesetz- 
gebung gegen  feindliches  Eigentum  getroffen  wurde  oder  als  auf  ihr 
beruhend,  d.  h.  indem  der  Beamte  meinte,  in  ihrem  Rahmen  zu  han- 
deln, erging:  purporting  .  .  in  pursuance,  vgl.  die  engl.  Rechts- 
wörterbücher unter  pursuance.  Es  ist  lehrreich,  daß  der  französische 
Text  hier  überall  zwar  dem  Sinn  des  englischen  näherkommt  als  der 
deutsche,  sich  aber  doch  unsicher  zeigt.  Biens  dans  lesquel  sont  com- 
pris  les  interets  ist  dunkel,  und  reputees  avoir  ete  rendues  läßt  un- 
klar, wer  „meint".     Der  englische  Text  ist  der  ursprüngliche! 
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den  Inhalt  des  Eigentumsrechts  einschränkt.  (Daß  übrigens 
auch  tatsächlich  die  Verfügung  der  Verhafteten  durch  Stell- 
vertreter möglich  war  und  viel  und  mit  Erfolg  benutzt  wurde, 
ist  ein  Superfluum.)  Die  oben  aufgeführte  Rechtsprechung 
stimmt  daher  auch  mit  der  Entscheidung  Asser  im  Falle 
Chausson,  Recueil  1,  590,  überein,  wo  der  mesure  exceptio- 
nelle  mit  Betonung  entgegengesetzt  wurde,  daß  nur  eine 
impossibilite  de  fait  vorliege.  Vgl.  auch  das  deutsch-engl. 
Urt.  Catty,  Rec.  1,  319. 

Die  Klagen  der  Elsaß-Lothringer  sind  von  besonderer 
Merkwürdigkeit,  da  sie  außerdem  nicht  bloß  auf  derberühmten 
virtuellen  Staatsangehörigkeit  beruhen,  sondern  zum  Ueber- 
fluß  sowohl  die  Reparationsbeschränkung  des  Art.  63  VV. 
wie  das  Abkommen  der  Regierungen  vom  15.  November  1919 
ignorieren.  Ueber  dieses  sogenannte  Baden-Badener  Möbel- 
abkommen berichtet  unten  der  Anhang. 

Die  zum  Friedensvertrag  selbst  gewagte  These  er- 
scheint angesichts  der  Fassung  des  Vertrags  und  der  Ueber- 
zeugung,  die  sich  aus  ihm  den  Gemischten  Schiedsgerichts- 
höfen längst  aufgedrängt  hat,  wohl  als  aussichtslos.  Die  kon- 
struktive Künstelei,  die  aus  einer  Vermögensschädigung  (re- 
percussions  sur  les  biens)  durch  mesure  dirigee  contre  la  per- 
sonne eine  mesure  dirigee  contre  les  biens  machen  will,  ist 
von  den  Entscheidungen  Moriaud  und  Sjoeborg  im  vorhinein 
zurückgewiesen.  Immerhin  mag  sie  als  Ausgangspunkt  für 
einige  weitere  zivilrechtsvergleichende  Bemerkungen  zum 
Stoffe  des  VV.  dienen  —  auf  die  Gefahr  hin,  daß  die  nach- 
folgende ,, rechtsrheinische  Pedanterie"  als  unnötig  emp- 
funden wird. 

Die  bürgerlich-rechtliche  Theorie  ist  hier  entscheidend, 
obwohl  es  sich  um  einen  öffentlich-rechtlichen  Anspruch  han- 
delt, da  das  öffentliche  Recht,  namentlich  das  Völkerrecht, 
keine  eigenen  einschlagenden  Begriffe  ausgebildet  hat.  Und 
zwar  finden  sich  die  maßgebenden  Grundbegriffe  in  allen 
Rechtsordnungen  bei  der  Lehre  von  der  außervertraglichen 
Schadenszufügung.     Die  Ausdeuter  des  VV.  in  den  gegne- 

6* 
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rischen  Staaten  sind  zuweilen  sogar  geneigt,  die  deutschen 
Kriegsmaßregeln  als  Delikte  im  engeren  Sinn  zu  bezeichnen, 
womöglich  als  vorsätzlich  begangene.  Es  dürfte  wirklich  zu- 
treffen, daß  Art.  297  e  bloß  die  nach  bisherigem  kontinen- 
talem Völkerrecht  mißbilligten  Akte  des  Handelskrieges 
unter  Sanktion  stellt.*)  Aber  wie  immer,  jedenfalls  werden 
in  allen  modernen  Zivilrechten  die  Fälle,  wo  Schadens- 
ersatz aus  schuldloser  rechtswidriger  (ja  auch  rechtmäßiger) 
Verursachung  zugebilligt  wird,  den  Fällen  der  echten  Delikts- 
haftung, welche  Rechtswidrigkeit  und  Verschulden  voraus- 
setzt, gedanklich  angeschlossen  und  mindestens,  sofern  sie 
Rechtswidrigkeit  voraussetzen,  unter  einen  weiteren  Begriff 
der  unerlaubten  Handlungen  (faits  illicites)  gebracht. 

B.  Rechtsgut    und    Schaden. 

Grundlegend  für  die  klare  Erfassung  der  Streitfrage  sind 
nun  die  Begriffe  des  verletzten  Rechtsguts  und  des  Schadens; 
ich  brauche  sie  für  juristische  Leser  nicht  zu  definieren. 

I.  In  Ansehung  des  bei  einem  Delikt  verletzten  Rechts- 
guts besteht  eine  verschiedene  Behandlung  in  den  Rechtsord- 
nungen. Wie  ehemals  das  römische  Recht,  so  kennt  das 
englische  Recht  bis  auf  den  heutigen  Tag  nur  einzelne 
konkrete  Tatbestände,  die  zu  Deliktsklagen  (actions)  führen 
und  nach  Bedarf  vermehrt  werden.  Auch  die  modernen  Dar- 
stellungen des  law  of  tort  müssen  sich  infolgedessen  damit 
begnügen,  die  vorhandenen  einzelnen  Deliktsfälle  zu  grup- 
pieren. Als  das  Haupteinteilungskriterium  erweist  sich  dabei 
die  Art  des  verletzten  Rechtsguts.  (H  e  y  m  a  n  n  in  Kohlers 
Enzyklopädie  2,  338.)  So  unterscheidet  P  o  1  1  o  c  k  ,  Law  of 
tort  (7.  Aufl.  S.  7)  3  Gruppen.  Die  erste  sind  die  Personal 
Wrongs,  die  zweite  die  Wrongs  to  Possession  and  Property; 
die  dritte  gemischte  Gruppe  umfaßt  nur  besondere  Klagen 
wegen  Unvorsichtigkeiten  und  Unterlassungen,  für  die  keine 
Analogie  im  VV.  vorhanden  ist.  Hier  haben  wir  denselben 
Gedanken  wie  im  VV.  Personal    wrongs   sind  die  An- 


«)  Vgl.  unten  C. 
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griffe  auf  die  Person,  in  erster  Reihe  stehen  wrongs  affecting 
savety  and  f  reedom  of  the  person.  Wrongs  to  property 
sind  die  Verletzungen  von  Besitz,  Eigentum  und  analog  zu 
behandelnden  Rechten,  z.  B.  der  beschränkt  dinglichen  Rechte, 
der  Patent-,  der  Urheberrechte.  Der  Unterschied  war  für  das 
englische  Recht  höchst  bedeutsam  und  ist  es  teilweise  noch 
immer,  so  noch  heute  für  die  Frage  der  passiven  Vererblich- 
keit  der  Klage  und  ferner  für  die  Dauer  der  Verjährung  nach 
den  Limitation  Acts;  auch  wird  z.  B.  betont,  daß  das  arbiträre 
Element  der  richterlichen  Schadensberechnung  bei  den  per- 
sönlichen Verletzungen  besonders  hervortritt. 

Derselben  Unterscheidung  bedienen  sich  auch  die 
modernen  Gesetze.  Beispielsweise  umfaßt  die  oben  S.  60 
berührte  beschränkte  Schadens-Haftung  des  Reeders  nach 
dem  Merchant  Shipping  Act  1894,  s.  503  vier  getrennte 
Fälle;  davon  betreffen: 

a)  und    c)    loss     of    life     or    personal     injury 
caused  to  any  person  .  .  . 

b)  und  d)  damage  or  loss  caused  to  any  goods,  merchan- 

dise,  or  other  things  whatsoever  .  .  ., 
a)  und  b):  auf  dem  Schiff,  c)  und  d):  auf  anderem  Schiff, 
Der  M.  Sh.  A.  1900  s.  1  fügte  den  Fällen  b)  und  d)  die  Ver- 
allgemeinerung auf  sonstiges,  durch  das  Schiff  geschädigtes 
Vermögen  bei:  any  loss  and  damage  caused  to  property 
o  r  rights  of  any  kind,  whether  on  land  or  on  water,  or 
whether  fixed  or  moveable;  daß  diese  ,, property  and  rights** 
im  Gegensatz  zu  den  unter  a)  und  c)  behandelten  Rechts- 
gütern bleiben,  ist  völlig  unzweifelhaft. 

Den  Begriff:  injury  to  health"  definiert  für  den 
Bereich  der  Kinderschutzgesetze  das  Gesetz  57  &  58  Vict. 
eh.  27,  s.  19  als:  injury  to,  or  loss  of,  Sight  or  Hearing  or 
Limb  or  Organ  of  the  Body,  and  any  Mental  Derangement." 
Sonst  stellte  man  ,,health**  neben  ,,limbs  and  body",  wie 
BGB.  §  823  „Gesundheit**  neben  „Körper**. 

Auch  das  deutsche  bürgerliche  Recht  unterscheidet  unter 
den  Rechtsgütern  und  erkennt  im  BGB.  §  823  Abs.  1  Delikte 
nur  bei  Verletzungen  von  absoluten  Rechten  und  bestimmten 
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Rechtsgütern  an.  Dabei  unterscheiden  sich  abermals  die  Ver- 
mögensrechte und  die  Verletzungen  der  Person.  Nur  bei  den 
letzteren  genügt  es,  daß  eines  der  bestimmten  Rechtsgüter: 
Leben,  Körper,  Gesundheit,  Freiheit  verletzt  ist,  ohne  daß 
ein  subjektives  Recht  betroffen  wird;  nur  bei  den  letzteren 
auch  kommt  es  vor,  daß  nichtvermögensrechtlicher  Schaden 
ersetzt  wird  (§  847). 

Völlig  anders  verhält  sich  die  französische  Rechtsent- 
wicklung. Sie  ist  zu  einer  umfassenden  Generalisierung  des 
Deliktsbegriffs  gelangt,  art.  1382  Code  Civil,  jeder  schuld- 
hafte (und  rechtswidrige)  Angriff  auf  einen  anderen  ist 
grundsätzlich  genügend.  Daraus  erklärt  sich  vielleicht,  daß 
jene  französischen  Anwälte  überhaupt  auf  den  Einfall  ge- 
kommen sind,  Art.  297  e  im  gleichen  Sinne  auszulegen.  Sie 
tun,  als  ob  er  den  Wortlaut  von  Art.  1382  C.  C.  hätte.  Man 
denke  indessen  nicht,  daß  die  moderne  französische  oder 
italienische  Wissenschaft  sich  nicht,  wo  es  darauf  ankommt, 
bewußt  wäre,  daß  zum  Tatbestand  des  Delikts  der  Angriff 
auf  ein  bestimmtes  Rechtsgut  gehört:  das  droit  lese.  Nur 
gelten  eben  grundsätzlich  alle  Rechte  als  geschützt,  so  daß 
die  einzelnen  abgesondert  erst  bei  der  Schadensberechnung 
besprochen  werden,  z.  B.  der  Schaden  durch  Tötung,  durch 
Verletzung  des  Körpers,  der  Ehre,  des  literarischen  Eigen- 
tums. Damit  kommen  wir  auf  die  Wurzel  der  Begriffsver- 
wirrung. Wenn  in  einem  rein  französischen  Gesetz  die  Wen- 
dung gebraucht  wird:  dommage  cause  aux  biens,  so 
bleibt  es  der  näheren  Untersuchung  vorbehalten,  ob  auch  ein 
Angriff  auf  die  Person,  welcher  ,,dem  Vermögen  einen 
Schaden  verursacht**,  mitgedeckt  sein  soll.  Bei  dem  Gesetz 
über  die  dommages  de  guerre  ist  dies  tatsächlich  n  ix  h  t  der 
Sinn.  (Unten  IV.)  Keine  derartige  Frage  braucht  man  nur 
auf  zu  werfen,  wenn  dommage  cause  aux  personnes  et  aux 
biens  schlechtweg  zu  ersetzen  ist,  wie  z.  B.  wenn  eine  Er- 
satznorm auf  die  verbietende  Sonderbestimmung  des  Art.  VI 
des  Waffenstillstandsabkommens  gebaut  worden  wäre:  Dans 
tous  les  territoires  evacues  par  l'ennemi  toute  evacuation  des 
habitants  sera  interdite;  il  ne  sera  apporte  aucun  dommage 
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ou  prejudice  ä  la  personne  ou  a  la  propriete  des  habitants. 
Hier  käme  dann  bloß  in  Frage,  ob  der  durch  Verletzung  einer 
Person  entstandene  Vermögensschaden  nicht  als  nur  indirekt 
verursacht  ausscheidet,  gemäß  allgemeinen  französischen 
Rechtsprinzips. 

Wo  dagegen  der  Vertrag  von  Versailles  von  ,,dommage 
cause  aux  civils''  oder  ,, cause  aux  biens"  redet,  sorgt  er  sofort 
durch  Hinzufügungen  dafür,  daß  das  Objekt  der  atteinte 
klargestellt  ist.  Anl.  I  zu  244,  §  1  Dommages  causes  aux 
civils  atteints  dans  leur  personnes  ou  dans 
1  e  u  r  V  i  e  ,  §  2  atteintes  ä  la  vie  ou  ä  la  sante,  §  3  atteintes 
a  la  sante  .  .  .  etc.  —  Art.  297  e)  dommages  ou  prejudices 
causes  ä  leur  biens,  droits  ou  interets  .  .  .  par  Ta  p  p  1  i - 
cation..des  mesures..(§3  Anl.):  prises  .  . 
ä  Te  g  a  r  d  d  e  b  i  e  n  s  e  nn  e  m  i  s. 

Das  sollte  doch  auch  einen  französischen  Juristen,  der 
das  englische  Element  des  VV.  nicht  gehörig  beachtet,  über- 
zeugen, daß  die  Zweideutigkeit  des  französischen  Sprach- 
gebrauchs, die  aus  der  Weite  des  Art.  1382  C.  c.  folgte,  im 
VV.  fehlt. 

Der  englische  Text  des  Versailler  Vertrags  zeigt  deut- 
lich den  Anschluß  an  die  englische  Einteilung.  Einerseits 
Verletzung   der   Person: 

Teil  Vin,  Anlage  I,  §1:     personal    injury    to 
or    death    of  .   . 

§  2:  acts  of  cruelty,  violence  of  maltreatment,  including 
injuries  to   life    or   health   asa  consequence  .... 

§  3:  acts  injurious  to  health  or  capacity  to 
work,    or    to    honour 

§  4:  maltreatment 

§  8:  forced  to  labour. 

Andererseits  Verletzung  von  Vermögensrechten: 

Teil  X,  Abschnitt  IV:  property,  rights  and 
i  n  t  e  r  e  s  t  s. 

Art.  297  e):  damage  or  injury  inflicted  upon  their 
property,    rights    or    interests. 
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Anl.  §  1 :  war  legislation  with  regard  to  enemy  property, 
rights  and  interests. 

§  3:  measures  .  .  .  with  regard  to  enemy  property. 

Hierzu  gibt  §  3  Anl.  hinter  Art.  298  einen  langen  Katalog 
von  Maßnahmen  mit  vielen,  möglichst  erschöpfenden  Bei- 
spielen; weder  eine  der  Regeln,  noch  eines  der  Beispiele  be- 
trifft eine  gegen  die  Person  gerichtete  Maßnahme.  Dasselbe 
gilt  von  der  Aufzählung  in  §  1  ib. 

Aber  auch  in  Teil  VIII  Anl.  I,  besonders  klar  §  9: 
damage  in  respect  of  all  p  r  o  p  e  r  t  y  .  .  .,  which  has  been 
carried  of,  seized,  injured  or  distroyed  .... 

Gleicherweise  ^)  unterscheidet  der  Vertrag  von  Sevres 
mit  der  Türkei,  der  in  dieser  Materie  einen  etwas  anderen 
Aufbau  hat,  in  Art.  236,  II: 

I.  Die  Ansprüche  aus  persönlicher  Schädi- 
gung, die  von  der  Finanzkommission  erledigt  werden,  und 
2.  die  Ansprüche  wegen  Eigentums,  die  nach  Art.  287 
von  einer  durch  den  Völkerbundsrat  einzusetzenden  Schieds- 
kommission untersucht  und  entschieden  werden  sollen; 
Art.  287  seinerseits  spricht  aber  wieder  von  Eigentum. 
Rechten  und  Interessen. 

II.  Der  Schadensbegriff  steht  seit  dem 
römischen  Juristen  Paulus  fest.  Schadensersatz,  id  quod 
interest,  dommages-interets,  ordinary  damages,  bedeuten  den 
Ersatz    derjenigen    Differenz    in    dem    Vermögen    des    Ge- 


*)  Auf  solche  Gleichungen  darf  man  sich  berufen.  Dagegen  ist 
CS  grundsätzlich  falsch,  den  mit  Deutschland  geschlossenen  Vertrag 
mit  Hilfe  von  Abweichungen  oder  Zusätzen  in  den  anderen  Friedens- 
verträgen auszulegen.  Diese  sind  res  inter  alios  actae  und  gehen  den 
„Vertragsteil"  Deutschland  nur  so  weit  an,  als  das  Deutsche  Reich 
die  Bestimmungen  dieser  Verträge  im  voraus  anerkannt  hat.  Außer- 
dem hatten  die  Alliierten  und  Assoziierten  Mächte  Zeit,  Normen,  die 
sie  im  ersten  Vertrag  nicht  zu  ihrer  Befriedigung  gefaßt  sahen,  in 
den  späteren  Verträgen  in  ihrem  Sinne  oder  im  Sinne  der  Rekla- 
mationen einzelner  Mächte  zu  verbessern.  Schwer  verfehlt  sich  in 
dieser  Richtung  das  Urteil  des  Deutsch- Jugoslavischen  Gem. 
Schiedsgerichtshofs  i.  S.  Schumacher  g.  D.  Reich  mit  Folgerungen 
aus  den  Verträgen  von  St.  Germain  und  Trianon.  Aber  auch  in 
französischen  Prozeßschriften  werden  unhaltbare  Schlüsse  aus  dem 
Vertrag  von  Sevres  und  den  anderen  gezogen 
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schädigten,  Activa  und  Passiva  als  Einheit  zusammengefaßt, 
die  durch  die  schädigende  Handlung  entstanden  ist.  Dies 
gilt  auch  im  englischen  Recht;  ordinary  damages  sind:  that 
by  which  he  (der  Geschädigte)  is  the  vvorse  for  the  de- 
fendent  wrong  doing  (Pollock,  184).  Bei  diesem  Begriff 
ist  es  von  vornherein  ausgeschlossen,  in  dem  Vermögens- 
schaden mehrere  Teile  zu  unterscheiden,  je  nachdem,  ob  das 
eine  oder  das  andere  Stück  des  Vermögens  geschädigt  worden 
ist.  Nur  aus  der  genannten  Betrachtung  ergibt  sich  ja  über- 
haupt, ob  ein  Schaden  entstanden  ist  und  wie  groß  er  ist 
(compensatio  lucri  cum  damno,  Berücksichtigung  des  Selbst- 
verschuldens usw.). 

Damit  ist  natürlich  nicht  ausgeschlossen,  daß  von  einem 
so  ermittelten  Schaden  nur  ein  Teilbetrag  zu  ersetzen  ist,, 
daß  der  Kausalzusammenhang  nur  bis  zu  einem  gewissen 
Punkte  verfolgt  wird  (direkter  Schaden,  damnum  emergens) 
usw.,  kurz,  daß  zugunsten  des  Schädigers  der  Ersatz  be- 
schränkt wird.  Ferner  kann  man  von  dem  Vermögens- 
schaden die  Genugtuung  für  persönliche  Unbill:  physische 
Schmerzen,  Seelenqualen,  Einbuße  an  Ehre,  überhaupt  Un- 
lustgefühle  abtrennen  (dommage  moral,  exemplary  da- 
mages). Endlich  ist  es  möglich,  daß  ein  Gesetz  nicht  den 
Schadensersatz  im  beschriebenen  Sinne  gibt,  sondern  etwa 
nur  Ersatz  des  Schadens  an  einem  bestimmten  Gut  oder  nur 
Ersatz  des  Wertes  einer  bestimmten  Sache  oder  billige  Ent- 
schädigung usf.  Ganz  seltsam  wäre  es  aber,  wenn  der  VV, 
auf  Grund  eines  und  desselben,  zum  „Schadensersatz"  ver- 
pflichtenden Tatbestandes  mit  Teilung  der  Kausalkette  die 
primären  Wirkungen  auf  die  persönlichen  Rechtsgüter  im 
Reparationsteil  regeln  und  die  sekundären  Wirkungen  auf 
die  Vermögensbestandteile  in  den  Art.  297  stellen  würde. 
Dies  würde  zugleich  bedeuten,  daß  aus  der  ursächlichen  Ver- 
kettung der  Schadensfolgen  ein  Glied,  eine  der  zu  weiterem 
Schaden  führenden  Tatsachen,  herausgegriffen  und  wieder 
aufs  neue  zum  Rechtsgrund  für  eine  selbständige  Ersatz- 
pflicht erhoben  würde.  Zu  dieser  barocken  Auffassung  gibt 
der  Vertrag  keinen  Anlaß;   sie   ist  nur  eine  Verwechslung- 
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zwischen  schadenstiftender  und  zum  Schadenersatz  verpflich- 
tender Tatsache.®) 

In  Wirklichkeit  behandelt  Anl.  zu  Art.  244  auch  die 
Vermögensfolgen  (unten  IV).  Andererseits  trennt  der  Ver- 
trag nicht  die  Schadensfolgen,  sondern  die  Rechtsgüter 
(oben  1). 

C.    Ausschließende  Regelung  der  persön- 
lichen Rechtsgüter   in  Teil   VIII. 

Art.  297  scheidet  aus,  weil  weder  die  dort  ins  Auge  ge- 
faßten Maßnahmen  durch  Internierung,  Ausweisung  u.  dgl. 
erfüllt,  noch  ein  Angriff  auf  Vermögensrechte  durch  Maß- 
nahmen gegen  die  Person  unternommen  ist. 

Uebrigens  enthält  Art.  297  noch  eine  weitere  allgemeine 
Einschränkung,  die  alle  hier  in  Rede  stehenden,  aus  poli- 
tischen und  militärischen  Gründen  verhängten  Anordnungen 
gegen  Personen  ausschließt.  Er  spricht  nur  vom  Ha  n  d  e  1  s  - 
krieg. '^)  Auch  die  Zerstörung  einer  Brücke  ,,auf  militärischen 
Befehl  aus  rein  militärischen  Gründen"  gehört  sicher  nicht 
unter  Art.  297  e).  So  hat  sich  die  Kammer  Mercier  im  Falle 
Kastler,  Recueil  1,  327  ausgesprochen.  Aehnlich  Kammer 
Asser  (Huret,  Rec.  1,  103).  In  diesem  Punkte  stimmt  jetzt 
auch  eine  ausführliche  Rechtsdarlegung  des  Pariser  Pro- 
fessors de  Lapradelle 

^)  Vor  demselben  Fehler  muß  man  sich  hüten,  sofern  es  sich 
um  die  Grenzen  handelt,  die  Art.  297  dem  verpflichtenden  Tatbestand 
zeitlich  und  räumlich  zieht,  z.  B.:  ein  rumänischer  Eisenbahn- 
waggon ist  vor  dem  Beginn  des  Krieges  mit  Rumänien  von  einer 
deutschen  Behörde  requiriert  worden.  Wie  immer  man  zu  dem 
Streit  über  die  Requisitionen  steht,  traf  diese  Requisition  nicht  ein 
„feindliches  Gut",  und  —  unter  anderen  Konsequenzen  —  ist  daher 
zuständig  nicht  der  GemSchGH.,  sondern  der  gemäß  §  4  Anl.  zu  298 
bestellte  Schiedsrichter.  Hiergegen  darf  man  nicht  einwenden,  daß 
der  Waggon  auch  nach  dem  Ausbruch  des  Krieges  noch  benützt  oder 
erst  dann  verschlechtert  worden  sei  —  das  ist  Fortsetzung  des 
Kausalzusammenhangs,  schadenerzeugende  oder  vermehrende,  nicht 
verpflichtende  Tatsache,  fait  dommageable,  nicht  fait  reproche. 

7)  Herm.  I  s  a  y  ,  Jur.  Woch.  1921,  722;  Ernest  Schuster, 
British  Yearbook  of  International  Law  1,  1920/21,  181.  P  a  r  t  s  c  h  , 
Mitteilungen  der  Deutschen  Ges.  für  Völkerrecht,  1922,  97.  Vgl. 
Oppenheim,   International   Law.   war  anf.   Neutrality   1921,   159. 
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Prozeßschrift    vom    16.    Okt.    1922    i.    S.    Compagnie 
d'Electricitc  de  Varsovie,  unter  II,  zum  Urt.  Rüssel 

zu;  Art.  297  beziele  nur  die  außerordentlichen  Maßnahmen, 
die  im  Laufe  des  vom  militärischen  Kriege  unabhängigen 
Handelskrieges  die  Güter,  Rechte  und  Interessen  treffen.®) 
Die  nächste  Konsequenz  müßte  die  Beseitigung  der  ganzen 
Rechtsprechung  über  Requisitionen  und  sonstige  nicht  dem 
Handelskrieg,  den  Angriffen  gegen  den  feindlichen  Handel 
und  Verkehr,  sondern  der  Militärversorgung  und  dem  Be- 
darf der  Bevölkerung  dienende  Maßregeln  sein. 

Hält  man  nun  fest,  was  im  Grunde  niemand  überhaupt 
bestreitet,  daß  der  Friedensvertrag  im  Anhang  l'zu  244  die 
deutschen  Angriffe  auf  die  Person,  näher:  Leben,  Gesund- 
heit, Ehre  der  alliierten  Staatsangehörigen  regelt,  und  die 
wirtschaftlichen  Klauseln  von  den  gegen  diese  Rechtsgüter 
gerichteten  Angriffen  nicht  mehr  sprechen;  und  beobachtet 
man,  daß  der  Friedensvertrag,  wie  oben  unter  B  dargelegt, 
nicht  einen  dem  Art.  1382  C.  C.  entsprechenden  allgemeinen 
Deliktsbegriff  hat,  sondern,  gleich  dem  englischen  und  dem 
deutschen  Recht,  Angriffe  gegen  die  Person  und  Angriffe 
gegen  das  Vermögen  unterscheidet,  so  ergibt  sich  schon 
hieraus,  daß  die  Ordnung  im  Abschnitt  von  den  Reparationen 
die  Angriffe  auf  die  Person  erschöpfend  regelt. 


8)  Aus  dieser  Meinungsgleichheit  folgt  nicht  etwa  Zustimmung 
zu  weiteren  Thesen,  aus  der  Einschränkung  des  Art.  297  e  folgt  nicht 
auch  eine  entsprechende  des  §  9  Anl.  I  zu  Art.  244  auf  nur  militärische 
Handlungen.  Ich  erwähne  nur  einiges:  Man  übersieht  unter  anderen 
exegetischen  Fehlern  gern,  daß  die  Schlußwendung:  „dommages 
causes  en  consequence  directe  des  hostilites  ou  de  toutes  Operations 
de  guerre"  mit  einem  „ou"  (or)  an  den  vorhergehenden,  allge- 
meineren Tatbestand  angeschlossen  ist.  Ferner  hat  die  Uebersicht 
oben  II,  1,  gezeigt,  daß  gerade  nur  bei  den  Vermögensgütern,  nicht 
auch  für  die  persönlichen  Güter  eine  Konkurrenz  zwischen  VIII 
und  X  vorliegt.  Eine  unberechtigte  Rolle  spielt  die  Unterstellung, 
daß  jeder,  durch  eine  deutsche  Maßnahme  verursachte  Schaden 
irgendwo  im  Vertrag  seine  Sanktion  haben  müsse.  Das  widerstreitet 
nicht  nur  dem  Art.  232  und  dem  Wesen  eines  Friedensvertrages, 
sondern  auch  den  zivilrechtlichen  Erfahrungen.  Man  denke  an  das 
römische  und  das  englische  Recht,  an  BGB.  §  823  Abs.  1  u.  v.  a. 
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D.      Vermögensschaden     aus     Personen- 
verletzung  unter    den   Reparations- 
bestimmungen. 

Der  französische  Staatsvertreter  hat  die  These  aufge- 
stellt und  konnte  sie  auch  wohl  nicht  entbehren:  der  Anhang 
zu  §  244  beschränke  sich  strenge  auf  die  Aufzählung  der 
„körperlichen  oder  moralischen**  Schädigungen. 
Dies  wollen  wir  untersuchen.  „Körperlicher  Schaden**  muß 
entweder  „moralischer**  oder  ein  Teil  des  Vermögensschadens 
sein.    Betrachten  wir  beide  Möglichkeiten. 

I.Dommage    moral  —  dommage    materiel. 

Der  Reparationsteil  billigt  nicht  nur  den  „dommage  moral" 

zu,   sondern  bezieht  auch  den  Vermögensschaden   ein,   den 

„dommage  materiel  ou  patrimonial**  der  französischen  Lehre. 

Colin  et  Capitant,  3.  ed.,  2.  373. 

Der  eine  tritt  in  engster  Verbindung  mit  dem  andern  auf. 
Dies  geht  aus  verschiedenen  Wendungen  deutlich  hervor. 

So  spricht,  im  Anh.  I  zu  Art.  244,  §  1  von  den  dommages 
causes  aux  survivants.  Der  Schaden  von  Hinterbliebenen  ist 
praktisch  in  erster  Reihe  ein  vermögensrechtlicher.  Der- 
jenige, der  den  Hinterbliebenen  als  „heritiers**  zugesprochen 
wird,  ist  ausschließlich  vermögensrechtlich,  „materiel**,  und 
natürlich  ist  hier,  wie  in  allen  Ländern  und  wie  es  auch  die 
Anwendung  von  C.  c.  1382/3  und  ital.  C.  c.  1151/2  gewohnt 
ist,  vor  allem  an  den  Ersatz  des  Unterhalts,  den  der  Ver- 
storbene seiner  unterhaltsberechtigten  Familie  gewährt  haben 
würde,  gedacht. 

Vgl.  z.  B.  Ferrini,  in  Digesto  Italiano  IX,  1,  800  n.  130. 
Giurisprudenza  sul  Codice  civile,  V,  n.  5501 — 5511. 
5552—5555. 

Das  gleiche  gilt  von  der  Erwähnung  der  survivants  in  §  2 
und  §  3  in  fine. 

§  3   aber  stellt  nebeneinander  die  Angriffe: 

1.  auf  die  Gesundheit  —  health,  sante; 

2.  auf  die  Erwerbsfähigkeit  —  capacity  to  work,  capacit6 
de  travail; 

3.  auf  die  Ehre  —  honour,  honneur. 
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Da  das  Nebeneinander  von  Gesundheit  und  Erwerbs- 
fähigkeit zu  logischen  Bedenken  führen  muß,  kann  man 
zweifeln,  wie  sie  sich  zueinander  verhalten.  Aber  über  den 
zweiten  Ausdruck  könnte  nur  jemand  in  Zweifel  geraten,  der 
den  festen  alltäglichen  Sprachgebrauch  nicht  kennt,  wie  er 
sich  namentlich  unter  dem  Einfluß  der  Gesetze  über  die 
Haftpflicht  der  Unternehmer  oder  die  Invalidenversicherung 
überall  ausgebildet  hat.  Capacity  to  work,  capacite  de  tra- 
vail,  capacitä  al  lavoro  sind  allbekannte  termini,  die  sich 
genau  mit  dem  decken,  was  das  deutsche  BGB.  §  843,  die 
am  vollkommensten  durchdachte  Kodifikation,  ,, Erwerbs- 
fähigkeit" nennt,  und  die  deutschen  Sozialversicherungs- 
gesetze, jetzt  Reichsversicherungsordnung  §  1255 :  ,, imstande 
sein,  zu  erwerben",  nennen.  Ich  lasse  die  öffentlich-rechtliche 
Arbeiterversicherung  ganz  beiseite  und  erwähne  nur  die 
nächstliegenden  Gesetze. 

Der  englische  „ Workmen's  Compensation  Act," 
—  ich  zitiere  nach  der  Fassung  von  1906  —  verordnet  die 
Haftpflicht  für  Unfälle  im  Betriebe,  indem  er  den  employer 
für  haftbar  erklärt  wegen  ,,p  e  r  s  o  n  a  1  i  n  j  u  r  y  by  acci- 
dent"  (s.  1).  Die  Entschädigung  wird  durch  die  First  Sche- 
dule  bestimmt:  §  1  a)  wenn  Tod  des  Arbeiters  aus  der 
injury  folgt,  (I)  zugunsten  der  Nachkommen,  die  ganz  von 
seinem  Verdienst  abhängen,  auf  den  Betrag  seines  Ver- 
dienstes in  den  letzten  drei  Jahren  usf.  (II)  zugunsten  teil- 
weise von  solchem  Verdienst  abhängender  Nachkommen  auf 
einen  entsprechenden  Teil,  (III)  wenn  er  keine  Nachkommen 
hinterläßt,  auf  die  Kosten  der  ärztlichen  Behandlung  und 
des  Begräbnisses  .  .  .,  b)  wenn  gänzliche  oder  teilweise 
Arbeitsunfähigkeit  (incapacity  for  work)  aus  der  in- 
jury folgt,  auf  wöchentliche  Zahlung  von  höchstens  50  %  der 
durchschnittliche  Wochenverdienst  der  letzten  12  Monate  usf. 
Ebenso  unterscheidet  das  französische  Gesetz  vom 
9.  April  1898,  später  wiederholt  revidiert,  Art.  3,  nach  den 
Folgen  des  accident  de  travail:  incapacite  de  tra- 
V  a  i  1  permanente,  und  zwar  absolue  oder  partielle, 
und  temporaire,   und  accident   suivi   de   m  o  r  t.      Die   Ent- 
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Schädigung  wird  nach  Teilen  des  Lohnes  berechnet.  Dazu 
treten  Arzt-,  Apotheker-  und  Begräbniskosten.  (Art.  4.)  Den 
gleichen  Aufbau  und  Sprachgebrauch  hat  das  belgische 
Gesetz  vom  24.  Dezember  1903,  Art.  4 — 6.  Nach  dem 
schweizerischen  Haftpflichtgesetz  (Bundesgesetze 
vom  25.  Brachmonat  1881  und  26.  April  1887),  §  5  umfaßt 
,,der  zu  leistende  Schadensersatz"  a)  im  Todesfalle  die 
Kosten  einer  versuchten  Heilung;  den  Schaden,  welchen  der 
Getötete  oder  Verstorbene  während  der  Krankheit  durch 
gänzliche  oder  teilweise  Erwerbsunfähigkeit  erlitten  hat;  die 
Beerdigungskosten;  den  Schaden,  welchen  die  Hinter- 
lassenen  erleiden,  wenn  derselbe  zu  ihrem  Unterhalt 
verpflichtet  war,  b)  im  Falle  von  Verletzung  und  Er- 
krankung: allen  Schaden,  welchen  der  Verletzte  oder  Er- 
krankte infolge  gänzlicher  oder  teilweiserj  dauernder  oder 
vorübergehender  Erwerbsunfähigkeit  erlitten  hat".  In  Ita- 
lien hat  man  das  deutsche  Unfallversicherungsgesetz  vom 
6.  Juli  1884  zum  Vorbild  genommen.  Die  Gesetze  vom 
17.  März  1898  n.  80  und  29.  Juni  1903  n.  243,  in  der  Fassung 
vom  31.  Jan.  1904  n.  51  cf.  DL.  23.  8.  1917  n.  1450,  Ges.  20.  3. 
1921  n.  296,  stellen  Versicherungspflicht  des  LInternehmers 
auf,  und  unterscheiden  natürlich  ebenfalls  Tod,  dauernde  und 
zeitweise,  absolute  und  teilweise  Invalidität,  die  invaliditä, 
inabilitä  oder  im  täglichen  Sprachgebrauch  sehr  häufig  in- 
capacitä  al  lavoro  genannt  wird. 

Z.  B,  Giurisprudenza  sul  Codice  civile  V  art.  1151/2, 
n.  5539:  unter  die  zu  ersetzenden  danni  materiali  gehört 
auch  die  incapacitä  temporanea  o  permanente  al  lavoro. 
Für  alle   diese   Gesetze   gilt:      Unter   mehrfachen   Ein- 
schränkungen, die  ich  hier  übergehe,  wird  nur  Vermögens- 
schaden  vergütet   und   der   gesamte   Anspruch   aus   dem 
betreffenden    Gesetz    erledigt    (z.    B.    nach    dem    belgischen 
Gesetz   Art.   21   sogar  auch  der  gemeinrechtliche   Anspruch 
gegen    den    nicht    absichtlich    den    Unfall    herbeiführenden 
Unternehmer). 

Und  so  erscheint  die  Erwerbsunfähigkeit  auch  als  Ver- 
mögensfolge  aus    Waffendienst    und   Kriegsverwundung   in 
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der  französischen  Kriegsgesetzgebung  zur  Familienunter- 
stützung. Das  Gesetz  vom  5.  August  1914  gab  den  unter- 
haltsbedürftigen Familien  der  unter  die  Fahnen  Gerufenen 
tägliche  Unterstützungsbeiträge.  Das  Gesetz  vom  28.  April 
1916,  Art.  1  dehnte  dies  auf  die  Familien  verwundeter  Zivil- 
personen und  diese  selbst  aus,  ,,et  cela  pendant  toute  la 
duree  de  l'incapacite  de  travail  resultant  de  la 
blessure  regue."  Die  Rente  erhält  immer  nur  der  necessiteux. 
Dommage  moral  bekommt  natürlich  niemand  ersetzt. 

Die  Erwerbsfähigkeit  kommt  in  der  Tat  n  u  r  in  Be- 
tracht als  Vermögensfaktor,  also  wegen  ,, dommage  materiel". 
Das  BGB.  drückt  dies  aus,  indem  §  843  ,, Schadensersatz" 
gibt,  wenn  infolge  einer  Verletzung  des  Körpers  oder  der 
Gesundheit  die  Erwerbsfähigkeit  des  Verletzten  aufgehoben 
oder  gemindert  wird  oder  eine  Vermehrung  seiner  Bedürf- 
nisse eintritt,  und  erst  in  §  847  von  dem  Schaden  spricht, 
der  nicht  Vermögenschaden  ist  (dommage  moral),  der  in 
Ausnahme  von  §  253  zu  ersetzen  ist.  Ideellen  Schaden  darf 
man  also  in  §  3  Anl.  I  cit.  nur  unter  der  Schädigung  der  Ge- 
sundheit  und   der   Ehre   suchen,    wenn   überhaupt. 

§  6  gibt  Ersatz  für  die  durch  Vermittlung  der  Regierung 
gesendeten  Unterstützungen  an  die  Kriegsgefangenen  ®)  und 
§  8  wegen  Zwangsarbeit,  die  ohne  angemessene  Entschädi- 
gung geleistet  wurde,  offenbar  in  dem  Sinne,  daß  eine  solche 
nachzutragen   ist. 

Es  ist  also  außer  jedem  Zweifel,  daß  die  Reparations- 
bestimmungen nicht  nur  den  dommage  moral  betreffen.  Die 
französische  Regierung  hat  denn  auch  Milliardenforderungen 
bei  der  Reparationskommission  angemeldet,  die  nicht  zu  ver- 
stehen wären,  wenn  sie  nicht  auch  Vermögensschaden  ent- 
hielten. 

II.  ,,D  o  m  m  a  g  e  p  e  r  s  o  n  n  e  T*  —  dommage 
m  a  t  e  r  i  e  1.  Die  Kläger  in  den  Proscrit-Prozessen  versuchen 
es  aber  in  der  Tat,  wenn  ich  die  unklaren  Behauptungen 
recht  verstehe,  mit  einem  weiteren  Gegensatze:  Durch 
Teil    VIII    soll    nicht    dommage    moral    allein,    jedoch    nur 

0)  Vgl.  Entsch.  der  CR.,  unten  E. 
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„d  o  m  m  a  g  e  p  e  r  s  o  n  n  e  T'  geregelt  sein,  für  den  X.  Teil 
sollen     die     ,,dommages     m  a  t  e  r  i  e  1  s"     erübrigen. 

Diese  Unterscheidung  will  sich  wahrscheinlich  an  das 
französische  Gesetz  über  Kriegsschäden  vom  17.  April  1919 
anlehnen. 

Hierzu  siehe:  L.  Saint-Quentin,  Les  dom- 
mages  de  guerre  (CoUection  de  A.  Saillard.  vol.  21) 
1919.  Rene  Roman,  Repertoire  General  de  legislation 
€t  de  jurisprudence  en  matiere  des  dommages  de  guerre. 
Paris  1922.  Die  Praxis  seit  1.  Nov.  1921  trägt  Roman  in 
der  Revue  des  dommages  de  guerre  nach,  die  mir  unzu- 
gänglich ist. 

Dieses  Gesetz  räumt  im  Anschluß  an  das  frühere  vom 
26.  Dezember  1914  Kriegsgeschädigten  einen  Entschädi- 
gungsanspruch gegen  den  französischen  Staat  ein,  jedoch 
(Art.  2  §  1)  unter  Beschränkung  auf  ,,les  dommages  c  e  r  - 
tains,  materiels  et  directs  causes  en  France  ou 
€n  Algerie,  a  u  x  b  i  e  n  s  immobiliers  ou  mobiliers  par  les 
faits  de  la  guerre,  und  mit  Ausschluß  der  Seeschäden.  Viel- 
mehr erklärt  Art.  66:  Une  loi  speciale  determinera  les  con- 
ditions  dans  lesquelles  s'exercera  le  droit  ä  la  reparation:  1* 
des  dommages  resultant  des  faits  de  la  guerre  causes  aux 
personnes.  (Loi  du  24  juin  1919  sur  les  reparations  ä  accorder 
aux  victimes  civiles  de  la  guerre  (Roman  §  350).  Hiernach 
wird  niemals  ersetzt  ein  die  Person  betreffender  Schaden 
—  le  dommage  doit  affecter  des  biens  et  non  des  per- 
sonnes — , 

Roman,  Art.  2  n.  4, 
also      nicht      ein      Schaden      aus      Gefangensetzung:        Le 
dommage  cause  ä  la  personne  par  la  privation  de  la  liberte 
n'entre  pas  dans  les  previsions  de   la  loi. 
Roman  n.  11  mit  Entsch.  5.  Nov.  1920. 

Für  Leistung  menschlicher  Arbeit  an  den  Feind  wird 
kein  Ersatz  gegeben,  bei  Leistung  von  Spanndiensten  ledig- 
lich Ersatz  für  Wegnahme,  Verschlechterung  oder  Zer- 
störung der  Wagen,  Tiere  u.  dgl. 

Depeche  ministerielle  11.  Juni  1919,  Roman  n.  11,  2. 
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Die  Arbeit  ohne  juste  remuneration  fällt  nur  unter  §  8 
Anl.  I,  Frankreich  vergütet  dafür  auch  vorläufig  nichts. 
Journal  Officiel   24.   März   1921. 

Da  ferner  nur  der  materielle  und  direkte  Schaden  ver- 
gütet wird,  was  nur  als  Anwendung  des  allgemeinen  Rechts- 
prinzips  vom  Erfordernis  der  unmittelbaren  Verursachung 
anzusehen  sei,  so  erscheinen  als  Musterbeispiele  niemals  zu 
ersetzenden  Schadens:  ,,Z.  B.  Schaden  der  Einwohner,  die, 
vor  der  Invasion  flüchtend,  sich  bei  anderen  in  Pension  be- 
geben haben;  Unterbrechung  eines  Handels-  oder  Gewerbe- 
betriebs; Schaden  aus  Beschmutzung  von  Werkzeugen,  die 
<\ie  Deutschen  in  den  besetzten  Gebieten  benutzt  jiaben.** 

Saint-Quentin,  p.  9  (der  natürlich  nicht  „Deutsche", 
sondern  Boches  sagt). 

Im  einzelnen  ist  der  Ersatz  noch  mit  Unterscheidungen 
nach  oben  begrenzt. 

Aehnlich  verhält  sich  das  belgische  Gesetz  vom 
10.  Mai  1919  in  der  Fassung  vom  8.  Okt.  1921,  Art.  2. 
Vgl.  van  Bladel:  ,,La  reparation  des  dommages  materiels 
resultants  des  faits  de  la  guerre.  Commentaire.  Bruxelles 
1922  s.2,  S.  168  ff. 

Diese  Gesetze  beruhen  auf  selbständigen  Erwägungen 
der  Billigkeit  und  Zweckmäßigkeit  im  Verhältnis  des  Sieger- 
staats zu  seinen  Angehörigen.  Aus  ihnen  ist  selbstverständ- 
lich kein  Auslegungsmaßstab  für  den  VV.  zu  gewinnen.  Wir 
sehen  aber,  wie  der  Begriff  des  dommage  personnel  ent- 
standen ist,  und  daß  er  völlig  anders  geartet  ist,  als  der  in 
den  Prozessen  vor  dem  GemSchGH.  verteidigte.  Der  durch 
Inhaftierung  usw.  verursachte  Schaden  scheidet  ganz  aus. 
Dommage  personnel  im  Gegensatz  zu  materiel  ist  also 
nicht  nur  dommage  moral,  sondern  auch  jeglicher  Ver- 
mögensnachteil, z.  B.  durch  Krankwerden  oder  Fernbleiben 
vom  Geschäft.  Erst  wenn  neben  der  Person  zugleich  auch 
unmittelbar  Sachen  herangezogen  und  beschädigt  werden, 
werden  diese  Angriffe  selbständig  beurteilt,  ein  Schaden 
aber  auch  nur  dann  ersetzt,  wenn  er  aus  körperlicher  Ein- 
wirkung des  Feindes  auf  die  Sache  folgte  —  damnum  cor- 

Abhandlungen  zum  Frfedensvertragc,    Heft  4.  7 
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pori    datum,    wie    in    der    römischen    Anwendung    der    lex 
Aquilia;  Nutzungsentgang  wird  gar  nicht  vergütet. 

Diese  Distinktion  beruht  demnach,  bewußt  oder  unbe- 
wußt, in  erster  Reihe  auf  jener  Verschiedenheit  der 
Rechtsgüter,  die  der  VV.  verwirklicht.  Jedenfalls  ist 
die  andere  zwischen  den  einzelnen  Schädigungen,  die  aus  der 
einheitlichen  Verletzung  der  persönlichen  Rechtsgüter 
folgen,  völlig  neu. 

C.  Dem  Friedensvertrag  ist  diese  Theorie  der  Kläger 
fremd.  Hat  sie  nun  etwa  in  sich  einen  Wert,  wäre  sie  eine 
Bereicherung  des  „Materials  an  Lösungen'',  das  die  Rechts- 
vergleichung nach  Zitelmann  und  Saleilles  für  die  Gesetz- 
gebungspolitik heranzuschaffen  hat?  Ich  halte  sie  für  ab- 
surd. Begrifflich  verworren  ist  sie  auch  praktisch 
unbrauchbar.  Man  vergegenwärtige  sich,  wie  mit  ihrer 
Anwendung  das  Recht  des  VV.  aussehen  würde. 

Um  dieses  Experiment  anzustellen,  müßten  wir  uns 
natürlich  den  Vertrag  anders  gefaßt  denken.  Art.  297  e) 
müßte  ebenfalls  von  Internierung,  Ausweisung  usf.  reden, 
und  die  capacite  de  travail,  die  Hinterbliebenenansprüche,  die 
Liebesgabenpakete  müßten  im  VIII.  Teil  fehlen. 

Erinnert  sei,  daß  der  angebliche  dommage  personnel 
einen  Vermögensschaden  einschließen  soll,  der  hier  allein 
zu  untersuchen  ist. 

1.  Wohin  gehört  dann  die  Erwerbsunfähigkeit?  Sie  be- 
deutet Schwächung  der  körperlichen  —  einschließlich  der 
geistigen  —  Fähigkeit  zur  Gewinnung  von  Einkünften.  Ein 
Schaden,  der  ersetzt  werden  kann  und  nicht  bloß  dommage 
moral  ist,  drückt  sich  erst  in  dem  Entgang  dieser  Einkünfte 
aus.  Soll  man  vielleicht  zwischen  Arbeitern  und  Ange- 
stellten, auf  die  die  Sozialgesetzgebung  über  Erwerbs- 
unfähigkeit gemünzt  ist  (und  woran  §  3  cit.  daher  min- 
destens denkt),  und  selbständigen  Weinhändlern, 
Aerzten,  Notaren  unterscheiden?  In  der  Anwendung  des 
allgemeinen  Schadensbegriffes  unterscheidet  man  nicht  so; 
§  843  BGB.  und  das  Ausland  behandeln  alle  Berufe  und  Ge- 
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Schäftsgewerbe  ununterschiedlich,  vgl.  z.  B.  Pollock,  Law  of 
Torts  S.  161.  Es  ist  ja  auch  wirtschaftlich  ein  und  derselbe 
Vorgang  in  Frage.  Umsoweniger  wird  man  darauf  ab- 
stellen, ob  ein  Kaufmann  überhaupt  Vermögen  hat 
(,,biens*'!).  Also  gehört  dies  alles  wohl  zum  —  nennen  wir 
ihn:  —  güterrechtlichen  Schaden? 

2.  Wenn  aber  so,  soll  man  es  verschieden  beurteilen, 
daß  ein  in  der  Haft  kränklich  gewordener  Kaufmann 
während  der  Haft  (infolge  der  Freiheitsentziehung)  und 
nach  der  Enthaftung  (infolge  der  Krankheit,  sante,  §  2 
und  §  3  Anl.  I)  nichts  verdienen  kann?  Nach  den  Rechts- 
gütern will  jene  Theorie  ja  nicht  unterscheiden.  (Die 
Reparationskommission  unterscheidet,  s.  u.  IV.)  Also  alles 
nicht-personnel? 

3.  Ist  der  Verhaftete  gestorben  (atteinte  ä  la  vie  par 
suite  d'emprisonnement,  Anl.  I  §  2),  so  ist  er  nun  dauernd 
,, seinen  biens  ,, entzogen**;  demnach  dommage  materiel  der 
Angehörigen ! 

4.  Das  alles  widerstreitet  den  ausdrücklichen  Normen 
der  Anl.  I  zu  Art.  244  —  wir  wollten  davon  aber  absehen. 
Was  bleibt  für  den  ,, körperlichen'*,  nicht  moralischen 
Schaden?  Kurkosten?  Diese  hat  der  Verletzte  doch  seinem 
Vermögen  entnommen;  der  Kaufmann  vielleicht  sogar 
seinem  Geschäftsbetrieb  entzogen.  Begräbniskosten?  Aber 
da  haben  die  Hinterbliebenen  das  gleiche  an  ihrem  Vermögen 
getan.  Sendungen  zu  Unterstützungen  der  Gefangenen  (vgl. 
§  6  Anl.  I)?     Davon  gilt  das  gleiche. 

Lassen  wir  diesen  Widersinn!  Was  bedeutet  es,  jeman- 
den tatsächlich  an  der  Verfügung  über  sein  Vermögen  hin- 
dern? Das  bedeutet,  seine  Tätigkeit  behindern,  also  einen 
Angriff  nicht  auf  sein  Vermögen,  sondern  auf  das  persön- 
liche Gut  der  Freiheit.  Dieses  Gut  ist  nun  freilich  in 
Anl.  I  §  2  neben  Leben  und  Gesundheit  und  in  §  3  neben 
Gesundheit  und  Ehre  nicht  genannt.  Es  entsteht  die 
Frage,  ob  etwa  die  Erwerbsfähigkeit  ergänzend  eingreift,  da 
sie  in  §  3  der  Gesundheit  koordiniert  ist.    Dem  oben  darge- 
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legten  Begriff  der  Erwerbsunfähigkeit  entspricht  es  besser, 
daß  mit  ihr  nur  eine,  die  wichtigste  eben  vermögensrechtliche 
Folge  der  Gesundheit  betont  wird.  Dann  beginnt  ihre 
Berücksichtigung  erst  bei  der  Beendigung  der  Kriegsmaß- 
nahme. Diese  Frage  ging  ausschließlich  die  Reparations- 
kommission an   (unten  IV). 

In  Betracht  kommen  überall  auch  die  sonst  gangbaren 
Begrenzungen  der  Haftungen.  Ob  entgangener  Gewinn,  ob 
indirekt  verursachter  Schaden  zu  ersetzen  sind,  darf  stets 
gefragt  werden. 

E.    Beschränkung    der    Reparation. 

Wie  schon  betont,  versteht  es  sich  nirgends  von  selbst, 
daß  Schadensüberwälzungen  stattfinden,  und  wenn  schon 
eine  Verpflichtung  zum  Ersatz  aufgestellt  wird,  daß  dem 
Beschädigten  alles,  was  begrifflich  Schadensersatz  ist,  zu- 
steht. Die  Beschränkungen  im  Pandektenrecht  und  in  den 
älteren  Gesetzbüchern  sind  allbekannt,  die  der  Unfallgesetze 
oben  IV  A  und  des  französischen  Kriegsschädengesetzes 
oben  IV  B  berührt.  Das  Deutsche  Reich  gewährt  in  seiner 
Notlage  nun  regelmäßig  Ansprüche  gegen  sich  selbst  in  be- 
scheidenen Grenzen,  wie  z.  B.  im  Gesetz  über  die  durch 
innere  Unruhen  verursachten  Schäden  vom  12.  Mai  1920 
RGBl.  941,  und  stattet  namentlich  die  Ansprüche  der  durch 
Krieg  und  Versailler  Vertrag  aufs  äußerste  geschädigten  In- 
und  Auslands-Deutschen  höchst  kärglich  aus. 

Inwiefern  nach  dem  Versailler  Vertrag  der  Schaden 
eines  alliierten  Staatsangehörigen  vom  Reich  ersetzt  werden 
muß,  braucht  nach  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  daher  in 
jedem  Falle  den  Nachweis.  Leider  haben  einzelne  Gemischte 
Schiedsgerichtshöfe  dies  allzuoft  verkannt.  Alle  Schieds- 
gerichtshöfe haben  jedoch  in  unserer  Frage  sich  bisher  von 
diesem  Fehler  fernzuhalten  gewußt.  Hier  ist  eben  noch  das 
Besondere  gegeben,  daß  Teil  VIII  sämtliche  Folgen  aller 
,,atteintes'',  deren  Objekt  ein  persönliches  Rechtsgut  der 
Person  ist,  in  augenfälliger  Weise  erschöpfend  regelt.  Hier 
ist  kein  Zweifel  möglich,  daß  die  Regelung  abschließend  ist, 
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auch  wenn  sie  dem  Staat  ^^)  des  betroffenen  Alliierten  nicht 
den  vollen  Schadensersatz  oder  keinen  Ersatz  überhaupt 
l>ringt. 

Nun  hat  wirklich  die  Commission  des  Reparations  die 
zu  berücksichtigenden  Schäden  verschiedentlich  im  Wege 
der  Auslegung  begrenzt.  Insbesondere  wurde  am  4.  März 
1921  (Nr.  9/102)  endgültig  zum  Prinzip  erklärt:  „Die  An- 
lage I  (§  9)  sieht  nicht  die  Schadloshaltung  für  die  Zinsen 
von  den  Summen  vor,  die  den  Betrag  der  Verluste  oder  den 
Wert  der  erlittenen  Schäden  darstellen,  ebensowenig  für  den 
Schaden,  aus  Gebrauchsentziehung  (privation  de 
j  o  u  i  s  s  a  n  c  e)  oder  entgangenen  Gewinn  (m  a  n  q  u  e  de 
g  a  g  n  e  r)  oder  aus  Mehrkosten,  die  zur  Erreichung  des 
normalerweise  aus  den  beschädigten  Gütern  crzielbaren 
Nutzens  aufgewendet  wurden."  Diese  Entscheidung  hat  den- 
selben Charakter  wie  z.  B.  die  vom  25.  März  1921  (Nr.  VD. 
20/17),  daß  nach  §  9  nicht  der  Jahrespachtzins  während  der 
Wiederherstellung  des  im  Krieg  verwüsteten  Feldes  ange- 
rechnet werden  darf,  oder  die  vom  8.  März  1921  (Nr.  VD. 
40/23),  daß  unter  §  5  nicht  die  Kosten  der  Pensionenverwal- 
tung fallen. 

In  diesem  Sinn  wurde  am  3.  April  1921  (Nr.  VD.  60/11) 
endgültig  ausgesprochen: 

L'Allemagne  ne  doit  compensation  au  titre  des  §§  2 
et  3  de  Tannexe  1  que  pour  les  dommages  qui  sont  les 
consequences  directes  des  actes  prevues  par  ces  para- 
graphes. 

Pour  qu'un  dommage  subi  par  un  prisonnier  de  guerre 
a  la  suite  de  mauvais  traitement,  donne  Heu  a  reparation 
il   faut: 

a)  qu'une  incapacite  de  travail  ait  eto  consequcnce  de  ces 
mauvais  traitements; 

^")   Der  Reparationsanspruch  ist  ein  kollektiver,  insofern  richtig 
Deutsch-engl.  Urt.  Rüssel,  Rec.  1,  547.     Es  geht  Deutschland  daher  ' 
nichts  an,  ob,  wann  und  wieviel  der  gegnerische  Staat  seinem  Ange- 
hörigen   auszahlt. 


—     102     — 

b)  que  cette  incapacite  de  travail  ait  ete  subsistee  apres  sa 
liberatioii. 

Les  frais  d'assistance  aux  prisonniers  civils  et  mili- 
taires  doivent  etre  mis  ä  la  Charge  de  TAllemagne,  au  titre 
du  §  6  de  Tannexe  I,  dans  la  mesure,  ou  les  sommes  ainsi 
depensees  proviennent  avec  ou  sans  intermediaire  des 
fonds  publics. 

Le  droit  ä  reparation,  au  titre  des  §§  2 — 3 — 4  de 
Tannexe  I,  existe  meme  si  la  victime  est  decede  sans  laisser 
d'ayants-droit. 

La  privation  de  nourriture  et  d'habillement  constitue 
,,un  mauvais  traitement  aux  prisonniers  de  guerre"  au 
sens  du  §  4. 

Le  dommage  cause  devra  etre  calcule  aux  conse- 
quences  de  ce  traitement  sur  la  vie  ou  sur  la  sante  de  la 
victime. 

Alle  diese  Entscheidungen  gehen  davon  aus,  daß  Anh.  I, 
vom  Vermögenschaden  handelt  und  suchen  die  Grenzen  der 
Ersatzpflicht.  Das  war  der  Kommission  selbstverständlich 
und  muß  es  jedem  sein. 

Nach  der  Entsch.  v.  3.  April  1921,  lit.  b)  wird  an- 
scheinend die  oben  IV  in  fine  aufgeworfene  Frage  dahin 
beantwortet,  daß  die  Erwerbsunfähigkeit  erst  von  der  Ent- 
haftung ab,  also  als  Folge  nur  von  Gesundheits-,  nicht  von 
Freiheitsverletzung  berücksichtigt  wird.  Jedenfalls  ist  hier 
§  3  einschränkend  interpretiert.  Dies  und  der  Ausschluß  von 
indirektem  Schaden,  von  Gebrauchsentziehung  und  ent- 
gangenem Gewinn  —  alle  diese  Aussprüche  zugunsten 
Deutschlands  wären  in  ihr  Gegenteil  verkehrt,  wenn  gerade 
deshalb,  weil  hier  kein  Ersatz  geleistet  wird,  Art.  297  ein- 
gesetzt   werden    müßte. 

Das  Verhältnis  von  Teil  VIII,  Sektion  1,  und  Teil  X, 
Sektion  4,  ist  umstritten.  Art.  242  ist  so  ausgelegt  worden, 
daß  er  den  Art.  297  zur  lex  specialis  macht.  (Ausdrücklich 
so  Deutsch-Engl.  Urt.  Rüssel,  Rec.  1,  549.)  Auch  diese  an- 
fechtbare Meinung  ist  hier  nicht  verwendbar,  denn  damit 
wäre  offenbar  zu  viel  bewiesen.    Gesetzt,  die  Schutzhaft  habe 
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Hin  konkretes  Recht  des  Alliierten  im  Sinne  des  Art.  29T 
betroffen  (in  der  Tat  ist  kein  solches  im  Spiele),  so  würde 
Art.  242  besagen:  da  Teil  X  auf  dieses  Recht  Anwendung 
findet,  so  hat  Teil  VIII  darauf  keine  Anwendung  (les  dis- 
positions  de  la  presente  partie  .  .  .  ne  s'appliquent  pas  .  .  . 
aux  droits  .  .  .  vises  aux  sections  IV  de  la  partie  X).  Da- 
von aber  steht  das  Gegenteil  im  Anhang  I  zu  Art.  244. 

So  viel,  wohl  zuviel  zu  der  zweckhaften  Konstruktion 
der  Proscrit-Klagen.  Bei  den  in  aller  Unbefangenheit  hin- 
gestellten belgischen  Klagen  auch  noch  auf  dommage  moral 
oder  Verdienstentgang  infolge  Zwangsarbeit  und  auf 
Schadensersatz  an  die  Hinterbliebenen,  deren  Unterhalt  den 
Geschädigten  zur  Last  lag,  verliert  der  Leser  von  Anh.  I, 
§§  2,   3  und   8  die  Sprache. 


Anhang. 

Das  sogenannte  Möbelabkommen  von 

Baden-Baden. 

I.  Am  25.  und  29.  Dezember  1918  gab  Marschall  Foch 
der  deutschen  Waffenstillstands-Kommission  das  Ver- 
sprechen, das  Eigentum  der  aus  diesem  Lande  vertriebenen 
deutschen  Beamten  und  Offiziere  werde  nicht  liquidiert 
werden. 

In  einer  Note  vom  5.  November  1919  erklärte  die  Dele- 
gation pour  l'application  du  traite  de  paix  ä  TAlsace- 
Lorraine:  Die  Durchführung  dieses  Versprechens  sei  teil- 
weise durch  formelle  Schwierigkeiten  behindert  worden,  da 
es  im  Widerspruch  mit  Art.  74  vbd.  53  Abs.  2  VV.  stehe  und 
die  zur  Aufhebung  von  Sequestrationen  zuständigen  Gerichte 
einer  Umwandlung  der  Zusage  in  ein  Gesetz  bedürften.  Die 
öffentliche  Memung  in  Frankreich  und  Deutschland  würden 
aber  ein  auf  die  vertriebenen  Beamten  und  Offiziere  be- 
schränktes Privileg  schwer  begreifen.  Die  französische  Re- 
gierung, weit  davon  entfernt,  die  Zusage  des  Marschall  Foch 
zu  vergessen,  wolle  daher  die  Möglichkeit  ins  Auge  fassen, 
sie  unter  gewissen  Bedingungen  auf  alle  deutschen  Staats- 
angehörigen zu  erweitern,  die  gezwungen  oder  freiwillig 
Elsaß-Lothringen  verlassen  haben  oder  noch  verlassen. 

Dadurch  würde  das  zu  liquidierende  deutsche  Vermögen 
um  mehr  als  20  Millionen  Francs  verringert.  Eine  Gegen- 
konzession sei  daher  billig.  Die  Kais.  Deutsche  Regierung 
habe  in  dem  Gesetze  vom  4.  Dez.  1916,  §  13,  den  willkürlich 
verhafteten  oder  internierten  Elsaß-Lothringern  eine  ange- 
messene    Entschädigung    versprochen.       Ferner     habe     die 
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deutsche  Regierung  in  der  Präambel  von  Teil  III,  Sektion  V,, 
die  moralische  Verbindlichkeit  übernommen,  das  im  Jahre 
1871  dem  Willen  der  Bevölkerung  geschehene  Unrecht  gut- 
zumachen und  sich  daher  den  Mächten  und  sich  selbst  gegen- 
über verpflichtet,  die  Elsaß-Lothringer,  welche  Maßrege- 
lungen während  des  Krieges  erlitten,  schadlos  zu  halten.  Die 
begehrte  Befreiung  der  deutschen  Fahrnis  solle  daher  zur 
,,contre-partie"  die  Zuteilung  von  25  000  000  Frks.  an  die 
proscrits  haben,  die  die  französische  Regierung  zu  verteilen 
übernehme. 

In  diesem  Punkte  hatte  die  deutsche  Abordnung  einen 
anderen  Rechtsstandpunkt.  Den  Betrag  von  25  Millionen  be- 
zeichnete sie  als  zu  hoch;  es  wurde  aber  erwidert,  daß  es  ein 
durchaus  mäßiges  Entgelt  für  das  noch  vorhandene  deutsche 
Mobiliar  sei.  Erreicht  wurde,  daß  außer  dem  Gesetz  vom 
4.  Dez.  1916  alle  sonstigen  deutschen  Bestimmungen  auszu- 
schalten seien.  Danach  führte  die  französische  Anregung  zu 
dem  Abkommen  vom  15.  November  1919.^^)  Art.  I  lautet  in 
der  französischen  Note  des  gewechselten  Notenaustausches: 

Le  Gouvernement  Allemand  mettra  .  .  .  a  la  dispo- 
sition  du  Gouvernement  Frangais  une  somme  de  25  millions 
de  Frs  .  .  a  I'effet  d'indemniser  les  Alsaciens-Lorrains 
qui,  pour  faits  ou  opinions  politiques,  ont  ete  arretes 
internes,  expulses  ou  condamnes  au  cours  de  la  guerre  a 
une  autre  peine  qu'une  amende  ... 

Le  Gouvernement  Frangais  se  Charge  de  son  cote  du 
reglement  des  fonds  et  indemnites  non  encore  payes  et 
qui,  tant  en  vertu  de  la  legislation  allemande  qu'en  vertu 
des  dispositions  du  Traite  de  Paix,  pourraient  etre  dus  par 
l'Empire  allemand  aux  dits  Alsaciens-Lorrains  pour  Tun 
des  motifs  precites. 

Par  consequent,  les  autorites  allemandes  seront 
desormais  dispensees  de  donner  suite  aux  demandes 
d'indemnites  de  cette  nature. 


bis  8S8 


*^)  K  r  a  u  s  -  R  ö  d  i  g  e  r  ,  Urkunden  zum  Friedensvertrag  2,  83^ 
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11  appartiendra  au  Gouvernement  Frangais  de  repartir 
entre  les  Interesses  les  montants  des  dites  sommes. 

Dieser  Akkord  wurde  zu  Art.  I  in  Deutschland  durch 
Gesetz  vom  31.  Mai  1920  RGBl.  S.  1127  durchgeführt: 
§  1.  Die  in  §§  ],  2  der  Anlage  zu  Art.  79  des  Friedens- 
vertrages bezeichneten  Personen,  die  während  des 
Krieges  wegen  ihrer  politischen  Betätigung  oder  Ge- 
sinnung verhaftet,  interniert,  ausgewiesen  oder  zu 
einer  anderen  als  einer  Geldstrafe  verurteilt  worden 
sind,  können  wegen  dieser  Maßnahmen  Entschädi- 
gungsansprüche auf  Grund  deutscher  Gesetze  gegen 
das  Reich,  die  Länder,  deutsche  Beamte  oder  Militär- 
personen nicht  mehr  geltend  machen 

II.  Der  Wortlaut  des  Art.  I  ist  recht  klar.  Zur  Zeit 
der  Abfassung  mußte  er  beiden  Abordnungen  als  einen 
Zweifel  unmöglich  machend  erscheinen.  Die  Rechtslage  vor 
dem  Abschluß  war  ja  kaum  bestreitbar.  Der  VV.  nimmt  aus- 
drücklich Stellung  zu  der  Frage,  inwiefern  die  Elsaß- 
Lothringer  den  alliierten  Staatsangehörigen  anzugleichen 
sind.  Art.  63  stellt  sie  den  letzteren  bezüglich  der  in  Gestalt 
von  Geldstrafen  (amendes,  Anl.  I  zu  244,  §  10)  der  Zivil- 
bevölkerung zugefügten  vSchäden  gleich.  In  allem  übrigen 
fehlt  die  Gleichstellung.  Sowohl  die  Reparation  (Art.  232 
Abs.  2,  im  Anschluß  an  die  Waffenstillstandsbedingungen) 
als  Art.  297  e)  beziehen  sich  ausdrücklich  auf  die  Staatsange- 
hörigen der  AA-Mächte.  Infolgedessen  hat  die  französische 
Delegation  in  der  Note  vom  5.  Nov.  1919  wie  auch  mündlich 
nur  die  ,, moralische  Verpflichtung"  aus  der  Präambel  vor 
Art.  51  anzuziehen  gewußt.  Erst  die  seltsame  Theorie  des 
Deutsch-französischen  GemSchGH.  von  der  virtuellen 
Staatsangehörigkeit  hat  nachmals  Art.  297  e)  auf  Elsaß- 
Lothringer  erstrecken  können.  Daß  Maßnahmen  gegen  die 
Person  unter  Art.  297  e)  gebracht  werden  könnten,  kam 
offenbar   keinem    Beteiligten   bei. 

Im  übrigen  genossen  die  ,,proscrits"  den  Schutz  der 
deutschen  Gesetze:  Gesetz  vom  20.  Mai  1898  RGBl.  345  betr. 
die  Entschädigung  der  im  Wiederaufnahmeverfahren  freige- 
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sprochcncn  Personen;  MilStPO.  1.  Dez.  1898  §§  465—468; 
Ges.  14.  Juli  1904  RGBl.  321  betr.  die  Entschädigung  für 
unschuldig  erlittene  Untersuchungshaft;  §  13  des  Ges. 
4.  Dez.  1916  RGBl.  1329  betr.  die  Verhaftung  und  Aufent- 
haltsbeschränkung auf  Grund  des  Kriegszustandes  und  des 
Belagerungszustandes.  Die  hierauf  etwa  beruhenden  An- 
sprüche wollte  man  abgelten,  soweit  sie  noch  nicht  befriedigt 
waren,  damit  nicht  die  deutschen  Gerichte  anzugehen  waren. 

Alle  in  Betracht  kommenden  Ansprüche  mit  der  einzigen 
Ausnahme  von  Art.  63  VV.  sollten  also  durch  die  Pauschal- 
entschädigung beseitigt  werden.  In  der  Tat  spricht  der 
Text  allgemein,  indem  er  in  Anlehnung  an  VV.  Anl.  I 
zu  244,  §  2  die  Maßnahmen  bezeichnet,  die  den  Angriff  dar- 
stellen, und  sowohl  die  deutschen  Gesetze  als  den  VV.  als 
Rechtsquellen  ausschaltet.  Nicht  bloß  den  VIII.  Teil 
des  VV.! 

III.  Auch  dieser  Text  aber  hat  es  sich  in  jenen  Pro- 
zessen gefallen  lassen  müssen,  für  die  Unterscheidung 
zwischen  dommage  personnel  und  materiel  herzuhalten.  Nur 
der  „persönliche"   Schaden   soll   hier  erledigt   sein. 

Nun  sind  Schäden  aus  ,,amendes",  die  eigens  ausge- 
nommen werden,  doch  wohl  die  reinsten  Vermögensschäden. 
Die  angeführten  deutschen  Gesetze  gewähren  immer  nur 
Entschädigung  für  den  entstandenen  Vermögensschaden, 
keinen  dommage  moral  und  ohne  im  Vermögensschaden 
etwas  von  der  sinnlosen  Unterscheidung  von  körperlich- 
persönlichem und  materiellem  Schaden  etwas  zu  wissen. 
Art.  I  entzieht  sich  also  allen  Künsten  jener  einschränkenden 
Auslegung. 

Die  französischen  Beteiligten  stellen  Rechnungen  dar- 
über an,  wie  hoch  das  im  Baden-Badener  Abkommen  freige- 
gebene Mobiliarvermögen  gewesen  sein  mag,  und  was  die 
französische  Regierung  schließlich  mit  Hilfe  der  25  Millionen 
ausbezahlt  hat.  Die  deutsche  Staatsvertretung  hält  anders- 
artige Berechnungen  entgegen  und  erklärt  die  deutsche  Zu- 
stimmung aus  den  Zeitverhältnissen.  Dies  alles  ist  gegen-^ 
über  dem   klaren  Text   unerheblich.   Wenn   die   französische 
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Regierung  die  Vergütungen,  deren  Aufteilung  nach  dem 
Abkommen  ihre  ausschließliche  Angelegenheit  war,  nach 
Tagen  der  Gefangenschaft  berechnen  ließ,  so  folgte  sie  da- 
mit dem  Vorbild  der  Unterstützungsrenten  der  Kriegszeiten 
(oben  S.  95).  Diese  Vergütungen  stehen  in  Frankreich  in 
der  Tat  in  einem  Gegensatz  zur  Entschädigung  für  Kriegs- 
schäden an  Sachen  (oben  S.  96),  aber  das  Unterscheidungs- 
merkmal ist  das  verletzte  Rechtsgut.  Die  Familien- 
unterstützung war  übrigens  reiner  Vermögensersatz.  Das 
nach  Tagen  bemessene  Entgelt  der  proscrits  wird  kaum  nach 
den  Elementen  des  Schadens  gefragt  haben.  Und  wenn  man 
es  selbst  nur  als  Schmerzensgeld  aufzufassen  Anlaß  haben 
sollte  —  so  ist  dies  keine  Deutschland  angehende  Frage. 

IV.  Die  interessante  völkerrechtliche  Frage,  ob  durch 
das  Abkommen  auf  einem  oder  dem  andern  Titel  beruhende 
Ansprüche  jetzt  französischer  Staatsangehöriger  gegen  das 
Deutsche  Reich  mit  unmittelbarer  Wirkung  zum  Erlöschen 
gebracht  werden  konnten,  wird  von  einem  der  berufensten 
Fachmänner,  Otto  Mayer,  in  einem  Rechtsgutachten  ent- 
schieden  bejaht. 

Die  Staatsvertretung  hat  zur  äußersten  Vorsicht  eine 
schwächere  Wirkung  in  Betracht  gezogen,  und  das  führte 
zu  einer  ebenso  interessanten  prozeßrechtlichen  Gestaltung. 
Das  beklagte  Reich  hat  nämlich  dem  französischen  Staat  vor 
dem  GemSchGH.  den  Streit  verkündet.  Ein  grundsätzliches 
Bedenken  dagegen  dürfte  nicht  bestehen.  Denn,  von  dem 
ungeklärten  Verhältnis  der  Ausgleichsprozesse  ganz  abge- 
sehen, kann  der  deutsche  Staat  nach  Art.  297  e)  deshalb  ver- 
klagt werden,  weil  der  VV.  das  im  innerstaatlichen  Pro- 
zeß kerkömmliche,  die  Staaten  von  der  Gerichtsbarkeit  aus- 
nehmende Dogma  nicht  herübernimmt.  Man  kann  jenen 
J^ehrsatz  nicht  gerade  nur  wieder  zugunsten  der  gegnerischen 
Mächte  einführen,  am  wenigstens  im  Verhältnis  zwischen 
den  beiden  am  Schiedsvertrag  beteiligten  Staaten.  Eine 
andere  Frage  ist  es,  wo  auf  Grund  des  Schiedsvertrags  eine 
passive  Sachlegitimation  eines  Staates  zu  einer  Klage  vor- 
liee^t. 
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Die  Wirkungen  einer  Verurteilung  eines  Staates  frei- 
lich sind  von  besonderer  Art,  und  so  ist  auch  bei  den  Wir- 
kungen einer  Streitverkündung  an  einen  Staat  dessen  Sonder- 
art zu  beachten.  Aber  die  Folgen  eines  appel  en  cause  vor 
dem  GemSchGH.,  der  in  aller  Regel  für  die  materielle  Ent- 
scheidung zwischen  Rufendem  und  Gerufenem  der  Gerichts- 
barkeit ermangelt,  können  sich  im  unterliegenden  Verhältnis 
zwischen  diesen  beiden  überhaupt  fast  nur  in  anderem  Forum 
und  mit  je  nach  der  Lage  des  Falles  verschiedenen  Folgen 
äußern,  grundsätzlich  ohne  den  gesetzlichen  Rückhalt  an  der 
innerstaatlichen  Regelung  des  Instituts,  jedoch  gemäß  den 
allgemeinen  Rechtsgrundsätzen,  wie  z.  B.  sofern  im  Aus- 
bleiben des  Gerufenen  ein  Verschulden  liegt.  Es  ist  möglich, 
daß  auch  der  appel  en  cause  an  einen  Staat  spätere 
Wirkungen  zeitigt,  am  sichersten  in  einem  weiteren  schieds- 
richterlichen Verfahren  zwischen  den  beiden  Staaten.  In 
den  Wirkungen  auf  den  laufenden  Prozeß  endlich  wird  die 
Natur  des  Staates  kaum  eine  namhafte  Besonderheit  be- 
^gründen. 
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Vorwort. 

Das  vorliegende  Heft  der  Abhandlungen  zum  Friedens- 
vertrag bringt  drei  Rechtsgutachten  von  Sir  Thomas  Barclay, 
dem  Staatsrat  Prof.  Dr.  Struycken  (Haag)  und  Professor 
Dr.  Erich  Kaufmann  (Bonn).  Die  drei  Gutachten  sind  aus 
verschiedenen  Anlässen  entstanden  und  nur  darum  hier  in 
einem  Hefte  vereinigt,  weil  sie  von  verschiedenen  Gesichts- 
punkten aus  dasselbe  Rechtsproblem,  die  Lehre  von  der 
Staatensukzession,  behandeln.  Wir  begrüßen  die  Gelegenheit, 
ausländischen  Juristen  das  Wort  in  unserer  Sammlung  zu  er- 
teilen, da  wir  der  Ueberzeugung  sind,  daß  die  deutsche 
Literatur  zum  Friedensvertrage  einer  Ergänzung  durch  Er- 
örterung und  Gedankenaustausch  auf  internationaler  Grund- 
lage bedarf.  Für  die  Entwicklung  des  Völkerrechtes,  das  nur 
in  beschränktem  Umfange  Kodifikationen  besitzt,  bleibt 
immer  noch  in  erster  Linie  die  Behandlung  des  einzelnen 
Rechtsfalles  und  damit  das  wissenschaftliche  Gutachten  Stoff 
und  Forschungsweg. 

Berlin,  im  Mai  1923. 

Die  Herausgeben 
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Verträge 
zwischen    der    Deutschen    Bauernbank 
DANZIG  und  der  preußischen  Regierung 

Die  Frage  ihrer  Reditmäfeigkeit 


GUTACHTEN 

von 

Sir  Thomas  Barclay 


I 


Tatbestand: 

Während  der  letzten  vierzig  Jahre  haben  sich  zahlreiche 
deutsche  Bauern  in  denjenigen  Teilen  Posens  und  West- 
preußens angesiedelt,  welche  neuerdings  Polen  zugesprochen 
worden  sind.  Das  Kaufgeld  für  das  von  den  Ansiedlern  an- 
gekaufte Land  sollte  in  der  Regel  nicht  sofort  bezahlt 
werden,  sondern  in  Raten,  die  der  Pacht  zugeschlagen 
wurden.  Eine  besondere  Organisation  erwies  sich  als  not- 
wendig, um  die  Renten  aus  diesen  Pachtverträgen  zu  be- 
arbeiten; die  Deutsche  Bauernbank,  an  der  der  preußische 
Staat  zur  Hälfte  beteiligt  war,  wurde  mit  der  Beitreibung 
betraut. 

Als  der  Friedensvertrag  in  Kraft  trat,  verkaufte  die 
preußische  Regierung  ihr  Interesse  an  dem  ganzen  Unter- 
nehmen, ihr  Recht  aus  den  verschiedenen  Pachtverträgen 
und  ihren  Gesellschaftsanteil  an  die  Deutsche  Bauernbank, 
und  zwar  auf  Grund  einer  Anzahl  von  Verträgen,  welche  im 
Juli  und  August  1919  geschlossen  wurden.  Die  preußische 
Regierung  verkaufte  ebenfalls  an  die  Bank  ihr  Interesse 
an  der  Bank  selbst,  lt.  einem  vom  15.  Juli  1919  datierten  Ver- 
trag, der  wie  folgt  lautet: 

,, Folgende  Personen  erschienen  heute  vor  dem  Ober- 
landesgericht Marienwerder,  Westpreußen,  vor  dem  unter- 
zeichneten öffentlichen  Notar  Richard  Emil  Lau,  Danzig. 

1.  Der  frühere  Rat  von  Liebermann,  Zoppot,  Vor- 
sitzender des  Aufsichtsrates  der  Deutschen  Bauernbank  von 
Westpreußen  m.b.H.,  Danzig. 

2.  Dr.  Dolle,  Zoppot,  Preußischer  Oberverwaltungs- 
gerichtsrat, die  Provinz  Westpreußen  vertretend,  der  kraft 
Vollmacht  handelt. 

3.  Rat  Kette,  Zoppot. 

4.  Herr  Asemissen,  Rechtsanwalt,  Danzig-Lang- 
fuhr. 
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Die  obigen  Nr.  3  und  4  vertreten  die  Deutsche  Bauern- 
bank von  Westpreußen  m.b.H.,  Danzig. 

Die  obengenannten  Nr.  2,  3  und  4  erklären,  daß  sie 
gemeinsam  folgenden  Vertrag  schließen,  Nr.  2  im  Namen 
des  preußischen  Staates  und  Nr.  3  und  4  als  Vertreter  der 
Deutschen  Bauernbank  von  Westpreußen  m.  b.  H.,  Danzig. 

1.  Der  Staat  tritt  sein  ganzes  Interesse  von  300  000  M. 
und  200  000  M.,  d.  h.  von  500  000  M.  zusammen  mit  der 
darauf  fälligen  jährlichen  Dividende  seit  dem  1.  April  1918 
an  die  Deutsche  Bauernbank  gegen  den  nominellen  Kapital- 
Wert  plus  4K%  seit  dem  1.  April  1918  ab. 

Die  Deutsche  Bauernbank  ist  mit  dieser  Zession  ein- 
verstanden und  übernimmt  es,  den  obenerwähnten  Kaufpreis 
zu  zahlen. 

2.  Der  Staat  verzichtet  zugunsten  der  Deutschen 
Bauernbank  und  ihrer  Gesellschafter  auf  alle  Rechte  in  jeder 
anderen  Beziehung,  welche  aus  dem  Gesellschaftsvertrag 
entstehen.  Die  Gegenleistung  für  diesen  Verzicht  ist  in 
Absatz  1  oben  zu  finden. 

3.  Die  Deutsche  Bauernbank  trägt  die  Kosten  dieses 
Vertrages. 

Der  obenerwähnte  Nr.  1,  Rat  von  Liebermann,  erklärt 
wie  folgt: 

„Ich  als  Vorsitzender  des  Aufsichtsrats  der  Deutschen 
Bauernbank  stimme  der  obenerwähnten  Interessenabtre- 
tung zu." 

Es  wird  gebeten,  daß  dieser  Vertrag  ausgefertigt  werde 
und  daß  eine  Ausfertigung  der  Deutschen  Bauernbank  von 
Westpreußen  m.b.H.,  Danzig,  übergeben  werde. 

Obiger  Vertrag  ist  in  Gegenwart  des  Notars  vorgelesen, 
genehmigt  und,  wie  folgt,  unterzeichnet  worden: 
Liebermann, 
Max  Dolle, 
Kette, 

Asemissen,  '. 

Richard  Emil  Lau,   Notar. 
Eingetragen  usw.  am   15.  Juli  1919." 
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Die  polnischen  Behörden  bestreiten  die  Gültigkeit  der 
Verträge  über  die  Rentenzession  und  haben,  wo  immer 
möglich,  die  Rentengelder  eingezogen.  Der  Anteil  des 
preußischen  Staates  an  der  Bank  wird  von  der  Kommission 
beansprucht,  die  sich  mit  dem  zwischen  Danzig  und  Polen 
aufzuteilenden  Gut  der  Freien  Stadt  Danzig  beschäftigt. 

Die  Polen  geben  an,  daß  nach  den  Bedingungen  des 
Waffenstillstands,  der  am  11.  November  1918  (Art.  19) 
unterschrieben  wurde,  Deutschland  sich  verpflichtet  hat, 
nichts  von  seinem  Staatseigentum  ohne  Zustimmung  der 
Alliierten  zu  ,,distraire''.  Von  deutscher  Seite  wird  vor- 
gebracht, daß  kein  Eigentum  ,,distrait"  worden  ist,  da  es 
sich  um  einen  Verkauf  handelte,  wobei  der  Geldwert  in  den 
Besitz  des  preußischen  Staates  überging,  ferner,  daß  Art.  256 
des  Friedensvertrages  sich  nur  auf  Gut  und  Eigentum  er- 
strecke, und  nicht  auf  bloße  Rechte,  welche  aus  solchem  Gut 
und  Eigentum  entstehen,  wie  z.  B.  das  Recht,  Renten  ein- 
zuziehen. Da  ein  sehr  günstiger  Preis  aus  dem  fraglichen 
Vertrag  erzielt  und  in  den  preußischen  Staatsschatz  ein- 
gezahlt worden  ist,  wird  von  deutscher  Seite  hervorgehoben, 
daß  man  nich  sagen  können,  daß  irgendwelches  ,, Eigentum'* 
,,distrait"  worden  sei,  noch  daß  die  Alliierten  auf  irgendeine 
Weise  Verlust  erlitten  hätten. 

Der  Wortlaut  des  Art.  19  des  Waffenstillstandes  ist 
wie  folgt: 

,, Pendant  la  duree  de  l'armistice  il  ne  sera  rien  distrait 
par  l'ennemi  des  valeurs  publiques  pouvant  servir  aux 
Allies  de  gage  pour  le  recouvrement  des  reparations  de 
guerre." 

Artikel   107  des  Versailler  Vertrages  lautet: 

„Alles  Gut  des  Deutschen  Reiches  oder  der  deutschen 
Staaten,  das  im  Gebiet  der  Freien  Stadt  Danzig  liegt,  geht 
auf  die  alliierten  und  assoziierten  Hauptmächte  über,  um 
von  diesen  nach  gerechtem  Ermessen  an  die  Freie  Stadt 
oder  Polnischen  Staat  weiter  abgegetreten  zu  werden.'' 
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Artikel  256  des  Versailler  Vertrages  lautet  wie  folgt: 
,,Die  Mächte,  in  deren  Besitz  deutsches  Gebiet  übergeht, 
erwerben  gleichzeitig  alles  Gut  und  Eigentum  des  Deutschen 
Reiches  und  der  deutschen  Staaten,  das  in  diesen  Gebieten 
gelegen  ist.  Der  Wert  dieser  Erwerbungen  wird  von  dem 
Wiedergutmachungsausschuß  festgestellt  und  von  dem  er- 
werbenden Staate  an  diesen  bezahlt,  um  der  deutschen 
Regierung  auf  die  Wiedergutmachungsschuld  gutgeschrieben 
zu   werden.; 

Im  Sinne  dieses  Artikels  gilt  das  gesamte  Eigentum 
der  Krone  des  Deutschen  Reiches  und  der  deutschen  Staaten, 
sowie  das  Privateigentum  des  vormaligen  Deutschen  Kaisers 
und  der  anderen  königlichen  Personen  als  zum  Gut  und 
Eigentum  des  Deutschen  Reichs  und  der  deutschen  Staaten 
gehörig.** 

Es  ist  die  Ansicht  aufgestellt  worden  (s.  Anhang:  Gut- 
achten von  Pariser  Rechtsgelehrten),  daß  der  Wirkungskreis 
dieses  Artikels  durch  Artikel  56  bestimmt  wird,  obgleich  der 
letztere  sich  ausschließlich  auf  Elsaß-Lothringen  bezieht. 
Dieser  Artikel  lautet  wie  folgt: 

„Nach  den  Bestimmungen  des  Art.  256  Teil  IX  (finan- 
zielle Bestimmungen)  des  gegenwärtigen  Vertrages  geht  alles 
Gut  und  Eigentum  des  Deutschen  Reichs  oder  der  deutschen 
Staaten,  das  in  den  im  Art.  51  bezeichneten  Gebieten  liegt, 
ohne  Bezahlung  oder  Gutschrift  in  französischen  Besitz  über. 

Diese  Bestimmung  bezieht  sich  auf  alles  bewegliche  und 
unbewegliche  Gut  öffentlichen  sowie  privaten  Staatseigen- 
tums sowie  die  Rechte  jeder  Art,  die  dem  Reich  oder  den 
deutschen  Staaten  oder  ihren  Verwaltungsbezirken  zu- 
standen. 

Das  Gut  der  Krone  und  das  Privateigentum  des  vor- 
maligen Kaisers  oder  vormaliger  deutscher  Herrscher  steht 
dem  Staatsgut  gleich.*' 

Von  deutscher  Seite  wird  hervorgehoben,  daß  der  Frie- 
densvertrag erst  mit  dem  Datum  des  ersten  Protokolls  der 
Niederlegung  der  deutschen  Ratifikationsurkunde  des  Ver- 
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träges,  die  am  10.  Januar  1920  stattfand,  in  Kraft  trat,  da  die 
letzten  Absätze  des  Vertrages,  wie  folgt,  lauten: 

„Ein  erstes  Protokoll  über  die  Niederlegung  der  Rati- 
fikationsurkunde wird  errichtet,  sobald  der  Vertrag  von 
Deutschland  einerseits  und  von  drei  alliierten  und  asso- 
ziierten Hauptmächten  andererseits  ratifiziert  ist. 

Mit  der  Errichtung  dieses  ersten  Protokolls  tritt  der 
Vertrag  zwischen  den  hohen  vertragschließenden  Teilen,  die 
ihn  auf  diese  Weise  ratifiziert  haben,  in  Kraft.  Dieser  Zeit- 
punkt gilt  zugleich  als  der  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  bei 
Berechnung  aller  in  dem  gegenwärtigen  Vertrag  vorge- 
sehenen   Fristen. 

In  jeder  anderen  Hinsicht  tritt  der  Vertrag  für  jede 
Macht  mit  der  Niederlegung  ihrer  Ratifikationsurkunde  in 
Kraft." 

Von  polnischer  Seite  ist  hervorgehoben  worden,  daß 
in  Deutschlands  Fall  der  Vertrag  vom  12.  Juli  1919  gelte, 
dem  Datum  seiner  Ratifikation  und  nicht  vom  10.  Januar 
1920,  dem  Datum  des  obenerwähnten  Protokolls,  und  diese 
Ansicht  wird  auch  von  den  Pariser  Rechtssachverständigen 
der  Botschafterkonferenz  geteilt  (s.  Anhang). 

Anhang. 

Die  Kommision  hat  folgende  Mitteilung  dem  Senat  ein- 
geschickt: 

Reparationskommission 
für  deutsches  Staatseigentum. 

Danzig,   10.  März   1922. 

An  den  Präsidenten  des  Senats  der  Freien  Stadt 

Danzig. 

Sehr  geehrter  Herr  Präsident! 

Der  Senat  der  Freien  Stadt  und  die  polnische  Delegation 

haben  der  Kommission  seit  ihrer  letzten  Sitzung  zu  Danzig 

folgende  Punkte  vorgelegt,  für  welche  sich  die  Kommission 

nicht  als  zuständig  erachtet,  ohne  daß  vorher  die  Rechtssach- 
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verständigen  der  Botschafterkonferenz  um  ihre  Ansicht  ge- 
fragt werden: 

a) 

b)  Das  frühere  Interesse  der  deutschen  Regierung  an  der 
Bauernbank. 

c) 

Die  Kommission  schickt  Ihnen  hiermit  ein  Rechtsgut- 
achten über  diese  Punkte,  das  durch  die  Botschafterkonferenz 
bestätigt  worden  ist. 

Diesem  Gutachten  gemäß  wird  die  Zession  des  Inter- 
esses der  deutschen  Regierung  an  der  Bauernbank  Gegen- 
stand einer  späteren  Entscheidung  durch  die  Kommission 
bilden. 

Hochachtungsvoll  usw. 
Unterzeichnet: 

G.  Leverve, 
Edward  H.  Charr, 
B.  Bertanzi. 

(Einlagen  im  Brief  vom  10.  März  1922.) 

Note  in  bezug  auf  die  drei  Fragen,  die  in  dem  Bericht 
der  Reparationskommission  für  Staatseigentum  in  Danzig 
gestellt  wurden: 

1 

2.  Das  nach  Art.  107  zu  beurteilende  Gut  schließt  ohne 
Ausnahme  alles  bewegliche  und  unbewegliche  Gut  mit  ein 
und  daher  auch  Gesellschaftsanteile  und  Aktien. 

Gesellschaftsanteile  und  Aktien  in  einer  Danziger  Bank 
sind  demnach  Mobiliargut  in  Danzig. 

Die  Gesellschaftsanteile  und  Aktien  der  Danziger 
Bauernbank,  die  am  12.  luli  1919,  dem  Datum  der  deutschen 
Ratifikation  des  Versailler  Vertrags,  dem  preußischen  Staate 
gehörten,  konnten  daher  nach  jenem  Tage  nicht  ohne  Nach- 
teil für  die  Rechte  der  Alliierten  gültig  zediert  oder  ver- 
äußert werden. 
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Rechtsgutachten. 

Die  Haupttatsachen,  die  aus  obiger  Mitteilung  und  den 
vorliegenden  Urkunden  und  Drucksachen  hervorgehen,  sind: 

Die  preußische  Regierung  hat  zu  verschiedenen  Zeiten 
Fonds  errichtet,  die  zur  Verfügung  einer  Kommission 
standen,  die  ernannt  worden  war,  um  Länder  von  den  inner- 
halb eines  bestimmten  Gebietes  wohnenden  polnischen  Ein- 
wohnern aufzukaufen  und  sie  an  Ansiedler  deutscher  Her- 
kunft wiederzuverkaufen.  Das  Kaufgeld  war  in  der  Rente 
zugeschlagenen  Raten  rückzahlbar,  so  daß  die  Regierung 
nach  Ablauf  der  verabredeten  Anzahl  Jahre  ihre  Auslagen 
wieder  eingebracht  hätte,  worauf  der  Pächter,  absoluter 
Eigentümer  werden  würde,  allerdings  unter  einigen  Be- 
dingungen, insbesondere  der  des  Wiederkaufrechts  des 
preußischen  Staates.  Es  entstanden  daraufhin  eine  große  An- 
zahl Geschäfte:  Hypotheken,  Bankvorschüsse,  Zinsen  auf 
verzögerte  Zahlungen  usw.,  die  mit  der  Zeit  Dimensionen 
annahmen,  welche  die  Arbeitsmöglichkeit  der  mit  der  Auf- 
sicht betrauten  öffentlichen  Behörden  übertraf  und  die 
Schaffung  einer  besonderen  Organisation  nötig  machte.  Diese 
besondere  Organisation  wurde  im  März  1906  durch  eine  be- 
sondere Bank,  genannt  Bauernbank,  eine  Gesellschaft  mit  be- 
schränkter Haftung,  und  einem  Kapital  von  1  200  000  M.  ge- 
schaffen. Das  Kapital  wurde  vom  preußischen  Staat  in  der 
Höhe  von  500  000  M.  und  von  zwei  Provinzialbanken  in  der 
Höhe  von  500  000  M.  bzw.  200  000  M.  aufgebracht.  Diese 
Bank  ist  mit  der  Durchführung  aller  hieraus  entstehenden 
Geldgeschäfte  betraut  worden. 

Der  preußische  Staat  besaß  auf  diese  Weise  zwei  ver- 
schiedenartige Interessen.  Durch  das  eine  hatte  er  Anspruch 
auf  Vergütung  der  den  Ansiedlern  vorgeschossenen 
Summen,  durch  das  andere  auf  die  Erträge  der  Geschäfte  der 
Bauernbank  in  der  Höhe  seines  Anteils. 

Ich  bin  aufgefordert  worden,  ein  Gutachten  über  fol- 
gende Punkte  zu  erstatten: 
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1.  Fällt  ein  Recht,  Renten  einzuziehen,  unter  Artikel  256 
des  Versailler  Vertrags? 

2.  Bis  zu  welchem  Tage  konnte  die  preußische  Re- 
gierung gültig  über  von  obigem  Artikel  betroffenes  Staats- 
eigentum verfügen? 

a)  Verbieten  die  Bestimmungen  des  Waffenstillstandes 
der  preußischen  Regierung,  ihr  Staatseigentum  zu  ver- 
äußern, obgleich  der  durch  den  Verkauf  erzielte  Betrag  dem 
Wert  des  veräußerten  Gutes  entsprach?    Wenn  nicht, 

b)  ist  Preußen  ermächtigt  gewesen,  bis  zum  10.  Januar 
1920,  dem  Tage  des  Protokolls  der  deutschen  Ratifikation, 
sein  Staatseigentum  zu  veräußern,  oder  nur  bis  zum  12.  Juli 
1919,  dem  Tage,  an  dem  Deutschland  den  Friedensvertrag 
ratifizierte? 

Die  mir  vorgelegten  Fragen  sind  eine  Folge  davon,  daß 
die  preußische  Regierung  nach  Beendigung  des  Krieges  ihr 
ganzes  Interesse  an  die  Bauernbank  verkaufte  und  daß  die 
polnische  Regierung  die  Rechtmäßigkeit  dieses  Verkaufs  be- 
stritten hat. 

Meine  Antworten  lauten  wie  folgt: 

1.  Der  in  Artikel  256  des  Versailler  Vertrages  gewählte 
Ausdruck  ist:  ,, alles  Gut  und  Eigentum,  das  in  dem  frag- 
lichen Gebiet  gelegen*'  ist. 

Das  Wort  ,, Eigentum"  (engl,  property,  französisch 
propriete)  muß  in  seinem  weitesten  gewöhnlichen  Sinn  als 
dem  Zwecke  der  Parteien  entsprechend  und  nicht  nach 
irgendeinem  technischen  Rechtssinn  ausgelegt  werden.  Der 
weiteste  Sinn  ist:  „das  unumschränkte  Recht,  eine  Sache 
zu  nutzen".  Es  stimmt,  daß  das  Recht,  eine  Rente  einzu- 
ziehen, nicht  an  sich  das  Recht  bedeutet,  aus  dem  einge- 
zogenen Geld  Nutzen  zu  ziehen.  Im  vorliegenden  Fall  aber 
hat  die  Bauernbank  die  Renten  eingezogen,  die  nach  Abzug 
von  Auslagen  und  Provisionsgeldern  für  Arbeit  und  Ver- 
waltung des  Geldes  an  den  Verkäufer  der  fraglichen  Länder, 
nämlich  den  preusischen  Staat,  übergeben  wurden.  Das 
Recht  des  preußischen  Staates,  die  so  eingezogenen  Gelder 
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zu  verwerten,  ist  Eigentum,  das,  bei  der  Einziehung  und 
solange  es  die  Bank  in  Händen  behielt,  auf  dem  fraglichen 
abgetretenen  Gebiet  gelegen  war,  und  fällt  nach  meiner 
Meinung  unter  Artikel  256   des  Versailler  Vertrages. 

2a)  Im  Waffenstillstand  heißt  es  wörtlich:  „II  ne  aera 
rien  distrait  par  l'ennemi  de  valeur  publique'*  usw.  Es  ist  zu 
untersuchen,  was  das  Wort  ,, distrait"  heißt,  das  participe 
passe  des  Verbs  ,,distraire". 

Der  ursprüngliche  Wortlaut  der  Waffenstillstand- 
bedingungen ist  nur  französisch.  Distraire  heißt  nach  L  i  1 1  r  e 
,,demembrer,  employer  une  somme  d'argent  ä  un  objet  autre 
de  celui  auquel  il  etait  destine.  Enlever  quelque  partie 
d'un  tout,  detourner".  Bei  „distraction"  gibt  er  die  Er- 
klärung ,,Demembrement,  action  d'employer  une  somme 
d'argent  autrement  qu'on  le  doit  ou  qu'on  le  sait  proposer". 

Ich  bin,  wie  schon  gesagt,  der  Meinung,  daß  das  Recht 
auf  die  Renten  der  verpachteten  Güter  das  Eigentum  des 
preußischen  Staates  und  eine  valeur  publique  ist,  welche  in 
das  Gebiet  der  Waffenstillstandbedingungen  fällt,  aber  ich  bin 
nicht  der  Meinung,  daß  das  Verbot  an  den  preußischen 
Staat,  eine  solche  valeur  zu  ,, distraire",  die  Bedeutung  hat, 
daß  dem  preußischen  Staate  verboten  wird,  sein  Eigentum 
aus  einer  Gestalt  in  eine  andere  umzuwandeln. 

Die  Verfügung  über  Eigentum  gegen  eine  rechtmäßige 
und  angemessene  Gegenleistung,  besonders  da  dem  Zwecke 
und  dem  Ergebnis  nach  die  Verpflichtungen  gemindert 
wurden,  ist  keine  ,,distraction"  des  Eigentums.  ,, Distraire", 
wie  aus  den  obigen  Definitionen  ersichtlich,  hat  die  Be- 
deutung des  Betrügens,  der  Anwendung  des  Geldes  zu  einem 
andern  Zwecke  als  zu  demjenigen,  für  den  es  bestimmt  war. 
Im  vorliegenden  Falle  lag  keine  Zweckänderung  var.  Wenn 
der  preußische  Staat  sein  Recht  auf  die  Renten  der  fraglichen 
Länder  und  seines  Interesses  an  der  Bauernbank  verschenkt 
hätte,  so  hätte  er  die  Verpflichtung  verletzt,  die  er  nach 
den  Bedingungen  des  Waffenstillstandes  eingegangen  war. 
Wenn  es  sein  Interesse  unter  Bedingungen,  die  einem  Ge- 
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schenk  gleichgekommen  wären,  verkauft  hätte,  so  hätte  man 
denselben  Einwand  erheben  können.  Die  verschiedenen  Ver- 
käufe an  die  Bauernbank  sind  aber  nach  dem  20 — 30  jährigen 
Rentenwert  berechnet  worden,  was  eher  eine  hohe  als  eine 
niedrige  Einschätzung  zu  sein  scheint. 

Die  Gegenleistung,  die  dem  preußischen  Staat  für  seine 
Anteile  in  der  Bauernbank  selbst  bezahlt  wurde,  ist  der 
Kapitalbetrag  gewesen,  wie  er  durch  die  Anteile  dargestellt 
wurde,  zum  vollen  Nennbetrag  plus  fällige  Dividenden  am 
Tage  der  Uebergabe.  Auf  diese  Weise  hatte  das  Geschäft 
von  keiner  Seite  den  Charakter  oder  den  Anschein  des  Be- 
truges noch  sind  die  Alliierten  dadurch  um  irgendwelche 
,,gages  pour  le  recouvrement  des  reparations  de  guerre" 
gekommen. 

Die  fraglichen  Länder  snid  das  Eigentum  der  Ansiedler 
gewesen,  und  nur  für  den  Fall,  daß  sie  die  Amortisations- 
rente nicht  zahlen  sollten,  konnte  der  Staat  durch  die  Bank 
von  seinem  Wiederkaufsrecht  Gebrauch  machen.  Was  das 
Interesse  an  der  Bank  betrifft,  so  wurde  gegen  eine  Gegen- 
leistung darüber  verfügt,  welche  in  den  preußischen  Schatz 
floß  und  das  Staatsvermögen  vermehrte  und  nicht  ver- 
minderte. Die  gegenteilige  Annahme  bedeutet,  daß  die 
Alliierten  das  Interesse  des  preußischen  Staates  an  der  Bank 
hätten  beschlagnahmen  können.  Dies  hätte  die  beschlag- 
nahmende Behörde  nur  ermächtigt,  die  Dividenden  in  Emp- 
fang zu  nehmen,  die  von  der  Bank  an  den  preußischen 
Staat  als  Gesellschafter  zahlbar  waren.  Wie  wir  gesehen 
haben,  waren  diese  nur  nominell!  Es  ist  daher  offensichtlich, 
daß,  selbst  wenn  der  preußische  Staat  kein  Recht  hatte,  sein 
Interesse  an  der  Bank  zu  verkaufen,  der  Verlust  für  die 
Alliierten  nur  der  Betrag  einer  entwerteten  jährlichen 
Dividende  sein  könnte. 

Diese  Auslegung  der  fraglichen  Waffenstillstands- 
bedingungen wird  durch  den  Wortlaut  des  Art.  1  des 
protocole  de  cloture  vom  1.  XII.  1918  bestätigt:  Hier  heißt 
es,  daß  ,, Pendant   la  duree  de   Tarmistice   le  Gouvernement 
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allemand  s'engage  ä  prendre  aucune  disposition  pouvant 
diminuer  sous  une  forme  quelconque  les  valeurs  de  son 
domaine  public  ou  prive,  gages  communs  des  Allies  pour 
le  recouvrement  des  reparations  auquelles  ils  ont  de  droit." 

Es  wurde  also  verboten,  den  Wert  des  Nationaleigen- 
tums zu  vermindern,  das  das  Guthaben  bildete,  woraus  die 
Reparationsiorderung  der  Alliierten  bezahlt  werden  sollte. 
Dies  hat  aber  nicht  die  Immobilisierung  des  staatlichen 
Apparatas  zum  Zwecke  gehabt,  und  wenn  auch  dem  Schuldner 
dadurch  verboten  wurde,  sein  Guthaben  zu  vermindern,  so 
war  ihm  nicht  verboten,  seine  Verpflichtungen  zu  ver- 
mindern, wie  in  der  vorliegenden  Sache  der  Fall  gewesen  ist. 

Der  Artikel  des  Protocole  de  Clöture  fährt  fort:  ,,I1  s'en- 
gage  notamment  ä  ne  aliener,  conceder,  hypothequer  les 
chemins  de  fer,  canaux,  mines,  bois,  entreprises  coloniales, 
industrielles  ou  commerciales  qui  lui  appartiennent  ou  dans 
lesquelles  il  possede  des  interets." 

Der  Zweck  dieser  Vorschrift  war,  wie  das  Wort  ,, notam- 
ment" zeigt,  nicht,  die  Bestimmungen  des  vorangehenden 
Paragraphen  abzuändern,  sondern  nur,  ihn  besonders  auf 
bestimmte  größere  Interessen  anwendbar  zu  machen,  in 
denen  aber  die  Art  Interesse,  das  im  vorliegenden  Streitfall 
besteht,  nicht  mit  eingeschlossen  ist.  Der  offensichtliche 
Zweck  war,  den  preußischen  Staat  daran  zu  hindern,  zu- 
gunsten anderer  über  Eigentum  zu  verfügen,  das  zur  Ver- 
äußerung, Erteilung  einer  Konzession  oder  Verpfändung  zum 
Vorteil  der  Alliierten  selbst  brauchbar  sein  könnte.  Es  hieße, 
den  Sinn  des  Paragraphen  als  ganzen  verkennen,  wollte  man 
ihm  den  Zweck  zuschreiben,  einem  Staat  zu  verbieten,  die 
verschiedenerlei  Angelegenheiten  zu  bearbeiten,  die  not- 
wendig in  den  gewöhnlichen  Lauf  seiner  Geschäfte  hinein- 
gehören, ganz  besonders  bei  Verpflichtungen,  die  unter  den 
neuen  Verhältnissen  keinen  Zweck  mehr  haben.  Es  bleibt 
also  noch  die  Frage,  ob  der  Wert  seines  domaine  public  ou 
prive  verkleinert  worden  ist,  und  wir  kommen  zurück  auf 
den    ursprünglichen    Wortlaut    der    Waffenstillstandbedin- 

Abhandlungen  zum  Friedensvertrage.    Heft  5.  2 
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gungen,  von  denen  der  Protocole  de  cloture  einen  Teil  bildet 
und  die  dieser  nicht  ersetzt.  Aus  ihnen  folgt,  wenn  man  sie 
zusammen  liest,  daß  der  preußische  Staat  durch  seine  Ab- 
machung mit  der  Bauernbank  den  Wert  seines  Eigentums 
als  ganzen  nicht  gemindert  hat,  sondern  indem  er  seine  Ver- 
pflichtungen verkleinerte,  sich  Geld  verschaffte,  das  er  sonst 
nur  mit  Schwierigkeit  hätte  beitreiben  können. 

Kurzum,  es  wäre  unlogisch  anzunehmen,  daß  die 
Alliierten  eine  Stillegung  der  staatlichen  Geschäfte  im  Sinn 
hatten  oder  daß  sie  Handlungen  hindern  wollten,  die  zur 
Aufrechterhaltung  des  staatlichen  Apparats  notwendig 
waren. 

Noch  ein  Punkt,  der  nicht  übersehen  werden  darf,  ist, 
daß  die  verkauften  Renten  erst  mit  dem  Verkauf  zum  Gut- 
haben wurden.  Bis  dahin  hatte  der  Staat  Rechte,  die  erst 
durch  gerichtliches  Verfahren  gegen  die  Käufer  geltend  ge- 
macht werden  konnten.  Der  Staat  hatte  nur  eine  Hypo- 
thekenforderung auf  die  fraglichen  Güter,  kein  Eigentums- 
recht daran.  Es  handelte  sich  nicht  um  ein  dingliches  Recht, 
sondern  um  ein  obligatorisches  Recht,  Forderungen  gegen 
die  Besitzer  geltend  zu  machen.  Mit  anderen  Worten,  der 
Staat  war  nicht  Eigentümer  der  fraglichen  Länder^ 
sondern  nur  ein  nicht  voll  bezahlter  Verkäufer.  Als  solcher 
verkaufte  der  Staat,  um  sich  von  der  Verpflichtung,  selbst 
ein  Gerichtsverfahren  einzuleiten,  zu  befreien,  all  seine  For- 
derungen ohne  Garantie  an  die  Bauernbank.  Dies  war  um  so 
wünschenswerter  als  mfolge  der  ungeordneten  Verhältnisse 
im  Lande  der  preußische  Staat  Schwierigkeiten  bei  der  Ein- 
ziehung der  Renten  hätte  begegnen  können. 

2  b)  Die  Waffenstillstandsbedingungen  blieben  in  Kraft, 
bis  sie  durch  die  Bedingungen  des  Versailler  Vertrages  über- 
holt wurden;  dieser  trat  nach  seinem  eigenen  letzten  Para- 
graphen vom  Tage  des  1.  Protokolls  der  Niederlegung  der 
Ratifikationsurkunde  in  Kraft.  Der  genannte  Paragraph 
bestimmt,  daß  alle  im  Vertrage  vorgesehenen  Fristen  vom 
selben    Tage    an    zu    laufen    beginnen.     Eine    weitere    Be- 
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Stimmung  sieht  vor,  daß  in  jeder  weiteren  Hinsicht  der  Tag 
der  Niederlegung  der  Ratifikationsurkunde  als  der  Zeitpunkt 
des  Inkrafttretens  zu  gelten  hat. 

Die  Bedeutung  der  Unterscheidung  ist  nach  dem  eng- 
lischen Wortlaut  nicht  klar.  Zur  Auslegung  muß  auf  den 
französischen  Text  Bezug  genommen  werden. 

Im  englischen  Text  heißt  es:  ,,From  the  date  of  this 
first  proces-verbal  the  Treaty  will  come  into  force  between 
the  High  Contracting  Parties  who  have  ratified  it".  Im  Vor- 
wort zum  Vertrage  sind  die  High  Contracting  Parties  (Hohe 
vertragschließenden  Teile)  *'The  Allied  Associated  Powers 
of  the  one  part  and  Germany  of  the  other  part**  (die  Alliierten 
und  assoziierten  Mächte  einerseits  und  Deutschland  anderer- 
seits). Dann  heißt  ,, between  the  High  Contracting  Parties" 
(Zwischen  den  Hohen  vertragschließenden  Teilen):  zwischen 
Jen  alliierten  und  assoziierten  Mächten  einerseits  und 
Deutschland  andererseits.  Das  erste  Protokoll  zur  Inkraft- 
setzung des  Vertrages  mußte  von  Deutschland  einerseits  und 
von  drei  der  fraglichen  Mächte  andererseits  ratifiziert 
werden.  Da  Frankreich  also  eine  der  drei  fraglichen  Mächte 
gewesen  ist,  so  trat  der  Vertrag  zwischen  Deutschland  und 
Frankreich  vom  Tage  dieses  ersten  Protokolls  an  in  Kraft. 
Durch  die  Auslassung  eines  Wortes  im  englischen  Text,  das 
im  französischen  zu  finden  ist,  ist  Unklarheit  in  bezug  auf 
die  Bedeutung  der  obigen  Bestimmung  entstanden.  Im  eng- 
lischen Wortlaut  heißt  es:  ,,From  the  date  of  this  first 
proces-verbal  the  Treaty  will  come  into  force  between  the 
High  Contracting  Powers  who  have  ratified."  Im  fran- 
zösischen heißt  es:  ,,Des  la  date  de  ce  premier  proces-verbal 
!e  traite  entrera  en  vigueur  entre  les  Hautes  Parties  Con- 
tractantes  qui  l'auront  a  i  n  s  i  ratifie." 

Das  Protokoll  ist  einfach  der  Bericht  über  die  Nieder- 
legung (deposit,  depöt)  der  Ratifikation.  Die  wirksame  Tat- 
sache ist  natürlich  die  Niederlegung,  Was  die  Mächte  be- 
trifft, die  ihre  Ratifikationsurkunden  nicht  niederlegten,  als 
das    erste    Protokoll    gemacht    wurde,    trat    der   Vertrag   in 
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bezug  auf  sie  an  dem  Tage  in  Kraft,  an  dem  sie  (zu  einem 
späteren  Zeitpunkt)  ihre  Ratifikationsurkunden  niederlegten. 
Ein  neues  Protokoll  wurde  in  jedem  Falle  gemacht.  Da 
Deutschland  bereits  eine  Ratifikationsurkunde  niedergelegt 
hatte,  so  hatte  diese  Niederlegung  ipso  facto  die  Wirkung, 
daß  der  Vertrag  bei  jeder  weiteren  Ratifikation  in  Kraft  trat. 

Es  kann  gar  kein  Zweifel  über  diese  Auslegung  bestehen, 
die  den  gewöhnlichen  modus  operandi  bei  Ratifikationen 
bedeutete. 

Der  Vertrag  zwischen  Deutschland  einesteils  und  den 
Hohen  vertragschließenden  Teilen  andernteils  trat  also  nicht 
mit  der  Ratifikation,  sondern  mit  dem  Datum  der  Nieder- 
legung der  Ratifikationsurkunde  in  Kraft.  Was  Deutschland 
betrifft,  so  trat  der  Vertrag  bei  dem  ersten  Protokoll  der 
ersten  Niederlegung  der  Ratifikationsurkunde  in  Kraft;  was 
die  anderen  Parteien  betrifft,  vom  Tage  der  einzelnen  Pro- 
tokolle, die  über  die  Niederlegung  ihrer  Ratifikations- 
urkunden berichten.  So  war  juristisch  die  Lage  in  bezug  auf 
diese  anderen  Parteien  die,  .daß  nur  eine  unfertige  Verpflich- 
tung bestand,  eine  Offerte,  die  bis  dahin  nicht  angenommen 
worden  war. 

Da  also  der  Tag  der  ersten  Niederlegung  der  10.  Januar 
1920 war,  so  ist  Deutschland  erst  von  diesem  Tage  an  an  die 
Bedingungen  des  Vertrages  gebunden,  und  da  die  Ab- 
machungen zwischen  dem  preußischen  Staat  und  der 
Bauernbank  vor  diesem  Zeitpunkte  liegen,  so  werden  sie 
vom   Vertrage  nicht  berührt. 

Ich  bin  der  Meinung,  daß  die  Rechtmäßigkeit  der  in 
Frage  kommenden  Geschäfte  einzig  und  allein  von  der  Aus- 
legung des  §  19  der  Waffenstillstandsbedingungen  und 
seiner  Anwendung  auf  den  Fall  abhängen.  Wie  ich  oben 
gezeigt  habe,  kann  keine  Auslegung  des  Wortes  ,,distraire'' 
ein  echtes  Geschäft,  das  ein  Recht  auf  eine  Sache  in  Geld 
umwandelt  und  den  Erlös  des  Verkaufs  dem  Staate  zuführt, 
unter  das  Waffenstillstandsverbot  bringen. 
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Wenn  das  Wort  ,,gage'*  in  seinem  gewöhnlichen 
Wörterbuchsinn  gebraucht  wird,  so  heißt  es  ein  ,,objet 
depose  pour  garantir  le  payement  d'une  somme  due*\  Durch 
Ausdehnung  dieser  Bedeutung  werden  die  Aktiva  eines 
Insolventen  als  die  ,,gages'*  seiner  Gläubiger  bezeichnet. 
Dies  ist  wahrscheinlich  die  Analogie,  die  die  Verfasser  der 
Waffenstillstandsbedingungen  im  Sinne  hatten.  Wenn  die 
Lage  Deutschlands,  wie  der  Fall  gewesen  zu  sein  scheint, 
mit  der  eines  Insolventen  oder  möglicherweise  Insolventen 
verglichen  wurde,  so  sind  seine  ganzen  Aktiva  die  gages  der 
Gläubiger;  und  selbst  im  Falle  des  Bankrotts  sieht  das  fran- 
zösische Gesetz  nur  vor,  daß  ,,tous  actes  translatifs  de  pro- 
priete  mobiliere  ou  immobiliere  a  titre  gra'tuit  sont 
nuls  et  Sans  effet  relativement  ä  la  masse  (Code  de  Com- 
merce Art.   246). 

Das  französische  Konkursrecht  verbietet  dem  Schuld- 
ner, Zahlungen  vorzunehmen  (Art.  447),  aber  nicht,  Zah- 
lungen entgegenzunehmen,  die  frei  und  offen  auf  das  Konto 
des  Schuldners  geschrieben  und  zu  seinen  Aktiva  gebucht 
werden. 

Im  englischen  Recht  ist  es  nahezu  ebenso.  Da  aber  die 
Waffenstillstandsbedingungen  nur  französisch  unter- 
schrieben wurden,  so  beschränke  ich  mich  auf  die  Bedeu- 
tung, in  der  das  Wort  ,,gage"  dort  gebraucht  wurde. 

Es  geht  aus  obigem  hervor,  daß  das  fragliche  Geschäft 
gültig  war  und  als  solches  aufrechterhalten  werden  sollte. 
Die  Bauernbank  ist  daher  berechtigt,  ohne  Einschränkung, 
die  ihr  zukommenden  Güter,  Rechte  und  Interessen  zu  ge- 
nießen, die  sie  kraft  der  Vereinbarung  mit  dem  preußischen 
Staate   erworben  hat. 

Nachschrift. 

Ich  bin  ersucht  worden,  mich  über  einen  Punkt  zu 
äußern,  der  nach  Art.  255  des  Vertrages  zwischen  Preußen 
und  Polen  und  den  Alliierten  Mächten  hätte  fraglich  werden 
können. 
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Nach  Art.  255  des  Vertrages  (vgl.  Art.  92)  braucht 
Polen  denjenigen  Anteil  der  Schuld,  die  nach  Art.  254  von 
Polen  zu  tragen  ist,  dessen  Ursprung  der  Wiedergut- 
machungsausschuß auf  Maßnahmen  der  deutschen  und  preu- 
ßischen Regierung  zur  deutschen  Besiedlung  Polens  zurück- 
führt, nicht  zu  übernehmen.  Dieser  Satz,  wenn  er  überhaupt 
eine  praktische  Bedeutung  hat,  muß  nach  meiner  Ansicht 
heißen,  daß  Gelder,  die  vom  preußischen  Staate  zum  Ankauf 
von  Ländern  zum  Zwecke  des  Wiederverkaufs  an  deutsche 
Ansiedler  oder  auch  zur  Organisation  der  Bauernbank  aus- 
gegeben worden  sind,  und  welche  ein  Defizit  zur  Folge 
haben,  Polen  nicht  zur  Last  gelegt  werden  können.  Wenn 
daher  die  Bauernbank  vom  preußischen  Staate  Entschädi- 
gung verlangen  sollte,  so  könnte  dieser  den  Kläger  nicht  auf 
den  ersten  Teil  des  Art.  254  des  Vertrages  verweisen. 


Die  Rechtslage  der  staatlichen  Domänen- 
pächter in  dem  an  Polen  abgetretenen 
Gebiete  Deutschlands 


Von 


Staatsrat  Professor  Dr.  A.  Struycken  (Haag) 


In  Ijteratur  und  Praxis  gehen  hinsichtlich  der  Frage,  ob 
und  inwieweit  bei  Gebietsabtretungen,  sei  es  freiwilligen,  sei 
es  solchen  infolge  von  Friedensverträgen,  die  Rechte  und 
Verpflichtungen  des  abtretenden  Staates  auf  den  er- 
werbenden Staat  übergehen,  die  Meinungen  weit  aus- 
einander. Im  besonderen  erstreckt  sich  diese  Meinungsver- 
schiedenheit auf  die  Konzessionen  über  die  im  öffentlichen 
Interesse  liegenden  Werke  und  auf  die  allgemeine  Staats- 
schuld. 

In  einem  Punkte  aber  herrscht  vollkommene  Ueberein- 
stimmung,  nämlich  darin,  daß  das  private  Staatsvermögen, 
namentlich  die  in  dem  abgetretenen  Gebiete  befindlichen 
Domänen  in  dem  Zustande,  in  dem  sie  sich  befinden,  auf  den 
erwerbenden  Staat  von  Rechts  wegen  übergeht,  falls  nicht 
diesbezüglich  eine  anderweitige  Regelung  vertraglich  ge- 
troffen wird,  was  aber  nur  sehr  selten  vorkommt.  Ohne 
Rücksicht  darauf,  ob  in  dem  betreffenden  Vertrage  dies- 
bezüglich eine  bestimmte  Regelung  getroffen  wurde  oder 
nicht,  geht  also  das  private  Staatsdomanialgut  gleichzeitig 
mit  dem  abgetretenen  Gebiete  eigentümlich  an  den  er- 
werbenden Staat  über,  wobei  gleichzeitig  die  Privatverträge 
übertragen  werden,  die  nach  den  Grundsätzen  des  gemeinen 
Rechts  derart  mit  dem  Besitz  verbunden  sind,  daß  sie  von 
Rechts  wegen  auf  jeden  nachfolgenden  Eigentümer  des  Be- 
sitzes übergehen.  Zu  derartigen  Verträgen  gehören  in  erster 
Linie  die  Pachtverträge  über  Immobilien,  die  nach  gemeinem 
Rechte  diesem  Besitze  folgen,  in  wessen  Hände  er  auch  über- 
gehen möge.  §  571  des  Deutschen  Bürgerlichen  Gesetz- 
buches verleiht  in  dieser  Hinsicht  dem  in  das  moderne  Recht 
allgemein  übernommenen  Prinzip  Ausdruck,  wenn  es  be- 
stimmt: ,,wird  das  vermietete  Grundstück  nach  der  Ueber- 
lassung  an  den  Mieter  von  dem  Vermieter  an  einen  Dritten 
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veräußert,  so  tritt  der  Erwerber  an  Stelle  des  Vermieters  in 
die  sich  während  der  Dauer  seines  Eigentums  aus  dem  Miet- 
verhältnis ergebenden  Rechte  und  Verpflichtungen  ein**.  In 
genau  dem  gleichen  Sinne  äußern  sich  §  1095  des  Oester- 
reichischen  Bürgerlichen  Gesetzbuches,  Artikel  1743  des 
Code  Civil  frangais  und  Code  Civil  beige,  Artikel  1612  des 
Niederländischen  Bürgerlichen  Gesetzbuches  usw. 

Als  Beweis  dafür,  daß  bei  Gebietsabtretungen  die  Staats- 
domänen mit  den  zugehörigen  Pachtverträgen  übergehen, 
kann  wohl  die  gesamte  völkerrechtliche  Literatur  angeführt 
werden.  Wenn  mehrere  Autoritäten  die  Pachtverträge  nicht 
besonders  erwähnen,  so  ist  der  Grund  dafür  nicht  etwa  darin 
zu  suchen,  daß  sie  die  Ansicht  verträten,  Pachtverträge 
gingen  nicht  auf  den  erwerbenden  Staat  über,  sondern  darin, 
daß  sie  das  für  ganz  selbstverständlich  erachten  und  eine 
besondere  Erwähnung  dieser  Tatsache  infolgedessen  für 
überflüssig  halten,  um  sich  auf  die  Behandlung  der  Frage  zu 
beschränken,  über  die  eine  wesentliche  Meinungsverschieden- 
heit besteht,  ob  nämlich  auch  andere  Verbindlichkeiten,  ins- 
besondere Konzessionen  und  Staatsschulden,  mit  übergehen. 
Viele  betrachten  den  erwerbenden  Staat  als  den  Rechtsnach- 
folger des  abtretenden  Staates  in  alle  Rechte  und  Verbind- 
lichkeiten hinsichtlich  des  übernommenen  Gebiets;  andere 
erkennen  dahingegen  eine  derartige  allgemeine  Rechtsnach- 
folge nicht  an  und  wollen  selbst  von  dem  Begriffe  Rechts- 
nachfolge überhaupt  nichts  wissen,  geben  aber  nichtsdesto- 
weniger zu,  daß  die  Staatsdomänen  und  alles,  was  zu  ihnen 
gehört,  namentlich  die  diesbezüglich  bestehenden  Privat- 
rechte, auf  den  erwerbenden  Staat  übergehen,  gleichgültig, 
ob  diese  Frage  in  dem  betreffenden  Vertrage  erwähnt 
worden  ist  oder  nicht. 

Wir  wollen  uns  auf  die  modernen  Autoritäten  be- 
schränken. 

ENGLISCHE   VERFASSER: 

T  h.  J.  Lawrence,  The  principles  of  International 
Law,  6.  Auflage  1916,  Seite  96  und  331,  steht  auf  dem  Stand 
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punkte  der  allgemeinen  Rechtsnachfolge:  ,,Der  Grundsatz, 
dem  moderne  Juristen  am  meisten  zuneigen,  ist  der,  daß  der 
nachfolgende  Staat  die  örtlichen  Schulden  des  abgetretenen 
Gebiets  übernehmen  und  die  hierauf  bezüglich  von  dem 
Staate,  der  sein  Vorgänger  war,  gesetzlich  eingegangenen 
Verpflichtungen  ablösen  muß  . . .  Der  Wechsel  in  der  Staats- 
oberheit  infolge  von  Gebietsabtretungen  kann  Privatrechte, 
die  einzelne  Personen  oder  Korporationen  schon  erworben 
haben,  nicht  berühren." 

(,,The  principle  that  finds  most  favour  with  modern 
jurists  is  that  the  successor  State  should  assume  the 
local  debt  of  the  ceded  territory  and  discharge  the 
local  obligations  legally  contracted  with  regard  to  it 
by  the  predecessor  State  .  .  .  The  change  of  sove- 
reignty  through  territorial  cession  cannot  affect  private 
rights  already  vested  in  individuals  or  corporations/') 

John  Westlake,  International  Law,  2.  Auflage 
1919,  Seite  74,  erkennt  den  Uebergang  aller  privatrecht- 
lichen Verträge,  die  auf  den  Besitz  des  abtretenden  Staates 
in  dem  abgetretenen  Gebiet  Bezug  haben,  als  vorliegend  an: 
,,Was  die  Stellung  angeht,  die  der  Eroberer  zu  solchen  Kon- 
zessionen zu  nehmen  hat,  so  können  wir  keinen  vernünftigen 
Unterschied  zwischen  dem  Falle  sehen,  wo  er  (der  Staat) 
einen  Teil  des  anderen  durch  Abtretung  erwirbt,  und  dem 
Falle,  wo  er  das  Ganze  durch  Annexion  erwirbt  .  .  .  Zunächst 
werden  reine  Privatrechte  von  Individuen,  weder  Eigentum 
noch  Schuldverhältnisse  betreffende,  durch  einen  Regierungs- 
wechsel nicht  berührt.  Zweitens  tritt  der  erwerbende  Staat 
vollkommen  an  die  Stelle  des  ausgeschalteten  Staates  als 
Eigentümer  des  Aktivbesitzes,  d.  h.  der  aktiven  Sukzession  . . . 
Res  transit  cum  suo  onere,  bona  non  intelli- 
gent ur   nisi   deducto   aere   alieno. 

(,,In  considering  what  the  attitude  of  a  conqueror 
should  be  towards  such  concessions,  we  are  unable 
to  perceive  any  sound  distinction  between  a  case  where 
it  acquires  part  of  another  by  cession  and  a  case  where 
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it  acquires  the  whole  by  annexation  . .  .  First,  the 
purely  private  rights  of  individuals,  whether  of 
property  or  Obligation,  are  untouched  by  the  change 
of  government.  Secondly  the  acquiring  State  succeeds 
to  the  entire  position  of  the  displaced  State  as  owner 
of  the  assets,  or  what  is  called  the  active  succession. 
Res  transit  cum  suo  onere,  bona  non  in- 
telligentur    nisi    deducto    aere    a  1  i  e  n  o/* 

Pitt  Cobbet,  Cases  and  Opinions  on  International 
Law,  1909,  Seite  73  f.,  II,  Seiten  246,  248,  tritt  im  großen  und 
ganzen  für  Universalsukzession  ein:  ,,Der  neue  Staat  er- 
wirbt ebenfalls  das  gesamte  Krongut  und  sonstige  staatliche 
Eigentum  und  den  Aktivbesitz  des  ursprünglichen  Staates 
innerhalb  des  erworbenen  Gebiets.  Andererseits  ist  der  neue 
Staat  an  hoheitsrechtliche  Handlungen  seines  Vorgängers 
gebunden  ...  Er  wird  haftbar  für  alle  örtlich  mit  solchem 
Gebiete  zusammenhängenden  Schulden,  z.  B.  Schulden,  die 
auf  Einkünften,  die  aus  dem  im  Gebiete  gelegenen  Grund- 
besitze fließen,  lasten  . . .  Er  tritt  ferner  in  andere  zivile  Ver- 
pflichtungen örtlicher  Art  ein.  ...  In  dem  Falle,  wo  ein 
Teil  eines  Staates  an  einen  andern  Staat  abgetreten  oder  von 
ihm  erworben  wird,  sei  es  als  Folge  eines  Kriegsdruckes  oder 
infolge  eines  freiwilligen  Uebereinkommens,  wird  die  Frage 
der  Nachfolge  im  allgemeinen  durch  Vertrag  geregelt 
werden.  Bei  Nichtvorliegen  eines  Vertrages  aber,  oder  inso- 
weit als  dessen  Bestimmungen  nicht  ausreichen,  dürfte  es 
für  billig  gehalten  werden,  daß  die  Rechte  und  Verpflich- 
tungen des  übergebenden  Staates  hinsichtlich  der  Nachfolge 
nach  Grundsätzen  wie  den  oben  zum  Ausdruck  gebrachten 
reguliert  werden  .  . .  Verpflichtungen  gehen  gleichzeitig  mit 
den  Rechten  über  . . .  Privatrechte  anlangend  neigt  man  jetzt 
allgemein  zu  der  Auffassung,  daß  Eroberungen  und 
Annexionen  Privatrechte  und  Eigentum  im  eroberten  Ge- 
biete, in  wessen  Besitz  diese  sich  auch  befinden  mögen,  nicht 
berühren.  In  den  Vereinigten  Staaten  ist  das  als  Rechts- 
doktrin hingestellt  worden. 
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(,,The  new  State  will  succeed  also  to  all  the  public 
domain  and  other  public  property  and  assets  of  thc 
parent  state  within  the  territory  acquired.  On  the 
other  hand,  the  new  State  will  be  bound  by  the 
sovereign  acts  of  its  predecessor  ...  It  will  become 
liable  for  all  debts  locally  connected  with  such  terri- 
tory such  as  debts  charged  on  . .  revenues  derived 
from  property  situated  within  the  torritory  .  .  It  will 
also  succeed  to  other  civil  obligations  of  a  legal  kind  . .  . 
In  the  case  where  a  part  of  one  State  is  ceded  to  or 
acquired  by  another  State,  wheter  as  the  result  of 
the  pressure  of  war  or  by  voluntary  arrangement,  the 
question  of  succession  will  commonly  be  prövided  for 
by  treaty;  but  in  default  of  treaty  or  in  so  far  as  its 
provisions  may  not  extend,  it  would  seem  that  the 
rights  and  obligations  of  the  transferee  State,  in  the 
matter  of  succession,  will  be  governed  by  rules  similai 
to  those  set  forth  above  ....  Obligations  pass  with 
rights  . . .  With  respect  to  private  rights,  conquest 
and  annexation  are  now  generally  understood  not  to 
affect  private  rights  or  private  property,  to  whoni- 
soever  belonging,  in  the  conquered  territory  ...  In 
the  United  States  this  has  been  enunciated  as  a  judi- 
cial  doctrine.'*) 

Fred  Smith,  International  Law,  5.  Auflage  1918, 
Seite  289,  erkennt  den  Uebergang  des  privaten  Domanialgutes 
mit  den  darauf  lastenden  Verpflichtungen  als  vorliegend  an: 
„Im  allgemeinen  kann  als  richtig  behauptet  werden,  .  . .  daß 
der  Sieger  den  Gesamtaktivbesitz  eines  abgetretenen  oder  er- 
oberten Gebietes  erwirbt.  Aus  den  Rechtsätzen  ,,r  e  s 
transit  cum  suo  onere''  und  ,,nemo  plus  trans- 
ferre  potest  quam  ipse  habet"  dürfte  sich  natur- 
gemäß ergeben,  daß  dieser  Aktivbesitz  an  die  damit  ver- 
bundenen Verpflichtungen  gebunden  zu  gelten  hat." 

(,,It  may  be  laid  down  roughly  . .  that  the  con- 
queror  succeeds  to  all  the  assets  of  a  ceded  or  conquered 
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territory.  Krom  the  maximes  „res  transit  cum 
suo  onere**  and  ,,nemo  plus  transferre 
potest  quam  ipse  habet'*  it  would  naturally 
follow  that  such  assets  must  be  taken  subject  to  the 
liabilities  attached  to  them.)'* 

Coleman  Phillipson,  Termination  of  War  and 
Treaties  of  Peace,  1916,  Seite  320,  331,  stellt  sich  auf  genau 
den  gleichen  Standpunkt.  ,,Das  Privatdomanialgut  des 
Staates  . . .  geht  ebenfalls  auf  die  Regierung  über,  die  das  Ge- 
biet, zu  dem  derartiger  Besitz  gehört,  annektiert.  Doch  muß 
den  darin  erworbenen  Rechten  anderer  Parteien  Rechnung  ge- 
tragen werden  . . .  Der  Wechsel  der  Staatsoberhoheit  infolge 
gebietlicher  Abtretungen  kann  von  Einzelpersonen  oder  Kor- 
porationen bereits  erworbene  Privatrechte  nicht  berühren  . . . 
Der  neue  Herrscher  kann  ebensowenig  in  die  Privatrechte 
seiner  neuen  Untertanen  eingreifen,  wie  er  nicht  in  die  seiner 
alten  Untertanen  eingreifen  durfte  ...  In  Friedensverträgen 
werden  häufig  diesen  Fundamentalprinzipien  entsprechende 
Abmachungen  aufgenommen,  obgleich  das  nicht  erforderlich 
wäre." 

(,,The  private  domain  of  the  State  . . .  also  passes 
to  the  Government  that  annexes  the  territory  to  which 
such  property  belongs.  ßut  the  rights  therein  of 
other  parties  are  to  be  taken  into  account  . .  .  The 
change  of  sovereignty  through  territorial  cession 
cannot  affect  private  rights  already  vested  in  indivi- 
duals  or  corporations  . . .  The  new  sovereign  possesses 
no  greater  power  to  interfere  with  the  private  rights 
of  his  new  subjects  than  he  has  with  regard  to  his  old 
subjects  . . .  Frequently  clauses  are  inserted  in  treaties 
in  conformity  with  these  fundamental  principles, 
though  it  is  not  necessary  to  do  so.*') 

L.  O  p  p  e  n  h  e  i  m  ,  International  Law,  3.  Auflage  1920, 
Seite  144  f.  erkennt  den  Grundsatz  der  allgemeinen  Nach- 
folge in  bestimmte  Rechte  und  Verbindlichkeiten,  namentlich 
auch  in  Privatdomanialgut  in  dem  abgetretenen  Gebiete  und 
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elen darauf  lastenden  Verbindlichkeiten  an.  ,, Teilweise  Nach- 
folge tritt  ein,  . . .  wenn  die  eine  internationale  Person  einen 
Teil  des  Gebiets  einer  anderen  durch  Abtretung  erwirbt  . . . 
Es  steht  fest,  daß  nach  dem  Völkerrecht  Universal- 
sukzession nicht  eintritt  .  .  .  Aber  ebenso  wäre  es  falsch, 
zu  behaupten,  daß  Nachfolge  überhaupt  nicht  eintritt  .  .  . 
Denn  niemand  kann  darüber  im  Zweifel  sein,  daß  gewisse 
Rechte  und  Pflichten  tatsächlich  auf  eine  internationale 
Person  von  ihrem  Vorgänger  übertragen  werden.  Und  da 
diese  Rechtsübertragung  schon  allein  durch  die  Tatsache,  daß 
eine  internationale  Person  einer  anderen  im  Besitze  von 
Staatsgebiet  nachfolgt,  eintritt,  kann  kein  Zweifel  darüber 
herrschen,  daß  soweit,  wie  diese  übergehenden  Rechte  und 
Pflichten  in  Betracht  kommen,  eine  Nachfolge  einer  inter- 
nationalen Person  in  die  Rechte  und  Pflichten  einer  anderen 
wirklich  eintritt  . . .  Tatsächliche  Nachfolge  tritt  ein  hinsicht- 
lich des  Staatseigentums  und  der  Staatsfonds  des  unter- 
gegangenen Staates  . . .  Aber  andererseits  müssen  auch  die 
Schulden  des  untergegangenen  Staates  von  dem  verdrän- 
genden Staate  übernommen  werden.  . .  .  Man  geht  wohl  nicht 
fehl,  wenn  man  behauptet,  daß  hinsichtlich  dieses  Punktes 
nicht  Herkommen,  sondern  eine  sich  auf  Gewohnheitsrecht 
gründende  wirkliche  Norm  des  Internationalen  Rechtes 
existiert  . .  .  Wenn  als  Folge  eines  Krieges  oder  aus  sonstiger 
Veranlassung  ein  Staat  einen  Teil  seines  Gebietes  an  einen 
anderen  abtritt,  . .  .  dann  tritt  hinsichtlich  der  internationalen 
Rechte  und  Pflichten,  die  örtlich  mit  dem  Teile  des  abge- 
tretenen Gebietes  verbunden  sind,  und  hinsichtlich  des  auf 
diesem  Gebietsteile  vorgefundenen  Fiskaleigentums  Nach- 
folge ein.'* 

(,,Partial  succession  takes  place  .  . .  when  one  Inter- 
national Person  acquires  a  part  of  the  territory  of 
another  through  cession  ...  It  is  certain  that  no 
general  succession  takes  place  according  to  the 
Law  of  Nations  . . .  But  it  is  equally  wrong  to  main- 
tain  that  no  succession  whatever  occurs.  For  nobody 
doubts  that  certain  rights  and  duties  actually  devolve 
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upon  an   International   Person   from   its  predecessor. 
And  since  this  devolution  takes  place  through  the  very 
fact  of  one  International  Person  following  another  in 
the  possession  of  State  territory,  there   is  no  doubt 
that,  as  far  as  these  devolving  rights  and  duties  are 
concerned,  a  succession  of  one  International  Person 
to  the   rights  an   duties   of  another  really   does  take 
place  ...    A  real  succession  takes  place  with  regard 
to   the   fiscal    property   and   the    fiscal   funds   of   the 
extinct  State  ...    It  may  safely  be  maintained  that 
not  a  usage  but  a  real  rule  of  International  Law,  based 
on  custom,  is  in  existence  with  regard  to  this  point  . . . 
When  in  consequence  of  war  or  otherwise  one  State 
cedes  a  part  of  its  territory  to  another,  . .  succession 
takes  place  with  regard  to  such  international  rights 
and  duties  as  are  locally  connected  with  the  part  of 
the   territory    ceded,   and    with   regard   to    the   fiscal 
property  found  on  that  part  of  the  territory.") 
A.  Berriedale  Keith,  The  Theory  of  State  Suc- 
cession, 1907,  Seite  50  f.,  ist  Gegner  der  Nachfolgungslehre, 
soweit  Konzessionen  und  rein  persönliche  Verträge  in  Frage 
kommen,  trotzdem  er  zugeben  muß,  daß  ,,die  überwiegende 
Mehrzahl  der  Juristen  Universalsukzession  in  alle  Verträge 
imd  Konzessionen  als  die  Regel  hinstellen." 

(,,The  great  majority  of  jurists  lay  down  the  rule 
of    universal    succession    to    all    contracts    and    con- 
cession.") 
Auch  hinsichtlich  des   Privatdomanialgutes  erkennt   er 
für  den  erwerbenden  Staat  das  Eigentumsrecht  nur  unter  Vor- 
behalt der  darauf  ruhenden  Rechte  der  Einzelpersonen  an: 
,,das  staatliche  Privatdomanial  besteht  etwa  aus  dem  Staats- 
schatz, den  Staatsdomänen,  den  Eisenbahnen,  dem  Waffen- 
arsenal usw.     Im  Falle  der  Eroberung  geht  natürlich  alles 
das  auf  den  Eroberer  als  sein  Eigentum  über,  vorbehaltlich 
nur   der   Rechte,     die    einzelne   Privatpersonen    etwa    daran 
haben  . . .   Die  allgemein  gültige  Regel  dürfte  darin  bestehen, 
daß  alle  diese  Anrechte  und  Fonds  auf  den  Eroberer  oder 
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Uebernehmer  übergehen  . . .  Das  ergibt  sich  aus  der  Tat- 
sache, daß  das  Gebiet  und  das  Privatdomanial,  das  alle  darauf 
bezüglichen  Verträge  nach  sich  zieht,  übergehen,  es  sei  denn, 
daß  es  im  Falle  der  Abtretung  vertraglich  ausgenommen 
würde." 

(,,The  private  domain  of  the  State  consists  of  such 
things  as  the  State  treasure,  the  State  domain,  rail- 
ways,  Stores  of  arms  etc.  In  the  case  of  conquest  it 
is  clear  that  all  those  pass  over  to  the  conqueror  as 
his  own,  subject  only  to  such  rights  as  private  indivi- 
duals  may  have  over  them  . . .  The  general  rule  seems 
to  be  that  all  these  Claims  and  funds  pass  over  to  the 
conqueror  or  cessionary.  This  follows  from  the  fact 
of  the  passing  over  of  the  territory  and  of  the  private 
domain,  which  carries  with  it  all  contract  rights  rela- 
tive thereto,  unless  exempted  by  treaty  in  the  case  of 
cession.*') 

AMERIKANISCHE    VERFASSER. 

Hai  leck.  International  Law,  4.  Ausgabe  1908,  II, 
Seite  518,  erkennt  den  Uebergang  des  Privatdomanialgutes 
mit  den  damit  verbundenen  Verbindlichkeiten  als  vorliegend 
an:  „Da  der  neue  Staat  lediglich  in  die  Stelle  der  früheren 
Staatsoberhoheit  einrückt  und  infolge  Abtretung  oder  durch 
vollständige  Eroberung  keine  Ansprüche  oder  Anrechte 
irgendwelcher  Art  auf  Privateigentum,  sei  es  im  Besitze  ein- 
zelner Personen,  Stadtgemeinden  oder  Korporationen,  er- 
wirbt, und  da  die  Pflichten  und  Verbindlichkeiten  des 
früheren  Souveräns  bezüglich  des  Privateigentums  innerhalb 
des  erworbenen  Gebietes  auf  ihn  übergehen,  ist  er  infolge 
davon  verpflichtet,  alle  Privatrechte  auf  Grundbesitz  anzu- 
erkennen und  zu  schützen,  wobei  es  gleichgültig  ist,  ob  das 
Besitzrecht  sich  auf  endgültig  erteilte  Konzessionen  oder 
vorläufige  Rechtstitel  gründet,  denn  Eigentum  in  Ländereien 
begreift  die  Gesamtheit  der  Anrechte  auf  Grundbesitz  in  sich. 
Nach  den  Worten  des  Chief  Justice  Marchall  schließt  der  Be- 
triff Eigentum  in  seiner  Anwendung  auf  Land  alle  Rechts- 
Abhandlungen  zum  Friedensvertrage.    Heft  6.  3 
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titel,  und  zwar  sowohl  solche  vorläufiger  wie  endgültiger 
Natur  ein.  Es  wird  angenommen,  daß  er  die  in  Verträgen 
liegenden  Rechte  in  sich  einbegreift." 

(„As  the  new  State  merely  displaces  the  former 
sovereignty,  and  acquires,  by  cession  or  complete  con- 
quest,  no  claim  or  title  whatever  to  private  property, 
whether  of  individuals,  municipalities,  or  corporations, 
and  as  it  assumes  the  duties  and  obligations  of  the 
former   sovereign    with    respect   to   private    property 
within    such    acquired    territory,    it    is    consequently 
bound  to  recognize  and  protect  all  private  rights  in 
lands,  whether  they  are  held  under  absolute  grants  or 
inchoate   titles,  for  property   in   land  includes  every 
class  of  Claims  to  real  estate.     In  the  words  of  Chief 
Justice   Marchall,   the   term   property,   as   applied   to 
lands,  comprehends  every  species  of  title,  inchoate  or 
complete.     It   is   supposed  to   embrace   those   rights 
which  lie  in  contracts.*') 
John  Bassett  Moore,  zur  Zeit  Mitglied  des  Per- 
manenten Internationalen  Gerichtshofes,  behandelt  in  Teil  I 
seines  Werkes  Digest  of  International  Law,  1906,  Seite  385  f., 
die  amerikanische  Praxis.     Hinsichtlich  ,, Konzessionen  und 
Verträgen  über  Staatsleistungen  und  Servituten*'  (grants  and 
contracts  for  public  works  and  Services*')   wird  Nachfolge 
seitens   der  Amerikanischen   Regierung   nicht   immer   aner- 
kannt, aber  hinsichtlich  privater  Verträge  über  den  im  ab- 
getretenen   Gebiete    gelegenen    Immobiliarbesitz    wird    von 
Regierung  und  Rechtsprechung  die  Unantastbarkeit  immer 
anerkannt.     ,,Der  Begriff  Eigentum   in   seiner  Anwendung 
auf  Land  schließt  alle  Arten  Rechtstitel,  vorläufige  sowohl 
wie  endgültige,  ein.    Er  wird  als  die  in  Verträgen  liegenden 
Rechte,  sowohl  die  erst  wirksam  werdenden  wie  auch  die  be- 
reits wirksam  gewordenen,  in  sich  einbegreifend  ausgelegt. 
In  dieser  Hinsicht  wird  das  Verhältnis  der  Bevölkerung  zu 
ihrer  Regierung  nicht  verändert.    Die  neue  Regierung  tritt 
an  die  Stelle  der  abgetretenen  ...   In  dem  Vertrage,  in  dem 
Louisiana  an  die  Vereinigten  Staaten  abgetreten  worden  ist^ 
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wurde  ausbedungen,  daß  die  Bevölkerung  ,,im  unbe- 
schränkten Genuß  ihrer  Freiheit,  ihres  Eigentums  und  der 
Religion  ihres  Bekenntnisses  bleiben  und  geschützt  werden 
müßte**.  Ausbedingung  des  Schutzes  der  Grundbesitzrechts- 
titel findet  sich  ferner  in  anderen  Verträgen,  mittels  deren 
die  Vereinigten  Staaten  Rechtstitel  auf  Gebiet  erworben 
haben.  Der  Richter  erblickt  in  ihnen  lediglich  eine  Be- 
stätigung des  Völkerrechts.  . . ,  Wenn  ferner  ein  erobertes 
Land  abgetreten  wird,  dann  behalten  frühere  Besitzer  ihr 
Anrecht  auf  ihren  Grundbesitz,  und  wenn  irgend  ein  Land 
erobert  wird,  dann  wird  der  Grundbesitz  den  Eigentümern 
nicht  weggenommen,  sondern  letztere  wechseln  nur  den 
Herrn  . . .  Ohne  Zweifel  geht  die  anerkannte  Rechtsauf- 
fassung dahin,  daß  im  Falle  territorialer  Abtretungen  oder 
Eroberungen  die  Rechte  des  privaten  Grundbesitzes  geachtet 
werden.  Von  der  früheren  Regierung  erteilte  Konzessionen 
werden,     wenn    sie   zur   Zeit   der    Bewilligung   rechtsgültig 

waren,  gewöhnlich  nicht  umgestoßen Allerdings  wurden 

in  solchen  Fällen  die  Eigentumsrechte  der  Bevölkerung 
durch  besondere  Vereinbarungen  in  den  Abtretungsverträgen 
geschützt,  aber  der  Richter  stellte  sich  auf  einen  früheren 
Standpunkt  und  entschied  aus  dem  allgemeinen  Prinzip  des 
Völkerrechts,  daß  eine  bloße  Gebietsabtretung  lediglich  hin- 
sichtlich der  Staatsoberhoheit  und  der  Jurisdiktion,  ein- 
schließlich des  Anrechts  auf  Krongut,  wirksam  ist,  aber  nicht 
hinsichtlich  des  Privateigentums  der  einzelnen  Personen,  das 
von  dem  Krongute  vor  der  Abtretung  abgesondert  worden 
war,'* 

(,,The  term  property  as  applied  to  lands,  compre- 
hends  every  species  of  title,  inchoate  or  complete.  It 
is  supposed  to  embrace  those  rights  which  lie  in  con- 
tracts,  those  which  are  excutory,  as  well  as  those  which 
are  executed.  In  this  respect  the  relation  of  the  in- 
habitants  to  their  government  is  not  changed.  The 
new  government  takes  the  place  of  that  which  passed 
away. . . .  By  the  treaty  by  which  Louisiana  was  ceded 
to  the  United  States  it  was  provided,  that  the  inhabi^ 

3* 
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tants  should  be  ,,maintained  and  protected  in  the  free 
enjoyment  of  their  liberty,  property,  and  the  religion 
which  they  profess."  Stipulations  for  the  protection 
of  rights  of  property  may  also  be  found  in  other 
treaties  by  which  the  United  States  have  acquired  title 
to  property.  They  are  held  by  the  courts  to  be  merely 
declaratory  of  the  law  of  nations  ...  If,  also,  a  con- 
quered  country  is  ceded,  the  old  possessors  are  entitled 
to  their  estates  and  when  any  country  is  conquered, 
the  possessors  are  not  deprived  of  their  estates,  but 
only  change  their  masters.  ...  It  is  no  doubt  the 
received  doctrine  that,  in  cases  of  ceded  or  conquered 
territory,  the  rights  of  private  property  in  lands  are 
respected.  Grants  made  by  the  former  government, 
being  rightful  when  made,  are  not  usually  disturbed  . . . 
It  is  true  that  the  property  rights  of  the  people,  in 
those  cases,  were  protected  by  stipulations  in  the 
treaties  of  cession,  but  the  court  took  broader  ground, 
and  held,  as  a  general  principle  of  international  law, 
that  a  mere  cession  of  territory  only  operates  upon  the 
sovereignty  and  Jurisdiction,  including  the  right  to 
public  domain,  and  not  upon  the  private  property  of 
individuals  which  had  been  segregated  from  the  public 
domain  before  the  cession.*') 
Man  muß  hierbei  die  Tatsache  berücksichtigen,  daß  der 
Ausdruck  ,, property**  nicht  allein  das  Eigentumsrecht, 
sondern  alle  auf  Immobiliarbesitz  bezüglichen  Rechte,  also 
auch  die  der  Pächter,  in  sich  schließt. 

FRANZÖSISCHE    VERFASSER. 

H.  B  o  n  f  i  1  s  ,  Manuel  de  Droit  International  Public, 
7.  Auflage  1914,  in  der  Bearbeitung  von  F  a  u  c  h  i  1 1  e  ,  be 
handelt  die  Frage  nicht  in  den  einzelnen  Punkten.  Der 
Uebergang  des  Domanialgutes  in  der  Beschaffenheit,  in  der 
es  sich  befindet,  und  eines  Teils  der  Staatsschulden  werden 
nichtsdestoweniger  als  vorliegend  anerkannt.  ,,Wenn  ein 
Staat  in  seiner  Gesamtheit  einverleibt  wird  oder  nach  teil- 
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weiser  Auflösung  einen  Teil  seines  Gebietes  abtritt,  dann 
geht  das  das  Krongut  bildende,  im  annektierten  Gebiete  ge- 
legene Eigentum  mit  allen  es  charakterisierenden  Eigen- 
schaften und  in  seiner  rechtlichen  Beschaffenheit  auf  den 
annektierenden  Staat  über  . . .  Der  Staat,  zu  dessen  Vorteil 
sich  die  Annexion  vollzieht,  muß  den  Anteil  des  abtretenden 
Staates  an  der  öffentlichen  Schuld  des  annektierten  Gebietes 
übernehmen."    (S.  145,  146.) 

(,,Lorsqu'un   Etat   est    en    totalite    incorpore,    ou, 
lorsque  membre,  il  cede  une  portion  de  son  territoire, 
les  biens  composant  le  domaine  public,  existant  sur 
le  territoire  annexe,  passent  avec  leur  caractere  propre 
et  leur  condition  juridique  ä  l'Eat  annexant'. . .  L'Etat, 
au  profit  duquel  se  realise  Tannexion,  doit  supporter 
la  part  contributive  du  territoire  annexe  dans  la  dette 
publique  de   l'Etat  cedant.")     (P.  145.   146.) 
A.  C  o  s  s  o  n  ,  Les  Cessions  de  Territoire,  1900  Seite  195, 
gibt  mit  klaren  Worten  zu,  daß  gleichzeitig  mit  den  Staats- 
domänen auch  die  darauf  bezüglichen  Verträge  auf  den  er- 
werbenden  Staat   übergehen.      ,,Der   Teile    seines    Gebietes 
abtretende  Staat  hatte  mit  Privaten  Verträge  abgeschlossen, 
....  die  für  die  Verwaltung  des  Domanialbesitzes  notwendig 
waren.    Die  Abtretungsverträge  erklären  nach  Gewohnheits- 
recht den  annektierenden  Staat  als  in  die  Rechte  und  Ver- 
pflichtungen des  abtretenden  Staates  hinsichtlich  aller  vor 
der  Annexion  abgeschlossenen  Verträge  eingesetzt.     Würde 
diese  Einsetzung  in  die  Rechte  mit  voller  Rechtswirkung  ein- 
treten, wenn  der  Vertrag  darüber  nichts  besagte?    Das  kann 
auf  Grund  des   Billigkeitsprinzips,   das   nicht   will,   daß  die 
Abtretung  die  Rechte  einzelner  Personen  beeinträchtige,  zu- 
gegeben werden." 

(,, L'Etat  demembre  avait  passe  avec  des  particu- 
culiers  des  contrats  . . .  necessaires  ä  la  gestion  des 
biens  domaniaux.  Les  traites  de  cession  declarent 
d'habitude  l'Etat  annexant  subroge  aux  droits  et  obli- 
gations  de  l'Etat  cedant  pour  tous  les  contrats  .  .  . 
passes  avant  l'annexion.     Cette  Subrogation  se  pro- 
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duirait-elle  de  plein  droit  si  le  traite  etait  muet?  On 
peut  Tadmettre  en  vertu  du  principe  d'equite  qui  veut 
que  la  cession  ne  nuise  pas  aux  droits  des  parti- 
culiers.**) 

CilbertGidel,  Des  Effets  de  Tannexion  sur  les  Con- 
cessions,  1904,  befaßt  sich  in  der  Hauptsache  mit  der  Frage 
der  Konzession  im  Falle  von  Gebietsabtretungen.  In  der 
Theorie  bestreitet  er  das  Prinzip  der  Rechtsnachfolge  als 
solches,  kommt  aber  doch  im  großen  und  ganzen  zu  den- 
selben Folgerungen  wie  die  anderen  Verfasser  auf  Grund  des 
Prinzips  der  Achtung  erworbener  Rechte  und  der  Unverletz- 
barkeit des  Eigentums.  Auf  dieser  Grundlage  erkennt  er 
in  der  Theorie  die  Legalität  des  Ueberganges  aller  ding- 
lichen Rechte  als  vorliegend  an.  Den  Pachtvertrag  erwähnt 
er  nicht  besonders,  doch  muß  in  diesem  Zusammenhange  das 
Recht  der  Pächter  zweifellos  darin  eingereiht  werden,  weil 
es,  was  den  Uebergang  angeht,  dinglichen  Charakter  hat,  eine 
Eigenschaft,  die  z.  B.  das  Oesterreichische  Bürgerliche  Ge- 
setzbuch ausdrücklich  zum  Ausdruck  bringt. 

Indessen  gibt  G  i  d  e  1  zu,  daß  die  Praxis  weiter  geht  als 
seine  Rechtsauffassung. 

Einerseits  nimmt  er  an,  daß  ,,die  unbeschränkte  Achtung 
aller  Verpflichtungen,  auf  die  der  Annektierte  eingegangen 
war,  keine  Norm  des  Internationalen  Rechts  bildet  (,,le 
respect  absolu  de  toutes  les  obligations  contractees  par 
l'annexe  ne  constitue  pas  une  regle  de  droit  internationar*), 
andererseits  gibt  er  zu:  ,,Die  internationale  europäische 
Praxis  ist  mithin  sehr  klar:  die  Achtung  der  Privaten 
erteilten  Konzessionen  und  allgemein  aller  Verträge,  die  die 
Regierung  des  Staates,  dessen  Oberhoheit  untergegangen 
ist,  mit  ihnen  abgeschlossen  hat,  ist  in  Europa  als  allgemein 
gültige  Norm  angewandt  worden  (Seite  242).** 

(„La  pratique  internationale  europeenne  est  donc 

tres  nette:   le  respect  des  concessions  accordees  ä  des 

particuliers  et,  en  general,  de  tous  les  contrats  passes 

-    -         avec  eux  par  le  gouvernement  de  l'Etat  dont  la  sou- 


I 


—     39     — 

verainete    disparait,    a    servi    de    regle    uniforme    en 

Europe.") 
Die  einzigen  von  ihm  konstatierten  Ausnahmen  be- 
treffen eigentlich  genannte  Konzessionen,  Verträge,  ,,die 
einen  doppelten  Charakter  tragen,  öffentlicher  und  privater 
Natur  zugleich*'  (qui  participent  d'un  double  caractere  ä  la 
fois  public  et  prive). 

SCHWEIZER    VERFASSER. 

Das  wichtigste  Werk  über  die  Nachfolge  der  Staaten  ist 
das  1898  erschienene  von  Max  Huber,  der  zur  Zeit  Mit- 
glied des  Permanenten  Internationalen  Gerichtshofes  ist. 
H  u  b  e  r  erkennt  in  vollem  Umfange  das  Prinzip  der  Rechts- 
nachfolge an,  und  zwar  sowohl  bei  Gesamtannexion  wie  bei 
Abtretung  eines  Teils  des  Gebiets,  und  ferner  ebenso  hin- 
sichtlich der  Aktiva  wie  hinsichtlich  der  Passiva.  Für 
H  u  b  e  r  besteht  darum  nach  der  Natur  der  Sache  nicht  der 
mindeste  Zweifel,  daß  das  Krongut  im  abgetretenen  Gebiete 
mit  allen  dazu  gehörigen  Verträgen  auf  den  erwerbenden 
Staat  übergeht.  ,,Der  Staat,  der  in  einen  anderen  succediert, 
wird  seinem  Rechtsvorgänger  in  allen  das  abgetretene  Gebiet 
betreffenden  Rechtsverhältnissen  substituiert.  Darunter  ist 
entschieden  das  Eigentum  des  Staates  an  im  Cessum  be- 
legenen Sachen  zu  verstehen  . .  .  Gleich  dem  Eroberer  succe- 
diert der  Cessionar  in  alle  Forderungen  des  Cedenten,  die 
Subrogate  sind  eines  dinglichen,  noch  bestehenden  Rechtes  des 
Cedenten  an  einer  im  Cessum  belegenen  Sache;  so  die  Pacht- 
zinsen von  Staatsdomänen.  . . .  Die  Staatenpraxis  hat  das 
Prinzip,  daß  der  Successor  in  allen  denjenigen  Schulden,  die 
von  der  Verwaltung  bei  der  Betätigung  der  staatlichen 
Funktionen  gemacht  werden,  sowohl  solche  öffentlich-recht- 
licher Natur  als  solche  rein  privatrechtlicher,  an  die  Stelle 
des  bisherigen  Gebietsherrn  tritt;  da  Staatensuccession  nichts 
anderes  bedeutet,  als  daß  das  staatliche  Leben  von  einem 
andern  Centrum  aus  im  Gang  gehalten  wird,  so  ergibt  sich 
daraus,  daß  alle  diejenigen  Rechtsverhältnisse,  die  den  Staat 
betreffen,  wie  er  im  Cessum  zur  Erscheinung  kam,  von  selbst 
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in  die  Rechtssphäre  des  Successors  übergehen ...  In  die 
Kategorie  dieser  Verwaltungsschulden  fallen  die  Verpflich- 
tungen der  Postverwaltung,  die  Verpachtung  von  Staats- 
domänen.."    (S.  70,  Ulf.,  113.) 

In  genau  dem  gleichen  Sinne  äußert  sich  M  e  i  1  i  in 
seinem  Gutachten:  ,,Die  Rechtsstellung  der  Niederländisch- 
Süd-Afrikanischen  Eisenbahngesellschaft  gegenüber  Groß- 
britannien als  Rechtsnachfolger  der  Süd-Afrikanischen 
Republik". 

DEUTSCHE    VERFASSER 

Dr.  Franz  von  Liszt,  Das  Völkerrecht,  6.  Auflage 
1910,  Seite  172  f.,  erkennt  bei  vollkommener  Eroberung  eines 
Staates  durch  einen  anderen  keine  Rechtsnachfolge  als  vor- 
liegend an,  wohl  aber  bei  abgeleitetem  Erwerb,  doch  dann 
nur  soweit,  als  die  Rechtsverhältnisse  auf  dem  Staatsgebiete 
lokalisiert  sind.  Hinsichtlich  des  Privatbesitzes  nimmt  er 
darum  die  Rechtsnachfolge  als  vorliegend  an:  ,,Eine  Rechts- 
nachfolge muß  dagegen  bei  abgeleitetem  Erwerb  ange- 
nommen werden,  soweit  es  sich  um  privatrechtliche  Rechts- 
verhältnisse (Eisenbahnkonzessionen,  fiskalische  Verträge 
usw.)  handelt.*' 

W.  Schönborn,  Staatensuccessionen,  1913,  nimmt  in 
der  Literatur  einen  ganz  besonderen  Platz  ein,  da  er  nicht 
nur  im  Prinzip  jede  Rechtsnachfolge  bei  Gebietsabtretungen 
bestreitet,  sondern  namentlich  auch  des  Bestehen  jeder 
völkerrechtlichen  Norm  betreffend  den  Uebergang  von 
Eigentum  und  Schulden  von  einem  Staat  auf  den  anderen 
in  Abrede  stellt:  ,,Es  besteht  keine  Völkerrechtsnorm,  auf 
Grund  deren  bei  Zessionen  der  Zessionar  allgemein  in  Privat- 
rechtsverhältnisse des  Zedenten  einzutreten  hätte'*  (Seite  56). 
Indessen  fühlt  er  sich  verpflichtet  zuzugeben,  daß  Gebiets- 
zessionen heute  meist  als  typische  völkerrechtliche  Rechts- 
geschäfte aufgefaßt  werden,  deren  eintscheidendes  Moment 
eben  der  Gebietsübergang  ist,  denen  aber  gewisse  weitere 
Wirkungen  regelmäßig  zukommen;  letztere  können  dann  im 
Zweifel  als  gewollt  vermutet  werden  (S.  25).     Und  er  fügt 


I 


.:i 


—    41     — 

das  Folgende  dazu  bei:  ,,Wenn  nun  aber  das  ehemalige 
Fiskalgut  des  Zedenten  im  abgetretenen  Gebiet  auf  den 
Zessionar  übertragen  wird,  so  stellt  dies  eine  durch  das 
Wesen  der  Zession  an  sich  nicht  bedingte  und  nicht  ge- 
forderte Verringerung  des  Staatsvermögens  des  Zedenten 
und  Bereicherung  des  Zessionars  dar;  und  nun  verlangt  in 
der  Tat  zwar  kein  Rechtssatz  des  Völkerrechts,  wohl  aber 
die  Billigkeit  vom  Zessionar  die  Uebernahme  eines  Anteils 
an  den  Schulden  des  Zedenten.  In  der  Staatenpraxis  ist 
denn  auch  wie  die  Uebertragung  des  Fiskalgutes,  so  auch 
die  Uebernahme  einer  Schuldquote  die  Regel'*  (Seite  58);  und 
später  hinsichtlich  des  Fiskalgutes  im  besondern:  ,,die 
Uebertragung  von  Fiskalgut,  die  ja  nicht  in  Erfüllung  einer 
völkerrechtlichen  Verpflichtung  vorgenommen  wird,  ist  kein 
völkerrechtliches  Rechtsgeschäft,  sondern  ein  nach  inter- 
nationalem Privatrecht  zu  beurteilendes,  und  da  müssen  die 
Rechtssätze  ,,res  transit  cum  onere  suo"  und  ,,nemo  plus 
juris  transferre  potest  quam  ipse  habet'*,  die  im  Zivilrecht 
so  ziemlich  aller  Kulturstaaten  anerkannt  sein  dürfen,  An- 
wendung finden"   (Seite  60). 

Die  Meinungsverschiedenheit  zwischen  Schön born 
und  den  anderen  Verfassern  gilt  somit  mehr  der  juristischen 
Konstruktion  als  dem  Wesen  der  Sache.  Schönborn  er- 
kennt an,  sowohl  auf  Grund  des  vermutlichen  Willens  der 
Parteien  als  auf  Grund  der  Normen  des  internationalen 
Privatrechts,  daß,  wenn  das  Gegenteil  sich  nicht  anderweitig 
ergeben  sollte,  bei  Gebietsabtretungen  das  Staatsdomanial- 
gut  im  abgetretenen  Gebiete  mit  den  darauf  lastenden  Ver- 
bindlichkeiten auf  den  erwerbenden  Staat  übergeht. 

Als  Schlußfolgerung  aus  dem  Vorstehen- 
den kann  man  es  als  feststehend  bezeichnen,  daß  die 
völkerrechtliche  Literatur  sich  lückenlos  auf  den  Standpunkt 
stellt,  daß  bei  Gebietsabtretungen  der  Uebergang  des  darin 
gelegenen  Staatsdomanialgutes  auf  den  erwerbenden  Staat 
in  der  Rechtslage,  in  der  es  sich  befindet,  erfolgt,  so  daß  die 
laufenden  Pachtkontrakte  mit  übergehen. 
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Diese  gleichmäßige  Auffassung  hat  ihre  Grundlage  und 
Bestätigung  in  einer  konstanten  Praxis  seit 
mehr  denn  einem  Jahrhundert.  Schwierigkeiten  und 
Streitigkeiten  bezüglich  der  in  dem  abgetretenen  Ge- 
biete erteilten  Konzessionen  oder  hinsichtlich  des 
Uebergangs  von  Staatsschulden  werden  sich  zwar  mehr 
als  einmal  ergeben  haben,  aber  man  wird  in  dem  Ver- 
hältnis zwischen  Kulturvölkern  kein  Beispiel  dafür  finden, 
daß  der  erwerbende  Staat,  in  dessen  Eigentum  die  im  ab- 
getretenen Gebiet  befindlichen  Domänen  übergingen,  die 
Pachtkontrakte  seines  Vorgängers  über  das  Eigentum  nicht 
anerkannt  hätte.  Man  hat  dies  als  derart  selbstverständlich 
erachtet,  daß  man  es  gewöhnlich  nicht  für  nötig  hielt,  es  in 
den  betreffenden  Verträgen  besonders  zum  Ausdruck  zu 
bringen.  Nur  selten  wird  ausdrücklich  von  den  Pachtver- 
trägen geredet;  meistens  wird  die  Frage  der  Rechtsnachfolge 
in  einem  viel  weiteren  Sinne  behandelt  oder  besondere  Auf- 
merksamkeit den  Punkten  zugewandt,  über  die  von  alters 
her  Meinungsverschiedenheit  besteht,  nämlich  den  Kon- 
zessionen und  der  Staatsschuld. 

In  den  nachstehend  angeführten  Verträgen  werden  die 
Pachtkontrakte  besonders  berücksichtigt. 

Vertrag  vom  26.  Juni  1803  zwischen  Schweden  und 
Mecklenburg-Schwerin,  Artikel  10:  ,,Alle  Pachtverträge,  die 
mit  Königlicher  Genehmigung  abgeschlossen  worden  sind, 
sollen  bis  zum  Ablauf  des  in  jedem  Kontrakte  bestimmten 
Termins  in  Kraft  bleiben  und  ausgeführt  werden." 

(,,Tous  les  contrats  de  fermes  passes  avec  auto- 
risation  royale  resteront  en  vigueur  et  en  execution 
jusqu'ä  Texpiration  du  terme  stipule  dans  chaque 
contrat.'') 

Vertrag  vom  18.  Mai  1815  zwischen  Preußen  und 
Sachsen,  Artikel  18:  „S.  M.  der  König  von  Preußen  ver- 
pflichtet sich,  die  zwischen  der  Sächsischen  Regierung  und 
den  Pächtern  der  Domänen  und  Domanialeinkünfte  in  den 
abgetretenen  Provinzen  und  Gebieten  abgeschlossenen  Ver- 
träge zu  erfüllen.** 


\ 
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(„S.  M.  le  roi  de  Prusse  s'engage  ä  remplir  les  con- 
trats    passes    entre    le    gouvernement    saxon    et    les 
fermiers  des  domaines  et  revenus  dans  les  provinces 
et  territoires  cedes.*') 
Vertrag  vom  23.  Oktober  1829  zwischen  Frankreich  und 
Preußen,  Artikel  10:   „Die  Uebereinkommen,  Miets-  und  Ver- 
kaufsverträge,   Konzessionen    und    Veräußerungen    irgend- 
welcher Art,  betreffend  sowohl  Domanial-  wie  Kommunal- 
objekte, sollen  in  Gültigkeit  bleiben/' 

(,,Les  transactions,  contrats  de  bail  et  vente,  con- 
cessions  et  alienations  quelconques  sur  des  objets  tant 
domaniaux  que  communaux,   seront  maintenus  dans 
leur  validite  etc.*') 
Zusatzkonvention,  d.  d.  Frankfurt,  11.  Dezember  1871 
zwischen    Frankreich     und     Deutschland,     Art.    13:      ,,Die 
Deutsche    Regierung    erkennt    an    und    bestätigt    die    Kon- 
zessionen, welche  für  Straßen,  Kanäle  und  Bergwerke,  sei  es 
von  der  Französischen  Regierung,  sei  es  von  den  Departe- 
ments oder  Gemeinden  in  den  abgetretenen  Landesteilen  erteilt 
worden  sind  .  . .    Dasselbe  ist  der  Fall  hinsichtlich  der  Kon- 
trakte, welche  die  Französische  Regierung,  die  Departements 
oder  die  Gemeinden  abgeschlossen  haben  behufs  der  Bewirt- 
schaftung oder  Verwaltung  von   Domanial-,   Departement- 
oder Gemeindegütern,  die  in  den  abgetretenen  Landesteilen 
liegen.  —  Alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten,  welche  sich 
aus    diesen    Konzessionen    und    Kontrakten    für    die    Fran- 
zösische    Regierung     ergeben,     gehen     auf     das     Deutsche 
Reich  über." 

(,,Le  gouvernement  allemand  reconnait  et  confirme 
les  concessions  de  routes,  canaux  et  usines  accordees 
soit  par  le  gouvernement  francais,  soit  par  les  depar- 
tements  ou  les  communes  sur  les  territoires  cedes.  — 
II  en  sera  de  meme  des  contrats  passes  par  le  gouver- 
nement frangais,  les  departements  ou  les  communes 
pour  le  fermage  ou  l'exploitation  de  proprietes  doma- 
niales,  departementales  ou  communales  situees  sur 
les  territoires  cedes.  —  L'Empire  allemand  demeure 
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subroge  ä  tous  les  droits  et  ä  toutes  les  charges  qui 
resulteraient  de  ces  concessions  et  contrats  pour  le 
gouvernement  frangais/') 

In  den  nachstehend  angeführten  Verträgen  findet  man 
eine  genauere  Umschreibung  der  Rechte  und  Verpflichtungen, 
die  auf  den  erwerbenden  Staat  übergehen,  worin  die  Pacht- 
verträge naturgemäß  einbegriffen  sind. 

Vertrag  vom  9.  Juli  1807  zwischen  Frankreich  und 
Preußen,  Artikel  24:  ,,Die  Verbindlichkeiten,  Schulden  und 
Verpflichtungen  jeglicher  Art,  die  S.  M.  der  König  von 
Preußen  als  Eigentümer  der  Länder,  Gebiete,  Domänen,  der 
Güter  und  Einkünfte,  die  die  erwähnte  Majestät  abtritt,  mög- 
licherweise hatte,  übernahm  und  einging  vor  dem  gegen- 
wärtigen Krieg,  sollen  auf  die  neuen  Eigentümer  übergehen 
und  von  ihnen  ohne  irgend  welche  Ausnahme,  Einschrän- 
kung oder  Vorbehalt  erfüllt  werden." 

(,,Les  engagements,  dettes  et  obligations  de  toute 
nature  que  S.  M.  le  roi  de  Prusse  a  pu  avoir  prendre 
et  contracter  anterieurement  ä  la  presente  guerre, 
comme  possesseur  des  pays,  territoires,  domaines, 
biens  et  revenus  que  sa  dite  Majeste  cede,  seront  ä  la 
Charge  des  nouveaux  possesseurs  et  par  eux  acquittes, 
Sans  exception,  restriction  ni  reserve  aucune/') 

Wörtlich  das  gleiche  findet  sich  in  Artikel  13  des  Ver- 
trages vom  28.  April  1811  zwischen  Preußen  und  Westfalen. 

Ebenso  der  Vertrag  vom  26.  Juni  1816  zwischen  Preußen 
und  den  Niederlanden,  Artikel  30:  ,,Das  Eigentum,  die  ding- 
lichen Rechte  und  Forderungen,  die  den  Gemeinden,  Staats- 
oder Privateinrichtungen  des  einen  oder  anderen  Staates  in 
den  gegenseitig  abgetretenen,  ausgetauschten  oder  geteilten 
Ortschaften  und  Gebieten  oder  darauf  möglicherweise  recht- 
mäßig zustehen,  . . .  sollen  in  Kraft  bleiben  und  beibehalten 
werden." 

(,,Les  biens,  les  droits  reels  et  actions  qui  peuvent 
competer  aux  communes,  etablissements  publics  ou 
particuliers  de  l'une  ou  l'autre  domination,  dans  et  sur 
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les  lieux  et  territoires  reciproquement  cedes  ou  echan- 
ges,  —  —  seront  maintenus  et  conserves/*) 
Vertrag  vom  29.  März  1864  zwischen  Griechenland, 
Frankreich,  England  und  Rußland  betreffend  die  Annexion 
der  Jonischen  Inseln,  Artikel  7:  ,,S.  M.  der  König  der 
Griechen  verpflichtet  sich,  alle  Verbindlichkeiten  und  die  ge- 
setzlich von  der  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  der 
Jonischen  Inseln  . .  mit  Privatpersonen  abgeschlossenen  Ver- 
träge zu  übernehmen  und  die  erwähnten  Verbindlichkeiten 
und  Verträge  in  ihrem  gesamten  Umfange  so  zu  erfüllen, 
als  ob  sie  von  Seiner  Majestät  oder  der  Griechischen  Regie- 
rung abgeschlossen  worden  wären.** 

(.,S.  M.  le  roi  des  Hellenes  s'engage  ä  prendre  ä 
sa  Charge  tous  les  engagements  et  contrats  legalement 
conclus  par  le  gouvernement  des  Etats-Unis  des  lies 
loniennes  .  . .  avec  des  individus  prives  et  promet  de 
.  remplir  les  dits  engagements  et  contrats  dans  toute 
leur  etendue  comme  s'ils  avaient  ete  conclus  par  sa 
Majeste  ou  par  le  gouvernement  hellenique.") 
Vertrag  vom   1.   Juli   1890   zwischen   Deutschland   und 
England  betreffend  Helgoland,  Artikel  12,  §  61.  ,,Alle  Eigen- 
tumsrechte, die  auf  Helgoland  von  Privatpersonen  oder  den 
bestehenden     Korporationen     der     Regierung     von     Groß- 
britannien erworben  wurden,  sollen  weiterbestehen;  die  sich 
daraus   ergebenden  Verpflichtungen   sollen  von  S.  M.  dem 
Deutschen  Kaiser  übernommen  werden.** 

(,,Tous  les  droits  de  proprietes  acquis  ä  Helgoland 

par  des  particuliers  ou  par  des  corporations  existantes 

du  gouvernement  britannique,  seront  maintenus:    les 

obligations    qui    en    resultent    incomberont    ä    S.  M. 

l'Empereur  d'Allemagne.**) 

Vertrag  von  Konstantinopel  vom  16./29.  September  1913 

zwischen  Bulgarien  und  der  Türkei,  Artikel  10:   ,,Die  vor  der 

Annexion  der  Gebiete  . .  erworbenen  Rechte  sollen  geachtet 

werden  und  unverletzlich  sein.** 

(,,Les   droits   acquis   anterieurement  ä   Tannexion 
des  territoires  ....  seront  respectes  et  inviolables.**) 
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Wörtlich  stimmt  hiermit  überein  Artikel  5  des  Vertrages 
von  Athen  vom  1./14.  November  zwischen  Griechenland  und 
der  Türkei. 

In  mehreren  anderen  Verträgen  begegnet  man  weder 
einer  ausdrücklichen  noch  stillschweigenden  Erwähnung  der 
Pachtverträge.  Sie  beschränken  sich  auf  die  Feststellung 
von  Vorschriften  über  die  Ausführung  solcher  Kontrakte, 
die  einen  mehr  oder  weniger  öffentlichrechtlichen  Charakter 
tragen  und  das  abgetretene  Gebiet  oder  die  darin  befindlichen 
Werke  betreffen;  für  die  Ausführung  der  Verträge  über  die 
im  Gebiete  befindlichen  Domänen  wird  eine  Bestimmung 
nicht  für  notwendig  erachtet,  weil  das  sich  von  selbst  ergibt. 
In  solchem  Sinne  werden  diese  Verträge  denn  auch  in  der 
Praxis  aufgefaßt.  Es  würde  im  übrigen  vollkommen  unan- 
nehmbar sein,  daß  man  öffentlichrechtliche  Verträge  weiter- 
bestehen ließe  und  die  privatrechtlichen  für  verfallen  er- 
achtete. 

Derart  sind  u.  a.  die  nachstehend  aufgeführten  Verträge. 

Der  Vertrag  vom  28.  Februar  1810  zwischen  Frankreich 

und  Bayern,  Artikel  11.    „Die  Schulden  aller  Art,  mit  denen 

die  erwähnten  Länder  möglicherweise  belastet  sind,  sollen 

von  den  neuen  Besitzern  übernommen  werden.*' 

(,,Les  dettes  de  toute  nature  dont  les  dits  pays 
peuvent  etre  greves,  seront  ä  la  charge  des  nouveaux 
possesseurs.**) 

Vertrag  vom  10.  November  1859  zwischen  Oesterreich, 

Frankreich  und  Sardinien,  Artikel  9:    „Die  neue  Regierung 

der  Lombardei  tritt  in  die  Rechte  und  Verpflichtungen  ein, 

die  sich  aus  den  von  der  Oesterreichischen  Verwaltung  über 

Objekte,  die  öffentliches  Interesse  für  das  abgetretene  Gebiet 

haben,  ordnungsgemäß  abgeschlossenen  Verträge  ergeben." 

(„Le    nouveau    gouvernement    de    la    Lombardie 

succede  aux  droits  et  obligations  resultant  de  contrats 

regulierement     stipules     par     l'administration    autri- 

chienne  pour  des  objets  d'interet  public  concernant  le 

pays  cede.") 
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Vertrag  vom  23.  August  1860  zwischen  Frankreich  und 
Sardinien,  Artikel  5:  , »Frankreich  übernimmt  die  Rechte 
und  Verpflichtungen,  die  sich  aus  den  von  Sardinien  über 
Objekte,  die  öffentliches  Interesse  besonders  in  Hinsicht  auf 
Savoyen  und  das  Arrondissement  Nizza  haben,  ordnungs- 
gemäß abgeschlossenen  Verträgen  ergeben." 

(„La    France    succede    aux    droits    et    obligations 
resultant   de    contrats   regulierement   stipules   par   la 
Sardaigne  pour  des  objets  d'interet  public  concernant 
specialement  la  Savoie  et  Tarrondissement  de  Nice.") 
Vertrag    vom    30.  Oktober  1864    zwischen    Dänemark, 
Oesterreich  und  Preußen,  Artikel  17:    ,,Die  neue  Regierung 
der    Herzogtümer    übernimmt    die    Rechte    und    Verpflich- 
tungen, die  sich  aus  den  von  der  Regierung  S.  M.  des  Königs 
von  Dänemark  über  Objekte,  die  öffentliches  Interesse  be- 
sonders   in    Hinsicht    auf   die    abgetretenen    Gebiete    haben, 
ordnungsgemäß  abgeschlossenen  Verträgen  ergeben." 

(„Le  nouveau  gouvernement  des  duches  succede 
aux  droits  et  obligations  resultant  des  contrats  regu- 
lierement stipules  par  l'administration  de  S.  M.  le  roi 
de  Danemark  pour  des  objets  d'interet  public  concer- 
nant specialement  les  pays  cedes.") 
Vertrag  vom  10.  Dezember  1898  zwischen  Spanien  und 
den  Vereinigten  Staaten  von  Nord-Amerika,  Artikel  VIII: 
,, Spanien  verzichtet  in  Kuba  .  .  .  auf  allen  Immobiliarbesitz, 
der  von  Rechts   wegen   zum   öffentlichen   Domanial   gehört 
und  in  dieser  Eigenschaft  der  Spanischen  Krone  gehört.  Und 
es  wird  hiermit  bestimmt,  daß  die  Verzichtleistung  bezw.  die 
Abtretung  ...  in  keiner  Weise  das  Eigentum  oder  die  Rechte 
beeinträchtigen   soll,   die   von  Rechts   wegen  zu   dem   fried- 
lichen Eigentum  an  Besitz  aller  Arten  . . .  von  Privatpersonen 
gehören,    welche   Staatsangehörigkeit   diese    Personen   auch 
haben  mögen." 

(,,Spain  relinquishes  in  Cuba  . .  all  . .  immovable 
property  which,  in  conformity  with  law,  belongs  to 
the  public  domain,  and  as  such  belongs  to  the  Crown 
of  Spain.     And  it  is  hereby  declared  that  the  relin- 
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quishment  or  cession  .  . .  cannot  in  any  respect  impair 
the  property  or  rights  which  by  law  belong  to  the 
peaceful  possession  of  property  of  all  kinds  ...  ot 
private  individuals,  of  whatsoever  nationality  such 
individuals  may  be.") 

Schließlich  enthalten  mehrere  Verträge  überhaupt  keine 
oder  doch  nur  vereinzelte  Sonderbestimmungen  über  das 
abgetretene  Gebiet  betreffende  Nachfolge  in  die  Rechte  und 
Verpflichtungen.  Nichtsdestoweniger  werden  auch  in  diesen 
Fällen  die  das  Staatsdomanial  betreffenden  Privatrechte  auf- 
recht erhalten. 

Von  dieser  Art  ist  u.  a.  der  Pariser  Vertrag  vom  30.  Mai 
1814,  der  Frankreich  auf  seine  ursprünglichen  Grenzen 
reduzierte.  Er  bestimmt  u.  a.  in  Artikel  19,  daß  Frankreich 
die  Schulden  bezahlen  soll,  die  es  für  Lieferungen  in  den 
eingegangenen  Gebieten  gemacht  hat,  und  in  Artikel  21,  daß 
die  das  abgetretene  Gebiet  belastenden  hypothekarischen 
Schulden  von  den  neuen  Besitzern  übernommen  werden 
sollen;  eine  allgemeine  Bestimmung  über  den  Uebergang 
sowohl  von  privat-  wie  öffentlichrechtlichen  Verträgen  oder 
Konzessionen  fehlt  jedoch.  Auch  die  Wiener  Kongreßakte 
enthält  darüber  keine  Bestimmung.  Nichtsdestoweniger  haben 
die  Staaten,  die  ihre  Selbständigkeit  oder  das  ihnen  ge- 
nommene Gebiet  wiedergewannen,  das  Staatsdomanial  in  der 
Rechtslage,  in  der  es  sich  befand,  d.  h.  unter  Achtung  der 
laufenden  Pachtverträge,  wieder  übernommen. 

So  enthält  auch  der  Vertrag  vom  19.  April  1839,  durch 
den  die  Trennung  zwischen  den  Niederlanden  und  Belgien 
vollzogen  wurde,  keine  Bestimmung  über  den  Uebergang  des 
Staatsdomanials  oder  der  damit  verknüpften  Verträge. 
Nichtsdestoweniger  hat  sich  Belgien  als  Eigentümer  des 
innerhalb  seiner  Grenzen  befindlichen  Domanials  unter 
Achtung  der  bestehenden  Pachtverträge  betrachtet. 

Die  französische  und  italienische  Rechtspraxis  an- 
langend sind  die  bereits  angeführten  Werke  von  C  o  s  s  o  n 
und  G  i  d  e  1  Seiten  195  und  82  f.  bzw.  zu  vergleichen,  die 
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amerikanische  Rechtspraxis  anlangend  das  bereits  angeführte 
Werk  von  Moore,  I  Seite  385  f.  und  414  f. 

Besonders  kennzeichnend  war  das  von  England  ge- 
legentlich der  Einverleibung  Transvaals  beobachtete  Ver- 
halten. Eine  besondere  Kommission  wurde  ernannt,  die 
untersuchen  sollte,  inwieweit  England  an  die  durch  die 
Regierung  Transvaals  erteilten  Konzessionen,  über  die  sich 
ernstliche  Differenzen  eingestellt  hatten,  gebunden  wäre. 
Hinsichtlich  der  rein  privaten  Verträge  sind  anscheinend 
niemals  Zweifel  entstanden.  Die  Kommission  erkennt  nun 
als  vorliegend  an,  daß  ein  Staat,  der  das  Gebiet  eines  anderen 
Staates  einverleibt,  gesetzlich  an  alle  Verträge  gebunden 
sein  soll,  die  der  einverleibte  Staat  abgeschlossen  hatte. 
Jedoch  mußte  sie  zugeben,  daß  die  moderne  Völkergewohn- 
heit die  Tendenz  verfolgt,  derartige  Verträge  anzuerkennen, 
und  ,,daß  die  besten  modernen  Auslegungen  zu  der  Auffassung 
neigen,  daß  es  als  allgemeine  Regel  gilt,  daß  die  Verpflich- 
tungen des  annektierten  Staates  gegenüber  Privatpersonen 
geachtet  werden  müssen." 

(,,that  the  best  modern  opinion  favours  the  view 

that  as  a  general  rule  the  obligations  of  the  annexed 

State  towards  private  persons  should  be  respected.") 

Die   Kommission   macht  von   dieser  Regel   daher   auch 

nur  wenige  Ausnahmen,  die  vorzugsweise  die  für  Zwecke 

des  Krieges  eingegangenen  Schulden  betreffen,  und  kommt 

schließlich   zu   der  Folgerung:    ,,Wir  wollen   jedermann   im 

Eigentume    und   dem    Genuß   seiner   ordentlich   erworbenen 

Rechte  schützen.*' 

(,,We  will  Protect  everyone  in  the  possession  and 
enjoyment  of  his  duly  acquired  rights.*') 
Coleman  Phillipson  erklärt  daher  auch  in 
seinem  bereits  angeführten  Werke  auf  Seite  227  hinsicht- 
lich der  englischen  Praxis  das  Folgende:  ,,Die  Regel  greift 
Platz  unter  normalen  Bedingungen,  wenn  die  Verträge  ord- 
nungsgemäß und  nach  Treu  und  Glauben  entstanden  sind; 
liegen  aber  anormale  Bedingungen  vor,  dann  muß  jeder  Fall 
nach  seinen  wesentlichen  Umständen  beurteilt  werden,  unter 

Abhandlungen  zum  Friedensvertrage.    Heft  5.  4 
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Achtung  dessen,  was  Billigkeit  und  Gerechtigkeit  verlangen. 
England  hat  in  Gemäßheit  dieser  Regel  gehandelt  1877  bei 
der  Annexion  Transvaals,  1886  bei  der  von  Oberbirma,  und 
1901  bei  der  des  Transvaal  und  der  Orangefluß-Kolonie; 
tatsächlich  sind  alle  Verpflichtungen  übernommen  worden, 
abgesehen  von  einigen  Fällen  unvollendeter  Verträge  und 
sonst  von  einigen  Fällen  unvollendeter  Konzessionen,  die 
dem  öffentlichen  Interesse  zuwiderliefen." 

(,,The  rule  holds  under  normal  conditions,  when 
the  contracts  have  been  created  regularly  and  in  good 
faith;  where  there  are  abnormal  conditions,  each  case 
must  be  considered  on  its  merits,  regard  being  paid  to 
the  requirements  of  fairness  and  justice.   Great  Britain 
acted  conformably  to  this  rule  in  the  annexation  of 
the   Transvaal   in    1877,  Upper   Burma   in   1886,   and 
the  Transvaal  and  Orange  River  Colony  in  1901:  prac- 
tically  all  obligations  were  taken  over,  except  in  some 
cases  certain  incomplete  contracts,  an  in  other  one  or 
two    concessions    that    were    injurius    to    the    public 
interest.**) 
Zusammenfassend  kann  man  also  behaupten,  daß,  welche 
Bestimmungen   die   in   Betracht   kommenden   Verträge   hin- 
sichtlich des  Uebergangs  von  Rechten  und  Verpflichtungen 
auch    enthalten    mögen,    die    Privatrechtsverhältnisse    hin- 
sichtlich des  Staatsdomanials  in  dem  abgetretenen  Gebiete 
stets  bestätigt  werden. 

Es  ist  nunmehr  der  Frage  näher  zu  treten,  ob  Grund  zu 
der  Annahme  besteht,  daß  das  in  dem  an  Polen  ab- 
getretenen Gebiete  Deutschlands  befind- 
liche Domanial  diesem  allgemein  gültigen 
Grundsatze    nicht    unterworfen    sei. 

Der  Vertrag  von  Versailles  bietet  sicherlich  nicht  die 
mindeste   Berechtigung  dazu. 

Artikel  256  bestimmt: 

„Diejenigen  Mächte,  in  deren  Besitz  deutsches  Ge- 
biet  übergeht,    erwerben    gleichzeitig   alles    Gut    und 
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Eigentum  des  Deutschen  Reiches  oder  der  deutschen 
Staaten,  das  in  diesen  Gebieten  gelegen  ist.    Der  Wert 
dieser     Erwerbungen     wird     von     dem     Wiedergut- 
machungsausschuß    festgestellt     und     von     dem    er- 
werbenden Staat  an  diesen  bezahlt,  um  der  Deutschen 
Regierung     in     Anrechnung     auf     die     Wiedergut- 
machungsschuld gutgeschrieben  zu   werden." 
In  diesem  Artikel  wird  somit  der  allgemeine  Grundsatz 
des    Ueberganges    des    fiskalischen    Vermögens    im    abge- 
tretenen  Gebiete   zum   Ausdruck  gebracht.     Dieser  Ueber- 
gang,     der     im     übrigen     bereits     im     Artikel    252     unter- 
stellt   wird,     sollte     auch     ohne     eine     ausdrückliche     Be- 
stimmung   Platz    greifen    kraft    der    Grundsätze  -  und    der 
Praxis    des    Völkerrechts.     Daß    Artikel  256    ausdrücklich 
davon  spricht,  darf  also  auch  nicht  in  dem  Sinne  ausgelegt 
werden,   daß  ohne   diese  Bestimmung  der  Uebergang  nicht 
erfolgen    würde,    sondern    ausschließlich   als   Uebergang    zu 
dem  Grundsatze,  der  unmittelbar  damit  verknüpft  wird,  daß 
nämlich  Deutschland  vollständige  Vergütung  dafür  erhalten 
soll.     Dieser  Grundsatz   würde  ohne  ausdrückliche  Bestim- 
mung  sicherlich   nicht   zur   Geltung  kommen;   er  bildet  im 
Gegenteil  eine  Ausnahme  von  der  normalen  Praxis,  die  selten 
oder  nie  in  Friedensverträgen  vorkommt. 

Aus  Artikel  256  kann  daher  dann  auch  nicht  gefolgert 
werden,  der  Vertrag  von  Versailles,  demzufolge  Staatsgut 
in  dem  abgetretenen  Gebiete  in  der  Rechtslage,  in  der  es 
sich  befindet,  übergeht,  habe  eine  Ausnahme  von  dem  all- 
gemein übernommenen  Grundsatze  machen  wollen.  An- 
gesichts der  Gleichmäßigkeit,  mit  der  dieser  Grundsatz  in 
der  Vergangenheit  angewandt  wurde,  würde  eine  dies- 
bezügliche ausdrückliche  Bestimmung  unumgänglich  er- 
forderlich gewesen  sein,  um  ein  so  anormales  System  ein- 
zuführen. 

Ueberdies  läßt  die  Tatsache,  daß  der  Vertrag  Deutsch- 
lands Rechte  auf  sein  Domanial  insoweit  anerkennt,  daß  er 
den  alliierten  und  assoziierten  Mächten  die  Verpflichtung  zu 
einer  Entschädigung   dafür   auferlegt,   es   als   unannehmbar 

4* 
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erscheinen,  man  habe  die  Rechte  von  Privatpersonen  hin- 
sichtlich desselben  Domanials  stillschweigend  und  ohne  Ent- 
schädigung als  verfallen  erachten  wollen. 

Ferner  nimmt  der  Vertrag  von  Versailles  hinsichtlich 
des  so  bestrittenen  Punktes,  ob  der  Staat,  der  einen  Teil  des 
Gebietes  eines  anderen  Staates  übernimmt,  verpflichtet  sei, 
einen  Anteil  an  der  Staatsschuld  mitzuübernehmen,  unzwei- 
deutig Partei  für  eine  solche  Rechtsnachfolge,  die  in  den 
Einzelheiten  im  Artikel  254  geregelt  wird.  Wie  sollte  man 
da  also  annehmen  dürfen,  er  habe  die  Nachfolge  in  die  das 
Domanial  betreffenden  Verträge,  die  niemals  bestritten 
wurde,  stillschweigend  ausschließen  wollen. 

Ferner  ist  in  keiner  einzigen  anderen  Bestimmung  des 
Vertrages   ein   Argument   z,u    finden,   das   auf   Nichtigkeits- 
erklärung   der    laufenden     Pachtverträge     schließen     lassen 
könnte.     Man  hat  wohl  versucht,  ein  derartiges  Argument 
dem  Artikel  252   zu  entnehmen.     Dieser  Artikel  bestimmt: 
,,Das      Verfügungsrecht      jeder      einzelnen      der 
alliierten  und  assoziierten  Mächte  über  das  feindliche 
Vermögen  und  Eigentum,  das  sich  bei  Inkrafttreten 
des    gegenwätigen   Vertrags    im    Bereiche    ihrer   Ge- 
richtsbarkeit  befindet,    wird   durch   die   vorstehenden 
Bestimmungen  nicht  berührt.*' 
Aus  dieser  Bestimmung  hat  man  folgern  wollen,  daß  die 
alliierten  und  assoziierten  Mächte  das  Recht  haben  sollten, 
über  alle  Vermögensteile  deutscher  Staatsangehöriger,  also 
auch  über  die  von  ihnen  abgeschlossenen  Pachtverträge,  frei 
zu  verfügen  und  folglich  letztere  als  verfallen  zu  erachten. 
Sehr   zu    Unrecht.      Denn    zunächst    werden    die    deutschen 
Pächter  des  abgetretenen  Gebietes  durch  den  Vertrag  ipso 
jure  der  Regel  nach  polnische  Staatsangehörige  (Artikel  91), 
so  daß  ihr  Gut  nicht  als  feindliches  bezeichnet  werden  kann. 
Aber  außerdem  behandelt  der  Artikel   252   überhaupt  nicht 
das  Vermögen  deutscher  Staatsangehöriger,  sondern  einzig 
und   allein   das   des   Deutschen   Reiches   und   der   deutschen 
Staaten.      Der     Zusammenhang     mit     den     vorhergehenden 
Artikeln  stellt  das  einwandfrei  außer  Zweifel. 
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Die  vorhergehenden  Artikel  behandehi  doch  die  Vor- 
rechte, die  den  alliierten  und  assoziierten  Mächten  für  ihre 
Forderungen  an  Deutschland  auf  das  Gesamtgut  Deutsch- 
lands und  der  deutschen  Staaten  zustehen.  Nun,  Artikel  252 
knüpft  unmittelbar  daran  an  und  bestimmt,  daß  dieses  Vor- 
recht dem  Rechte  jeder  dieser  Mächte  über  die  feindlichen 
Vermögensbestandteile,  die  sich  unter  ihrer  Gerichtsbarkeit 
befinden,  zu  verfügen,  keinen  Abbruch  tun  soll.  Hier  wird 
also  überhaupt  nicht  an  das  Vermögen  von  Privaten  gedacht. 
Das  wird  an  einer  anderen  Stelle  im  Zusammenhange  mit 
dem  Liquidationsrechte  behandelt. 

Es  ist  also  im  Vertrage  von  Versailles  nichts  zu  finden, 
das  auf  die  Absicht  hinweisen  könnte,  hinsichtlich  des  Ueber- 
ganges  des  Staatsdomanials  in  dem  von  Deutschland  abge- 
tretenen Gebiete  eine  Abweichung  von  dem  gemeinen  Rechte 
eintreten  zu  lassen,  kraft  dessen  die  über  dieses  Domanial 
abgeschlossenen  Verträge  zugleich  mit  ihm   übergehen. 

Im  Gegenteil  ist  im  Vertrage  ein  kräftiger  Hinweis  auf 
das  Gegenteil  zu  finden,  und  zwar  im  Artikel  92,  Dieser 
Artikel  bestimmt,  daß  bei  der  Abschätzung  des  Eigentums, 
das  von  Polen  an  Deutschland  übergeht,  die  Wiederher- 
stellungskommission die  Güter  außer  Anrechnung  lassen 
soll,  die  früher  dem  Königreich  Polen  gehört  haben ; 
dieser  Bestimmung  fügt  der  Artikel  die  Worte  zu:  ,, diese 
erwirbt  Polen  frei  und  ledig  von  allen  Lasten**,  in  dem  fran- 
zösischen Texte:  ,,Ceux-ci  seront  acquis  a  la  Pologne  francs 
et  quittes  de  toutes  charges",  in  dem  englischen  Text: 
,,Poland  shall  acquire  those  properties  free  of  all  costs  and 
charges.** 

Es  ist  nun  die  Frage,  ob  diese  letzten  Worte  nur  eine 
Bestätigung  des  Vorhergehenden  enthalten  und  somit  allein 
auf  die  Tatsache  weisen,  daß  Deutschland  für  die  Güter,  die 
früher  dem  Königreich  Polen  gehört  haben,  auf  Vergütung 
keinen  Anspruch  machen  kann,  oder  ob  der  Vertrag  damit 
zu  erkennen  geben  wollte,  daß  Polen  diese  Güter  nicht  nur 
ohne  Verpflichtung  zur  Vergütung,  sondern  auch  frei  von 
allen    darauf   ruhenden   Lasten   dinglicher   und   persönlicher 
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Art  zurückempfangen  sollte,  in  welchem  Falle  sich  a  con- 
trario ergeben  würde,  daß  alle  anderen  Güter  nur  zugleich 
mit  den  darauf  ruhenden  Lasten  dinglicher  und  persönlicher 
Art  übergehen  würden. 

Aus  anderen  gleichartigen  Bestimmungen  des  Vertrages 
scheint  jedoch  gefolgert  werden  zu  können,  daß  die  zuletzt 
angeführte  Auslegung  die  richtige  ist. 

Artikel  56  Abs.  1  ist  ebenso  undeutlich.  Dort  heißt  es 
hinsichtlich  der  deutschen  Besitzungen  in  Elsaß-Lothringen, 
daß  Frankreich  diese  erwirbt:  ,,ohne  Bezahlung  oder  Gut- 
schrift zu  Gunsten  der  abtretenden  Staaten  aus  dieser  Ver- 
anlassung", im  französischen  Texte:  ,,sans  avoir  ä  payer  ni 
crediter  de  ce  chef  aucun  des  Etats  cedants,  im  englischen 
Texte:  ,,without  any  payment  or  credit  on  this  account  to 
any  of  the  States  ceding  the  territories.*' 

Deutlicher  ist  schon  Artikel  67,  wo  gesagt  wird,  daß 
Frankreich  die  Eisenbahnen  erhalten  soll,  und  dann  zugefügt 
wird:  ,,Aus  dem  Eintritte  in  diese  Rechte  erwächst  dem  fran- 
zösischen Staat  keine  Verpflichtung  zu  irgend  welcher  Zah- 
lung**, im  französischen  Texte:  ,,Cette  Subrogation  ne 
donnera  Heu  ä  la  charge  de  l'Etat  frangais  ä  aucun  payement", 
im  englischen  Texte:  ,,This  Substitution  shall  not  entail  any 
payment  on  the  part  of  the  French  State.'* 

Artikel  157  weist  dagegen  deutlich,  wenigstens  in  dem. 
englischen  Texte,  auf  die  Lasten,  die  mit  den  übergegangenen 
Gütern  verbunden  sind,  hin.  Er  betrifft  den  Uebergang  der 
deutschen  Besitzungen  im  Kiautschougebiete.  Darauf  be- 
züglich wird  gesagt,  daß  Japan  sie  erwerben  soll:  ,,francs  et 
quittes  de  toutes  charges"  (frei  und  ledig  von  allen  Lasten), 
also  gleicher  Wortlaut  wie  Artikel  92,  der  hier  jedoch  im 
Englischen  wiedergegeben  wird  mit  den  Worten:  ,,free  and 
clear  of  all  charges  and  encumbrances"  (frei  und  ledig  von 
allen  Lasten  und  Schulden),  die  zweifellos  auf  die  mit  den 
Gütern  verbundenen  Schulden  hinweisen. 

Wichtig  ist  dabei,  darauf  hinzuweisen,  daß  der  franzö- 
sische Richter  aus  den  angeführten  Bestimmungen  im  Zu- 
sammenhang mit  Artikel  72  folgerte,  daß  Frankreich  nicht  an 
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die  Schulden  der  Eisenbahnverwaltung,  die  es  übernimmt, 
gebunden  ist.  So  entschied  u.  a.  das  Tribunal  Superieur  in 
Kolmar  laut  Urteil  vom  19.  Januar  1921  (Recueil  des  deci- 
sions  des  Tribunaux  Mixtes,  Seite  453  f.). 

Dieses  Urteil,  dem  sich  noch  andere  ähnlicher  Natur  an- 
schließen, ist  auch  darum  von  so  großer  Bedeutung,  weil  der 
französische  Richter  es  keineswegs  für  selbstverständlich  hält, 
daß  der  französische  Staat  nicht  in  die  Schulden,  die  mit 
den  übernommenen  Gütern  verbunden  sind,  eintritt,  sondern 
aus  den  vorher  angeführten  besonderen  Bestimmungen  des 
Vertrages  betreffs  Elsaß-Lothringen  folgert,  daß  ein  der- 
artiger Eintritt  in  die  Verpflichtungen  nicht  in  der  Absicht 
des  Vertrages  gelegen  hat. 

Im  gleichen  Geiste  wird  man  dann  wohl  auch  an- 
nehmen müssen,  daß  hinsichtlich  der  an  Polen  über- 
gegangenen Gebiete  Deutschlands  der  Eintritt  in  die  mit  den 
Domänen  verbundenen  Verpflichtungen  stattfindet,  weil 
ähnliche  einschlägige  Sonderbestimmungen  in  dem  Vertrage 
fehlen,  abgesehen  von  vielleicht  solchen  über  die  Domänen, 
die  früher  zu  dem  Königreich  Polen  gehört  haben. 

Wie  dem  auch  sei,  man  braucht  sich  nicht  auf  Artikel  92 
des  Vertrages  zu  berufen,  um  festzustellen,  daß 

erstens  in  dem  Vertrage  von  Versailles  nirgends  eine 
ausdrückliche  Bestimmung,  nicht  einmal  der  geringste  Hin- 
weis vorkommt,  woraus  sich  ergeben  könnte,  der  Vertrag 
habe  im  Widerspruche  mit  der  stetigen  Praxis  der  Kultur- 
welt und  der  übereinstimmenden  Lehre  der  Autoritäten  des 
Völkerrechts  die  Nichtigkeitserklärung  der  privaten  Rechte 
auf  die  von  Deutschland  an  Polen  übergehenden  Domänen 
zum  Ausdruck  bringen  wollen;   daß  vielmehr 

zweitens  aus  der  Tatsache,  daß  der  Vertrag  den 
alliierten  und  assoziierten  Mächten,  insoweit  sie  deutsches 
Gebiet  erwerben,  die  Verpflichtung  auferlegt,  den  Wert  der 
darin  befindlichen  Domänen  zu  vergüten,  und  einen  Teil  der 
deutschen  Staatsschuld  auf  ihre  Rechnung  zu  übernehmen, 
sich  ergibt,  daß  der  Vertrag  weitergehend,  als  völkerrechtlich 
notwendig  und  gebräuchlich  ist,  Privatrechte,  selbst  die  des 
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Deutschen     Staates,     in     Berücksichtigung     zieht    und     die 
Staaten,  die  deutsches  Gebiet  erwerben,  als  die  Rechtsnach- 
folger Deutschlands  betrachtet,   und  daß  folglich  nicht  an- 
zunehmen ist,    er  habe   die   privaten   Rechte   von   einzelnen 
Personen    auf    das    Domanial,    die    kraft    völkerrechtlicher 
Grundsätze  zugleich  mit  diesem  übergehen,  aufheben  wollen; 
drittens,  daß,  hätte  der  Vertrag  diese  privaten  Rechte 
für  hinfällig  erklären   wollen,  er  zweifellos  daran  eine   Be- 
stimmung über  Entschädigung  geknüpft  haben  würde,  wie 
er  das   getan   hat  bezüglich   der  deutschen   Untertanen   ge- 
hörigen, in  alliierten  und  assoziierten  Ländern  befindlichen 
Güter  (Artikel  297  i);  bezüglich  der  an  Polen  abgetretenen 
Gebiete  ist  dieser  Grund  um  so  stichhaltiger,  w^eil  dort,  im 
Falle  von  Liquidationen,  der  Polnische  Staat  verpflichtet  ist, 
den  Erlös  daraus  den  Eigentümern  auszuzahlen  (Artikel  92, 
Abs.  4),  und  ihnen  außerdem  Anrecht*  auf  weitere  Entschä- 
digung zuspricht,  wenn  durch  die  Liquidation  der  Erlös  in 
unbilliger   Weise   beeinträchtigt   werden   sollte    (Artikel    92, 
Abs.  4);  mit  dieser  Bestimmung  ist  es  gänzlich  unvereinbar, 
daß    die    polnische    Regierung    die    Domänenpächter    ohne 
weiteres  ihrer  Rechte  berauben  können  sollte,  ohne  daß  diese 
irgend  welchen  Anspruch  auf  Entschädigung,  sei  es  seitens 
der    Deutschen,    sei    es    seitens    der    polnischen    Regierung, 
hätten;  und  doch  würde  das  die  Lage  dieser  Pächter  sein, 
wenn  man  annehmen  wollte,  daß  der  Vertrag  von  Versailles 
ihre  Rechte  hinsichtlich  der  Domänen  als  nichtig  habe  er- 
klären wollen. 

Schließlich  darf  nicht  übersehen  werden,  daß,  wenn 
der  Vertrag  von  Versailles  tatsächlich  im  Widerspruche  mit 
allem,  was  man  seit  mehr  als  einem  Jahrhundert  als  eine 
Forderung  der  Zivilisation  zu  betrachten  gewöhnt  ist,  die 
Domänenpächter  in  den  Deutschland  genommenen  Gebieten 
hätte  berauben  wollen,  er  diese  unerhörte  Härte  nicht  allein 
gegen  deutsche  Statsangehörige,  sondern  auch  gegen  Pächter 
jeder  anderen  Staatsangehörigkeit  und  Abstammung  begehen 
würde,  da  in  diesem  Zusammenhange  nirgendwo  der  ge- 
ringste Unterschied  gemacht  wird.    Außerdem  werden,  kraft 
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Artikel  91  des  Vertrages,  die  in  dem  abgetretenen  Gebiete 
ansässigen  Deutschen  ipso  jure  Polen;  das  gilt  auch  hin- 
sichtlich der  Domänenpächter.  Sollte  anzunehmen  sein,  daß 
man  diesen  Personen  einerseits  die  polnische  Staatsange- 
hörigkeit zuerkennen  und  sie  andererseits  zugleich  ihrer 
wohlerworbenen  Rechte  gegenüber  ihrem  Souverän  ohne 
weiteres  oder  ohne  Entschädigung  darum  berauben  wollte, 
weil  dieser  Souverän  nicht  mehr  der  Staat  ist,  dem  sie  an- 
gehört haben,  sondern  der,  dem  sie  in  Zukunft  kraft  des 
Friedensvertrages  selbst  zugeteilt  sein  sollen?  Die  Polnische 
Regierung  hat  nicht  das  Recht,  ihre  Güter  zu  liquidieren, 
selbst  nicht  einmal  gegen  Entschädigungen.  Sollte  sie  aber 
wohl  das  Recht  haben,  diese  Personen  ohne  Entschädigung 
aus  ihrem  Erwerb  zu  entfernen  und  sie  der  Existenzmittel 
zu  berauben?  Eine  derart  mit  jeder  Kulturstaatordnung 
im  Widerspruche  stehende  Absicht  darf  man  den  Entwerfern 
des  Vertrages  von  Versailles,  der  noch  ein  Friedensvertrag 
sein  will,  nicht  andichten. 

Soweit  der  Vertrag  von  Versailles. 


Die  Polnische  Regierung  selbst  hat  ersichtlich 
ihre  Stellung  gegenüber  den  Pächtern  nicht  anders  aufgefaßt, 
als  in  den  vorstehenden  Darstellungen  entwickelt  worden  ist. 
De  facto  hat  sie  bis  Ende  1920,  wie  sich  aus  den  Urteilen 
der  seitens  der  Bezirksgerichte  von  Thorn  und  Ostrowo  zur 
Sache  ergangenen  Urteile  ergibt,  die  Pachtkontrakte  als 
gültig  anerkannt,  die  Pachtgelder  vereinnahmt,  mit  den 
Pächtern  über  Erhöhung  der  Pacht  verhandelt  und  sich  auch 
sonst  vollkommen  als  Pachtgeber  benommen.  Erst  im 
Dezember  1920  hat  sie  die  Verträge  auf  den  1.  Juli  1921  ge- 
kündigt. 

Man  hat  die  Bedeutung  dieser  in  die  Tat  umgesetzten 
Anerkennung  der  Verträge  abschwächen  wollen,  indem  man 
darauf  verwies,  daß  infolge  der  zur  Sache  anzuwendenden 
Bestimmung  der  Preußischen  Gesetzgebung  und  der  des 
Deutschen  Bürgerlichen  Gesetzbuches  Pachtverträge,  die  das 
Staatsdomanial   betreffen,   nur   durch   die   oberen   Behörden 
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und  in  vorgeschriebener  Form  geschlossen  werden  können, 
und  daß  Anerkennung  eines  Schuldverhältnisses  nur  in 
schriftlicher  Form  erfolgen  kann,  während  die  zur  Sache  an- 
geführten Handlungen  nur  durch  untergeordnete  Behörden, 
ohne  daß  schriftliche  Anerkennung  durch  die  Regierung 
vorlag,  vorgenommen  worden  waren.  Man  darf  hierbei  je- 
doch nicht  übersehen,  daß  die  hier  gemeinten  Handlungen 
nicht  als  Rechtsunterlage  für  das  vertragliche  Verhältnis,  in 
welchem  Falle  die  erwähnten  gesetzlichen  Bestimmungen 
anwendbar  sein  würden,  sondern  als  Beweis  dafür  angeführt 
werden,  daß  die  Polnische  Regierung  den  Vertrag  von  Ver- 
sailles in  dieser  Hinsicht  Jahre  lang  nicht  anders  als  in  dem 
oben  entwickelten  Sinne  aufgefaßt  und  angewandt  hat,  d.  h. 
als  die  normale  Folge  nach  sich  ziehend,  daß  mit  den  Staats- 
domänen die  Pachtverträge  mitübergehen.  Wenn  es  anders 
wäre,  dann  hätte  die  Polnische  Regierung  Maßregeln  da- 
gegen treffen  müssen,  daß  ihre  untergeordnete  Behörde 
Handlungen  vornahm,  aus  denen  das  Weiterlaufen  der  Ver- 
träge konklusiv  gefolgert  werden  konnte  und  mußte.  Die 
Pachtgelder  sind  in  den  Polnischen  Staatsschatz  geflossen,  die 
Regierung  hat  also  gewußt,  daß  ihre  Behörden  sie  als  gültig- 
anerkannte,  und  sie  hat  selbst  Jahre  lang  keine  andere  Auf- 
fassung durchblicken  lassen;  selbst  die  Kündigung  auf  einen 
Termin  läßt  sich  schwerlich  anders  erklären  als  auf  der 
Grundlage  des  Bestehens  der  Verträge.  Die  Regierung  hat 
somit  de  facto  den  Friedensvertrag  so  angewandt,  als  ob  er 
die  Verträge  bestehen  ließe,  und  hat  dadurch  konklusiv  diese 
Auslegung  des  Vertrages  bestätigt,  so  daß  sie  nicht  mehr 
berechtigt  ist  auf  die  Sache  zurückgenommen.  Die 
Artikel  780  ff.  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  sind  für  solche 
Anerkennungen  gemeint,  die  einen  selbständigen  Verpflich- 
tungsgrund schaffen,  und  nicht  für  Handlungen,  die  eine  be- 
stimmte Auslegung  bestehender  Rechtsverhältnisse  festlegen. 
Hierfür  ist  gesetzlich  keine  bestimmte  Form  vorgeschrieben. 
Polnischerseits  hat  man  angeführt,  daß  der  Polnische 
Staat  die  Domänen  nicht  durch  den  Friedensvertrag  in  ab- 
geleiteter Form,  sondern  schon  vor  diesem  dadurch  erworben 
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hat,  daß  Polen  sich  bereits  vor  ihm  als  selbständiger  Staat 
errichtet  und  das  Domanial  kraft  ursprünglicher  Rechtstitel 
an  sich  gebracht  hatte,  so  daß  es  infolgedessen  an  die  durch 
Preußen  darüber  abgeschlossenen  Pachtverträge  nicht  ge- 
knüpft wäre. 

Eine  Untersuchung  über  die  Frage,  zu  welcher  be- 
stimmten Zeit  der  Polnische  Staat  entstanden  ist,  braucht 
hier  nicht  angestellt  zu  werden.  Das  ist  aber  sicher,  daß 
insoweit,  als  der  Polnische  Staat  sich  aus  ehemals  deutschem 
Gebiete  zusammensetzt,  die  Bedingungen,  unter  denen  er 
dieses  Gebiet  sein  eigen  nennen  kann,  durch  den  Vertrag  von 
Versailles,  der  auch  von  Polen  unterzeichnet  worden  ist, 
festgelegt  worden  sind.  Sollte  der  Erwerbstitel  also  auch 
ein  anderer  sein  als  der  Vertrag  von  Versailles  und  vor 
letzterem  datieren,  so  besitzt  Polen  doch  vom  Zeitpunkte 
des  Vertrages  ab  die  ehemals  deutschen  Staatsdomänen  zu- 
folge der  in  dem  Vertrage  niedergelegten  Bestimmungen,  die 
in  Uebereinstimmung  mit  den  Lehren  und  der  Praxis  des 
Völkerrechts  aufgefaßt  und  ausgelegt   werden  müssen. 

Diese  Auffassung;  hatte  übrigens  der  polnische  Gesetz- 
geber selbst.  Denn  in  dem  Gesetze  vom  14.  Juli  1920  über 
die  Vermögensrechte  deutscher  Staaten  wird  den  Gerichten 
die  Verpflichtung  auferlegt,  die  fraglichen  Domänen  in  die 
Grundbücher  auf  den  Namen  des  Polnischen  Staates  einzu- 
tragen, nicht  auf  Grund  der  dem  Vertrage  von  Versailles 
vorhergehenden  Erwerbung,  sondern,  wie  es  heißt:  ,,Auf 
Grund  des  Versailler  Friedensvertrages.** 

Also  ist  die  Frage,  wann  und  kraft  welchen  Titels  der 
Polnische  Staat  die  Domänen  erworben  hat,  für  die  Rechts- 
lage, in  der  er  sie  seit  dem  Friedensvertrage  besitzt,  ohne 
jegliche  Bedeutung. 

Aber  selbst  wenn  man  den  Friedensvertrag  überhaupt 
nicht  in  Betracht  ziehen  wollte  —  was  absurd  wäre  — ,  so 
würde  sich  die  Lage  doch  nicht  ändern.  Wie  hätte  Polen 
sonst  die  Domänen  erwerben  können?  Nicht  durch  den 
Krieg.  Wollte  man  das  annehmen,  dann  hätte  man  weiter 
in    dem    Friedensvertrage    nach    den    endgültigen     Folgen 
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suchen  müssen,  weil  Polen  vorher  keine  weiteren  Rechte 
als  die  einer  besetzenden  Macht  hatte,  d.  h.  hinsichtlich 
des  Staatsdomanials,  in  Uebereinstimmung  mit  Artikel  55 
des  Haager  Abkommens  betreffend  die  Gesetze  und  Ge- 
bräuche der  Landkrieges  ^)  keine  anderen  Rechte  als  die  eines 
Verwalters  und  Nutznießers.  Man  würde  dann  annehmen 
müssen,  daß  der  Polnische  Staat  das  deutsche  Gebiet  und 
die  darin  befindlichen  Domänen  auf  dem  Wege  der  Revo- 
lution erworben  hätte.  Nun,  die  polnische  Revolution 
richtete  sich  weder  gegen  die  private  Rechtsordnung  noch 
gegen  Privatrechte,  sondern  nur  gegen  die  polnische 
Organisation.  Unverkennbar  ergibt  sich  das  u.  a.  auch  aus 
dem  Julimanifest  der  Naczalna  Rada  Ludowa  vom  Jahre 
1919,  worin  versichert  wird,  ,,daß  die  Republik  Polen  ihren 
Bürgern  deutscher  Nationalität  vollen  Schutz  des  Eigen- 
tums" gewähren  würde;  alle  wohlerworbenen  Rechte  der 
Bürger,  worunter  die  aus  Pachtverträgen  besonders  auf- 
geführt werden,  werden  gewährleistet.  Dieses  Manifest 
möge  von  einer  faktischen  Obrigkeit  ausgegangen  sein,  deren 
Macht  sich  nicht  über  ganz  Polen  erstreckte;  während  einer 
Revolution  bestehen  nur  faktische  Obrigkeiten,  und  gerade 
ihre  Ziele  machen  die  Bedeutung  der  Revolution  und,  wenn 
sie  gelingt,  ihre  juristischen  Folgen  aus.  Diese  Auffassung 
hat  man  auch  in  Polen  gehabt,  wo  man  später  die  Hand- 
lungen dieser  Obrigkeiten  als  rechtsverbindlich  anerkannt 
hat.  Man  vergleiche  u.  a.  das  Gesetz  vom  1.  August  1919 
über  die  vorläufige  Organisation  der  Verwaltung  der  ehemals 
preußischen  Teilgebiete   (Artikel   2)  ^)  und   die  Verordnung 


^)  „Der  besetzende  Staat  hat  sich  nur  als  Verwalter  und  Nutz- 
nießer der  öffentlichen  Gebäude,  Liegenschaften,  Wälder  und  land- 
wirtschaftlichen Betriebe  zu  betrachten,  die  dem  feindlichen  Staat 
gehören  und  sich  in  dem  besetzten  Gebiet  befinden.  Er  soll  den 
Bestand  dieser  Güter  erhalten  und  sie  nach  den  Regeln  des  Nieß- 
brauchs verwalten." 

-)  „Die  bisherigen  Gesetze  und  Verordnungen,  die  in  diesen 
Gebieten  am  Tage  des  Inkrafttretens  dieses  Gesetzes  in  Geltung 
waren,  behalten  auch  weiterhin  ihre  Kraft,  soweit  sie  nicht  auf 
Grund  dieses  oder  späterer  vom  Landtag  erlassenen  Gesetze  eine 
Änderung  erfahren." 


! 
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über  die  vorläufige  Organisation  der  kommunalen  Selbst- 
verwaltung der  am  1.  Dezember  1919  nicht  unter  der 
polnischen  Staatsgewalt  stehenden  Landesteile  des  Woje- 
wodzttwo  Poznanshie  (Artikel  1).^)  Die  Privatrechte  der 
Bevölkerung  der  revolutionären  Gebiete  sind  denn  auch  in 
keiner  Weise  durch  die  Revolution  beschränkt  worden,  im 
besonderen  nicht  die  der  Domänenpächter. 

Die  Rechte  der  Domänenpächter  wurden  durch  die 
Revolution  sicher  nicht  ipso  jure  nichtig.  Und  auch  keine 
einzige  Handlung  der  revolutionären  Regierung  läßt  die  Ab- 
sicht, sie  für  nichtig  zu  erklären,  erkennen.  Tatsächlich  hat 
die  revolutionäre  Regierung,  wie  sich  aus  dem  Vorstehenden 
ergibt,  nicht  allein  die  Gültigkeit  der  bestehenden  Pacht- 
verträge nicht  in  Abrede  gestellt,  sondern  sie  hat  sich  de 
facto  und  andauernd  als  Pachtgeber  benommen  und  also 
somit  unzweideutig  die  Domänen  in  der  Rechtslage,  in  der 
sie  sich  befanden,  übernommen.  Da  die  juristische  Wirkung 
einer  Revolution  niemals  weiter  geht  als  ihre  tatsächliche 
Ausdehnung,  wird  also  auch  hierdurch  bewiesen,  daß  die 
polnische  Revolution  die  Domanialpachten  nicht  berührt  hat, 
wofür  im  übrigen  auch  kein  vernünftiger  Grund  bestanden 
haben  würde. 

Man  hat  allerdings  die  Behauptung  aufgestellt,  daß  die 
Pachtverträge  bereits  von  dem  Zeitpunkt  an,  in  dem  der 
Kriegszustand  zwischen  Polen  und  Deutschland  eintrat,  ver- 
fallen gewesen  wären.  In  diesem  Sinne  äußert  sich  be- 
sonders das  Rundschreiben  vom  23.  Mai  1921,  womit  den 
pomerellener  Pächtern  der  Pachtkontrakt  gekündigt  wurde. 

Diese  Behauptung  wird  nur  dadurch  verständlich,  daß 
man  sich  auf  den  Standpunkt  stellt,  die  Pachtverträge  wären 
zugleich  mit  den  Domänen  auf  den  Polnischen  Staat  über- 
gegangen, da  sonst  der  Eintritt  des  Kriegszustandes  zwischen 


^)  „Die  Verordnung  des  Kommisarjat  Nacczelnej  Rady  Ludowej, 
betreffend  die  Auflösung  des  Provinziallandtages  usw.,  vom  8.  März 
1919  (Tygodnik  Urzedowy  N.R.L.  Nr.  9)  ist  auch  für  die  neubesetzten 
Teilgebiete  rechtsverbindlich." 
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Polen  und  Deutschland  auf  ihr  Fortbestehen  sicher  keinen 
Einfluß  ausüben  könnte. 

Jedoch  wird  kein  einziger  Rechtsgrund  zur  Unter- 
stützung dieser  Behauptung  angeführt.  Völkerrechtlich 
werden  private  Verträge  durch  den  Krieg  nicht  nichtig,  und 
ein  nationales  Gesetz,  auf  das  die  Polnische  Regierung  sich 
in  diesem  Zusammenhange  berufen  könnte,  liegt  nicht  vor, 
da  polnische  Gesetze  dieser  Art  nicht  erlassen  worden  sind. 
Im  übrigen  macht  das  englische  Recht,  das  in  dieser  Hin- 
sicht am  weitesten  geht  und  im  allgemeinen  Verträge 
zwischen  feindlichen  Personen  für  nichtig  erklärt,  hierin 
eine  Ausnahme,  und  zwar  gerade  für  die  hier  zur  Rede 
stehenden  Verträge,  nämlich  die  Pachtverträge.  Der  Court 
of  Appeal  entschied  1916,  ,,daß  nach  englischem  Gesetze  ein 
Pachtvertrag  über  Land  mit  einer  Person,  die  später  Feind 
wurde,  durch  einen  Krieg  nicht  aufgehoben  wird  und  daß 
diese  auf  die  Pachtsumme,  die  während  des  Krieges  unter 
einem  derartigen  Pachtvertrage  rückständig  wurde,  gericht- 
lich verklagt  werden  könnte''  (Paul  F.  Simonson,  Private  Pro- 
perty  and  Rights  in  Enemy  Countries,   1921,  Seite  267). 

(,,that  by  the  law  of  England,  a  lease  of  land  in 
England  to  a  person,  who  subsequently  becames  an 
enemy,  is  not  dissolved  by  war,  and  that  he  may  be 
sued  for  the  rent,  which  accrued  during  the  war  ander 
such  lease.") 
Der  Vertrag  von  Versailles  hat  denn  auch  dieser  Er- 
wägung  Rechnung    getragen    und    in    §    2    der    Anlage    zu 
Artikel  303  die  Pachtverträge  von  der  Nichtigkeitserklärung, 
die   der  Vertrag   im   allgemeinen   hinsichtlich   der   Verträge 
zwischen  Feinden  ausspricht,  ausgenommen.     Daß  unter  die 
im  Abschnitt  V  von  Teil  X  des  Vertrages  behandelten  Kon- 
trakte auch  die  privatrechtlichen  Kontrakte  zwischen  Privat- 
personen  und   dem   Staate   fallen,   entschied   mit   Beziehung 
auf  die  wörtlich  gleichen  Bestimmungen  des  Vertrages  von 
Neuilly     das    Gemischte    Französisch-Bulgarische    Schieds- 
gericht laut  Urteil  vom  1.  Februar  1922  (Recueil  des  decisions 
des  Tribunaux  Arbitraux  Mixtes,  Seite  789  f.). 
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Wie  man  sich  also  auch  die  Erwerbung  der  in  dem  ehe- 
mals deutschen  Gebiete  befindlichen  Domänen  durch  den 
Polnischen  Staat  vorstellen  möge,  sei  es  derivativ  oder 
originär,  letzterer  ist  und  bleibt  an  die  laufenden  Pacht- 
verträge gebunden. 

Es  entsteht  nun  die  Frage,  ob  der  polnische  Gesetzgeber 
sich  an  diese  Bestimmung  bei  dem  Entwürfe  des  Artikel  5 
des  schon  erwähnten  Gesetzes  vom   14.  Juli  1920   über  die 
Vermögensrechte  deutscher  Staaten  gehalten  hat. 
Dieser  Artikel  bestimmt: 

,,Der    als    Eigentümer    eines    Grundstückes    auf 
Grund  des  Artikel  1  eingetragene  Staatsschatz  kann 
die    Entfernung   solcher    Personen   von    dem    Grund- 
stück verlangen,  die  auf  Grund  eines  mit  einer  der  im 
Artikel    1    erwähnten    Personen    geschlossenen    Ver- 
trages sich  nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  aut 
diesem  Grundstück  aufhält." 
Die  Bedeutung  dieser  Bestimmung  ist  nur  schwierig  zu 
ermitteln.     Wenn  der  Gesetzgeber  sich  auf  den  Standpunkt, 
daß  die  Pachtverträge  durch  den  Uebergang  an  Polen  ver- 
fallen  sind,   gestellt  hätte,   dann   wäre   dieser   Artikel   über- 
flüssig gewesen,  weil  alsdann  die  Polnische  Regierung  ebenso 
wie  jeder  andere  Eigentümer  die  gewöhnlichen  Rechtsmittel 
zu   ihrer  Verfügung  haben   würde,   die   ehemaligen   Pächter 
von  dem   Grundstücke  zu  entfernen. 

In  einer  der  richterlichen  Entscheidungen  (der  des  Be- 
zirksgericht zu  Thorn),  worin  diese  Frage  zur  Erörterung 
kam,  wurde  der  Artikel  als  eine  Art  authentischer  Auslegung 
des  Vertrages  von  Versailles  aufgefaßt;  der  polnische  Ge- 
setzgeber hätte  zu  erkennen  geben  wollen,  daß  n.  s.  D.  der 
Vertrag  die  Pachtkontrakte  für  verfallen  erklärt.  Nichts  in 
dem  Artikel  deutet  jedoch  auf  eine  derartige  Absicht  hin. 
Der  Artikel  besagt  nicht,  daß  die  Pachtverträge  als  verfallen 
betrachtet  werden  müssen  ;  er  gibt  allein  der  Polnischen 
Regierung  die  Befugnis,  die  Personen,  die  auf  Grund  eines 
mit  der  Preußischen  Regierung  geschlossenen  Vertrages  — 
der  nicht  notwendig  ein  Pachtvertrag  zu  sein  braucht  —  sich 
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auf  dem  Grundstücke  befinden,  nach  dem  Inkrafttreten  des 
Gesetzes  von  dem  Grundstücke  zu  entfernen.  Ob  der  Ver- 
trag weiterbestehen  soll  oder  nicht,  darüber  besagt  der 
Artikel  nichts.  Außerdem  wäre,  wenn  mit  der  Ermächtigung 
zur  Entfernung  die  Ermächtigung  zur  Evakuation  wegen 
abgelaufener  Pacht  bezweckt  gewesen  wäre,  eine  Entfernung 
nach  den  einschlägigen  Vorschriften  des  gemeinen  bürger- 
lichen Rechts  notwendig  gewesen.  Und  dann  würde  auch 
die  Ermächtigung  nicht  erst  eintreten  nach  Inkrafttreten 
des  Gesetzes,  sondern  müßte  von  dem  Augenblick  an  als 
vorhanden  anerkannt  werden,  wo  die  Pachtverträge  beendet 
waren,  d.  h.  beim  Uebergang  der  Domänen  an  den  Polnischen 
Staat. 

Aus  den  Motiven  des  Gesetzes  ergibt  sich  auch  nicht 
im  entferntesten,  daß  der  Artikel  die  angedeutete  authen- 
tische Auslegung  des  Vertrages  von  Versailles  geben  wollte. 
Mit  keinem  Worte  wird  von  der  Nichtigkeit  der  alten  Pacht- 
verträge gesprochen,  ebensowenig  über  die  Absicht,  dies- 
bezüglich bestehende  Fragen  zu  lösen.  Im  übrigen  be- 
trachtete zu  der  Zeit,  als  das  Gesetz  zustande  kam,  die 
Polnische  Regierung  die  Verträge  offenbar  noch  als  gültig. 

Allerdings  hat  man  von  der  Verlängerung  der  Pacht- 
verträge durch  die  Preußische  Regierung  nach  dem  Waffen- 
stillstand gesprochen  und  ersichtlich  hiergegen  angehen 
wollen.  Sonderbarerweise  findet  sich  auch  darüber  im  Texte 
des  Gesetzes  nichts  vor. 

Soweit  wie  möglich  muß  man  trachten,  das  Gesetz  so 
auszulegen,  daß  kein  Widerspruch  mit  Polens  vollen  recht- 
lichen Verpflichtungen  kraft  des  Vertrages  von  Versailles 
entstehe,  da  man  nicht  annehmen  kann,  daß  das  Gesetz  mit 
diesem  im  Widerspruche  stehende  Vorschriften  habe  geben 
wollen.  Und  dann  bleibt  schließlich  nichts  anderes  übrig,  als 
die  Anwendbarkeit  des  Artikels  auf  Grund  der  Motive  zu 
beschränken  auf  die  Pächter,  die  auf  dem  Grundstücke  kraft 
Verträgen,  die  nach  dem  Waffenstillstand  verlängert  worden 
sind,  verbleiben,  wie  das  Bezirksgericht  in  Ostrowo  verfuhr, 
und   darin   nicht   eine   Vorschrift   privatrechtlicher,   sondern 
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administrativer  Art  zu  erblicken,  die  die  Regierung  ermäch- 
tigt, trotz  bestehender  Pachtverträge  Pächter  von  dem 
Grundstücke  zu  entfernen,  ohne  daß  infolgedessen  der  Pacht- 
vertrag als  privatrechtliches  Verhältnis  nichtig  gemacht 
würde. 

Faßt  man  den  Artikel  so  auf,  dann  ist  es  noch  sehr  die 
Frage,  ob  er  sich  nicht  im  Widerspruche  mit  dem  Vertrage 
von  Versailles  befindet,  da  das  Anrecht  auf  persönliches  Ver- 
bleiben des  Pächters  auf  dem  Grundstücke,  möge  es  auch 
für  die  Ausübung  seiner  Rechte  nicht  unbedingt  sein,  doch 
zu  den  wesentlichen  Elementen  des  Pachtvertrages  gehört. 
Insoweit  als  der  Artikel  als  im  Widerspruche  mit  dem  Ver- 
trage von  Versailles  befindlich  erachtet  werden  muß,  möge 
die  Polnische  Regierung  dessen  eingedenk  sein,  daß  er  allein 
eine  Ermächtigung  zuerkennt,  aber  keine  Ver- 
p  1  i  c  h  t  u  n  g  auferlegt,  so  daß  sie  vollkommen  ermächtigt 
ist,  ihn  außer  Anwendung  zu  lassen.  Und  der  polnische 
Richter  wird,  da  er  nicht  annehmen  darf,  daß  der  Gesetzgeber 
in  Ausführung  des  Vertrages  von  Versailles  eine  Anordnung 
getroffen  hätte,  die  mit  diesem  Vertrage  und  Polens  völker- 
rechtlichen Verpflichtungen  nicht  im  Einklänge  stehen 
würde,  verpflichtet  sein,  gleichfalls  soweit  wie  möglich  das 
Gesetz  s  o  auszulegen,  daß  dieser  Widerspruch  entweder 
nicht  eintritt  oder  möglichst  auf  ein  Minimum  reduziert 
wird.  Darum  wird  er,  da  der  Artikel  darüber  nichts  besagt, 
•eine  Nichtigkeitserklänrung  der  Pachtverträge  daraus  nicht 
folgern  dürfen,  eine  Klage  auf  Entfernung  wegen  abge- 
laufener Pacht  auf  Grund  dieses  Artikels  also  nicht  zulassen 
■dürfen  und  im  allgemeinen  in  dem  Artikel  keine  Vorschrift 
privatrechtlicher  Art,  sondern  nur  eine  administrative  Vor- 
schrift erblicken  dürfen,  die  auf  Grund  der  Motive  auf  d  i  e 
Pächter  zu  beschränken  ist,  deren  Kontrakte  nach  dem 
Waffenstillstand  verlängert  wurden.  Er  wird  hierzu  um- 
somehr  verpflichtet  sein,  weil  er  sonst  zu  einer  Art  Enteig- 
nung ohne  Entschädigung  beitragen  würde,  die  Artikel  99 
des  Polnischen  Grundgesetzes  verbietet. 


Abhandlungen  zum  Friedensvertrage.    Heft  5.  5 


Die  Stellung  der  deutschen  Ansiedler 


Von 


Dr.  Erich  Kaufmann 

o.  ö.  Professor  der  Rechte  an  der  Universität  Bonn 


5* 


I. 

1)  Die  Frage  nach  der  Bedeutung  des  11.  November  1918 
ist  nach  zwei  Richtungen  von  Wichtigkeit:  für  die  Gültigkeit 
der  nach  diesem  Zeitpunkte  abgeschlossenen  Rentengutsver- 
träge und  für  die  Gültigkeit  der  zwischen  dem  preußischen 
Fiskus  und  der  Danziger  Bauernbank  abgeschlossenen  Ver- 
träge. ' 

In  dem  Da  Gama-Bericht  für  den  Völkerbundsrat  vom 
30.  September  1922  hat  die  Juristenkommission  den  Stand- 
punkt eingenommen,  daß  vor  dem  11.  November  1918  ge- 
schlossene Rentengutsverträge,  auch  wenn  die  Auflassung 
und  Eintragung  noch  nicht  erfolgt  waren,  gültig  und  für 
die  polnische  Regierung  bindend  sind,  daß  dagegen  nach  dem 
11.  November  1918  geschlossene  Rentengutsverträge  ,,ne 
sauraient,  en  bonne  justice,  etre  opposes  au  Gouvernement 
Polonais**.  Ebenso  werden  die  abgeschlossenen  Domänen- 
pachtverträge behandelt:  Das  Juristengutachten  spricht  von 
ihnen  nur  in  dem  Zusammenhange,  daß  Ansiedler,  die  auf 
Grund  von  Pachtverträgen  bereits  vor  dem  11.  November 
auf  ihren  Stellen  säßen,  dort  bis  zum  Ablauf  der  vertrags- 
mäßigen Pachtfrist  zu  belassen  sind,  auch  wenn  die  Renten- 
gutsverträge erst  nach  dem  11.  November  abgeschlossen 
worden  sind. 

Ueber  die  Gültigkeit  der  Verträge  des  preußischen  Fis- 
kus mit  der  Danziger  Bauernbank  äußert  sich  das  Gut- 
achten der  Juristen  des  Völkerbundsrates  nicht  ausdrück- 
lich. Ihr  Argument  für  die  Nichtanerkennung  der  nach  dem 
11.  November  geschlossenen  Rentengutsverträge  trifft  nicht 
die  Bauernbankverträge,  Und  was  speziell  das  Wieder- 
kaufsrecht betrifft,  so.  behandelt  es  das  Rechtsgutachten  nur 
bezüglich  der  ,,contrats  consentis  anterieurement  au  11  no- 
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vembre  1918  et  non  regularises  come  il  est  dit  ci- 
dessus**.  Nur  in  bezug  auf  diese  Verträge  wird  festgestellt, 
daß  das  Wiederkaufsrecht  auf  den  polnischen  Staat  übergan- 
gangen  ist.  Die  Juristenkommission  geht  also  davon  aus, 
daß  die  Veräußerung  des  Wiederkaufsrechts  aus  diesen 
Verträgen  an  die  Danziger  Bauernbank  nicht  anerkannt 
wird,  dagegen  ist  die  Frage,  ob  die  Veräußerung  der  Wieder- 
kaufsrechte aus  Rentengutsverträgen,  die  vor  dem  11.  No- 
vember nicht  nur  abgeschlossen,  sondern  auch  durch  Auf- 
lassung und  Eintragung  bereits  „regularisiert*'  waren,  nicht 
behandelt.  Man  wird  jedoch  aus  der  Begründung,  die  das 
Gutachten  für  die  Sukzession  des  polnischen  Staates  in  die 
Wiederkaufsrechte  aus  nicht-regularisierten  Verträgen  gibt, 
schließen  müssen,  daß  die  Veräußerung  der  Renten-  und 
Wiederkaufsrechte  aus  regularisierten  Verträgen  an  die 
Bauernbank  anerkannt  wird.  Aus  der  Tatsache,  heißt  es  in 
dem  Gutachten,  daß  die  Rechte  aus  den  vor  dem  11.  No- 
vember abgeschlossenen,  aber  noch  nicht  regularisierten 
Rentengutsverträgen  „doivent  etre  consideres  comme  defini- 
tivement  acquis,  il  resulte  que  toutes  les  conditions  des  con- 
trats  sont  applicables,  et  qu'en  consequence  le  Gouverne- 
ment Polonais  est  en  droit  d'exercer  ä  leur  egard  le 
droit  de  rachat  qui  est  une  des  conditions  du  contrat**.  So  un- 
zweifelhaft danach  eigentlich  auch  die  Anerkennung  der  Ver- 
äußerung an  die  Bauernbank  bezüglich  der  Renten-  und 
Wiederkaufsrechte,  die  auf  Verträgen  beruhen,  die  bereits 
vor  dem  11.  November  geschlossen  und  durch  Auflassung 
und  Eintragung  erfüllt  sind,  ist,  so  ist  sie  nicht  expressis 
verbis  zum  Ausdruck  gebracht;  es  dürfte  daher  bei  der  Deli- 
katheit der  Frage  notwendig  sein,  völlige  Klarheit  auch 
für  nicht  wohlwollende  Interpreten  des  Gutachtens  zu 
schaffen. 

Für  den  Völkerbundsrat  handelte  es  sich  bloß  um  die 
Frage  der  Behandlung  der  Ansiedler,  soweit  sie  polnische 
Staatsangehörige  deutscher  Nationalität  sind,  und  seine  Aus- 
führungen über  die  zwischen  dem  11.  November  1918  und 
dem   10.  Januar   1920     geschlossenen     Rentengutsverträge 
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haben  hierfür  nur  die  Bedeutung  von  präjudizierlichen  Vor- 
fragen.  Nun  ist  aber  die  Frage  nach  der  Gültigkeit  von  Ver- 
trägen, die  in  dem  kritischen  Zeitraum  abgeschlossen  worden 
sind,   präjudizierlich   auch   für   die   Rentengutsverträge   mit 
Personen,    die    deutsche   Reichsangehörige    geblieben      oder 
durch  Option    wieder    geworden    sind,    ferner  für  alle  Do- 
mänenpachtverträge und  für  eine  Fülle  von  anderen  Ver- 
trägen, die  in  dem  kritischen  Zeitraum  zwischen  dem  preußi- 
schen oder  Reichsfiskus  und  Privatpersonen  abgeschlossen, 
sowie  für  Konzessionen,  die  in  diesem  Zeitraum  erteilt  wor- 
den sind.     So  kann  der  ganze  Fragenkomplex  auch  vor  das 
Gemischte  Deutsch-Polnische  Schiedsgericht  gebracht  wer- 
den.   Sodann  ist  völlig  offen  geblieben  die  Erörterung  aller 
der   Rechtsfolgen,   die    sich   an   solche   Verträge   und   Kon- 
zessionen knüpfen,  vor  allem  die  Fragen  nach  der  Rechts- 
stellung der  gutgläubigen  Erwerber  von  Rechten,  die  aus 
solchen    Verträgen    oder    Konzessionen      fließen,      und    die 
Fragen   nach  etwaigen  Schadensersatzpflichten.      Wenn   es 
auch  nicht   Aufgabe   des   Völkerbundsrats   sein   konnte,   zu 
allen  diesen  Fragen  Stellung  zu  nehmen,  so  bedurfte  dies 
alles  doch  wegen  der  weittragenden,  über  die  spezielle  Ent- 
scheidung hinausgehenden  Bedeutung  einer  eingehenden  Er- 
wägung  und   Prüfung   im    Hinblick    sowohl   auf   allgemein 
anerkannte  Rechtssätze  des  Völkerrechts  als  auf   die   aus- 
drücklichen Normen  des  Friedensvertrages  von  Versailles. 
Dieselben  Fragen  tauchen  sodann  bei  allen  anderen  Gebiets- 
abtretungen  auf,   die   das    Deutsche   Reich    auf   Grund   des 
Friedensvertrages  vornehmen  mußte.     Bei  allen  diesen  Zes- 
sionen bedarf  es  einer  finanziellen  Auseinandersetzung  zwi- 
schen dem  Deutschen  Reich  und  den  Erwerberstaaten,  und 
bei    dieser    Auseinandersetzung   kommen    überall    dieselben 
Probleme  in  Betracht.    Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  daß 
die  Juristenkommission  bei  ihrer  Aeußerung  nicht  die  Pro- 
bleme erwogen  hat  und  erwägen  konnte,  die  dabei  zu  be- 
rücksichtigen sind. 

Die  Juristen  des  Völkerbundsrates  haben  ferner  ganz 
allgemein  den   Grundsatz   der  Staatensukzession   angenom- 
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TTien,  sowohl  für  die  Pflicht  Polens,  die  Vertragspflichten  des 
preußischen  Fiskus  aus  den  Domänenverträgen,  wie  aus  den 
Rentengutsverträgen  zu  übernehmen,  als  auch  für  das 
Wiederkaufsrecht,  das  auf  diesen  Rentengutsverträgen  be- 
ruht. Aber  alles  das  ist  ohne  nähere  Begründung  erfolgt, 
trotzdem  Theorie  und  Praxis  des  Völkerrechts  hier  keines- 
Avegs  ohne  jede  Differenzierung  arbeiten,  selbst  wenn  das 
Prinzip  der  Staatensukzession  grundsätzlich  angenommen 
wird.  Aber  gerade  alle  diese  Differenzierungen  hätten  sehr 
der  Erwägung  bedurft.  Es  war  von  einer  ad  hoc  geschaf- 
fenen Juristenkommission,  die  gewiß  aus  ersten  Rechts- 
kennern gebildet  war,  die  aber  ihr  Gutachten  unter  dem 
Drucke  eines  Termins  und  ohne  geregeltes  Verfahren,  ohne 
„due  process  of  law**  abgeben  mußte,  nicht  zu  erwarten,  daß 
sie  alle  diese  einzelnen  Untersuchungen  und  Erwägungen 
vornahm.  So  darf  es  wohl  im  Hinblick  auf  die  Schwierig- 
keiten und  die  Kompliziertheit  der  einschlägigen  Fragen  be- 
dauert werden,  daß  der  Völkerbundsrat  seinen  Beschluß  vom 
17.  Mai  1922,  die  Streitfrage  der  Cour  permanente  im  Haag 
zur  Begutachtung  vorzulegen,  fallen  gelassen  hat. 

n. 

Von  polnischer  Seite  wird  die  Maßgeblichkeit  des 
11.  November  1918  mit  dem  Waffenstillstandsabkommen  von 
diesem  Tage  begründet. 

Art.  XIX  des  Waffenstillstandsabkommens  lautet: 
„Pendant  la  duree  de  l'armistice,  il  ne  sera  rien  di- 
strait  par  l'ennemi  des  v  a  1  e  u  r  s  publiques  pouvant  servir 
aux  Allies  de  gages  pour  le  recouvrement  des  repara- 
tions  de  guerre." 

Und  durch  das  Zusatzprotokoll  vom  1.  Dezember  1918 
wird  dieser  Artikel  dahin  näher  erläutert: 

,, Pendant  la  duree  de  l'armistice,  le  Gouvernement 
allemands  s'engage  ä  ne  prendre  aucune  disposition  pou- 
vant diminuer,  sous  une  forme  quelconque,  la 
V  a  1  e  u  r  du  domaine  public  ou  prive,  g  a  g  e  commun  des 
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allies  pour  le  recouvrement  des  reparations  auxquelles  ils 
ont  droit." 

Diese  Eestimmungen  sind  zwischen  den  alliierten  und  asso- 
ziierten kriegführenden  Mächten  einerseits  und 
Deutschland  andererseits  vereinbart  worden;  Polen  war  nicht 
Vertragspartei.  Polen  ist  daher  auch  nach  allen  Regeln  des 
Rechts  nicht  in  der  Lage,  aus  diesem  Vertrage  irgendwelche 
Rechte  herzuleiten.  Nur  die  Kontrahenten  selber  können  die 
sich  ihnen  ergebenden  Ansprüche  erheben.  Dies  ist  nicht  ge- 
schehen; somit  muß  Polen  alle  Maßnahmen,  die  während  des 
Waffenstillstandes  von  deutscher  oder  preußischer  Seite  un- 
gerügt  getroffen  sind,  als  zu  Recht  bestehend  anerkennen. 
Für  Polen  ist  der  Waffenstillstandsvertrag  ein  ;,negotium 
inter  alios  gestum". 

Aber  auch  der  Inhalt  dieser  Waffenstillstandsverein- 
barungen wird  durch  die  Veräußerung  der  Renten-  und 
Wiederkaufsrechte  des  preußischen  Staates  an  die  Danziger 
Bauernbank  nicht  verletzt.  Deutschland  ist  durch  sie  nur 
verpflichtet  gewesen,  keine  öffentlichen  „Werte"  (valeurs 
publiques)  der  „Pfandhaftung"  (gage)  für  die  Reparations- 
schulden zu  entziehen.  Der  Art.  XIX  enthält  weder  eine  Vei^ 
fügungs-  noch  eine  Veräußerungsbeschränkung,  sondern 
nur  ein  Verschleuderungsverbot;  er  läßt  jede  bona-fide- 
Transaktion  zu  und  verbietet  nur  illoyale  und  unsolide  Ge- 
schäfte, die  die  Gläubigerrechte  der  Reparationsmächte 
fraudulös  beeinträchtigen  sollen.  Es  ist  Deutschland  nicht 
untersagt  gewesen,  öffentliche  Werte  von  einer  Form  in 
eine  andere  zu  überführen,  sofern  der  in  seine  Hände  gelan- 
gende Wert  einen  wirklichen  und  reellen  Gegenwert  für  die 
veräußerten  Werte  darstellt.  Es  hat  diesem  Artikel  des 
Waffenstillstandsvertrages  offenbar  der  Gedanke  an  einen 
insolventen  Schuldner,  der  in  Konkurs  gerät,  zu  Grunde  ge- 
legen. Das  französische  Konkursrecht  bezeichnet  aber  auch 
nur  als  ,,nul  et  sans  effet  relativement  ä  la  masse  .  ,  .  tous 
actes  translatifs  de  proprietes  mobilieres  ou  immobilieres  a 
titre  gratuit"  (Code  de  Commerce,  art.  446)  und  verbietet 
verhüllte     und     nicht    offene    Zahlungen    und     Leistungs- 
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annahmen,  die  durch  seine  Bücher  gehen  (Art.  447).  Die 
Kaufsumme,  die  Preußen  für  die  Veräußerungen  seiner  Ren- 
ten- und  Wiederkaufsrechte  von  der  Danziger  Bauernbank 
erhalten  hat,  ist  aber  als  eine  durchaus  vollwertige  anzuer- 
kennen und  allgemein  anerkannt.  Auch  das  Zusatzprotokoll 
vom  I.  Dezember  verbietet  nicht  jede  Verfügung,  sondern 
nur  eine  Verfügung  „pouvant  diminuer,  sous  une 
forme  quelconque,  1  a  v  a  1  e  u  r  de  son  domaine  public  ou 
prive".  Der  Wert,  den  der  preußische  Staat  für  die  von  ihm 
veräußerten  Rechte  erhalten  hat,  hat  den  preußischen  Staats- 
schatz nicht  vermindert,  sondern  in  derselben  Höhe  erhalten. 
Hätten  die  Alliierten  ein  wirkliches  Verfügungs-  und  Ver- 
äußerungsverbot erlassen  wollen,  so  kann  kein  Zweifel  dar- 
über bestehen,  daß  sie  dies  zu  deutlichem  Ausdruck  gebracht 
hätten.  Nicht  um  die  Durchführung  des  Art.  2  5  6  sicher- 
zustellen, sondern  zur  Garantierung  des  Art.  2  4  8  sind  die 
angeführten  Sätze  des  Waffenstillstandsvertrages  auf- 
gestellt worden.  Darüber  ist  ein  Zweifel  eigentlich  nicht 
möglich. 

2*  Für  die  Frage  nach  der  Bedeutung  des  Waffenstillstan- 
des kann  auch  auf  das  Gutachten  von  Thomas  Barclay 
verwiesen  werden,  das  den  hier  vertretenen  Standpunkt  teilt. 

Dieser  Standpunkt  findet  seine  Bestätigung  in  den  Be- 
anstandungen, die  die  Alliierten  selbst  gegenüber  wirklichen 
oder  vermeintlichen  Verletzungen  des  Artikel  XIX  durch 
die  deutsche  Regierung  während  der  Waffenstillstandszeit 
verlautbart  haben.  In  der  Note  vom  12.  Dezember  1918 
über  die  Verstöße  bei  Ausführungen  der  Bedingungen  des 
Waffenstillstandes  (Deutsche  Waffenstillstandskommission, 
Drucksachen  i — 12,  S.  86)  wird  bemängelt,  daß  die  Deut- 
schen ,,ont  laisse  sortir  du  territoire  allem  and 
des  quantites  considerables  de  titres  et  de  valeurs,  ce  qui 
d  i  m  i  n  u  e  d'autant  les  g  a  g  e  s  des  Allies.  Ils  ont  en  autre 
d  i  m  i  n  u  e  l'encaisse  or  de  la  Reichbank  par  des  restitutions 
de  bijoux  et  medailles**.  Dieselben  Gesichtspunkte  werden 
in  den  Verhandlungen  zur  Verlängerung  des  Waffenstill- 
standes in  Trier  am  12.  und  am  13.  Dezember  1918  von  Sei- 
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ten der  Alliierten  geltend  gemacht  (Waffenstillstandskom- 
inission  S.  113).  Das  Gleiche  ist  der  Fall  bei  den  Verhand- 
lungen in  Trier  vom  15.  bis  17.  Januar  1919:  hier  wird  der 
deutschen  Regierung  vorgeworfen,  daß  sie  ,,a  1  a  i  s  s  e 
effectuer  ä  l'etranger  toute  une  serie  de  reglements, 
d'envois  de  valcurs,  etc.  ...Iladiminue  ainsi  le  porte- 
feuille  de  ses  valeurs  publiques  qui  sont  le  gage 
c  o  m  m  u  n  des  Allies'*.  (Waffenstillstandskomm.ission 
S.  183/4).  Ebenso  in  den  Verhandlungen  über  die  Ver- 
längerung des  Waffenstillstandes  vom  14.  bis  16.  Februar 
1919:  hier  wird  der  deutschen  Regierung  vorgeworfen,  daß 
sie  ,,continue  ä  laisser  exporter  hors  de  TAllemagne  des 
titres  et  autres  valeurs  sans  l'assentiment  des  Puissances 
Alliees  et  Associees'*  (Waffenstillstandskommission  S.  212). 
Ueberall  also  handelt  es  sich  nur  um  das  Verbot  einer 
,,diminution''  der  den  Alliierten  als  ,, Pfand'"  dienenden 
,, Werte";  niemals  werden  Rechtsgeschäfte  des  Reichsfiskus 
oder  eines  Landesfiskus  beanstandet,  bei  denen  ein  Wert  in 
einen  anderen  verwandelt  wird;  es  handelt  sich  eben  in  dem 
Artikel  XIX  nur  um  ,, finanzielle"  Bestimmungen,  wie  ja 
auch  die  Ueberschrift  eindeutig  besagt. 

Es  sind  dieselben  Gedanken,  die  auch  dem  Artikel  12  des 
Waffenstillstandsvertrags  vom  18.  Januar  1871,  der  den 
Krieg  zwischen  Deutschland  und  Frankreich  beendete,  zu 
Grunde  lagen,  der  in  ähnlicher  Weise  vorschrieb,  daß  die 
öffentlichen  Fonds  und  Sicherheiten  Frankreichs  intakt  blei- 
ben sollten,  damit  die  Sicherheit  für  die  dem  deutschen 
Reiche  zugesagte  Kriegsentschädigung  nicht  vermindert 
werde  (vgl.  Coleman  P  h  i  1  1  i  p  s  o  n  ,  Termination  of  war 
and  treaties  of  peace,  S.  67.) 

Wie  man  im  übrigen  aber  auch  die  Klausel  XIX  des 
Waffenstillstandes  interpretieren  mag,  niemals  kann,  wie  in 
meinem  Gutachten  bereits  ausgeführt,  die  polnische  Regie- 
rung aus  diesem  Vertrage  Rechte  herleiten.  Denn  sie  war  am 
Waffenstillstände  nicht  als  Vertragspartei  beteiligt,  schon 
darum  nicht,  weil  ihre  Anerkennung  als  Staat  selbst  von 
Seiten  der  Alliierten  frühestens  am  16.  Januar  1919  erfolgt 
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ist  (vgl.  Temperle  y,  History  of  the  peace-conference  of 
Paris,  Band  V  S.  158  und  S.  162),  ihre  Anerkennung  durch 
Deutschland  aber  erst  auf  Grund  des  Artikels  87  des  Frie- 
densvertrages von  Versailles,  also  erst  am  10.  Januar  1920. 
Spätere  Ausführungen  werden  im  übrigen  zu  zeigen  haben, 
welche  Instanzen  allein  brechtigt  sind,  solche  Klauseln  aus^ 
zulegen  und  ihre  Einhaltung  zu  fordern. 

3)  Nun  dürfte  sich  freilich  die  Juristenkommission  des 
Völkerbundrats  die  polnische  Begründung  aus  Artikel  XIX 
des  Waffenstillstandes  für  die  Bedeutung  des  11.  November 
als  Stichtag  nicht  zu  eigen  gemacht  haben.  Das  Rechtsgut- 
achten erwähnt  den  Waffenstillstandsvertrag  als  solchen 
gar  nicht,  sondern  bedient  sich  lediglich  eines  bona-fide- 
Arguments:  „Alors  que  les  hostilites  ayant  cesse  (11.  no- 
vembre  1918)  chacun  savait,  par  les  conditions 
memes  dans  lesquelles  la  cessation  des 
hostilites  etait  intervenue  que  les  territoires  sur 
lesquels  le  Gouvernement  Prussien  accordait  ainsi  les  con- 
trats  en  question  ä  des  Allemands  allaient  cesser 
d'a  ppartenir  ä  l'A  1 1  e  m  a  g  n  e". 

Es  ist  nicht  ganz  einfach,  auf  diese  Argumentation  aus 
den  allgemeinen  Bedingungen,  unter  denen  Deutschland  die 
Waffen  niedergelegt  hat,  näher  einzugehen;  es  mag  daher 
hier  auch  unterbleiben.  Aber  soviel  steht  nunmehr  allge- 
mein fest,  daß  die  Bedingungen,  unter  denen  die  Waffen  am 
11.  November  1918  niedergelegt  wurden,  in  bezug  auf  Polen 
nur  dahin  gingen,  daß  die  von  einer  „unzweifelhaft  polnischen 
Bevölkerung"  bewohnten  Gebietsteile  der  polnischen  Re- 
publik einverleibt  werden  sollten,  und  daß  sich  aus  dieser 
Formel  ein  Verlust  der  ganzen  Provinz  Posen  und  des  west- 
preußischen Korridors  nicht  herleiten  ließ,  ganz  zu  schwei- 
gen von  den  Abstimmungsgebieten  in  Ost-  und  Westpreußen 
und  in  Oberschlesien.  Die  Meinungsverschiedenheiten,  die 
in  dieser  Beziehung  unter  den  alliierten  Mächten  selbst  be- 
standen haben,  und  die  Korrekturen,  die  an  den  ersten  Frie- 
densbedingungen auf  Grund  der  deutschen  Gegenvorstellun- 
gen  vorgenommen    worden   sind,   beweisen    schon   für   sich 
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allein,  daß  die  deutsche  und  preußische  Regierung  über  den 
Umfang  der  Gebiete,  die  an  Polen  übertragen  werden  sollten, 
nach  Treu  und  Glauben  eine  Vorstellung,  die  der  Wirklich- 
keit des  Friedensvertrages  entspricht,  nicht  haben  konnte. 
Die  Publikationen  von  alliierter  Seite,  von  Temperley, 
von  H  o  u  s  e  und  S  e  y  m  o  u  r  ,  von  T  a  r  d  i  e  u  ,  von  N  i  1 1  i 
und  anderen  beweisen  dies  zur  Genüge.  Der  Satz:  ,,Pour  la 
Pologne,  la  France  soutient  une  lutte  de  six  mois  contre  les 
pretentions  britanniques'*,  den  Tardieu  (La  Paix  S.  427) 
aufstellt,  spricht  für  sich  allein.  Vgl.  im  Uebrigen  die  Denk- 
schrift von  Ivloyd  George  bei  N  i  1 1  i ,  Das  friedlose  Europa 
Si  106;  sowie  S.  72,  119,  157  ff.,  195—197  und  pass.;  der 
Niedergang  Europas  S.  46  und  117  ff. ;  sowie  Robert  Ho- 
ward Lord  Poland  in  H  o  u  s  e  and  S  e  y  m  o  u  r  ,  What 
really  happened  at  Paris  S.  78/9;  sowie  Keynes,  Wirt- 
schaftliche Folgen  des  Friedensvertrages  S.  66  Note  33. 
Daß  diese  Frage  mit  zu  einer  der  beiden  großen  Krisen  der 
Friedenskonferenz  geführt  hat,  berichtet  wieder  Tar- 
dieu S.  129  ff.  Daß  bei  der  Grenzziehung  zwischen 
Deutschland  und  Polen  keineswegs  nur  der  Gesichtspunkt 
des  ursprünglichen  Wilsonschen  Programms  über  die  von 
unzweifelhaft  polnischer  Bevölkerung  bewohnten  Gebiete 
maßgebend  war,  sondern  vor  allem  politische,  ökonomische 
und  in  Besonders  starkem  Maße  strategische  Gesichtspunkte, 
ist  bekannt:  vgl.  außer  den  obigen  Zitaten  House  and 
S  e  y  m  o  u  r  S.  75  und  pass.  ;Temperley  Bd.  II  S.  208  ff. ; 
Nitti,  Niedergang  Europas  S.  152  ff.;  über  die  Durch- 
setzung der  strategischen  Gesichtspunkte  durch  Foch  gegen 
Loyd  George  und  Wilson,  der  Bericht  des  K  u  r  j  e  r  W  a  r  - 
szawski  (Grenzboten  Bd.  78  S.  iioff.).  Von  anderen 
Momenten,  insbesondere  ob  das  zugrunde  gelegte  Karten- 
niaterial  einwandfrei  war,  mag  hier  nicht  gesprochen  werden. 
Danach  wird  man  ,,en  bonne  justice"  kaum  behaupten 
können,  daß  am  11.  November  1918  die  deutsche  Regierung 
wissen  konnte,  daß  z.  B.  der  Netzedistrikt  und  der  west- 
preußische Korridor  „allaient  cesser  d'appartenir  a  l'Alle- 
magne".     Polen  wendet  den   11.  November   1918  sogar  als 
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Stichtag  in  Ost-Oberschlesien  an,  obgleich  sich  die  dortige 
Grenze  noch  nicht  einmal  nach  der  Abstimmung  voraus- 
sehen ließ. 

Es  ist  gewiß  durchaus  zu  billigen  und  zu  begrüßen,  daß 
die  Juristenkommission  neben  einer  starren  Wortauslegung 
auch  bona-fide-Argumente  zu   Worte  kommen  lassen   will. 
Niemand  wird  leugnen,  daß  gerade  bei  Fragen,  bei  denen  ein 
starr  festgesetzter  Stichtag  maßgeblich  sein  soll,  auch  Argu- 
mente  der  Billigkeit  und  von  Treu   und   Glauben   Berück- 
sichtigung   fordern.      Aber    eine    Argumentation    aus    den 
Gedanken  der  Billigkeit  muß  es  gerade  ausschließen,  einen 
starren  Stichtag  für  die  Beurteilung  von  Rechtshandlungen 
durch  einen  anderen  zu  ersetzen;  denn  sie  ist  ja  vielmehr 
gerade  dazu   bestimmt,    durch   Würdigung  der  besonderen 
Verhältnisse  des  Einzelfalles  die  Härten  und  Unbilligkeiten 
eines  starren  Stichtages  auszugleichen.     Will  man  daher  das 
Kriterium  der  „bonne  justice**  auf  Fragen  der  hier  in  Be- 
tracht kommenden  Art  anwenden,  so  muß  im  einzelnen  Falle 
geprüft  werden,  ob  der  Abschluß  von  Verträgen  oder  die  Er- 
teilung von  Konzessionen  im  Rahmen  einer  ordnungsmäßigen 
Verwaltung,  auf  Grund  gesunder  und  in  den  Zielen  einwand- 
freier Erwägungen  erfolgt  ist,  ob  der  Vertrag  etwa  nur  in 
Ausführung   längst   bestehender   Verträge   oder   vorher   er- 
folgter  Zusicherungen   abgeschlossen   wurde,   ob   sich   Ein- 
wendungen aus  den  Persönlichkeiten,  denen  durch  Verträge 
oder  Konzessionen  Rechte  zuerkannt  worden  sind  usw.,  oder 
andere  Beanstandungen  herleiten  lassen,  ferner  zu  welcher 
Zeit,  an  welchem  Ort,  unter  welchen  näheren  Bedingungen 
und  Voraussetzungen  solche  Rechte  verliehen  worden  sind. 
Die  Zugrundelegung  eines  festen  Stichtages  vernichtet  aber 
die  besondere  Abwägung  aller  dieser  gerade  von  Treu  urtd 
Glauben  geforderten  Gesichtspunkte.    Wir  werden  unten  im 
einzelnen    zeigen,    in    welchen    Formen   gerade   die   jüngste 
Staatenpraxis  dies  Problem  gelöst  hat. 

4)  Dazu  kommt  aber  ein  weiterer  wichtiger  Gesichtspunkt. 
Wenn  auch  der  Völkerbundrat  unzweifelhaft  berechtigt,  ja 
verpflichtet  war,  im  Verlaufe  des  Minderheitsverfahrens,  so- 
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weit  dies  für  seine  Entscheidung  erforderlich  schien,  den 
Friedensvertrag  auszulegen  und  die  allgemeinen  Grundsätze 
des  Völkerrechts  anzuwenden,  so  kann  er  nicht  das  positive 
Recht  durch  Erwägungen  der  Billigkeit  abändern.  Darin 
würde  ein  Eingriff  in  die  Rechte  des  anderen  Kontrahenten 
des  Friedensvertrages  liegen,  der  an  dem  Minderheitsver- 
fahren nicht  beteiligt  ist.  Alle  Fragen,  die  im  Friedens- 
vertrage nicht  geregelt  sind,  und  die  sich  aus  der  Abtretung 
ergeben,  sind  nach  Artikel  92  Abs.  5  durch  Deutschland  und 
Polen  im  Vertragswege  zu  regeln.  Wenn  man  also  selbst 
annimmt,  daß  die  Frage  des  Stichtages  im  Friedensvertrage 
nicht  geregelt  ist,  könnte  für  ihre  Normierung  immer  nur 
ein  deutsch-polnisches  Abkommen  in  Frage  , kommen. 
Kommt  man  dagegen  —  wie  hier  begründet  werden  soll  — 
zu  dem  Ergebnis,  daß  sie  geregelt  ist,  und  zwar  in  dem 
Sinne,  daß  der  Tag  des  Inkrafttretens  des  Friedensvertrages 
Stichtag  ist,  so  würde  in  der  Annahme  eines  anderen  Stich- 
tages —  mag  sie  aus  Billigkeitserwägungen  im  einzelnen 
Falle  auch  noch  so  begründet  sein  —  eine  Aenderung  des 
Friedensvertrages  liegen. 

Daß  bei  der  Auseinandersetzung  Zwischen  der  deutschen 
und  der  polnischen  Regierung  über  die  Frage  der  Aner- 
kennung von  Rechten,  die  in  bestimmter  Frist  vor  dem  In- 
krafttreten des  Friedensvertrages  erteilt  worden  sind,  die 
Gesichtspunkte  von  Treu  und  Glauben  eine  entscheidende 
Rolle  spielen  müssen,  versteht  sich  von  selbst  und  ist  auch 
von  deutscher  Seite  nie  verkannt  worden.  Aber,  schon  allein 
weil  hierbei  allerlei  Abstufungen  und  Modalitäten  möglich 
sind)  kann  dies  nur  im  Vertragswege  zwischen  Deutschland 
und  Polen  geschehen.  Auf  Rechte,  die  das  strikte  Recht  des 
Friedensvertrages  Deutschland  gibt,  kann  es  nur  selbst  ver- 
zichten* 

5)  Endlich  aber  muß  daran  festgehalten  werden,  daß  vor 
allen  allgemeinen  Billigkeitserwägungen  der  Rechtsgrundsatz 
als  solcher  herausgearbeitet  wird,  der  nach  den  allgemein  an- 
erkannten Sätzen  des  Völkerrechts  und  nach  den  besonderen 
Bestimmungen  des  Friedensvertrages  von  Versailles  für  die 
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Frage  des  Stichtages  maßgeblich  ist.  Dann,  aber  erst  dann 
ist  es  am  Platze,  seine  Härten  und  Unbilligkeiten  durch  Er- 
wägungen der  Billigkeit  zu  beseitigen.  Diese  Aufgabe  ist 
bisher  noch  nicht  in  Angriff  genommen.  Aber  es  handelt 
sich  um  eine  wichtige  Aufgabe,  zu  der  jedenfalls  die  anderen 
internationalen  Instanzen,  die  vor  sie  gestellt  werden  können, 
Stellung  nehmen  werden. 

Es  soll  im  folgenden  versucht  werden,  aus  der  bis- 
herigen völkerrechtlichen  Theorie  und  Staatenpraxis  und  aus 
den  Bestimmungen  des  Friedensvertrages  selbst  einige  wei- 
teren Gesichtspunkte  anzuführen,  die  für  die  Lösung  der 
Stichtagfrage  von  Bedeutung  sind. 

III. 

1)  Es  ist  allgemein  anerkannter  Grundsatz  des  Völker- 
rechts, daß  die  Klauseln  eines  Friedensvertrages  erst  mit  dem 
Austausch  der  Ratifikationsurkunden  wirksam  werden.  Als 
Folge  der  Unterzeich  nung  des  Friedensvertrages 
durch  beide  Vertragsteile  gilt  nur  das  Aufhören  aller  Feind- 
seligkeiten; und  auch  von  dieser  Folge  nimmt  man  an,  daß 
sie  nicht  ein  ,,estabilished  principle  of  international  law*'  sei, 
sondern  nur  auf  Erwägungen  von  ,,reason  and  expediency" 
beruhe  (vergl.  Phillipson,  Termination  of  war 
S.  188.).  Der  ganze  Fragenkomplex  wird  in  diesem 
jüngsten  eingehenden  Werke  über  die  Beendigung  der 
Kriege  und  die  Friedensverträge  ausfürlich  dargelegt  (S.  195 
bis  198).  Ganz  in  diesem  Sinne  ist  auch  beim  Versailles 
Friedensschluß  verfahren  worden.  In  ihrer  Note  vom  27.  9. 
19  erklärten  sich  6ie  Alliierten  bereit,  die  Blockade  aufzu- 
heben, hoben  aber  ausdrücklich  hervor,  daß  dies  eigentlich 
erst  mit  dem  Inkrafttreten  des  Friedensvertrages  rechtlich 
geboten  sei.  Und  in  der  Note  vom  25.  6.  19  führte  die 
Deutsche  Regierung*)  aus,  daß  der  Zeitpunkt  der  Abtretung 
der  östlichen  Gebiete  erst  am  Tage  des  Inkrafttretens  des 
Friedensvertrages  sei,  eine  Auffassung,  der  von  den  Alliier- 
ten nicht  widersprochen  wurde. 

*)  Im  Hinblick  auf  das  Verhalten  der  Polen. 
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Natürlich  kann  der  Friedensvertrag  selbst  Abweichen- 
des bestimmen;  ,,but  such  a  proceeding  is  adopted  in  virtue 
of  an  express  provision,  based  on  mutual  consent"  (S.  197). 
Solche  besonderen  Vorschriften  sind  nicht  ganz  selten:  z.  B. 
in  der  Madrider  Konvention  vom  3.  Juli  1880,  in  dem  Lon- 
doner Vertrage  vom  15.  Juli  1840,  und  neuerdings  im  Ver- 
trage von  Lausanne  zwischen  Italien  und  der  Türkei  vom 
18.  Oktober  1912,  im  Vertrage  von  Konstantinopel  zwischen 
der  Türkei  und  Bulgarien  vom  29.  September  1913,  im  Ver- 
trage von  Athen  zwischen  der  Türkei  und  Griechenland  vom 
14.  November  1913.  Die  große  Zahl  dieser  Verträge  zeigt, 
daß  es  nahegelegen  hätte,  eine  ähnliche  Bestimmung  auf- 
zunehmen, wenn  man  Entsprechendes  gewollt  hätte.  Statt 
dessen  ist  die  von  Barclay  eingehend  analysierte  Schlußbe- 
stimmung vereinbart  worden;  und  nur,  wo  man  für  einzelne 
Bestimmungen  emen  besonderen  Tag  der  Wirksamkeit 
wollte,  ist  dies  durch  ausdrückliche  Spezialnormen  ge- 
schehen; so  vor  allem  bezüglich  der  ,,reintegration**  von 
Elsaß-Lothringen  in  die  französische  Souveränität.  So  ist  es 
völlig  ausgeschlossen,  daß  der  Gedanke  der  Billigkeit  for- 
dern könnte,  eine  Spezialnorm  generell  auf  andere  Fälle  aus- 
zudehnen. 

2)  Was  insbesondere  die  Frage  des  Stichtages  für  die 
Sukzession  in  die  Staatsgüter  bei  Gebietsabtretungen  be- 
trifft, so  mag  aus  den  Präjudizien,  die  insbesondere  John 
Bassett  Moore  in  seinem  ,, Digest  of  international  law"  an- 
führt (Band  I  S.  385  ff.),  hingewiesen  werden  auf  den  Frie- 
densvertrag von  Campo  Formio  zwischen  Frankreich  und 
Oesterreich  vom  17.  Oktober  1797,  der  im  Artikel  12  vor- 
schreibt, daß  alle  Verkäufe  und  eingegangenen  Verpflich- 
tungen ,,uptothe  dateofthistreaty"  bestätigt  und 
als  gültig  anerkannt  werden  sollen,  auf  den  Artikel  10  des 
Wiener  Vertrages  zwischen  Oesterreich,  Preußen  und  Däne- 
mark vom  30.  Oktober  1864,  und  aus  der  neuesten  Zeit  auf 
den  Pariser  Vertrag  zwischen  Spanien  und  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  vom  10.  Dezember  1898,  in  dem  vor- 
geschrieben ist,  daß  alle  Konzessionen  und  Verträge  in  Wirk- 

Abhandlungen  zum  Friedensverträge.  Heft  5.  6 
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samkeit  bleiben  sollen  bis  zum  Ablauf  der  in  diesen  Ver- 
trägen und  Konzessionen  vorgesehenen  Frist,  wobei  für 
Eisenbahnkonzessionen  ausdrücklich  ,,now  in  Operation"  hin- 
zugefügt wird. 

Von  besonderem  Interesse  sind  zwei  Vorgänge  aus  der 
jüngeren  Staatspraxis,  die  sich  gelegentlich  des  Verzichts 
Spaniens  auf  Cuba  und  der  Annexion  der  südafrikanischen 
Republik  durch  England  ereigneten. 

3)  Um  die  Feindseligkeiten  zwischen  Spanien  und  den 
Vereinigten  Staaten  zu  beenden,  wurde  am  12.  August  189& 
ein  ,, Protokoll'*  unterzeichnet,  kraft  dessen  Spanien  auf  seine 
Souveränität  über  Cuba  verzichtet  (Artikel  1)  und  sich  zu- 
gleich verpflichtet  (Artikel  4),  Cuba  unmittelbar  zu  räumen. 
Der  Friedensvertrag  selbst  wurde  erst  am  10.  Dezember  1898 
unterzeichnet  und  durch  Austausch  der  Ratifikationsurkun- 
den am  11.  April  1899  in  Kraft  gesetzt  (Moore,  Band  I 
S.  526  ff.).  Am  24.  Dezember  1898  hatte  der  amerikanische 
Militärbefehlshaber  auf  Grund  seiner  Okkupationsgewalt 
verboten,  daß  künftig  Konzessionen  von  der  spanischen  Re- 
gierung erteilt  würden.  Dieses  Verbot  sollte  ausdrücklich 
dahin  ausgelegt  werden,  daß  es  nicht  das  Ziel  habe,  sich  auf 
vorher  in  gültiger  Form  erteilte  zu  beziehen  (M  o  o  r  e 
S.  390).  Nun  hatte  die  spanische  Regierung  zwischen 
der  Unterzeichnung  des  Protokolls  vom  12.  August  1898 
und  der  endgültigen  Räumung  der  Insel,  die  eine  gewisse 
Zeit  dauerte,  Konzessionen  erteilt;  und  es  erhob  sich  die 
Frage,  wie  sich  die  amerikanische  Besetzung  zu  diesen  Kon- 
zessionen stellen  sollte. 

Die  Fälle  dieser  Konzessionen  liegen  ganz  anders  als 
diejenigen,  die  im  Falle  der  polnischen  Gebietsabtretungen  in 
Frage  stehen,  da  hier  vor  dem  Abschluß  des  Friedensver- 
trages, ja  vor  dem  Eintritt  in  die  eigentlichen  Friedensver- 
handlungen, ein  besonderes  sofort  in  Kraft  tretendes  Proto- 
koll unterzeichnet  war,  und  auf  Grund  dieses  Protokolls  eine 
sofortige  Räumung  der  gesamten  Insel  vorgenommen  und 
eine  militärische  Besetzung  durch  die  amerikanischen  Trup- 
pen erfolgt  war.     Der  Fall   liegt  vielmehr  ähnlich  wie  bei 
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Elsaß-Lothringen.  Trotzdem  hat  sich  EHhu  Root  als 
Kriegssekretär  nicht  ohne  weiteres  für  die  Nichtigkeit  der 
zwischen  der  Unterzeichnung  des  Protokolls  und  der  Räu- 
mung erteilten  Konzessionen  ausgesprochen.  Er  verfügte 
vielmehr,  daß  alle  Akte  der  spanischen  Regierung  ,,done  in 
good  faith  for  the  legitimate  purposes  of  government",  ,,in 
ordinary  exercise  of  governmental  powers**  gültig  seien 
(Moore  S.  392). 

In  einer  zweiten  Verfügung  wird  der  Ausdruck  ,,all 
these  grants  involved  property  or  valuable  rights  b  e  1  o  n  g  - 
ing  to  the  future  government  of  Cuba**  als 
„inaccurate**  bezeichnet,  da  bis  zum  Inkrafttreten  des  Pa- 
riser Friedens  die  Krone  Spaniens  zur  Ausübung  der  Staats- 
gewalt in  Cuba  berechtigt  gewesen  sei.  Man  müsse  viel- 
mehr zwei  Fragengruppen  unterscheiden.  Die  erste  lautet: 
war  die  fragliche  Verleihung  durch  das  Kriegsrecht  gerecht- 
fertigt? d.  h.  war  Spanien  im  tatsächlichen  Besitz  des  in  Be- 
tracht kommenden  Gebietsteiles?  Handelte  Spanien  in  gutem 
Glauben  gegen  seinen  Gegner?  Die  zweite  Frage  lautet:  war 
die  betreffende  Verleihung  gerechtfertigt  durch  die  spani- 
schen Gesetze?  Die  erste  Gruppe  von  Fragen  müsse  von  dem 
,,military  governor'',  die  zweite  von  der  ,,judicial  branch 
of  the  military  government  of  Cuba"  beantwortet  werden; 
und  zwar  müsse  die  erste  Frage  materiell  nach  Kriegsrecht, 
die  zweite  nach  spanischem  Recht  gelöst  werden.  Jedenfalls 
müsse  jeder  Fallfürsich  nach  diesen  Gesichtspunkten 
geprüft  werden. 

Also  selbst  im  Falle  einer  vor  Friedensschluß  erfolgten 
Besetzung  des  geräumten  Gebietes  soll,  da  ausdrückliche 
Rückwirkungsnormen  fehlen,  grundsätzlich  keine  Rückwir- 
kung eintreten.  Sodann  bezieht  sich  die  Entscheidung,  die 
am  21.  Juni  1901,  also  mehr  als  zwei  Jahre  nach  dem  In- 
krafttreten des  Friedensvertrages  erging,  nicht  auf  den  Frie- 
densvertrag, sondern  schreibt  vor,  daß  die  Lösung  der  Frage 
erfolgen  solle  nach  Kriegsrecht  und  durch  die  militärischen 
Stellen,  die  wegen  der  Fortdauer  der  Besetzung  noch  in 
Funktion  sind.    Der  Rechtsgrund  für  die  Rückwirkung  liegt 

G* 
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also  nicht  im  Friedensvertrage,  ja  noch  nicht  einmal  in  dem 
Protokoll  über  die  Räiimungspflicht  für  sich  allein,  sondern 
es  soll  von  Fall  zu  Fall  untersucht  werden,  ob  nach 
Kriegsrecht  Spanien  handelte  ,,in  good  faith  toward 
its  adversary".  Bis  diese  Entscheidung  von  den  militärischen 
Stellen  erfolgt  ist,  besitzt  der  Berechtigte  jedenfalls  „a 
prima  facie  righ  t". 

4)  Der  in  diesen  Erörterungen  herausgearbeitete  Gedanke 
ist  in  dem  mehrfach  erwähnten  Buche  von  P  h  i  1 1  i  p  s  o  n 
ausdrücklich  in  folgendem  Satze  formuliert  worden:  ,,But 
where  the  territory  ceded  by  a  treaty  has  not  been  subjected 
to  military  occupation,  and  remains  free  from  all  control  de 
facto  and  de  jure  on  the  part  of  the  cessionary,  then,  it  is  sub- 
mitted,  no  element  of  sovereignty  can  vest  in 
the  latter  tili  the  exchange  of  ratification  s". 

In  demselben  Sinne  erging  eine  amerikanische  Entschei- 
dung gelegentlich  der  Abtretung  von  Porto  Rico:  ,,advised, 
that  if  at  the  time  when  the  treaty  of  cessio  n 
took  effect  the  applicate  had  had  a  completed  and  vested 
right  to  the  use  of  the  waters  of  the  river,  that  right 
would  be  respected  by  the  United  State  s". 

5)  Bei  der  Frage  der  Rechtsnachfolge  Englands  in  die 
Rechte  der  südafrikanischen  Eisenbahngesellschaft  handelt 
es  sich  auch  um  einen  Fall,  bei  dem  eine  militärische  Be- 
setzung dem  Friedensschlüsse  vorherging,  bei  dem  es  sich  im 
übrigen  nicht  nur  um  eine  Gebietsabtretung  handelte,  son- 
dern um  den  Untergang  der  südafrikanischen  Republik  und 
ihre  totale  Annexion  durch  England. 

In  seinem  Gutachten  über  die  Rechsstellung  Englands 
als  Rechtsnachfolger  der  südafrikanischen  Republik  hat 
M  e  i  1  i  dargetan,  daß  sogar  trotz  des  von  englischer  Seite 
während  der  Besetzung  ergangenen  Verbots  von  Aktienver- 
äußerungen als  Stichtag  für  die  Frage,  was  auf  den  eng- 
lischen Staat  übergeht,  nur  das  Datum  des  Austausches  der 
Ratifikationsurkunden  in  Betracht  kommen  dürfe.  Die  um- 
gekehrte Ansicht  sei  ,, juristisch  unhaltbar*',  ,,weil  die  Rück- 
beziehung des  Unterganges  der  südafrikanischen  Republik 
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seiner  Ansicht  nach  ganz  und  garnicht  statthaft  ist"  (S.  58). 
Für  die  Geltendmachung  einer  solchen  Rückbeziehung  liege 
bezüglich  Englands  „mangelnde  völkerrechtliche  Aktivlegi- 
timation vor",  da  es  vor  dem  Austausch  der  Ratifikations- 
urkunden keine  Souveränitätsrechte  habe  ausüben  können; 
in  der  Beanspruchung  der  Rückbeziehung  liege  ,,ein  offen- 
barer Verstoß  gegen  das  Völkerrecht",  ja  „ein  völkerrecht- 
liches Delikt". 

G)  In  grundsätzlicher  Weise  untersucht  Coleman  P  h  i  1  - 
1  i  p  s  o  n  die  Frage,  ob  ein  abtretender  Staat  berechtigt  sei, 
gewisse  Werte,  die  sich  in  dem  abzutretenden  Gebiet  befinden, 
während  des  um  diese  Gebietsteile  schwebenden  Konfliktes 
zu  retten  und  aus  dem  Gebiet  zu  entfernen,  um  sie  in  Sicher- 
heit zu  bringen.  Und  er  löst  diese  Frage  dahin.  ,,in  such  a 
case  it  would  be  the  height  of  unreason  to  maintain 
that  the  eventual  transfer  of  the  territory  necessarily  implies 
also  the  transfer  of  these  treasures"  (S.  320). 

7)  Wenn  man  unter  den  aus  diesen  Präjudizien  herge- 
leiteten Gesichtspunkten  die  polnisch  gewordenen  Gebiets- 
teile betrachtet,  so  muß  hervorgehoben  werden,  daß  hier  eine 
militärische  Besetzung  überhaupt  nicht  vorlag.  Denn  auch 
die  Demarkationslinie,  die  im  Abkommen  über  die  Verlänge- 
rung des  Waffenstillstandes  vom  16.  Februar  1919  geschaf- 
fen wurde,  bedeutet  nur,  daß  es  den  Deutschen  verboten  war, 
,,de  faire  franchir  par  leurs  troupes  la  ligne  .  .  ."  (Deutsche 
Waffenstillstandskommission  Drucksachen  1 — 12  S.  276). 
Die  östlich  dieser  Linie  gelegenen  Gebiete  wurden  nicht 
etwa  von  der  polnischen  Regierung  besetzt,  sondern  die 
Linie  sollte  nur  im  Interesse  der  Verhinderung  von  Gewalt- 
tätigkeiten die  deutschen  Truppen  von  den  aufständischen 
Posenschen  Truppen  trennen:  nicht  ,, Polen"  besetzte  die 
preußischen  Gebietsteile  östlich  der  Demarkationslinie,  son- 
dern diese  waren  in  einer  revolutionären  ,, Posenschen"  Ge- 
walt. Im  Protokoll  vom  16.  Februar  1919  sagte  der  Reichs- 
minister Erzberger:  ,,Das  durch  die  grüne  Linie  umschrie- 
bene Gebiet  kann  nie  als  besetztes  Gebiet  gelten";  und  Mar- 
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schall  Foch   antwortete:      „Damit  bin   ich   einverstanden.'* 
(Waffenstillstandskommission  S.  272). 

In  dem  Werke  von  Temperley  wird  daher  mit 
Recht  ausdrücklich  hervorgehoben,  daß  keine  Rede  davon 
sein  könne,  daß  durch  die  Demarkationslinie  in  irgendeiner 
Weise  die  deutsche  Souveränität  aufgehoben  worden  sei 
(Band  I  S.  340).  Temperley  hebt  zugleich  hervor,  daß  der 
in  der  deutschen  Note  hervorgehobene  Gesichtspunkt,  daß 
Polen  zur  Zeit  der  Unterzeichnung  des  Waffenstillstandes 
nicht  zu  den  alliierten  Mächten  gehört  habe,  richtig  sei.  Da 
Polen  von  Deutschland  erst  durch  das  Inkrafttreten  des 
Friedensvertrages  als  unabhängiger  Staat  anerkannt  worden 
ist,  kann  es  vor  diesem  Zeitpunkt  etwa  begründete  Rechte 
gegen  Deutschland  niemals  geltend  machen. 

IV. 

Nach  dieser  Darlegung  früherer  Präjudizien  sollen  nun- 
mehr die  Bestimmungen  des  Friedensvertrages  erörtert 
werden. 

1)  Artikel  92  Abs.  3  spricht  von  den  „biens  et  proprietes 
.  .  .  passant  ä  la  Pologne  en  meme  temps  que  les 
territoires  qui  lui  sont  transferes*',  bezieht  also  den 
Erwerb  der  Staatsgüter  auf  den  Tag  des  Inkrafttretens  des 
Friedensvertrags. 

2)  Artikel  252  besagt,  daß  die  Bestimmungen  der  Artikel 
248 — 251,  welche  die  Vorzugsrechte  der  Alliierten  gegen- 
über den  deutschen  Staatsgütern  und  -einkünften  für  ihre 
Reparationsansprüche  behandeln,  ,,ne  portent  pas  atteinte  au 
droit  de  chacune  des  Puissances  alliees  et  associees  de  dis- 
poser  des  avoirs  et  proprietes  ennemis  se  trouvant  sur  leur 
juridiction  au  moment  de  la  mise  en  vigueur  du 
present  Traite.  Nach  der  gut  begründeten -Ansicht 
des  Struyckenschen  Gutachtens  bezieht  sich  dieser  Artikel 
auf  die  staatlichen  Guthaben  und  das  staatliche 
Eigentum. 
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3)  Artikel  256  sagt:  ,,Les  Puissances  cessionaires  .  .  . 
acquerront  .  .  .'*;  sie  werden  erworben,  also  erst  mit 
dem  Uebergange  der  Staatshoheit  über  die  Gebiete,  in  denen 
sich  das  staatliche  Gut  und  Eigentum  befindet.  Auf  die  Be- 
deutung eines  solchen  ,,acquerra'*  im  Artikel  61  des  Ver- 
trages von  Trianon  und  Artikel  70  des  Vertrages  von  St. 
Germain  weist  das  Urteil  des  deutsch-jugoslawischen  Ge- 
mischten Schiedsgerichts  vom  1.  Oktober  1922  in  Sachen 
Radic  c/a  Hillewerke  hin,  woraus  die  ,, konstitutive'*  und 
nicht  bloß  ,, deklaratorische"  Bedeutung  dieses  Erwerbes  und 
die  Unmöglichkeit  einer  Rückbeziehung  gefolgert  wird. 

Die  Formulierung  des  Artikel  256  steht  im  Gegensatz  zu 
der  der  Artikel  156  und  157  über  Schantung:  dort  heißt  es 
ausdrücklich:  ,,sontetdemeurentacquis  au  Japon". 
Hier  handelt  es  sich  eben  um  Gebiete,  die  bereits  seit  langer 
Zeit  besetzt  und  in  seiner  tatsächlichen  Gewalt  waren.  Das 
argumentum  e  contrario  aus  den  Artikeln  156  und  157  ist 
zulässig,  weil  überall,  wo  ein  anderer  Stichtag  als  der  Tag 
des  Inkrafttretens  des  Friedensvertrages  gemeint  ist,  dies 
von  der  allgemeinen  Staatenpraxis  abweicht  und  darum  aus- 
drücklich  formuliert   sein   muß. 

4)  Das  tschecho-slowakische  Gesetz  vom  12.  August 
1921  über  die  Uebernahme  des  nach  den  Friedensverträgen 
der  tschecho-slowakischen  Republik  zugefallenen  Guts  und 
Eigentums  bestimmt  im  §  7,  daß  der  maßgebende  Zeitpunkt 
für  die  Erwerbung  des  Eigentums  für  das  von  Deutschland 
abgetretene  Gebiet  von  Huldschin  der  13.  Februar  1920,  für 
das  Gebiet  von  Felsberg  und  Weitra  der  31.  Juli  1920  und 
für  die  übrigen  Gebiete  der  28.  Oktober  1918  sei. 

Der  Kommentar  des  Prager  Landesrats  Dr.  Freuden- 
f e  1  d  sagt  dazu:  ,,Nur  dasjenige,  was  an  den  erwähnten 
Stichtagen  Eigentum  der  im  §  1  erwähnten  Personen  war, 
geht  unentgeltlich  an  die  tschecho-slowakische  Republik 
über".  Das  tschechische  Gesetz  differenziert  danach  durch- 
aus richtig  und  im  Einklänge  mit  den  auch  in  der  Präambel 
des  tschechischen  Minderheitenvertrages  näher  ausgeführten 
historischen  Tatsachen:     Seit  dem  28.  Oktober  1918  ist  die 
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'j'schechoslowakei  von  der  Entente  als  de  facto  souverän 
über  die  Gebiete  anerkannt  worden,  über  die  sie  die  tat- 
sächliche Herrschergewalt  ausübte,  während  die  übrigen  Ge- 
bietsteile ihr  erst  durch  die  Verträge  von  Versailles  und  St. 
Germain  ,, abgetreten'*,  ,, einverleibt''  worden  sind.  Die 
Präambel  des  Minderheitenvertrages  mit  Polen  geht  ebenso 
davon  aus,  daß  die  Anerkennung  Polens  durch  die  Entente 
sich  zunächst  nur  auf  diejenigen  früher  russischen  Gebiets- 
teile erstreckt  hat,  über  die  sie  damals  de  facto-Souverän 
war,  während  ihr  die  früher  preußischen  Gebietsteile  erst 
durch  den  Friedensvertrag  von  Versailles  ,, abgetreten", 
,, einverleibt"  worden  sind. 

5)  Der  Friedensvertrag  von  Versailles  gibt  den  alliierten 
Mächten  in  weitestem,  bisher  unbekanntem  Umfange  das 
Recht,  die  erworbenen  Rechte  des  Reichs,  der  deutschen 
Staaten  und  der  deutschen  Reichsangehörigen  zu  beseitigen 
oder  zu  beeinträchtigen:  Die  Teile  VIII  bis  X  über  die  Re- 
paration, über  finanzielle  und  über  wirtschaftliche  Bestim- 
mungen (Abschnitt  3  über  Geldforderungen,  4  über  die  Be- 
handlung der  Güter,  Rechte  und  Interessen  in  Feindesland, 
5  über  Vorkriegsverträge,  Verjährung  und  Urteile,  7  über 
gewerbliches  Eigentum)  sind  voll  von  solchen  Bestimmun- 
gen. .  Alledem  liegt  aber  zugleich  der  Rechtsgedanke  zu- 
grunde, daß,  insoweit  solche  Bestimmungen  nicht  gegeben 
sind,  die  vor  Inkrafttreten  des  Friedensvertrages  erworbenen 
Rechte  geachtet  und  anerkannt  werden  müssen.*)  Und  wenn 
der  Abschnitt  6  des  X.  Teiles  in  den  Gemischten  Schieds- 
gerichtshöfen die  internationale  Instanz  schafft,  die  berufen 
ist,  für  die  Einhaltung  dieser  Normen  zu  sorgen,  so  sind 
sie  damit  zugleich  berufen,  darüber  zu  wachen,  daß  eine  Be- 
einträchtigung der  erworbenen  Rechte  über  das  in  ihnen  ent- 
haltene Maß  hinaus  nicht  stattfindet  und  der  Grundsatz  der 
Achtung  und  Anerkennung  erworbener  Rechte  zur  Geltung 
kommt. 


*)  Vergleiche  über  den  Grundsatz  des  „respect  des  droits 
acquis"  bei  Gebietsabtretungen  die  Nachweise  in  meinen  „Deutsche 
Hypothekenforderungen  in  Polen". 


i 
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Nach  den  Artikeln  299  ff.  sind  Verträge  zwischen  Fein- 
den grundsätzlich  der  Annullation  unterworfen.  Der  §  2  der 
Anlage  hinter  Artikel  303  nimmt  jedoch  von  dieser  grund- 
sätzlichen Annullation,  entsprechend  dem  englischen  und 
amerikanischen  Recht,  bestimmte  Kategorien  von  Verträgen 
aus.  Dazu  gehören  Verträge,  die  auf  eine  Uebertragung  von 
Eigentum  gerichtet  sind,  wenn  das  betreffende  Gut  bereits 
übergeben  war,  bevor  die  Parteien  Feinde  geworden  sind; 
sodann  Pachtverträge  und  alle  Verträge  zwischen  Privaten 
einerseits  und  Staaten  andererseits.  Wenn  Verträge  dieser 
Art  wegen  ihres  besonderen  Charakters  von  der  Annulation 
ausgeschlossen  sind,  selbst  wenn  der  Handel  zwischen  ihnen 
verboten  oder  gesetzwidrig  war,  so  ergibt  sich  daraus  durch 
argumentum  a  fortiori,  daß  erst  recht  alle  derartigen  Ver- 
träge in  Kraft  bleiben  sollten,  wenn  die  Vertragsparteien  nie- 
mals Feinde  im  Sinne  des  §  1  der  Anlage  geworden  sind. 
Auf  die  Bedeutung  des  §  2  der  Anlage  für  die  Aufrecht- 
erhaltung der  vom  preußischen  Fiskus  abgeschlossenen 
Domänenpachtverträge  verweist  auch  Struycken  in 
seinem,  Gutachten;  und  das  argumentum  a  fortiori  wird  auch 
in  dem  erwähnten  Urteil  des  deutsch-jugoslawischen  Ge- 
mischten Schiedsgerichts  vom  1.  Oktober  1922  in  Sachen 
Gabriel  Radic  gegen  Hillewerke  für  Verträge  verwendet, 
deren  Parteien  durch  Gebietsabtretungen  Angehörige  einer 
alliierten  und  einer  „feindlichen"  Macht  geworden  sind. 

Der  Aufrechterhaltung  dieser  Verträge  als  solcher  steht 
natürlich  die  Sukzession  eines  Staates  in  die  Vertragsrechte 
des  ursprünglich  berechtigten  Staates  nicht  entgegen.  So 
hat  das  deutsch-belgische  Gemischte  Schiedsgericht  in  be- 
zug  auf  die  Sukzession  des  Reichseisenbahnfiskus  in  die 
Rechte  des  Bayerischen  Eisenbahnfiskus  entschieden:  vergl. 
Recueil  Band  II  S.  223.  Auch  die  Entscheidungen  des  fran- 
zösischen Tribunal  Superieur  in  Colmar  teilen  diesen  Stand- 
punkt: vgl.  insbesondere  die  im  Recueil  des  decisions  TAAI 
abgedruckten  Entscheidungen:  Band  I  S.  453,  S.  535,  S.  537; 
Band   II    S.    64.      Diese   Entscheidungen    lehnen    zwar   eine 
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Subrogation  des  französischen  Fiskus  in  die  Rechte  und 
Pflichten  des  Reichsfiskus  ab;  sie  leugnen  —  ob  mit  Recht 
oder  Unrecht,  kann  hier  dahingestellt  bleiben  —  diese  Suk- 
zession jedoch  lediglich  im  Hinblick  auf  die  besonderen  Be- 
stimmungen, die  der  Friedensvertrag  für  Elsaß-Lothringen 
aufgestellt  hat.  Wenn  es  daher  z.  B.  in  dem  Urteil  vom 
17.  Februar  1921  (Recueil  Band  I  S.  453)  heißt:  „Attendu 
que  par  une  serie  de  dispositions  speciales  ä 
l'A  Isace-Lorraine,  inspires  des  conditions  dans  les- 
quelles  Alsace  et  la  Lorraine  avaient  ete  cedees  ä  1  Allemagne 
en  1871,  et  du  caractere  particulier  qui  affec- 
tait  leur  retour  sous  la  souverainete  fran- 
<;  a  i  s  e  ,  le  Traite  de  paix,  par  derogation  au  regime 
general  adopte  relativement  aux  cessions 
de  territoire  allemands..  .",  so  ergibt  sich  daraus, 
daß  bei  den  Gebietsabtretungen  an  Polen  die  Subrogation  in 
die  fortbestehenden  Verträge   angenommen  wird. 

So  kann  ein  Zweifel  darüber  nicht  bestehen,  daß  nach 
dem  Willen  des  Friedensvertrages  der  polnische  Fiskus  suk- 
zediert  in  die  vom  preußischen  Fiskus  abgeschlossenen  und 
am  Tage  des  Inkrafttretens  des  Friedensvertrages  bestehen- 
den Domänenpachtverträge,  in  die  Rentengutsverträge,  da 
es  sich  hier  um  Verträge  handelt,  die  auf  eine  Uebertragung 
des  Eigentums  gerichtet  sind  und  bei  denen  das  betreffende 
Gut  den  Ansiedlern  bereits  übergeben  war. 

Auf  die  Bedeutung  der  Colmarer  Entscheidungen,  sowie 
auf  die  des  §  2  der  Anlage  zu  Artikel  303  verweist  auch  das 
Gutachten  von  Struycken. 

6)  Diese  Argumentation  wird  ergänzt  und  bestätigt  durch 
den  Artikel  75  des  Friedensvertrages.  Hier  wird  unter  der 
ausdrücklichen  Hervorhebung,  daß  es  sich  um  eine  Abwei- 
chung von  den  gewöhnlichen  Vorschriften  des  Friedensver- 
trages für  Elsaß-Lothringen  handelt  (,,par  derogation  aux 
dispositions  prevues  ä  la  Section  V  de  la  Partie  X;  vergl. 
auch  mit  besonderem  Nachdruck  gerade  zu  Artikel  75  T  a  r  - 
d  i  e  u  La  Paix  S.  273),  bestimmt: 
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1.    daß  Verträge  zwischen  Bewohnern  Elsaß-Lothringens 
einerseits  und  dem  Reiche  andererseits  vom  30.  No- 
vember 1918  ab  als  Verträge  zwischen  Feinden  an- 
gesehen werden  sollen; 
2    daß  diese  Verträge  trotzdem  grundsätzlich  nicht  annul- 
liert werden  sollen;   und 
3.    daß  die  französische  Regierung  berechtigt  sein  soll,  die 
Verträge  zu  annullieren,  deren  Aufhebung  sie  ,,dans 
un  interet  general"  für  erforderlich  hält,  daß  sie  die 
Aufhebung  aber  binnen  sechs  Monaten  nach  Inkraft- 
treten     des    Friedensvertrages    Deutschland      notifi- 
zieren muß. 
Danach  ist  also  selbst  die  französische  Regierung  be- 
züglich Elsaß-Lothringens  nicht  berechtigt,  alle  diese  Ver- 
träge ipso  facto  als  annulliert  anzusehen,  was  die  polnische 
Regierung  für  sich  beansprucht;  sondern  sie  ist  nur  befugt, 
und  zwar  auch  nur  auf  Grund  einer  besonderen  Notifikation 
an   Deutschland,   sie   aufzuheben.     Es   verdient  besonderer 
Hervorhebung,  daß  hierfür  selbst  bei  Elsaß-Lothringen  als 
Stichtag  nicht  der  11.  November  1918  maßgebend  sein  soll, 
sondern  der  30.  November  1918,  als  der  Tag,  an  dem  ein  be- 
sonderes französisches  Dekret  über  ein  Handelsverbot  zwi- 
schen Elsaß-Lothringen  und  dem  übrigen  Deutschland  er- 
gangen war. 

Zwischen  dem  heutigen  Deutschland  und  den  an 
Polen  abgetretenen  Gebieten  bestand  aber  niemals  ein 
Handelsverbot.  Das  ist  in  dem  bereits  erwähnten  Protokoll 
vom  16.  Februar  1919  über  die  Festsetzung  der  Demar- 
kationslinie ausdrücklich  hervorgehoben  worden.  Reichs- 
minister Erzberger  sagt:  ,,Der  ganze  Wirtschaftsver- 
kehr wird  vollkommen  frei  sein.  Die  Verkehrsfreiheit  darf 
nicht  eingeengt  werden."  Marschall  F  o  c  h  erwidert:  ,,Das 
wird  die  Interalliierte  Kommission  in  Warschau  entschei- 
den; aber  ich  stimme  Ihrer  Auffassung  zu"  (Waffen- 
stillstandskommission S.  272).  Wenn  daher  für 
Elsaß-Lothringen  bereits  in  Ansehung  der  zwischen  dem 
Reich  oder  den  Ländern  und  den  Bewohnern  Elsaß-Lothrin- 
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gens  geschlossenen  Verträge  der  11.  November  1918  nicht 
als  Stichtag  in  Betracht  kommt,  so  kann  er  natürlich  erst 
recht  nicht  für  die  anderen  Gebietsabtretungen  maßgebend 
sein.  Soweit  aus  solchen  Verträgen  deutsche  Reichsange- 
hörige berechtigt  sind,  hat  die  polnische  Regierung  das  Li- 
quidationsrecht, das  im  Uebrigen  der  §  2  der  Anlage  selbst 
ausdrücklich  vorbehält.  Und  daß  dieser  Vorbehalt  den 
Sinn  hat,  daß  gegenüber  solchen  Verträgen  n  u  r  d  a  s  Liqui- 
dationsrecht besteht,  wurde  von  mir  bereits  an  anderer 
Stelle  hervorgehoben  (vergl.  Deutsche  Hypothekenforderun- 
gen in  Polen  S.  26/7,  31). 

7)  Der  Friedensvertrag  von  St.  Germain  bestätigt  den  hier 
vertretenen   Standpunkt. 

In  den  ersten  ,, Friedensbedingungen**,  die  der  österrei- 
chischen Regierung  überreicht  wurden,  enthielt  der  Ar- 
tikel 50  des  X.  Teiles  eine  Bestimmung,  die  im  wesentlichen 
dem  Artikel  75  des  Vertrages  von  Versailles  entspricht,  wie 
man  nach  dem  Bericht  von  Temperley  (Band  V  S.  102) 
überhaupt  zunächst  für  das  Verhältnis  Oesterreichs  und 
Ungarns  zu  den  Nachbarstaaten  die  Elsaß-Lothringenschen 
Bestimmungen  zum  Vorbild  genommen  hatte.  Diese  Absicht 
hat  man  dann  zum  größten  Teil  (am  wenigsten  für  Italien) 
abgebaut  und  eine  ganze  Reihe  von  Aenderungen  vorge- 
nommen, auf  die  die  Begleitnote  zum  Friedensvertrage  vom 
2.  September  1919  ausdrücklich  hinweist.  Zu  diesen  Aende- 
rungen gehört  auch  der  jetzige  Artikel  268  des  Vertrages  von 
St.  Germain,  der  jenem  Artikel  50  der  ,, Friedensbedingun- 
gen" entspricht.  Danach  werden  nur  gewisse  Verträge  über 
den  Verkauf  von  auf  dem  Seewege  zu  liefernden  Waren,  die 
vor  dem  1.  Januar  1917  geschlossen  waren,  annulliert,  da- 
gegen alle  anderen  Verträge,  soweit  sie  vor  dem  1.  No- 
vember 1918  geschlossen  wurden  und  an  diesem  Tage  in 
Kraft  waren,  aufrechterhalten  (vergl.  auch  Temperley 
Band  V  S.  103). 

Dem  Artikel  268  des  Vertrages  von  St.  Germain  ent- 
spricht der  Artikel  251  des  Vertrages  von  Trianon,  während 
der  Artikel  198  des  Vertrages  von  Neuilly  die  Regelung  des 
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ursprünglichen  Artikel  50  der  Friedensbedingungen  und  des 
Artikel  75  für  Elsaß-Lothringen  beibehalten  hat. 

Aus  alledem  ergibt  sich,  wie  genau  man  in  Versailles 
gerade  diese  Probleme  in  bezug  auf  die  abzutretenden  Ge- 
biete durchgedacht  hat,  was  bei  Temperley  Band  V 
S.  59  (,,difficulties  arising  from  territorial  changes")  beson- 
ders bestätigt  wird.  Für  Elsaß-Lothringen  sowohl  wie  für 
die  Erwerberstaaten  österreichischen,  ungarischen  und  bul- 
garischen Gebiets  hat  man  in  Abweichung  von  dem  Grund- 
satze der  Aufrechterhaltung  jedenfalls  der  in  §  2  der  Anlage 
zu  Artikel  303  genannten  Verträge  besondere  Normen  für  die 
Verträge  aufgestellt,  die  zwischen  den  Staaten  oder  den  An- 
gehörigen Deutschlands  bzw.  Oesterreichs,  Ungarns  oder 
Bulgariens  einerseits  und  den  früheren  Angehörigen  dieser 
Staaten  andererseits  abgeschlossen  worden  sind.  In  Elsaß- 
Lothringen  und  in  den  von  Bulgarien  abgetretenen  Gebieten 
bleiben  diese  Verträge,  soweit  sie  vor  einem  bestimmten 
Stichtage  geschlossen  sind,  zwar  aufrechterhalten,  aber  die 
erwerbenden  Regierungen  können  diese  Verträge  vermittels 
einer  Notifikation  im  allgemeinen  Interesse  annullieren. 
Nach  dem  Vertrage  mit  Bulgarien  ist  diese  Annullation  je- 
doch ausgeschlossen,  wenn  die  bulgarische  Vertragspartei 
die  Erlaubnis  hat,  in  dem  Gebiete  der  betreffenden  alliierten 
Macht  wohnen  zu  bleiben  (Artikel  198  Abs.  3),  eine  Be- 
stimmung, die  sich  auch  in  den  ursprünglichen  österreichi- 
schen Bedingungen  fand,  und  die  ihr  Analogon  im  elsässi- 
schen  Artikel  53  Abs.  2  hat,  der  die  Liquidation  dieser  Per- 
sonen ausschließt.  In  den  Verträgen  von  St.  Germain  und 
Trianon  sind  diese  Bestimmungen,  wenn  auch  nicht  ganz, 
abgebaut;  und  zwar  so,  daß  noch  zweierlei  Besonderes  be- 
stehen geblieben  ist:  Gewisse  Ueberseeverträge  werden  an- 
nulliert; und  nur  die  Verträge,  die  vor  einem  bestimmten 
Stichtage  geschlossen  sind,   werden  aufrechterhalten. 

Im  Vertrage  von  Versailles  dagegen  sind,  abgesehen 
von  den  vSonderbestimmungen  für  Elsaß-Lothringen,  keine 
Sondernormen  geschaffen.  Hier  bleiben  daher  alle  diese  Ver- 
träge  in  Kraft   mit  dem   einzigen  Vorbehalt,   der   sich   aus 
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der  etwaigen  Liquidationsbefugnis  der  erwerbenden  Macht 
ergibt.  Jeder  Versuch,  weitere  Beschränkungen,  sei  es  in 
bezug  auf  bestimmte  Vertragsarten,  sei  es  in  bezug  auf  einen 
Stichtag,  hineinzuinterpretieren,  würde  gegen  alle  Regeln 
einer  gesunden  und  billigen  Auslegungskunst  verstoßen. 
Hätte  man  eine  solche  weitere  Durchbrechung  des  Grund- 
satzes der  Anerkennung  erworbener  Rechte  gewollt,  so  hätte 
es,  wie  in  den  Verträgen  von  St.  Germain,  Trianon,  Neuilly 
und  im  Artikel  75  von  Versailles  geschehen,  zum  Ausdruck 
gebracht  werden  müssen. 

8)  Das  bereits  erwähnte  tschecho-slowakische  Gesetz 
vom  12.  August  1921  teilt  den  hier  vertretenen  Standpunkt. 
Verträge,  die  vor  der  Uebernahme  der  Souveränität  über  das 
Huldschiner  Ländchen  am  13.  Februar  1920  geschlossen 
worden  sind,  werden  nicht  annulliert;  es  muß  vielmehr  die 
Eintragung  in  das  Grundbuch  erfolgen,  wenn  die  Vertrags- 
urkunde über  die  Veräußerung  von  Staatsgut  vor  jenem 
Stichtage  errichtet  war.  Nur  bei  nach  der  Uebernahme  der 
Staatshoheit  geschlossenen  Verträgen  bedarf  es  nach  §  9  der 
Genehmigung  durch  die  tschecho-slowakische  Behörde.  Nur 
für  die  Gebietsteile,  über  die  die  tschecho-slowakische  Re- 
publik bereits  am  28.  Oktober  1918  tatsächlich  die  Souve- 
ränität ausübte,  soll  dieser  Tag  als  Stichtag  maßgebend  sein. 
Das  ist  freilich  insofern  nicht  ganz  korrekt,  als  nach 
Artikel  268  des  Vertrages  von  St.  Germain  und  Artikel  251 
des  Vertrages  von  Trianon  der  1.  November  1918  der  richtige 
Stichtag  ist. 

Das  tschecho-slowakische  Gesetz  vom  17.  Februar  1922 
über  die  Kündigung  von  Miet-  und  Pachtverträgen,  welche 
sich  auf  Güter  beziehen,  die  unter  Artikel  256  fallen,  schreibt 
in  seinem  §  1  vor,  daß  solche  Miet-  und  Pachtverträge  durch 
eine  mindestens  dreimonatliche  Kündigung  aufgehoben 
werden  dürfen.  Diese  Bestimmung  dürfte  in  dieser  Allge- 
meinheit nicht  den  drei  Friedensverträgen  entsprechen,  da 
der  Vertrag  von  Versailles  nur  eine  Liquidation  der  Ver- 
tragsrechte deutscher  Reichsangehöriger  kennt,  und  die  Ver- 
träge von  St.  Germain  und  Trianon  eine  allgemeine  AnnuK 
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lation  von  nach  dem  1.  November  geschlossenen  Verträgen 
vorsehen. 

Immerhin  verdient  hervorgehoben  zu  werden,  daß  das 
tschechische  Gesetz  grundsätzlich  die  Sukzession  in  die 
schwebenden  Verträge  bejaht  und  nur  deren  vorzeitige  Kün- 
digung zuläßt.  Im  übrigen  gibt  der  §  3  des  Gesetzes  den  durch 
solche  Kündigung  geschädigten  Personen  einen  Anspruch 
auf  Schadensersatz  gegen  den  tschechischen  Staat.  Eine 
solche  Entschädigungspflicht  erkennt  im  übrigen  selbst  der 
Artikel  75  des  Versailler  Vertrages  und  der  Artikel  99  des 
Vertrages  von  Neuilly  an,  wie  dies  auch  der  Artikel  51  der 
ersten  Friedensbedingungen  von  St.  Germain  tut,  während 
der  polnische  Staat  sich  für  berechtigt  hält,  die  betreffenden 
Personen  mit  Fristen  von  7  Tagen  oder  noch  kürzeren  ohne 
Entschädigung  von  ihren  Stellen  zu  verjagen  und  einfach  auf 
die  Straße  zu  setzen  —  und  dies  unter  Berufung  auf  den 
Friedensvertrag. 

Der  Inhalt  des  Friedensvertrages  von  Versailles  über 
die  Aufrechterhaltung  der  in  Frage  stehenden  Verträge  und 
der  aus  ihnen  fließenden  Rechte  ist  aber  einwandfrei  deut- 
lich. Alle  vor  dem  10.  Januar  1920  erworbenen  Rechte  sind 
grundsätzlich  von  dem  erwerbenden  Staate  anzuerkennen  und 
zu  achten.  Sie  sind  nur  liquidierbar,  soweit  die  Berechtigten 
deutsche  Reichsangehörige  sind.  Werden  sie  aber  liquidiert, 
so  ist  der  polnische  Staat  nach  Artikel  92  Abs.  4  zum  vollen 
Schadensersatz  verpflichtet.  Diejenigen  Personen  dagegen, 
die  die  polnische  Reichsangehörigkeit  von  Rechts  wegen 
gemäß  den  Bestimmungen  des  Versailler  Vertrages  erwerben, 
sind  nach  Artikel  297  b  Abs.  3  von  der  Liquidation  befreit, 
d.  h.  zugleich,  daß  ihre  Rechte  von  dem  erwerbenden  Staat 
anzuerkennen  und  zu  achten  sind.  Soweit  sie  das  Options- 
recht nicht  ausgeübt  haben  und  polnische  Staatsangehörige 
geblieben  sind,  genießen  sie  überdies  den  Schutz  des  Minder- 
heitenvertrages. Will  die  polnische  Regierung  bei  dem  einen 
oder  anderen  Vertrage  von  diesen  Grundsätzen  abweichen, 
so  ist  dies  nur  möglich  durch  ein  Abkommen  mit  dem  deut- 
schen Reiche,  das  als  Gegenkontrahent  des  Friedensvertrages 
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jeder  Abweichung  zustimmen  muß  und,  sofern  es  sich  um 
Abweichungen  aus  konkreten  Billigkeitgründen  handelt, 
auch  gewiß  zustimmen  wird. 

Ein  willkürliches  Abweichen  von  diesen  Rechtssätzen 
des  Friedensvertrages  würde  dessen  ganzes  wohldurch- 
dachtes System  über  die  Behandlung  von  Privatrechten  zer- 
schlagen. 

Selbst  wenn  in  Zessionsverträgen  so  eingehende  Bestim- 
mungen über  die  privaten  Rechte  fehlen  wie  im  Versailler 
Vertrage,  nimmt  die  völkerrechtliche  Theorie  an,  daß,  wenn 
der  Erwerberstaat  die  Aufrechterhaltung  einer  Konzession 
oder  eines  Vertrages  für  ,, unvereinbar''  mit  den  „öffentlichen 
Interessen"  hält,  eine  Pflicht  zum  Ersatz  des  vollen  Schadens 
begründet  ist  (vgl.  z.  B.  Moore  Band  I  S.  413,  414). 

V. 

Die  vorstehende  Herausarbeitung  der  Grundgedanken, 
die  der  Friedensvertrag  für  die  Behandlung  der  Privatrechte 
aufgestellt  hat,  erschien  notwendig.  Nicht  nur  um  die  Stelle 
aufzuweisen,  an  der  alle  bona-fide-Argumente  erst  beginnen 
dürfen,  wenn  man  nicht  durch  vage  Erörterungen  über  den 
Gedanken  von  Treu  und  Glauben  den  festen  Rechtsboden 
unter  den  Füßen  verlieren  will,  sondern  auch,  weil  es  darauf 
ankommen  muß,  gegenüber  anderen  allgemeinen 
politischenRaisonnements  die  im  Friedensvertrag 
niedergelegten  festen  Rechtsgrundsätze  im  Auge  zu  be- 
halten. 

Die  polnische  Regierung  hat  in  den  drei  Jahren,  während 
derer  der  Friedensvertrag  in  Kraft  ist,  immer  wieder  offiziell 
und  offiziös  behauptet,  daß  ihr  der  Friedensvertrag  ein  all- 
gemeines Mandat  zur  Entgermanisierung 
der  früher  deutschen  Gebiete  erteilt  hat.  Und  wer  ihre 
Politik  während  dieser  Zeit  in  den  abgetretenen  Gebieten 
verfolgt  hat,  muß  beobachtet  haben,  wie  dieser  Entgermani- 
sierungsgedanke  das  Leitmotiv  aller  ihrer  Regierungshand- 
lungen war.  Gerade  weil  die  von  der  Juristenkommission 
des  Völkerbundrates  angestellten  bona-fide-Erwägungen  sich 
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in  Bezug  auf  den  Stichtag  mit  jenen  allgemeinen  politischen 
Erwägungen  der  polnischen  Regierung  treffen,  erschien  es 
notwendig,  beiden  allgemeinen  Erörterungen  den  klaren  Sinn 
der  im  Friedensvertrage  aufgestellten  Rechtssätze  gegenüber- 
zustellen. 

Der  Friedensvertrag  von  Versailles  ist,  mag  er  auch  tat- 
sächlich ein  diktierter  und  erzwungener  Vertrag  sein, 
juristisch  nichts  als  ein  Vertrag,  der  nach  den  allgemeinen 
für  Verträge  geltenden  Rechtsgrundsätzen  auszulegen  und 
zu  behandeln  ist.  Er  gibt  gewiß  den  alliierten  und  asso- 
ziierten Mächten  bedeutende  Rechte,  aber  diese  Rechte  haben 
ihre  Grundlage  allein  in  diesem  völkerrrechtlichen  Vertrage, 
der  durchaus  als  ein  Vertrag,  d.  h.  im  Hinblick  auch  auf  die 
andere  Vertragsseite,  ausgelegt  werden  muß.  Alle  bona-fide- 
Argumente  müssen  daher  stets  auch  die  andere  Vertragsseite 
im  Auge  behalten  und  sich  von  dem  Gedanken  tragen  lassen, 
daß  das,  was  diese  Argumente  fordern,  nach  Treu  und 
Glauben  und  dem  Grundgedanken  des  Vertragsrechts  ent- 
sprechend auch  Deutschland  zugemutet  werden  darf:  fordert 
doch  gerade  der  Vertragsgedanke,  daß  vor  allem  auch  der 
verpflichtete  Teil  berücksichtigt  werden  muß.  An  diesen 
rechtlichen  Grundtatsachen  darf  keine  extensive  und  ledig- 
lich aus  allgemeinen  politischen  Erwägungen  und  Tendenzen 
argumentierende  Auslegungskunst  vorübergehen.  Der  Frie- 
densvertrag gibt  den  alliierten  Mächten  nicht  nur  Rechte, 
sondern  so  wahr  er  ein  Vertrag  und  eine  Rechtsgundlage 
ist,  legt  er  diesen  Rechten  zugleich  gewisse  Schranken  auf. 

Was  die  polnische  These  von  dem  Mandat  des  Friedens- 
vertrages zur  Entgermanisierung  betrifft,  so  ist  sie  zu- 
treffend, insofern  in  der  Tat  der  Versailler  Vertrag  ihr  i  n 
gewissemUmfange  das  Recht  zur  Entgermanisierung 
verliehen  hat,  aber  unrichtig  insofern,  als  er  ihr  dies  Recht 
eben  n  u  r  in  gewissem  Umfange  und  damit  zugleich  unter 
gewissen  deutlich  zum  Ausdruck  gebrach- 
ten Re  chtsschranken  gegeben  hat. 

Es  kann  hier  nicht  im  einzelnen  geschildert  werden, 
wie  alles  dies  historisch  und  politisch  geworden  ist;  nur  das 

Abhandlungen  zum  Friedensvertrage.    Heft  5.  7 


—    98    — 

sei  hervorgehoben,  daß  eine  gewisse  Antinomie  in  den  Ver- 
sailler  Verträgen  selbst  liegt.  Auf  der  einen  Seite  sollte  ein 
polnischer  Nationalstaat  wieder  geschaffen  werden,  dem  nach 
dem  Wilsonschen  Worte  alle  unzweifelhaft  von  polnischer 
Bevölkerung  bewohnten  Gebiete  zugesprochen  werden  sollen. 
Auf  der  anderen  Seite  aber  haben  alle  möglichen  Gesichts- 
punkte politischer,  diplomatischer,  großkapitalistischer  und 
vor  allem  strategischer  Natur  dahin  gewirkt,  daß  der  pol- 
nische Staat  nicht  als  Nationalstaat,  sondern  als  ausge- 
sprochener Nationalitäten-Staat  erstanden  ist.  N  i  1 1  i  stellt 
fest,  daß  von  den  31  Millionen  Einwohnern  fast  12  Millionen 
fremden  Nationalitäten  angehören  und  daß  sich  unter  den  18 
bis  19  Millionen  Polen  mindestens  4  Millionen  Juden  be- 
finden, die  auch  noch  einen  Fremdkörper  in  der  polnischen 
Republik  bilden  (Das  friedlose  Europa  S.  196/7).  Aus  dieser 
Diskrepanz  zwischen  der  ursprünglichen  Absicht  und  dem 
Enderfolg,  zwischen  der  nationalstaatlichen  Seele,  die  man 
einem  von  unzweifelhaft  polnischer  Bevölkerung  bewohnten 
Polen  bis  zu  einem  gewissen  Grade  geben  konnte,  und  dem 
wirklichen  Staatskörper,  den  man  dieser  Seele  geschaffen  hat, 
resultieren  alle  die  Schwierigkeiten  und  Reibungen,  die  die 
nordöstlichen,  südöstlichen  und  westlichen  Nachbarn  mit 
dem  ,, neuen  Staate"  haben,  —  vSchwierigkeiten  übrigens,  die 
schon  die  Friedenskonferenz  in  Versailles  selbst  (vgl. 
Temper  ley  Band  I  S-  335,  der  im  Hinblick  auf  gewisse 
Vorgänge  das  junge  Polen,  vielleicht  gerade  wegen  seiner 
extremen  Jugend,  als  ein  gelegentlich  recht  widerspenstiges 
Kind  der  großen  Mächte  bezeichnet)  und  auch  bereits  der 
Völkerbundrat  kennen  gelernt  hat. 

Es  kann  jedenfalls  ein  Zweifel  darüber  nicht  obwalten, 
daß  der  Friedensvertrag  der  polnischen  Regierung  nur  be- 
stimmte, durch  klare  Rechtsschranken  begrenzte  Rechte  zur 
Entgermanisierung  verliehen  hat.  Der  Artikel  91  Abs.  2 
schließt  den  Teil  der  Wohnbevölkerung  der  abgetretenen 
Gebiete  von  dem  Erwerbe  der  polnischen  Staatsangehörig- 
keit aus,  der  seinen  Wohnsitz  in  den  Polen  zugesprochenen 
Gebieten  erst  nach  dem  1.  Januar  1908  begründet  hat.    So- 
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dann  hat  die  polnische  Regierung  das  Recht  erhalten,  alle 
Güter,  Rechte  und  Interessen,  die  deutschen  Reichsange- 
hörigen auch  in  den  abgetretenen  Gebieten  gehören,  zu 
liquidieren  mit  dem  ausdrücklichen  Ziel,  den  Besitzstand 
auch  in  den  abgetretenen  Gebieten  zu  entdeutschen  (vgl. 
z.  B.  T  e  m  p  e  r  1  e  y  Band  V  S.  105  und  die  Begründung  des 
polnischen  Liquidationsgesetzes  vom  15.  Juli  1920  in 
in  eine  Deutsche  Hypothekenforderungen  in  Polen  S.  11). 
Da  aber  nach  Abs.  3  des  Artikels  297  b  von  der  Liquidation 
ausgeschlossen  sind  alle  diejenigen  deutschen  Reichsange- 
hörigen, die  nach  den  Bestimmungen  des  Friedensvertrages 
ipso  facto  die  polnische  Staatsangehörigkeit  erwerben,  so  ist 
es  völlig  deutlich,  daß  die  der  polnischen  Regierung  gegebene 
Liquidationsbefugnis  eine  Entdeutschung  bloß  zuläßt  in 
bezug  auf  Personen,  die  von  dem  ipso  facto-Erwerbe  der 
polnischen  Staatsangehörigkeit  ausgeschlossen  und  demnach 
von  Anfang  an  deutsche  Reichsangehörige  geblieben  sind. 
Kraft  ihrer  Liquidationsbefugnis  darf  daraus  die  polnische 
Republik  den  Besitzstand  nur  von  dem  Einfluß  einer  ge- 
wissen Gruppe  deutscher  ,,R  eichsangehöriger"  „be- 
freien**, nicht  aber  von  dem  Einfluß  von  Personen,  die  der 
deutschen  ,,N  a  t  i  o  n  a  1  i  t  ä  t"  angehören. 

Diese  offenkundigen  materiellen  Rechtsschranken  haben 
nach  zwei  Richtungen  hin  auch  eine  formelle  internationale 
Garantie  erhalten.  Der  Gemischte  deutsch-polnische  Schieds- 
gerichtshof ist  berufen,  nicht  nur  generell  für  die  Einhaltung" 
dieser  Schranke  zu  sorgen,  sondern  auch  darüber  zu  wachen, 
daß  die  Entschädigung,  die  dem  Liquidierten  zugesprochen 
wird,  nicht  durch  polnische  Maßnahmen  unzulässig  beein- 
trächtigt wird.  Die  Großmächte,  die  für  die  Aufnahme  dieser 
Schutzbestimmung  gegenüber  nationalistischem  Ueber- 
schwange  der  ,, neuen  Staaten**  gesorgt  haben,  hatten  in 
klarer  Einsicht  dessen,  was  zu  erwarten  stand,  es  für  not- 
vvendig  gehalten,  diese  besondere  Rechtsschutzgarantie  in  den 
Artikeln  92  Abs.  4  und  297  h  Abs.  2  zu  schaffen:  ein  erstes 
Zeichen  dafür,  daß  es  den  Verfassern  des  Versailler  Ver- 
trages ernst  damit  war,  der  Entgermanisierungstendenz  der 

7* 
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polnischen  Regierung  materiell  und  formell  Rechtsschranken 
aufzuerlegen. 

Dazu  kommt  sodann  der  zwischen  den  Großmächten 
und  Polen  geschlossene  Minderheiten-Schutzvertrag  vom 
28.  Juni  1919,  ein  Vertrag,  der  sich  in  seiner  Präambel  und 
in  dem  Begleitbrief  von  Clemenceau  an  Paderewski  deutlich 
als  die  Bedingung  gibt,  unter  der  die  Großmächte  der 
polnischen  Republik  ihre  Anerkennung  zuteil  werden 
lassen,  und  unter  der  sie  der  Einverleibung  der 
früherpreußischenGebietsteilezustimmen. 
Man  braucht  sich  im  übrigen  nur  etwas  eingehender  mit  der 
Entstehungsgeschichte  dieses  Schutzvertrages  zu  beschäf- 
tigen, um  volle  Bestätigungen  für  diese  Bedeutung  des 
Minderheitenvertrages  zu  finden:  vgl.  namentlich  Manley 
O.Hudson  bei  H  o  u  s  e  und  Seymour  S.  204 — 230 ;  T  e  m  - 
p  e  r  1  e  y  Band  V  S.  112 — 149.  Die  in  diesem  Vertrage  ent- 
haltene Servitut  auf  der  polnischen  Souveränität  war  beab- 
sichtigt, denn  man  war  sich  klar  darüber,  daß  eine  solche 
Servitut  niemals  einem  bereits  anerkannten  und  souveränen 
Staat  auferlegt  werden  könne,  und  daß  man  sich  darum 
beeilen  müsse,  sie  dem  Entstehenden  m  die  Wiege  selbst  zu 
legen  (vgl.  insbesondere  Temperley  Band  V  S.  124/5, 
141,  143).  Dadurch,  daß  man  die  in  diesem  Vertrage  ent- 
haltenen Schutzbestimmungen  unter  internationale  Garantie 
stellte,  und  daß  das  höchste  politische  Organ,  sowie  die 
höchste  politische  Rechtsinstanz  des  neu  geschaffenen 
Völkerbundes,  der  Völkerbundrat  und  der  Ständige  Inter- 
nationale Gerichtshof  im  Haag  als  Garanten  für  die  Einhal- 
tung der  Schutzbestimmungen  bestellt  wurden,  ist  wieder 
deutlich  zum  Ausdruck  gebracht  worden,  daß  die  Entgerma- 
nisierungspolitik  des  polnischen  Staates  festen  Rechts- 
schranken unterworfen  sein  sollte. 

Schon  die  Tatsache  allein,  daß  ein  solcher  Minderheiten- 
vertrag von  den  Großmächten  für  notwendig  gehalten  wurde, 
beweist,  daß  die  Schöpfer  des  polnischen  Staates  ihn  nicht 
als  Nationalstaat,  sondern  als  Nationalitätenstaat  angesehen 
wissen     wollten.      Insbesondere     die     Vorschrift     des     Ar- 
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tikel  9  Abs.  3,  nach  der  in  den  früher  preußischen  Ge- 
bietsteilen gewisse  besondere  Schulprivilegien  zugunsten 
der  dortigen  deutschen  Minderheit  statuiert  sind,  be- 
weist, daß  man  den  national  gemischten  Charakter 
gerade  dieser  Gebietsteile,  über  den  man  sich  trotz  der 
Gienzziehung  stets  völlig  klar  war  (vgl.  z.  B.  House 
and  S  e  y  m  o  u  r  S.  73  ff.),  gewahrt  wissen  wollte.  Es 
kommen  die  Vorschriften  der  Artikel  3  und  4  hinzu,  in  denen 
dem  polnischen  Staate  die  Verpflichtung  auferlegt  wird,  be- 
stimmte Teile  sowohl  der  Wohn-  wie  der  Geburtsbevölke- 
rung als  polnische  Staatsangehörige  anzuerkennen,  selbst 
wenn  diese  Personen  der  deutschen  Nationalität  angehören: 
Daß  gerade  auch  diese  Normen  den  Charakter  international 
garantierter  Minderheitenschutzbestimmungen  haben,  wird 
besonders  hervorgehoben  (vgl.  Temperley  Band  II 
S.  134).  Endlich  und  vor  allem  wird  in  den  Artikeln  7  und  8 
dafür  Sorge  getragen,  daß  diese  polnischen  Staatsangehöri- 
gen alle  rechtlichen  und  tatsächlichen  Garantien  der  Gleich- 
behandlung mit  den  polnischen  Staatsangehörigen  polnischer 
Nationalität  genießen  sollen.  Die  Entstehungsgeschichte 
der  Minderheitenverträge  beweist,  daß  die  Großmächte  nur 
dann  glaubten,  ,,die  Verantwortlichkeiten''  für  die  Schaffung 
der  neuen  Staaten  und  für  gewisse  Gebietserweiterungen 
dieser  und  anderer  Staaten  vor  der  Geschichte  übernehmen 
zu  können,  wenn  sie  sich  zugleich  entschlossen,  gewissen 
unter  eine  neue  Souveränität  kommenden  früher  deutschen 
usw.  Staatsangehörigen  einen  wirksamen  Schutz  als  Minder- 
heiten zu  gewährleisten,  und  diesen  Entschluß  trotz  des 
heftigen  Kampfes  der  davon  betroffenen  Staaten  durchzu- 
setzen vermochten. 

Daß  alles  dies  den  nationalistischen  Wünschen  und 
Zielen  der  polnischen  Republik  wenig  entspricht,  weil  sie  die 
Wiederherstellung  ihrer  sogenannten  ,, historischen  Rechte" 
forderte  und  ein  international  unbeschränktes,  ja  internatio- 
nal garantiertes  Generalmandat  zui:  Entgermanisierung  er- 
strebt, darf  den  Juristen  nicht  hindern,  diese  Tatsachen 
immer  wieder  deutlich  herauszuarbeiten,  und  je  stärker  diese 
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polnischen  Tendenzen  hervortreten,  sie  um  so  mehr  immer 
wieder  zu  betonen. 

Der  Friedensvertag  hat  deutlich  zwei  verschiedene 
Typen  für  die  von  ihm  vorgenommenen  Gebietsveränderun- 
gen geschaffen,  den  Typus  der  Reintegration,  wie  er 
in  voller  Reinheit  in  den  Klauseln  über  Elsass-Lothringen 
verwirklicht  ist;  und  den  Typus  der  gewöhnlichen 
Gebietsabtretung,  wie  er  im  Vertrage  von  Versailles 
allen  Gebietsveränderungen  außer  der  Elsaß-Lothringenschen 
zu  Grunde  liegt. 

Nur  in  sehr  bescheidenem  Umfange  hat  der  Vertrag 
von  Versailles  den  Gedanken  des  ,, historischen  Rechts"  bei 
Polen  zur  Geltung  gebracht:  in  der  Bestimmung  des  Ar- 
tikel 92  Abs.  3,  auf  Grund  dessen  die  der  früheren  polnischen 
Monarchie  gehörenden  Gebäude,  Wälder  und  Staatsgüter 
ohne  entsprechende  Vergütung  an  die  Reparationskom- 
mission auf  die  polnische  Republik  übergehen  sollen.  Sonst 
ist  nicht  die  Wiederherstellung  vermeintlicher  historischer 
Rechte  der  Grundgedanke  der  Gebietsabtretungen  an  Polen: 
denn  man  war  sich  bewußt,  daß  in  diesen  Gebietsteilen  von 
je  her,  auch  zur  Zeit  der  polnischen  Herrschaft,  Deutsche  und 
Polen  in  starker  Durchmischung  zusammengelegen  haben,  ja 
daß  der  Strom  deutscher  Immigration  zur  Zeit  dieser  Herr- 
schaft ungeschwächt  fortbestand.  Sondern  es  sollte  nur  die 
künstliche  Germanisierung  die  man  (im  übrigen  in  irrtüm- 
licher Weise)  auf  die  Wirkungen  des  preußischen  Enteig- 
nungsgesetzes von  1908  zurückführte,  korrigiert  werden,  im 
übrigen  aber  der  seit  Jarhunderten  bestehende  gemischt 
nationale  Charakter  dieser  Gebietsteile  erhalten  bleiben.  Da- 
her die  erwähnte  Bestimmung  des  Artikel  91  Abs.  2  mit  dem 
Stichtage  des  1.  Januar  1908;  daher  ferner  die  Bestimmung, 
daß  der  Teil  der  deutschen  und  preußischen  Staatsschulden, 
die  nach  Ansicht  der  Reparationskommission  auf  die  Germa- 
nisierungspolitik  zurückzuführen  sind,  von  dem  polnischen 
Staat  nicht  übernommen  zu  werden  braucht. 

Spricht  für  diese  Auslegung  der  beiden  Versailler  Ver- 
träge vom  28.  Juni  1919  schon  ihr  Wortlaut  mit  aller  denk- 


—     103     — 

baren  Deutlichkeit,  so  wird  sie  durch  die  Ausführungen  der 
Antwortnote  der  Alliierten  vom  16.  Juni  1919  voll  bestätigt. 

Bei  der  Rechtfertigung  der  elsaß-lothringischen  Klauseln 
wird  in  ihr  betont,  daß  sie  von  einem  einzigen  Prinzip  be- 
herrscht wird,  dem  Prinzip  der  Reintegration,  also  der  Wie- 
derherstellung der  historischen  Rechte  von  1871.  ,,Dans 
toutes  ses  clauses,  quelles  concernent  la  nationalite,  les  dettes 
et  les  biens  de  l'Etat  etc.,  ce  traite  n'a  pour  objet  que  de 
remettre  toute  chose  et  toute  personne  dans  Tetat  ou  elles  se 
trouvaient  en  1871".  Daher  wurde  hier  in  allem  Wesent- 
lichen der  ursprüngliche  französische  Entwurf  von  den 
Alliierten  angenommen  (House-Seymour  S.  48,  T  a  r  - 
d  i  e  u  S.  268  ff.)  Bei  den  polnischen  Klauseln  hingegen  hebt 
dieselbe  Antwortnote  hervor,  daß  bei  Polen  zwei  Prinzipien 
maßgebend  waren:  ,,rendre  ä  la  nation  polonaise  l'indepen- 
dance'*;  und  ,,seront  rendues  a  la  Pologne  restauree  les  re- 
gions  aujourd'hui  habitees  par  une  population  indiscutable- 
ment  polonaise".  Es  wird  weiter  betont,  daß  man  nicht 
,,dans  toute  sa  rigeur  la  loi  de  justice  historique"  angewandt 
habe,  die  Mächte  hätten  vielmehr  „de  propos  delibere 
e  carte  la  revendication  strictement  fondee  sur  le  droit 
h  i  s  t  o  r  i  q  u  e".  Es  soll  nur  die  sogenannte  Germanisie- 
rungspolitik  abgebaut  werden:  ,,I1  est  necessaire  —  heißt 
es  —  de  rappeler  les  methodes  par  lesquelles  les  Allemands 
ont  dans  certaines  regions  etabli  leur  preponderance''. 

Daß  die  polnische  Forderung  des  sogenannten  ,, histo- 
rischen Rechts"  von  den  Großmächten  abgelehnt  worden  ist, 
wird  auch  von  Temperley  bestätigt.  Er  berichtet:  ,,The 
Allies  are  granting  to  the  Polish  nation  sovereignty  over 
the  territory  which  they  inhabit.  But  this  not  to  be  an 
cxclusive  sovereignty.  The  new  nation  is 
not,  as  was  the  old  Polish  nation,  to  be  the  do- 
mination  of  a  certain  portion  of  the  inhabitants  ruling  over 
the  üthers ;  allaretobetaken  intopartnership. 
It  is  to  be  made  impossible  for  the  Poles  to  refuse  to  the 
Germans  or  Ruthenians  or  Jews  resident  in  their  country  .  . . 
fulJ  rights  of  citizenship.    One  exception  to 
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this,  and  only  one  is  allowed.  In  accordance  with  the 
Treaty  of  Peace  with  Germany^  those  Germans  who  had 
only  settled  in  Polish  provinces  during  recent  years  as  a 
part  of  the  colonization  scheine  carried  out  by  the  Prussian 
Government,  cannot  claim  Polish  citizenship  as  a  right 
(Temperley  Band  V  S.  134).  Also  keine  Reintegration 
historischer  Rechte,  sondern  nur  Abbau  der  preußischen 
Siedelungspolitik  vom  Jahre  1908  an:  denn  auch  die  polnische 
Forderung  nach  dem  Jahre  1886  als  Stichtag  für  den  Abbau 
des  deutschen  Elements  ist  von  den  Großmächten  abgelehnt 
worden. 

Der  Gegensatz  zwischen  der  ,, Reintegration"  Elsaß- 
Lothringens  und  der  ,, Zession"  früher  preußischer  Gebiets- 
teile an  Polen  ist  so  groß  und  so  deutlich  im  Vertrage  und 
bei  der  Entstehung  desselben  zum  Ausdruck  gekommen,  daß 
kein  gewissenhafter  Jurist  ihn  übersehen  kann.  Die  pol- 
nische These  von  dem  Generalmandat  zur  Entdeutschung 
ist  eine  Rechts-usurpation,  welche  die  internationalen  In- 
stanzen, die  mit  der  Wahrung  nicht  nur  der  Rechte  des  pol- 
nischen Staates,  sondern  auch  mit  der  diesen  gezogenen 
Schranken  betraut  sind,  niemals  zulassen  können. 

Es  gehört  nicht  in  diesen  Zusammenhang,  hier  im  Ein- 
zelnen darzulegen,  wie  und  wo  überall  die  Interpretation  der 
polnischen  Regierung  darauf  abzielt,  die  ,, Zession"  in  eine 
,, Reintegration"  umzudeuten,  die  für  Elsaß-Lothringen  ge- 
gebenen Sonderbestimmungen  bald  im  Wege  der  Analogie, 
bald  mit  anderen  Mitteln  der  ,, juristischen  Kunst",  analog  an- 
zuwenden, ja  wie  wir  sahen,  vielfach  über  sie  hinauszugehen. 
,,Tous  les  pays  d'Europe,  non  sans  quelqueabus  dans  Tas- 
similation,  —  sagt  T  a  r  d  i  e  u  —  pretendaient  avoir  leurs 
Alsaces-Lorrains:  Italiens,  Serbes,  Greces,  Romains,  Polo- 
nais,  pour  justifier  des  pretentions  dont  le  principe  etait 
juste,  mais  dont  l'evolution  historique  etait 
bien  differente  du  cas  alsacien-lorrain.  .  ." 
(S.  265).  ,,Nous  voulions  que  par  sa  preambule  et  par  ses 
ciauses,  la  partie  du  traite  relative  a  TAlsace-Lorraine  f  i  t 
res.<iortir   le   caractere  unique   d'u  ne   restitu- 
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t  i  o  n  .  .  ."  (S.  269).  ,,Nous  voulions  qu'en  raison  de  son 
caractere  unique,  cctte  restitution  entrainait,  a  Tegard 
des  personnes  comme  des  biens,  des  dispositions  speciales". 
,,Les  clauses  .  .  .  differaient,  sur  des  points  im- 
portants,  de  Celles  que  la  Paix  de  Versailles  a  gene- 
ralement  appliquees  aux  cessions  de  tcrri- 
toires"  (S.  270). 

Das  bona-fide-Argument  der  Juristenkommission  des 
Völkerbundrates  dürfte  vor  allem  darum  mit  aller  Entschie- 
denheit abzulehnen  sein,  weil  es  auf  einem  Umwege  auch 
wieder  einen  Gedanken,  der  ausdrücklich  und  absichtlich  nur 
für  die  Reintegration  Elsaß-Lothringens  maßgebend  sein 
sollte,  für  die  Gebietsabtretungen  an  Polen  rnaßgeblich 
machen  würde.  Daß  dies  weder  dem  Gedanken  der  Billigkeit 
noch  der  Gesamtstruktur  und  den  einzelnen  Bestimmungen 
der  beiden  Versailler  Verträge  entspricht,  muß  nach  den  bis- 
herigen Ausführungen  einleuchten. 

VI. 

1)      Im    Sinne    der    vorstehenden    Ausführungen    versucht 
die    polnische    Regierung    den    Artikel  256    zu    einem    der 
Haupthebel  ihrer  Entgermanisierungspolitik  zu  machen:  Die 
Liquidation  deutscher  Güter,  Rechte  und  Interessen  ist  teuer 
und   steht  nach  Artikel   92   Abs.   4     unter     internationalen 
Rechtschutzgarantien;    so   ist   sie   bestrebt,   durch   die   Aus- 
legung   des    Artikel   256    eine    Entdeutschung    des    Besitz- 
standes vornehmen  zu  können,  die  nichts  kostet,  unter  keinen 
internationalen  Garantien  steht  und  vor  deutschen  „Reichs- 
angehörigen" nicht  Halt  zu  machen  braucht.     Es  sind  vor 
allem  4  Thesen,  die  zu  diesem  Zwecke  aufgestellt  werden: 
1.    Der  polnische   Staat  erwirbt  nur  die  Rechte,   die 
dem  Deutschen  Reich,  dem  preußischen  Staat  und  den 
anderen   in   diesem   Artikel   genannten   Personen   ge- 
hören, und  zwar  schulden-  und  lastenfrei,  d.  h.  ohne 
die   mit   ihnen   verbundenen   Verpflichtungen. 
Der  Erwerb  auf  Grund  des  Artikel  256  sei  ein  „ori- 
ginärer". 
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2.  Der  Umfang  der  auf  diese  Weise  erworbenen  Güter 
und  Rechte  soll  möglichst  groß  sein.  Darum  wird 
einerseits  behauptet,  daß  der  polnische  Staat  ohne 
jede  Differenzierung  die  Rechte  aller  Art,  die  den  im 
Artikel  256  genannten  Personen  gehören,  erwirbt,  und 
andererseits  nicht  nur  die  Güter,  die  dem  Reich  und 
den  Einzelstaaten  gehören,  sondern  auch  die,  welche 
öffentlichen  oder  privaten  Korporationen  gehören,  so- 
fern irgendwie  einmalstaatlicheMittel 
für  sie  verwendet  worden  sind.  Trotzdem 
endlich  grundsätzlich  nach  der  allgemeinen  Staaten- 
praxis die  Privatgüter  der  Souveräne  von  der  Ueber- 
nahme  durch  den  erwerbenden  Staat  frei  sind  (vgl. 
z.  B.  Phillip  so  n  S.  314)  und  darum  die  von 
diesem  allgemeinen  Grundsatz  abweichende  Formu- 
lierung des  Artikel  256  Abs.  2  jedenfalls  nicht  über 
den  strikten  Wortlaut  hinaus  extensiv  interpretiert 
werden  darf,  besteht  von  Seiten  der  polnischen  Re- 
gierung die  Tendenz,  unter  den  Begriff  der  ,,per- 
sonnes  royales"  alle  möglichen  Personen  zu  bringen, 
selbst  solche,  die  nur  zum  hohen  Adel  Deutschlands 
gehören. 

3.  Die  vom  polnischen  Staat  originär  erworbenen  Güter 
und  Rechte  in  dem  weiten  Umfange,  der  ihnen  nach 
Ziffer  2  gegeben  ist,  sollen  nicht  in  dem  Zustande,  den 
sie  beim  Uebergange  der  Staatshoheit  haben,  er- 
worben werden,  sondern  nach  dem  Besitzstande  des 
11.  November  1918. 

4.  Um  diese  Enteignungsmaßnahmen  in  möglichst  inten- 
siver und  ungestörter  Weise  handhaben  zu  können, 
wird  behauptet,  daß  über  die  Auslegung  der  Begriffe 
des  Artikel  256  die  polnische  Regierung  völlig  auto- 
nom  zu   befinden   habe. 

Ueber  die  Unhaltbarkeit  der  These  3  wurde  bereits  ge- 
sprochen. Ueber  die  These  4  wird  unter  VII  zu  handeln 
sein. 
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2)  Was  zunächst  die  These  von  dem  originären  lasten- 
freien Erwerbe  der  im  Artikel  256  genannten  Güter  betrifft, 
so  kann  hier  auf  das  eingehende  und  überzeugende  Gutachten 
von  Struycken  verwiesen  werden,  der  aus  der  völker- 
rechtlichen Literatur,  aus  der  Staatenpraxis  und  aus  dem 
Vertrage  von  Versailles  den  Nachweis  geführt  hat,  daß  ein 
solcher  originärer  Erwerb  eine  Grundlage  im  Recht  nicht  be- 
sitzt. Schon  die  Formel,  die  z.  B.  der  Artikel  92  Abs.  3  ge- 
braucht ,,p  a  s  s  a  n  t  .  .  .  ä  la  Pologne*'  zeigt,  daß  der  Frie- 
densvertrag von  Versailles  an  einen  originären  Erwerb  nicht 
gedacht  hat.  Mit  Recht  weist  Struycken  auch  darauf 
hin,  daß  von  polnischer  Seite  ein  Analogieschluß  aus  den 
Sonderbestimmungen  über  Elsaß-Lothringen  versucht  wird, 
daß  dieser  aber  juristisch  unhaltbar  sei,  weil  gerade  umge- 
kehrt die  elsaß-lothringenschen  Klauseln  Veranlassung  zu 
einem  argumentum  e  contrario  geben  müßten.  Wenn 
Struycken  freilich  dazu  neigt,  den  pflichten-  und  lasten- 
freien Uebergang  der  in  Elsaß-Lothringen  belegenen  Reichs- 
und Staatsgüter  für  richtig  zu  halten,  so  glaube  ich,  ihm  in 
dieser  Beweisführung  nicht  ganz  folgen  zu   können. 

Die  Lasten-  und  Zahlungsfieiheit,  von  der  die  elsaß- 
lothringischen Klauseln  sprechen,  bezieht  sich  nur  auf  die 
Freiheit  von  den  ,,dettes  publiques*',  von  denen  nach  der 
Formulierung  des  Artikel  55  der  Artikel  255  allein  handelt. 
Der  Notenwechsel  zwischen  den  alliierten  Mächten  und 
Deutschland  im  Mai  und  Juni  ergibt  ferner,  daß  Frankreich 
nur  eine  Freiheit  von  den  Schulden  beansprucht,  die  das 
Reich  oder  die  Länder  eingegangen  sind,  nicht  dagegen  von 
der  ,,dette  locale'*  Elsaß-Lothringens.  In  der  Note  der 
Alliierten  vom  16.  Juni  1919  heißt  es  ausdrücklich:  ,,En  ce 
qui  concerne  la  dette  locale  d'Alsace  et  de  Lorraine  et 
des  etablissements  publics  d'Alsace  et  de  Lorraine  avant  le 
1er  aoüt  1914,  les  Puissances  alliees  et  associees  ont  tou- 
jours  ete  d'accord  pour  entendre  que  la  France  en 
acceptait  la  c  h  a  r  g  e".  Die  Note  vom  21.  Juni 
wiederholt  diesen  Satz  und  fügt  hinzu:  ,,Or  l'article  55  Com- 
bine  avec   Tarticle   255   du   Traite   est   relatif   aux   dettes 
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publiques  de  l'E  mpire  et  des  Etats  Alle- 
mands  et  aucune  clause  n'exempte  la 
France  du  paiement  de  la  dette  locale 
d'Alsace-Lorraine.  II  n'y  a  donc  aucune  divergence  entre  le 
memorandum  et  le  Traite."  Im  übrigen  dürfte  sowohl  der 
Artikel  255  wie  der  Artikel  55  lediglich  von  den  eigent- 
lichen öffentlichen  Staatsschulden,  nicht  dagegen  von 
den  „Verwaltungsschulden*'  im  Sinne  der  Terminologie  von 
MaxHuber  (Staatensukzession  S.  50  ff.,  111  ff.)  handeln. 
Um  einen  Ausschluß  des  von  Struyckenals  durchgehend 
durch  die  Staatenpraxis  und  Völkerrechtstheorie  bestätigten 
und  auf  der  Natur  der  Sache  beruhenden  Grundsatzes  ,,res 
transit  cum  onere  suo''  zu  beweisen,  scheinen  mir  die  von 
Struycken  angeführten  terminologischen  Untersuchungen 
nicht  auszureichen.  Ein  solcher  Ausschluß  würde  auch  keine 
Stütze  finden  in  den  Ausführungen  der  erwähnten  alliierten 
Noten  und  im  Artikel  255  Ziffer  1,  in  denen  als  Grund  für  die 
Ablehnung  einer  Uebernahme  der  deutschen  öffentlichen 
Schulden  auf  das  Vorgehen  Deutschlands  im  Jahre  1871  hin- 
gewiesen wird:  denn  im  Artikel  13  des  Frankfurter  Friedens 
hat  Deutschland  selbstverständlich  alle  diese  Verwaltungs- 
schulden übernommen.  Endlich  schreibt  auch  der  Artikel  257 
Abs.  2  für  die  deutschen  Kolonien  entsprechend  dem  Ar- 
tikel 56  Abs.  1  und  Artikel  67  Abs.  3  vor,  daß  keine  Bezah- 
lung oder  Kreditierung  für  den  Uebergang  der  Staatsgüter 
zu  erfolgen  habe.  Daß  dies  aber  keinen  Ausschluß  des  Satzes 
,,res  transit  cum  suo  onere"  bedeutet,  ergibt  wieder  die  Note 
der  Alliierten  vom  16.  Juni,  in  der  es  heißt:  die  Alliierten 
hätten  diese  Zession  geregelt  ,,suivant  les  m  o  d  a  1  i  t  e  s 
quirepondent  aux  regles  du  droit  inter- 
national"; und  dann  weiter  ausdrücklich:  sie  hätten  auf 
die  deutschen  Kolonien  angewendet  ,,1  e  principe 
g  e  n  e  r  a  1  d'apres  lequel  le  transfert  de  la  souverainete 
empörte  transfert  ä  l'Etat  cessionnaire,  d  a  n  s  les  m  e  m  e  s 
conditions,  des  biens  mobiliers  et  immobiliers  de  l'Etat 
cedant". 
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Kann  danach  sogar  für  Elsaß-Lothringen  und  für  die 
Kolonien  keine  Rede  davon  sein,  daß  die  vStaatsgüter 
pflichten-  und  lastenfrei,  d.  h.  frei  von  den  Verwaltungs- 
schulden und  der  ,,dette  locale*'  irgendwie  ,, originär"  (Artikel 
120  gebraucht  auch  den  Ausdruck  ,,passeront")  auf  den  Er- 
werber übergehen  —  die  Bezahlung  der  Staatsgüter  ist  viel- 
mehr eine  ,,derogation",  die  „ä  titre  exceptionel"  zugestan- 
den worden  ist,  wie  die  Note  vom  16.  Juni  richtig  hervor- 
hebt — ,  so  kann  von  solchem  Erwerbe  erst  recht  nicht  bei 
Polen  die  Rede  sein.  Es  muß  vielmehr  auch  Polen  gegen- 
über der  mangels  unzweifelhafter  Beseitigung  selbstver- 
ständliche Satz  Geltung  besitzen,  daß  mit  allen  Staatsgütern, 
die  auf  den  polnischen  Staat  übergehen,  auch  die  rfiit  ihnen 
verbundenen  Verpflichtungen  auf  ihn  übergehen.  Inwieweit 
der  polnische  Staat  in  rein  privatrechtliche  Verpflichtungen, 
die  keine  Beziehung  zu  den  auf  ihn  übergehenden  Gütern 
haben,  sukzediert,  ist  eine  Frage,  die  hier  zunächst  offen 
bleiben  kann. 

Unberührt  von  dieser  Sukzession  und  Subrogation  bleibt 
natürlich  das  Recht  der  polnischen  Regierung,  die  Rechte  der 
deutschen  Reichsangehörigen  nach  Maßgabe  des  Artikel  92 
Abs.  4  zu  liquidieren,  während  umgekehrt  auf  Grund  des 
Minderheitenvertrages  Artikel  7  und  8  die  aus  solchen  Ver- 
trägen fließenden  R^echte  polnischer  Staatsangehöriger,  auch 
wenn  sie  deutscher  Nationalität  sind,  jeder  Beeinträchtigung 
durch  die  polnische  Regierung  entzogen  und  darum  von  ihr 
zu  achten  und  anzuerkennen  sind. 

3)  Nach  der  Ansicht  von  S  t  r  u  y  c  k  e  n  ist  die  Rechts- 
grundlage für  die  Sukzession  der  polnischen  Republik  in  die 
deutschen  Staatsgüter  nicht  eigentlich  der  Artikel  256.  Es 
kann  jedenfalls  über  folgende  Punkte  ein  Zweifel  kaum  ob- 
walten. 

Der  Artikel  256  steht  in  dem  IX.  Teil  des  Friedensver- 
trages, der  die  Ueberschrift  führt  ,,Clauses  Financieres".  Der 
Grundsatz  der  Staatensukzession  wird  also  an  dieser  Stelle 
nicht  eigentlich  konstitutiv  begründet,  sondern  vorausge- 
setzt.     Seine  Erwähnung  im    Zusammenhange   der   ,,finan- 
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ziellen  Bestimmungen'*  dient  lediglich  als  Ueberleitung  zu 
dem  zweiten  Satz  des  Artikel  256,  der  die  von  der  sonstigen 
Staatenpraxis  abweichende  Regel  aufstellt,  daß  der  erwer- 
bende Staat  für  die  von  ihm  übernommenen  Staatsgüter  eine 
bestimmte  Summe  an  die  Reparationskommission  in  Anrech- 
nung auf  die  deutsche  Reparationslast  zahlen  soll,  also  nur 
um  die  im  Zusammenhange  des  IX.  Teiles  allein  konstitutive 
„finanzielle"  Regelung  einzuleiten.  Diese  Auffassung  über 
den  Artikel  256  wird  bestätigt  durch  die  Formulierung  des 
Artikel  39:  ,,La  proportion  et  la'nature  des  charges 
financieres  de  l'Allemagne  et  de  la  Prusse  .  .  .  seront 
fixees  conformement  aux  articles  254  e  t  2  5  6  de  la  partie  IX 
(Clauses  financieres)  du  present  Traite.** 
4)  Jedenfalls  hatte  der  Satz  1  des  Artikel  256  nur  Veran- 
lassung, den  Grundsatz  der  Staatensukzession  als  solchen 
ganz  allgemein  zum  Ausdruck  zu  bringen,  während  er  im 
einzelnen  nach  Inhalt  und  Umfang  der  näheren  Ausgestal- 
tung bedarf. 

Das  ergibt  sich  schon  daraus,  daß  der  Friedensvertrag 
selbst  solche  Ausgestaltungen  im  einzelnen  vorgenommen 
hat,  z.  B.  in  den  Bestimmungen  über  die  Abtretung  von 
Eisenbahnlinien  im  Artikel  371,  oder  über  die  Uebertragung 
von  Fonds  der  sozialen  Versicherungsträger  im  Artikel  312, 
oder  endlich  in  einer  ganzen  Reihe  von  Bestimmungen  des 
Abschnittes  über  Elsaß-Lothringen,  der  ja  überhaupt  die 
eingehendsten  Vorschriften  über  die  Gebietsveränderung 
enthält:  so  z.  B.  im  Artikel  59  über  den  Uebergang  des 
Rechts  der  Steuererhebung,  im  Artikel  62  über  die  Militär- 
und  Zivilpensionspflichten,  im  Artikel  65  über  den  Straß- 
burger Hafen,  im  Artikel  66  über  die  Eisenbahn-  und  andere 
Rheinbrücken,  im  Artikel  67  über  den  Eintritt  Frankreichs 
in  alle  Rechte  Deutschlands,  die  sich  auf  Eisenbahnlinien 
und  auf  Eisenbahn-  und  Straßenbahnkonzessionen  beziehen. 
Soweit  der  Friedensvertrag  solche  Ausgestaltungen  des 
Grundsatzes  der  Staatensukzession  nicht  selbst  vorgenom- 
men hat,  gehören  demnach  die  eventuell  erforderlichen  Aus- 
einandersetzungen zu  den  Fragen,  die  die  Abtretung  der  ehe- 
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mals  deutschen  Gebietsteile  an  Polen  oder  andere  Staaten 
aufgeworfen  hat  und  die  einer  Regelung  bedürfen,  Fragen, 
die  nach  Artikel  92  Abs.  5,  79  Abs.  2,  86  Abs.  5,  108  Abs.  2, 
114  Abs.  2  nur  durch  ein  Abkommen  zwischen  dem  Deut- 
schen Reich  und  dem  Erwerberstaat  geregelt  werden 
müssen.  Daß  auch  die  Reparationskommission  in  einer  Reihe 
wichtiger  Entscheidungen  diesen  Standpunkt  teilt,  wird  noch 
zu  erwähnen  sein. 

Es  dient  dieser  Auffassung  zur  Stütze,  daß  die  allge- 
meine Staatenpraxis  und  die  völkerrechtliche  Literatur  auf 
demselben  Standpunkt  stehen.  Es  sei  hier  nur  verwiesen  auf 
H  u  b  e  r  ,  Staatensukzession  S.  70,  auf  P  h  i  1 1  i  p  s  o  n 
S.  291,  wo  ausdrücklich  auf  die  selbstverständliche  Ver- 
schiedenheit über  den  Umfang  und  die  Natur  der  auf  den 
Erwerberstaat  übergehenden  Rechte  und  Pflichten  je  nach 
den  Besonderheiten  des  einzelnen  Falles  hingewiesen  wird, 
und  ferner  auf  die  Ausführungen  von  Pitt  Cobbet, 
Cases  and  opinions  on  international  law,  wo  wir  in  Band  I 
S.  291  wörtlich  dieselbe  Formulierung  finden  wie  bei 
Phillipson. 

Natürlich  gibt  es  gewisse  Staatsgüter,  über  deren 
Uebergang  auf  den  Erwerberstaat  ein  Zweifel  nicht  bestehen 
kann:  so  namentlich  das  sogenannte  ,, Verwaltungsver- 
mögen", d.  h.  das  Vermögen,  welches  dem  öffentlichen 
Dienste  gewidmet  ist,  vor  allem  die  Immobilien  mit  dem  zur 
Fortführung  einer  ordnungsmäßigen  Verwaltung  erforder- 
lichen Mobiliarinventar;  ferner  auch  das  sogenannte  immo- 
bile ,, Fiskalgut''  des  Staates,  das  nach  H  u  b  e  r  immer  dann 
aus  Billigkeitsgründen  als  übergegangen  gelten  muß,  wenn 
der  erwerbende  Staat  auch  einen  Teil  der  öffentlichen 
Staatsschulden  übernimmt  (S.  70).  In  welchem  Umfange, 
kann  hier  freilich  bereits  im  Einzelnen  zweifelhaft  sein,  und 
es  wird  dann  Aufgabe  der  zwischen  den  zedierenden  und  dem 
erwerbenden  Staate  zu  treffenden  Vereinbarungen  sein,  den 
Umfang  im  Einzelnen  zu  bestimmen.  Eine  interessante 
Schilderung  solcher  Auseinandersetzungen  gelegentlich  der 
Abtretung  der  spanischen  Inseln  an  die  Vereinigten  Staaten 
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von  Amerika  geben  z.  B.  P  h  i  1  1  i  p  s  o  n  S.  315  ff.  und 
Moore  Band  I  S.  265  ff.  Namentlich,  wenn  es  sich  um 
staatlichen  Mobiliarbesitz  oder  um  Forderungsrechte  han- 
delt, wird  die  Notwendigkeit  einer  Klärung  durch  vertrag- 
liche  Auseinandersetzung  gegeben   sein. 

5)  Der  Ausdruck  ,,property'',  der  im  Artikel  256  ver- 
wendet wird,  ist  gewiß  ein  höchst  umfassender.  Aber  er 
ist  darum  zugleich  unbestimmt  und  der  näheren  Bestim- 
m.ung  bedürftig.  Es  ist  auch  gewiß  richtig,  wenn  Barclay 
in  seinem  Gutachten  hervorhebt,  daß  unter  dem  Begriff 
,,property"  an  sich  auch  das  Recht  fällt,  die  Pachtzinsen  zu 
erheben;  und  es  kann  auch  nicht  bezweifelt  werden,  daß  der 
polnische  Staat  als  Sukzessor  des  preußischen  zur  Forderung 
der  Pachtzinsen  befugt  ist.  Nur  dürfte  dies  Recht  nicht  aus 
dem  sehr  allgemeinen  Einleitungssatze  des  Artikel  256 
folgen,  sondern  aus  dem  Eintritt  in  die  schwebenden  Ver- 
träge, die  sich  auf  das  vom  polnischen  Staate  erworbene  Do- 
manialgut  beziehen.  So  zutreffend  es  daher  auch  ist,  daß  an 
sich  auch  Geldforderungen  unter  den  Begriff  ,,property" 
fallen,  so  beweist  andererseits  der  §  14  Abs.  1  der  Anlage 
hinter  Artikel  298,  daß  darüber  Zweifel  bestehen  können. 
B  a  r  u  c  h  gibt  den  Inhalt  dieser  Bestimmung  dahin  wieder: 
,,makes  clear  that  debts  and  accounts  are  included  as  pro- 
perty"  (vgl.  P  a  r  t  s  c  h  ,  Studien  zum  Ausgleichs-  und  Li- 
quidationsrecht S.  62).  Auch  die  Nuance,  die  in  dem  ,,tous 
biens  et  proprietes''  —  statt  ,,tous  1  e  s  biens  et  proprietes" 
—  liegt,  ist  vielleicht  nicht  bedeutungslos  im  Vergleiche 
mit  ,,tous  les  biens,  droits  et  interets'*  im  Artikel  297b. 
Namentlich  im  Zusammenhange  mit  anderen  Bestimmungen 
des  Friedensvertrages,  aus  denen  hervorgeht,  daß  das  ,,tous 
biens  et  proprietes"  nicht  schematisch  ausgelegt  werden 
darf. 

6)  Hierbei  ist  in  erster  Linie  zu  nennen  der  Artikel  56 
Abs.  2.  Zunächst  ergibt  sich  aus  diesem  besonderen 
Absatz,  daß  das  ,,tous  biens  et  proprietes",  ,,all  property  and 
estate"  an  sich  nicht  auszureichen  schien,  um  den  Umfang 
der  auf  Frankreich   übergehenden   Staatsgüter   zu   bezeich- 
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nen.  Sodann  aber  soll  er  zum  Ausdruck  bringen,  daß  bei  der 
Reintegration  Elsaß-Lothringens  offenbar  über  das  bei  ge- 
wöhnlichen Zessionen  normale  Maß  hinaus  ein  Uebergang 
der  Staatsgüter  stattfinden  soll.  Nur  so  erklärt  sich  die 
Hervorhebung  ,,tous  1  e  s  biens  meubles  ou  immeubles  du 
domaine  public  et  prive,  ensemble  les  droits  de  toute 
n  a  t  u  r  e"  und  die  Einleitung  dieses  Satzes  mit  der  Klausel 
,,cette  disposition  vise  .  .  .",  im  unmittelbaren  Anschluß 
an  die  im  Absatz  1  gegebene  Aufstellung  der  für  Elsaß- 
Lothringen  geltenden  Besonderheit  ,,sans  avoir  ä  payer  ni 
credite  de  ce  chef  aucun  des  Etats  cedants".  Es  kommt 
hinzu,  daß  nach  Abs.  2  des  Artikel  56  auch  die  Güter  der 
Kommunalverbände  auf  Frankreich  übergehen  sallen,  was 
unzweifelhaft  bei  allen  anderen  Gebietszessionen  nicht  der 
Fall  ist,  auch  nicht  der  allgemeinen  Praxis  entspricht.  Der 
Artikel  203  Abs.  7  des  Vertrages  von  St.  Germain  bestätigt, 
daß  zu  den  im  Artikel  256  Satz  1,  bzw.  Artikel  203  Satz  1 
bezeichneten    Gütern  die  Kommunalgüter  nicht  gehören. 

7)  Es  ist  sodann  auf  den  Artikel  157  des  Vertrages  von 
Versailles  hinzuweisen,  in  dem  vorgeschrieben  ist,  daß  alle 
^.droits  mobiliers  et  immobiliers'*,  die  der  deutsche  Staat 
im  Kiautschaugebiet  besaß,  von  Japan  erworben  werden;  und 
dann  wird  hinzugefügt:  ,,a  i  n  s  i  que  tous  les  droits  qu'il 
pourrait  faire  valoir  par  suite  de  travaux  ou  amenagements 
executes  ou  de  depenses  engagees  par  lui,  directement  ou 
indirectement,  et  concernant  ce  territoire'*.  Daraus  ergibt 
sich,  daß  die  mit  ,,ainsi  que'*  beginnende  Klausel  eine  Er- 
weiterung des  Normalumfanges  der  von  der  Sukzession  be- 
troffenen Güter  vornehmen  soll.  Sieht  man  näher  zu,  was 
das  Wesen  dieser  Erweiterung  ausmacht,  so  ergibt  sich,  daß 
es  sich  um  Rechte  handelt,  die  einen  reinprivatrecht- 
1  ic  he  n  Charakter  haben,  von  denen  also  angnommen  wird, 
daß  sie  ohne  ausdrückliche  Vorschrift  nicht 
von    der    Sukzession    betroffen    werden. 

8)  Nach  der  allgemeinen  Lehre  und  Praxis  der  Staatensuk- 
zession sind  es  denn  auch  durchaus  nicht  alle  Rechte,  welche 
auf  den  erwerbenden  Staat  übergehen.    Max  Huber  sagt 
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in  seinem  klassischen  Werke  über  die  Staatensukzession,  daß 
nach  der  allgemeinen  Staatenpraxis  der  Zedent  behält  ,,alle 
seine  im  zedierten  Gebiete  ausstehenden  Forderun- 
gen, wie  Darlehen  an  Provinzen  und  Gemeinden,  Darlehen 
zur  Unterstützung  von  Industrien  und  dergl."  Ferner  bleiben 
dem  Fiskus  des  Zedenten  erhalten  ,,alle  Forderungen 
aus  p  r  i  V  a  t  r  e  c  h  t  1  i  c  h  e  n  Geschäften,  die  be- 
reitsperfektsind,wieaufZahlung  desPreises 
bei  abgeschlossenem  Verkauf  von  Staats- 
gut; ferner  Zahlungsraten  und  andere 
Restanzen'*  (Seite  76).  Der  Zessionar  sukzediere  freilich 
in  alle  Forderungen  des  Zedenten,  ,,die  Surrogate  sind 
eines  dinglichen,  nochbeste  hendenRechtes 
des  Zedenten  an  einer  im  Zessum  belegenen 
Sache  ;  so  die  Pachtzinsen  von  Staatsdomänen,  während 
rückständige  Forderungen  aus  verkauftem 
und  ins  Eigentum  des  Käufers  übergegange- 
nen Staatsgut  nicht  hierher  gehöre  n."  Die 
Subrogation  in  jene  Forderungen  beruht  auf  dem  allgemein 
anerkannten  Grundsatz  ,,res  transit  cum  onere  suo*',  den 
Struycken  in  seinem  Gutachten  eingehend  begründet 
und  belegt  hat. 

Die  polnische  Regierung  hat  gerade  den  umgekehrten 
Standpunkt  eingenommen;  sie  leugnet  die  Sukzession  in  die 
Pachtverträge  der  vom  preußischen  Staate  verpachteten  Do- 
mänen; bei  den  Rentengütern  jedoch,  bei  denen  eine 
Eigentumsübertragung  an  die  Ansiedler  statt- 
gefunden hat,  will  sie  die  wirtschaftlichen  und  privatrecht- 
lichen Gegenwerte,  die  dem  preußischen  Staate  als  Renten- 
gutsvergeber  zustehen,  diesem  absprechen  und  die  eigene 
Sukzession  beanspruchen. 

Abgesehen  von  diesen  rein  privatrechtlichen  Forderun- 
gen, in  die  der  Erwerberstaat  nicht  sukzediert,  (soweit  nicht 
auf  Grund  des  Satzes  ,,res  transit  cum  onere  suo"  doch  eine 
Subrogation  stattfindet),  ist  eine  Sukzession  der  Natur 
der  Sache  nach  ausgeschlossen  bezüglich  aller  Rechte,, 
deren    Sinn    und    Inhalt    an    die    Eigenart    des    zedierenden 


i 
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Staates  gebunden  ist.  So  sagt  auch  Max  Huber:  ,,Der 
Gebietserwerber  wird  auch  in  alle  diejenigen  Rechte  und 
Pflichten  substituiert,  die  sein  Vorgänger  in  der  Eigenschaft 

als   Staat   in   diesem   Gebiete   gehabt   hat ,   sofern 

nur  die  Identität  der  Person  nicht  Voraus- 
setzung des  Rechtsverhältnisses  wa  r."  (S.  56.) 
Daneben  kann  verwiesen  werden  auf  Pitt  Cobbet 
Band  I  S.  73,  nach  dem  von  der  Subrogation  des  erwerbenden 
Staates  ausgeschlossen  sind  obligations  arising  under  c  o  n  - 
tracts  personal  to  the  former  state,  or  obli- 
gations arising  out  of  torts";  ferner  auf  M  e  i  1  i  in  dem  er- 
wähnten Gutachten  Seite  57,  wo  ausgeführt  w^ird,  daß  nicht 
übergehen  sämtliche  ,,rein  oder  höchst  persön- 
lichen Rechte  und  Pflichten  des  abtretenden 
Staates'';  sodann  auf  Hall,  International  law  See.  27: 
,With  rights,  which  have  been  acquired  and  obligations 
which  have  been  contracted  by  the  old  State  aspersonal 
rights  and  obligations  the  new  State  has  nothing  to 
do".  Wichtig  ist  auch  die  Erörterung  des  Falles  der  Ma- 
nila Railway  Co.  bei  Mo  o  r  e  Band  I  S.  395  ff.,  wo  die  Frage 
des  Ueberganges  rein  persönlicher  Rechte  und  Verpflichtun- 
gen eingehend  erörtert  wird.  Im  Ergebnis  wird  hier  der  rich- 
tige Standpunkt  vertreten,  daß,  wenn  es  sich  um  zweifel- 
hafte Fälle  handelt,  die  Angelegenheit  ,,should  be  dealt  with 
as  business  proposition  between  business  men, 
rather  than  as  a  legal  proposition  controUed  by  hard  and 
fast  rules  of  law". 

Von  den  Belegen  aus  der  Staatenpraxis  der  letzten  Jahr- 
zehnte sei  zunächst  hervorgehoben  das  Protokoll  vom 
1.  April  1865  gelegentlich  der  Abtretung  von  Schleswig-Hol- 
stein :  dem.  dänischen  Staate  verbleiben  die  Forderungen 
aus  dem  Verkauf  von  Staatsgütern,  die  in 
den  abgetretenen  Herzogtümer  belegen 
waren.  Und  sodann  das  Protokoll  vom  6.  Juli  1871  ge- 
legentlich der  Frankfurter  Konferenzen  über  die  Abtretung 
Elsaß-Lothringens  von  Frankreich,  sowie  das  Protokoll  vom 
26.  September  1871: 

8* 
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,,I1  existe  certaines  creances,  qui,  ä  raison  de  leur 
caractere  essentiellement  prive,  en  quel- 
que  Sorte  personel,  sont  absolument  distincts  de 
Celles  que  le  changement  de  souverainete  empörte  avec  lui. 
Tel  ete  notamment  le  cas  pour  des  avances  faites 
a  des  industriels  frangais  etablis  dans  les  terri- 
toires  cedes,  en  vertu  de  la  loi  du  1er  aoüt  1860,  et  d  o  n  t 
une  portion  n'e  s  t  pas  encore  remboursee. 
Pour  les  dettes  de  cette  nature,  le  Tresor  frangais  a  con- 
serve  tous  ses  droits  et  il  entend  les  revendiquer,  le  mo- 
ment  venu,  contre  ses  debiteurs  prives.  Une  reserve  ex- 
presse  est  devenue  necessaire  ä  ce  sujet,  parceque  quel- 
ques-uns  de  ceux  ä  qui  des  avances  ont  ete  faites  en  1860 
paraissent  avoir  ete  prevenus  qu'ils  auraient  ä  se  liberer 
entre  les  mains  du  fisc  allemand.'* 

„Le   plenipotentiaire   frangais   explique   que,   dans    la 
pensee   de   son  Gouvernement,   il  ne   s'agit  nullement  de 
dettes  publiques,  impöts  ou  contributions,  pour  lesquelles 
le  Traite  de  Paix  a  consacre  le  principe  general  de  Sub- 
rogation au  prof it  de  1  Empire,  mais  bien  des  creances 
privees       absolument      etrangeres       ä       la 
question  de  souverainete;  que,  le  droit  de  re- 
couvrement  par  la  France  etant  reconnu  pour  les  prets  aux 
industriels,  on  ne  peut  pas  exclure  des  creances  ayant  le 
meme  caractere  et  une  origine  semblable." 
9)      Diese  Auslegung  des   Grundsatzes   der   Staatensukzes- 
sion, nach  der  eine  Subrogation  in  rein  privatrechtliche  und 
höchst   persönliche    Forderungsrechte    nicht    stattfindet,    ist 
durchaus  im  Einklänge  mit  dem  Friedensvertrage.     Wenn 
daher  auch  der  Artikel  256  in  seinem  Satz  1  ohne  besondere 
Einschränkungen  den  Grundsatz  der  Staatensukzession  (wie 
wir  freilich  sahen,  nicht  eigentlich  konstitutiv,  sondern  bloß 
als  Einleitung  und  Uebergang  zu  dem  Satz  2)  ganz  allge- 
mein formuliert,  so  ist  damit  keineswegs  bewiesen,  daß  er 
von  der  allgemeinen  Staatenpraxis  und  Völkerrechtstheorie 
abweichen  wollte;  wir  sahen  bereits,  daß  dies  auch  der  Stand- 
punkt der  Alliierten  in  ihrer  Note  vom  16.  Juni  war.   Um  von 
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der  allgemeinen  Staatenpraxis  und  Theorie  abzuweichen, 
bedarf  es  so  ausdrücklicher  Formulierungen,  wie  in  den  Ar- 
tikeln 56  Abs.  2  und  157. 

Auch  der  Artikel  254  spricht  ganz  allgemein  von 
,,Dettes"  des  Reiches  und  der  Einzelstaaten,  meint  aber,  wie 
bereits  ausgeführt,  unzweifelhaft  nur  die  eigentlichen 
,, öffentlichen  Schulden*',  und  nicht  die  sogenannten  Verwal- 
tungsschulden: dementsprechend  durfte  Artikel  55  bei  der 
Inbezugnahme  des  Artikel  254  wie  selbstverständlich  den 
Ausdruck  ,,dettes  publiques'*  verwenden.  So  dürfen  wir  uns 
auch  für  berechtigt  halten,  den  Artikel  256  entsprechend  aus- 
zulegen. Wir  werden  hierbei  bestätigt  durch  den  dem  Ar- 
tikel 256  entsprechenden  Artikel  208  des  Friedens  von  St. 
Germain.  Hier  wird  im  Abs.  1  Satz  1  der  Eingang  des  Ar- 
tikel 256  wörtlich  wiederholt,  und  dann  im  Abs.  4  Satz  2,  wie 
selbstverständlich  von  der  ,,valeur  des  proprietes 
p  u  b  1  i  q  u  e  s  ainsi  acquises'*  gesprochen.  B  a  r  u  c  h  um- 
schreibt in  seinem  Buche  .,The  making  of  the  reparation  and 
economic  sections  of  the  treaty"  den  Inhalt  der  beiden  ersten 
Absätze  des  Artikel  256  mit  dem  Schlagwort  „Credit  to  Ger- 
many  forpublicpropertyin  ceded  territory''  (S.  180). 
An  dieser  Bezeichnung  ist  wichtig  sowohl  die  Formulierung, 
die  den  ,, finanziellen"  Gesichtspunkt  der  Kreditierung  im 
Sinne  unserer  obigen  Ausführungen  als  den  eigentlichen 
Gegenstand  des  Artikel  256  hinstellt  und  nicht  den  Grund- 
satz der  Staatensukzession  als  solchen,  —  und  daß  als  Gegen- 
stand für  diese  Kreditierung  nur  die  ,,p  u  b  1  i  c  pr  o  p  e  r  t  y" 
bezeichnet  wird.  Auf  die  große  Bedeutung  der  Randnoten 
bei  B  a  r  u  c  h  für  die  Auslegung  hat  jüngst  P  a  r  t  s  c  h  ,  Stu- 
dien zum  Ausgleichs-  und  Liquidationsrecht  S.  82  hinge- 
wiesen. 

Zur  Bestätigung  dieser  Staatenpraxis  sei  endlich  noch 
^uf  die  Klauseln  in  zwei  neuen  Verträgen,  im  Vertrage  vom 
Shimonoseky  vom  Jahre  1895  und  im  Vertrage  von  Porth- 
mouth  vom  Jahre  1905  hingewiesen,  in  denen  wir  die  Klau- 
seln ,,p  u  b  1  i  c  property  therein'*,  ,,p  u  b  1  i  c  works  and  pro- 
perties  in  territory  affected"  finden  (Phillipson  S.  314). 
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10)    In   diesem    Sinne   ist   der   Friedensvertag   sodann   auch 
bereits  durch  zwei  wichtige  Präjudizien  ausgelegt  worden. 

So  in  dem  Vertrag  zwischen  Deutschland 
und  Dänemark  vom  10.  April  1922:  das  fünfzehnte 
Abkommen  regelt  die  „Abtretung  der  staatlichen  Renten- 
rechte usw.  in  Nordschleswig  an  Dänemark".  Hier  bestimmt 
der  Artikel  1  §  1 :  Für  alle  dem  preußischen  Staat  zustehen- 
den Renten,  die  auf  nördlich  der  neuen  Grenze  belegenen 
Grundstücken  haften,  tritt  mit  Wirkung  vom  1.  April  1921 
an  Stelle  des  preußischen  Staates  der  dänische  Staat.  Das 
Gleiche  gilt  für  die  Grundsteuerentschädigungsrenten  nach 
dem  preußischen  Gesetz  vom  14,  Juli  1893.  Als  Entgelt  für 
den  Uebergang  gemäß  §  1  —  bestimmt  sodann  der  §  2  — 
zahlt  der  dänische  Staat  den  Kapitalwert,  den  die  Renten 
am  1.  April  1921  in  Mark  hatten,  nach  dem  Kurse  des  Zah- 
lungstages berechnet. 

Die  vertragschließenden  Staaten  sind  also  übereinstim- 
mend davon  ausgegangen,  daß  diese  Rentenrechte  an  sich 
nicht  übergehen,  sonder  nur  kraft  der  besonderen  Verein- 
barung, daß  sie  jedenfalls  nicht  unter  die  Klausel  des  Artikel 
256  Satz  1  fallen:  sonst  wäre  eine  Gutschrift  bei  der  Re- 
parationskommission notwendig  gewesen;  hier  zahlt  jedoch 
der  dänische  Staat  den  Kapitalwert  unmittelbar  an  den  preu- 
ßischen Fiskus. 

Sodann  bestimmt  Artikel  5  des  Abkommens,  daß,  falls 
andere  Forderungsrechte  des  preußischen  Staates  festgestellt 
werden,  für  die  auf  einem  nördlich  der  neuen  Grenze  belege- 
nen Grundstück  eine  Hypothek  eingetragen  ist,  der  dänische 
Staat  das  Recht  hat,  jederzeit  diese  Forderungsrechte  gegen 
Zahlung  des  Kapitalwerts  zu  übernehmen.  Das  Gleiche  gilt 
für  alle  Grund-  und  Rentenschulden  und  sonstigen  Rechte, 
die  zu  Gunsten  des  preußischen  Staates  auf  nördlich  der 
neuen  Grenze  belegene  Grundstücke  eingetragen  sind.  Also 
auch  hier  kein  Uebergang  dieser  rein  privatrechtlichen  For- 
derungsrechte auf  Grund  des  in  Artikel  256  Satz  1  formu- 
lierten Prinzips  der  Staatensukzessionen,  sondern  eine  be- 
sondere Abmachung  zwischen  den  beiden  beteiligten  Staaten; 
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eine  Gutschrift  auf  Reparationskonto  kam  daher  nicht  in 
Frage. 

Endlich  darf  auf  die  finanzielle  Auseinandersetzung 
über  das  Memelgebiet  hingewiesen  werden,  bei  der  so- 
wohl von  dem  Landesdirektorium  wie  von  dem  französischen 
Finanzbeauftragten  anerkannt  worden  ist,  daß  die  Darlehen 
aus  dem  Seefischereifonds  als  Guthaben  des  Reichs  in  die 
Abrechnung  aufgenommen  werden,  also  von  dem  Ueber- 
gange  und  der  Gutschrift  gemäß  Artikel  256  Abs.  1  nicht 
betroffen  werden. 

Wir  gehen  daher  gewiß  nicht  fehl  mit  der  Behauptung, 
daß  der  Friedensvertrag  in  Uebereinstimmung  mit  der  bis- 
herigen Staatenpraxis  und  Theorie  auf  dem  Standpunkte  der 
These  steht 

Es   findet   grundsätzlich   eine   Staaten- 
sukzession   nicht    statt    in    höchst    per- 
sönliche    Rechte      und     Pflichten,     bei 
denen     die     Identität     der     Person     zuni 
Wesen      des      Rechtsverhältnisses    ge- 
hört,    sowie     in     rein     privatrechtliche 
Forderungsrechte    und    Pflichten,    die 
sich     nicht     auf     übergehende     Staats- 
güter    beziehen;      liegt     dagegen      eine 
solche      Beziehung      vor,      so      gilt      der 
Satz    ,,res    transit    cum    onere    s  u  o**. 
Die  Anwendung  dieses  Grundsatzes  auf  die  Frage  der 
Renten-   und    Wiederkaufsrechte    ist    die    uns    nunmehr   ob- 
liegende Aufgabe. 

VII. 

1)  Es  kommt  zunächst  darauf  an,  einen  immer  wieder- 
kehrenden Irrtum  zu  berichtigen.  Der  Ansiedler,  der  ein 
Rentengut  erworben  hat,  ist  wirklich  Eigentümer;  er 
befindet  sich  nicht  bloß  in  der  Stellung  eines  Nießbrauchers 
oder  eines  Pächters  auf  lange  Frist,  wie  auch  noch  die  pol- 
nische Denkschrift  vom  5.  Juli  1922  (C.  590  M  347.  1922  I) 
sagt.      Gerade    seine    Stellung    als    Eigentümer    macht    das 
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Wes^n  des  Rentengutsbesitzers  aus.     §  1  des  Gesetzes  über 

die  Rentengüter  vom   27.  Juni  1890   sagt: 

Die  eigentümliche  Uebertragung  eines 
Grundstückes  gegen  Uebernahme  einer  festen  Geld- 
rente (Rentengut),  deren  Ablösbarkeit  von  der  Zu- 
stimmung beider  Teile  abhängig  gemacht  wird,  ist 
zulässig. 

Und  der  Artikel  28  §  1  des  preußischen  Ausführungsge- 
setzes zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  vom  20.  September 
1899  definiert  das  Rentengut  als  ,,ein  Grundstück,  welches 
gegen  Uebernahme  einer  festen  Geldrente  zu  Eigentum 
übertragen  ist". 

2)  Das  Institut  der  Rentengüter  war  dem  preußischen 
Recht  von  jeher  geläufig;  aber  die  im  Zeichen  der  damaligen 
Anschauungen  des  wirtschaftlichen  Liberalismus  in  Deutsch- 
land stehende  Agrarreform  des  Jahres  1850  hatte  ihm 
lästige  Schranken  auferlegt,  die  seine  volle  Entfaltung  hemm- 
ten; ihr  Ziel  war  Aufhebung  der  Einrichtungen  der  Erb- 
pacht und  der  Erbleihe  und  Ablösung  aller  Reallasten,  um 
für  den  hypothekarischen  Realkredit  ungehemmten  Raum 
zu  schaffen. 

Nach  §  91  des  Gesetzes  vom  2.  März  1850  über  die  Ab- 
lösung der  Reallasten  sollten  jede  Erbpacht  und  Erbleihe 
ausgeschlossen  und  die  erbliche  Ueberlassung  eines  Grund- 
stückes nur  zu  vollem  Eigentum  zulässig  sein;  Lasten,  die 
nicht  in  festen  Geldrenten  bestehen,  sollten  verboten  und 
nur  feste  Geldrenten  gestattet  sein,  wenn  diese  nach  gesetz- 
lich bestimten  Normen  der  Ablösung  unterliegen.  So  be- 
stand praktisch  fast  nur  die  Möglichkeit,  Grundbesitz  gegen 
die  Eintragung  des  Restkaufgeldes  als  Hypothek  zu  er- 
werben. Die  preußischen  Gesetze  von  1872  und  1883  über 
die  Grundbücher  und  über  die  Immobiliarzwangsvoll- 
streckung (die  Grundlagen  der  heutigen  Reichsgesetze)  bil- 
den den  Abschluß  dieser  Entwickelung  des  Liegenschafts- 
rechtes, die  auf  eine  möglichst  starke  Sicherung  der  Hy- 
pothekengläubiger hinauslief  und  jene  eigentümliche  Aus- 
gestaltung    des     preußischen     und     deutschen     Grundbuch- 
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Systems  gebracht  hat,  die  dem  ausländischen  Recht  meist 
fremd  ist,  und  die  in  der  vorliegenden  Frage  bei  der  Be- 
urteilung der  Auflassung  und  der  Eintragung  des  Eigentums 
an  den  Ansiedlerstellen  ihre  Rolle  spielt. 

Aus  dieser  Sachlage  ergab  sich  in  den  siebziger  und 
achtziger  Jahren  das  Bedürfnis  nach  anderen  Rechtsformen 
für  die  Erlangung  von  ländlichem  Grundbesitz,  Rechtsformen, 
die  nicht  die  Nachteile  jener  Formen  in  sich  schliessen,  die 
zu  einer  Ueberspannung  des  Hypothekarkredites  und  zu 
einer  Mobilisierung  aller  Immobiliarwerte  geführt  hatten 
oder  zu  führen  drohten.  Im  Anschluß  an  die  Gedanken  von 
Rodbertus,  die  er  in  seiner  Schrift  ,,Zur  Erklärung  und 
Abhilfe  der  heutigen  Kreditnot  des  Grundbesitzes"  nieder- 
gelegt hatte,  wurde  in  beiden  Häusern  des  preußischen  Land- 
tages und  vom  preußischen  Landesökonomiekollegium  in 
den  Jahren  1879  und  1887  die  Schaffung  von  erleichterten 
Formen  für  die  Bildung  von  Rentengütern  gefordert.  Es 
sollten  kleine  Güter  nicht  gegen  Hypotheken,  sondern  gegen 
feste  Renten  zu  Eigentum  übertagen  werden,  da  nach  Rod- 
bertus der  landwirtschaftliche  Grundbesitz  seinem  Wesen 
nach  ,, nicht  Kapital-,  sondern  Rentenfonds"  sei. 

Der  Gedanke  war  dabei,  aus  großem  Grundbesitz  auch 
ohne  Zustimmung  der  Hypothekengläubiger  hypotheken- 
freies Land  für  kleineren  und  mittleren  Besitz  zu  schaffen, 
die  Zahlung  des  Kaufpreises  für  diese  Güter  nicht  durch 
Hypotheken,  sondern  durch  feste  Geldrenten  zu  ermöglichen 
und  endlich  anstelle  der  in  den  Gesetzen  von  1850  zwingend 
vergeschriebenen  Ablösung  dieser  Renten  eine  Ablösbarkeit 
derselben  auch  bei  Zustimmung  sowohl  des  Rentengut- 
gebers  wie  des  Rentengutnehmers  zuzulassen.  Dieser  Ge- 
danke wurde  zuerst  im  Gesetz  betreffend  die  Beförderung 
deutscher  Ansiedler  in  Westpreußen  und  Posen  vom  26.  April 
1886  verwirklicht.     §  2  Abs.  2  bestimmt: 

Die   Ueberlassung  kann   zu    Eigentum   gegen   Ka- 
pital oder  Rente  oder  auch  in  Zeitpacht  erfolgen. 

Die  §§  3  und  4,  in  denen  dann  die  Einzelheiten  der  Renten- 
gutsvergebung und  der  Ablösbarkeit  geregelt  werden,  ent- 
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?;taminen  der  Initiative  des  Landtages.  Diese  Gedanken  sind 
es,  die  dann  das  fürdie  gesamte  preußische  Mon- 
archie geltende  Gesetz  über  Rentengüter 
vom  24.  Juni  1890  in  engster  Anlehnung  an  das  Gesetz 
von  1886  zur  Geltung  brachte. 

3)  Daß  es  sich  bei  der  Schaffung  dieser  Rentengüter  um 
Uebertragung  zu  wirklichem  Eigentum  handelt,  ist  bei  der 
Beratung  des  Gesetzes  und  in  der  Literatur  überall  mit  aller 
Deutlichkeit  zum  Ausdruck  gekommen.  ,,Es  soll  möglich 
sein,  ein  Grundstück  zum  vollen  Eigentum  zu  übertragen, 
jedoch  nicht  gegen  einen  Kaufpreis,  sondern  gegen  eine 
Rente.*'  ,,Der  Besitzer  des  Rentengutes  ist  nach  dem  Ge- 
setze voller  Eigentümer  der  Stelle  und  hat  als  solcher  alle 
Befugnisse  des  Eigentümers,  insbesondere  das  Recht,  seine 
Stelle  zu  verkaufen,  zu  verschulden  und  zu  vererben"  (vgl. 
M  a  r  a  u  h  n  ,  Die  preußischen  Rentengutsgesetze  Seite  7). 
Der  Kommentar  des  Landtagsabgeordneten  Peltasohn 
sagt:  ,,Die  Uebertragung  erfolgt  zu  freiem  nicht  geteilten 
Eigentum,  also  kein  Nutzungseigentum  und  keine  Erbpacht" 
(Peltasohn,  Rentenguts-  und  Anerbenrechtsgesetzgebung 
Seite  35;  ebenso  der  Kommentar  von  Richard  H  a  a  c  k  ,  Die 
preußische  Agrargesetzgebung;  Teil  I,  Die  preußischen  Ge- 
setze über  Rentengüter,  II.  Aufl.  1920,  Seite  9). 

4)  Das  Rechtsverhältnis  zwischen  dem  Rentengutsvergeber 
und  dem  Rentengutserwerber  ist  ein  rein  privatrecht- 
li  c  h  e  s.  Es  braucht  ja  auch  nicht  gerade  immer  der  Staat 
zu  sein,  der  sich  in  der  Rolle  des  Rentengutsvergebers  be- 
findet. Das  Gesetz  über  die  Rentengüter  von  1890  ist  viel- 
mehr grundsätzlich  auf  Privatpersonen  als  Rentengutsver- 
geber zugeschnitten,  wenn  auch  eine  gewisse  Mitwirkung 
der  landwirtschaftlichen  Staatsbehörden  wegen  der  Regu- 
lierung zahlreicher  öffentlich-rechtlicher  Verhältnisse  in  der 
Form  von  sogenannten  Rezessen  praktisch  vielfach  notwen- 
dig war.  Wenn  der  Staat  selbst  aus  einem  Domänenbesitz 
Rentengüter  vergibt,  so  benutzt  er  dieselben  privatrecht- 
lichen Formen,  die  das  allgemeine  Rentengutsgesetz  zur  Ver- 
fügung stellt.     Das   entspricht  der  allgemeinen   Grundregel 
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des  preußischen  und  deutschen  Verwaltungsrechtes,  in  der 
sich  dieses  so  grundsätzlich  insbesondere  von  dem  franzö- 
sischen Rechte  unterscheidet.  Soweit  nicht  gerade  spezifisch 
obrigkeitliche  Verwaltungstätigkeit  in  Frage  steht,  bedient 
sich  auch  der  Staat  der  Rechtsformen,  die  das  allgemeine 
Privatrecht  für  den  Rechtsverkehr  zur  Verfügung  stellt. 
(Dies  ist  näher  ausgeführt  in  meinem  Artikel,  ,, Verwal- 
tung, Verwaltungsrecht",  im  Wörterbuch  des  deutschen 
Staats-  und  Verwaltungsrechts  von  v.  Stengel  und  Fleisch- 
mann, Band  3.) 

Der  Rentengutsvergeber  erhält  im  Rentengutsvertrage 
für  die  Veräußerung  seines  Grund  und  Bodens  bestimmte  Ge- 
genwerte, die  teils  auf  Gesetz  beruhen,  teils  auf  besonderen 
vertraglichen  Vereinbarungen.  Der  Nutzen  des  Renten- 
berechtigten ist,  wie  M  a  r  a  u  h  n  hervorhebt,  ein  ,,rein 
wirtschaftlicher".  Er  wird  „zu  Gunsten  des  Rentengutsver- 
gebers"  gewährt  (Seite  15  und  16,  ähnlich  Haack  Seite  14). 
Aus  §  1  Abs.  2,  §  3  und  §  4  des  allgemeinen  Rentenguts- 
gesetzes von  1890  ergibt  sich  der  rein  vertraglich  privat- 
rechtliche Charakter  des  Rechtsverhältnisses,  dessen  Fun- 
dierung auf  dem  Gedanken  des  wirtschaftlichen  Wertes  und 
Gegenwertes  beruht;  ,, bleibt  der  vertiafsmäßigen 
Bestimmung  überlassen*';  ,,v  e  r  t  r  a  g  s  m  ä  ß  i  g  in  seiner 
Verfügung  beschränkt  wird";  ,,der  Erwerber  des  Renten- 
gutes vertragsmäßig  die  Pflicht  auferlegt''  lauten  die 
Ausdrücke  in  diesen  gesetzlichen  Bestimmungen.  Wenn  der 
§  4  neben  bestimmt  aufgeführten  Vertragspflichten  von 
,, anderen  Leistungen"  spricht,  so  können  das  nach  Haack 
sein,  „alle  Leistungen,  die  der  Erhaltung  und  der  wirtschaft- 
lichen Selbständigkeit  des  Rentengutes  zu  dienen  geeignet 
sind"  (Seite  14).  Zu  solchen  ,, anderen  Leistungen"  kann 
auch  ein  vertraglich  begründetes  Wiederkaufsrecht  gehören. 
Ueber  die  Besonderheiten  dieses  Wiederkaufsrechtes  wird 
noch  näher  gehandelt  werden. 

Immer  aber  beruht  das  ganze  Rechtsverhältnis  auf  dem 
Gedanken  der  wirtschaftlichen  Leistung  des  bisherigen 
Eigentümers,  desRentengutsvergebers,  und  den  entsprechen- 
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den  Gegenleistungen  des  Rentengutsnehmers,  des  neuen 
Eigentümers. 

5)  Es  handelt  sich  demnach  bei  den  Renten  des  preußischen 
Fiskus  aus  dem  Rentengutsverhältnis  um  rein  privatrecht- 
liche Forderungen,  die  einen  Gegenwert  für  verkauftes 
Staatsgut  darstellen,  um  Rentenbezüge,  also  Zahlungsraten 
oder  Restanzen  im  Sinne  H  u  b  e  r  s  ,  wenn  man  will  um 
staatliche  Unterstützungen  zur  Erleichterung  der  Renten- 
gutsbildung —  also  zwar  nicht  zur  Unterstützung  von  In- 
dustriellen nach  dem  französischen  Gesetz  von  1860,  aber 
zur  Unterstützung  kleinerer  und  mittlerer  Gutsbesitzer  nach 
dem  preußischen  Gesetz  von  1890  —  jedenfalls  um  ,,creances 
ayant  le  meme  caractere  et  une  origine  semblable",  um  For- 
derungen der  Art  des  Artikel  157,  die  dieser  Artikel  auf 
Grund  der  speziellen,  mit  ,,ainsi  que"  eingeleiteten  Klausel, 
im  Gegensatz  zu  der  allgemeinen  Regel,  auf  Japan  über- 
gehen läßt. 

Um  den  Konsequenzen  aus  der  allgemeinen  Praxis  und 
Theorie  der  Rentensukzession  zu  entgehen,  versucht  die  pol- 
nische Regierung  immer  wieder  (so  noch  in  ihrer  Note  vom 
5.  Juli  1922)  den  Rentengutsbesitzer  nicht  als  Eigentümer, 
sondern  bloß  als  Pächter  oder  Nutznießer  zu  kennzeichnen. 
Dann  würden  in  der  Tat  mit  dem  Eigentum  an  den  Renten- 
gutsstellen auch  die  Rechte  aus  dem  Rentengutsvertrage  auf 
den  polnischen  Staat  übergehen.  Nach  dem  klaren  Wortlaut 
des  Gesetzes  ist  jedoch  der  Rentengutserwerber  Eigentümer, 
und  die  Rechte  des  preußischen  Staates  gegenüber  den  Ren- 
tengutsbesitzern sind  nichts  als  ,, rückständige  Forderungen 
aus  verkauftem  und  ins  Eigentum  des  Käufers  übergegan- 
genem Staatsgut''  im  Sinne  von  Max  Huber,  als  ,,depenses 
engagees  par  lui  et  concernant  ce  territoire"  im  Sinne  des 
Artikel  157. 

6)  Die  Richtigkeit  der  hier  vertretenen  Auffassung  ergibt 
sich  auch  aus  dem  Art.  255  Ziffer  2 

An  sich  soll  nach  Art.  254  auf  die  Erwerberstaaten  ein 
Teil  der  Staatsschuld  nach  dem  Stande  vom  1.  August  1914 
übergehen;  nach  Art.  255  Ziffer  2  soll  jedoch  für  Polen  der 
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Teil  der  Staatsschuld  nicht  übergehen,  dessen  Ursprung  der 
Wiedergutmachungsausschuß  auf  Maßnahmen  der  deutschen 
und  preußischen  Regierung  zur  deutschen  Besiedlung  Polens 
zurückführt.  Es  ist  eine  selbstverständliche  Folgerung  aus 
diesem  Satze  und  eine  einfache  Forderung  der  Billigkeit,  daß, 
wenn  Polen  an  den  Staatsschulden,  die  für  Siedlungszwecke 
gemacht  worden  sind,  keinen  Anteil  hat,  es  auch  keinen  An- 
spruch erheben  darf  auf  die  wirtschaftlichen  Gegenwerte,  die 
die  Ansiedler  dem  preußischen  Staate  für  die  Ueberlassung 
ihrer  Stellen  zu  Eigentum  schulden. 

7)  Da  nach  alledem  die  Renten-  und  Wiederkaufsrechte 
als  rein  privatrechtliche  Ansprüche  des  preußischen  Staates, 
für  die  der  Satz  ,,res  transit  cum  onere  suo"  nicht  in  Betracht 
kommt,  nach  den  Grundsätzen  der  Staatensukzession  nicht 
auf  den  polnischen  Staat  übergehen  konnten,  sondern  hier- 
für, wie  im  Falle  der  Abtretung  von  Nordschleswig  an  Dä- 
nemark, ein  besonderer  ^'^ertrag  nötig  gewesen  wäre,  war 
der  preußische  Fiskus  auch  nach  den  Grundsätzen  der  Bil- 
ligkeit befugt,  über  diese  Rechte  zu  verfügen  und  sie  an  die 
Danziger  Bauernbank  zu  veräußern.  Weder  der  Waffen- 
stillstand noch  der  Friedensvertrag  hat  über  diese  Rechte 
verfügt.  Sie  wären  daher  an  sich  dem  preußischen  Staate 
auch  nach  dem  Uebergange  der  Staatshoheit  verblieben  und 
hätten  an  sich  auch  nach  dem  Inkrafttreten  des  Friedensver- 
trages von  ihm  ausgeübt  und  verwirklicht  werden  können. 
Gegen  die  Verwirklichung  solcher  Ansprüche,  wie  sie  dem 
allgemeinen  Völkerrechte  an  sich  entsprochen  hätte,  ent- 
hält freilich  der  Friedensvertag  von  Versailles  eine  dem  all- 
gemeinen Völkerrecht  nicht  entsprechende,  ausdrück- 
liche, abweichende  Klausel,  den  Artikel  252,  der  allen 
allierten  Mächten  das  Recht  gibt,  über  die  sich  innerhalb 
seiner  Jurisdiktion  befindlichen  Staatsgüter  zu  verfügen: 
von  dieser  Bestimmung  war  bereits  die  Rede. 

Aber  diese  Klausel  enthält  einen  ausdrücklichen  Stich- 
tag: ,,au  moment  de  la  mise  en  vigueur  du 
present  Traite  — ",  denselben  Stichtag,  den  auch 
Artikel     297  b)     enthält,     nach     dem     alle     Güter,     Rechte 
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und  Interessen,  die  zu  diesem  Zeitpunkt  deutschen 
Staatsangehörigen  oder  von  ihnen  kontrollierten  Ge- 
sellschaften gehören,  der  Liquidation  unterliegen.  Auf 
die  Bedeutung  dieses  Stichtages,  der  erst  nachträglich 
auf  deutsche  Gegenvorstellungen  eingeführt  worden  ist, 
weist  mit  Nachdruck  die  Antwortnote  der  Alliierten  vom 
16.  Juni  1919  hin.  Der  Zweck  beider  Bestimmungen  ist 
deutlich  die  Entdeutschung  des  Besitzstandes.  Wenn  daher 
vor  dem  Inkrafttreten  des  Friedensvertrages  diese  Ent- 
deutschung von  deutscher  Seite  selbst  vorgenommen  wurde, 
so  kann  darin  kein  Verstoß  gegen  Recht  und  Billigkeit  ge- 
sehen werden.  Das  ist  anerkannt  für  die  Liquidation, 
für  die  es  auch  seine  Bestätigung  in  den  entsprechenden 
Normen  des  Genfer  Abkommens  über  Oberschlesien  vom 
15.  Mai  1922  erfahren  hat,  und  gilt  naturgemäß  entsprechend 
für  den  Artikel  252,  der  mit  demselben  Zwecke  denselben 
Stichtag  enthält.  Auch  die  Tatsache,  daß  diese  ,, Ent- 
deutschung" lediglich  eine  ,, Reinigung"  von  den  Einflüssen 
deutscher  Reich  sangehörig  er  und  der  deutschen 
Staaten  bedeutet,  und  nicht  eine  ,, Reinigung"  von  den  Ein- 
flüssen, die  von  Personen  ausgehen,  welche  aufgehört  haben, 
diese  Eigenschaft  zu  besitzen  und  eine  fremde  Staatsange- 
hörigkeit erworben  haben,  ergibt  sich  aus  dem  Wortlaut  und 
Sinn  der  beiden  Versailler  Verträge:  wir  haben  davon  be- 
reits oben  ausführlich  gesprochen. 

So  kann  von  der  Verletzung  irgendwelcher  Unter- 
lassungspflichten, die  sich  etwa  auch  nur  aus  Erwägungen 
der  Billigkeit  ergeben  konnten,  keine  Rede  sein. 

VIII. 

Die  vorstehenden  Ausführungen  seien  noch  durch  be- 
sondere Darlegungen,  speziell  über  das  Wiederkaufs- 
recht, ergänzt. 

1)  Die  Ansiedlungskommission  ließ  bereits  für  die  von  ihr 
auf  Grund  des  Gesetzes  vom  26.  April  1886  begründeten  Ren- 
tengüter ein  dingliches  Wiederkaufsrecht  für  sich  im  Grund- 
buche eintragen,  wie  dies  nach  dem  Preußischen  Allgemeinen 
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Landrechte  möglich  war  (M  a  r  a  u  h  n  Seite  15).  Da  nun 
aber  das  am  1.  Januar  1900  in  Kraft  getretene  Bürgerliche 
Gesetzbuch  nur  ein  obligatorisches,  kein  dingliches  Wieder- 
kaufsrecht kennt  (BGB.  §  497 — 503),  mußte  das  preußische 
Ausführungsgesetz  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  vom 
20.  September  1899  für  die  auf  Grund  des  Art.  62  des  Ein- 
führungsgestzes  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  der  landes- 
rechtlichen Regelung  vorbehaltenen  Rentengüter  die  Grund- 
lage für  ein  mit  dinglicher  Wirkung  gegen  Dritte  aus- 
gestattetes Wiederkaufsrecht  schaffen.  Dies  tat  Art.  29. 
Sein  §  1  lautet:  ,,Ein  Grundstück,  welches  gegen  Ueber- 
nahme  einer  festen  Geldrente  zu  Eigentum  übertragen  ist 
(Rentengut),  kann  zu  Gunsten  des  Veräußerers  in  der  Weise 
belastet  werden,  daß  dieser  dem  Eigentümer  gegenüber  zum 
Wiederkaufe  berechtigt  ist."  §  3  dieses  Art.  29  regelt  die 
Voraussetzungen  und  Fälle,  für  die  allein  ein  solches  Wie- 
derkaufsrecht ausbedungen  werden  darf.  Er  bestimmt,  daß- 
das  Wiederkaufsrecht  sich  grundsätzlich  beschränkt  auf  die 
Fälle,  ,,daß  der  Eigentümer  das  Rentengut  verkauft  oder  sich 
durch  einen  sonstigen  Vertrag  zur  Uebertragung  des  Eigen- 
tums verpflichtet,  oder  daß  das  Rentengut  im  Wege  der 
Zwangsversteigerung  veräußert  wird.  Durch  besondere 
vertragliche  Vereinbarung  kann  das  Wiederkaufsrecht  über 
diesen  normalen  Inhalt  hinaus  ausgedehnt  wer- 
den auf  die  Fälle,  ,,daß  der  Eigentümer  stirbt  oder  eine  im 
Rentengutsvertrage  festgesetzte  Verpflichtung  nicht  erfüllt." 

Auch  diese  Regelung  des  Wiederkaufsrechts  durch  den 
Art.  29  bezieht  sich,  wie  die  übrigen  Rechte  des  Rentenguts- 
gebers, nicht  etwa  in  erster  Linie  auf  den  Staat  als  Renten- 
gutsausgeber, sondern  auf  alle  Rentengutsvergeber  über- 
haupt. Es  stehen  daher  dem  Rentengutserwerber  gegen  den. 
Rentengutsvergeber  grundsätzlich  die  gewöhnlichen  pri- 
vatrechtlichen Klagen  gegen  eine  mißbräuchliche 
Ausübung  des  Wiederkaufsrechts  zu:  die  Klagen  aus  den 
§§  138,  226,  826  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches,  wonach 
Rechtsgeschäfte,  die  gegen  die  guten  vSitten  verstoßen, 
nichtig  sind;  ferner  die  Ausübung  eines  Rechts  unzulässig 
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ist,  wenn  sie  nur  den  Zweck  haben  kann,  einem  anderen 
Schaden  zuzufügen;  und  endlich  die  in  einer  gegen  die  guten 
Sitten  verstoßenden  Weise  erfolgte  vorsätzliche  Schädigung 
eines  anderen  zum  Schadensersatze  verpflichtet.  Auf  diese 
Rechtsbehelfe  verweisen  übereinstimmend  die  Kommenta- 
tionen des  Ausführungsgesetzes  Crusen-Müller,  Seite 
284;  Stranz-Gerhard,  Seite  201.  Bei  den  parlamen- 
tarischen Verhandlungen  über  den  Art.  29  des  preußischen 
Ausführungsgesetzes  wurde  gegenüber  den  Bedenken  gegen 
dies  sehr  weitgehende  Wiederkaufsrecht  geltend  gemacht, 
daß  man  es  vor  allem  aus  nationalpolitischen 
Gründen  nicht  entbehren  könne  (vgl.  Crusen-Mül- 
ler, Ausführungsgesetz  Seite  284;  Sering,  im  Hand- 
wörterbuch der  Staatswissenschaften  von  Conrad,  Lexis 
Elster  und  L  o  e  n  i  n  g  ,  Band  7,  Seite  108  u.  a.  m.) 

2)  Seine  nähere  Regelung  hat  das  Wiederkaufsrecht  bei 
Rentengütern  erfahren  in  den  Erlassen  des  Landwirtschafts- 
ministeriums vom  8.  Januar  1907  für  die  Vergebung  von 
Rentengütern  an  Industriearbeiter,  in  dem  Erlaß  des  Land- 
wirtschaftsministerium vom  10.  August  1909  für  die  Ver- 
äußerung von  Rentengütern  an  Landarbeiter  und  vor  allem 
in  den  ,, Grundsätzen  betreffend  das  Wiederkaufsrecht**  vom 
29.  Juli  1907.  In  dem  auf  Arbeiterrentengüter  bezüglichen 
Erlaß  vom  8.  Januar  1907  wird  unter  Ziffer  6  als  besondere 
Pflicht  des  Rentengutserwerbers  hervorgehoben:  ,,In  den 
national  gefährdeten  Gegenden  ist  der  Erwerber  ver- 
pflichtet, die  Stelle  in  deutscher  Hand  zu  er- 
halten.'* In  den  Grundsätzen  betreffend  das  ,, Wieder- 
kaufsrecht" vom  29.  Juli  1907  (abgedruckt  bei  Haack 
Seite  86/87)   heißt  es  unter  Ziffer  1: 

,,Das  Wiederkaufsrecht  erstreckt  sich  auf  das  ganze 
Grundstück  nebst  Gebäuden  und  Inventar.  Es  soll 
jedoch  nur  ausgeübt  werden,  wenn  nach  dem 
einseitigen  und  freien  Ermessen  des  zuständigen  Re- 
gierungspräsidenten Umstände  vorliegen,  die  ihn  im 
Falle  der  Gründung  einer  Ansiediung  gemäß  §  13  b 
Abs.  1  und  2  des  Gesetzes  vom  10.  August 
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1  9  04  veranlassen  würden,  die  dort  vorgesehene  Be- 
scheinigung zu  versagen." 

Das  Gesetz  vom  10.  August  1904  ist  das  von  polnischer 
Seite  viel  herangezogene  und  als  drückendes  Ausnahme- 
gesetz bezeichnete  Gesetz  „betreffend  die  Gründung  neuer 
Ansiedlungen  in  den  Provinzen  Ostpreußen,  Westpreußen, 
Brandenburg,  Pommern,  Posen,  Schlesien,  Sachsen  und 
Westfalen". 

Der  §  13  b  Abs.  1  und  2  dieses  Gesetzes  lautet: 

„Die  Ansiedlungsgenehmigung  ist  im  Geltungsbereich 
des  Gesetzes  betreffend  die  Beförderung  deutscher 
Ansiedlungen  vom  26.  April  1886  zu  versagen,  so- 
lange nicht  eine  Bescheinigung  des  Regierungsprä- 
sidenten vorliegt,  daß  die  Ansiedlung  mit  den  Zielen 
des  bezeichneten  Gesetzes  nicht  im 
Widerspruch  steht.  In  den  Provinzen  Ost- 
preußen und  Schlesien  und  den  Regierungsbezirken 
Frankfurt,  Stettin  und  Köslin  findet  diese  Vorschrift 
sinngemäß  Anwendung." 

Sodann  bestimmt  das  sogenannte  Besitzbefestigungs- 
gesetz vom  26.  Juli  1912  über  die  Stärkung  des  Deutschtums 
in  einigen  Landesteilen  in  seinem  §  3: 

,,D  i  e  Erhaltung  der  Rentengüter  in 
deutschem  Eigentum  und  Besitz,  ihr 
Fortbestand  als  selbständiges  Anwesen  und  die  Wah- 
rung ihrer  Betriebsfähigkeit  sind  durch  ein  Wieder- 
kaufsrecht nach  Art.  29  des  Ausführungsgesetzes  zum 
Bürgerlichen  Gesetzbuch  vom  20.  September  1899  zu 
sichern."  (Vgl.  dazu  auch  die  Verordnung  über  das 
Anwendungsgebiet  des  Besitzbefestigungsgesetzes 
vom  12.  März  1913  und  ihre  Begründung  bei  Haack, 
Seite   128  ff.). 

Der  Erlaß  vom  29.  Juli  1907  über  die  Grundsätze  be- 
treffend das  Wiederkaufsrecht  ist  durch  die  Verordnung 
vom  6.  Dezember  1918,  welches  nach  der  Staatsumwälzung 
den  §1  b  des  Gesetzes  vom  10.  Juli  1904  als  eine  Aus- 

Abhandlungcn  zum  Friedensvertrage.    Heft  5.  9 
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nahmevorschrift  aufhebt,  hinfällig  geworden. 
(Vgl.  Haack  Seite  115.) 

3)  Was  die  rechtliche  Natur  dieses  Wiederkaufsrechtes 
betrifft,  so  gehört  es  in  die  Gruppe  der  aus  dem  germanischen 
Rechte  stammenden  sogenannten  Näherrechte  (vgl. 
Otto  Gierke,  Deutsches  Privatrecht,  Band  3,  Seite  785 
folgende;  Martin  Wolff,  Sachenrecht,  §  126  II). 
Seinem  Sinne  nach  kann  es  daher  nur  begründet  werden 
zu  Gunsten  von  Personen,  die  zu  dem  bisherigen  Eigen- 
tümer in  einem  besonders  ,, nahen"  Verhältnis  stehen,  eben 
näher  als  diejenigen  sind,  in  deren  Hände  der  Grund  und 
Boden  überzugehen  droht;  es  ist  ein  „Mittel,  um  Grundbesitz 
aus  unbewährter  Hand  in  bessere  Hand  zu  überführen". 
Seine  Anwendungsfälle  sind  zu  Gunsten  von  Miterben,  von 
Nachbarn,  von  Markgenossen,  anderen  Mitgliedern  derselben 
Gemeinschaft  oder  auf  Grund  eines  besonderen  Sachzusam- 
menhanges (vgl.  die  näheren  Ausführungen  bei  Gierke 
und  Wolff).  Die  Anwendung  dieses  Instituts  zu  Gunsten 
des  Rentengutsvergebers  und  des  Staates,  der  den  Renten- 
gutsbesitz der  nationalen  Gemeinschaft  erhalten  will,  liegt 
daher  durchaus  im  Rahmen  seines  Grundgedankens. 

Ein  solches  Wiederkaufsrecht  kann  daher  nicht 
jeder  beliebigen  Person  zustehen.  Bis  zum  In- 
krafttreten des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  war  nach  preußi- 
schem Recht  das  Wiederkaufsrecht  daher  sogar  streng  un- 
zedierbar  (vgl.  Koch,  preußisches  Privatrecht,  2.  Aufl. 
Band  3,  Seite  159  und  317;  Bornemann,  Preußisches 
Privatrecht,  Band  3,  Seite  51;  Förster,  Preußisches  Pri- 
vatrecht, 7.  Aufl.,  Band  1,  Seite  648).  Das  Bürgerliche  Ge- 
setzbuch selbst  kennt  nur  ein  obligatorisches  Wiederkaufs- 
recht ohne  dingliche  Wirkung,  das  daher  auch  der  Ein- 
tragung in  das  Grundbuch  nicht  fähig  ist.  Der  Art.  29  des 
preußischen  Ausführungsgesetzes  mußte  daher  für  Renten- 
güter eine  besondere  Rechtsgrundlage  schaffen,  um  dies 
Recht  mit  dinglicher  Wirkung  ausstattbar  zu  machen  und 
seine  Eintragung  in  das  Grundbuch  zu  ermöglichen.  Bei 
seiner  Ausgestaltung  durch   die   §§   1 — 11   des   Art.   29  hat 
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man  sich  nicht  an  die  Normen  des  obligatorischen  Wieder- 
kaufsrechts, sondern  an  die  Normen  des  dinglichen  V  o  r  - 
kaufsrechtes  angelehnt. 

Das  ist  für  uns  nach  zwei  Richtungen  hin  bedeutsam. 

Einerseits  ist  zwar  die  Möglichkeit  der  Abtretung  des 
Wiederkaufsrechtes,  im  Gegensatze  zu  dem  früheren  preußi- 
schen Rechte,  nicht  mehr  ausgeschlossen.  So  kann  der  Ren- 
tengutsveräußerer  seine  Rechte,  die  Rentenrechte  sowohl  wie 
das  Wiederkaufsrecht,  an  eine  Rentenbank  übertragen,  wenn 
seine  Kaufrente  gemäß  dem  Gesetz  betreffend  die  Beförde- 
rung der  Errichtung  von  Rentengütern  vom  7.  Juli  1891  in 
eine  Rentenbankrente  verwandelt  wird  (vgl.  H  a  a  c  k  Seite 
14),  wie  auch  private  Rentengutsveräußerer  bei  Mitwirkung 
des  Staates  an  der  Vergebung  angehalten  wurden,  ihr  Wie- 
derkaufsrecht an  den  preußischen  Staat  zu  übertragen,  damit 
dieser  in  der  Lage  ist,  durch  die  Geltendmachung  dieses 
Rechts  sowohl  zur  Vereitelung  der  Zwecke  der  Rentenguts- 
vergebung wie  auch  vor  allem  zur  Sicherung  des  nationalen 
Besitzstandes  auszuüben.  In  derselben  Weise  war  daher 
auch  der  preußische  Staat  berechtigt,  die  Gesamtheit  seiner 
ihm  als  Rentengutsvergeber  zustehenden  Rechte  an  die  Dan- 
ziger  Bauernbank  zu  zedieren. 

Andererseits  hat  aber  das  Gesetz  doch  gewisse  Schran- 
ken aufgestellt,  die  eine  beliebige  Verwandlung  des  Wieder- 
kaufsrechts von  einer  Form  in  eine  andere  ausschließen.  Das 
mit  dinglicher  Wirkung  ausgestattete  Wiederkaufsrecht  kann 
nämlich  wie  das  dingliche  Vorkaufsrecht  in  doppelter  Form 
begründet  werden:  als  sogenanntes  subjektiv-persönliches 
objektiv-dingliches  Recht,  als  dingliches  Personal- 
recht zu  Gunsten  einer  bestimmten  Person,  ,,zu 
Gunsten  des  Veräußerers",  wie  Art.  29  §  1  Abs.  1  sagt  — , 
oder  als  sogenanntes  subjektiv-  und  objektiv-dingliches 
Recht,  ^Is  dingliches  Realrecht,  ,,zu  Gunsten  des 
jeweiligen  Eigentümers  eines  Grundstücke  s",  wie 
Art.  29  §  1  Abs.  2  sagt.  Und  §  10  des  Art.  29  verbietet  die 
Verwandlung  des  Personalrechts  in  ein  Realrecht  und  um- 
gekehrt: 

9* 
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„Ein  zu  Gunsten  des  jeweiligen  Eigentümers  eines 
Grundstücks  bestehendes  Wiederkaufsrecht  kann 
nicht  von  dem  Eigentum  an  dem  Grundstück  getrennt 
werden.  Ein  zu  Gunsten  einer  bestimmten  Person 
bestehendes  Wiederkaufsrecht  kann  nicht  mit  dem 
Eigentum  eines  Grundstücks  verbunden  werden." 

Das  zu  Gunsten  des  preußischen  Staates  begründete 
dingHche  Wiederkaufsrecht  ist  Personalrecht.  Wenn 
also  auch  die  Uebrtragung  dieses  Rechtes  an  eine  bestimmte 
andere  P  e  r  s  o  n  ,  an  die  Danziger  Bauernbank,  zulässig  war, 
so  wäre  seine  Umwandlung  in  ein  Realrecht  zu  Gunsten  des 
„jeweiligen  Eigentümers'*  eines  bestimmten  Grund- 
stücks unzulässig  gewesen.  Der  Wiederkaufsberechtigte 
kann  sein  Recht  an  eine  bestimmte,  von  ihm  ausgesuchte 
Person  abtreten;  aber  er  kann  es  nicht  auf  einen  perso- 
nell unbestimmten  Rechtsträger,  den  „jeweili- 
gen Eigentümer'*  eines  Grundstücks,  eine  nur  durch 
sachliche  Merkmale  bestimmte  Person  über- 
tragen. 

Die  Auffassung  also,  daß  der  polnische  Staat  als  Er- 
werberstaat der  früher  preußischen  Gebietsteile  ipso  facto  in 
das  dem  preußischen  Staate  zustehende  Wiederkaufsrecht 
succedieren  könnte,  hat  keinen  Boden  in  der  rechtlichen 
Natur  des  für  den  preußischen  Staat  als  Personalrecht 
begründeten  Wiederkaufsrechtes.  Wenn  schon  ein  als  Per- 
sonalrecht begründetes  Wiederkaufsrecht  nicht  in  ein  Real- 
recht zu  Gunsten  des  jeweiligen  Eigentümers  eines  bestimm- 
ten Grundstücks  umgewandelt  werden  kann,  so  kann  erst 
recht  ein  solches  Wiederkaufsrecht  nicht  in  das  Recht  des 
jeweiligen  Inhabers  der  Staatsgewalt  um- 
gewandelt werden,  ohne  das  Wesen  des  Wiederkaufsrechtes 
zu  verletzen. 

Es  ist  mit  der  Natur  des  Wiederkaufsrechtes  als  eines 
,, Näherrechts'*  schlechthin  unvereinbar,  daß  es,  nachdem  es 
dem  national-eigenen  Staate  eingeräumt  war,  auf  den  na- 
tional-fremden Staat  übergeht.  Dem  eigenen  Nationalstaat 
oder  dem  von  ihm  bestimmten  Rechtsträger  kann  ein  Wieder- 
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kaufsrecht  als  ,, Näherrecht'*  zustehen.  Den  national- 
fremden  Staat  „näher"  zum  Eigentum  zu 
stellen,  widerspricht  der  Natur  des  Wie- 
derkaufsrechts   als    Näherrecht. 

4)  Darin  würde  auch  zugleich  eine  Verletzung  der  Ver- 
tragsrechte des  R  e  n  t  e  n  gu  t  s  e  m  p  f  ä  n  g  e  r  s 
liegen.  Denn  dieser  hat  das  Wiederkaufsrecht  lediglich  dem 
eigenen  Nationalstaate  eingeräumt,  höchstens  noch  der  Per- 
son, an  die  dieser  es  seinerseits  freiwillig  vertrags- 
mäßig zedieren  könnte.  Das  Rechtsverhältnis  des  Renten- 
gutsgebers und  des  Rentengutsnehmers  als  privatrechtlich- 
vertragliches  bringt  es  mit  sich,  daß  es  auf  dem  das  Ver- 
tragsrecht beherrschenden  Grundgedanken  von-  Treu  und 
Glauben  beruht  und  daß  darum  jede  Veränderung  dieses 
Verhältnisses  ausgeschlossen  ist,  die  dem  einen  der  K  o  n  - 
t  r  a  h  en  t  e  n  nach  Treu  und  Glauben  nicht 
zugemutet  werden  kann.  Die  polnische  Sukzession 
würde  den  von  den  Kontrahenten  vernünftigerweise  ge- 
wollten Sinn  und  Inhalt  des  Rentengutsverhältnisses  zer- 
stören. Eine  Rechtskonstruktion,  die  zu  solchen,  das  Wesen 
der  Vertragstreue  zerstörenden  Konsequenzen  führen 
würde,  ist  schon  damit  widerlegt. 

5)  Aus  alledem  ergibt  sich,  daß  auch  die  Wiederkaufsrechte 
als  rein  privatrechtlich  mit  einem  auf  den  polnischen  Staat 
übergehenden  Staatsgut  nicht  zusammenhängende,  und  als 
höchst  persönliche  Rechte  von  dem  Grundsatz  des  Artikel 
256  Abs.  1  nicht  betroffen  werden.  Das  bedeutet  einerseits, 
daß  der  preußische  Fiskus  über  sie  verfügen  und  sie  an  die 
Danziger  Bauernbank  veräußern  durfte;  keineswegs  kommt 
ein  Verstoß  gegen  Grundsätze  der  Billigkeit  in  Frage.  Nicht 
Artikel  256,  sondern  Artikel  252  mit  seinem  ausdrücklichen, 
dem  Artikel  297  b  entsprechenden  Stichtage  kommt  in  Be- 
tracht: es  sind  daher  auch  hier  alle  die  rechtlichen  Gesichts- 
punkte, die  oben  (VII  7)  dargelegt  wurden,  maßgebend. 

Eine  Beanstandung  dieser  Verträge  auf  Grund  des 
Waffenstillstandsvertrages  ist  nach  den  Ausführungen  von 
Barclay,    sowie    nach    denen    dieses    Gutachtens    ausge- 
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schlössen.  Aktivlegitimiert  zu  einer  solchen  Beanstandung 
wären  nur  die  Kontrahenten  des  Waffenstillstandsvertrages, 
zu  denen  Polen  nicht  gehörte.  Da  dies  während  der  Dauer 
der  Geltung  des  Waffenstillstandsvertrages,  also  bis  zum 
10.  Januar  1920  nicht  geschehen  ist,  ist  eine  nachträgliche 
Beanstandung,  nachdem  dieser  Vertrag  aufgehört  hat  zu 
gelten  und  durch  den  Friedensvertrag  ersetzt  ist,  auch  von 
Seiten  dieser  Kontrahenten  nicht  möglich. 

Bei  einer  Beanstandung  auf  Grund  anderer  Rechts- 
erwägungen, deren  Zulässigkeit  ich  nach  allem  bisher  An- 
geführten verneine,  müßten  im  Uebrigen  auch  die  Rechte 
des  gutgläubigen  Erwerbers,  über  die  keineswegs  einfach  zur 
Tagesordnung  übergegangen  werden  darf,  berücksichtigt 
werden.  An  dieser  Erwägung  ist  auch  das  tschechoslowa- 
kische Gestz  vom  12.  August  1921  in  seinem  §  8  nicht  vor- 
beigegangen. Sind  die  im  Artikel  256  bezeichneten  Güter 
und  Rechte,  schreibt  er  vor,  nach  dem  für  die  Erwerbung  des 
Eigentums  maßgebenden  Tage  von  einer  anderen  Person  als 
von  der  zuständigen  tschechoslowakischen  Behörde  oder 
ohne  deren  Einwilligung  veräußert  worden,  so  kann  der 
Staat  sie  von  den  Erwerbern  nur  zurückfordern,  wenn  diese 
nicht  als  gutgläubige  Besitzer  nach  den  geltenden  Vorschrif- 
ten Eigentümer  geworden  sind. 

Eine  Berufung  auf  den  Artikel  256  könnte  endlich  nur 
zu  finanziellen  Forderungen  führen:  nämlich  zu  der 
Forderung,  daß  der  Wert,  den  der  preußische  Fiskus  für 
6ie  von  ihr  veräußerten  Objekte  erhalten  hat,  dem  Repara- 
tionskonto überwiesen  werde.  Zur  Geltendmachung  solcher 
Forderung  aber  wäre  jedenfalls  die  polnische  Republik  nicht 
befugt. 

6)  Endlich  aber,  selbst  wenn  man  annimmt,  was 
ich  für  ausgeschlossen  halte,  daß  die  Uebertragung  des  Wie- 
derkaufsrechtes an  die  Bauernbank  unzulässig  war,  und  daß 
ferner  das  preußische  Wiederkaufsrecht  an  den  polnischen 
Staat  übergegangen  ist,  so  wäre  dieses  Recht  in  demselben 
Augenblicke  wieder  untergegangen  bzw.  wäre  Polen  nicht 
berechtigt,  es  auszuüben. 
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Denn  unzweifelhaft  urteilt  der  Bericht  des  Rates  vom 
17.  Mai  1922  richtig,  wenn  er  schreibt: 

„En  ce  qui  concerne  le  droit  de  rachat,  celui-ci  semble 
avoir  constitue  une  mesure  d'e  x  c  e  p  t  i  o  n 
sous  la  regime  des  contrats  de  la 
,,A  nsiedlungskommissio  n\" 

Dies  ergibt  sich  mit  aller  Deutlichkeit  aus  den  oben  an- 
geführten ,, Grundsätzen  betreffend  das  Wiederkaufsrecht" 
vom  29.  Juli  1907,  in  denen  vorgeschrieben  war,  daß  dieses 
Wiederkaufsrecht  ,,nur  ausgeübt  werden  soll**,  wenn  Um- 
stände vorliegen,  die  den  Regierungspräsidenten  im  Falle 
der  Gründung  einer  neuen  Ansiedlung  gemäß  §  13  b  des 
Gesetzes  von  1904,  also  eines  unzweifelhaften  A  us  nähme- 
gesetzes,  zu  einer  Versagung  der  nationalen  Unschäd- 
lichkeitsbescheinigung veranlassen  würden.  Das  ergibt  sich 
ferner  aus  dem  zitierten  §  3  des  Besitzbefestigungsgesetzes 
von  1912,  ebenfalls  eines  Ausnahmegesetzes.  Und  das  ergibt 
sich  endlich  aus  der  Aufhebung  dieses  Wiederkaufsrechtes 
durch  die  erwähnte  Verordnung  vom  6.  Dezember  1918. 
Durch  diese  Verordnung  ist  das  Wiederkaufsrecht  a^s  na- 
tional-politische Ausnahmemaßregel  anerkannt  worden.  Das 
tritt  auch  in  der  Entscheidung  des  Reichsgerichts  vom 
28.  Januar  1914  (Bd.  84  Seite  100  folgende)  in  die  Erschei- 
nung, wo  dieser  nationalpolitische  Charakter  anerkannt, 
aber  als  mit  dem  damaligen  Reichsrechte  vereinbar  be- 
gründet wird.  Nach  der  Verordnung  vom  6.  Dezember  1918 
kann  ein  neues  dingliches  Vorkaufsrecht  nur  noch  nach 
Maßgabe  des  neuen  deutschen  Rechtes  auf  Grund  des  §  20 
des  Reichssiedlungsgesetzes  vom  10.  August  1919  begründet 
werden,  das  die  Ausübung  des  Wiederkaufsrechtes  weder 
im  Falle  des  Erbganges,  noch  im  Falle 
einer  Verletzung  der  Vertragspflichten 
kennt  (so  auch  Haack,  Seite  115).  Alle  über  den  Umfang 
dieses  neuen  Wiederkaufsrechtes  hinausgehenden  Befugnisse 
sind  damit  als  Ausnahmemaßregel  gekennzeichnet. 

Das  polnische  Gesetz  vom  1.  August  1919  hat  in  seinem 
Artikel  3  alle  damals  noch  geltenden  preußischen  Ausnahme- 
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Vorschriften  beseitigt,  somit  auch  das  Wiederkaufsrecht  ge- 
genüber Rentengutsbesitzern. 

Vor  allem  aber  ist  gleichzeitig  mit  dem  Inkraft- 
treten des  Friedensvertrages  der  Vertrag  zum 
Schutze  der  Minderheiten  vom  2  8.  Juni  1919 
für  Polen  und  seine  neu  erworbenen,  früher  preußischen  Ge- 
bietsteile in  Kraft  getreten.  Da  die  Artikel  7  und  8  dieses 
Minderheitenvertrages  die  rechtliche  Gleichheit  aller  polni- 
schen Staatsangehörigen  ohne  Unterschied  der  Sprache  und 
der  Nationalität  anerkennen  und  allen  polnischen  Staatsange- 
liörigen  nicht  nur  dieselben  rechtlichen,  sondern  auch  tat- 
sächlichen Sicherheiten  zuerkennen,  ist  damit  jedes  Recht 
ausgeschlossen,  welches  sich  als  die  Handhabung  eines  Aus- 
nahmerechtes darstellt.  Der  Minderheitenvertrag  hätte  also, 
selbst  wenn  der  polnische  Staat  das  Wiederkaufsrecht  er- 
worben hätte,  dieses  zugleich  als  eine  unzulässige  Aus- 
nahmemaßregel beseitigt.  Denn  die  Ausübung  des  Wieder- 
kaufsrechts ist  in  Polen  eine  Maßnahme,  die  sich  nur  gegen 
polnische  Staatsangehörige  deutscher  Nationalität 
richtet;  schon  deswegen  könnte  es  vor  den  Artikeln  7  und  8 
des  Minderheitenvertrages  nicht  bestehen. 

7)  Die  Völkerbundratsentscheidung  vom  30.  September 
hat  noch  nicht  zu  allen  diesen  Fragen  eine  klare  Stellung  ge- 
nommen. Es  fehlen  alle  Ausführungen  über  die  Natur  des 
Wiederkaufsrechts  und  über  die  sich  daraus  ergebenden 
Folgerungen  für  die  Frage  der  Staatensukzession.  Aber 
selbst,  wenn  man  von  diesen  Mängeln  absieht,  so  bleiben 
mancherlei  Zweifel  und  Fragen,  die  der  Klärung  nicht  ent- 
behren können. 

Zu  der  Frage  des  Wiederkaufsrecht  bei  den  Rentenguts- 
verträgen, die  vor  dem  11.  November  1918  abge- 
schlossen und  regularisiert  waren,  fehlt  —  wie 
dargelegt  —  jede  Meinungsäußerung.  Und  was  die  Frage 
des  Wiederkaufsrechts  bei  den  Rentengutsverträgen  betrifft, 
die  vor  dem  11.  November  1918  geschlossen,  aber  erst 
später    regularisiert    worden     sind,     so    dürfte    es 
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höchst  zweifelhaft  sein,  ob  die  Entscheidung  den  praktischen 
Bedürfnissen  voll  entspricht. 

Wenn  —  wie  es  dort  heißt  —  das  auf  den  polnischen 
Staat  übergegangene  Wiederkaufsrecht  nicht  ausgeübt  wer- 
den darf  „en  consideration  du  fait  que  les  personnes  in- 
teressees  appartiennent  ä  une  minorite'*,  so  kann  es  nur  allzu 
leicht  über  die  Auslegung  dieser  Klausel  zu  Meinungsver- 
schiedenheiten und  Streit  kommen.  Die  richtige  Auslegung 
kann  nur  die  sein,  daß,  da  eben  alle  von  diesen  Rechten  be- 
troffenen Personen  der  Natur  der  Sache  nach  zu  einer  na- 
tionalen Minderheit  gehören,  es  eben  überhaupt  nicht  aus- 
geübt werden  kann,  ohne  daß  dabei  gegen  die  Sätze  der  Ar- 
tikel 7  und  8  des  Minderheitsvertrages  verstoßen  wird:  ein 
Recht,  das  nur  gegenüber  Personen,  die  zu  einer  nationalen 
Minderheit  gehören,  besteht,  ist  mit  dem  Minderheitsver- 
trage nicht  vereinbar.  Solange  ein  solches  Recht  besteht, 
genießen  eben  diese  Minderheiten  als  Minderheiten  nicht  die 
gleichen  ,, rechtlichen**  Sicherheiten  wie  alle  anderen  Staats- 
bürger. Jedenfalls  aber  genießen  sie  nicht  dieselben  ,, tat- 
sächlichen" Sicherheiten,  die  ihnen  ebenfalls  garantiert  sind. 

Einige    mir    als    völlig    zuverlässig    bezeichnete    Fälle 
können  dies  bestätigen: 

1.  Heinrich  Hockenholz  aus  Kreis  Inowraclaw  ist  pol- 
nischer Staatsangehöriger.  Seine  Eltern,  die  bereits 
seit  1903  dort  angesiedelt  gewesen  waren,  sind  am 
23.  Juni  1919  von  polnischen  Soldaten  ermordet  wor- 
den. Seitdem  hat  er  die  Wirtschaft  weitergeführt,  hat 
sich  dann  mit  den  verheirateten  Schwestern  ausein- 
andergesetzt und  ist  im  August  1921  als  Eigentümer 
im  Grundbuche  eingetragen  worden.  Bald  darauf  er- 
hielt er  die  Mitteilung,  daß  das  Wiederkaufsrecht 
gegen  ihn  angewandt  werden  solle.  Für  die  Wirt- 
schaft, die  etwa  15  Millionen  polnische  I^Iark  wert 
ist,  wurden  ihm  597  993  polnische  Mark  geboten. 

2.  Die   Witwe  Fredrich   will   ihre   Wirtschaft   auf   ihren 
Sohn  übertragen.     Ihr  wird  der  Bescheid,   sie  dürfe 
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sie  weder  verkaufen  noch  vererben,  sondern  könne  sie 
nur,  solange  sie  selbst  lebt,  noch  weiter  bewirtschaften. 

3.  Nach  Geltendmachung  des  Wiederkaufsrechts  wurde 
der  Wert  einer  Wirtschaft  auf  1  203  543  polnische 
Mark  geschätzt  und  dem  Ansiedler  nach  allen  Ab- 
zügen 212  669  polnische  Mark  zur  Verfügung  ge- 
stellt. In  der  ihm  übergebenen  Abrechnung  war  der 
Wert  der  Ernte  mit  965  250  Mark  angegeben  und  in 
Abzug  gebracht.  Eine  Wirtschaft,  deren  Ernte  mit 
965  250  Mark  berechnet  war,  wurde  demnach  mit 
1  203  543  Mark  geschätzt.  Für  das  Doppelte  des  ihm 
ausgezahlten  Betrages  kann  sich  der  Ansiedler  noch 
nicht  ein  Ackerpferd  kaufen. 

4.  In  einem  anderen  Falle  im  Kreise  Koschmin  wurde 
bei  Ausübung  des  Wiederkaufsrechts  eine  Wirtschaft 
die  von  unparteiischen  Taxatoren  gleichzeitig  auf 
sechs  Millionen  geschätzt  war,  von  dem  Bezirksland-^ 
amt  auf  300  000  Mark  geschätzt,  während  dasselbe 
Landamt  bei  einer  gleich  großen  Wirtschaft  für  eine 
Jahresfreiernte  den  Betrag  von  621  000  Mark  be- 
rechnete und  von  dem  dortigen  Ansiedler  verlangte. 
Danach  müßten  sich  also  Rentengüter  mit  mehr  als 
200  pCt.  verzinsen. 

5.  Bei  einem  Rentengut,  dessen  Eigentümer  im  Kriege 
gefallen  war,  wurde  gelegentlich  der  Bekanntmachung 
des     Wiederkaufsrechts    der    Wert    der    Stelle    auf 

186  340  Mark  geschätzt.  Nach  dem  Abzug  der  Schul- 
den usw.  ergab  sich  als  Resultat  ein  Minus  von  40  000 
Mark,  eine  Summe,  die  das  Bezirkslandamt  von  der 
Witwe  gleichzeitig  mit  der  Aufforderung  zur  Auf- 
lassung ihrer  Wirtschaft  an  den  polnischen  Fiskus 
verlangte. 

Die  beiden  letzten  Fälle  sind  dem  Posener  Tageblatt 
vom  20.  Dezember  1922  entnommen.  Die  Zeitung  wird  mir 
als  zuverlässig  bezeichnet;  ein  Dementi  soll  nicht  erfolgt  sein. 

Zur  Erläuterung  bedarf  es  keiner  W^orte.  Die  Unmög- 
lichkeit,  die  Wirtschaft    zu    vererben,    die    Berechnung    des 
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Wiederkaufpreises,  gegen  die  ein  Rechtsmittel  nicht  besteht, 
zeigen,  daß  das  Wiederkaufsrecht  in  den  Händen  der  pol- 
nischen Regierung  nichts  ist  als  ein  Mittel,  um  die  polni- 
schen Staatsangehörigen  deutscher  Nationalität  ohne  ernst- 
hafte Entschädigung  zu  enteignen  und  in  spätestens  einem 
Menschenalter  alle  Ansiedler  deutscher  Nationalität  zu  be- 
seitigen. Niemand  wird  behaupten  wollen,  daß,  wenn  dies 
Recht  besteht,  der  polnische  Staatsangehörige  deutscher  Na- 
tionalität die  ihm  garantierten  rechtlichen  und  tatsächlichen 
Sicherheiten  genießt. 

8)  Und  dabei  ist  die  Rechtslage  klar.  Soweit  es  sich  bei 
den  Ansiedlern  um  Personen  handelt,  die  vom  Uebergange 
der  Staatshoheit  an  deutsche  Reichsa  n'g  e  h  ö  r  i  g  e 
geblieben  sind,  unterliegt  ihr  Eigentum  am  Rentengut 
der  Liquidation,  und  zwar  gegen  volle  Entschädigung.  So- 
fern sie  dagegen  die  polnische  Staatsangehörigkeit  erworben 
haben,  d.  h.  sofern  sie  vor  dem  1.  Januar  1908  in  den  Polen 
zugesprochenen  Gebietsteilen  ansässig  geworden  sind,  so  ist 
nach  dem  Grundgedanken  des  Friedensvertrages  selbst 
anerkannt,  daß  sie  ein  volles  und  ebenbürtiges  Recht  auf 
Grunderwerb  und  Grundbesitz  haben,  so  daß  der  polnische 
Staat  nicht  berechtigt  ist,  es  ihnen  unter  irgendeinem  Vor- 
wande  zu  entwinden.  Nach  den  Darlegungen  im  V.  Teile 
dieses  Gutachten  sind  die  vor  dem  1.  Januar  1908  ansässig 
gewordenen  Personen  ausdrücklich  als  Personen  anerkannt, 
die  einen  vollen  Anspruch  auf  das  Gebiet  haben.  Selbst  wenn 
solche  Personen  ihre  Rechte  erst  nach  dem  11.  November 
1918  erworben  haben,  so  sind  diese  Rechte  eben  Personen 
eingeräumt,  denen  sowohl  der  Friedensvertrag  wie  der  Alin- 
derheitenvertrag  die  vollen  Rechte  eines  polnischen  Bürgers 
sowie  auf  Erwerb  und  Genuß  des  in  den  abgetretenen  Ge- 
bieten belegenen  Grund  und  Bodens  gewährleistet.  Sofern 
nicht  in  einem  einzelnen  Falle  ganz  besondere  Verhältnisse 
vorliegen,  kann  von  einem  Verstoß  gegen  die  Grundsätze  der 
Billigkeit  auch  bei  den  nach  dem  11.  November  geschlossenen 
Verträgen  nicht  die  Rede  sein,  weil  die  Personen,  die 
deutsche  Reichsangehörige  geblieben  sind,  ja  liquidiert  wer- 
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den  können,  diejenigen  aber,  die  polnische  Staatsangehörige 
geworden  sind,  „are  to  be  taken  into  partnership**,  wie  oben 
im  Anschluß  an  die  Dokumentation  der  Allierten  ausgeführt 
wurde. 

Diese  haben  sich  eben  auf  den  Standpunkt  gestellt,  daß 
nicht  die  Rentengutsgesetzgebung,  sondern 
nur  das  Enteignungsgesetz  als  eine  Maßnahme  anzu- 
sehen ist,  die  keine  Ansprüche  auf  den  Grund  und  Boden  ge- 
währt. Die  Rentengutsgesetzgebung,  die  im  ganzen  preu- 
ßischen Staatsgebiet  galt  und  gilt,  sollte  nicht  „deposseder 
la  Population  indigene"  (Note  vom  16.  Juni  1919),  sondern 
nur  die  zielbewußte  und  organisierte  großpolnische  Aktion 
auf  Erwerb  von  Grundbesitz  einschränken;  sie  hatte  einen 
repressiven  und  keinen  aggressiven  Charakter.  Sie  hat 
darum  nicht  den  polnischen  Besitzstand  verringert,  sondern 
nur  verhindert,  daß  dessen  Vergrösserung  trotz  der  von  pol- 
nischer Seite  aufgewandten  riesigen  Mittel  nicht  einen  noch 
erheblicheren  Umfang  angenommen  hat,  als  es  der  Fall  war. 
Denn,  daß  der  polnische  Besitzstand  in  Posen  und  West- 
preußen trotz  der.  Ansiedelungsgesetzgebung  um  mehr  als 
100  000  ha  zugenommen  hat,  wird  auch  von  polnischer  Seite 
hervorgehoben.  Daß  71  pCt.  des  für  Rentengüter  verwandten 
Grund  und  Bodens  aus  deutscher  Hand  stammte,  ist  bekannt 
oder  sollte  bekannt  sein.  Die  Statistik  über  die  Herkunft  der 
von  der  preußischen  Ansiedlungskommission  angesiedelten 
Rentengutsbesitzer  beweist,  daß  diese  zum  größten  Teit  ent- 
weder aus  den  abgetretenen  Provinzen  selbst  oder  aus  deren 
unmittelbarer  Nachbarschaft  stammen  oder  deutsche  Rück- 
wandrer aus  nunmehr  polnisch  gewordenen  Gebietsteilen 
sind.  Aus  den  Provinzen  Posen  und  Westpreußen  stammten 
in  den  Jahren  1888,  1896  und  1904:  53,  41  und  26  pCt.  der 
Ansiedler;  aus  den  unmittelbar  benachbarten  östlichen  Pro- 
vinzen 30,  27  und  17  pCt.,  aus  den  westlichen  Provinzen  8, 
28  und  42  pCt.;  der  Rest  rekrutiert  sich  aus  den  genannten 
Rückwandrern.  (Vgl.  über  alle  diese  Zahlen  S  e  r  i  n  g  im 
Wörterbuch  der  Volkswirtschaft  von  Elster  Bd.  I  Seite 
100  fg.)    Der  Prozentsatz  der  danach  aus  dem  Westen  stam- 
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menden  Ansiedler  kann  somit  als  normaler  Ueberschuß 
der  dortigen  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  angesehen 
werden,  der  es  vorzog,  statt  über  See  auszuwandern,  aus  den 
industrialisierten  Gebieten,  die  ihm  eine  landwirtschaftliche 
Betätigung  nicht  mehr  ermöglichten,  in  die  agrarischen  Teile 
des  Ostens  zu  ziehen.  Als  ein  Schutzmittel  gegen  die  groß- 
polnische Arbeit  haben  die  Ansiedler  dem  preußischen  Fiskus 
das  Wiederkaufsrecht  eingeräumt;  dies  Recht  nunmehr  in 
die  Hände  der  polnischen  Regierung  legen,  heißt  nicht  nur, 
die  als  ebenbürtige  polnische  Staatsangehörige  durch  die 
beiden  Versailler  Verträge  anerkannten  Ansiedler  von  den 
garantierten  ,,partnership"  ausschließen,  sondern  auch  die 
Vertragsrechte  der  Ansiedler  und  ihre  berechtigten  Erwar- 
tungen aus  den  von  ihnen  geschlossenen  Verträgen  verletzen. 

IX. 

1)  Wir  sind  im  Laufe  unserer  Ausführungen  immer  wieder 
auf  die  Frage  geführt  worden,  wer  berufen  ist,  den  allge- 
meinen Grundsatz  der  Staatensukzession  im  Einzelnen  durch- 
zuführen, wem  seine  Interpretation  im  Einzelnen  obliegt. 

Bei  dieser  Frage  muß  von  dem  selbstverständlichen  Satz 
des  Völkerrechts  ausgegangen  werden,  daß  alle  Klauseln  in- 
ternationaler Verträge  nur  durch  ein  Abkommen  der  be- 
teiligten Kontrahenten  oder  durch  andere,  z.  B.  schieds- 
richterliche Mittel,  über  die  die  Kontrahenten  sich  einigen, 
ausgelegt  werden  können.  Dies  folgt  aus  den  allgemeinsten 
Grundlagen  sowohl  des  Völkerrechts  wie  des  Vertragsrechts. 
Keine  Partei  kann  befugt  sein,  in  autonomer  und  souveräner 
Weise  Vertragsbestimmungen  auszulegen,  selbst  dann 
nicht,  wenn  der  Vertrag  ein  mehr  oder  weniger  erzwungener 
oder  diktierter  war,  denn  auch  dadurch  verliert  er  seinen 
Charakter  als  Vertrag  nicht.  Diese  in  der  Natur  der  Sache 
begründeten  Sätze  gelten  nur  dann  nicht,  wenn  sie  durch  be- 
sondere Vertragsklauseln  ausdrücklich  ausgeschlossen  wor- 
den sind,  insbesondere  wenn  eine  bestimmte  internationale 
Instanz  mit  der  Auslegung  ausdrücklich  betraut  worden  ist. 

Das  ist  im  Friedensvertrage  von  Versailles  mehrfach  ge- 
schehen, so  zu  Gunsten  des  Völkerbundrates,  zu  Gunsten  der 
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Gemischten  Schiedsgerichte,  zu  Gunsten  besonderer  Schieds- 
richter, zu  Gunsten  der  Reparationskommission.  Insbeson- 
dere bei  der  Frage  der  Staatensukzession  sind  solche  Instan- 
zen geschaffen  worden:  die  Reparationskommission  für  die 
Berechnung  der  zu  übernehmenden  öffentlichen  Staatsschul- 
den nach  Artikel  254  und  255,  ein  besonderer  unter  Mitwir- 
kung des  Internationalen  Arbeitsamtes  geschaffener  Aus- 
schuß bei  der  Uebertragung  der  Fonds  der  sozialen  Ver- 
sicherung nach  Artikel  312,  ein  besonderer  Schiedsrichter  bei 
der  Abtretung  von  Schiffen  und  Booten  internationalisierter 
Flüsse  nach  Artikel  330  und  ähnlich  bei  der  Abtretung  von 
Eisenbahnlinien  nach  Artikel  371. 

2)  Es  ist  wichtig  hervorzuheben,  daß  nach  Artikel  256  die 
Reparationskommission  nicht  berufen  ist  zur 
Entscheidung  der  Frage,  in  welchem  Umfange  Staatsgüter 
an  den  erwerbenden  Staat  übergehen.  Die  Reparationskom- 
mission ist  vielmehr  darauf  beschränkt  worden,  den  Wert  der 
übergehenden  Staatsgüter  festzusetzen.  Das  ergibt  sich 
bereits  aus  der  Formulierung  des  Artikels  256  selbst,  ist  aber 
auch  in  der  Formulierung  des  Artikel  92  Abs.  3  zum  Aus- 
druck gebracht:  „en  fixant,  en  execution  de  Tarticle  256  du 
present  Traite  la  valeur  des  biens  et  proprietes  .  .  .  passant 
ä  la  Pologne,  la  Commission  des  Reparations  .  .  .".  Die  Re- 
parationskommission ist  auch  nicht  befugt,  von  sich  aus  zu 
entscheiden,  welche  Gebäude,  Wälder  und  sonstigen 
Staatsgüter,  die  dem  ehemaligen  Königreich  Polen  gehörten, 
auf  den  neuen  polnischen  Staat  übergehen.  Dagegen  ist  die 
Reparationskommission  nach  Artikel  92  Abs.  2  berufen,  den 
Teil  der  Staatsschulden,  den  sie  auf  kolonisatorische  Maß- 
nahmen der  deutschen  und  preußischen  Regierung  zurück- 
führt, von  der  Berechnung  der  Staatsschulden  in  Abzug  zu 
l^ringen.  Artikel  92  Abs.  2  sagt  in  einleuchtend  vom  Abs.  3 
verschiedener  Formulierung:  —  ,,la  partie  de  la  dette,  qui, 
d'a  pres  la  Commission  des  Reparations  .  .  . 
se  rapporte  aux  mesures  .  .  .".  Und  im  Artikel  255  Ziffer  3 
heißt  es  ebenso  deutlich  zu  Gunsten  einer  Zuständigkeit  der 
Reparationskommission:     „En  ce  qui  concerne  tous  les  ter- 
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ritoires  cedes  autres  que  l'Alsace-Lorraine,  la  fraction  de  la 
dette  de  l'Empire  ou  des  Etats  AUemands  dont  la  Com- 
mission  desReparations  estimera  qu'elle  correspond 
a  des  depenses  effectuees  par  TEmpire  ou  les  Etats  AUe- 
mands ä  Toccasion  des  biens  et  proprietes 
vises  ä  Ta  rt  i  c  1  e  256  sera  exclue  de  Tattribution  a  faire  en 
execution  de  l'article  254'*. 

Trotz  dieser  klaren  Differenzierung  im  Ausdruck  finden 
wir  jedoch  in  den  Entscheidungen  der  Reparationskommis- 
sion eine  wahre  Musterkarte  voneinander  abweichender 
Interpretationen. 

In  einer  Entscheidung  über  die  Stickstoffwerke  in  Chor- 
zow  vom  19.  Februar  1921,  also  zu  einer  Zeit  als  die  Teilung 
Oberschlesiens  noch  garnicht  vorgenommen  war,  äußerte 
sich  die  Reparationskommission  dahin,  daß  bis  zur  endgül- 
tigen Bearbeitung  dieser  Frage  sie  sich  alle  ihre  Rechte  im 
Hinblick  auf  die  mit  den  Stickstoffwerken  vorgenommenen 
Transaktionen  vorbehält,  daß  sie  aber  schon  jetzt  erkärt,  sie 
sei  nicht  imstande,  die  Gültigkeit  des  Verkaufs  der  Werke 
zuzulassen. 

In  einer  Entscheidung  vom  21.  April  1921  heißt  es,  daß 
der  Text  des  Artikel  256  der  Reparationskommission  ledig- 
lich eine  Rolle  bei  der  Fixierung  des  Wertes  des  übergehen- 
den Staatseigentums  gegeben  habe:  die  Kommission  sei  nicht 
zuständig,  den  Artikel  256  zu  interpretieren,  weder  im  Hin- 
blick auf  Deutschland,  noch  auf  die  erwerbenden  Staaten. 
Wenn  daher  zwischen  Deutschland  und  einem  erwerbenden 
Staat  Streit  über  ein  bestimmtes  Staatsgut  entstehe,  so  könne 
die  Kommission  nicht  intervenieren:  der  Streit  sei  durch 
eine  Vereinbarung  der  beteiligten  Staaten  zu  erledigen;  je- 
doch dürfe  auch  der  erwerbende  Staat  auf  Grund  seiner 
Souveränität  über  das  abgetretene  Gebiet  jede  Frage,  die  sich 
auf  das  Eigentum  an  dem  betreffenden  Gut  bezieht,  durch 
Entscheidungen  seiner  zuständigen  Behörden  lösen.  Die  Re- 
parationskommission werde  im  allgemeinen  zu  einer  Be- 
wertung des  Gutes  und  zur  Forderung  einer  Bezahlung  von 
Seiten    des    erwerbenden    Staates   erst    schreiten,    wenn    der 
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Streit  erledigt  sei.  Sie  werde  daher  die  erwerbende  Macht 
ersuchen,  sie  über  alle  Verhandlungen  zu  informieren,  die  sie 
mit  Deutschland  über  die  Anwendung  des  Artikel  256  ein- 
leiten würde. 

In  einer  Note  vom  24.  August  1921,  die  die  Reparations- 
kommission an  den  Völkerbundsrat  über  die  Angelegenheit 
Puppel-Deutsche  Bauernbank  richtete,  wird  ausgeführt:  die 
Frage  gehöre  nicht  zur  Zuständigkeit  der  Reparationskom- 
mission. Was  Artikel  107  betreffe,  so  entspreche  es  diesem 
Artikel,  daß  der  Geschäftsanteil  der  Bauernbank  und  insbe- 
sondere die  Wiederkaufsrechte,  die  von  der  preußischen  Re- 
gierung an  diese  Bank  veräußert  seien,  insoweit  es  sich  um 
einen  Aktivposten,  der  im  abgetretenen  Gebiet  liege,  han- 
dele, das  Eigentum  der  alliierten  und  assoziierten  Mächte  im 
Augenblick  des  Inkrafttretens  des  Friedensvertrages  gewor- 
den seien.  Da  die  Reparationskommission  jedoch  nicht  mit 
der  Ausführung  dieser  Bestimmung  betraut  sei,  so  könne  sie 
auf  Grund  dieses  Artikel  nichts  veranlassen.  Was  sodann  den 
Verkauf  der  Geschäftsanteile  des  preußischen  Staates  an  die 
Bauernbank  betreffe,  so  stehe  er,  da  zwischen  dem  Waffen- 
stillstand und  dem  Inkrafttreten  des  Friedensvertrages  ab- 
geschlossen, im  Widerspruch  mit  den  Bestimmungen  des 
Waffenstillstandes;  jedoch  dürfe  die  Reparationskommission 
bei  einer  Verletzung  des  Waffenstillstandes  nicht  inter- 
venieren. Sie  lenke  jedoch  die  Aufmerksamkeit  des  Völker- 
bundsrates auf  die  Tatsache  hin,  daß  der  Streit,  um  den  es 
sich  hierbei  handele,  eng  verbunden  sei  mit  der  allgemeineren 
Frage  der  polnischen  Rentengüter,  die  bei  der  Auslegung 
des  Artikel  256  durch  die  Reparationskommission  aufge- 
taucht sei.  Die  Rechte  der  deutschen  Regierung  an  diesen 
Rentengütern  seien  während  des  Waffenstillstandes  auf  die 
Bauernbank  übertragen  worden;  die  Reparationskommission 
habe  prüfen  sollen,  ob  diese  Rechte  als  Güter  des  preußischen 
Staates,  die  nach  Artikel  256  auf  Polen  übergegangen  sind, 
anzusehen  seien,  und  ob  der  Verkauf  dieser  Rechte  an  eine 
Privatkorporation  dem  Erwerbe  durch  Polen  entgegenstehe. 
Sie  habe  aber  entschieden,  daß  sie  nicht  zuständig  sei,  den 
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Artikel  256  zu  interpretieren,  und  daß  die  Frage  durch  eine 
direkte  Vereinbarung  unter  den  beiden  beteiligten  Ländern 
geregelt  werden  müsse. 

Insbesondere  diese  Entscheidung  ist  höchst  merkwürdig. 
Einerseits  erklärt  die  Reparationskommission  immer  wieder 
ihre  Unzuständigkeit  für  die  Interpretation  der  Artikel  107 
und  256;  andererseits  aber  kann  sie  sich  doch  nicht  enthalten, 
diese  Interpretation  vorzunehmen,  freilich  um  zugleich 
immer  wieder  hervorzuheben,  daß  sie  nicht  zuständig  sei, 
etwas  zu  veranlassen.  Niemand  wird  behaupten  können,  daß 
em  solches  Verfahren  dem  nationalen  oder  internationalen 
Brauche  entspricht.  Wenn  eine  Instanz  sich  für  unzuständig 
hält,  kann  sie  höchstens  (selbst  das  ist  zweifelhaft)  die  ihrer 
Ansicht  nach  zuständige  bezeichnen,  sie  darf  aber  niemals 
ein  Sachurteil  geben. 

In  einer  Entscheidung  vom  10.  März  1922  schreibt  die 
Reparationskommission,  daß  sie  es  für  nötig  gehalten  habe, 
über  die  uns  hier  beschäftigende  Frage  die  Sachverständigen 
der  Botschafterkonferenz  zu  befragen.  Deren  Rechtsgut- 
achten gehe  dahin,  daß  alles  bewegliche  und  unbewegliche 
Gut  ohne  Ausnahme,  also  auch  die  Geschäftsanteile  an  der 
Danziger  Bauernbank,  zu  den  im  Artikel  107  bezeichneten 
Gütern  gehören;  da  diese  am  12.  Juli  1919,  dem  Tage  der 
Ratifikation  des  Friedensvertrages  durch  Deutschland,  dem 
preußischen  Staate  gehörten,  konnten  sie  nach  diesem  Datum 
nicht  mehr  gültig  übertragen  oder  veräußert  werden,  ohne 
die  Rechte  der  Alliierten  als  Erwerber  zu  verletzen.  Die  Re- 
parationskommission  wolle  daher  in  Uebereinstimmung  mit 
diesem  Gutachten  die  Zueignung  der  Anteile  an  der  Bauern- 
bank zum  Gegenstand  einer  späteren  Entscheidung  machen. 

Hier  taucht  zum  ersten  Male  als  Stichtag  nicht  der 
Waffenstillstand,  sondern  die  Ratifikation  des  Friedensver- 
trages durch  Deutschland  auf;  und  zugleich  behält  sich  hier 
die  Reparationskommission  im  Gegensatz  zu  allen  früheren 
Entscheidungen  das  Recht  vor,  selbst  die  Zueignung  von 
Staatsgut  an  die  erwerbenden  Mächte  vorzunehmen. 

Abhandlungen  zum  Friedensvertrage.    Heft  5.  10 
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In  ähnlicher  Weise  äußerte  sich  die  Reparationskommis- 
sion am  31.  August  1922.  Stichtag  sei  die  Ratifikation  des 
Friedensvertrages  durch  Deutschland;  folglich  könnten  die 
Hauptalliierten  Mächte  einen  Verkauf,  der  nach  diesem  Da- 
tum stattgefunden  habe,  nicht  als  gültig  anerkennen.  Die 
Kommission  müsse  daher  die  deutsche  Regierung  für  die  ihr 
im  Augenblick  der  Ratifikation  gehörenden  Geschäftsanteile 
verantwortlich  machen  und  ersuche  den  deutschen  Gene- 
ralkonsul in  Danzig,  mit  Beschleunigung  das  Entsprechende 
zu  veranlassen,  um  die  Geschäftsanteile  der  Reparations- 
kommission zur  Verfügung  zu  stellen. 

In  einem  Gutachten  des  Rechtsausschusses  der  Repara- 
tionskommission (Anhang  485  Nr.  126)  wird  die  Frage  auf- 
geworfen, welches  die  Rolle  der  Reparationskommission  sei, 
wenn  zwischen  der  abtretenden  und  der  erwerbenden  Macht 
über  das  Staatsgut  Streit  entsteht.  Der  Rechtsausschuß  ist 
der  Ansicht,  daß  die  Entschädigungskommission  nicht  zu 
vermitteln  hat.  Es  gäbe  zwei  Möglichkeiten:  entweder  der 
Konflikt  werde  zwischen  den  interessierten  Staaten  mit  den 
Mitteln  erledigt,  die  sie  wählen,  diplomatische  Verhandlun- 
gen, Schiedsgerichte  usw.;  dann  nähme  die  Kommission 
lediglich  das  Ergebnis  der  Verständigung  oder  den  Inhalt 
der  Entscheidung  zur  Kenntnis.  Oder  der  Zessionarstaat 
mache  von  seinem  Souveränitätsrecht  über  das  abgetretene 
Gebiet  Gebrauch  und  entscheide  jetzt  oder  später  durch  An- 
ordnung seiner  zuständigen  Organe,  daß  das  strittige  Objekt 
sein  Eigentum  geworden  sei,  und  lasse  nicht  zu,  daß  Deutsch- 
land gegen  die  Rechtskraft  dieser  Entscheidung  opponiert; 
in  diesem  Falle  bleibe  der  Reparationskommission  nichts 
übrig,  als  in  die  Schätzung  des  Objekts  einzutreten  und  vom 
Zessionarstaat  die  entsprechende  Bezahlung  zu  verlangen. 
Der  Rechtsausschuß  ist  weiter  der  Meinung,  daß  die  Kom- 
mission im  Konflikt  nicht  als  Partei  auftreten  könne,  sondern 
lediglich  als  Dritter  eine  eng  begrenzte  Aufgabe  habe:  näm- 
lich Abschätzung  der  Staatsgüter  und  Verrechnung  des 
Wertes  im  Augenblick  der  Bezahlung  zugunsten  der  deut- 
schen Reparationslast. 
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In  einer  Entscheidung  vom  27.  Oktober  1922  wird  aus- 
geführt, daß  die  Frage,  welche  Staatsgüter  gemäß  Artikel  256 
auf  die  alliierten  und  assoziierten  Mächte,  an  die  deutsche 
Gebiete  zediert  worden  sind,  übergehen,  von  den  örtlichen 
Gerichten  zu  entscheiden  sei,  und  deshalb  nicht  zu  ihrer  Zu- 
ständigkeit gehöre.  Sie  habe  vielmehr  lediglich,  wenn  die 
Uebertragung  geschehen  sei,  abzuschätzen  und  den  Wert  zu- 
gunsten der  deutschen  Reparationsschuld  zu  verrechnen. 
Anders  liege  dies  nur  für  die  dem  ehemaligen  Königreich 
Polen  gehörenden  Staatsgüter;  in  dieser  Beziehung  habe  sie 
weitergehende  Rechte. 

Bei  dem  Vorstehenden  handelt  es  sich  um  einen  Aus- 
schnitt aus  den  Entscheidungen  der  Reparationskommission, 
der  mir  in  zufälliger  Weise  zugänglich  geworden  ist.  Bald 
wird  die  Zuständigkeit  der  Kommission  für  die  Frage  nach 
dem  Umfange  der  übergehenden  Staatsgüter  ganz  abgelehnt, 
bald  wird  sie  zwar  abgelehnt,  aber  im  Vorübergehen  eine 
Entscheidung  zuungunsten  Deutschlands  gefällt;  bald  wird 
als  Stichtag  der  Waffenstillstand,  bald  das  Datum  der  Rati- 
fikation angenommen,  bald  ohne  jede  Nennung  eines  beson- 
deren Stichtages  eine  Transaktion  einfach  für  ungültig  er- 
klärt, bald  sogar  eine  Aufforderung  an  die  deutsche  Regie- 
rung gerichtet,  ihre  an  gutgläubige  Erwerber  veräußerten 
Werte  den  erwerbenden  Mächten  zur  Verfügung  zu  stellen; 
bald  wird  erklärt,  die  Frage  nach  dem  Umfange  des  über- 
gehenden Staatsgutes  müsse  durch  eine  direkte  Vereinbarung 
zwischen  den  interessierten  Staaten  erledigt  werden,  bald 
wird  daneben  wahlweise  die  Möglichkeit  einer  Entscheidung 
durch  die  Behörden  des  erwerbenden  Staates  zugelassen,  bald 
endlich  die  alleinige  Zuständigkeit  der  lokalen  Gerichte  be- 
hauptet; —  um  von  anderen  Schwankungen  zu  schweigen. 

So  scheinen  alle  diese  Aeußerungen  der  Reparationskom- 
mission das  Urteil  von  N  i  1 1  i  zu  bestätigen-  ,, Anfangs  war 
die  Kommission  aus  Männern  von  Bedeutung  zusammenge- 
setzt; seitdem  sich  diese  Elemente  jedoch  daraus  zurück- 
gezogen haben,  ist  sie  nichts  als  ein  Sammelbecken  von 
Leuten    äußerster    Minderwertigkeit    geworden.     Ihre    Un- 

lo* 


—     148    — 

fähigkeit  ist  so  groß,  daß  sie  nur  noch  von  ihrem  Zynismus 

übertroffen    wird Biertischpolitiker,    kenntnisleere 

Diplomaten  und  Beamte,  die  kaum  Bescheid  über  die  Ge- 
setze ihres  eigenen  Landes  wissen,  müssen  bestimmen,  was 
Deutschland  zu  tun  hat,  was  es  zahlen  soll  und  wie  das 
Wirtschaftsleben  des  gebildetsten  Landes  der  Erde  zu  kon- 
trollieren ist.  Sie,  die  nicht  die  Bedingungen  einer  einzigen 
Industrie  kennen,  entscheiden  also  über  die  Gesamtwirtschaft 
Europas."    (Der  Untergang  Europas  S.  137,  138). 

Die  Entscheidungen  der  Reparationskommission  zu 
unserer  Frage  sind  jedenfalls  so  widerspruchsvoll,  daß  sie 
sich  in  ihrer  Mannigfaltigkeit  selbst  aufheben. 

Es  dürfte  jedenfalls  sicher  sein,  daß  die  Frage,  in 
welchem  Umfange  Staatsgüter  an  die  erwerbenden  Staaten 
übergehen,  sofern  nicht,  wie  oben  dargetan,  besondere  In- 
stanzen dafür  geschaffen  worden  sind,  grundsätzlich  durch 
eine  Vereinbarung  der  deutschen  und  der  erwerbenden  Re- 
gierung gelöst  werden  muß.  Nur  in  einem  besonderen  und 
charakteristischen  Falle  nennt  der  Friedensvertrag  ausdrück- 
lich die  Instanz,  welche  die  Frage  zu  lösen  hat. 

Im  Artikel  120,  der  von  der  Uebertragung  der  Staats- 
güter in  den  deutschen  Kolonien  an  die  Mandatarmächte 
handelt,  heißt  es  im  Satz  2  ausdrücklich:  ,,Si  des  contesta- 
tions  venaient  ä  s'elever  sur  la  nature  de  ces  droits,  elles 
seraient  jugees  souverainement  par  les  tribu- 
naux  locau  x".  Hier  handelt  es  sich  unzweifelhaft  um 
eine  Sondernorm;  und  das  argumentum  e  contrario  aus 
dieser  Norm  rechtfertigt  sich  dadurch,  daß  die  Uebertragung 
dieser  Streitentscheidung  an  die  lokalen  Gerichte  den  allge- 
meinen Grundsätzen  der  Vertragsauslegung  und  der  allge- 
meinen Staatenpraxis  widerspricht.  Artikel  120  ist  eine 
Ausnahmenorm,  die  sich  aus  der  besonderen  Natur  und  Be- 
handlung der  deutschen  Kolonien  ergibt;  man  wollte  eine 
vertragliche  Auseinandersetzung  über  die  einschlägigen 
Fragen  zwischen  Deutschland  und  der  Mandatarmacht 
offenbar  vermeiden. 
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4)  Als  Instanz  zur  Entscheidung  der  hier  erörterten  Fragen 
kommen  sodann  auf  Grund  des  Friedensvertrages  selbst  die 
Gemischten  Schiedsgerichtshöfe  in  Betracht, 
nämlich  insofern  es  sich  um  die  Frage  nach  der  Achtung  und 
Anerkennung  von  Privatrechten  handelt,  die  im  Augenblick 
des  Inkrafttretens  des  Friedensvertrages  erworben  waren. 

Nach  Artikel  297  b  unterliegen  grundsätzlich  die  er- 
worbenen Privatrechte  deutscher  Reichsangehöriger,  auch 
soweit  sie  in  den  abgetretenen  Gebietsteilen  gelegen  sind, 
der  Liquidation  durch  die  erwerbende  alliierte  Macht;  und 
zwar,  wenn  es  sich  um  neu  gebildete  Staaten  handelt,  nur 
gegen  unmittelbare  Auszahlung  des  Erlöses  an  den  Be- 
rechtigten. Das  bedeutet  zugleich,  daß  sie  geachtet  und  an- 
erkannt bleiben  müssen,  soweit  diese  Liquidationsbefugnis 
nicht  reicht.  Die  Gemischten  Schiedsgerichte  werden  daher 
zu  entscheiden  haben,  ob  eine  Liquidationsbefugnis  gegeben 
ist  oder  nicht.  Die  Liquidationsbefugnis  ist  aber  nach  den 
Eingangsworten  des  Artikel  297b  nur  gegeben:  ,,sous  re- 
serve  des  dispositions  contraires  qui  pourraient  resulter  du 
present  Traite**.  Eine  solche  Vorschrift  ist  der  Artikel  256, 
nach  dem  die  Staatsgüter  ohne  Liquidation  auf  den  Er- 
werberstaat übergehen.  Wenn  daher  die  Gemischten  Schieds- 
gerichte den  Vorbehalt  des  Artikel  297  b  interpretieren,  so 
haben  sie  gegebenenfalls  ein  Urteil  abzugeben,  über  das,  was 
auf  den  erwerbenden  Staat  ohne  Liquidation  übergeht,  sowie 
darüber,  was  der  Liquidation  anheimfallen  und  darum  nur 
gegen  volle  Entschädigung  enteignet  werden  darf,  sowie 
endlich  darüber,  was  weder  unter  die  Vorbehaltsklausel  noch 
unter  die  Liquidationsklausel  fällt  und  darum  als  erworbenes 
Recht  von  dem  Zessionarstaate  anerkannt  werden  muß. 
5)  Endlich  kann  der  Völkerbundsrat  sich  mit  den 
Problemen  des  Artikel  256  zu  beschäftigen  haben. 

Artikel  12  des  Minderheitsvertrages  überträgt  dem 
Völkerbundsrat  die  hohe  Aufgabe  des  Schutzes  der  natio- 
nalen Minderheiten  und  damit  sowohl  ein  wichtiges  Recht 
wie  eine  bedeutsame  Pflicht,  eine  Würde  und  eine  Bürde. 
Nach    Artikel  7    dieses    Vertrages    sollen    alle    polnischen 
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Staatsangehörigen  gleich  vor  dem  Gesetze  sein,  und  nach 
Artikel  8  sollen  sie  auch  die  gleichen  rechtlichen  und  tatsäch- 
lichen Garantien  genießen.  Die  Beantwortung  dieser  Fragen 
wird  häufig  von  präjudiziellen  Vorfragen  rechtlicher  Natur 
abhängen,  die  sich  nicht  auf  eine  Auslegung  der  Artikel  des 
Minderheitsvertrages  selbst  beziehen.  Bei  der  formalen  Na- 
tur der  Artikel  7  und  8,  die  zugleich  das  Kernstück  der  mate- 
riellen Schutzbestimmungen  des  ganzen  Vertrages  sind,  wird 
dies  sogar  sehr  häufig  der  Fall  sein. 

Ein  Gesetz  kann  als  solches  so  gestaltet  sein,  daß  es 
trotz  Formulierung  in  allgemeinen  Begriffen  tatsächlich 
nur  oder  überwiegend  auf  Minderheiten  Anwendung  findet. 
Es  kann  ferner  die  Anwendung  eines  Gesetzes  sich  tatsäch- 
lich vor  allem  gegen  Minderheiten  richten;  nach  Artikel  1 
des  Minderheitsvertrages  darf  aber  auch  keine  amtliche  Hand- 
lung den  Normen  dieses  Vertrages  zuwiderlaufen.  Es  kann 
endlich  die  Ausübung  eines  dem  Staate  zustehenden  sub- 
jektiven Rechtes  seine  wesentliche  Richtung  gegen  Minder- 
heiten haben  oder  wenigstens  in  seiner  tatsächlichen  Hand- 
habung eine  vor  allem  gegen  Minderheiten  gerichtete  Spitze 
erhalten.  In  allen  diesen  Fällen  hat  die  Anwendung  der 
Artikel  7  und  8  eine  Auslegung  und  Prüfung  des  Inhalts 
dieser  Gesetze,  denen  natürlich  ratifizierte  Staatsverträge 
gleichstehen,  und  der  subjektiven  Rechte  zur  Voraussetzung. 

Das  ist  nichts  Ungewöhnliches,  da  bei  dem  engen  Zu- 
sammenhange, in  dem  die  das  Leben  regelnden  Normen  viel- 
fach untereinander  stehen,  und  bei  der  Mannigfaltigkeit  der 
Rechtsfolgen,  die  an  dieselben  Tatbestände  geknüpft  sind, 
jede  zu  einer  Entscheidung  berufene  Instanz  es  mit  einer 
ganzen  Reihe  von  präjudizierlichen  Vorfragen  zu  tun  hat,  die 
als  Hauptfragen  grundsätzlich  zur  Zuständigkeit  anderer  ent- 
scheidender Instanzen  gehören.  Wenn  daher  auch  z.  B. 
Fragen  der  Staatsangehörigkeit,  soweit  sie  im  Minderheiten- 
vertrage  geregelt  sind,  vom  Völkerbundsrat  zu  entscheiden 
sind,  so  schließt  das  weder  aus,  daß  diese  Fragen,  soweit  sie 
zugleich  im  Friedensvertrage  normiert  sind,  zwischen 
Deutschland  und  Polen  vertraglich  geregelt  werden,  noch, 
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daß  sie  als  präjudizicrliche  Vorfragen,  z.  B.  gelegentlich  des 
Artikel  297  e  oder  des  Artikel  304  b  Abs.  2,  vom  Gemischten 
Schiedsgericht  behandelt  werden:  so  in  den  Prozessen 
Peinitzsch  c/a  Deutsches  Reich  und  Radic  c/a  Hillewerke 
vor  dem  deutsch-jugoslawischen  Gemischten  Schiedsgericht, 
um  von  der  großen  Menge  anderer  Entscheidungen,  bei  denen 
Staatsangehörigenfragen  eine  Rolle  spielen,  zu  schweigen. 
Die  Verweigerung  des  Eintritts  in  die  Er- 
örterung präjudizierlicher  Vorfragen  mit 
der  Begründung,  daß  die  angerufene  Instanz 
zur  Entscheidung  dieser  Vorfragen  nicht 
zuständig  sei,  käme  auf  eine  R,echts\'er- 
weigerung  heraus.  Das  deutsch-jugoslawische  Ge- 
mischte Schiedsgericht,  das  in  dem  Prozeß  Ventense  c/a. 
SHS-Staat  sich  unzuständig  erklärt  hatte,  die  Vorfrage,  ob 
der  südslawische  vStaat  ein  ,, neuer  Staat"  im  Sinne  des  Ar- 
tikel 297  h  Abs.  2  sei,  zu  entscheiden,  ist  von  dieser  irrigen 
A.uffassung  selbst  zurückgekommen  und  hat  die  genannte 
Vorfrage  im  Prozeß  Schumacher  c/a.  SHS-Staat  beantwortet. 
Es  verdient  alle  Anerkennung,  daß  der  Völkerbundrat 
sich  gleich  bei  dem  ersten  Minderheitsstreit,  mit  dem  er 
sich  befaßt  hat,  den  richtigen  Standpunkt  ein- 
genommen hat.  Darin  liegt  die  große  Bedeutung  des 
Beschlusses  des  Völkerbundrates  vom  17.  Mai  1922,  in  dem 
er  den  Bericht  der  Herren  Hymans,  Marquis  Imperiali  und 
Adatci  gebilligt  hat.  In  diesem  Bericht  wird  hervorgehoben, 
daß  die  Frage  der  Ansiedler  zunächst  vor  die  Botschafter- 
konferenz  gebracht  war,  die  sie  gemäß  Artikel  92  Abs.  5  des 
Friedensvertrages  auf  den  Weg  der  Verhandlungen 
zwischen  den  beteiligten  Staaten  verwiesen  habe.  Und  dann 
heißt  es:  ,,La  question  est  portee  devant  la  Societe  des 
nations  comme  une  question  des  minorites,  et 
il  faut  tout  d'abord  definir  nettement  que  le  Traite  de  mino- 
rites ne  s'applique  dans  cette  question  qu'aux  cultivateurs 
allemands  qui  ont  obtenu  la  nationalite  polonaise."  Als  solche 
Minderheitsfrage  aber  wird  sie  dann  mit  allen  in  Betracht 
kommenden    präjudizierlichen    Vorfragen    behandelt.      Ein 
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Verstoß  gegen  Artikel  7  und  8  stehe  in  Frage.  „D'apres 
l'article  7,  les  lois  doivent  etre  appliquees  de  la  meme  faqon 
ä  tous  les  ressortissants  polonais.  D'apres  l'article  8,  non  seu- 
lement  l'application  des  lois  doit  etre  la  meme  pour  tous  les 
ressortissants  polonais,  mais  aucune  loi  d'exception  ne  peut 
etre  promulguee  au  detriment  des  interets  des  minorites.'*  Ob 
dies  vorliegt,  könne  nur  entschieden  werden,  wenn  gewisse 
Vorfragen  über  die  Bedeutung  derAuflassung  und  Eintragung, 
über  die  Bedeutung  des  11.  November  1918,  über  das  Wieder- 
kaufsrecht gelöst  sind.  Und  dann  wird  ausgeführt:  Wenn 
eine  bestimmte  Auffassung  über  die  Natur  der  Auflassung 
und  Eintragung  richtig  ist,  ,,il  y  a  Heu  de  sc  demander  si 
Tannulation  de  ces  contrats  est  compatible  avec  le  Traite  de 
minorites,  etant  donne  qu'il  s'agit  d'une  mesure 
appliquee  seulement  aux  personn  es  ap- 
partenant  a  la  minorite  allemand  e".  Wenn 
das  Wiederkaufsrecht  ein  Recht  ist  ,,  a  p  p  1  i  q  u  e  e 
p  r  e  s  q  u'e  X  c  1  u  s  i  V  e  m  e  n  t  en  faveur  de  Polo- 
nais, et  de  fagon  ä  fendre  difficile  ä  la  mino- 
rite allemande  de  conserver  ses  terres,  on 
peut  se  demander  si  cette  pratique  serait  compatible  avec  les 
stipulations  des  articles  7  et  8  du  Traite  des  minorites". 

In  diesem  Sinne  ist  das  Verfahren  weitergeführt  wor- 
den, und  zwar  hat  die  polnische  Regierung  es  nicht  be- 
mängelt, sondern  hat  sich  in  mehreren  Denkschriften  auf 
denselben  Standpunkt  gestellt  und  ihre  Argumentationen 
zu  r  S  a  c  h  e  vorgebracht;  ja  sie  hat,  wie  aus  dem  Da  Gama- 
Bericht  vom  9.  September  hervorgeht,  den  Wunsch  ge- 
äußert, ,,de  voir  cette  question  definitive- 
ment  reglee,  afin  d'eviter  les  inconvenients  qui 
resultent  de  l'incertitude  dans  laquelle  se  trouvent  les  Colons 
aussi  bien  que  Tadministration  polonaise**.  Wenn  die  pol- 
nische Regierung  jetzt  nachträglich  Kompetenzbedenken 
äußert,  so  kann  dies  weder  der  Richtigkeit  des  vom  Völker- 
bundsrate eingenommenen  Standpunktes  bezüglich  der  Be- 
handlung präjudizierlicher  Vorfragen  Eintrag  tun,  noch  die 
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Tatsache  aus  der  Welt  schaffen,  daß  die  polnische  Regierung 
selbst  bis  zum  30.  September  diesen  Standpunkt  gebilligt  hat. 

Hat  danach  unzweifelhaft  der  Völkerbundrat  auf  Grund 
des  Artikel  12  des  Minderheitenvertrages,  auf  dem  sein  ganzes 
Vorgehen  beruht  (drei  Mitglieder  des  Rates  hatten  Veran- 
lassung genommen,  ,,ä  signaler  Taffaire  ä  l'attention  du 
Conseir*,  wie  es  dem  Artikel  12  entspricht),  das  Recht  und 
die  Pflicht,  alle  für  seine  Entscheidung  notwendigen  Vor- 
fragen zu  erörtern,  so  blieb  es  seinem  Ermessen  vorbehalten, 
in  welcher  Weise  er  sich  sein  Urteil  über  diese  Frage  bildete. 
Am  17.  Mai  hatte  er  ein  Gutachten  der  Cour  permanente  de 
Justice  internationale  in  Aussicht  genommen.-  Welche  Mo- 
tive ihn  hierbei  leiteten,  hat  er  nicht  gesagt.  Im  Hinblick  auf 
die  Schwierigkeiten  und  die  Kompliziertheit  der  Frage,  aber 
auch  im  Hinblick  darauf,  daß  die  Vorfragen  zugleich  für 
eine  ganze  Reihe  anderer  Rechtsfolgen  präjudizierlich  sind, 
und  daß  auch  andere  Instanzen  dieselben  Fragen  zu  beur- 
teilen haben  können  (auf  diese  Probleme  habe  ich  unter  1 
und  II  eingehend  hingewiesen),  war  diese  Absicht  lebhaft  zu 
begrüßen:  eine  Instanz,  die  so  hoch  steht  wie  die  Cour  per- 
manente, dürfte  nicht  nur  die  gegebene  sein,  um  so  kompli- 
zierte Rechtsfragen  zu  erörtern,  sondern  auch,  um  für  die 
I/ösung,  die  sie  findet,  eine  wahrhaft  autoritative  Bedeutung 
zu  beanspruchen.  Warum  dieser  Plan  am  9.  September 
fallen  gelassen  wurde,  ist  nicht  bekannt;  jedenfalls  heißt  es 
im  Bericht  von  diesem  Tage:  ,,I1  serait  peut-etre  desirable, 
vu  le  materiel  d'information  important  fourni  par  la  dele- 
gation  polonaise,  de  faire  examiner  les  questions  par  quel- 
quesun  des  jurisconsultes  eminents  ä  la  disposition  des 
differents  membres  du  Conseil." 

So  hat  deim  auch  die  auf  Grund  dieses 
Beschlusses  eingesetzte  Juristenkommis- 
sion sich  der  Mühe  unterzogen,  die  präjudizierlichen 
Rechtsfragen  zu  prüfen:  sie  war  dazu  ebenso  berech- 
tigt wie  verpflichtet.  Daß  sie  bei  dieser  Prüfung  auch  Fra- 
gen entscheiden  durfte,  über  die  zugleich  eine  interpretie- 
rende Vereinbarung  zwischen  dem  deutschen  und  dem  pol- 
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nischen  Staate  möglich  ist,  versteht  sich  von  selbst.  Auch 
über  Staatsangehörigkeitsfragen  ist  ein  interpretierender 
Vertrag  der  beiden  Staaten  möglich,  was  weder  die  Kom- 
petenz des  Völkerbundrates  noch  die  der  gemischten 
Schiedsgerichte,  noch  die  anderer  internationaler  Gerichte 
oder  Schiedsgerichte  beeinträchtigen  kann.  Aber  die  Kom- 
petenz zur  Entscheidung  der  Vorfragen  umfaßt  nur  die 
Kompetenz,  sie  auf  Grund  des  bestehenden  Rechts  zu  prüfen 
und  zu  beurteilen,  nicht  das  bestehende  Recht 
durch     Billigkeitserwägungen     zu      ändern. 

Damit  soll  keineswegs  gesagt  sein,  daß  bei  Fragen  der 
hier  zur  Erörterung  stehenden  Art  Billigkeitserwägungen 
nicht  am  Platze  sind.  Aber  solche  Abwandlungen  des  strikten 
Rechts  aus  Erwägungen  der  ,,bonne  justice*'  können  nur 
durch  ein  Einvernehmen  der  beiden  beteiligten  Staaten  zu- 
stande kommen.  Bis  dies  Einvernehmen  erzielt  ist,  muß  das 
„ita  scriptum  est**  den  festen  Boden  für  alle  Rechtserwägun- 
gen bilden;  jedenfalls,  wenn  solche  Abwandlungen  des  posi- 
tiven Rechts  die  subjektiven  Rechte  einer  an  dem  Verfahren 
nicht  beteiligten  dritten  Rechtspersönlichkeit  berühren. 

In  diesem  Sinne  ist  bei  den  beiden  größeren  Verträgen, 
die  das  Deutsche  Reich  gelegentlich  der  Zessionen  auf  Grund 
des  Versailler  Friedens  geschlossen  hat,  verfahren  worden. 

In  dem  Schlußprotokoll  zu  dem  Vertrage  zwi- 
schen DeutschlandundDänemark  vom  10.  April 
1922  heißt  es  in  Ziffer  1:  ,, Hinsichtlich  der  Behandlung  der 
am  15.  Juni  1920  noch  laufenden  privatrechtlichen  Ver- 
träge und  Verpflichtungen  des  deutschen  Reichs  und  des 
preußischen  Staats,  die  sich  auf  die  Verwaltung  des  an  Dä- 
nemark gefallenen  Gebiets  beziehen,  hat  die  dänische  Regie- 
rung auf  der  Grundlage  der  ihr  deutscherseits  zugestellten 
Verzeichnisse  über  die  in  Betracht  kommenden  Verträge  und 
Verpflichtungen  der  deutschen  Regierung  Mitteilungen  ge- 
macht, aus  denen  hervorgeht,  daß  der  dänische  Staat  im  all- 
gemeinen in  solche  Verträge  und  Verpflichtungen  eingetreten 
ist,  oder  sich  mit  der  Gegenpartei  gütlich  geeinigt  hat.  B  e  - 
züglich     einiger,     besonders     namhaft     ge- 
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machter  Fälle  hat  die  dänische  Regierung  mitgeteilt, 
daß  sie  sich  wegen  des  Eintritts  freie  Hand  vorbehalten 
müsse.  Die  deutsche  Regierung  hat  sich 
mit  diesen  Mitteilungen  einverstanden 
erklär  t/' 

Aus  der  Fülle  ähnlich  liegender  Fragen,  die  sich  gele- 
gentlich der  Abtretung  von  Ost-Oberschlesien  ergeben  haben, 
sei  hier  beispielsweise  auf  zwei  Bestimmungen  des  Genfer 
Abkommens  vom  15.  Mai  192  2  hingewiesen. 
Nach  Artikel  4  §  2  behält  Polen  sich  das  Recht  vor,  binnen 
sechs  Monaten  Konzessionen  und  Privilegien,  die  nach 
dem  2  0.  Oktober  1921  erteilt  worden  sind,  zu- 
rückzuziehen, wenn  der  Berechtigte  nicht  auf  Ver- 
langen der  polnischen  Behörden  nachweisen  kann,  daß  sie 
ihm  im  Rahmen  einer  ordnungsmäßigen  Ver- 
waltung erteilt  worden  sind.  Und  Ziffer  IV  des 
Schlußprotokolls  enthält  eine  Abmachung  über  den  Eintritt 
Polens  in  schw^ebende  Domänenpachtverträge:  die  von  deut- 
scher Seite  erfolgte  Verlängerung  einiger  namentlich  ange- 
geführter Domänenpachtverträge  wird  unter  Zustimmung 
der  deutschen  Regierung  von  Seiten  der  polnischen  Regie- 
rung abgelehnt;  und  die  deutsche  Regierung  erklärt  sich  be- 
reit, die  Pflicht  zum  Schadensersatz  für  die  Pächter  zu  über- 
nehmen, deren  Verträge  dadurch. vorzeitig  aufgelöst  worden 
sind.  Es  darf  noch  hervorgehoben  werden,  daß  die  hier  ge- 
nannten und  ähnliche  Bestimmungen  des  Genfer  Abkommens 
zwischen  den  beiden  Staaten  vereinbart  worden  sind,  ohne 
daß  es  auch  nur  eines  Vortrages  der  betreffenden  Fragen  vor 
dem  mit  dem  Vorsitz  der  Verhandlungen  betrauten  neutralen 
Präsidenten  oder  seinen  Mitarbeitern  bedurft  hätte. 

l  Vor  diesen  Verträgen  und  ohne  diese  Verträge  hätte 
wohl  ein  Schiedsgericht,  das  von  den  beteiligten  Staaten 
selbst  zu  dem  Zwecke,  die  von  der  Billigkeit  geforderten,  das 
strikte  Recht  abwandelnden  Sätze  zu  finden,  eingesetzt  wor- 
den ist,  einen  Schiedsspruch  fällen  können,  welcher  einen 
den  angeführten  Vereinbarungen  ähnlichen  Inhalt  haben 
durfte.     Aber  eine  internationale   Instanz    wäre    an    sich 
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nicht  befugt  gewesen,  solche  allgemeinen  Sätze  zu  finden  und 
aufzustellen,  wie  sie  hier  von  Deutschland  und  Dänemark 
bzw.  Polen  vereinbart  worden  sind.  Es  wäre  auch  möglich, 
daß  eine  internationale  Instanz,  die  einen  bestimmten  kon- 
kreten Fall  zu  entscheiden  hat,  für  diesen  konkreten  Fall  im 
Hinblick  auf  offenkundige  grobe  Unbillig- 
keiten, die  das  strikte  Recht  gerade  für  seine  indivi- 
duelle Eigenart  mit  sich  bringen  würde,  eine  Billig- 
keitsentscheidung fällt.  Aber  es  geht  sicher  weit  über 
das  hinaus,  was  möglich  und  zulässig  ist,  aus  Billigkeits- 
gründen und  ohne  Berücksichtigung  der  Besonderheiten  der 
individuellen  Einzelfälle  einen  allgemeinen  Rechts- 
satz aufzustellen,  der  einen  Stichtag  enthält,  den  das  po- 
sitive Recht  selbst  nicht  vorsieht.  Aus  welchen  m  a  t  e  r  i  e  1  - 
1  e  n  Gründen  dies  im  Einzelnen  nicht  zulässig  ist,  und 
warum  gerade  der  von  der  Juristenkommission  gewählte 
Stichtag  nicht  angängig  ist,  ist  in  dem  vorstehenden  Gut- 
achten darzulegen  versucht  worden. 
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